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Vorrede 
zur zweiten Auflage. 


Die freundliche Aufnahme der feit zwei Jahren im Buch— 
handel vergriffenen erften Auflage dieſes Buchs machte es mir 
zur Pflicht, zur Ergänzung und theilweilen Umarbeitung der- 
jelben zu fchreiten, ehe es mir gegönnt war, die andere Hälfte 
des Werks für den Drud fertig zu ftellen. Die Arbeit war 
Ihwieriger und nahm mehr Zeit in Anspruch, als ich vorerft 
vermuthete! 

Zunächſt widmete ich befondere Aufmerkſamkeit den Handels: 
rehtlihen Theilen des Mobiliarfachenrechte®. Angeregt 
durch den Umstand, daß die (von mir bereit? 1874 aufgeftellte) 
fog. „Eigenthumserwerb3-Theorie* (dazu Goldfhmidt, Syftem 
d. Handelsrecht? 8. 83a) auch von Carlin, Freiheren v. Can- 
Rein, Grünhut und andern Schriftitelleen mit Erfolg vertreten 
wird und in leßter Zeit auch in der Praris immer mehr An— 
Hang und Verbreitung gewinnt, habe ich die bezüglichen Aus— 
führungen nunmehr derart erweitert, daB fie — zufammengefaßt 
— in Kürze eine einheitliche Theorie der Werthpapiere 
(Inhaber, Ordre- u. Rectapapiere) bieten. Vgl. ©. 312 Note 6, 
©. 319 Note 16, ©. 351 flg., ©. 356 flg., 358 Note 47, ©. 359 
Note 49a. 

Nebft den inzwischen eingetretenen Ünderungen in der Geſetz⸗ 
gebung hatte ich fodann vor Allem die feit der eriten Auflage 
vollinhaltlich veröffentlichten umfangreichen Vorarbeiten und Ma- 
terialien zum allgemeinen bürgerlichen Gefeßbuche, inZbejondere 





IV Vorrede. 


den Codex Theresianus, den Entwurf Horten's und Mar— 
tini's (berausgeg. von Harras v. Harraſowsky 1883—1886), 
ferner den „Urentwurf und die Berathungsprotofolle zum allgem. 
bürgerl. & 3.” (herausgeg. von J. Ofner 1889), foweit dies 
nicht ſchon früher möglich war, thunlichft zu verwerthen; fodann 
die raſch anfchwellende dfterr. Judikatur des Oberſten Gerichts- 
hofes, aber auch des Neichögerichtes und Verwaltungsgerichts⸗ 
hofes fowie mehrfachen beachtenswerthen Zuwachs der üiterr. 
Literatur — insbeſ. das von Prof. Pfaff herausgegebene und 
redigirte „Syftem des öſterr. allgem. Privatrechtes” meines leider 
zu früh verftorbenen, verehrten Kollegen Prof. Dr. Joſef Krainz 
(1885—1889) und Burdhard’3 „Syftem des öſterr. Privat⸗ 
rechtes“ (I—IIL, 1883—1889) entſprechend zu berüdfichtigen. 

Nah Zweck und Richtung dieſes Werkes war es nicht wohl 
thunlich, die mafjenhaft angeſchwollene neuere reichsdeutſche Lite 
ratur, welche anläßlich der Publikation des „Entwurfs eines 
bürgerlichen Gejeßbuches für das Deutſche Reich“ (Erfte Lefung: 
1888) erjchienen ift, zu berüdfichtigen, ganz abgejehen davon, 
daß die eigenartige Entwidlung des öſterr. Immobiliar-Sachen- 
rechtes und literariſche Reciprocitätsrüdfichten eine gewifle Ber 
ſchränkung nabelegen. 


Prag, Neujahr 1893, 
Der Berfaller. 


Dorrede 


zur erften Auflage, 


Sine ſyſtematiſche Darftellung des Eigenthumsrechtes nad) 
öfterreichiichem Rechte bedarf nach dem heutigen Stande der dfterr. 
Rechtzliteratur faum einer Rechtfertigung. Das vorliegende Buch 
ſoll — glei) meiner Monographie über den „eſitz“ — einen 
Bauſtein Kiefern zum ſyſtematiſchen Aufbau des öſterr. Civilrechtes 
überhaupt, welcher von Altmeifter Unger mit der Darftellung 
des allgemeinen Theile in glänzender Weife begonnen ward, 
von eben demjelben durch das muftergültige Erbrecht, von Erner 
und NRittner in gründlicher Weife durch das Hypothelen-, ber 
ziehentlich durch dag Eherecht, von Haſenöhrl ... durch die 
eingehende Darftellung des allgemeinen Theil des Obligationen» 
vecht?, bez. endlih von Schiffner durch eine verdienftliche (das 
Grundbuchsrecht einjchliegende) Verarbeitung des allgemeinen 
Theils des Privatrechtes allmählich ergänzt wurde, während alle 
übrigen Theile, insbefondere dag Familien- und Vormundfchafts- 
recht, das Mobiliarpfandrecht, die Servituten, die Individual 
rechte, der ſpezielle Theil der Obligationen noch der ſyſtematiſchen 
Darftellung Harren.*) 


*) Seit der erften Auflage (1884) hat das „Familienrecht“ in den „Kompendien 
des öfterr. Rechtes” eine bündige fuftematifche Darftelung von Prof. Joſef Freiherrn 
von Anders (1887) erhalten umd der fpezielle Theil des Obligationenrechtes, wie dad 
allerdings erft im Erfcheinen begriffene Buch: „Die Obligationdverhälniffe 2c.“ (1.2. 


— 
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Abgeſehen davon galt es, das öſterr. Eigenthumsrecht auf 
Grund des gemeinen Rechtes und — ſoweit die Vorarbeiten reichen 
— auch der älteren öſterr. Landesrechte unter Benutzung der außer⸗ 
ordentlich reichhaltigen, ja unſchätzbaren gemeinrechtlichen Literatur 
in eingehender Weiſe darzuſtellen und die für das volle Verſtändniß 
des heimiſchen Rechtes oft nicht unwichtigen neueren Kodifikationen 
(namentlich das preußiſche Landrecht) zur Erläuterung heran⸗ 
zuziehen. 

Durch die Güte meiner Kollegen Pfaff und Hofmann 
wurde es mir ermöglicht, die abſchriftlichen Protokolle der Geſetz⸗ 
gebungshofkommiſſion, welche bekanntlich (1801—1810) den vom 
Freiherrn von Martini redigirten Entwurf des A. B. G. B. (be 
ziehentlich das weſtgaliziſche Gejegbuch von 1797) auf Grund der 
Gutachten der juriftiichen Fakultäten und der Landeskommiſſionen 
zu prüfen, zu befjern und zu ergänzen hatte, für dieſe Arbeit zu 
benugen. Allerdings gewähren diefe Brotofolle häufig nicht die 
erwartete Aufllärung; ja bisweilen überrafchen fie mehr durch 
ihr Schweigen als durch ihren Inhalt. 

Wichtiges Material für dag Verſtändniß des bürgerlichen 
Geſetzbuches Tiefert der foeben von Ritter von Harraſowsky 
in höchſt dankenswerther Weife in Drud gelegte Codex There- 
sianus. Abgeſehen vom erjten Bande desfelben war es mir 
durch die befondere Güte des Herrn Herausgebers gegönnt, aud) 
die Aushängebogen des zweiten Bandes, welcher das Eigenthum 
behandelt, wenigſtens bei der Korrektur dieſes Buches benutzen 
zu können. | 

Die Erkenntnifje des Oberften Gerichtshofes, ſoweit fie bisher 
in der Samml. Gl. U. W. erichienen find (Bd. 1—18), wurden 
überall thunlichſt verwertbet. 

So übergebe ich denn die erſte größere Hälfte der Mono» 


1. Heft: Einleitung; Darlehen 1890) zeigt, in Prof. Joſef Freiherrn von Schey einen 
tüchtigen Bearbeiter gefunden. 


Borwort. VII 


graphie, deren Herausgabe durch Krankheit und dringende Be- 
rufarbeiten wiederholte Verzögerungen erfuhr, mit dem Wunſche 
der Offentlichteit, daß diefelbe die gleiche gütige Aufnahme finden 
möge, welche meinen früheren Arbeiten zu Theil wurde.) 


Brag, im Januar 1884. 
Ä Der Berfafler. 


” Bon den öfter. Kommentaren ift die von M. Schufter und Schreiber 
fleißig ergänzte und verbefierte Ausgabe des Stubenrauch’fchen Kommentars 
(4. Aufl.) benutzt; in der Regel aber die 2. Ausgabe citirt. Dernburg, Förfter, 
Stobbe find in der Regel nach der erften Auflage angeführt. 
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Begriff des E. Das „getheilte E. Das €. ift die umfaflendfte, un- 
mittelbare rechtliche Herrfchaft über Sachen — jedoch nur der Anlage nad 
©. 1flg. (Berfchiedene Definitionen Note 3.) — Die Beichränfungen ded €. 
durch dingliche Rechte Dritter und jene im öffentlichen Intereſſe find durch 
die ölonomifche Natur u. die foziale Funktion ded E. gegeben S. 2—5 u. 10. 
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Snbjelte des E. Beſchränkungen der Erwerböfähigfeit S. 29. — (Bei 
Auswanderern? Deferteuren? S. 29 flg. Ordendgeiftlichen? S. 29—32.) 
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S. 34. Juden S. 35. 

Objekte des E. ©. 35 flg. — Geſammtſachen? S. 35 flg. — Verkehrs⸗ 
unfähige Sachen? S. 37. — J. Verkehrsunfähige Sachen im wahren Sinne 
S. 38 flg. — II. Verkehrsbeſchränkte Sachen ©. 40 flg. — indbef. öffentl. 
Wege, Plaͤtze ꝛc. S.40flg. Sie find im E des Staats, der Gemeinden, 
Privaten S. 42 fig. — Art der Gemeinnugung ©. 45 flg. Durch Tramways? 
S. 45. Nicht hierher gehören: Eifenbahnen S. 49; — öffentl. Schulen? 
&.50. — Kirhen? S. 51. Geweihte Sachen? S. 52. — Das literarifche 
und artiftifche Eigenthum ©. 54 flg. — Erfindungsprivilegien S. 55 flg. — 
Bergwerkseigenthum ©. 57. — Das Orundeigenthum in die Höhe und Tiefe 
S. 57 fig. 

E. au Gewäſſern. A. Natur desſelben; hiſtoriſche Entwicklung S. 59 flg. 
— Nur das €. an ſtehenden Gewäſſern iſt wahres E. S. 60 flg. — Nach 
gemeinem R. find alle Fluͤſſe öffentl. Gut ©. 62 flg. — Flußregal in Deutſch⸗ 
land S. 66 flg. — Fluß⸗ oder Fiſchereiregal der Obrigkeiten in Öfterreich? 
©. 66 fly. — B. Gegenwärtiger Stand der öfter. Geſetzgebung ©. 68 flg. — 
Rechtliche Natur der Gewaͤſſer ©. 73 fig. ; indbef. der.fog. Grundwäfler S. 87. 
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— O. Rechtsverhältniſſe an öffentlichen Gewäſſern ©. 81, insbeſ. Die ge⸗ 
meine Rukung ©. 81; das Fifchereireht ©. 82 fig. — Benugung zu Waſſer⸗ 
werfen ©. 83 fig. — Rechtliche Bereutung der Kongeffion ©.85. Wafler- 
buch ©. 86. — Regulirungsbauten ©. 87; Recht ded Staates an Infeln und 
am Flußbett S. 88. — D. Redhtöverhältniffe an Privatgewäflern, a) dad 
E. an ftehenden Gewällen ©. 89 fig. — (Mineralquellen ©. 90). — Der 
natürliche Waſſerabfluß S. 90 flg. — Beſchränkungen des E. an Wäffern 
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. Beſchränkungen der Ausübung des E. Beſchränkungen einerfeitd durch 


fremde Privatrechte, andererſeits aus Rückſichten des Gemeinwohls, zunächſt 
meiſt im nachbarlichen Intereſſe S. 102 flg. — Die ſog. Legalſewituten, 
insbeſ. das Rachbarrecht S. 104. — Einzelne Fälle: bezüglich der Ufer 
S. 105, — der Privatflüffe und der Vorfluth S. 106, — der Entwäfferung 
und Bewäflerung ©. 107, — ded Schurfrehtd S. 107, — der Förderung von 
Waldprodukten S. 107, — der Borarbeiten für Eifenbahnen ©. 107, — der 
Straßenalleen S. 108, — der Verfolgung von zahmen und gezähmten Thieren 
&.108, — des Wurzel» und Überhangsrechted ©. 110, — des Jagd⸗ und 
Fiſchereirechtes S. 110. — Das öfterr. R. kennt nicht das Recht ded Noth- 
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nugungsarten, welche die Nachbarn in ungewöhnlicher Weife beläftigen oder 
[Hädigen ©. 113 flg. — (Nur bei Immiffionen in den Nachbarraum hat die 
Regatoria ſtatt S. 117.) — Der öffentliche Charakter des fog. „Nachbar- 
rechted" S. 119. — Nur aus dem Gefichtöpunft des Gemeinwohls kann die 
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redliche Erwerb eines urfprünglich ungültigen bücherlich eingetragenen Rechtes 
dur) den reblichen Singularfucceffor ©. 542. — Entgeltlichleit des Erwerbes 
ift nicht erforderlih Note 7b. — So auch die ftändige Sudilatur ©. 545 fig. 
— Unrihtig ift die abweichende Auffaffung des Spruch! Rep. Nr. 128. 
S. 546 flg. — Eigenthümerhypothek? ©. 548. 


Beilage. Beifpiel einer Grundbuchseinlage S. 549 flg. 


Anm. Auf Wunſch wurde ein VBerzeichniß der beiprochenen Gefekesftellen fammt dem 


alphabetifchen Inhaltsverzeichnifſe beigefügt, für deren mühfame Zufommenftellung ich Herrn 
Dr. Bantutet beftens tante! 





8.1. Begriff des Eigenthums. Das fog. getheilte Eigenthum. 


Eigenthum (Cigenthumsrecht!) ift die Durch das objektive Recht 
gewährte und burch dasſelbe begrenzte rechtliche Möglichkeit relativ 
pollfter, unmittelbarer Herrichaft über eine Törperliche Sache. ‘Das 
E. ift fomit Die oberfte, umfaſſendſte, unmittelbare rechtliche Macht, 
— bie ber Idee nach fohrantenlofe, jedoch durch das pofitine Recht 
mit Rückſicht auf das Gemeinwohl begrenzte, auch durch Privatrechte 
zeitlich einfchräntbare rechtliche Herrichaft über einen Törperlichen 
Gegenjtand.? Die rechtliche Möglichkeit unbefchränkter Verfügung 
gilt jomit lediglich innerhalb ver durch den objektiven Nechtswillen und 
durch (zufällige) unmittelbare Berechtigungen Dritter gezogenen Grenzen 
88. 354. 362 G. 3B.).>. 


1) Altere Monographien über das Eigentbum find: F. C. Gefterding, 
Ausführliche Darfiellung der Lehre vom E. und folchen Rechten, die ihm nahe. 
tommen. Greifswald 1817. — R. Theod. Pütter, Die Lehre vom E. nad 
deutfchen Rechten. Berlin 1831. — Andr. Chr. I. Schmid, Handb. des gegen- 
wärtig gelt. gemeinen deutſchen bürgerl. Rechte. Bd. I (Eigenthum.) 1847. — 
Karl Sell, Römifche Lehre der dinglichen Nechte oder Sachenrechte. 1. Theil, 
Römifche Lehre des Eigenthums nebft Einleitung. Frankfurt a. M. 2. Aufl. 1852. 
— & Pagenfteher, Die römifche Lehre vom Eigenthum in ihrer modernen An⸗ 
wendbarkeit (3. Abth.). Heidelberg 1857. 1859. Bon partifularerechtlichen neueren 
Arbeiten ift zu nennen: V. F. Platner, Sachenrecht, mit bef. Rückſicht auf das 
frühere Kurheſſen. Marburg 1875; H. Lang, Handb. ded im K. Württemberg 
gelt. Sachenrechts. 1876. (1. Lief. Beſitz u. Eigentum.) — Für dad franz. 
R. wurde in wichtigeren Fragen Laurent, Principes de droit civ. franc. 
(1878 VI. VIL), Marcade, Explication . . du Code Nap. (5. Aufl. 1886), 
Zahariä v. Lingenthal-Dreyer, Franz. Civil. (7)., — für das ital. 
E. Paeifici-Maszoni, Istituzioni di diritto eiv. ital. (1884) benüßt. 

2) Ohne Grund behauptet Pagenfteher ©. 4, daß erftere Bezeichnung die 
Erkenntnis des Cigenthumsbegriffes zu verdunfeln geeignet iſt. „E. habe feinen zu 
jpecialifirenden Rechtsinhalt.“ Unrichtig ift P.'s Anfiht, daß das E. „körperlich“, 
alle Rechte unkörperlich find. Die Bezeichnung des E.'s ald res corpoarlis be- 
ruht anf der juriftifch ungenauen Identificirung von Sache und E. daran; denn die 
Eintheilung in res corp. et incorp. (8.2. I. 2. 2. dazu $. 292. B. G.) enthält 
belanntli eine Eintheilung ded Bermögen?. 

28) Das Wort: „Eigenthum“ kennt die Nechtöfprache des Mittelalters noch 


Randa, Eigentum n. öſterr. Recht. 1 
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Zweierlei Beſchränkungen des E.'s find es, welche in unferer 
Begriffsbeftimmung ind Auge gefaßt wurden: Zunächſt die ding— 
lichen Beſchränkungen zufolge frember Brivatrehte. Darım 
fagten wir: Das E. fei pie Möglichkeit relativ vollfter rechtlicher Herr- 
ſchaft oder bie der „Idee nach“ unbefchräntte rechtliche Herrichaft; 
benn wenn auch das E. im konkreten Falle durch dingliche Rechte Drit- 
ter beſchränkt ift, jo bleibt Doch immer die Möglichkeit, daß bie be- 
ſchränkenden Rechte im Laufe ber Zeit wegfallen, und daß hiermit das 
E. kraft feiner Expanſivkraft feinen urfprünglich und begriffsmäßig 
unumſchränkten Umfang wieder gewinnt, im geraden Gegenſatz zu ven 
anderen binglichen Rechten, welche aus fich heraus niemals zu ber 
(relativ) vollen rechtlichen Herrfchaft über die Sache, wie fie dem 
Eigenthümer gebührt, fich entwideln fönnen.? Nur feinem begreif- 


nit; gebräudhlich find die Ausdrüde: Eigen, Erbe, Eigenfchaft (propr., here- 
ditas, allodium etc.) Bgl. Zomajchet, W. Ztihr. 13. DO. 741. R. 1. 

3) Die alte Regel: omnis definitio periculosa trifft hier in vollem Maße 
zu. Die meiften neueren Schriftfteller definiren dad E. ale die „volle“, „vollkom⸗ 
mene, unbeſchränkte“, „ausſchließliche“ rechtliche Herrfchaft über eine Sache. Bergl. 
Puchta 8.144, Arndts 8.130, Keller 8. 112, ähnlich Windſcheid 8. 167, 
Gerber 8.76, Ungerl. ©. 524, Swoboda, Hiftorifch-dogmat. Erörterungen 
(1873) S. 1; für das preuß. u. bayer.R. Förfter $. 166, Roth 8. 118. Die öfter. 
Sommentatoren (Kirhftetter ©. 180 audgenommen) befchränfen fi dar 
auf, die Definition des Geſetzbuches (8. 354) wiederzugeben. — Gegen alle dieje De: 
finitionen ift zu erwägen, daß dad E. nicht immer in Wirklichkeit dic volle oder 
volltommene rechtliche Herrfchaft ift, und daß diefem Umftande ſchon im Begriffe 
desfelben Rechnung getragen werden muß. Berg. bei. Hartmann, Rechte an 
eigener Sade in Ihering's Jahrb. 17. B. ©. 89 ff., 124—133, welcher die 
vielfeitig begrenzte, daher nur relative Machwollkommenheit des E.'s betont. — 
Auh Baron 8. 125 ſucht die Klippe zu umſchiffen, indem er fagt: Regel- 
mäßig ift dad E. die vollftändige und ausſchließliche Herrſchaſt . .; ausnahms⸗ 
weije können dem Cigenthümer gewiſſe Befugniffe entzogen fein“. Allein es 
ergiebt ſich fofort die Frage, welche Befugniffe können entzogen fein, ohne das 
Wefen des E.'s aufzuheben? Eher entfpricht die Definition Windſcheid's $. 167. 
„Es ift das Recht, welches an ſich den Willen des Eigenthümers für die Sache ent» 
fheidend macht für die Geſammtheit ihrer Beziehungen“. Brinz, Pand. 
8.130 (2.4), ſucht die Definition Wirth’d zur Geltung zu bringen: „E. ift die 
unmittelbare, accefforifche, ausfchliegliche rechtliche Verbindung einer körperlichen 
Sache mit einer Perſon.“ Das Weſen diefer „Verbindung“ (Pertinenzverhältnis) 
findet B. — nit in dem Gebrauchs⸗ und Verfügungsrecht, das auch fehlen könne, 
fondern — in dem Befib- und Bindicationsrecht, das nie fehlen dürfe Allein ab» 
gefehen davon, dag B. den Begriff der „Herrfchaft“ zu eng faßt, harakterifirt das 
Wort „Berbindung” nicht den Inhalt des E.'s, fondern nur die unmittelbare 
Beziehung des Rechts zur Sache, daher fi) B. auch genöthigt fieht, bei den jura in 
re an Stelle der Verbindung doch wieder die Befugnis zu fegen. Aber auch das 
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fihen Weſen — feiner inneren Anlage nach ift fomit das &. volle 
vehtliche Herrichaft, während feine Geſtaltung im wirklichen Leben 
Einſchränkungen mannigfacher Art wohl verträgt. 


Beſißrecht ift nicht weientlicher ald dad Gebrauchsrecht; führt doch DB. felbft das 
alte nudum jus Quiritium und die Fälle ded abgeleiteten Beſitzes (der doch nicht 
immer anvertraut iſt) ald Ausnahme an; felbft das Vindicationsrecht kann fehlen, 
jo bei der except. rei vend. ao trad. und im Falle der L. 1. D. de tigno junoto, 
wofeldft nicht zeitlicher Berluft des E.'s zu erbliden ift. (Bgl. auh Zoll, Jus in 
re propria 1881. ©. 3 flg., Czyhlarz, Wiener Ztſchr. 6. ©. 623.) Andere 
Definitionen f. bei Windſcheid $. 167. R. 5, Böcking $. 134. U. 15. und 
Arndts 8. 130. Nr. 4, welcher von einzelnen (3. B. jener Pagenfieherd ©. 3: 
Es if die den Körper der Sache erfüllende rechtliche Macht“, Leiſt's, Civil. Studien 
Il. S. 11. 46. 49: „E8 ift die Sdentificirung oder Affimilirung des Subjekts und 
der Sache” u. f. w.) mit Recht bemerkt, daß mit ſolchen Redefiguren dad Wefen des 
Eigenthums wohl kaum zum befjeren Berftändnid gebracht wird. — Böding 
$. 134 (welchen fih zum Theil Dernburg $. 181 und vollftändig Kirchſtetter 
©. 180 anfchliegen) definirt das E. als „das an fich beſtimmungsloſe, aber äußerſt 
beftimmbare, totale und ausfchließlihe Privatherrfchaftsreht an einer Sache” 
S. 11). Allein auch gegen diefe Definition laſſen fich diefelben Einwendungen er» 
heben, welche Bocking felbft ganz richtig der herrichenden Meinung entgegenhält: 
‚Rad, jenem Definitionsverfuche wäre die nicht totale oder die nicht ausſchließliche 
Privatherrſchaft . . nicht mehr eigentliches Eigentbum.” Richt in der „Abftrakiheit 
und... Unbeflimmtheit der Privatherrfchaft” Tiegt die Natur uud dag 
Bein des E.'s; vielmehr Liegt die Eigenthümlichkeit desfelben — wenn ich bildlich) 
reden darf — in der unendlichen Condenſirbarkeit bezieh. Erpanfivfraft feines 
elaftiihen Inhalt, was zur Folge hat, daß diefer feine natürlichen Grenzen fofort 
wieder gewinnt, wenn der die Einſchränkung bewirkende rechtliche Drud aufgehört 
hat. Das eigenthümliche MWefen der Eigenthumsherrſchaft befteht alfo darin, daß 
es begrifflich „die Fähigkeit und das Beſtreben befitzt, zu einer (folchen) unbefchränf- 
ten Macht immer wieder heranzuwacfen“ (Dernburg J. ©. 374). Am nächten 
fommt die im Text vertretene Auffaffung jener von Brund, Hartmann und 
Stobbe. Br. Hezeichnet das E. als die „allgemeine rechtliche Herrſchaft, oder 
als dad Recht der Herrfchaft über die Sahe“, Stobbe $ 78 — ale die oberfte, 
Harimann — als die oberfte, an ſich meiftumfaffende rechtliche Herrfchaft. — Ato⸗ 
mifitend und die Wirkung zum Weſen erhebend ift die Auffaffung Schloßmann's, 
der Bertrag ©. 251 flg.: E. vereinigt in der Borftellung „die zahllofen Möglich- 
keiten eine® einer Perfon in Bezug auf eine Sache gegen alle denkbaren Störungen 
Dritter zu gewährenden Schußes.“ Die Möglichkeiten find Ausflüffe eines nicht 
bloß vorgeftellten, fondern realen „Kraftcentrumd.“ Unhaltbar ift die Auffaffung 
Thon's, Rechtsnorm und fubj. Recht. ©. 288 fig., welcher das Geniefendürfen 
(d. Ausübung) ded Rechts von dem Inhalt des Rechts ausſchließen will; ein 
bloßes Erlauben fei nie () Sache des Rechts, jondern nur Gebot und Verbot. Allein 
if es nicht gerade der Zwed des Gebots und Verbots, den Genuß deö Recht zu 
ſchüßen? Ebenſo fonderbar ift die Anficht Th.'s, dag das E. erſt zum Privatrecht 
werde, infoweit aus Ubertretungen der zu feinem Schuge aufgeftellten Normen 
ein Anfpruh auf fernere „Unterlaffung der Anmafung ded Genußes“ erwächft 
S. 156). Allein hat der Eigenthümer fein Recht auf den „Genuß“, dann ift ed un» 
begreiflih, auf welchen Grund hin er die „Anmaßung des Genuffed“ durch Andere 
hintanzuhalten befugt wäre. Pol. dag. auch Zolla. D, 
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Nicht minder wichtig ift Die zweite Beſchränkung, auf welche in 
ber obigen Begriffsbeftimmung hingewiefen ift: daß das €. ten durch 
bie jeweilige Rechtsordnung im öffentlichen Intereſſe gezogenen 
Einſchränkungen unterliegt. Wohl ift das E. ber Grundſtein bes 
Privatrechtes, der Volkswirthſchaft und aller ethifch-[ocialen Entwick⸗ 
Inng, — ein Inftitut, ohne welches nach Erfahrung und menjchlicher 
Boransficht Fein fittlicher, wirtfchaftlicher und Cultur⸗Fortſchritt denk⸗ 
bar ift. Und darum ift es begreiflich, daß das E. den Ausgangspunkt 
und das Endziel der confervativen und ber Neformbeitrebungen ber 
foctalen Bewegung geworben ift. Allein ſowie das &. als unentbehr- 
licher ethifcher und wirtichaftlicher Faktor ber Culturentwicklung durch 
bie ftaatliche Orbnung geſchützt wird, ebenfo und eben darum ift es 
zugleich jenen Beichränkungen unterworfen, welche bie Rechtsordnung 
im Intereife ver Geſammtheit feftfeßt.* Auch giebt vie zu Necht 
beſtehende Eigenthums ordnung keinen Anspruch auf den unver: 
änderten Fortbeftand berfelben. So nothwendig nämlich das €. 
wie jedes erworbene Recht gegen willkürliche Eingriffe welcher Art 
immer gefchüßt werben muß, ebenfo fehr Tiegt e8 in der Macht ter 
ſtaatlichen Gefekgebung, die Grundfäge des Erwerbes und ber Ver⸗ 
theilung ber Güter in einer ven wechfelnden Bedürfniſſen ver Zeit ent- 
Iprechenden Weife zu ordnen und zu regeln. Die Gefchichte aller 
Zeiten und Völker Liefert uns Belege für diefe „nicht felten verlannte 
Wahrheit”. Aus der neueren Zeit ſeien nur bie tiefgreifende imperative 
Eigentbumsregelung durch die Grundentlaftung, die Lehensallobiali- 
firungen und Commafftrungen erwähnt! Kurz — das €. tft fo wenig 
al8 irgend ein Privatrecht eine jeder Rückſicht eutbundene, abjolute, 
ſchrankenloſe Herrichaft!® Die durch das Gemeinwohl gebotene 


— 





— 


4) Zwar ift dad E. ein Imftitut des Privatrechts, infofern ed vornehmlich 
dem Sonderintereffe zu dienen hat; allein es gehört nach gewiſſen Seiten hin aud) 
dem öffentlichen Rechte an, foweit nämlich das E. aus Rüdfichten des Gemeinwohls 
den mannigfaltigften Beſchränkungen unterliegt, ja nach Umftänden demfelben fogar 
zu weichen bat, Vgl. über den doppelten (privat- und öffentlichsrechtlichen) Charakter 
gewiffer Rechtöinftitute Pfaff-Hofmann, Comment. I. ©. 120, Rödler, 
Berwalt.R. I. 8. 8. und Grünhut's Zeitfchr. IV. ©. 287. N. 73. 

5) Bol. darüber Shering, Zweck im R. ©. 518 flg., Hartmann ©. 124 fl., 
dazu neuerlich das für Juriften — gleich dem Laveleye'ſchen Buche — Tehrreiche 
Wert Samter's (Note 7), welcher gleih Schäffle und Wagner zu dem Ergebniffe ge- 
langt, daß — wie jede Zeit — fo auch die Gegenwart und Zukunft ihre eigenthüm⸗ 
liche Geftaltung des E.'s hat, bez. haben wird, und dag Private und Collektiv⸗ 
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Einfhränfung der vollen rechtlichen Macht des Eigenthümers ift auch 
in den großen Eobificationen aus der Wende dieſes Iahrhunderts Har 
und beftimmt ausgefprochen, fo insbeſondere im 8. 364 bes dfterr. 
9.8. ©. B.'s: „Überhanpt findet die Ausübung des E.'s nur info 
fern ftatt, als dadurch weber in die Nechte eines Dritten einge- 
griffen, noch die in den Gefeßen zur Erhaltung und Beförderung 
des allgemeinen Wohles vorgefchriebenen Einfchräntungen über: 
treten werben.*® Ähnlich normirte Schon das preuß. L. R. 8.26. I. 8 
vie Einhaltung der durch die Geſetze des Stantes vorgefchriebenen 
Schranken. Beide Gefegbücher geftatten auch imperativeu Einfluß 
auf die aktuelle Benugung des Grundeigenthums (8. 387 G. B., 
88. 34.83.1L.8U.R.) Das franz. und ital. G. B. (art. 344, 
bez. art. 436) haben vie Einfchräntung des E.'s (burch Geſetze und 
Berorbnungen) fogar in bie Begriffsbeftimmung besfelben, ver 
deutſche Entw. ($. 848) in bie Feftftellung der rechtlichen Macht- 
Iphäre des Eigentbümers, aufgenommen (ähnlich ber art. 89 d. 
bayer. Entw.), während bas ſächſ. und zürich. G. DB. (88. 222. bez. 
550. 552) bie gefeglichen Einſchränkungen in befonveren Artikeln aus- 
iprechen.? 


eigentbum Griftenzberechtigung haben. Weife das Mittelalter eine Dligarchie des 
Örundeigenthums mit ber Herrſchaft der Grundherren auf, fo fei an deren Stelle hier 
3. Th. die Herrfchaft des Kapitalismus mit feinem Gegenftüd: dem maflenhaften 
Proletarierthum getreten. Wie aber die „Harmonie” zwifchen Einzel- und gemein« 
wirthſchaftlichem E. hergeftellt werden foll, darüber giebt au ©. feine Andeutung. 

6) Zu den Einſchraͤnkungen des E. gehört u.a. die durch das Berggefeg nor- 
mirte Ausſchließung der Verfügung des Grundeigenthümers über die in feinem Grunde 
enthaltenen vorbehaftenen Mineralien. — Schonder Eod. Ther. und deifen Bor- 
arbeiten betonen die Rüdfihten auf das Gemeinwohl; Az zoni bemerkt, die freie 
Verfügung gilt nur von einem Gebrauch, „der nützlich und durch die Geſetze zu- 
gelaffen ift” (Harras. II. S. 43. Rote); dazu C. Ther. IL cap. 3. 8.1. nr. 2 flg., 
Hotten's Entw. II. 2 88.2 flg.: „wie es der Rupen des gemeinen Weſens erfordert”. — 
Bol. dazu 8. 82. II. weftgal. G. B., welcher betont, daß „dadurh dem E. nur 
vielmehr eine gemeinnüßige Richtung gegeben werde”. 

T) Hierauf im Gegenfag zu der einfeitigen, abfolutiftifhen Auffafjung der 
Mehrzahl der Furiften nachdrücklich gemwiefen zu haben, ift ein Berdienft der neueren 
Volkswirthſchaftslehre. Bol. Schäffle, Syſtem der menfhlichen Wirthſchaft. 
3.4.) ©. 58. 535 flg., Stein, Handb. der Verwaltung (2. Aufl.) an vielen 
Drtn, Rau-Wagner, Polit. Ofonomie. I. ©. 500 flg., Rösler, Lehre. d. 
deutſch. Berwaltungsrehts I. S. 301. 336 flg., Schmoller, Über einige Grund» 
fragen des Rechts und der Volkswirthſchaft (1879), und Samter, Eigenthum in f. 
focialen Bedeut. (1879). Aber auch neuere Rechtöphilofophen (bef. Ahrens und 
Ttendelenburg), und felbft einzelne Romaniften (bef. Ihering, Geift d. R. R, J. 
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Doch nit in einer Summe von beftimmten Machtbefugnifien 
über die Sache, ſondern in ber begriffsmäßigen Einheit ber über 
biefelbe benfbaren bejtimmten rechtlichen Machtvollkommenheit Liegt 
das Weſen bes römischen und modernen Eigenthumsrechtes. Vergeb⸗ 
ich und irreführend ift daher ber Verfuch, den Inhalt vesfelben durch 
Angabe einzelner Befugniffe zu treffen, oder gar zu erichöpfen.® Ins: 


©. 6 flg. III. ©. 299 flg., und: Zweck im R. ©. 506 fig. Baron, Angriffe auf 
das Erbrecht [Holzendorff’d Zeit. u. Streitfragen 85] u. Krit. DB. J. Schr. 19 
©. 391.) haben die Nothmwendigkeit der Befchränktung des Eigenthums aus Rüd: 
fihten des Gemeinwohls mit Recht betont. Daß aber ſchon die röm. Juriften (mie 
Shering, Zwei, S. 2 meint), dad E. grundfäglih von geſellſchaftlicher 
Seite erfaßten, möchte ich beftreiten; vorherrfchend macht fich bei ihnen die „indi- 
vidualiftifche Theorie” geltend ; nur fehr ausnahmsweiſe weicht das Privatrecht 
dem commodum rei publio., — die Geldcondemnation endlich ift doch nur ein uns 
vollkommenes Surrogat der Realerelution — keine Erpropriation. — Wenn Wag⸗ 
ner a. a. O. N. 9 die Definitionen der Juriften einer fcharfen, vielfach berechtigten 
Kritit unterwirft, fo ift dagegen feine eigene Begriffsbeſtimmung (€. ift die vom 
Recht zugelaffene volllommen rechtliche Herrfchaft einer Perfon über äußere Güter 
[zu welchen auch die Forderungen gezählt werden] vorbehaltlich der mit diefer Herr- 
ſchaft gefeglich verbundenen Befchränktungeu und Berpflichtungen) viel zu vag. Uber 
die biftorifche Entwidlung der Eigentbumdformen vgl. Emil v.2apveleye, De la 
propriete ete. Parid 1874, und Samter,a.a.D.©. 78—222. 

8) Altere Juriſten glaubten den Begriff des E.'s durch Aufzählung folder Bes 
fugniffe zu erfchöpfen. So ſchon einzelne Sloffatoren, fpäter beſonders Donel⸗ 
(ud, Comm. IX. c. 9, welcher folgende Beftandtheile des E.'s unterfcheidet: a) dad 
jus possidendi, b) ut rem incolumem habere ac tueri liceat, c) ut re uti- 
frui possit, d) ut liceat ab usu rei suae alios excludere, e) alienandi di- 
minuendive potestas. Auch Glüd, Comm. Bd. 8. $ 576 führt nachftehende 
Befugniffe auf: 1) Nutzungsrechte (jus possidendi, uti fruendi), 2) Proprietätd- 
rechte (jus disponendi, alienandi, vindicandi). Ahnlih Thibaut 5. 700— 
703 (Bel. 8. 9—11. L,8. d. preuß. 8-R), und neueftend wieder Rau« 
Wagner, Lehrb. d. pol. Okonomie. I. 8. 284, weldyer ziemlich ungenau das Ge⸗ 
brauchs⸗ und Verbrauchdrecht, das Dispoſitionsrecht, Erbrecht (?) und Güterhäu⸗ 
fungsrecht (?) ald die wichtigften wirthfchaftlichen Beftandtheile (?) ded E.s bezeichnet. 
Borfichtiger fhon Höpfner (Heineccius) 8.287, welcher die Eintheilung in das jus 
proprietatis et ususfructus erft nach Vorausfendung der Definition des Er's der 
Erläuterung willen hinzufügt. Andere endlich, bei. Weftp hal, bezeichnen das Recht, 
über die Subſtanz zu verfügen, ald das Wefentlihe. — Allein gegen diefe Zer⸗ 
legung des Eigenthumsinhalts, in Nutzungs⸗ und Subſtanzrecht ift zu erwägen, 
daß einerfeitd auch die durch den ususfructus beichräntte nuda proprietas, an» 
dererfeitd dad Necht des Fiduciars am Univerfalfideilommiß wahres €. ift, abge 
fehen davon, daß auch der Nutznießer nach Umftänden (3. 2. bei Abbau von Mine- 
ralien) die Subftanz vermindern darf. — Bon den Neueren vermeiden die meiften 
die ungenügende und irreführende Aufzählung der fpeciellen Eigenthumsbefugniſſe 
vgl. bef. Keller 8.112, Böding $. 134), oder fie knüpfen diefelbe exemplifi⸗ 
cirend an die vorausgeſchickte allgemeine Begriffebeftimmung des E.'s. (J.Schmid 
8.3). Faſt allgemein wird heutzutage die Eintheilung ded E.'s in Proprietäte- 
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befonbere ift die in der älteren Doktrin übliche und in das A. B. G. B. 
(8.354) aufgenommene Definition des Eigenthumsrechtes als Recht: 
„über die Subftang und über die Nugungen einer Sache nach 
Willkür zu Schalten und jeden Anderen davon andzufchließen”, ebenfo 
unhaltbar als die daran bisweilen gefmüpfte Eintheilung des E. in das 
Proprietäts- und das Nukungsrecht.? Dies zeigt chon der Umftand, 
daß beiberlei Befuguiffe zeitweilig fehlen können, ohne daß das E. anfge- 
heben würde, 10 Noch weniger darf das Veränßerungsrecht (veräußer- 
fih find in der Regel alle Rechte) und das Vindicationsrecht (alfo ber 
Alagenſchutz; zum Inhalt des E.'s gezählt werben. Die einzelnen 


und Nußungsrechte verworfen. Dagegen wird eine pofitive und negative 
Seite des E.s unterſchieden; kraft jener könne der Eigenthümer in jeder beliebigen 
Weiſe, auch durch Zerftörung, über die Sache verfügen; Traft diefer könme er jeden 
anderen von der Einwirkung auf feine Sache ausfchließen Arndte 8.130, Wind» 
iheid 8.167, Baron$. 125 u. A.). Indeß dad Ausfchließungsrecht Dritter ift 
Iediglih eine Gonfequenz ded E.’ und gehört daher ebenfo wenig zum Inhalte 
desſelben, ald die negative Seite der übrigen dinglichen Rechte zum Wefen biefer 
Iegteren. Nicht gerechtfertigt ift Daher die Bezeichnung ded E.'s „als Inbegriff einer 
unendlihen Menge negativer Anfprühe‘ (S. Schey, Grünh. Ztſchr. 7. S. 608.). 
Im Mittelalter bezeichnet man dag Eigenth. oft ald jus donandi, vendendi, insti- 
tuendi, destituendi ete. — 

9) Bgl. 88. 1. 9. 10. 11.1.8. des preuß. L.⸗R.: E. ift das Necht, „über 
die Subſtanz einer Sache oder eines Rechtes mit Ausſchließung Anderer aus 
eigener Macht... zu verfügen. Das Recht über die Subftanz zu verfügen, wird 
Proprietät, das Recht, cine Sache zu feinem Bortheile zu gebrauchen, wird 
Rutzungsrecht genannt” (8. 10. 11.1. 8.). — Art. 544. Code: La p. est le 
droit de jouir et disposer des choses de la manidre la plus absolue 
... Wörtlich überfept art. 436 ded ital. G. 3.3. — Auf dem Standpunfte der 
berrichenden gemeintechtlichen Theorie ſteht das fähf. ©. B. 8.217 (Recht der voll» 
Händigen und ausfchließenden Herrfchaft über eine Sache), das züricher G. 2. 
8.551, der bayer. Entw. III art. 89 u. deutfche Entw. 8. 848; (der 8. 222 ſächſ. 
G. B. und 8.89 de3 bayer. Entw. enthalten den Zuſatz: foweit nicht Befchränfungen 
desielben rechtlich begründet find; der deutſch. Entw. fagt: foweit nicht Beſchrän⸗ 
tungen durch das Geſetz oder durch Rechte Dritter begründet find.) Am umfang- 
reichſten ift die Befchreibung ded Eigenthumsinhalts im ruff. Swod. art. 240. 

10) So 3. 3. ann der durch den Uſusfructus beichräntte Eigenthümer weder 
über die Subſtanz, noch über die Nupungen des Guts verfügen: der Fiduciar 
88. 608. 613.) kann — obgleich Eigenthümer — nur über die Früchte des Nach⸗ 
laſſes disponiren; ebenjo ift der Fideikommißbefitzer (8. 631 fig.) befchränfter Eigen» 
thümer, der in der Regel über die Subſtanz nicht verfügen darf. L. 25. D. pr. 
D.deV.S. 50.16. Nec falso dieitur, totum meum esse (sc. fundum cum 
ususfructus alienus est), cujus non potest ulla pars dici alterius esse. 
Auch das Beräußerungsrecht, das übrigens nicht zum Inhalte des E.'s gehört, fann 
dem Eigenthümer mangeln, fo3. B. dem Fiduciar und Fideitommißbefiger, und nad) 
tom. Recht bei Litigiofität der Sahe x. Vgl. Böding 8. 134, N. 19, Keller 
2.112, Brinz, P. (2.9) ©. 472. 
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Machtbefugniffe zur Sache find eben nicht Beſtandtheile, fondern 
Ausflüffe des Eigenthums. 11 

Als unmittelbar auf Die Sache fich beziehende rechtliche Herr: 
ſchaft ift pas E., wie alle binglichen Rechte, ein gegen Jedermann 
wirkſames, — ein abjolutes Recht.11° Allein noch in einem an⸗ 
deren, eminenteren Sinne iſt das E. ein „abfolutes* Recht, nämlich 
in dem, baß es begrifflich jever Beziehung auf fremdes Recht 
entbehrt, während alle übrigen binglichen Rechte gerade biefe Bezie- 
bung wefentlich in fich tragen. 

Das Geſetzbuch giebt und zwar noch eine andere Definition bes 
E.'s, und zwar im $. 353: „Alles, was Jemandem zugebört, alle feine 
förperlichen und unkörperlihen Sachen, heißen fein &.* Allein hier 
bebient fi) das Gefe tes Ausdrucks „E.“ im weiteren uneigent- 
lichen Sinne, nämlich in dem bes „Vermögens“. Vgl. 8.292 ©. 2. 
(8. 2. I. de rebus incorp. 2. 2. Quaedam praeterea res corpo- 
rales sunt, quaedam incorporales). Die VBermögensbeftanbtbeile 
zerfallen bekanntlich in Sachen (beziehungsweife das E. daran) und in 
Rechte, unter welch’ letteren fohin das Eigenthumsrecht (zufolge ber 
üblichen Identificirung von Sache und €.) nicht begriffen ericheint. 
Das Gefebuch fagt alfo in den 88. 292 u. 353 nur, daß unfer Ver⸗ 
mögen beftebt: aus dem Eigenthumsrechte (bez. aus „körperlichen 
Sachen“) oder aus anderen Rechten („unkörperlichen Sachen“).1? 
Keinesfalls Tann aber aus dem 8. 353 deducirt werben, daß das G. B. 
nach dem Vorgange der älteren Doktrin und des preuß. L. R. Eigenthum 
an „Rechten“ anerfenne.13 Der Begriff des E.'s beſchränkt ſich viel⸗ 


11) Sanz richtig bemerkt Windſcheid 8. 167. N. 3, „dad E. entiteht nicht 
durd die Zufammenfaffung einer Mehrheit von Befugniffen zu einer Einheit, ſon⸗ 
dern es find umgekehrt die einzelnen Eigenthumsbefugniſſe nur kraft des E.'s da.“ 

11a) Dinglichkeit und Abfolutheit find wohl zu unterfcheiden ; mit der letzteren 
Kategorie allein ift dad Auskommen nicht zu finden. Anders wieder Burd- 
hard, Syſt. 8. 108. 

12) Vgl. bef. Wähter D. ©. 207 fig. Unger I. ©. 356 fig., Stobbe, 
8. 66, wofelbft ältere vrrige Aufiaſſungen berichtigt werden. S. auch Windſcheid 
8. 168, Arndts 8. 48. Nr 

13) Wenn dad ©. 2. m 8. 1030 vom E. an einer Handlung (Handels⸗ 
geſchaͤft) und im $. 1424 vom Eigenthümer einer Forderung fpricht, fo gebraucht ed 
offenbar den Ausdruck E. in dem weiteren, im gewöhnlichen Leben üblichen Sinne: 
der Befugniß, Berechtigung, gerade fo, wie man in denfelben Fällen — in wenig ju⸗ 
riſtiſcher, aber kurz bezeichnender Weiſe — vom „Befiger” einer „Handlung“ oder 
einer „Forderung“ zu fprechen pflegt. (Über den 8.427 vgl. $. 12 diefed B.) ber 
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mehr nach ber Definition des 8. 354 ©. B. auf lörperliche Sachen. 
8.354: „E.ift.. . das (!) Befugniß, mit ver Subftanz und den 
Nugungen einer Sache nach Willkür zu fchalten und jeden Andern 
davon auszufchließen“. (Auch ver Cod. Ther. II. cap. 3. nr. 2—8 
bat offenbar nur Lörperliche Sachen im Sinne, dazu die unzwei⸗ 
bentige Bemerkung Azzoni's bei Harraſowsky II. ©. 43 N., 
obgleich der weitere Begriff daneben erwähnt wird; ebenfo Horten’s 
Entw. II.2 8. 1., und biewortllare Definition des Martini’fchen Entw. 
II. 38. 2.)14, Keine Abweichung liegt darin, daß auch vom E. an 


die ntgegengefehte verwirrende Huffaffung Schufters, Zeitfchrift f. Rechtsg. 1831. 
L&.9, und anderer Gommentatoren vgl. Ungerl. ©. 525. 

14) Anderer Anf. ältere Schriftfteller, def. Zeiller IL. ©. 180 flg., welcher 
die Frage felbft für dad röm. Net auf einen bloßen „Wortftreit” zurüdführen zu 
tönnen glaubt und S. 110 überfieht, daß es fich nicht bloß um die Verſchiedenheit 
des Objekts, fondern auch ded Inhalte des Rechts handelt. Zwar wurde auf 
Antrag Zeil ler's (1803) ent|prechend dem Vorfchlage der Wiener jur. Facultät (gegen 
Ehrenberg) in dem Entwurf ($. 74) dad Wort: „Lörperliche” [fc. Sache] weggelafien, 
weil „nur im röm. R. diefe befchränktere Bedeutung des Eigenth. vorfomme; die 
Rehtöphilofophie u. die Geſetzesgelehrten Deutſchland's hätten diefelbe nicht an- 
genommen.” Nichts beftomweniger ift, da das Wort „Subſtanz“ beibehalten wurde, 
an der Sache nichts geändert worden ; jedenfalld muß (wie Krasnopolski, Kr. 
2. Schr. 27. ©. 481 richtig bemerkt) an der obigen Beſchraͤnkung des Begriffe feft- 
gehalten wurden, wenn eine heillofe Berwirrung vermieden werden fol. — Das 
kayer. L. R. D.2.1 und das preuß. &. R. 88.1. 2. I. 8 fprechen allerdings 
ausdrudiih vom E. an Rechten; darum behaupten felbft noch neuere bayer. und 
preuß. Juriften, dag dadurch der Begriff des Eigenthums ausgedehnt worden ift, 
vgl Förfter $. 168. ©. 136 flg., Roth IL. 8. 118. ©. 37, Dernburg $. 181, 
allerdings unter Einfchränfung desſelben auf die „[ubftanziellen, einen ausſchließen⸗ 
ten Nupen gewährenden Rechte”, zu welchen zwar nicht (alle) Obligationen, wohl 
aber der Nießbrauch, die Grunddienſtbarkeiten, Realrechte, Reallaften, Verlagsrechte 
u.a. m. gerechnet werden. Allein es ift nicht abzufehen, was mit diefer Ausdeh⸗ 
nung ded Eigenthumsbegriffes durch die Theorie gewonnen ift, da doch anerkannt 
wird, dag fich „Die einzelnen Beftimmungen des A. 2. R. über den Erwerb des E.'s 
faſt durhaus nur auf Sacheneigenthum beziehen“ (Förfter ©. 139), bez. daß fich 
das Sacheneigenthum „als eine befondere Gruppe von Rechtöverhältniffen auch im 
preuß. Rechte abhebe. Auch Platner, Sachenrecht (f. Kurheſſen) 1875. 8. 7, 
dehnt den Eigenthumsbegriff auf „Serechtfame” aus. — Mit Unrecht unterlegen 
Roth 8. 118. Nr. 5 und Stobbe, P. R. 8. 78. ©. 51 fig. dem öfter. Recht die» 
ſelbe Auffaffung, welche dem preuß. 2. R. zur Grundlage dient; der 8. 354 be- 
zeichnet ausdrücklich, und wie es feheint, im bewußten Gegenſatz zu 8. 1. J. 8. L. R. 
nur die Sache ald Gegenſtand des „E.’3 als ein Recht betrachtet” (im „ſubjekt. Sinne“ 
lautet die Randgloffe zu 8. 354 im Gegenfaß zum E. im objeft. Sinn $. 353). — 
Daß die mittelalterliche Doktrin und Prarid unter dem Einfluffe deutfchrechtlicher 
Anſchauungen den Eigenthumsbegriff auch auf dingliche und radicirte Rechte aus⸗ 
dehnte, insbeſondere auf das Pfandrecht, die Leibzucht, das Erbzinsrecht, Vogtei«, 
Juriediktions⸗ und Rentrechte, ift wohl nicht zu leugnen (f. Dunker, Zeitfähr. f. 
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„Geſammtſachen“ ($. 302) die Rebe ift; denn Gegenftanb des E.'s ift 
nicht der „Subegriff”, fondern find die einzelnen Sachen, aus benen 
berfelbe im konkreten Falle gebilvet wird. 15 

Iſt aber das E. die dem Begriffe nach fchrantenlofe und fohin 
oberfte rechtliche Machtvollkommenheit über eine Sache in ber Ges 
ſammtheit ihrer Beziehungen, — nicht aber Die Summe von gewifien 
Einzelbefugniffen baran,?S jo verjteht es fich, daß bie dasſelbe be- 
ſchränkenden binglichen Rechte, als insbeſondere Servituten, Pfand- 
rechte, Platrechte (Superficies) nicht als einzelne, vom Eigenthums⸗ 
inhalte losgelöſte over ihm entzogene Beitanbtheile des E.'s aufgefaßt 
werben bürfen.17 Diefelben ericheinen vielmehr als jelbftänbige, 
eigenartige und unmittelbare rechtliche Befugnifje an fremden körper⸗ 
lichen Sachen, bie entweder in einem Berfügungs- insbeſ. Ver- 
äußerungs-Rechte (wie das Pfandrecht), oder in einem gewiſſen be- 
ſchränkten Nutungsrechte an berjelben beruhen. ‘Daher darf ber 


D. R. II. ©. 187 flg., Kraut, D. P. R. 8.73. Nr. 2—12, bef. Stobbe 8. 78. 
Nr. 7—12); es erflärt fich Died daraus, dag an denfelben Befik angenommen wurde, 
daß diefelben zu Lehen und Leibzucht übertragen werden fonnten, und daß es fohin 
in der That einem Bedürfniffe entfprechen mochte, den vollberechtigten im Gegen⸗ 
ſatze zum Befiker und Nupungöberechtigten ald Eigenthümer zu benennen. Allein 
faum wird man diefen „nicht ganz vertwerflichen“ juriftifhen Sprahgebraud 
ald eine materielle Eigenthümlichkeit des deutfchen Rechts bezeichnen — nod 
weniger ihn empfehlen dürfen, zumal — wie leider die Erfahrung in der preuß.- 
öfterr. Piteratur und Praxis beweift — die Gefahr nahe liegt, daß eine unwiffen- 
Thaftliche Auffaffung die fachenrechtlichen Prinzipien auf andere Rechtögebiete über- 
trägt und dadurch zu heillofer Berwirrung Anlaß giebt, — Auch das franz. R. ift, 
troßdem art. 544 förperlihe Sachen vor Augen bat, von der mipbräuchlichen An⸗ 
wendung des Begriffs im weiteren Sinne nicht freigeblichen. gl. art. 711. 1269. 
Dazu Zahariäg. 19a Note 1. 

15) And. Anf. Windfheid 8. 168. — Dagegen vgl. Erner, Trab. 
©. 215 fig., und Randa, Befig 8. 19. 

16) Uber die bezügliche irrige Auffaffung der älteren Doktrin vgl. Note 8. 

17) So fprechen felbft noch Puchta, B.$. 145 u. Bangerow I. ©. 688. 
(7. A.) in Rüdfiht der Servituten von einer „Herausnahme von Befugniſſen“, die 
an fih im ©. liegen. Daß einzelne Quellenftellen (wie Paul L. 4. D. de usufr. 
7.1.) den Uſusfructus ald pars dominii bezeichnen, oder von detractus oder se- 
paratus ususfr. reden, darf nicht beirren. Denn derfelbe Paulus fagt L. 25. pr. 
D.deV. 8.: ususfructus non dominii pars est, und Ulpien 1. 5. pr. D. si 
ususfr. pet. 7. 6. bemerft: Uti frui jus sibi esse solus potest intendere, 
qui habet usumfructum, dominus autem fundi non habet; quia, qui 
habet proprietatem, utifruendi jus separatum non habet; nec enim 
potest ei suus fundus servire... Bgl. Böding $. 134. N. 24, u. befonderd 
Windſcheid $. 200,0. 3. 


8.1. Begriff ded Cigenthums. Das fog. geiheilte Cigenthum. 11 


Eigenthümer kraft feines E.'s alle jene Befugniſſe, welche den Inhalt 
jener beſchränkenden Rechte bilden, auch felber ausüben, fofern er da⸗ 
durch nur nicht die Ausübung bes fremben dinglichen Rechts behindert 
oder erſchwert (88. 466. 483. 502. 503 ©. B.). 

Sowie das Eigenthum unbeichadet feiner Weſenheit durch ding- 
liche Rechte Dritter bejchräntt fein Tann, ebenfo Tann bie an ſich 
ihrantenloje Machtvollkommenheit des Eigentbümers durch Gejet oder 
Gewohnheitsrecht den mannigfaltigften Beſchränkungen (fog. Legal- 
fervituten) unterworfen fein (Vgl. $5 d. B.).is Allein biefe Be- 
ihräntungen, bie fih Bauptfächlich nach dem Objekte (öffentliches 
Gut, Bald ꝛc,), feltener nach dem Subjette des E.'s (Corporation, 
Einzelperjon) richten und überwiegend auf wirthichaftlichen Gründen 
beruhen, ändern nicht den „Inhalt“ des &.’8 und rechtfertigen Teines- 
wegs die Aufnahme eines gewiffen Herrichaftsmaßes in ven Begriff 
besjelben. Im Gegentheil — gerade die unbeftimmbare Allgemeinheit 
ber rechtlichen Macht charakterifirt das &. im Gegenfat zu den übrigen 
dinglichen Rechten.'? 

Ebenſo ift e8 felbftverftändlich, daß nach dem fpeziftichen Ent- 
wicklungsgang der Eultur bei verjchievenen Völkern oder in verjchie- 
benen Perioden auch das E. eine verjchievene Geftaltung aufweiien 
muß, daß insbeſondere einzelne Befugnifje dem Machtkreife des Eigen- 
thümers entrüdt und zu felbjtändigen Rechten geftaltet, und hinwieber 


18) Vergl. oben Note 5. Nur der Umfang, nicht der Begriff des Ers wird 
dadurch eingefchräntt. Nicht beipflichten kann man daher der Bemerkung 
Nösler’3, Verwalt.R. ©. 308: „Die Befugniffe (ded Eigenthümerd) find fein 
Ausflug ded Privateigenthums, fondern ein Ausflug der modernen Culturentwick⸗ 
lung“. Uber Einwendungen der Socialiften gegen den Eigenthumsbegriff überhaupt 
und den art. 544. C. C. insbeſ. vgl. U. E. F. Schäffle, Das gefellichaftliche 
Eyftem der menſchl. Wirthfchaft (3. A.) S. 58. 535, Schmollera.D. ©. 57 flg. 
Rau⸗Wagner, Lehrb. d. pol. Otonomie I. 88. 283 flg., 88. 308—368 u. über 
den Zufammenhang der Yurisprudenz u. Volkswirthſchaft auh: Diesel, Die 
Vollswirthſchaft und ihr Verhältniß zu Gefellfchaft u. Staat. ©. 81 fg. 

19) Ohne ausreichenden Grund definirt daher Samter, Eigenthumsbegriff 
1878) das E. ald die vom Recht „zuertheilte” Herrfhaft und behauptet eine Ver⸗ 
Ihiedenheit des E.'s nach Subjekten und Gegenftänden. Nur theilmeife zuftim« 
med Baron, Kr. B. Schr. 21.6. 283 fig. Namentlich ift m. E. die Qualität 
der juriftifchen Perfon an fich nicht beftimmend für den Inhalt und felbft nicht für 
den Umfang des E.'s. So z. 2. find zumeift Staat, Gemeinde, Kirchen nad) Ver⸗ 
ſchiedenheit des Objekts denjelben Befchräntungen unterworfen, wie Ginzelperfonen, 
und Ausnahmen wieder Durch die fpezififche Zwedkbeftimmung der Sache begründet. 
DL Leſſer, Ztſch. f. vgl. R. W. IL. ©. 145. 
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ſonſt felbftändige Berechtigungen zum E. hinzugefügt werben können. 
So finden wir im Gegenfage zu dem an ber concentrirten Macht- 
vollkommenheit des Eigenthümers fefthaltenden römilchen Rechte — 
namentlich bei ben germanifchen Völkern unter dem Einfluß fendaler 
Derhältniffe die ausgeprägtefte Tenvenz, gewiſſe mehr oder weniger 
ansgebehnte Nutungsrechte an Grund und Boden vom E. loszu⸗ 
Idfen und zu felbftänbigen und eigenartigen Rechten zu entwidteln.2 


20) Bal. die höchſt werthvolle rechtövergleichende Studie: De la propriete 
et de ses formes primitives von E. v. Laveleye (1874, deutfh m. Zufägen 
v. Bücher, 1879). Nicht unwahrfcheinlich ift, daß auch dem älteften griechifchen 
und römifhhen Recht Semeingrundbefig nicht unbelannt war. Laveleye ©.183 flg., 
Kohler, Kit. B. Schr. N. F. 4. ©. 29 fig. Daß dad römische E. in der älteften 
Zeit faſt unumfchränft war und die Entftehung der jura in re aliena (abgefehen von 
gewiffen Rufticalfervituten) erft einer |päteren Zeit angehört, ift befannt. Vgl. L. 16. 
8.2. D. de pign. act. 13.7,8. 7.1. de act. 4. 6, dazu Dernburg, Pr P. 
R.$.181.R. 5. — Unrichtig ift die ehedem vielfach verbreitete Annahme, daß dem 
deutfchen Rechte urfprünglich der Eigenthumdbegriff fremd geweſen; dad Wort 
„E.“ kommt allerdings erft im 14, Jahrhundert in Gebrauch, aber das Wefen dei 
felben war von Alter her befannt und wurde mit dominium, proprietas, aud 
sala (traditio), fpäter „Eigen“ bezeichnet. Vgl. N. 2a; Belege bei Dunker a. O. 
©. 188 flg., Stobbe 8.87. N. A flg. Haben do, fo viel bekannt, die meiften 
indoeuropäifchen Stämme urfprünglich den Begriff des E.’3 durch zueignende Für. 
wörter (rem ... meam esse == mamödam [ind.] = dedina jest mä ſruſſ.⸗ 
böhm.)) audgedrüdt, Bol. Bernhöft, Zeitſch. f. vergleich. Rechtsw. I, ©. 19, 
Jirelet, Eigenth. n. böhm. R. ©. 30. Dominus ftammt von dam (ind. be- 
zwingen), ſ. Vanidek, Etym. Wörterb. s. v. dam. Nur das kann fraglich fein, 
ob es in der Alteften Periode an unbeweglichen Gütern Individualeigenthum 
oder nur Gemeingut gab. Für leptere Auffaffung bef. Laveleye ©. 71 fig. 
Das die germanifchen Völker in der älteften Periode Gemeineigenthum kannten, 
ſcheint mir (troß aller Bedenfen Einzelner) durch die bekannten Stellen bei Cäſar und 
Tacitus erwiefen zu fein; f. dazu neueft. Kohler, a. O. 4. S. 8 flg., 26 fig., der 
mit Mayne und Laveleye mit Recht auf die in China und Indien mehrfach vor- 
fommende flufenweife Entwidlung: Stamm- oder Gemeinde-E., Familien⸗ ober 
Geſchlechtergemeinſchafts⸗, endlich Individual-E., hinweiſt. — Das ältefte Recht der 
flawifchen Völker, welches fih bei den Südflaven und Großruſſen zum Theil bis 
in diefed Jahrhundert erhielt, kennt an Grund und Boden kein E. des Individuume, 
fondern nur €. des Geſchlechts — der Familie. Auch als fpäter perfönliches E. 
fich entwickelte, lebte dad alte Familieneigenthum in den fog. uniones, communi- 
tates (spolky) der Familiengenoffen lange noch (in Böhmen und Mähren bid in 
das 17. Jahrhundert) fort. Beweis deffen der Ordo judic. terrae a, 1348—1355 
für Böhmen, das Statut v. Vislica v. 3. 1347 für Polen, die ruffifhe Pravda 
v. 5.1282, das ferbifche Geſetzbuch des Königs Stefan Duschan, die älteren Sta» 
tuten der dalmatinifhen Städte; ferner das böhm. Rechtsbuch Gornel’d von 
Väsehrd 8. c. 23, dazu Hermenegild Jirecek, das Recht in Böhmen u. Mähren 
(1866) ©. 156 flg., Vocel, Starocesk& prävo dedien&, Brandl, Glos- 
sarium illustr. boh. mor. hist. fontes (1866) sub v. spolek, Graf Cho⸗ 
rindty, das Notariat u. d. Berlaff. S. 83 flg., Turner, Siam. Familienteht 
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(Dabin gehören bie weitreichenden Nutzungsrechte der Vafallen und 
Banern, ferner bie jelbftändigen Jagd⸗ und Fifchereirechte, das Berg- 
werlsrecht). Ebenjo finden wir ben Umfang bes Eigenthumsrechtes 
in Anfehung gewifjer Klaſſen von Gütern (Ritter-, Herren», lanb- 
täflichen Güter) durch gewifie privat» und Öffentlichsrechtliche Befug⸗ 
nifje (Realrechte, Bannrechte, Gerichtsherrlichkeit u. dgl.) erweitert und 
gleichfam gefteigert, bagegen ben Umfang und ökonomiſchen Werth des 
E.'s in Anfehung anderer Kategorien (Banerngäüter) durch Reallaften 
und Bannrechte mannigfacher Art geſchmälert, und oft bis zu einem faft 
precariftifchen Nutungsrecht herabgebrüdt (vgl. Gerber $. 78). 
Und Hinwieber finden wir in ber Rechtsentwicklung ber ſlawiſchen 
Bölter (heute noch in Großrußland) — im Gegenſatze zu dem ausge: 
prägten Individualeigenthum bes römiſchen und germanifchen 
Rechtes (abgefehen etwa von ber ältejten Periode, vgl. Tacitus, 
Germ. cap. 26, Caesar de B. G. 4. c. 1.) — die Herrichaft des 
Gemeinde- und Familiengrundbeſitzes, bemgemäß bie Verfügung 
über die Subſtanz und die Art ber Benutzung den Familienhäuptern 
zufteht, und neben welchem fich nur allmählich Individualeigenthum an 
Grund und Boden entwidelte. 21 


(1874), Raveleye S. 9-47, Demelit, Le droit coutumier de slaves 
merid.d’apres Bogisit. 1877.p. 24. Popovic, Recht und Gericht in Montenegro 
38.27.63, Czyhlaxz, Ebel. Güterr. n. böhm. 2.R. 8.1, Ruber, Bormundfchafter, 
in Mähren 8.3. Celakovaky, eak6 dejiny prävnf. E. wird: heredium, 
hereditas, dedictvf genannt (in Folge des Familieneigenthums konnte von einer 
Succeffion auf den Todesfall feine Rebe fein, es trat eben nur Accredcenz ein). Inter« 
eſſante Belege für den Übergang zum Perfi onaleigenthum f. bei Jiredet 6.157 flg. 
Über den bäuerlichen Gemeindegrundbefiß in Großrugland — ein Rechtsinftitut von 
außerordentliher Wichtigkeit — enthalten die neueren ruff. Schriften von Poßnikoff, 
Kavelin (der bäuerl. Gemeindebefig, überf. von Taraffoff 1877) u. a. lehrreiche 
Mittheilungen. Ebenſo belehrend find die Ausführungen Laveleyes a. O., aus 
welchen hervorgeht, daß das Gem ein⸗ bez. Kamilien- Eigenthum bei den meiften 
Völkern die urfprüngliche Form der Eigenthumsentwicklung an Grund und 
Boden gewefen, welche bei den verfchiedenften Voͤlkerſtaͤmmen und in allen Welt- 
theilen wiederfehrt, und heute noch wie bei Ruffen und Sübflaven, fo in mehreren 
Kantonen der Schweiz, in Indien und Java in faft ungeſchwächter Kraft fortbefteht. 
Ob diefer Eigenthumsform die Zukunft gehört, wie Laveleye S. 45. 282 andeutet, 
iſt füglih zu bezweifeln. Vgl. dazu Samter, Eigenthum (1879) S. 78—222, 
— 497 flg., Kohler, Jahrb. f. Dogm. 18 ©. 183 flg., mit treffenden Bemer⸗ 
ngen. 

21) Die meiften diefer Rechte find h. 3. T. ala dingliche Rechte an fremden 
Sachen aufzufafien, ſodaß fi die Zahl der letzteren nicht bloß auf Pfandrechte und 
Sewituten (welche gewöhnlich allein genannt werben) beſchraͤnkt. Das Jagd» und 
Fiſchereitecht tann, aber muß nicht diefe Natur haben. 
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Seinem Weſen nach kann das Eigenthum immer nur eines und 
basfelbe fein, gleichviel ob e8 bewegliche oder unbewegliche Sachen zum 
Gegenſtande bat,22 und ohne Rüdficht auf die Art feiner Entftehung 
und den Umfang des ihm gewährten Rechtsfchuges. Es ift immer und 
unter allen Umſtänden diefelbe abſoluts, bireft auf die Sache in ihrer 
Zotalität zielende rechtliche Macht. Bon verichiedenen Arten bes 
E.'s kann nicht die Rebe fein. 23 

Seinem Begriffe nach fchließt das E. als naturgemäß volle recht- 
liche Herrichaft über die Sache jede Einwirkung Dritter unbedingt aus, 
foweit diefe nicht hiezu durch Geſetz oder durch beſonders erworbene 
Privatrechte (Jura in re aliena) berechtigt erfcheinen. ‘Die Ausſchließ⸗ 
lichkeit der rechtlichen Herrichaft des Eigenthümers ift jedoch gleich der 
Wirkſamkeit gegen Iebermann (ver fog. Abfolutbeit) nur eine Folge 
des E.'s, und gehört nicht zu deffen Inhalte. 24 Die aus ver Natur des 
E.'s fich ergebende Unbefchränttheit ver Herrichaft pflegt man häufig 
bie „Freiheit“ des E.'s zu nennen, obwohl dieſe eben nichts weiter ift, 
als eine Conſequenz des Eigenthumsbegriffes, und daher im Streitfalle 
eines befonberen Beweiſes nicht bebarf.25 

Nicht beſonders hervorzuheben ift daher beim E. an Grunpftüden 
bie Berechtigung des Eigenthümers zur ausſchließlichen Verfügung 
über die Oberfläche des Grunpftüdes, fowie über ven ſenkrecht 


22) Ungenau iſt, was Zäch ariä, Fr. C. R. 8. 1935 über die angeblich bes 
ſchränkte Herrſchaft des Eigenthümerd an Mobilien jagt. Art 685. 2118. 2279 
beweifen dies nicht. S. auch Puchelt a. O. N. 3. 


23) Es ift daher dad durch Naturalerfigung ($. 1498) oder Dccupation (5. 381) 
an Grund und Boden erworbene Recht ebenfogut wahres E., ale das durch die, 
felben Erwerbsarten gewonnene E. an Mobilien oder das durch bücherlichen Ein- 
trag an Immobilien erworbene E. Das fog. Natural» und bücher liche E. an 
Immobilien unterjcheidet fich bloß durch die Berfchiedenheit der Erwerbdart und des 
Schutzes (8.170. B.). Vgl. Strohal, Zur Lehre v. Eigentum $.5. Im ähn- 
licher Weife verhält es fich mit dem fog. quiritarifchen und bonitarifchen E. nad) 
röm. Rechte: „es ift nicht bloß ein Verſtoß gegen den Begriff, fondern auch gegen 
die Geſchichte des E’d nach röm. Civilrecht, wenn neuere von verfahiedenen Arten 
bed E.'s bei den Römern reden; von species dominii ift in den Quellen nirgendd 
die Rede.” Böding 8. 135. N. 40. 


24) Das preuß. 2. R. (8. 181, 182. I. 7) giebt der natürlichen , begriffe- 
mäßigen Unbefchränttgeit deg E.'s in Form einer Bermuthung für bie Freiheit des 
E.'s Auddrud. Bol. dazu 8. 360 und $. 324 A. B. G. B. 

25) Del. Schmidt ©. 2, Swoboda ©. 19 flg. und Randa, Beh 
©. 622. 
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unter- und oberhalb vesfelben befindlichen Raum ($. 297 G. 3.).26 
Es erſtreckt ſich daher das Grundeigenthum auch auf die mit dem 
Grunde organiſch oder mechaniſch verbundenen Sachen (Pflanzen, 
Gebänbe), welche in dieſer Verbindung ver Selbſtändigkeit entbehren, 
ſowie auf die unter der Oberfläche befinplichen Mineralien, vorbehalt- 
lich des Bergwertsregals (8. 297 ©. B.). Soweit alſo der 
Grundeigenthümer aud die Bergwerksverleihung erwirbt, liegt für 
ihn eine Erweiterung feines Grundeigenthumsrechts über bie ge- 
jeglichen Grenzen vor.? 

Wie bemerkt, kann das E. unbeſchadet ſeines rechtlichen Weſens 
durch dingliche Rechte Dritter beſchränkt fein (88. 358. 443. 
472 G. B.). Allein das Geſetzbuch unterſcheidet von der Beſchraͤn⸗ 
fung des E.'s ausdrücklich die Theilung desſelben (88. 357—360). 
„Wenn nämlich (jo beftimmt 8. 357) das Recht auf die Subſtanz einer 
Sache mit dem Rechte auf die Nutzungen in einer und berjelben Perjon 
verbunden ift, fo ift das E. vollftänbig und ungetheilt. Kommt aber 
Einem nur ein (2) Recht auf die Subftanz ber Sache, dem Anderen 
dagegen nebft einem (?) echte auf die Subftanz das ausſchließende 
Recht auf derſelben Nutungen zu, dann ift das E. getheilt und für 
beide unvollftändig.. Jener wird Obereigenthümer, biefer 
Nupungseigenthümer genannt“. Unter Nutungseigenthum 
verſteht alſo das ©. B. jene weitreichenden Nußungsrechte, welche zu⸗ 
iommen: 

1) dem Lehbensmann (Bajallen) am Lehengut ($. 359) 2° 

2) dem Fideikommißbeſitzer am Fideikommißgut ($. 629), 

3) dem Erbpächter am Erbpachtgut ($. 1123), 


26) Don einem befonderen Rechte (E.) an dem in fenkrechter Linie (über dem 
Grundftüde) befindlichen „Ruft(?)raume“ (8. 297) zu fprechen, ift daher ebenfo 
tig, ald wenn man vom E. an den über Grundftüden befindlichen Luftfäulen oder 
Eihtmaffen reden wollte. S. auch Böding 8. 134 a, E., Keller S. 212. — Die 
neuerlich beliebte Einfchränktung des E. in die Tiefe „auf das Bebürfniß, Inter 
ei“ x.ift einerfeits ſelbſwwerſtaͤndlich, andererfeitd bei der Bagheit diefer Begrenzung 
nicht unbedenklich. Mit Recht wurde diefelbe im deutſch. Entw. 8.849 verworfen; 
FR ra des E. ift in diefer Richtung nicht zu befürchten. Bol. die Motive 
zu 8. 849, 

27) Bol. bei. Hartmann ©. 126 fig., welcher noch auf andere Fälle der 
Ergänzung ded E.'s — indbef. mit Nüdficht auf beſchränkende jura in re Dritter 
— aufmerffam mad. 

. 28) Analog ift dad Recht der Beneficiaten am Beneficialgut zu behandeln, 
wie fpäter gezeigt ift. 
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4) dem Erbzinspäcter am Erbzinsgut (8. 1123), 

5) dem Bodenzinspächter am Bobenzinsgut (8. 1125).29 

Nur der erſte und zweite Fall bat noch praftifche Bedentung. 
Die unter Zahl 3 bis 5 angeführten Fälle haben infolge der Grund» 
entlaftung (Raif. Pat. v. 7. September 1848 Nr. 1180) ihre praktiſche 
Geltung verloren. Insbefondere wurde das fog. Nutzungseigenthum 
ber Befiger der ehemaligen bäuerlichen (Auftilal-) Gründe durch 
Aufhebung beziebentlich entgeltliche Ablöſung des nen ehemaligen Obrig- 
feiten zuftehenden Dbereigenthums in volles (ungetheiltes) &. um- 
gewandelt. Auch der Fall Nr. 1 (Zehen betreffend) wird in Kurzer 
Zeit alle Bedeutung verlieren und zwar zufolge der Durchführung bes 
Geſetzes v. 17. Dezember 1862 3. 103 R.-G.- Bl. (betreffend bie 
Aufhebung der Ruſtikal⸗ und Beutellehen) und der Geſetze v. 31. De 
zember 1867 Nr. 8. 9 und v. 12. Mai 1869 Nr. 103—112 (über 
bie Aufhebung ber noch Übrigen Zehen), fowie zufolge des Verbots 
ber Errichtung neuer Lehen. — Die Neubegründung ber unter Nr. 3 
angeführten Fälle des getheilten E.'s ift zwar durch das Kaif. Bat. v. 
7. September 1848 nicht verboten, allein durch die Theilung bes 
E. s in Ober- und Nutungseigenthrum bürfen bie Liegenfchaften in 
Zufunft mit feinen unablösbaren Leiftungen belaftet werben (Art. 
7.d. St. Gr. Gef. v. 21. Dezember 1867, Nr. 142 R.⸗G.⸗Bl., 
und fchon $. 32 d. Gef. v. 4. März 1849 3. 150). Aus Leicht be 
greiflichen wirthichaftlichen Gründen werben derartige auf bie Theilung 
bes E.'s abzielende Verträge (wie insbeſondere die Erbpachtungen und 
Erbzinspadhtungen [$. 1123), fog. em phyteutiſche Verträge) nun⸗ 
mehr nicht mehr geichloffen, ausgenommen etwa den Bobenzindvertrag 
(die Superficies 8. 1125) .30 


29) Ähnlich das preuß. 2. R. 88. 19, 20.1. 8, 88. 1. 13. 683. I. 18. 98. 72. 
73. II. 4, dazu Förfter 8. 167. ©. 132. Dernburg $. 182. 

30) Ablösbare Superficiarrechte wurden m. W. noch in den letzten Jahren bis⸗ 
weilen begründet. Die fog. Kellerrechte, welche fi in mehreren Ländern aus 
älteren Zeiten erhalten haben (vgl. Hoftzid. v. 2. Juli 1832, niederöft. Prov. G. S. 
©. 340), fönnten zwar die Natur eined Superficiarrechtes haben (vgl. v. Wächter 
Samml. v. Abhandlungen I. ©. 53; L. 2. D. de superfic. 43. 18. u. L. 3.8.7. 
D. Uti Poss. 43. 17. Seuff. Arch. 6. Rt. 25. u. B. 29 Rr. 11); doc) entfpricht es 
vielmehr dem hiſtoriſchen Entwiclungsgange, bier ein pro diviso getheiltes 
Eigenthum am Keller anzunehmen. Vgl. auch das Circulare des öfterr. Juſtiz⸗ 
minift. v. 11. Mai 1875, 3. 111, welches darım für „Kellerredhte” die Errichtung 
ner felb ftändigen bücherlichen Einlage vorfchreidt; u. neueft. d. Entſch. Rr.11.940. 
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Jedoch in keinem der oben angeführten Fälle liegt eine wirkliche 
Theilung des E.'s vor,31 vielmehr iſt nur das ungetheilte Recht bes 
wahren Eigenthümers durch gewiffe Rechte (namentlich ausgedehnte 
Nusımgsrechte) dritter Berfonen beſchränkt. ‘Denn die Annahme 
einer Theilung des NRechtsinhaltes in ver Weife, baß die einzelnen 
Theilbaber wieder als Eigenthümer erfcheinen, ift nach dem oben ent- 
widelten Begriff des E.'s als der (wenn auch zeitlich befchräntten) 
rechtlichen Möglichkeit vollkommener Herrfchaft über eine Sache, 
welche ſelbſt bis zur Vernichtung fchreiten Tann (88. 354. 362) — 
ganz undenkbar und macht bie juriftifche Konftrultion ber biesfälligen 
Rechtsverhältniſſe zur juriftifchen Unmöglichkeit. Dazu kommt, daß 
das E. ein abſolutes Recht iſt, nicht bloß in dem Sinne, daß es 
gegen Jedermann wirkjam ift, fordern in bem eminenten Sinne, baß 
e8 begrifflich jeder Beziehung auf fremdes Recht entbehrt.?1* 
Fragen wir nun, welches Recht an der Sache — das des Obereigen- 
thümers oder das des Nuteigenthümers, bietet in ven oben (Nr.1—5) 


90. &. U. W. Pf. für N. Ofterr. (Über die reelle Theilung von Gebäuden vgl. 
*. 9 d. B.) — Die Theilung ded Ers bei bäuerlichen und emphyteutiſchen Gründen 
batte durchweg das ehemalige Unterthänigkeitöverhäftnig zur Grundlage, welches 
fh in den verſchiedenſten Ländern in verfchiedener Weiſe entwidelte. Theilweife be» 
ruhte dasſelbe auf der vertraggmäßigen Uberlaffung freier Herrengründe (Dominical- 
gründe) zu andgebehnter, erblicher Nutzung unter Vorbehalt des Heimfalld gegen 
Präftation von Naturalgiebigkeiten, Arbeitsleiftungen (Hand⸗ oder Spanndienften, 
Roboten, Frohnden) oder Beldleiftungen, theild auf allmählicher Ufurpation des 
Obereigenthums an ehemald freien, |päter „unterthänigen“ Gründen der Teibeigen ge« 
wordenen Bauern. (So namentlich in Böhmen, Mähren, Inneröſterreich, im Laufe 
des 15. u. 16. Jahrhunderts.) Nach der gefammten hiftorifchen und wirthfchaftlichen 
Entwidtung hatte das fog. Nupungseigenthum der Erb« und Erbzinspächter (Em- 
pbpteuten) wegen feines Umfangs und nach feiner äußeren Erfcheinung ein ent- 
Ihiedened Übergewicht über das jog. Obereigenthum des „Srundherrn“ (der „Obrig- 
keit). Lezteres reduzitte ſich mit der fortfchreitenden Milderung des Unterthänig- 
teitönerhäftniffes allmählich auf den Anſpruch auf gewiſſe Realpräftationen und auf 
das Heimfallsrecht. Daß diefen realen Derhältniffen gegenüber die römifcherechtliche 
Auffafjung des E.'s, fpeziell die Auffaffung des Emphyteuten ald bloß dinglich 
Rupungsberehtigten (j. in re aliena) in den Hintergrund treten mußte, liegt auf 
der Hand. Go war denn bie in unferen Tagen erfolgte Umwandlung des Nupunge« 
eigenthums in volles ungetheiltes Eigenthum lediglich der fonfequente Abfchlug eines 
Jahrhunderte Tangen rechtöhiftorifchen und wirthſchaftlichen Prozeſſes. 
31) Wie unfere Commentatoren annehmen, vgl. beſ. Winiwarter II, S. 111, 
ale I, ©. 714 (ſ. A.); dagegen Unger I. ©. 329. Randa, Be 
3ia) Zuflimmend Krasnopolski, Kit. B. Schr. 27. ©. 481., f. au 
Krainz- Pfaff, Syſt. SS. 36. 196. 


Randa, Eigentfum n. öfterr. Recht. 2 
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angeführten Fällen feinem inneren Weſen nah bie Möglichkeit 
voller rechtlicher Herrichaft über die Sache, welches von Beiden ift 
abfolnt und bebarf begrifflich feiner Beziehung auf fremdes Recht, 
mit andern Worten: welches Recht ift wahres Eigenthum, 
welches das die Beſchränkung fremden Eigenthums in fich tragende 
Recht, fo gelangen wir zu nachftehenven Ergebniffen : 

Den Keim, — bie rechtliche Möglichkeit zu voller, unbeſchränkter 
Machtvollkommenheit über die Sache finden wir nur beim Ober- 
eigenthum ber Fälle Nr. 1. 3. 4. 5, fobann beim Nutzungs⸗ 
eigenthum im alle 2. Beweis deſſen find bie 88. 645 und 1149 
G. B. Aus diefen 88. ergibt fich nämlich, daß nur das Obereigen- 
thum beim Lehen, bei Erbpacht-, Erbzins- und Bodenzinsgütern mit 
dem Erlöſchen des Nutzungseigenthums wieder feinen urjprünglichen 
„ungetheilten“ Inhalt (recte unbeſchränkten Umfang) wieder erhält 
(8. 1149 B. ©. B.), während dagegen niemals das Nutungseigen- 
thum durch Erldfchen des Obereigenthums zum vollen Eigenthume 
wird. Es eriheint demnach ver Obereigentbümer als ver wahre Eigen- 
thümer ver Sache, der Nutzungseigenthümer bloß als dinglich Berech— 
tigter, trotzdem der Umfang ver Befugniffe des Letzteren und der Gelb- 
werth feines Rechtes größer fein mag als ver bes Dbereigenthümers. 

Was vom Nutungseigenthümer überhaupt gilt, hat auch An- 
wenbung auf ben fog. „geiftlichen Nutnießer” oder Beneficiaten, 
deſſen Necht auf das Beneficialgut nach Tirchenrechtlicher Auffaflung 
nach Analogie des Rechtes des Vafallen zu beurtheilen ift.32 Diejes 
Recht ift bezüglich der körperlichen Sachen gerade fo wie jenes des Va⸗ 
fallen (8. 357 u. 359 A. B. G. B.) ein jus in re aliena, ein eigen- 
thümlich geartetes, weitgehendes Nutznießungsrecht, welches nicht nur 
das Recht auf Verwaltung und Fruchtbezug, ſondern auch Die Befng- 
niß zur Änderung der Subftanz (ohne diefelbe zu verfchlechtern), zur 
Beftellung von Serpituten, zur Ausübung des Realpatronats und an- 
berer Realrechte und zur Aktiv» und Paifivvertretung des Benefizial⸗ 
guts (als juriftiiche Perfon gedacht) gewährt.?3 


32) Bgl. oc. 5. X. de pecul. clericorum 3. 25, dazu Helfert, Lehre v. 
Kirchenvermögen $. 723, Richter, Kirhent. 8.299, Schulte, Kirchenr. $. 187, 
Bering, Kirchen. 8.169. Vgl. dazu meinen Befig ©. 25. 

33) Die $$. 356—360 find ein Überreft der unrichtigen älteren gemeinrecht⸗ 
lichen Theorie über dad dominium directum und utile, welche mit dem wohl 
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Ohne auf die hiſtor. Entwicklung zurüdzugreifen, jet bier nur 
bemerkt, daß noch der Cod. Ther. II., cap. 2. nr. 27, cap. 3. nr. 1 
flg., cap. 25. nr. 1-8, cap. 26. nr. 1 flg., III. cap. 13. nr.iffg., 
das Erbpacht-, Erbzins⸗ und Bobenzinsrecht als ein jus in re aliena 
auffoßt und mit den Servituten und dem Pfandrechte in eine Reihe 
ttellt. So auch noh Holger und Azzoni, welche vie Eintheilung 
des E. in das Ober⸗ und Untereigenthunt verwarfen, da „letteres doch 
nur ein dingliches Recht an einer fremden Sache fei." (©. Harra- 
ſowsky II ©. 42 Note.) Der Entwurf Horten II. 2. 88. 3. 4. 
II1. 88. 12, 13 gebt auf dieſe Frage nicht ein. Erft ver Entw. Mar- 


faum zu leugnenden Mißverftändniffe- einzelner Quellenftellen von Seite der Sloffa- 
toren beginnt. Bol. 3. B. Gloſſe zug. 39. I. de R. V. 2. 1, ad L. 2. de superf. 
43. 18: Non enim jure directo, sed utiliter superficiarius est do- 
minus, Gl. ad. c. 1.c. de thesauro 10. 15: Appellatione »in suis» ac- 
eips sive sit dominus directo vel utiliter, ut feudatarius, em- 
fiteuta, et similes etc. (die betreffenden Stellen find ziemlich vollftändig bei 
Böcking 8.139. ©. 41, und Kraut, Borlef. über d. Priv. R. 8. 74 (5. 9.) 
abgedrudt). Die Gloſſe bezeichnet nämlich das Recht des Bafallen, Emphyteuten 
und Superficiard ald dominium utile, weil die Quellen die Empyhyteuſis und 
Euperficied utiliter (analog dem Eigenthum) dur dingliche Klage (utiles rei 
vindicationes) fhügen, während der Eigenthümer die directa in rem actio (die 
civiltechtliche Vindikation ohne Fiktion) hat. (L. 1.8.3.4. D. de superf. 43. 
18; L.1. 8.1. D. si ager vect. 6. 3). Diefed Mißverftänpniß der Gloffatoren 
veranlaßte die fchiefe Auffaffung, dag der Emphyteuta und Superficiar ein nup- 
bares E. (dominium utile) habe. Den mittelalterlihen Wirthfchaftd- und 
Rehtöverhäftniffen an Grund und Boden, indbefondere den audgedehnten Nutzungs⸗ 
tchten des Bafallen am Lehngute und des Bauern am Bauerngute, entjprach inbeß 
tiefe Anſchauung in praftifcher Richtung fo ſehr, daß die fpätere Prarid, fowie die 
Reiches und Randeögefepgebung diefe Nukungsberechtigten unbefangen ald wirkliche 
Gigenthümer bezeichnen und von einer Theilung des E.'d (dominium divisum) 
irrehen. So noch von neueren Gefehgebungen der Cod. Max. Bavar. (1756) II, 
2.8.1. 2, dazu Roth 8.119, Preuß. L. R. J. 8. 88. 20. 1.18. 9.1, dazu 
Foͤrſter, N 167. 183, Öfterr. G. B. 8. 357 fig. Diefe mißverftändliche Auf- 
ſaſſung der römifchen Quellenftellen, fowie die Unvereinbarfeit derfelben mit dem 
tömifchen Eigenthumsbegriffe hat zuerft Thibaut, Civil. Berfuche II. 3, nachge⸗ 
wieien. Mag man auch in der Lehre vom getheilten E. für dag mittelalterliche 
Recht (wie Heusler, Gewere $. 8.) einen gefunden, lebenskraͤftigen Gedanken er⸗ 
blicken, h. z. T. nach Durchführung der Grundentlaſtung in ganz Mitteleuropa und 
bei der gegenwärtigen Geſtaltung der Bodenrechtsverhältniſſe kann er nur ale 
biftoriſche Reminiscenz behandelt werden. Vgl. hierüber noch Böcking a. O. 
Förſtert 8. 167, Roth 8. 119, Stobbe II. 8. 80; ſelbſt Heusler, Inſtit. d. 
deutſch. Priv. R. 8. 87. geſteht nun: Die Sähuftheorie habe „ohne großen Schaden 
anzurichten“ freilich auch keinen wahren Nutzen geftiftet! Nach heut. bayer. R, u. 
preuß. R. beſchraͤnkt fich die Theilung des E.'s auf Familienfideikommiſſe u. Boden⸗ 
bez. Erbzindgüter. 


2* 


18 Begriff des Eigentbumd. Das fog. getheilte Eigenthum. 8.1. 


angeführten Fällen feinem inneren Wefen nah bie Möglichkeit 
voller rechtlicher Herrſchaft über bie Sache, welches von Beiden ift 
abfolut und bedarf begrifflich Teiner Beziehung auf fremdes Recht, 
mit andern Worten: welches Recht ift wahres Eigenthbum, 
welches das die Beſchränkung fremden Eigenthums in fich tragenbe 
Recht, jo gelangen wir zu nachſtehenden Ergebniſſen: 

Den Keim, — bie rechtliche Möglichkeit zu voller, unbejchräntter 
Machtvollkommenheit über die Sache finden wir nur beim Ober: 
eigenthum ber Fälle Nr. 1. 3. 4.5, ſodann beim Nutungs- 
eigenthum im Falle 2. Beweis befjen find die 88. 645 und 1149 
G. 3. Aus diefen 88. ergibt fich nämlich, daß nur das Obereigen- 
thum beim Lehen, bei Erbpacht⸗, Erbzins⸗ und Bodenzinsgütern mit 
dem Erlöſchen des Nutzungseigenthums wieber feinen urfprünglichen 
„ungetheilten” Inhalt (recte unbeſchränkten Umfang) wieder erhält 
(8. 1149 8. ©. B.), während dagegen niemals das Nutungseigen- 
thum durch Erlöſchen des Obereigenthums zum vollen Eigenthume 
wird. Es erfcheint demnach ver Obereigenthümer al8 der wahre Eigen: 
thümer der Sache, der Nutungseigenthümer bloß als dinglich Berech⸗ 
tigter, trogdem ber Umfang ver Befugniffe des Letzteren und ber Gelb- 
werth feines Rechtes größer fein mag als der des Obereigenthümers. 

Was vom Nutungseigenthümer überhaupt gilt, hat auch An- 
wendung auf ven fog. „geiftlichen Nutznießer“ oder Beneficiaten, 
deſſen Recht auf das Beneficialgut nach Tirchenrechtlicher Auffaſſung 
nach Analogie des Rechtes des Vaſallen zu beurtheilen ift.3? Diejes 
Recht ift bezüglich der Törperlichen Sachen gerade fo wie jenes des Va⸗ 
fallen (8. 357 u. 359 A. B. ©. 3.) ein jus in re aliena, ein eigen- 
thümlich geartetes, weitgehendes Nutnießungsrecht, welches nicht nur 
das Recht auf Verwaltung und Fruchtbezug, fondern auch die Befng- 
niß zur Änderung der Subftanz (ohne biefelbe zu verfchlechtern), zur 
Beftellung von Servituten, zur Ausübung des Realpatronats und an- 
berer Realrechte und zur Aktiv- und Paffiovertretung des Benefizial⸗ 
guts (als juriftiiche Perfon gedacht) gewährt. 33 


32) Dal. c. 5. X. de pecul. clericorum 3. 25, dazu Helfert, Xehre v. 
Kirchenvermögen 8. 723, Richter, Kirchenr. 8.299, Schulte, Kirchenr. 8. 187, 
Bering, Kirchen. 8.169. Vgl. dazu meinen Befis ©. 25. 

33) Die 88. 356—360 find ein Überreft der unrichtigen älteren gemeinrecht⸗ 
lichen Theorie über dad dominium directum und utile, welche mit dem wohl 
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Ohne auf die hiftor. Entwidlung zurüdzugreifen, jet bier nur 
bemerft, daß noch ver Cod. Ther. II., cap. 2. nr. 27, cap. 3. nr. 1 
flg., cap. 25. nr. 1—8, cap. 26. nr. 1 fig., III. cap. 13. nr.iflg., 
das Erbpacht⸗, Erbzins- und Bobenzinsrecht als ein jus in re aliena 
auffaßt und mit den Serpituten und dem Pfandrechte in eine Reihe 
ſtellt. So auch noch Holger und Azzoni, welche die Eintheilung 
bes E. in das Ober⸗ und Untereigenthum verwarfen, pa „letteres doch 
nur ein bingliches Recht an einer fremden Sache ſei.“ (S. Harra- 
ſowsky II ©. 42 Note.) Der Entwurf Horten II. 2. 88. 3.4. 
III. 88. 12,13 gebt auf diefe Frage nicht ein. Erſt ver Entw. Mar- 


faum zu leugnenden Mißverftändniffe- einzelner Quellenftellen von Seite der Gloſſa⸗ 
toren beginnt. Bol. 3. B. Gloſſe zu 8. 39. I. de R. V. 2. 1, ad L. 2. de superf. 
43. 18: Non enim jure directo, sed utiliter superficiarius est do- 
minus, Gl. ad. ce. 1. c. de thesauro 10. 15: Appellatione »in suis» ac- 
cipe sive sit dominus directo vel utiliter, ut feudatarius, em- 
fiteuta, et similes etc. (die betreffenden Stellen find ziemlich vollftändig bei 
Böcking $.139. ©. 41, und Kraut, Vorlef. über d. Priv. R. 8. 74 (5. 9.) 
abgedrudt). Die Gloffe bezeichnet nämlich das Recht des Vaſallen, Emphyteuten 
und Superficiard ald dominium utile, weil die Qucllen die Emphyteuſis und 
Euperficied utiliter (analog dem Eigenthum) durch Dingliche Klage (utiles rei 
vindicationes) fhüpen, während der Eigenthümer die directa in rem actio (die 
civilrechtliche Binditation ohne Fiktion) hat. (L. 1.8.3.4. D. de superf. 43. 
18; L. 1, 8.1. D. si ager vect. 6. 3). Diefed Mifverftändniß der Gloffatoren 
veranlaßte die fchiefe Auffaffung, daß der Emphyteuta und Superficiar ein nup- 
bared €. (dominium utile) habe. Den mittelalterlihen Wirthfchaftd- und 
Rechtsverhältniſſen an Grund und Boden, indbefondere den ausgedehnten Nutzungs— 
rechten ded Bafallen am Lehngute und ded Bauern am Bauerngute, entfpradh indeg 
diefe Anfchauung in praftifcher Richtung fo ſehr, daß die fpätere Praxis, fowie die 
Reichd» und Landesgefepgebung diefe Nubungsberechtigten unbefangen als wirkliche 
Eigenthümer bezeichnen und von einer Theilung des E.'s (dominium divisum) 
fprechen. So noch von neueren Gefeßgebungen der Cod. Max. Bavar. (1756) IL, 
2. 88. 1. 2, dazu Roth 8.119, Preuß. L. R. J. 8. 88. 20. I. 18. 8.1, dazu 
Förſter, 88. 167. 183, Ofterr. ©. B. 8. 357 fig. Diefe mißverftändliche Auf- 
fafjung der römischen Quellenftellen, ſowie die Unvereinbarkeit derfelben mit dem 
römischen Eigenthumsbegriffe hat zuerfi Thibaut, Civil. Verſuche IL. 3, nachges 
wiefen. Mag man auch in der Lehre vom getheilten E. für das mittelalterliche 
Recht (wie Heusler, Gewere $. 8.) einen gefunden, lebensträftigen Gedanken er⸗ 
bliden, h. 3. T. nach Durchführung der Srundentlaftung in gang Mitteleuropa und 
bei der gegenwärtigen Geftaltung der Bodenrechtöverhältniffe fann er nur ald 
hiſtoriſche Reminiscenz behandelt werden. Vgl. hierüber noh Böding a. O. 
Förfter 8. 167, Roth 8.119, Stobbe II. $. 80; felbft Heusler, mftit. d. 
deutſch. Priv. R. 8. 87. gefteht nun: Die Schultheorie habe „ohne großen Schaden 
anzurichten“ freilich auch feinen wahren Nutzen geftiftet! Nach heut. bayer. R. u. 
preuß. R. beichräntt fich die Theilung des E.'s auf Familienfideikommiſſe u, Boden« 
bez. Erbzindgüter. 
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tini's I. 3.9.5. — dazu II. 7. 88. 1. fig. — ſpricht vom ge 
theilten Eigenthum, wenn dem „Einen das Recht auf den Grund, dem 
Andern das R. auf bie Nugungen vorzüglich zuldmmt.“ Im ben 
Sitzungen v. 2. Mai 1803 u. 20. Juli 1807 wurbe wegen bes Doppel- 
ſiunes des Wortes „vorzüglich“ die gegenwärtige Faffung angenommen, 
ba ber Obereigenthümer fein Recht auf die Nutungen, wohl aber ber 
Nutzungseigenthümer auch ein Necht auf Die Subftanz habe. (S. Of⸗ 
ner Prot. IS. 245, II. ©. 373.) 

Dagegen ift der Fideikommißbeſitzer Sachenbefiter, nicht bloß 
Nechtsbefiter, da er &., wenn auch Durch das Veräußerungs- und Be- 
laftungsverbot beſchränktes E. hat, welches jedoch durch Wegfall 
ber fucceffionsberechtigten Anwärter zum unbeichräntten €. heran- 
wachjen kann ($.645.)39*, Die Theorie ver Theilung des E.'s zwifchen 
bem Fideikommißinhaber und allen Anwärtern ($. 629) würbe zu ver 
ſonderbaren, im pofitiven Rechte nicht gegründeten Konſequenz führen, 
daß entweber die Anwärter als juriftiiche Perſon gedacht werben 
müßten, oder daß das Subjelt des Obereigenthums gar nicht eriftirte! 
Das Recht der Anwärter enthält überdies nichts von dem wejentlichen 
Inhalte des Eigenthums, ift vielmehr ein eventuelles Erbrecht, welches 
zufolge beſonderer Hiftorifcher Entwicklung durch, anf die thunlichſt in« 
takte Erhaltung des Stammvermögen® gerichtete Maßregeln eigenthüm- 
lich geſchützt iſt.“ ‘Die hier herporgehobene Eigenfchaft des Fideikom⸗ 
mißbeſitzers als beichränkten Eigenthümers anerkennen vie neuen öſterr. 
Reichs⸗ und Landesgeſetze über Anlegung nener Grundbücher in den 88. 
9.10 (Gefege vom 2. Juni 1874. Nr. 88—91. 97.98. R. G. B., 
Gef. vom 5. December 1874. 3.92. L. G. Bl. für Böhmen), welchen 





33a) Der Begriff des regelrechten „zeitlichen“ Eigenthums (fo Kradnopoldfi, 
Krit. V. T. Sch. 27. S. 482) reicht hier nicht aus; der zeitliche Eigenthümer fann 
„auf Zeit” auch die Subſtanz veräußern, belaften und verfähulden (88. 468. 527 
G. B.) nicht fo der. C. Befiger. Richtig Krainz(- Pfaff), Syft. Ausführ. 8.195 
N. 23, während er im Grundriß $. 196 ©, 10. einfach vom „zeitlichen” Eigenthum 
des F. C. Befipers ſpricht. 

34) Ich vermag nicht der Anſicht Dern burg's 8. 183 beizutreten, daß das 
Anwartſchaftsrecht der Fideikommißanwaͤrter ein „Recht auf die Subftanz einer 
fremden Sache ift, deffen Inhalt in dem Rechte auf die künftige Übertragung oder 
den unmittelbaren Anfall der Sache an den Berechtigten beſteht.“ Erwirbt doch ber 
Fideitommißbefiger nicht blo® das E., fondern auch andere zum Fideikommiß ger 
börige Rechte (Fideitommißtapitalien u. f. f.); auch muß er die Erbichaft antreten 
und übernimmt er (allerdings mit befchränfter Haftung) die Fideikommißſchulden. 
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zufolge im Eigenthums- und Laftenblatt auch die jeden Eigenthümer 
betreffenden Beſchränkungen in ber Verfügung über den Grunbbuche- 
körper erfichtlich zu machen, beziehentlich einzutragen find.35 Zu dieſen 
Beſchränkungen des E.'s gehören vor allem eben bie aus bem Fidei⸗ 
Iommißbande und aus ter fibeilommifjarifchen Subititution fich er- 
gebenden Dispofitionsbejchränktngen des Fideikommißbeſitzers als 
Eigenthümers (Vgl. 174. des R. Pat. vom 9. Auguft 1874). 

Es ift biernach die Annahme einer Theilung des E.'s mit dem 
gejetlichen Begriffe desielben unvereinbar, und e8 muß bie im ven 
88.. 357—379 niebergelegte Theorie, weil fich felbft widerſprechend, 
aufgegeben werben. Das fogenannte Rutungseigenthum des Erb- 
päcters, Erb- und Bodenzinsmanns, fowie bes Bafallen 
ericheinen hienach neben dem Pfanprechte und den Servituten als ding⸗ 
liche Rechte an ber dem ſog. Obereigenthümer gehörigen Sache und 
ihrem Inhalte nach dem Nubnießungsrechte am nächften ftehend; es 
find erbliche, veräußerliche, dingliche, eigenthümlich geftaltete Nutzungs⸗ 
rechte, deren Subfumirung unter den vom Geſettze ſelbſt anfgeftell- 
ten Begriff des E.'s (8. 354) vergeblich verſucht werben würde. Die- 
jelbe vechtliche Natur bat auch das Recht des „geiftlihen Nuk- 
nießers“ am Benefizialgut; nur ift dasſelbe felbftverftänblich weder 


35) Daß der F.⸗K.⸗Befitzer befehränfter Gigenthümer ded F.⸗K.Gutes fei, wird 
auch von Schiffner 8. 26, dann Pfaff-Hofmann, Comm. IL ©. 275 fig. 
anerkannt. Damit flimmt aber leider nicht die ſchwankende Auslegung derfelben 
Gommentatoren, Excurſe II. 3 ©. 221 fig. bef. 227, nad) welcher das „Fideicommiß” 
(die „Anwärterfchaft“) für eine juriftifche Perfon erflärt wird, welche der Corporation, 
der Stiftung und der her. jacens verwandt und doch wieder von ihnen unterſchieden 
fei; in gewundener und durchaus nicht widerfpruchfreier Weife wird endlich ©. 229 
der Inhaber des F. C. als Nußungseigenthümer, die juriftifde Perſon ale Ober⸗ 
eigenthumer des F. C. Bermögens hingeſtellt. Die Schwierigkeiten, welche ſich Pf. H. 
©. 222 ſelbſt aufthürmen, find unſchwer zu Löfen ; namentlich erklaͤrt ſich Die Depura⸗ 
tionspflicht des F. C. Befitzers duch das Eventualrecht der Anwärter (nicht eines 
Individuums) auf den ungefchmälerten ötonomischen Beſtand (Werth) des F. €. 
Gutes. — Schwerlich vereinbar mit jener Theorie ift die richtige Anficht derſelben 
Eommentatoren, dag die Succeffion in das F.⸗K. keine Singular-, fondern eine 
Univerfalfucceffion fei (ogl. audy meinen Auff. in Siebenhaar'3 Arch. XV. S. 23); 
dagegen vermag ich nicht einzufehen, warum alddann dieſer Succeffion der Charak⸗ 
ter der Rechtsnachfolge beftritten wird. Gegen Pfaff- Hofmann f. auch Krasno- 
poldti, Krit. B. Schr. 27. ©. 482 fig. u. Krainza.a.d. 

36) Um Wiederholungen ea zu vermeiden, ſei verwieſen auf die Literatur⸗ 
ungen in meinem Beſiß. 8 14. E., dazu noch Schiffner $.26, Stobbe, 

P. R 
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veränßerlich noch vererblich. (Vgl. auch 8. 13 d. Gef. vom 7. Mai 
1874. 3. 50.) 

Nicht minder unhaltbar als bie Lehre vom getheilten E. ift bie 
von manchen Neueren vertretene Theorie vom Gefammteigen- 
thum (darüber vgl. bei. Stobbe, deutſch. P. R. $. 81. 82, auch 
Schuſter, Grünh. Zeitſchr. 7. S. 583 flg.).?7 Dem heutigen djterr. 
Rechte iſt dieſelbe ganz unbekannt. Das Geſetzbuch pricht im 8. 360 
bie Vermuthung“ aus, daß das Eigenthum im Zweifel ungetheilt 
(richtig: daß es unbeſchränkt) fe. Die Vermutung ift eine 
icheinbare, da fich die Unbefchränktbeit des Eigenthums ſchon nad 
dem Begriffe desjelben von jelbft ergibt. 38 

Für das römiſche Recht wird eine Reihe von Fällen genannt, 
in welchen es während eines gewiffen Zeitraums ungewiß ift, 
wer Eigenthümer ber Sache fei; erfolgt nachher die Entfcheibung, 
fo wird rückwärts gewiß, wer von Anfang an Cigenthümer 
geweien. Es find dies Fälle des fog. ſchwebenden E.'s, welche 
fih von jenen des winerruflichen E.'s wohl unterfcheiden.3% Im 
dfterr. Rechte finden wir eine Art des ‚„ſchwebenden“ E.’8 beim ver- 
bücherten Immobiliareigenthum, nämlich hauptfächlich, wenn gegen 
ben intabulirten Eigenthümer bie Vormerkung (Pränotation) des 


37) Richtig betont Repterer S. 584 gegen den neuerlih von Gierke, Ge 
noſſenſch. II. ©. 908 formulirten Begriff des Gefammteigenthumd (Theilung ge- 
wiffer Eigenthumsbefugniffe unter die Vielheit der Genoffen und Konzentrirung an 
derer in die Hand der Gefammtperfönlichkeit), daß „bas einheitliche Recht ber 
liebiger Verfügung” — wie jedes einzelne Berfügungsrecht nicht „Theil, fondern nur 
Erſcheinungsform“ (Ausflug) des E.'s ift. 

38) Bol. auch Swoboda a. a. D. 19. 

39) Bol. Bangeromw 8.301.2, Wächter, Das ſchwebende Eigenthum (1871) 
Die Unterfchiede beftehen nach V. hauptſächlich darin, daß dort in der Zwifchenzeit 
feiner der Intereffenten Eigenthümer, daher auch nicht Mlagberechtigt ift, daß bie 
inzwifchen gezogenen {Früchte und die Schaghälfte demjenigen gehören, der fih 
hintendrein ald Eigenthümer offenbart, während beim revokablen E. der revokable 
Eigenthümer die Klagen bat und die mittlerweile gezogenen Früchte und die Schap- 
hälfte erwirbt. Als praktifhe Fälle des ſchwebenden E.'s führt Bangerom an: 
das E. des Ufufructuard an Thierjungen einer Herde big zur Ergänzung ab⸗ 
gängiger Stüde (L. 70. $. 1. D. de usufr. 7. 1), dad Eigenthumdvermähtniß 
bi® zu deffen Annahme oder Ausfchlagung (L. 86. 8. 2. de leg. I.), die dominü 
impetratio des Pfandglaͤubigers (L. 63. 8. 4. de acq. r. dom.). Allein in feinem 
diefer Fälle ift dad €. in Wahrheit in Schwebe. Cigenthümer ift im erften Yalle 
der Ufufructuar (L. 69. D. de usufr.), im zweiten der 2egatar (dazu L. 19. 
8. 1. D. 8. 6), im dritten der Gläubiger. Bol. hierüber bei. Wächter a. O. 
©. 3 flg., 6 flg., 23. Lang $. 15, Windſcheid 88. 165 u. 643. N. 2. 
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E.'s bewilligt wırde (vgl. 88. 49. 50 Gr. ©.), fobann wenn gegen 
die bücherlichen Eigenthümer bie Löſchungsklage überreicht und ber 
Hagende Eigenthumsprätendent um bie Anmerkung bes Streites an⸗ 
geſucht hat (88. 61 flg. 69 flg. Gr. G.), endlich im Fall der Anmer⸗ 
fung der Rangordnung für eine benbfichtigte Veräußerung des Guts 
(8. 53. 57 Gr. G.). Das Nähere hierüber wird fpätert a. g. O. 
angeführt werben. 

Über die rechtsphiloſophiſche und wirthfehaftliche De- 
grünbung bed E.'s und die zufünftige Geftaltung besjelben zu reben, 
ift nicht hier der Ort.*! Das €. ift eine natürliche zunächft durch bie 
Familien⸗ und Stammesgewalt gefchüßte Herrichaft, ver wir felbft bei 
Bölfern der unteren Rulturftufen begegnen ; allerdings wird biefelbe 
burch Sitte und Necht allmählich gefeftigt und der Erwerb desſelben 
unter gewiffe gejetliche Regeln gejtellt. Ohne E. — und bie Mög- 
lichkeit es zu erwerben, ift fein wirthichaftlicher und fittlicher Fortſchritt 
denkbar. Es ift die Vorausfegung der Entwidelung der Perjönlichkeit 
und Freiheit des Individuums, der Kultur, Macht und Unabhängigfeit 
ber Staaten. Das E. darf ſomit als der Grundftein des Privatrechtes 
und ter Vollswirthichaft, ja der Kultur überhaupt bezeichnet werben. 
Die Zurüdführung feiner Geneſis auf den „Staats- (Gefellichafts-) 
Bertrag* iſt eine Mythe; die Baftrung vesjelben auf das Geſetz ent- 
hält infofern einen Kern von Wahrheit, ald alles pofitive Recht zu 
jeiner Eriftenz ber ftaatlichen Anerkennung bedarf; einjeitig und an fich 
durchaus ungenügend ift die Occupationstheorie, welche mit Unrecht 
dem röm. Rechte untergejchoben wird; Hiftorifch unrichtig und foztal 
nicht unbedenklich ift bie meist von Nationaldlonomen verfuchte Ab- 
leitung bes &.'8 aus der Arbeit. *2 

40) Rur Scheinbar ift die Ausnahme im Fall nicht vedhtäfräftiger Abweiſung 
eined Ubertragungsgeſuches (8. 132 Gr. G.). In den im Zert erwähnten Fällen ift im 
erften Falle ſowohl der einverleibte, als der pränotirte Eigenthümer, im 2. u. 3. Fall 
aber nur der Eingetragene zu bücherlichen Dispofitionen (bedingt) berechtigt (8. 49). 

41) So richtig die Demerfung Baron's, Krit. B. I. Schr. 19. ©. 372 flg 
ift, daß fi die Civiliſten mit Unrecht der philofophifchen und kritifchen Behandlung 
der Inftitute des bürg. Rechtes zu verfchließen pflegen, jo ift doch andererfeitd zu 
erwägen, daß diefe Behandlung nicht nebenbei in einem dogmatifchen Werke er- 
folgen kann, zumal wenn es ſich um eine Frage von fo außerordentlicher Tragweite 
handelt, wie die vorliegende. Über diefe Frage vgl. neueftend Wagner-Rau: 
Lehrbuch der polit. Ökonomie. 1. Thl. Grundlegung (1876) S. 431— 722; dazu die 


trefflihe Anzeige Baron's a. D. ferner Laveleye⸗Bücher, Kay. 32, ©. 514. 
42) Eine überfichtliche Zufammenftellung und Kritit der Eigenthumstheorien 
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Wenn nun auch das E. in tem Weſen ber menfchlichen Perſön⸗ 
lichleit und in ver wirthichaftlichen Natur des Individuums gegründet 


bei Laveleye a.a.D. u. Wagner a. a. O., an den fh Baron ©. 380 fig, 
anſchließt. Mit diefen unterfcheiden wir: 1) die fog. natürliche Theorie, welche 
dad E. auf dad innere Weſen ded Menfchen zurüdführt, jei es daß fie ed: a) auf 
feine finnlihfittlihen Lebenszwecke baſirt, und ald Poftulat der Selbſtbethaͤtigung 
der Perfönlichkeit hinſtellt (Fichte, Hegel, Stahl, Ahrens, Trendelen- 
burg, Bluntſchli, Laveleye und, foweit ed fih um Mobilien handelt, 
Baron — fog. „natürlihe Theorie“); fei ed, daß fie ed b) ald nothwendige 
Gonfequenz der wirtbichaftlihen Natur des Menfchen betrachtet (M. Culloch, 
Mill, Rofher — fog. natürlich-ökonomiſche Theorie). Beiderlei An- 
ſichten find m. E. ganz wohl vereinbar und treffen in mwechfelfeitiger Ergänzung den 
wahren Kern der Sache. 2) Die Theorien, welche dad Eigentum prinzipiell durch 
eine allgemein gültige Erwerbungsart begründen wollen, fei ed nun a) primär 
duch eine willfürliche Handlung: die Occupation bez. Übertragung (fo bef. 
Kant — Anklänge in den Pandelten), oder b) zunächſt durch den Staat: 
vertrag und fefundär durch das DOccupationdredht, welches an die Stelle deö ur- 
fprünglichen Rechtes Aller auf Gemeinfhaft (communio primaeva) getreten fein 
fol (fo die meiften Naturrehtölehrer, Hugo Grotius voran — Occupations⸗ u. 
Vertragstheorie), oder e) auf die Arbeit (Rode, Baftiat. Thiers, Wirth, 
Leift, neueftend befonders Kohler, Jahrb. f. Dogm. 18. ©. 226 flg.), wobei 
zugleih das Kapitaleigentbfum auf die Erfparung geftügt wird (Arbeitstheorie). 
Laveleye ©. 520 meint, diefe „unfluge Theorie” wäre Berurteilung (2) unferer 
ganzen gegenwärtigen Organifation. (Bol. aber auh Kohler a. O.) 3) Die fng. 
Regaltheorie, welche die bieher erwähnten Momente Iediglich als legislative Erklä⸗ 
rungs⸗ bez. Rechtfertigungsgründe des E.'s anfieht, dieſes felbft aber lebiglich auf 
die pofitive Rehtöbildung — auf die ftaatliche Anerkennung fügt. Das E. er- 
ſcheint ihr nur ald eine „biftorifche Kategorie“ (Rafalle, Wagner, auh Baron, 
foweit e3 fih um Immobilien handelt; im Grunde gehören hieher auch die Ratur- 
rechtelehrer aus der Schule Hugo Grotius' bis Kant, indbef. Hobbed, Mon: 
tesquieu, Hugo). Natürlich fehlt ed auch nicht an vermittelnden Anfichten, jo na- 
mentlich die A. Baron’d, und auch die hier vorgetragene, welche zwar dad E. ale eine 
naturnothwendige Erfeheinung anfieht, aber nicht vertennt, daß dasfelbe erft durch 
ftantliche Anerfennung zum pofitiven Rechte werde. — Wagner fucht zu bemweifen, 
dag das E. an Produftionsmitteln (Kapital und Grund) nicht nothwendig 
fei, ftelit aber im Grunde nur an die Stelle des Priva t-Eigentbumd — das Staats⸗ 
oder das Gemeinde⸗Eigenthum (anders die GSocialiften, bef. Marx, melde ein An- 
reht Aller an allen Produktionsmitteln ftatuiren). „Während die Socialiften dad €. 
an Produftiondmitteln völlig aufheben wollen, beftreben fich die Kathederfocialiften, 
es in die Hand von Gemeinweſen zu bringen.” (Baron ©. 386.) Mit Recht be- 
mertt Baron ©. 387, daß die Ausführungen Wagner's die fog. „natürliche 
Begrundungstheorie nicht widerlegen, daß fie nicht das Eigenthum an ſich, fon 
dern nur dad Subjekt desfelben betreffen. Überhaupt fcheinen mir die Ausfüh⸗ 
rungen Wagner’ 8 keineswegs die Unnothwendigkeit (Zufälligkeit) des E.'s, jondern 
nur fo viel darzuthun, daß das allgemeine Beſte (necessitas — nicht ſchon volks⸗ 
wirthfchaftliche utilitas) unter Umftänden gebieterifch verlangen fann, daß gewifle 
Produktiongmittel erpropriirt und im öffentlichen Intereffe verwaltet werden. 
Um zu diefem Ergebniffe zu gelangen, bedarf es nicht der zu weit gehenden Theſe 
Wagner's: „Privates Kapital» und Grundeigenthum find als (bloß?) auf öfo- 
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iſt, ſo folgt daraus noch nicht, daß Jedermann an Sachen jeder Art 
E. haben müſſe. ‘Denn zunächſt tft nicht bei Allen die Berfönlichkeit, 
das Streben nach freier Entfaltung und fohin das Bedürfniß nach der 
materiellen Unterlage ber ſelbſteigenthumlichen Entwidelung in gleicher 
Weiſe entwidelt. Diejes Maß ift vielmehr verfchieden nach Verſchieden⸗ 
beit der Bölkerfchaften und Individuen. Es folgt aus jener Theorie 
nur, daß Jedermann die Möglichkeit geboten werden müffe, E. zu 
baben und zu erwerben; es folgt daraus ferner bie Anforderung an bie 
Geſetzgebung, ven Eigenthumserwerb ver nicht befitenden Klaffe thun⸗ 
lichſt zu fördern, um eine möglichft gleichmäßige günftige Berthei- 
lung ber Güter herbeizuführen. Auch ift Damit nicht ausgeſchloſſen, 
daß im Intereſſe des Gemeinwohls einzelne Kategorien von Gütern 
(Berlebröwege, Bergwerke zc.) bem Privateigenthum entzogen und 
als öffentliches (Staats- oder Gemeinde⸗) Gnt in einer dem öffent. 
lichen Intereſſe entfprechenden Weiſe bewirthichaftet werben, wobei 
natürlich das beſtehende Einzelgut im Exrpropriationswege abzulöfen ift. 

Diefe Aufgaben bat in zeitgemäßer Weiſe die jeweilige — poſitive 
Eigenthumsorbnung zu löfen. Das eben ift die „Schwäche ver heutigen 
Eigenthumßordnung“, daß fie Hunberttanfenden Menſchen „ven Stoff 
zur Offenbarung ihrer Individualität“, jagen wir: die Möglichkeit 
menjchenwürbigen Daſeins nur in der nothrürftigften Weife gewährt. 

Wir müſſen ſohin das Prinzip des Eigenthums als Inſtitution 
bes Brivatrechts und bie Eigenthumsorbnung (die Gefete feiner 
Erwerbung und Vertheilung) wohl unterfcheiven. Erſteres tft ununt- 
ftößlich, Letztere nach Ländern, Völkern, Kulturſtufen verſchieden und 
wandelbar. (Vgl. Schmoller a. a. O.) In ber That tft auch — 
um von dem beweglichen Verbrauchsvermögen und dem Mobiliar⸗ 
nomiſchen Zweckmäßigkeitsgründen beruhend keine ewig unveränderlichen Inſtitu⸗ 
tionen des Rechts und der Volkswirthſchaft.“ In Bezug auf das Grund eigenthum 
tritt Baron S. 395 Wagner bei. (Auch Laveleye betont im Schlußkapitel (32) 
nur die Wandelbarteit und Neformbebürftigleit der heutigen mitteleuropäifchen 
Grundeigenthumsformen.) Noch weniger bedarf es, um den focialen Pflichten bes 
E.'s gerecht zu werben, einer Wandlung im Inhalte ded E.s — nämlich der ver- 
wirsenden Auflöfung des Eigenthumsbegriffes in eine unbeſtimmte Summe von 
Einzelbefugniffen, welche jede juriftiiche Konftruftion zur Unmöglichkeit machen 
würden vgl. A. 7 u. 20, f. gegen W.'s Definition des E.“s ©. 504. 505 auch Ba- 
ton a. O. S. 389). Allerdings bleibt noch die nähere Ausführung der Ideen W.'s 
abzuwarten. Weitgehende Berjuche zum Theil bedenkliher Richtung bei Samter, 


Geſellſchafts⸗ und Privat-Eigentbum (1877), und vollends bei Lindwurm, Das 
Eigenthumsrecht und die Menfchheitd-Fdee zc. (1878). 
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probuftionsmittel (Mobiliarkapitat) abzufehen — das Grundeigen- 
thum nach dem Zeugniß ber NRechtsgefchichte nicht überall und aus⸗ 
ſchließlich Im Brio ateigenthuum gewefen(f. oben S. 11) und finvet fich 
beute noch in großen Staaten (Rußland) neben dem Individ ualbe— 
fig ein großartiger G emeingrunpbefig mit gemeinheitlicher Rugung.* 

Zum Schluffe erübrigt noch, auf die Beftrebungen der Socialiften 
binzumweifen, foweit dieſelben auf bie Realifirung des fog. „Rechtes (?) 
anf den vollen Arbeitsertrag” und auf bie damit zuſammenhängende 
Umwälzung ber Eigenthumsformen gerichtet find. Lehrreiche litterar- 
hiftorifche Darftellungen ver diesbezüglichen älteren und neueren focia- 
liſtiſchen Xehren bieten Stein's: Gefchichte ver forialen Bewegung 
in Frankreich, Schäffle’s: Die Quinteffenz des Sozialismns und 
neueftens befonders Anton Menger’s: Das Recht auf den vollen 
Arbeitdertrag in gefchichtlicher Darftellung (1886).4) Die Ergebniffe 
biefer Unterfuchungen, welche uns ben ſchwankenden, vielfach utopiftt- 
ſchen Aufbau ver Hauptfhfteme des Socialismus erfennenlafien, können 
kurz folgendermaßen gefaßt werben: 

In der gegenwärtigen E. Orbnung ift das Nutz⸗E. von dem 
Productiv⸗E. zu unterſcheiden. Jenes bient dem perjönlichen Be⸗ 
darf, dieſes der Production. Das erſtere iſt in der Form des Sonder: 
E.'s (Privat⸗E.) als Kleidung, Geräthec. ziemlich allgemein vertheilt, 
nur Eigen⸗Wohnungen entbehrt der größte Theil der Bevölkerung. 
Das Productiv⸗E. (Kapital) im w. ©. ift fehr ungleichmäßig vertheilt. 
Ein Volkstheil (bei. d. Arbeiter: u. Gehilfenſtand) betheiligt fich an 
ber Güterbefchaffung ohne Kapital u. erhält fohin Einkommen nur 
in Geftalt von Lohn (Gehalt ıc.). Ein Theil arbeitet mit eigenem ober 
frembem Kapital, bezieht daher vollen oder befchräntten Unternehmer. 
gewinn. Ein Theil befitt Kapital (Grund, Mafchinen, Geldꝛc.), ohne 


43) Bölliger Ausſchluß des Privatgrundbefiges fommt meines Wiſſens in der 
Nechtögefchichte nicht vor, wohl aber die Konkurrenz desfelben mit dem Gemein. 
grundbeſitz. 

44) Bei der zunehmenden Verbreitung ſocialiſtiſchet Ideen in breiten Volks⸗ 
ſchichten ift es unerläßlich, dieſelben unverhüllt in’d Auge zu faſſen. Nur durd 
ruhige, kritifche Unterfuhung vom Standpunft ber Jurisprudenz und Volkswirth⸗ 
[Haft kann der mythiſche Zauber gebrochen werben, der die nebelbaften Zukunfts⸗ 
geflaltungen ded Socialismus umgiebt und dem Umfichgreifen desſelben fo förderlich 
ift. — Bol. auch die Hiftorifchelegislativen Ausführungen Laurent's, Principes 
VI.Rr.87—99. indbef. bezüglich Platond u. der enangelifchen Lehren (Kirchenväter); 
dazu Wagner, Volkswirthſchaftslehre (2) S. 344 fig. 
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ſich an der Production zu betheiligen, bezieht daher Zins, Pacht, 
Miethe; das E. an ſich (ohne Arbeit) iſt Quelle eines beſonderen 
Einkommens (d. Zinſes im w. S.). Gegen Letzteres hauptſächlich 
richten fich die Angriffe des Socialismus (dazuv. Scheel im Hdwörterb. 
f. Staatswiſſ. s. h. v.). Die wirthſchaftliche Stärkung und der ratio⸗ 
nelle Schutz der erſten Klaſſe gegenüber der dkonomiſchen übermacht 
der letzten Klaſſe — die weiſe Ausgleichung der wirthſchaftlichen Kräfte 
und Intereſſen Beider bildet das ſchwere, aber dankenswerthe Ziel der 
modernen Staatswiſſenſchaft; der Opferung des Sondereigenthums 
bedarf es hiebei gewiß nicht! 

Der ſozialiſtiſche Anſpruch auf den ſog. vollen Arbeitsertrag um⸗ 
faßt ein doppeltes Poſtulat: Einerſeits ſoll jedes arbeitsloſe Einkommen, 
mag es in der Grund⸗ ober Kapitalrente beſtehen, als „Ungerechtig- 
keit“ beſeitigt werben, anderſeits ſoll jeder Arbeiter aus ver geſammten 
Güterproduction — ohne Abzug zu Gunſten des Grund⸗ und Kapital⸗ 
eigenthums — ſoviel Werth erhalten, als er ſelbſt durch ſeine Arbeit 
geſchaffen hat. Beide Boftulate find eine Negation bes beſtehenden 
Rechtszuſtandes — insbeſ. des individuellen Privateigenthums 
und der damit verbundenen Sonbernugung; bie Kluft iſt weder 
durch eine utopiſtiſche Organiſation bes Credits (Proubhon) noch durch 
Grundſchuldenentlaſtung mit Rentenconverſion, imperative Taxen bei 
Kauf⸗ und Lohnverträgen zc. (Rodbertus) zu überbrücken; bie Undurch⸗ 
führbarkeit des letzteren Projektes zeigt übrigens die Geſchichte (Dio⸗ 
cletians Edict v. 3. 301., franz. Dekr. v. 1793). 

Aber ſelbſt vie Beſeitigung per gegenwärtigen Eigenthumsform und 
bie Einführung eines Gemein eigenthbums mit Son dernutzung, wie 
fich basfelbe in einem Theile Rußlands in Form ber fog. Mir (ſ. Note 20) 
erhalten hat, wäre nur auf einen Theil der lanbwirthfchaftlichen Ob⸗ 
jecte (Feldwirthſchaft) anwenbbar, vertrüge aber nicht die Ausdehnung 
auf andere Grundftüde oder auf Induſtrie- und Hanbelsunternehm- 
ungen; bie ftantliche Übertragung ber legteren an Arbeiteraffociationen, 
(fei e8 durch Erpropriation, fei e8 burch Neugründungen: Lonis Blanc, 
Zaffalle) würde — wenn überhaupt durchführbar — fehr bald zu einem 
regellojen Kampfe mehr ober weniger mächtiger Affociationen unter 
einander und zu einer rüdfichtölofen Ausbeutung der übrigen Gefell- 
ſchaftsclaſſen durch die mächtigften dieſer Inbuftrieringe führen. (©. 
ſelbſt Menger, ©. 152flg.) — Umſo weniger realifirbar erſcheint im 
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Großen die dritte Eigenthbumsform: Gemein eigenthbum mit gemein- 
famer Nugung, ganz abgejehen davon, daß jo mächtige und in alle 
Volksſchichten fo tief eingreifende wirtbfchaftliche Ummwälzungen obne 
blutige Revolutionen und ohne Kampf bis aufs Meſſer wohl gar nicht 
denkbar find, und daß ftändige Hüdfälle an ber Tagesordnung wären. 

Bei ver unläugbaren Nothwendigkeit, bie wirtbfchaftliche Lage bes 
numerifch ftärkften jog. vierten Standes — jedoch auch des niedern 
Gewerbeſtandes — zu beffern, erjcheint e8 daher gerathen und geboten: 
einerjeit8 an der bisherigen Eigenthumsform nicht zu rütteln, ander⸗ 
ſeits durch eine den befiglofen Klaffen wohlwollende Gefeßgebung und 
Berwaltung die Erwerbung von Eigentbum und Kapital, bezw. von 
Einkommen durch bie Letzteren unter Heranziehung der Grund unt 
Kapital befigenden Klafien thunlichft zu fördern und das Bildungs⸗ 
und Gefittungsniveau jener Schichten möglichit zu heben.“ Sehr 
wichtige Schritte find diesfalls in Öfterreich und Deutfchland durch 
bie neue focialwirthichaftliche Gefeßgebung theils bereits geſchehen, 
tbeil® im Worbereitung begriffen: Arbeiter-, Kranken⸗, Unfalls-, 
Alters-, Invalivenverficherung, Fabrilinfpektoren, Arbeiterichut, ins- 
bef. der Frauen und Kinder, Normalarbeitszeit, Arbeitövermittlungs- 
und Arbeitspreisntittelämter [Schiepsämter], Förderung der Arbeiter 
probuktivaffociationen insbeſ. durch billigen Erebit, Arbeiterflammern 
oder erweitertes politiiches Wahlrecht. Durch bie Beſchränkung des 
Inteſtaterbrechts auf ven vierten Grab der Verwandtſchaft, durch eine 
porfichtig angelegte progreffive Eintommenftener 2c., könnte ber Fond 
zur Entlaftung und gefeßlich geregelten Unterftügung des capitallofen 
Standes genommen werben.2% Ebenfo kann durch Verftaatlichung ger 
wiffer Gewerbszweige — wie ber Eifenbahnen und Zelegraphen, bes 
Bergbaus ꝛc. — im öffentlichen Intereffe ein Theil der Productions⸗ 
mittel der individualiſtiſchen Wirthichaft entzogen und gemeinförber- 


45) Sehr richtig bemerft Raurent VI. nr. 97: Si le d6veloppement moral 
n’allait pas de pair le döveloppement intellectuel, celui-ci pourrait devenir 
un instrument de mal. Il faut done que l’on enseigne aux hommes leurs 
devoirs, Dies gilt aud) bezüglich der befigenden Klaſſen der Bevölkerung, wie Died 
jüngft bef. Steinbad in beherzigenswerthen Schriften gethan. . 

46) Ob auch Theilname am Unternehmergewinn d. 3. praktiſch durchführbar 
ift, laſſen wir dahingeftellt. — Zum großen Theil nicht gerechtfertigt find bie Vor⸗ 
würfe, welche AntonMenger, inf. Schrift: das bürgerl. Recht u. die befipenden Volke: 
flaffen (1889) gegen den Entwurf des bürgerl. ©. B.'s für das deutfche Reich und 
gegen den uriftenftand vom focialiftifhen Standpunkte erhebt. Die Redactoren 
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lich geordnet werden. Auf dieſe Weiſe wird die capitalloſe Arbeit gegen 
bie Übermacht bes Capitals widerſtandsfähig gemacht, die individnelle 
und genoſſenſchaftliche Capitalbildung geſtärkt, die „auffteigende 
Claſſenbewegung“ gefördert und allmälig jene thunlichſte Ausgleichung 
der wirtbfchaftlichen Unterfchiede der einzelnen Volksſchichten und ihrer 
Intereſſen angebahnt, auf welcher der ungeftörte, rechtscontinnirliche 
Fortſchritt der Staaten und Völker beruht. *7 


8.2. Snbjefte des Gigenthums. 


Die 88. 18. 355. und 356 A. B. G. B. ftellen die Regel auf, 
baß Jedermann, den bie Gefeke nicht ausdrücklich ausfchließen, befähigt 
ift, Rechte, insbeſondere E. zu erwerben. 

Perſonen, die überhaupt vermögensunfähig wären, giebt es 
nach dfterr. Rechte nicht. Doc find Deferteure der Linie und 
Reſerve (vom Tage ber Entweichung, bez. Einberufung bis zur Stell- 
ung oder Einlieferung) und Drdensgeiftliche, welche das feierliche 
Gelübde ver Armuth abgelegt haben, unfähig, VBermögensrechte, ins⸗ 
befonbere E. zu erwerben; das Vermögen, das fie bereits Haben, 
verlieren ſie nicht, wohl aber beffen Verwaltung. Milit. St. ©. 2. 
$. 208. c., und $. 182 des Gef. vom 9. Auguft 1854. 3. 208.' 


des 3. ©. 2. waren nicht berufen, die Eigenthumdorbnung auf Grund irgendwelcher 
focialiftifcher Zukunftspläne zu conftruiren; für die gegebene E.-Ordnung vermag 
aber auch Menger bezüglich des Entwurfes feine wefentlichen Reformen zu bes 
antragen; beachtenswerth find nur einzelne Vorſchläge M.'s in Familien⸗Obliga⸗ 
tionen u. Erbrecht. — Daß der Juriftenftand überwiegend confervativ ift, erklärt fich 
duch feinen Beruf: das beftehende Recht zur Anwendung zu bringen; die Härten 
desfelben können nicht ihm zur Laſt gelegt werden; der Borfchlag an die Stelle 
der Analogie das willtürliche Ermeffen des Richter? zu ſetzen, verfennt völlig die 
Stellung des Lesteren u. würde — ohne der zielbewußten Förderung der befiglofen 
Klaſſen wefentlich förderlich zu fein — ein gefeßliched Organ — der Anarchie ſchaffen. 

47) Wefentlich gleicher Anficht find auch neuere franz. Juriſten, wenn fie auch 
die focialen Reformen nicht fo fehr betonen. Bal. bef. Laurent a. a. O. 

1) Andere nah röm. R., nach welchem der Eintritt in ein Klofter für den 
Eintretenden den Berluft des Vermögens und deſſen Übergang auf das Klofter zur 
Folge haben foll, wenn er nicht vorher darüber verfügt hat. (Rur zu Gunſten ber 
Defcendenten kann er auch noch fpäter verfügen.) Vgl. Nov. 5. cap. 5. u. Nov. 
123. o. 38. So fonnte denn auch c. 6. X. 3. 35 konjequent audfprechen: Ne quis 
monachorum proprium aliquo modo possideat; dazu Conc. Trid. 
Sess. 25.0.2, Schulte, Kirchenrecht (2.4.)S.474, Hellmann, Erbr. d. Religiof. 
&.50. 8.Senner, O rak. zäkonech amortis. (öfterr. Amortifat. Gef.) 1892 
©. 35 flg. — Nah öfterr. R. wirb daher auch nicht mit dem Eintritte in das 
Kofler, fondern erft mit dem Tode der Ordensperſonen tie Erbfolge nach denfelben 
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(Dies galt früher auch bezüglich ver unbefugten Auswan-« 
derer [88. 10u. 11. des Auswand.⸗Pat. v. 24. März 1832.]; allein 
biefe Beftimmung hat in Folge der neuen Geſetze über die Wehrpflicht 
ihre praftifche Bedeutung — wo nicht ihre Geltung verloren. Ins⸗ 
befondere find in dem Wehrgeſ. v. 11. April 1889 Nr. 41. R. G. DI. 
(8. 45) für Stellungsflüdtlinge, welche das Gebiet ber öfterr.- 
ungar. Monarchie verlaffen haben, wegen bes dadurch begangenen 
ftrafbaren Vergebens Lediglich Arreft- und Geldſtrafen und ftraf- 
weiſe Verlängerung ber Dienftpflicht als Folgen ver Flucht feitgefekt; 
allein andere Rechtöwirkungen werben nicht mehr genannt over be- 
zogen.)!* 

Gelbftverjtändlich hat fich der Bermögenskurator ver obgenannten 
Perjonen auf die Verwaltung bes Vermögens zu befchränken und kann 
berfelbe nicht etwa für den Erwerbsunfähigen Erbichaften ober 
Schenkungen erwerben, die entgegengefette Anficht verlennt, daß es 
fi) um Erwerbs- und nicht um Handlungsunfähigfeit, um eine 








eröffnet. Arg. 8.20 u. 182 des Gef. v. 9. Aug. 1854. Pol. Singer, Dad Com- 
mercium der Ordendperfonen (1880) ©. 5 flg., u. Baernreither, ©. 3. 1882. 
Nr. 5 fig. Haltlos ift die Anfiht Burckhard's, Syſt. 8. 35, daß durch art. 6. 
St. Er. ©. v. 1867 Nr. 142 alle diefe Befchränkungen der Drdenöperfonen aufges 
hoben find; dagegen fpricht die Gefchichte dieſes art. u. die Tendenz der Geſetzgebung. 
— Nah preuß. Rechte find aber alle Mönche — nah bayer. R. Mendikanten 
befigunfähig. L. R. II. 11. 8. 1200, f. Förfter 8. 158. N. 2. Roth 8.130. — 
Die Minderung der Rechtsfähigkeit trifft nur die Deferteure der Linie und Reſerve, 
nicht jene der Landwehr. Bal. $. 1 Geſetz vom 23. Mai 1871 3. 45, Pfaff-Hof 
mann II. ©. 23, Schiffner 8. 55 Nr. 7. 

1a) Streitig ift die Frage, ob dad Audwanderungspatent v. 24. März 
1832. 8. 2557 nicht ſchon durch den Art. 4 des Staatsgrundgeſetzes über bie allg. 
Nechte der Staatsbürger vom 21. December 1867. 3. 142 aufgehoben ſei? Be 
jahend wurde diefelbe beantwortet von der Majorität der Kommiffton der jurifl. 
Geſellſchaft in Wien. (Bol. die Schrift: Der Einfluß der Staatägrundgefepe ꝛc. 
1868). Die Minorität derfelben erfannte „nur jene Beftimmungen des Patent? für 
aufgehoben, welche nicht zu dem Zwecke anwendbar wären, um bie Beſchränkung des 
Auswanderungsrechtes durch die Wehrpflicht durchzuführen.” Art. 4 lautet: „Die 
Vreiheit der Auswanderung ift von Staatswegen nur durd die Wehrpflicht ber 
ſchraäͤnkt.“ M. €. folgte daraus nur, daß alle Hinderniffe der Auswanderung 
mit einziger Ausnahme der Wehrpflicht aufgehoben find. S. auch Schiffner 
8.55. Allein nach dem Wortlaut deö oben cit. $. 45 des neuen Wehrgef. v. 1889 
muß nunmehr doch wohl die im Tert vertretene Anficht für richtig erkannt werben. 
©. Krasnopolski, Ar. V. I. Schr. 27. ©. 483; auch Kirchſtetter ©. 48. 
N. 14, u. Pfaff-Hofmann U. ©. 23 erklären fich bei fo ſchwankender Wage in 
dubio mitius — für die Aufhebung des cit. $. 10, lit. oc. So auch Burckhard 
8.41. flg, Widerfprechend Krainz, Syſt. d. öft. Pr. R. I. 88. 71.75. N. 1. 
$. 73, Ausführg. 
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cura bonorum — und nicht um eine cura personae handelt. (Bal. 
Nr. 5396 Samml.) Dies ift bezüglich der Ordensperſonen klar aue- 
geiprochen in dem Hofb. 30. Aug. 1782 3. 723. ©. ©., welches 
ben Erreligiofen bie Fähigkeit zueriennt, „nom Zageber...... 
Aufbebung ihres Klofters oder Stiftes burch Erbichaft oder jede 
andere geſetzmäßige Weije zu erwerben“; desgleichen im Hofd. v. 9. Nov. 
1781. Z. 30. J. G. S., demzufolge die vom Ordensgelübde Dispen⸗ 
firten und in ben Weltprieſterſtand Getretenen nicht befugt find, „jenes, 
was bis zu ihrem Austritt und reſp. Annehmung des Weltprieiter- 
ftandes ben übrigen weltlichen Inteftaterben wirklich angefallen fein 
wird, zurüdzuverlangen“.2 (Dieſe Erwerbsunfähigfeit trifft auch bei 
ben griechifch- orientalifchen Mönchen zu; vgl. Hofd. v. 29. April 
1784 für vie Bukowina, dazu Nr. 11165 Samml. U. G. W.) Es 
ift wohl nicht zu bezweifeln, daß Drbensgeiftliche mit dem gejetlich 
vollzogenen Austritt aus der Katholischen Kirche (8. 6 d. Gef. v. 
25. Mai 1868, 3. 49) die Dispofition über ihr Vermögen und bie 
Erwerbsfähigleit wieber erhalten. (Vgl. $. 538. und bie Anal. des 
it. Hofd. v. 1781.) 

Welche Ordensgeiſtlichen das feierliche Gelübde ver Armuth 
ablegen und baher vie Vermögensfähigfeit verlieren, muß nach ihrer 
Ordensregel beurtheilt werben. ‘Den Letteren, bez. alter Obfervanz 
zufolge ſind die Ritter des Deutfchen und Mlaltheferritterorbens (Hof- 
befr. v. 28. Juni 1840, 3.451, 0.4. Juli 1791, 3. 171. J. G. S. 
— v. 11. Dezember 1795, 3. 268),3 fowie die Redemptoriften 
(Hofd. v. 9. San. 1843, 3. 670) allerdinds fähig, E. für fich zu er- 
werben. — DOrdensperfonen, welche bes feierlichen Gelübdes 
entbunden oder ſekulariſirt wurden over bei denen die übrigen Voraus- 
fegungen bes 8. 5734. B. ©. 2. zutreffen, daher insbefondere die 
als Bifchöfe, ferner als Pfarrer over Lokalkapläne auf einer S efular- 





2) Ohne Grund behauptet. für das derzeit. öfterr. Hecht das Gegentheil Baern⸗ 
reither Ar. 11, wobei er cura bonorum und c. pers. verwechſelt. Daß Ordend- 
perſonen handlungsfähig find, zeigt der Umftand, daß diefelben ald Stellvertreter für 
Dritte gewiß Rechte zc. erwerben können; nicht richtig fagt daher die Entf. 
Nr. 11165, fie feien „abfolut handlungsunfähig”. 

3) Nicht aber die Priefter der gedachten Ritterorden, welche die feierlichen 
Ordensgelübde ablegen. K. B.v. 10. Dez. 1866 3.4.R. ©. (1867). Die Ber- 
mögendfähigkeit der deutfchen Ordensritter gründet fich auf alte, gefeblich anerkannte 
Stern. Bol. Pfaff-Hofmann IL ©. 22, und bezüglich der Malthefer IL. 

. 123. R. 16. 
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pfründe beftellten Orbensgeiftlichen (Hofb. 0.21. April 1786 3.542 
und v. 22. Dezember 1788 3. 939) find ebenfo eigenthumsfähig, als 
ber Sek ul ar klerus und bie Mitglieder ver fog. Congregationen, 
welche Letztere nur die einfachen Gelübde ablegen, z. B. die fog. eng« 
liſchen Fränlein, barmberzigen, grauen Schweftern, Schulfchweftern 
u. ſ. f.“ Dagegen erlangen Ordensgeiftliche, welche bloß an incor- 
portrten Pfarreien (Stifts- oder Klofterpfarren) als Pfarrer (Pfarr- 
abminiftratoren) angeftellt und baher nur als Vicare des Stiftes, 
Klofters ıc., welches der Barochus ift, anzufehen find, durch dieſe 
Stellung die Eigenthumsfähigfeit nicht. Vgl. Hofd. v. 1. October 
1784 3. 364, dazu bie Entfch.-Nr. 11527, 11532, 11963 GI. 
u. W. Pf.‘ 


4) Bol. die Hofdekr. Nr. 967. 968 bei Michel. Die Befchränfung der eng» 
lifhen Fräulein bezüglich der Immobilien ift mit der Aufhebung der Amortifationd« 
gefege weggefallen. Vgl. Näheres bei Singera. O. ©. 46. 112 fig., 137 flg., u. 
Baeınreither, Ger. 3. 1882. Nr. 1-11, Play, Rot. 3. 1892 Nr. 37. 39; 
Henner, ©. 51 flg.; bei Letzterem f. auch die eingehende hiftorifche Entwicklung 
der bezüglichen Gefepgebung in den böhmifchen und deutfchen Erbländern. — Die 
Redaktoren des ©. B. gingen von der im Texte vertretenen Auffaffung aus; vgl. God. 
Ther. I. ©. 165 flg., Horten, S. 194; dazu Dfner, Prot. I. S. 325, IL 522. 
538 fig. 

*4a) Zutreffend find insbeſ. die Motive der Entſch. Nr. 11527, welche betonen, 
daß die im Zert cit. Hofdelr. 3. 542 u. 939 felbftändige Secularfeelforgeftationen 
vorausfegen. Durch die Entf. Nr. 11527 find auch die ganz irrigen Gründe ber 
abweichenden Entfh. Nr. 7590 gut widerlegt; gegen Ichtere Entſch. vgl. au 
Henner, ©.1 fig., 51.57 fig. Die Gründe der erften u. dritten Inftanz Nr. 7590 
(Prag) behaupten nämlich fonderbarer Weife: es beftehe kein Geſetz, welches den 
Profefien dad Recht entzöge, unter Lebenden Sachen zu erwerben ; die Ordensſtatuten 
regelten angeblid) bloß das innere Verhältniß der Mitglieder, nicht auch jenes zu 
dritten Perfonen ; endlich feien die Amortifationdgefeße noch immer giltig. Allein 
die im art. 8 des Kundm. Pat. u. in den 88. 539 u. 761.8. ©. B. bezogenen zahl- 
reichen politifchen Geſetze (f. oben, dazu Hofd. v. 30. Aug. 1782 3.72, v. 23. März 
1809 3. 887, 27. April 1816 3. 1235. 3. G. S.) anerfennen den röm.-canonifchen 
Grundſatz, daß ſolche Ordensperſonen (außer dem ftatutarifchen Beculium) für fi 
fein Bermögen erwerben jlönnen. Die Abweichung des öfterr. R. vom canon. 
R. befteht nur darin, dag der Profeffe dad früher bereitd Erworbene behält 
(dafür wird ein Curator beftellt, 8.182 d. Pat. v. 9. Aug. 1834) und daß der canon. 
Grundſatz: »quidquid acquirit monachus, acquirit monasterio«a bezüglich ber 
Erbfhaften und Shentungen an Drbendmitglieder hierlands nicht gilt (Hofe. 
v. 23. März 1809 Nr. 887, 27. April 1816 Ar. 1235 J. G. S.) S. auch Henner 
a. O. Bei anderen Rechtsgeſchaͤften erwirbt aber das Kloſter durch fein Mitglied 
als nothwendigen Stellvertreter, wie nach canon. R.; denn mit der Anerkennung beö 
canon. Grundſatzes find (innerhalb der bezeichn. Grenzen) auch Die Eonfequenzen des⸗ 
felben acceptirt; außerdem würde das vom Profeffen erworbene Vermögen — Nie« 
mandem gehören: ihm nicht, weil er erwerbsunfähig ift, — dem Orden nicht, weil 
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Dagegen ſind vom Erwerbe und vom Haben gewiſſer Sachen 
ausgeſchloſſen:* | 

a) Infolge der Reziprozität Montenegriner vom Befige uns 
beweglicher Güter in Ofterreich. I. Hofdekr. v. 11. Oftober 1845 
3.898 u. J. M. El. v. 5. Auguft 1849 3. 348 R. G.s Auch 
jonft richtet fich die Fähigkeit der Ausländer zum Befig von Immo: 
bilien nach dem Prinzip der formellen Reziprozität (8. 33.6. ©. B.). 

b) Bom Befig unbeweglicher Güter find gemäß ihrer Ordens⸗ 
regel ausgefchloffen vie Minoriten- und Capuzinerorden. Conc. Trid. 
Sess. 25. c. 3. und bie Minift. Vbg. v. 13. Suni 1858. 3. 95. 

c) Berjonen, die nicht pie befondere behördliche Bewilligung dazu 
haben, vom Beſitze verbotener Waffen und Munitions- 
gegenftände, dann Perſonen, denen bie Bewilligung zum 
Warfenbefite durch bie Behörde entzogen wurbe, vom Beſitze 
von Waffen überhaupt. 8$. 8. 12, dann 41. 42 des Waffen- 
patents vom 24. Oktober 1852. 3. 223 R. G. B.' 

d) Enplich find Beamte, welchen bie Öffentliche Aufficht über ven 
Bergbau oder bie erfte Enticheivung über Bergbauverleihungen zit- 
fommt, dann ihre Ehegattinnen und Kinder vom Befit von Berg- 
werten in dem bezüglichen Bezirke ausgefchloffen. 88.7. u. 8 Bergg. 
v. 23. Mai 1854. 3. 146. 

e) Streitig war der folgende Fall: Vom Befit von Bauern- 
gütern find nach dem Hofbelr. v. 28. Febr. 1788. 3. 790 93.6. ©. 


die Stellvertretung negirt wird! Darum billige ich die Entſch. Nr. 116527, mit welcher 
der Klage ded Klofterd 2. auf bücherliche Umfchreibung ded von feinem Mitgliede 
aus den Erjparnifjen der unirten Pfarre erworbenen Haufes flattgegeben wurde. 

5) Bal. Pachmann, ©. 80. Hier find alfo gewiffe Sachen kein Gegenftand 
des Verkehres für gewiſſe Perfonen (res, quarum commercium quis non habet, 
wobei eomm. im fubjeltiven Sinne genommen ift). Bol. Unger, J. ©. 370. 

6) Türkiſche Unterthanen find derzeit nach dem Grundſatze der Reziprozität 
zum Befipe unbewegficher Güter fähig. (Bol. Protokoll v. 5. November 1868. 
Rr.5.R 6. BI. pro 1869, 3.46. R. G., Eonv. v. 22. uni 1877. 3. 78. art.4.) 
— Die Behauptung Kirchſtetter's, ©, 182. Note 6, daß zufolge des mit der 
Zinkei gefhlofienen Vertrags v. 5. Nov. 1868 auch die Montenegriner befigfähig 
geworden find, beruht auf einer Verkennung der Unabhängigkeit der fuzeränen 
Staaten in inneren Angelegenheiten. Beweis deſſen das eben citirte Geſetz in An- 
jehung der ehemaligen Moldau Walachei. 

7) Bol. Winiwarter, II. S. 39. Das cit. Geſetz fpricht überall nur vom 
Beſitze diefer Gegenftände, der 8. 3 der Vollzugsvorſchrift vom 29. Januar 1853. 
Z3. 15. R. G. Bl. vom „Rechte zum Waffenbefige.” Unter „Befip* ift wohl Eigen- 
thum und Beſitz zu verftehen. 

Randa, Eigentum n. öflerr. Recht. 3 


34 Subjekte ded Eigenthums. 8. 2. 


ausgeſchloſſen: Ausländer, mit Ausnahme der Unterthanen der 
ehemaligen deutſchen Bundesſtaaten (Hofdekr. vom 14. April 1825 
J. G. ©. 53. ©. 79), dann der (den meiſtbegünſtigten Nationen 
gleichgeftellten) Unterthanen Italiens, Hollands, Frankreichs, Spaniens. 
Da mit ver Aufhebung der Gutsunterthänigfeit (1848) bie 
wejentlichften öffentlich-rechtlichen Merkmale der „Bauerngüter“ hin- 
wegftelen, bat biefe Beſchränkung feitdem ihre praftifche Bebentung 
verloren.® 

Die geiftlichen Korporationen, welche früher durch die og. Amor- 
tifationsgejege vom igenthumserwerbe unbeweglicher Güter ohne 
l. f. Bewilligung regelmäßig ausgejchloffen waren (vgl. die diesfalls 
früher beftandenen Vorjchriften ausführlih bei Stubenraud, I. 
©. 713 [474 der 2. Aufl.], Henner, a. O. S. 39 flg., wofelbit 
bie hiftor. Entwidlung ber dfterr. Gefeßgebung eingehend bargeftellt 
ift), find feit bem Konkordate (Bat. v. 5. Nov. 18553. 195 R. ©. Bl. 
art. XXIX.) zum Eigenthumserwerbe fähig. Vgl. auch vie Minift.- 
Vdg. v. 13. Juni 1858 3. 95. R. ©. B.). Durch den Art. 6. bes 
Staatsgrundgeſetzes v. 21. Dezember 1867. 3. 142 ift zwar dieſe 
Fähigkeit ftillfchweigenn anerkannt, jedoch werben „für bie todte 
Hand Beichränkungen des Rechtes, Liegenfchaften zu erwerben und 
über fie zu verfügen, im Wege des Geſetzes aus Gründen bes öffent. 
lichen Wohles“ als zuläffig norbehalten. Durch die Aufhebung des 
Konkordats (art. 1. des Gef. v. 7. Mai 1874 3. 50.R. ©. Bl.) 
lebten felbftverftänplich die früher bereits abolirten Amortifationdge- 
feße nicht wieder auf.®* 


8) Die entgegengefebte Meinung der früheren Aufl. habe ich aufgegeben. Del. 
auch Stubenrauch (Schufter-Schreiber) Komm. I. ©, 440 (4. Aufl), Krainz 
8. 73. Ausführ, Burdhard $. 42, Krasnopoldti a. D. ©.483, (Harra » 
fowöty), Not. 3.1884. Nr. 32., Till, Prawo p. 8.126 R.5. Mit dem Wegfall 
der Untheilbarkeit der Bauerngüter will Kirhftetter S. 181 den Wegfall jener 
Norm begründen, — gewiß mit Unrecht. Es giebt eben feine Bauerngüter mehr 
— x. im Gegenfage zu ftädtifchen und Dominicalgründen! 

88) Died ergiebt ſich nach allgem. anerkannten Interpretationdgefegen; vgl. 
Unger J. S. 105, Pfaff-Hofmann, Comm. I ©. 219 flg., Rittner, Cirk. 
prävo IL 174, Henner a. D. ©. 61 fig. . Auf demfelben Gedanken beruht die 
Beftimmung des 8. 723 A. B. G. B. bezüglich leptwilliger Anordnungen. Irrig 
nimmt die in Note 4a) angeführte Entfch. Nr. 7590 an, daß durch die Befeitigung 
des Eoncordatd die Amortifationdgefepe wieder gefepliche Geltung erlangten; fo auch 
Prajät, Prävnfk 1880 ©. 515 flg.; dagegen Henner a. D., u. die fehr gute 
Entf. Rr. 11527. GL U. B. Die Erwerböfähigkeit der geiftlichen juriftifhen 
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Ebenfo find die Israeliten gegenwärtig in allen heilen des 
Kaiſerſtaates unbeichräntt zum Befite von unbeweglichen Gütern be- 
fähigt. (Staatsgrundgeſetz v. 21. Dezember 1867. 3. 42. Art. 15.)? 


8. 3, Objefte des Eigenthums. 


Die 88.355 u. 356 bes Gefetsbuches bezeichnen alle Sachen, in 
Rüdficht deren „ein gefetliches Hinderniß nicht entgegenfteht“, oder wie 
das amtliche Inhaltsregifter jagt, alle Sachen, welche ein Gegen- 
ftand des rechtlichen Verkehres find, als möglichen Gegenftand 
des &.8. Das felbftäntige räumliche Dafein dieſer Sachen wird 
porausgefegt. Eine folche felbftändige reale Eriftenz befigen bei ven 
ſog. Geſammtſachen ($. 302 ©. B.) nur die einzelnen körper⸗ 
lichen Sachen, welche in ihrer Zufammengehörigkeit ein begriffliches 
Ganze bilden, nicht aber das letztere jelbft. Das Begriffsganze (3. 2. 
bie Heerbe, die Bibliothek) kann fomit nicht Gegenftand des E.'s fein. 
Zwar wird die Gefammtfache von manchen Iuriften als fingirter, 
fünftlicher, ideeller Rechtögegenftand angejehen.! Allein dieſe Auf- 


Perfonen (Rlöfter 2c.) und der einzelnen Mitglieder fverfelben find {wohl zu unter 
fheiden! 

9 IIn einigen! Kronländern waren die Jsraelſiten vom Beige von Reali⸗ 
täten ausgeſchloſſen. Vgl. dazu meinen Befig $. 11. Note8. Die Juden waren 
ehedem im Ofterreich ob der End, Salzburg, Steiermark, Kärnten, Tirol und Bor- 
arlberg zu jedem Orundbefige unfähig; in Galizien, Bulowina und Krafau waren 
nur diejenigen Israeliten, welche Untergymnaſien, Unterrealfchulen, Handelsfchulen, 
Iandwirthfchaftliche Lehranftalten, Forft«, Berg- und nautifhe Schulen abfolvirten 
oder den Dffizierdcharakter befleideten, zum Nealitätenbefige fähig. In Nieder- 
fterreih, Böhmen, Mähren, Schlefien, Ezernowig, Ungarn, Kroatien, Stavonien, 
Siebenbürgen, dem Küftenlande und Dalmatien, waren fie feit der k. Verordnung 
vom 18. Februar 1860, 3. 45. R. G. B., und 28. Februar 1864, 3. 26. R. G. B. 
unbedingt befipfähig. 

1) Bgl. Mühlenbruch, Pandekten II. $. 223., Puchta, Pand. $. 35. 
Scheurl, Inſtit. 8. 43., Arndts, Band. 8. 48., Windfheid $. 137. 
Baron, Geſammtv. 8. 2, auch Zeiller II. ©. 27., Nippel II. ©. 33, 
460. Biniwarter I. ©. 20. 21. Stubenraud, I ©. 240. Rr. 2 [ber 
irriger Weife mit Winiwarter auch die Erbfchaft dahin zählt, während er 
fich doch in der Note ** gegen die Unterfcheidung der universitas in bie u. 
juris (wohin die Erbfchaft gezählt wurde) und facti erflärt]; ferner Unger I. 
©. 483, Rr. 43. 62 wenigftens in Anfehung des Eigentbums und Pfandrechts 
(rihtig S. 477), neuerlih Girtanner, Jahrb. f. Dogm. 3. ©. 207 flg., auch 
ich in der erften Aufl. m. Befig. Dagegen haben fi gegen die Auffaffung der Ge⸗ 
ſammtſachen als ideellen Rechtsobjekts erflärt Wächter, Handb. ©. 235. Erörter. 
I. ©. 15—17. Heimbach im R.⸗Lex. IX. ©. 483 flg., namentlih Brinz I, 


3% 





36 Objekte ded Eigenthums. 8.3. 


faffung ift unhaltbar. Für das gemeine Recht ift dies h. z. T. mit 
alleiniger Ausnahme der Heer de (und ähnlicher „Naturganzen”) ziem⸗ 
ih allgemein anerkannt; aber felbit in Anfehung der Heerde“ geht 
aus den bekannten Quellenftellen (L. 1. 8. 3. L. 2. 3. 8. 3. pr. L. 
23.8.5. D. de R. V. 6. 1) hervor, daß die Geſammt vindikation 
eben nur Binbilation ber einzelnen Stüde ift, welche aber (nach 
L. 2. cit.) den Bortheil gewährt, daß ber Kläger bloß das E. an ber 
Mehrzahl der Stüde zu beweifen hat. (Vgl. Exner, Trad. S. 233 fig. 
Unger, in Ihering’8 Iahrb. 12. B. ©. 273 fig.) Nach dfterr. 
Rechte ift vollends fein Grund vorhanden, die Gefammtfachen als 
ideelles Rechtsobjekt aufzufaflen. Der 8. 302 ©. B. („Ein In- 
begriff von mehreren bejonderen Sachen . . . . wirb als ein Ganze® 
betrachtet”) giebt eine ebenſo überflüffige als nichtsſagende Definition, 
und ver $. 427 geftattet bei Gefammtfachen (wie fpäter 8. 12 gezeigt 
ift) eine in ver Natur ber Sache gelegene Erleichterung der Tradition, 
eine fog. „Iumbolifche Übergabe“, vie aber in Wirklichkeit nur den Gegen⸗ 
fat zu der Tradition „von Hand zu Hand“ ($. 426) bedeutet. So tft 
denn das E. an ber Geſammiſache nach öfterr. R. nicht minder als nach 
gemeinem ein „inhaltslofer und darum juriftifch unbrauchbarer Be⸗ 
griff“. Sachgefammtheiten haben eben nur die Bebeutung, baß bie 
thatfächliche Zufammengebörigkeit der einzelnen Stüde nach Ab- 
ficht der Parteien bei gewiſſen rechtlichen Collektivdispoſitionen 
anerkannt wird.? Val. Hölder, Pand. ©. 136 flg. 

Sachen, welche kein Gegenftand des rechtlichen Verkehres find 


8.50. Unger L ©. 477. GErner, Trad. ©. 215 fig, Sciffner ©. 88. 
Krainz- Pfaff, Syſt. 8. 98, Burkhard, Syſt. d. 5. Pr. R.$. 66, nun auch 
Bangeromw, 8. 71 (der 7. Aufl, anderd in den älteren), Göppert, Einheitliche 
u. f. Saden ©. 9 fig, Kirhftetter S. 153., H. Lang, Württ. R. $. 16. — 
Dernburg, welcher für dad Röm. R. gleichfalls diefe Anficht vertritt, Pfandr. I. 
©. 453, ift für dad preuß. Recht (8. 60) anderer Anficht; ebenjo Meifcheider 
Beſitz ©. 226, 

2) Bol. Ernera.D. ©. 242—247, welcher gegen die Anfiht Unger’? a. D., 
daß in den 88. 427, 452 ©. B. mindeftend Eigenthum und Pfandreht an Ge⸗ 
ſammtſachen anertannt werde, S. 245 mit Recht bemerkt, daß und 8. 427 hoͤchſtens 
fagt, wie Eigenthum am denfelben erworben werde, nicht aber: was es ift, 
worin ſich feine harakteriftifchen Rechtswirkungen zeigen. So auch Krainz a. a. O. 
(Die richtige Anfiht hat ſchon Schufter, Zeitſchr. f. öê. R. 1835. I. ©. 225 ge⸗ 
äußert) Mit Unrecht behauptet Kirhftetter S. 154. N. 2, daß dad b. G. B. 
in den 88. 311. 427. 452 an Gefammtfachen Befig (!), Eigenthum und Pfand- 
recht annehme. 
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(res extra commercium), können kein Objekt des E.'s ein. (88.355. 
356. cfr. 311. ©. 3.) 

Soweit von „Verkehrsunfähigteit“ der Sachen bie Rebe ift, darf 
nicht überfehen werben, daß das Geſetz mit diefem Ausdruck (vgl. 88. 
303. 311. 448. 653. 878. 880) einen zweifachen Begriff verbindet, 
einmal den engeren: demzufolge bie bezüglichen Objekte überhaupt 
nicht Gegenftand von Privatrehten find (vgl. 88. 303. 448. 
653), fodann den weiteren Sinn, demgemäß nur gewiffe mit ber 
befonderen Zwedbeftimmung der Sachen unverträgliche 
Brivatrechte nicht beftehen und darauf bezügliche Rechtsgefchäfte nicht 
gültig abgefchlofjen werden können. (SS. 878. 880.)% Lediglich ver- 
kehrsunfähige Sachen der erften, nicht aber folche der zweiten Kategorie 
find eigenthumsunfähig, da Beſchränkungen ber letztgedachten Art mit 


3) Ähnlich muß auch — wie died neueſt. Stobbe $. 64. 2. Aufl. richtig thut 
— nad) heut. gemeinem Rechte unterfehieden werden, wenn nicht — wie die Zer⸗ 
fahrenheit der Doftrin zeigt — aus dem fcheinbar einheitlichen Begriff der „Ertra- 
commercialität” die irrigften Konfequenzen gefolgert werden follen. Mit Recht bes 
mertt Wappäus, Zur Lehre von den dem Rechtöverkehre entzogenen Sachen 
(1867) ©. 2, daß man biöher die res extra commercium zu fehr als eine gleich 
artige Maſſe behandelte, ftatt „verfchiedene Grade und Stufen zu unterfcheiden," W. 
unterjcheidet: totale Ausſchließung von allen Rechten, partielle Ausſchließung aller 
oder nur einzelner Perfonen von einzelnen Rechten, dann fländige und vorüber- 
gehende Ausſchließung. Mit der Einzelausführung W.’d kann ich mich weniger be⸗ 
freunden. — Ähnlich unterfheidet Schiffner 8. 67: eigentliche res e. c., an 
. denen wieder theild ganz, theits partiell Pr. R. nicht beftehen können, und uneigent- 
lihe res e. c., an denen gewiffe oblig. Redhtögefchäfte ausgefchlofien find (leptere 
gehören nicht zu den x. e. c., ebenfo wenig die bei Schiffner ©. 18 genannten 
Sachen). — Pagenfteher I. S. 40 fieht das Wefen der Ertracomm. bloß in 
der Unfähigkeit, Gegenſtand eines Rechtsgeſchäftes zu fein, andere wieder (neuerlich 
Eiſele, Uber dad Rechtöverhältnig der res publicae etc. 1873) darin, daß an 
den res extra comm. nicht Eigenthum erworben werden kann (dagegen vgl. aber 
L.6.$.1.D.deR.V.1.8,88.8.39.1.deR.D. 2. 1, L. 83. 8. 5. L. 137. 
8.6. D. de V.O. 45. 1, L.4. 8.1. D. fam. erc. 10.2). Windſcheid 
$. 147 befchräntt die Verkehrsunfähigkeit darauf, dag an den betreffenden Sachen 
Rechte nicht im Widerſpruch mit dem Gemeingebrauch erworben werden können, was 
allerdingd dem engeren Begriff der B. entipricht, indeß auch der weitere Begriff 
muß berüdfichtigt werden (vgl. L.34. 8.1. D. de contr. emt, 19. 1). — Brinz, 
P. (2. A.) 88. 126. 127 findet das Wefen der Ertracomm. darin, daß die res. e. 
e. „nit in unferem Bermögen“ (d. i. in dem von phyſiſchen PBerfonen) fein, ob⸗ 
wohl fie zu einem Zweckvermögen gehören können. Dagegen fpricht, daß res extra 
e. nicht aufhören, es zu fein, auch wenn fie „in unferem Vermögen find“, wie z. 2. 
bisweilen res sacrae, Brüden, öffentlihe Wege. — Wächter $. 44 u. Unger 
1. ©. 362 rechnen (viel zu eng) zu den verfehräunfähigen Sachen nur jene, die in 
Niemandes Eigenthum fein können, — daher nicht auch die res publicae, quae 
in comm. usu sunt. 
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dem E. (von Staat, Gemeinden und Privaten) ganz wohl vereinbar 
find.* Hierauf unterfcheiden wir: 

I. Berkehrsunfähige Sachen im engern Sinn, an welchen 
Privatrechte überhaupt, insbeſondere E.R., nicht möglich find. Die 
Ausſchließung gewiffer Sachen von jedem rechtlichen Verkehre gründet 
fich theils auf natürliche Urfachen, theils auf pofitine Rechtsvorſchrift. 

A, Aus natürlichen Urſachen ftehen außer allem Verkehre 
alle Sachen, welche ver phyſiſchen Herrichaft des Menſchen gar nicht 
unterworfen werben können. Dabinfgehören: die Luft, bie fließende 
Wafferwelle, die Grundwäſſer und das Meer in ihrer 
Totalität;5 denn einzelne Theile bes Fluß» oder Meereswaſſers 
und ſelbſt der Luft können allerdings Gegenſtand des Verkehres fein, 
ſobald fie der phyſiſchen Herrichaft unterworfen wurden, z. B. in 
Kanälen, Brunnen, Wafferfängen.® 


4) Auf der richtigen Fährte Wächter 8.44., Bekker 8. 76, Hölder 8. 31, 
Stobbe 8. 64. (2. Aufl); im Weſen richtig Burkhard, 8. 71, auh Roth 
8. 116, der indeß zu weit geht, wenn er bei verkehrsunfähigen Sachen ber zweiten 
Kategorie weder Beräußerung noch auch Begründung von dinglichen Rechten zulaffen 
will. — Ebenfo wenig vermag ich der Anfiht Dernburg's 8. 67 beizuftimmen, 
welcher diefe Sachen (die fog. öffentlichen) ald „dem Eigenthum Privater entzogene 
Objekte” bezeichnet, da biefelben immerhin auch Privaten gehören fönnen. Aus 
demfelben Grunde erſcheint die Beftimmung des $. 485. lit. b. d. zü richer ®. 2. 
unrichtig. Irrig wird der Begriff der Verkehrsunfähigkeit angewendet in Mr. 575. 
3109 u. a. der Samml. G. U. W. 

5) Bezüglich der fog. Grundwäſſer in ihrer Gefammtheit vgl. Randa, 
Waſſerrecht 8. 2. (3. A.) Aus dem Umftande, daß das Grundwaffer res o. com- 
munis ift, erflärt fih dad Recht des Orundeigenthümerd zu Brunnengrabungen, 
auch wenn der Nachbarbrunnen verfiegt. — Man fönnte, ohne fehlzugreifen, noch 
nennen: die Erdoberfläche in ihrer Totalität; denn Grund und Boden ift nur 
in einzelnen Theilen, die erft durch Abgrenzung, Bearbeitung u. f. f. ge- 
fhaffen werden müflen, Objekt von Rechtöverhältniffen. Bol. meinen Beſitz 
8. 17. Notef6. 

6) L. 2. D. de div. rer. 1. 8. !Et quidem naturali jure omnium com- 
munia suntfilla: aer, aqua profluens et mare, et per hoc litora maris. Ins⸗ 
befondere ift die fließende Waſſerwelle in ihrer Beweglichkeit kein Verkehrsgegen⸗ 
ftand; anders, wenn das Flußwaffer durch Stauung ftehend gemacht wird. Bol. 
Gerber, D. P. NR. 8.61. Unger L 364. Roth $. 116. Brinz (2. 9.) 
8.127. Stobbe, D.P.R. 8.64, Krainz- Pfaff, 8.86, Burkhard, Soft. 
8. 57. — Bol. nun das öfter. Reichswaſſergeſetz v. 20. Mai 1869. 3. 93. R. ©. 
und die auf Grund deöfelben erlaffenen Landesgeſetze. Nicht nur in öffentlichen, 
auch in Privatgemwäflern fteht die fliegende Welle Jedermann zum Gebrauch offen 
— felbftverftändlid, unter Benugung der dazu erlaubten Zugänge (vgl. 88. 15 u. 
16 der L. W. ©.). Als Eigenthum des Grundbeſitzers find Dagegen erflärt: Quellen, 
atmofphärifche Niederfchläge, Brunnen, Teiche und ähnliche Waflerbehälter und die 
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Luft, Welle und Meer ſtehen Allen zum Gebrauche offen; ſie 
find res omnium communes und mit Rüdficht auf die Unterwerf⸗ 
barkeit der Theile res nullius im weiteren Sinne. 

B. Dur positive Rechtsvorſchrift find von jedwedem 
Verkehre ausgefchloffen:? 

a. Auslänbifche Xotterieloofe. Ihr Beſitz ift durch bie 
88. 24 und 25 bes Lottopatents vom 13. März 1813, Hofdelr. v. 
7. uni 1826, B. G. ©. 54 ©, 181. 88. 438 fig. Gef. Str. G. B. 
verboten.® Dies gilt felbft von ausländiſchen Staat s looſen, fofern 
der Looseinjat verloren geht. (3. M. E. vom 26. Sanıtar 1852. 
3. 13435). 

b. Sachen, deren Erzeugung oder Einfuhr bei jonftiger Kon- 
fisfation verboten ift, 3. B. verbotene Bücher, mit Ausnahme der- 
jenigen Eremplare, welche ſchon vor dem Verbot in den Befig Dritter 
zu eigenem Gebrauch gelangt find. (K8. 36. 37 Gef. v. 17. De- 
zember 1862. 3. 6.) 

c. Menſchliche leihname, die unter dem Schuß der Sitte und 
bes öffentlichen Rechts ftehen. Vgl. 8. 306 Strafgef.1° 


— — 


Abflüſſe aus dieſen Gewaͤſſern, ſolange fie dad Eigenthum des Grundbeſitzers nicht 
verlaſſen und ſich nicht in ein öffentliches Waſſer ergoſſen haben (. 4. W. G.). — 
Bol. ſchon böhm. Land. D. O. XLVI. S. auch Holzſchuher, Gem. Civilr. II. 
8. 92 ad. 2. — Dagegen iſt dad Flußbett allerdings Gegenſtand des Verkehres 
und Objekt dinglicher Rechte. — Der fenkrechte Luftraum über einem Grundſtücke 
(zu unterjcheiden von der darin befindlichen Luft) gehört, fo wie der darunter befind- 
liche Grund in die Tiefe, infofern dem Eigenthümer des Grundes, ald er die Bes 
nugung desfelben durch Dritte, 3. B. durch vorfpringende Bauten, unterirdifche Keller 
verbieten kann, 8. 297 9.3. ©. B. Dazu vgl. 8.1. N. 30. 

7) Während die sub. I. A angeführten Sachen in Niemandes Eigenthume ſich be- 
finden, können die übrigen oben angeführten Sachen allerdingd im Eigenthume ftehen, 
jei es des Staates, 3. B. Monturftüde, Flüffe, Straßen, oder von Gemeinden, 
3. B. Oemeindewege, oder von Perfonen, welche nicht dem Territorialtechte unter 
ftehen, nämlich) den mit Repräſentativcharakter bekleideten Abgeorbneten fremder 
Staaten, 3. B. ausländifche Lotterieloofe. S. auh Burkhard. 71, a. E. 

8) Bol. Winimwarter IL S. 39. Nippel II. ©. 62. Dagegen be- 
bauptet zwar Unger, 1. ©. 366, NR. 16, daß an folchen Lotterielofen Eigen⸗ 
thum möglich und daß nur deren unentgeltliche Veräußerung verboten fei; aber wohl 
mit Unteht, da das Ieptcitirte VBerbotögefe die fofortige Bemichtung oder Über⸗ 
gabe diefer Looſe an die Behörde verordnet, hiemit fie dem Verkehre abfolut entzieht. 
Der F. M. E. v. 4. Fehr. 1860. 3. 33 ändert an jenem Berbote nichts. Vgl. auch 
Stubenrauch a. O. u. Schiffner 8. 67.©.5. 

9) A. A. Schiffner, 8. 67. S. 18, welcher bier nur eine Beſchränkung 
für gewiſſe Perſonen erblicken will. Richtig Stobbe S. 533. 

10) Der Verkauf derſelben iſt daher ungiltig. 8. 878 B. G. B. Nur dad 
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I. Nicht eigenthum,sunfähig wie die bisher genannten 
Dbjelte, jondern nur dem regelmäßigen fachen- und obligationsrecht- 
lihen Verkehr entzogen find: !1 

a. Complete ärar iſche Monturftüde, indem fie, wo immer fie 
getroffen werben, ohne alle Rüdficht in Befchlag genommen werben. 
(Hofdekr. v. 15. Dezember 1800. 0.29. Auguft 1839. bei Michel I, 
S. 384.) Nur unbrauchbare over zerftücdte Dionturfachen können ins 
Privateigenthum übergeben. 

b. Alle öffentlichen (regelmäßig im Eigenthume des Stantes 
oder der Gemeinde ftehenden) Sachen, welche zum allgemeinen Ge⸗ 
brauche beſtimmt find (res publicae, quae in communi usu haben- 
tur).1? Die freie Benutzung berfelben durch Jedermann! fchliekt 


menſchliche Gerippe (Stelette) kann ald Gegenftand des Verkehrs angefehen werden. 
Vgl. Wähter, Pr. R.D. ©. 285. Wappäus S. 48. Stobbe ©. 54. — 
abweichend Dernburg 8. 67. N. 1. Hölder 8. 31. 

11) Man könnte diefe Sachen im Gegenſatz zu den eigenthbumsunfähigen etwa: 
„vertehrsbefchräntte" nennen. S. noch Roth 8. 116. 

12) Der vieldeutige Begriff des „öffentlichen Gute“ ift in vieler Beziehung von 
Wichtigkeit, in Ofterreich neueftend befonderd auch darum, weil dasfelbe vom Ein» 
trag in dad Grundbuch ausgeſchloſſen ift (8. 2 der 2. Grund. ©). Die Min.- 
Verordn. v. 11. Dezember 1850. 3. 13353 faßt dad Rechtsverhältniß nicht ganz 
zutreffend auf. Beftritten ift, ob unter dem „öffentlichen Sur“ ($. 2 cit.) aud) die 
&.50u. 51 sub a u. b genannten Sachen zu verfiehen find. Gewiß nicht. Die 
PBrarid ift eine verfchiedene. Offentlihe Schulen werben regelmäßig auf den Namen 
des Staates, der Gemeinden, der Schulbezirfe verbüchert. Vgl. noch N. 32. 

13) Der 88. 287 u. 288 fagt zu enge: Sachen, welche allen Mitgliedern des 
Staates...., einem jeden Mitgliede der Gemeinde zum Gebraude dienen. 
Daß im 8. 288 von res communitatis, quae in coommuni usu find, die Rede 
ift, ergiebt fi) aus der Vergleichung der 88. 287 u. 288. S. auh Burkhard II. 
$. 71. — So aud nad preuß. L. R., vgl. 14. II. 8. 21, 11. II. 88. 160. 170. 
183, dazu Dernburg 88. 67. 252. Ebenſo nach franz. R. art. 538. Cod., 
nad ital. R. art. 425 flg.u. züriher ©. B. $. 485. — Es giebt aber neben 
dem Gemeindegute und dem Gemeindevermögen noch eine dritte Gattung von 
Semeindefahen, welche im Eigenthume der Gemeinde ald folcher ftehen, und deren 
Genuß wirklich nur den Gemeindegliedern oder einzelnen Klaffen derfelben zufteht, 
3. B. Gemeindeweiden, Gemeindewälder, die jeder Bauer oder Bürger, nicht aber 
Andere, 3. B. Häudler, für ſich benugen dürfen. Auch Sachen diefer Gattung fiehen 
im Eigenthume der Gemeinde (vgl. die in der Hauptfache auch in die neuen 
Landesgemeindegefepe [fiche 3. B. $. 70 des böhm. 2. G.] übergegangenen Beſtim⸗ 
mungen der 88. 74 u. 75 des Gemeindegef. vom J. 1849); den Einzelnen ftehen 
nur gewiffe Benutzungsrechte aus ihrer Qualität als Bürger, Bauern u. 1. f. 
zu, und wird daher dieſes Benutzungsrecht won der Gemeinde regulirt ($. 74. eit.). 
Dazu Nr. 12199 Samml. W. Pf. Sch. Diefe Sachen mochten urfprünglic, wie in 
Deutſchland, fo in einzelnen öfterr. Ländern den einzelnen Markgenoſſen (Bauern) 
und nicht der Gemeinde als folder zugeftanden haben. Aber allmählich ift mit der Ent- 
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den Erwerb von Privatrechten dritter zwar nicht gänzlich, aber doch 
inſofern aus, als die Ausübung derſelben mit dem Gemeingebrauch 
an dieſen Sachen unverträglich wäre. (Vgl. 8. 287.)14 Darum heißt 


widlung des Begriffed der Gemeinde ald politifcher Korporation unmerflich dieſe 
ſelbſt Eigenthümerin des Vermögens geworden. Val. über Diefen Hergang Gerber, 
PB. NR. 8.51. u bei. Gierke, Genoſſ. R. I ©. 586 flg. II. S. 144 fig. IL 
©. 774 flg. Stobbe, D. BP. NR. 8.55. — In Böhmen und Mähren hingegen 
ſcheint diefe Kategorie von Gemeindegründen (fog. Ru ftilalgemeindegründe) ur» 
ſprünglich im ausſchließlichen Eigenthum der Gemeinde ala jolcher geftanden zu 
haben (der Gemeindebeſitz heißt obec, der Privatbefig dedina). Erft allmählich 
(etwa vom 16. Jahrhundert ab) entwickelte fich ein durch die Theilnahme der Obrig⸗ 
feiten beichränktes vorzugsmeifes Nutzungsrecht der Auftikaliften. Bol. Jiretet, 
Slov. prävo ©. 158 fig. Cikek, Der Streit um die Gemeindegründe (1879), 
welcher auch hiftorifch den Beweis für die oben angedeutete Anficht erbringt und die 
ſtark verbreitete Meinung bekämpft, daß jene Gründe — im gemeinſchaftlichen 
Eigenthum der Ruſtikaliſten ſtehen; ſ. auch neueſtens Pra&äk, Spory o prisluönost, 
©. 191 fig. Ulbrich, Öſterr. Staatsrecht. S. 255. — Damit ſoll allerdings nicht 
geleugnet werden, daß in einzelnen fyällen ein Miteigenthum gewiſſer Klaſſen 
der Gemeidemitglieder oder gewifler Grundbefißer in der Gemeinde biftorifch be> 
gründet fein fann, — alfo ein wahres Condominium der Mitglieder einer privatrecdht- 
lihen Genoſſenſchaft. Auf ſolche Fälle bezieht fi) $. 26. der Gem. Ordn. v. 1849 
und 8. 12 der böhm. Gem. D., ſowie die Min. Verordn. v. 11. Dezember 1850 3. 
13353: Zum Gemeindeeigenthum könuen nicht ſolche Sachen gerechnet werden, welche 
gewiflen Klaffen von Gemeindegliedern (Bauern, Beſitzern gewiſſer Häufer) gehören.“ 
Dabin zählen wir die Genoſſenſchaften bräuberechtigter Bürger, deren Antheil an 
den Beſitz gewiffer Häufer gefnüpft if. In diefem Sinne billige ich die Bemer: 
kungen v. D. 8. Not. Zeit. 1886 Nr. 49. 50, dazu den dort cit. Erl. d. böhm. O. L. 
G. v. 3. Aug. 1875 3. 19037. Punkt 21. Die Entfheidung ift nur von Fall zu 
Fall möglich; aber die Regel bilden die lepterwähnten Fälle (Gemeineigenthum ber 
Inſaſſen) doch wohl nicht. Die in der Note 7. Nr. 49 angeführte Stelle Q. 31 der 
V. L. O. v. 1627 beweift eher gegen die dafelbft vertretene Präfumtion des privat- 
rechtlichen Genoſſenſchaftsvermögens. Bol. noch mein böhm. Handeldr. J. S. 170(2.) 
14) Dal. ſchon Böhm. Landes ˖O. v. 1500 art. 552 u. Böhm. Stadtr. F. 37. 
AIhnnich iſt es (abgeſehen etwa von Flüſſen) auch im röm. Rechte, 8. 2. 4. J. 2. 1. 
5. pr. L. 6.8.1. D. 1. 8, dazu Puchta, Pand. 8. 35. Arndts 8.49. Brinz 
8. 50, Böding 8. 71, Hölder 8.31. Windfcheid 8. 146, der fih mit Recht 
gegen die von Keller» Shering in einem Gutachten bezuglich der Badler Feſtungs⸗ 
werfe aufgeftellte, von Ihering, Geift des R. R. III. ©. 334 und Grund d. Beſitz. 
©. 150 flg. neuerlich motivirte Anficht ausfpricht, welche alle öffentlichen Sachen 
als eigenthumsunfähig erflärt und behauptet, daß diefelben nur dem Hoheitsrechte 
des Staates unterworfen find. Ihering beftreitet im Grunde nur, daß die res 
publicae, welche auch nach feiner Anficht dem Staate „gehören“, Eigenthum 
desjelben find (fo aud Erk. Seuff. Arch. 34. Nr. 7). Allein welcher Art fol 
denn das Privatrecht fein, das dem Staate gebührt? Es kann nur Eigenthum 
fein, und die von Ihering, S. 153, herborgehobenen Befonderheiten (Ausschluß 
der Ufufapion, der Serituten zc.) erfläten fih aus der öffentlichrechtlichen 
Beſtimmung derfelben, dem Gemeingebrauch zu dienen. Bol. auch Dern- 
burg, P. P. R. 8.67, und Rechtsgutachten über den Streit bez. d. Feſtungs⸗ 
werke Basel (1862). Windfheid,a.a. DO. Baron, P. 8.46 4. Aufl), Wap⸗ 
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es im $. 287 im Gegenſatze fowohl zu ven berrenlofen als zu ven 
im ausfchließenden Privateigenthume des Staates befint- 
lihen Sachen (patrimonium eivitatis): „Sachen, die ihnen (den 
Mitgliedern des Staates) nur zum Gebrauche verftattet werben, 
als Landſtraßen, Ströme, Flüffe, Seehäfen und Meeresufer, heißen 
ein allgemeines ober öffentliches Gut“ (im Gegenſatze zum 
Staatsvermögen). 

Daß diefe Sachen im Eigenthum bes Staates, ber Länder 
oder Gemeinben ftehen und daß bies Eigenthum lebiglich burch bie 
Zwedbeftimmung, demallgemeinen Gebrauch zu bienen, be- 
ichränft ift, geht — abgejehen von den Vorarbeiten zum bürgerlichen 
Geſetzbuche, fowie ans der Beftimmung des 8. 286. G. B. — unziweifel- 
haft aus ten SS. 286—288 des B. G. B. hervor, da biejelben den 
Unterfchieb zwifchen dem öffentlichen oder Staats⸗ oder Gemeinbe- Out 
und dem Staatd- ober Gemeinde-Bermögen lebiglich in ber Ver- 
ichiebenheit ver Beftimmung ver bezüglichen Sachen erblicken; er- 
giebt fich aus dem $. 290.8. ©. B., welcher das öffentliche Gut aus: 
drücklich als Staats- oder Gemeindegut bezeichnet, ergiebt fich aus ber 
Landesverfaffung, insbefondere den Gemeindegeſetzen, auf welche bie 
88. 288 und 290 B. G. B. ausprüdlich verweifen. 5 Namentlich 


päus, a. a. O. ©. 29 fig. 100 flg. Arndt 8.40, Stobbe, D.P.R. $. 61. 
Roth, Bayr. C. R. 8. 116. N. 15. Randa, Befis S. 10. Burdardi, 
Haufer’3 Zeitfehr. I. S. 107 flg., Burckhard, Spft. 8. 71, wohl auch Brinz, P. 
2.) 8. 127. — Das Keller’iche „Hobeitörecht” fucht in neuer Form — der dee 
publiziſtiſchen Eigenthums — zu vertheidigen E. Eifele, Rechtsverhältniß der 
res publ. ete.; dagegen Hölder, Krit. V. J. Schr. 16. ©, 443. Windfheid 
8.146.N. 17, Anderer Anficht ift (gleichwie Wächter 8. 44.) Unger L. ©. 369, 
der die res publicae, quae in communi usu sunt, nicht zu den res extra comm. 
zählen will, und dadurdy mit dem von ihm felbft S. 365 N. 12. 13 feftgehaltenen 
Grundfage in Widerfpruch geräth. Unſere Sommentatoren begnügen ſich mit ber 
Wiedergabe des bloßen Gefepterted. Vgl. übrigend auch 88. 1456 und 1457 d. 
B. G. B. 

15) Bon Staats⸗ u. Gemeindeſachen handeln der Cod. Theres. II. 1. e. Nr.43 
fig. und Entw. Horten II. 1. 88.12 flg. ausführlih. Alles Gut im Staats⸗ 
gebiete ift entiweder Staats- oder Privatgut. S. auch Urentwurf I. $. 286 a. 6. 
G. B. Dies gilt nicht nur von Häfen, Strömen, Flüffen ıc. (f. F. Note 19 d. B.), 
fondern au von Straßen und Wegen. Diefe find — vorbehaltlich der Ber- 
faffung der Länder — entweder a) St aats eigenthum, näml. jene, die zu Häfen, 
Flüffen, Städten, Märkten führen, oder b) ortſchaftliche, die zu geringeren Ott⸗ 
fhaften führen und jenen (sc. herrfchaftlichen) Befigern u. Gemeinden gehören, über 
deren Gründe fie führen oder c) Privatiwege, welche bloß zu Brivatgründen führen 
und dem Grundbefiger gehören. Selbſt Stadtthore, Ringmauern (im Cod. Ther. 
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ſichert das Reichsgemeindegeſ. v. 5. März 1862. Z3. 18 R. ©. Art. 5 
ber Gemeinde die freie Verwaltung des Gemeindevermögens und die 
autonome Erhaltung ber Gemeinde- Straßen, Wege, -Plüte, 
Brüden n. |. w. — oder wie Art. 18 bündig wiederholt — des Ge⸗ 
meinde-Stammvermögens und bes Gemeinde-Stammgutes. Im 
Übrigen ift zu bemerken, daß das öffentliche Gut von ber Eintra- 
gung in bie öffentlichen Bücher ausgefchloffen tft. (8.2 d. L. Grundb. 
Gef. Val. 8. 20 d. Buchs.) !* Das Gefebuch nennt die res pub- 
licae, quae in communi usu find, „öffentliches oder allgemeines“, 
oder „Staats- und Gemeindeg ut“, hingegen Sachen, "welche im Privat- 
vermögen in patrimonio fisci vel communitatis find: Stants- ober 
Gemeindevermögen 88. 287. 288. 290 ©. Hiftorifch ift das Eigen- 
thum des Staats und der Gemeinden an den im © emeingebraud) 
ftehenden Sachen unzweifelhaft. Vgl. 3. B. Böhm. Stabtr. F. 37. 
8.1. Auch die Entwürfe des A. B. ©. B. anerkennen ausbrüd- 


127. 128 jogar: Rathhäufer, Plätze, Gaſſen) werden ald Staatsgut aufgefaßt u. 
den Gemeinden nur der Gebrauch verftattet. Dann folgt die Lehre vom Gemeinde⸗ 
gut. Erft der Entw. Martini IL 1. 88. 3 fig. faßt fich kürzer u. ift mit mehreren 
Anderungen ind A. B. ©. B. übergegangen. Alles Gut gehört entw. der „bürger- 
lichen Gefellfhaft indgef. oder den Mitgliedern derſelben“; zu lepteren werden ge⸗ 
zahlt: Gemeinden und kleinere Gefellfchaften (auch „Körper“ oder „moral. Perf.“ 
genannt) und einzelne Berfonen. (S. Harrafowsty, V. ©. 81.) Aus den Pro- 
tofollen (Ofnerl. ©. 215 flg., II. 366. 516) ift erfichtlih, daß fehon im Urent- 
wurf 8.3.1 1. an die Stelle der „bürgerl. Gefellihaft“ der Staat rüdt. In der 
Sig. v. 6. Juli 1807 wurde aus dem Grunde, daß es vielen dunkel fein könnte, wie 
Sachen zugleich freiftehen und doch dem Staate gehören können, eingefchaltet: 
Sachen, welche allen Mitgliedern zur Zueignung überlaffen werden, heißen freis 
ftehende (herrenlofe) Sachen ꝛc. So auch in der Sihung dv. 20. Nov. 1809. — 
Auch das preug. L. R. II. 14. 8. 21 beftimmt: „Die Land» und Heerſtraßen, ... 
ſchiffbaren Ströme, das Ufer des Meered und die Häfen find ein gemeines Eigen» 
thum des Staates“ Bol Stobbe, 8. 64. ©. 531 fig. Dernburg $. 67. 
N.7.8. Ebenfo nad bayer. R., |. Rotb 8.116. Offen gelaffen ift die Frage 
im zürich. G. 3.8. 485. — Mit dem öſterr. R. ftimmt überein dad franz. R. 
art. 538 u. 714 Cod. civ., welche allerdings die Unklarheit der Redaktoren über 
den Begriff ded domaine publie’'wiederfpiegeln. Die Zufäge Puch elt's zu Zacha⸗ 
riä, 8.174. Note ** adoptiren die herrfchende gemeinrechtliche Auffaffung. — 
Richtiger unterfcheidet fchon der ital. Eivilcod. art. 425—432 zwijchen domanio 
publieo (öffentlihe® Gut) und beni patrimoniali (patrimonium fisci civi- 
tatis ete.). Doch ift die angebliche Unveräußerlichkeit der erfteren Sachenkategorie 
(art. 430) feine abfolute. 

15a) Das gal. Gr. ©. citirt im $. 2. allerdingd nur den $. 287. b. ©. B. der 
vom Staatsgut, nicht auch den 8. 288 b. G. B., der vom Bemeindegut handelt. 
©. dagegen d. Erf. Nr. 7855. Gl. U. W. Pf. 
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lich das Eigenthum des Staats und der Gemeinden an Sachen dieſer 
Art. Vgl. noch 8. 74 der Gemeindeordn. v. 17. März 1849. 
Diefes Staats⸗, Yandes- oder Gemeindeeigenthum tritt aller- 
bings infolge des Gemeingebrauchs ftarf in den Hintergrund; 
allein e8 äußert feine Wirkung nicht bloß dadurch, daß diefen Eigen- 
thumsſubjekten gewiffe Nebennutungen verbleiben, als da ber Gras- 
und Obftnugen, das Entgelt für vermiethete Plätze (jog. Stand⸗ ober 
Marktgelder), 18 fondern hauptfächlich dadurch, daß das Eigenthum mit 
dem Wegfall des dasſelbe beſchränkenden Gemeingebrauches feinen 
vollen Machtumfang wieder gewinnt. 17 Ia nicht nur mit dem Ge—⸗ 
meingebrauch verträgt fich das Eigenthum des Staates, Landes und 
ber Gemeinde: jogar Privatrechte können die Letzteren anderen Per- 
ſonen an öffentlihem Gute injofern gültig beftellen, als die Aus- 
übung berjelben vem &emeingebrauche nicht hinderlich ift. So 
3.3. kann der Staat ober die Gemeinde Privatperfonen die Servitut 
ber Waffer- oder Gasleitung durch Straßen und öffentliche Pläte, oder 
bie Dienftbarkeit eines Erkers über eine Gaffe u. f. f. gewähren, und 
bergleichen Dienftbarkeiten unterfcheiven fich ſodann in Feiner Weile 
von Rechten ähnlicher Art an Privatgründen. 18 Die Zuläffigkeit 


16) Vieleicht fpricht von ſolchen Standgeldern L. 2. 8. 17. D. ne quid in 
L publ. 43. 8. Si quis nemine prohibente in publico aedificaverit.... . de- 
bebit solarium ei imponere. Bgl. dazu Heffe, Iher. Jahrb. 7. ©. 288. 
Better, ebend. 12. ©. 112 fig. 

17) Dies tritt ein durch die Verfügung der fompetenten Behörde, welche den 
Gemeingebrauch ausdrücklich oder ftillfhweigend aufbebt, 3. B. bei Verlegung oder 
Auflaffung von Straßen, Feſtungsgräben u. f. f. Diefe Behörde kann allerdings 
eine andere fein, ald dad Drgan der öffentlichen Korporation, welcher das Eigen 
thum gebührt. Bol. Roth 8. 116. — Auch darin zeigt fi) das Eigenthum des 
Stanted und der Gemeinde, daß denfelben ohne Zweifel die Binditation der 
bezüglichen Sachen zufteht. Bol. L. 2. $. 7. L. 7. D. eit. 43. 8, dazu Bur- 
chardi, Hauſer's Zeitfhr. I. S. 110 fig. Windſcheid 8. 147. 

18) Häufig wird auch die Servitus luminum ($. 475. 3.3 ©. 3.) am 
Gaſſengrunde bewilligt — nämlich Öffnungen im Gaffengrunde (Trottoir), durch 
welche die anftoßenden Keller Licht und Luft erhalten. — Die Zuläffigkeit von 
Sewituten an öffentlichen Straßen ift fhon im röm. Recht anerfannt. L. 14. 
8. 2. D. de serv. 8. 1: A principe peti solet, ut per viam publicsm 
aquam ducere sine incommodo publico liceat. Wappäuß, 
©. 39 fig. Brinz, P. 8. 129 a. E. Better, a.a. D. Ohne Grund Teugnet 
Noth 8. 116, daß durch Privatrechtötitel Sonderrechte erworben werden können. 
Richtig Stobbe 8. 64. (2. U. ©. 533) u. Seuff. Erf. 18. Nr. 6, 34. Ar. 7. 
Schiffner &. 7. — Zweifelpaft ift, ob die Erfigung folder Sonderrechte 
— felbftverftändli unbefchadet ded Gemeingebrauchs — ftatthaft ſei. M. €. ift 
für das öfterr. R. (8. 1457 ©. B.) die Zuläffigkeit derfelben nicht zu bezweifeln. 
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ſolcher Privatrechte an öffentlichem Gute iſt im 8. 20 des Geſ. v. 
25. Juli 1871. 3. 96 anerkannt. 

Die Frage, welche Art der Benutzung bes äffentlichen Gutes 
Sedermann zufteht, ift dahin zu beantworten, daß fich die Gebrauchs» 
weife (der usus publicus) nach der Zweckbeſtim mung ber bezüg- 
lichen Gattung von Sachen richtet und in der gleichmäßigen Be— 
nngung Aller feine Grenzen findet. Ganz richtig entſchied in biefem 
Sinne ver Verwaltungs» Gerichtshof (Budwinski, Nr. 2607) im 
Streite der Stadt Wien mit der Trammwan - Gefellichaft, daß bie Ge- 
meine nicht verpflichtet ift, ohne vorgehenpes Übereintommen die Be- 
nugung ver Gemeinteftraßen für die Tramwayh zu geftatten. Derſelbe 
Gefichtspumft ift bezüglich der Prager Tramway feftgehalten in der 
Entſch. Nr. 11986. Samml. U. W. Pf.19 Der fompetenten Ver⸗ 
waltungsbehörbe ift e8 felbjtwerftändfich vorbehalten, den Gemein- 
gebrauch der äffentlichen Sache zu regeln und nach Umftänben bie 
Boransjekungen und Beichräntungen besfelben im öffentlichen ober 
fiskaliſchen Intereſſe feitzufegen. 20° Es verſteht ſich, daß ver Gemein- 
gebrauch der Einzelnen keine Servitut, überhaupt kein Privatrecht, 
vielmehr ein Ausfluß des öffentlichen Rechts auf Benutzung der 


Dal. für dad rom. R. auh Wappäus ©. 124, u. Seuff. 6. B. 140. Anderer 
A. iſt aber Roth 8. 116. R, 11, u. für das preuß. R. wegen 8. 581. 582. 
I. 9 au Dernburg 8. 67.0.9. 

19) Eine andere ift die Benupung bei Straßen, Gartenanlagen, Gemeinde 
friedhöfen u. f. w. So beſchränkt fih das Benutzungsrecht öffentlicher Straßen 
und Gaſſen auf das Fahren, Treiben und Gehen, und fann nicht etwa — wie dies 
abfonderliher Weife verfucht wurde — auf die Benußung zur Gas⸗ oder Wafler- 
leitung audgedehnt werden. Bol. Stobbe a. O. Bekker a. D. ©. 115, 
Prazjat, Enteignung ©. 75. Bürgel u. Hawelka, Pravnit 7. ©. 161 fg. 
Diefen Gefihtöpunft verkannte die Entfch. der böhm. Statthalterei v. 24. Oftober 
1867, welche das Recht eines Privaten, die Prager Gaffengründe zur Gasleitung 
zu benugen, aus dem Charakter des „öffentlichen Gutes“ deduciren zu können 
vermeinte. Mit Recht verwwied die Entf. des St.-Min. v. 25. Dezember 1867 
den Prätendenten auf den Rechtsweg. Bal. auch Ar. 11986 Samml. GI. U. W. 
(Prager Xramman). (Irrig iftd. Entſch. d. O. G. H. Zur. BI. 1885 Nr. 15.) Bal. 
darüber Fakek, Über die Benupung der Prager Saffengründe S. 11. 23. 31; auch 
die Darftellung bei Krainz, Syft. 8. 86. (publ. 1885) u. Burckhard, IL $. 71 
ſtimmt im Weſen mit der von mir fhon in m. böhm. Monographie: Eigenthum 
(1. Aufl. 1871) vertretenen Auffaffung überein. 

20) Die Straßenbenugung, die Schifffahrt fann an die Entrichtung gewiſſer 
Abgaben gebunden, die Wafjerbenugung zeitlich befchräntt fein; gewiſſe Nutzungs⸗ 
rechte, 3. D. das Fiſchereirecht, fönnen dem Staate vorbehalten werden u. f. f. 
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dem Gemeingebrauche gewidmeten Sachen ift. 21 Auf dieſem Gefichts- 
punkte beruht auch das böhm. 2. G. v. 16. Juni 1892. Nr. 41.2. 
G. B., welches die Benutung der Landes⸗Bezirks⸗ und Gemeinde- 
ftraßen (außer Prag) zur Anlegung von gemeinnügigen Eifenbahnen, 
fofern der Bahnbetrieb die Sicherheit des Straßenverkehr nicht ges 
fährbet, von der Entfcheitung der autonomen Verwaltung &behörbe 
abhängig macht. 

Obgleich das öffentliche Gut regelmäßig im Eigenthum des 
Staates, des Landes oder der Gemeinde fteht, fo iſt Doch nicht zur bes 
zweifeln, daß dasſelbe auch Brivatperjonen zufteben fann. Dies ift 
häufig ber Fall bei Leinpfaden, ſog. Durchhäufern und bei Brüden, 
welche zur Vermittlung der öffentlichen Kommunikation von Privaten 
(Aktiengejellfchaften 2c.) bergeftellt werben.2?2 Ja bei einer Kategorie 
ber öffentlichen Sachen im w. ©.: den Kirchen, find in ver Regel 
kirchenrechtliche Korporationen die Eigenthümer (S.51). Es verfteht 
fih, daß der Gemeingebrauch auch in dieſem Falle ver Regelung ver 
zuftändigen Behörde unterftellt ift. 

Solange die Sade dem ®emein gebrauch gewidmet tft, erjcheint 
biefelbe dem privatrechtlichen Verkehr infofern entzogen, als die Er» 
werbung von Privatrechten, welche mit jenem unvereinbar find, un⸗ 
zuläffig ift.23 Dieſe Beſchränkungen fallen hinweg, fobald durch Be- 


21) Die Benupung ſchützt daher nicht dad Gericht, fondern die Adminiftrativ- 
bebörde. Vgl. L. 25. D. quemadm, serv. 8, 6: ideoque si quis pro via 
publica ,.. usus est, nec interdictum nec actio u. competit. Bol. Randa, 
Beſitz 8. 25., u. Erf. Nr. 7595. 7648. 12259 GI. U. W. Pf.. — Eine andere Frage 
ift ed, ob nicht der Staat oder die Gemeinde ald folche an einem Privatgrundftüd 
die Servitut des öffentlihen Weges gerichtlich in Anfpruch nehmen könne? 
Die Frage ift wohl zu bejahen. Nicht bloß auf die Enteignung — auch auf andere 
Privatrechtötitel ald Vertrag, Erfigung u, f. f. kann hiebei die Erwerbung geftügt 
werden. Vgl. 8. 24 des Forſtgeſ. v. 1852. Bal. Prafät, Spory, II. 8.47. 

22) Bol. auch Rohland, Enteign. S. 21 u. Prazaͤk a.D. gegen Grün: 
but, Enteign. ©. 77 flo. 

23) Es ift Daher nicht zu rechtfertigen, wenn die Mehrzahl der Schriftfteller 
das öffentliche Gut rundweg ald dem privatrechtlichen Verkehr entzogene Sade 
— und deifen Veräußerung ald ungültig bezeichnet (f. auch art. 430 des ital. 
G. B.). Einmal find diefelben im Eigenthum, und zwar nicht bloß öffentlicher 
Korporationen, fondern auch Privater; fodann ift die Beftellung von dinglichen 
Rechten für Dritte nicht ganz ausgefchloffen, fondern nur beſchränkt; endlich ift 
jelbft Die Veräußerung unter Aufrechterhaltung des Gemeingebrauches gewiß nicht 
unzuläffig. Solche Beräußerungen fommen nicht felten vor, 3. B. bei Übertragung 
von Straßen, Brüden u. f. f. von Staat oder Land auf Bezirk und Gemeinde 
und umgekehrt. Nur faktiſch find diefelben nicht im rechtlichen Verkehr. Sogar 
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ſchluß der zuftändigen Behörde ver Gemeingebrauch rechtsförmlich auf- 
gehoben wurde. 

Zum öffentlichen Gute find zu rechnen: 

1) öffentliche Gewäſſer. Als folche (fomit als öffentliches 
Gut) erfcheinen nach dem Reichswaſſergeſetze vom 30. Mai 1869. 
Z3. 93 R. G. DI. (88. 2—7) Flüſſe und Ströme von der Stelle an, 
wo beren (wirkliche) Benutzung zur Fahrt mit Schiffen und Flößen 
beginnt; außerdem aber auch die nichtbefahrenen Streden ber Flüffe, 
ſowie Bäche und Seen und andere fließende oder ſtehende Gewäſſer, 
joweit fie nicht infolge gefeglicher Beftimmung over befon- 
derer Privatrechtstitel Semandem „zugehören“. Unter dem „Eigen- 
tum“ an Flüſſen — denn nichts Anderes bedeutet das „Zugehören“ 
— ift aber nicht ohne Weiteres Eigenthum im Sinne des 8. 354 bes 
©. DB. zu verftehen, fondern nur Eigenthbum am Fluß bett und bie 
Geſammtheit ber Privatrechte, welche Jemandem in Anjebung ver Be- 
nugung der Gewäfler und des Bezugs der Nebennugungen der— 
jelben (Fifchereizc.) zuftehen. Hierüber vgl. das Nähere in 8. 4. d. B. 

2) Offentlihe Wege und Plätze, zu denen auch bie zum all- 
gemeinen Gebrauche beftimmten Gemeindewege und G.-plätze, Gafjen- 
gründe und Trottoire, Spazieranlagen, Brunnen, äußeren Bahnhöfe 
u. d. zu zählen find. ©. 88.287. 288 A. B. G, DB. Sachen biefer 
Art find in der Regel im Eigenthum des Staates, Landes, Bezirks 
oder ber Gemeinde und das Eigenthum daran ift lediglich durch deren 
Beſtimmung, dem Gemeingebrauch zu dienen, befchräntt.25 Art 


Pfandrechte anerkennt an öff. Straßen die Entih. Seuff. Arch. 31. B. Nr. 108. 
Bol. gegen die herrſchende Anfchauung au Stobbe 8. 532. Better ©. 112 
u. Brinz, P. (2.) 88. 127. 128, welcher allerdings eigenthümlicher Weije zu den 
Tes extra comm. zunädhft nur diejenigen rechnet, die nicht im „Bermögen“ von 
(phyfiſchen) Perfonen fein fönnen ($. 126). 

24) Pol. Thon d. böhm. Stadtrechte (1597), F. 37. $. 1: „Straßen, Fuß⸗ 
fleige, Durchgänge durch Häufer, Durchfahrten, Landwege und derlei Sachen, welche 
dem allgemeinen Gebrauche von Altersher zugeeignet geweſen, foll Niemand fich 
zueignen.” — Wächter IL 88. 45. Unger I ©. 365. NR. 13, und ©. 369 
N. 31, zählen zwar die öffentlichen Wege nicht unter die dem Verkehre entzogenen 
Sachen, weil diefelben veräußert werden können. Die Möglichkeit dieſer Ver⸗ 
äußerung ift aber erft dann vorhanden, wenn diefe Sachen durch den Spruch der 
tompetenten Behörde, ihrer Beftimmung zum allgemeinen Gebrauche u dienen, ent- 
zogen worden find oder wenn der Gemeingebraud) vorbehalten wird. 

25) Dies folgt aus den 88. 286—288, welche gleich den 88. 7. 8. L des 
Entwurf? den Unterfchied zwiichen Staatd- (Gemeinde) But und Staats- (Ge 
meinde-)Bermögen lediglich in jener Beſtimmung erbliden, folgt weiter aus dem 
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und Maß bes Letteren richtet fich nach ver Zweckbeſtimmung und wird 
berfelbe durch das Jedermann zuftehende gleiche Benutzungsrecht 
näher beftimmt. Selbjtverftändlich können die näheren Vorausjet- 
ungen des Gemeingebrauchs polizeilich feitgeftellt werben. 2° Ya 
ſelbſt Privatgrundftüde können dem Gemeingebrauch dienen, z. 2. 
Privatbrüden, Bahnnbofzufahrten, Durchhäuſer.?“ Es ift bereits be- 
merftworben, baß der Gemeingebrauch nicht unter ben Begriffper Ser- 
vitut oder irgend welchen Privatrechtes fällt, ſowie, daß bie Aue: 
übung bes Gemeingebrauchs nicht durch die Gerichte, fondern burch bie 
Adminiftrativbehörbe zu ſchützen ift. 28 


8. 290 ©. B. und für Böhmen überdied aus der Landesverfaffung (Stadt. R. 
F. 37 und Landesordn. art. 552), auf welche der 8. 288 ©. B. verweift; folgt 
endlih aus dem 8. 74 des Gemeindegef. v. 1849. (Ähnlich die neueren ©. D.) 
Bol. Faͤcek, Die Streitfrage über die Benutzung der Prager Gaſſengründe durd 
die ?. Sadanftalt (1869); ferner Brung, in Holzendorff's Encycl. S. 339. Roth 
8. 116 und oben Note 15. 

26) Vgl. Nr. 7595. 7648 Samml. Gl. U. W. ff. In Anfehung des Gaſſen⸗ 
grundes befchräntt fi) daher der Gemeingebrauch auf die Benußung zum Fahren und 
Gehen, und fann nicht etiwa auf Die Benugung von Privatiwafferleitungen, zur An⸗ 
lage von Gasröhren, von Tramwayſchienen und dal. ausgedehnt werden, wie 
irrig die böhm. Statthalterei mit Erlaß v. 24. Oftober 1867 im Streite der Karo⸗ 
linenthaler Gasanftalt mit der Stadtgemeinde Prag annahm. Dergleichen Sonder 
rechte fönnen nur ald Servituten begründet werden. Vgl. d. E. ded Vwalt. ©. $. 
Nr. 2607 bei Budwinski. Eine erweiterte Benugung für gemeinnügige Eifen- 
bahnen geftattet dad S. 38 citirte böhm. Landesgeſetz v. 1892. 

27) Bol. fhon L. 2. 8. 21—23. D. 43. 8; dazu Wappäus ©. 27, 
ferner 8. 26 des Forftgef., 8. 8 des Waffergef. Schon die böhm. Stadtrechte F. 37 
führen öffentliche Haugturkhfahrten neben den Straßen an. Ein Theil des Wald» 
fteinplapes in Prag ift Privateigentbum der W.'ſchen Familie; die Prager Ketten 
brüde gehört einer Attiengefellfhaft, die neue Donaubrüde bei Wien dem Donau- 
regulirungsfond u. f. f. Fußfteige und Treppelwege find in der Regel Wegſervi⸗ 
tuten, die auf Privatgründen haften, mit der Beftimmung des Gemeingebrauchs. 
Irrig behauptet Baron, 8.115, dag Privatbefip mit dem Gemeingebraud) ganz 
unverträglich fei; richtig Krainz-Pfaff, 8. 86., Till, Prawo pryw. aust. (pol.) 
1. 88. 53. 54. 

28) Diefer Geſichtspunkt ift feftgehaften in den Erfenntniffen des öfter. 
oberften Gerichtähofes Nr. 5731. Gl. W., Erf. v. 8. ehr. 1876. Nr. 1118 
(Präv. 1876. S. 309), und in dem Er. d. O. A. G. Münden v. 28. Dez. 
1842. (Mathiae, I. S.449, Präj. 2: „Die Abfperrung eines öffentlihen 
Weges begründet feine Privatflage, fondern die Vorforge für den Fortbeftand ber 
jelben ift Sache der Adminiſtrativbehörde.)“ Bol. auch Stobbe 8. 64, 
Seuff. Arch. 28. Nr. 14. 34. Ar. 7; die Entf. des O. App. ©. Kaſſel v. 
5. Dezember 1874, in Fenner's Entf. d. o. Preuß. ©. H. VI S. 12 M. 
A. war in einem falle dad Dresdner DO. A. ©., vgl. Mathiae I. ©. 22.. 
Bgl. R. 29. 
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Darüber, ob ver Weg ein öffentlicher fer, entfcheidet zwar zunächft 
bie Verwaltungsbehörbe — oft nur auf Grund ber thatſächlichen 
Benützung desfelben als öffentlichen d. i. für Jedermann zugäng- 
lichen Verkehrsmittels einzelner Ortichaften nach Innen und Außen, 
dagegen ift biefe Behörde nicht berufen, über Eigenthum und Servitut- 
freiheit des Straßengrunbes abzufprechen. (Vgl. auch die Erf. d. Ver⸗ 
alt. G. Hofes bei Alter, Inbicatenb. I. Nr. 1887, Budwinski, Nr. 
20. 36. 1515. 1593. 2047. 2376. 2523. 3192. 3498. 3585 u. a.) 
Wenn daher der Weg- over Straßengrund als PBrivateigenthum in 
Anfpruch genommen wird, hat über die Eigenthumsfrage im Rechts⸗ 
iteeite der ordentliche Richter zu entfcheiven. Vgl. Iubicate des D. 
G. H. Nr. 115 u. des Neichsger. Nr. 227.20 

Dagegen können die Eifenbahnftreden nicht als öffentliches 
Gut angefehen werden. ‘Diefelben find vielmehr im Privateigenthume 
und Befite des Bahneigenthümers, möge biefer nun der Staat ober 
eine Geſellſchaft over eine Einzelperfon fein. 2° Ebenfo find Sachen, 


29) Diefe bereitd in der 1. Aufl, feftgehaltene Scheidung der Competenzgrenzen 
iſt durch die oben cit. Erf. des DO. Ger. Hofes, des Neichdgerichtes u. des Beralt. ©. 
H. zur fländigen Prarid geworden. Bol. dazu noch mein: Waflerreht (3. U.) 
S. 43., Brajät, Spory I ©. 206 flg.,183. 205., dann d. Entf. d. Minift. d. 
Innern v. 21. November 1867. Zeitfchr. f. Derwalt. 1868. N. 43, bei Kißling, 
Reihögeriht u. V. G. H. Nr. 124. Boraudgefept wird alfo, daß an einem angeblich 
öffentlichen Wege Privatrechte in Anfprucd genommen werden, Selbftverftändlic, 
fann die von Seite der Aominiftrativbehörde im gefepmäßigen Wege erfolgte Er- 
klärung eined Weges als öffentlichen nicht im gerichtlichen Wege beftritten werben. 
Vgl. M. Erl. v. 9. Mai 1857. 3. 8442 bei Mayerhöfer, Berwalt. E. 927. 
(1. A.) Sofern der Erwerb des öff. Benützungsrechtes nicht durch Bertrag, unvorbent- 
liche Berjährung, Erfikung, Erpropriation u. f. w. nachweisbar ift, wird der Grund- 
eigenthümer in der Regel Entfhädigung für den Entgang der Benützung an- 
fprechen können; abgeſchwächt ift Died Necht bezüglich der Leinpfade zc. in 8. 8 des 
Waſſ. Se. Prazaͤk, Waflerr. Komp. Fragen, $. 4. 

30) Die Hofdekr. v. 15. September 1845 3. 904. und v. 18. Februar 1847, 
3. 1036 erflärten zwar die für Staatd- und Privateifenbahnen erpropriirten Grund» 
ſtücke für öffentliches Gut, indeß wurde diefer entfchieden irrige Geſichtspunkt Fe 
reitd mit dem Gef. v. 14. September 1854 3. 238 ($. 9) in Anfehung ber von 
Privateifenbahngefellfchaften erpropriirten Grundftüde völlig aufgegeben. Bal. au 
Burkhard, Syft. II.8. 71.4.4. Zweckmäßig verordnet das Geſetz v. 19. Mai 
1874. 3. 70 die Unlegung von Eiſenbahnbüchern, in welche alle im Befige 
(Figenthum) der dem öffentlichen Verkehr dienenden Eifenbahnunternehmungen 
ſtehenden Grundftüde einzutragen find. Damit ift der richtige Gefichtspunft endlich 
wahrgenommen, und im Intereſſe des Realkredits der Eifenbahnen, fowie zur Sicher» 
heit der Bahnprioritätenbefiger durch Einführung öffentlicher Bahngrundbücher zur 
praftifhen Ausführung gelangt. S. auh Krainz- Pfaff, 8. 86. 220. — 

Randa, Eigenthum n. öſterr. Recht. 4 
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bie in ber ausichlieglichen Benukung der Gemeinden oder des Staates 
fteben, im rechtlichen Verkehre, und können daher Objekte von Brivat- 
rechten fein. Dasfelbe gilt auch von denjenigen Gemeinbefachen, 
welche nur gewiffen Gemeinbeangehörigen zur Benutzung freiftehen, 
z. B. Gemeinveweiden (Allmenvden). Vgl. Note 13. Die Erwer⸗ 
bung des Eigenthums an venjelben richtet fich nach vem A. B. G. B. 
(8. 289) und find daher zur Entſcheidung hierüber die Gerichtsbehörben 
fompetent. 81 

Hart an ver Grenze des öffentlichen Guts ftehen jene im Eigen- 
thum des Staates oder der Gemeinden ftehenden Sachen, welche kraft 
befonderer Widmung gewiffen gemeinnüßigen Zweden bienen, als ba: 

a. Öffentliche Bibliothefen und Gemäldegalerien, öffentliche 
(Staats-, Gemeinde-) Schulgebäude, Kindergärten, Gemeinbebäber, 
öffentliche Krantenhäufer u. ſ. f. Auch fie dürfen ohne Beſchluß der 
zuftändigen Behörde ben betreffenden gemeinnütigen Zweden nicht 
entzogen werben ; insbeſondere ift bei Schulen bie freie Verfügung 
bes Eigenthümers fo lange ausgefchloffen, als nicht die öffentliche Be- 
ftimmung berfelben durch einen Bejchluß der kompetenten Behörde be- 
hoben worben ijt. 3? 


Wappäus ©. 105 und 115 u. Schiffner $. 67. N. 14 zählen die Bahnftreden 
zu den res publicae, weil diefelben Jedermann zur Benugung offen ſtehen. Dies 
beruht aber auf einem Mißverſtändniß. Die öffentlichen Eifenbahnen müffen nur 
mit Jedermann Berträge über Beförderung von Perfonen und Waaren abſchließen 
(Art. 422 9. ©. B.). Darum wird aber der Bahntörper jo wenig öffentliches Gut, 
als etwa der Waggon oder dad Dampffchiff, welche zur Beförberung benutzt werben, 
Richtig Regeläberger, Bayer. Hyp. R. $. 45. Stobbe $. 64. Anders bei 
folhen Sachen, deren unmittelbare Benugung Jedermann zufteht, 3. B. bei Aftien- 
brüden, Bahnhöfen ac. 

31) Wird dagegen die Benupung einer Sache auf Grund des öffentlichen 
Nechted in Anfpruch genommen, fo find einzig die Verwaltungsbehörden zur Ent⸗ 
fheidung berufen, 3. B. bei Benupung eined Weges, den Kläger ale öffentlichen 
bezeichnet; einer Weide, auf der er ald Gemeindeangehöriger Benutzungs⸗ 
vehte in Anſpruch nimmt. Vgl. die Minift. Entf. v. 27. März 1857 bei 
Mayerhöfer a. D. ©. 926 und die Entfch. des oberft. Ger. Hofe v. 29. Sep⸗ 
tember 1858. 8. 10940 im Prävnfk, 1864. ©. 446; dann die Entfch. des Stutt. 
garter O. Trib. Nr. 3 in der Samml. v. Tafel V., Prazak, Spory ete. ©. 191. 

32) Bol. Stobbe $. 64. R. 11. — Ein doppelter Fall ift möglid. Die 
Schulgebäude können entweder ald Eigenthum der Schule als juriftifhen Perfon oder 
ald Eigenthum ded Staats (dev Gemeinde, ded Landes) erfcheinen. Gewiß trifft 
vielfach der erftere Gefichtäpunft zu; die Regel bildet aber in den öſterr. Ländern 
der Ieptere Fall. Vgl. 5. 377 der pol. Sch. Dig. und des St. H. C. Det. v. 
25. Januar 1838. 9. 410 („font find Schulhäufer ald Gemeindegut anzu. 
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Bon dem öffentlichen Gute ber Kategorie 3. 1 u. 2 unterfcheiden 
fie ſich dadurch, daß bie Benugung berjelben nicht unmittelbar un 
Jedermann zuzuftehen pflegt, fonbern daß dieſelbe häufig auf ge- 
wifje Klaſſen von Berfonen (Gemeinbeangehörige 2c.) beſchränkt und 
nur mittelbar (nach vorläufiger Bewilligung) gewährt wird. 

b. Der eben gedachten Kategorie der Öffentlichen Sachen find 
endlich anzureihen die im Beſitz des Staates, geiftlicher ober weltlicher 
Gemeinden ftehennen, zur öffentlichen Neligionsübung dienenden 
Kirchen. Die öffentliche Eigenschaft dieſer Sachen ift auch durch ben 
Öffentlichrechtlihen Charakter der Kirchenverfaflung gerechtfertigt. 
Der Umstand, daß diefelben zunächſtnur gewiffen Religionsangehörigen 
offen ftehen, tft bier fo wenig als im vorhergehenden Fall ein Hin- 
berniß der Offentlichkeit.33 Diefelbe Qualität haben bie konfeffionellen 
Kirchhöfe. 


ſehen); dazu d. St. H. €. D. v. 5. November 1829. 3. 3666. Für Preußen f. 
auch Dernburg 8. 67. Die neuen Schulgefege enthalten über Diefe Frage 
feine Beftimmung. infeitige, der Widmung mwiberfprechende Verfügung der Ge⸗ 
meinde über Schulgebäude tft daher unftatthaft. Irrig bezeichnet der Erl. des böhm. 
Land.⸗Schultaths v. 5. Dezember 1870. 3. 9145 die Schulgebäude als „allgemeines 
Gut“. (8. 287 ©. B.) Richtig — nur in nicht genauer Faſſung — erflärt die Min. 
Dog. v. 12. Dezember 1877. 3. 19603, daß, wo nicht fpezielle Umflände eine Aus⸗ 
nahme (?) begründen, die „Öff. Volksſchule“ felbft ald Eigentümerin der Schul⸗ 
gebäude anzufehen und im Grundbuche einzutragen tft; doch fei gegen den nicht ganz 
forretten (9) Gintrag der „Schulgemeinde” (ded Ortsſchulfonds) kein Einwand zu er- 
heben. (Bol. auh Schiffner, 8.67. N. 12.) Unter „Schulgem.” iſt in der Regel 
die Ortögemeinde zu verftehen; doch können mehrere OD rt ögemeindeu zu Einer Schul⸗ 
gemeinde verbunden fein, auch in letzterem Kalle kann das Eigenthum des Schul. 
gebäudes allenfalls nur einer Ortdgemeinde zuftehen. Vgl. die Erf. d. Berwalt. ©. H. 
Budw. 3181., Alter, Jud. 2.1. Nr. 1634. 1666. 1668. 

33) Der Entwurf des A. B. G. B. 88. 7. 8. IL. zählte die Kirchen noch 
zu den res publiose, welche „zum Gebrauch eines jeden Mitgliedes ded Gemeinde” 
(3) dienen. Richtiger dad preuß. L. R. 11. I. 88. 17. 18. 170. 173. Der Um⸗ 
ftand, daß diefe Sachen ohne Bewilligung, bez. ohne vorhergehende Aufhebung 
der Zweckbeſtimmung von Seite der kompetenten Behörden nicht veräußert werden 
dürfen, beirrt weder dad Eigenthum der kirchlichen Unftalt noch den publiziftifchen 
Gharakter der Sache. Dies überfieht Roth 8. 116. — Richtig Stobbe 
©. 580. Schiffner 8. 67. ©. 8, Till 8.54 u. Wappäus ©. 53, der aber 
mit Unrecht alle res sacrae den res publicae, quae in communi usu habentur, 
gleichftellen will; denn gottesdienftliche Geräthichaften (KKelche, Meßgewänder) ge 
hören offenbar nicht dazu. Gewiß tft übrigens die Analogie der In patrimonio und 
der in publico usu ftehenden Staatd- und Kirchenjachen nicht zu verkennen! 

33a) Die oͤſterr. Gefepgebung begreift unter „öffentl. Gut” die Objekte lit. a 
und b gewöhnlich nicht, Daher find diefelben auch Gegenftand der Eintragung in 
die Orundbücher. Bol. 8.2. der Gr. G. a contr. und dad Hofdekr. v. 4. April 1839 
3. 354. 


4* 
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Dagegen find Reliquien (Kreuzpartikeln 2c.) allerdings Gegen- 
ftand des rechtlichen Verlehres, da nur die entgeltliche Veräußerung 
berjelben verboten iſt Hofdekr. v. 24. Mat 1816. 3. 2234). Auch 
verbotene Waffen und Munitionsgegenftänbe, Giftwaaren, Spreng- 
jtoffe ($. 361 flg. Str. ©.) find Gegenftand des Verkehres, und iſt 
nur deren Erzeugung und Beſitz in fubjeltiver Hinficht an befondere 
Beſchränkungen gebunden. 35 Über Kirchſtühle u. Grüftef. Note36. 

Die zum Gottesdienſte geweihten Sachen (res sacrae) enblich 
jtehen im Eigenthume ber betreffenden kirchlichen Inſtitute und find 
bem Verkehre ebenjowenig entzogen, 36 als bie im Privateigenthume 


— — 


34) Irriger Weiſe werden dieſelben von Nippel III. ©. 63 u. Stuben: 
rauch, ©. 704, zu den res extra commercium gezählt. Vgl. dagegen Unger 
I. ©. 366. Sch iffner 8. 67 NR. 39. 

35) Schiffner 8.67. N. 35. Irrig zählen Nippel a. D. und Stuben« 
taub I. S. 703 auch diefe zu außer Verkehr ftehenden Sachen. Bol. 85. 2. 
3. 8 und 12 des Waffenpatentes v. 24. Oftober 1852. 3. 223. R. G. B. ‚Der 
Beſitz verbotener Waffen ift nur Demjenigen geftattet, welcher eine befondere ſchrift⸗ 
lihe Bewilligung dazu erhalten bat“ ($. 8 cit.). Darin liegt offenbar dad Ber- 
bot jedweden Verkehrs mit denfelben nicht. Ebenfo Gef. v. 27. Mai 1885 3. 134 
R. ©. bezüglich der Sprengftoffe. 

36) Bol. Wächter U. ©. 283. Unger I. ©. 367. Bering, Kirchen. 
8. 164. Schiffner $. 67. ©. 6flg. Rittner, K. R. (poln.) 2. ©. 184. — Das 
Gegenteil behauptet Pachmann ©. 80. Bei ihnen ift jedoch wie bei den übrigen 
firhlichen Gütern die Erſitzungszeit eine längere (8. 1472 ©, B.). — Nah röm. 
Rechte waren fie dem Verkehre gänzlich entzogen. Vgl. L. 30 8.1. D. de aeq. 
poss. 41. 2, Bol. Böcking $. 69. Pernice, M. A. Labeo, ©. 258. Died ber 
baupten auch 5. 3. T. Kanoniften, vgl, Helfert, Kirchen. 8. 415. Richter, 
Kirchenr. $. 286. Schulte, Kirchenr. 2. U. S. 504. Während jedoch r. s. nad 
rom. R. eigenthumdunfähig waren, kann died nach heutigem R. gewiß nicht mehr 
behauptet werden, vgl. Windfheid, P. 5. 147 Note 4. Bering $. 164. II. 
u.8165. Hölder$. 31. Brinz, 8. 126. UN. aber Wappäus ©. 62 fig. 
Wenn das Tanonifche Recht (c. 12. X. 3. 1. cfr. c. 3. X. 3. 19) an ſolchen 
Sachen den usus profanus verbietet, fo ift dagegen zu bemerken, daß dasfelbe 
zwar für den Gewilienbereich Bedeutung, jedoch für dad Gebiet des bürger- 
lihen Rechts keine Geltung hat. (Urt.4. 7. des Kundm. PBat.). Damit ift fehr 
wohl vereinbar, daß der profanirende Gebrauch gewiffer gottesdienftlichen Sachen 
unter die Sanktion des Strafgefeped fallen fann. — Kirchenſtühle find felbft- 
verftändlich Gegenftände des Verkehres. Vgl. die oberfiger. Entſch. v. 19. April 
1859 (Ger. Halle 1859. Nr. 21; bei Unger-Glafer Nr. 77.) Übrigens ift an 
ihnen nicht Eigenthum, fondern die Sewitut des Benupungsrechted anzunehmen. 
So auch Holzſchuher (Kunze) II. S. 26, und die oberfiger. Entſch. Nr. 3252, 
171. 4982. 5663. 5861. 9926 der Samml. Gl. U. W. — Dagegen betrachtet die 
Entſch. Nr. 6677 Grüfte auf Kirhhöfen ala „durch das religiöfe Gefühl und die 
kirchlichen Satzungen“ ald außer Verkehr fichende Objekte. (Kann wohl nur auf die 
Unübertragbarkeit der Servitut der Gruftbenügung bezogen werben.) 
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des Staates ſtehenden Sachen res publicae im engeren Sinne) und 
die dem Landesfürſten privatrechtlich eigenthümlichen Güter. 37 
Übrigens können nur körperliche Sachen (real und räumlich 
eriftirende und beherrfchbare Gegenftänve ver Außenmwelt,)3° Objekt 
tes Eigenthums fein, was das Geſetzbuch im 8. 354 mit den Worten 
andeutet, daß das Eigenthum bie Befugniß fei, „mit ver Subftanz 
und den Nutungen einer Sache nach Willfür zu fchalten”.9% Spricht 
man vom Eigenthum an „unkörperlichen Sachen“, d. ti. an Rechten 
($. 292), fo ift bieß entweber eine Tautologie oder eine juriitifche Un» 
möglichleit. 40 Allerdings pflegt man fich des Ausdruckes „Eigenthum“ 
auch im weiteren, nicht technifchen Sinne zur Bezeichnung des „Ge⸗ 
hören“, ver Berechtigung überhaupt zu bebienen; man fpricht vom 
Sigenthümer einer Servitut, einer Forderung, eines Nealrechtes u.T. f. 
— ähnlich wie man in biejen Fällen vom Befiter over Inhaber fpricht 
— und meint damit den Servitutsberechtigten, ven Gläubiger, ven 
Nealberechtigten. (So auch SS. 1030. 1424 A. B. ©. 2.) Alles, 
was ung „gehört“, tft in diefem Sinne unjer „Eigentbum“, gehört zur 
unferem Vermögen ($. 354, dazu 8. 1. Note 13 d. B.).“ Allein 
biejer zweibeittige — an fich nicht gerabezu verwerfliche — Sprach⸗ 
gebrauch ift aus dem Grunde nicht zu billigen, weil er leicht zu dem 


37) Das Staatdeigenthum (mie dad Eigenthum der Gemeinde) unterliegt der 
außerordentlihen Erfigung, $ 1482. — Die Privatgüter des Landesfürften find 
Gegenſtand des privatrechtlichen Verkehres, daher des Befiped und der (ordentlichen) 
Erfikung (ß. 289 im Gegenfake zu 88. 287 und 1478 A. B. ©. B.). Irrig be 
zeichnet Unger. ©. 366 ſolche Sachen, welche aus faktiſchen Gründen nicht 
in Verkehr zu kommen pflegen, ala res extra commercium, Bgl. dag. Stuben» 
taub II, S. 699.3, Krainz- Pfaff, 8. 86. Denjelben Gefihtspunft macht neueft. 
Brinz, P. (2 U.) 8.126 mit Recht auch für d. R. R. geltend, obwohl L. 39. 
8. 10. D. de leg. I. die praedia Caesaris ald res e. c. behandelt. 

38) Res corporales, quae tangi possunt. L.1. $.1. D. de r. div. 1. 
8. — Uber die ungenauen Definitionen der 88. 285 und 292 A. B. G. B. vgl. 
Unger, J. R. 354 flg., 358 fig. Daß nicht alle „Sachen, welche in die Sinne 
fallen“, förperli und daher Gegenftand rechtlicher Herrfchaft, indbefondere dinglicher 
Nechte find, Tiegt auf der Hand. Man denfe an Licht, Shall, Wärme, Elektri« 
cität u. |. w. Die gedachte Definition beruht auf der unjuriftifchen Identifizirung 
der Begriffe „Ding“ und „Sache“. Selbft von den körperlichen, d. i. faßbaren 
Dingen find nicht alle räumlich (faktifch) beherrihbar, d. i. Sachen im rechtlichen 
Einne. 

39) Anders lautet der $. 1. 2. I. 8. des preuß. 2. R., vgl. 8. 1. Note 9. 

40) Die Phrafe: „Eigentbum an Rechten“ bedeutet ſoviel ald: „volles Recht 
am Recht” oder „rechtliche Herrfchaft” an „rechtlicher Herrſchaft“! 


41) In diefem Sinne ſprechen felbft die Quellen von dominium ugusfructus. 
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Mißverftändnifſe führen kaun und thatfächlich auch geführt hat, daß 
man Beitinnmungen bes Geſetzbuches, welche vom Eigenthum im tech 
niſchen Sinne fprechen (vgl. Hauptftüd 3. 4. 5. IL.), auf das Eigen- 
thum im weiteren nicht technifchen Sinne — hiermit auf alle Rechte 
ausdehnt. #2 

Daß das fog. „Literarifche und artiftifche (geiftige) Eigen- 
thum des Autors Fein Eigenthum im technifchen Sinne ift, daß es 
insbefoubere feine „unkörperliche Sache” zum Gegenftanb Hat, Liegt 
zu Zage. Das Autorrecht befteht vielmehr in ber ökonomiſch werth⸗ 
vollen und verwerthbaren angichlieglichen Befugniß des Autors 
zur Veröffentlichung undBervielfältigung eines literarifchen 
oder artiftiichen Erzeugniſſes; darin Liegt bie Befugniß des Autors, 
Andere hievon auszufchließen. Vgl. 8. 13 des Raif. Pat. v. 19. 
Dftober 1846. 3. 992, welches allerdings im $. 1 ausdrücklich fagt: 
daß „bie Literarifchen Erzeugniſſe und die Werke ber Kunft ein Eigen- 
thum ihrer Urheber bilden“.“ Die Verlegung biefes ausſchließlichen 


42) Die Mehrzahl unferer Kommentatoren verftand es nicht, diefem Mißver⸗ 
fändniffe auszumeichen. So namentlih Zeiller II. 223, Nippel IIL 363 
— 371, Stubenraud, I. 466. 537, melde bei der Ceſſion von Forderungen 
(8. 1392) von Titel und Erwerbungsart (Übergabe) im Sinne des 8. 423 fig. 
fprechen und darüber ftreiten, worin die „Übergabe der Forderung“ befteht. Dagegen 
vgl. Winiwarter II. 107; Ungerl. 525 flg.; Kirchſtetter ©. 168, Till, 
Prawo pryw. (1888) II. 8. 127. und 8. 12 diefed 2. _ 

43) Dazu Harum, Die öfterreichifche Preßgeſetzgebung (1857) Oſterr. V. 
I Schr. 11. und 12. ©. 269 flg., 91 flg.; Kirchſtetter ©. 545; Oskar 
Wächter, das Verlagsrecht, (1857, 1858) $. 9, neuerl. bef. Stobbe, D. Pr. 
N. 8. 158, Kohler, Das Autorrecht (1880), f. auch Jahrb. f. Dogm. 18. ©. 
133 flg., Freih. v. Anders, Beiträge 3. 2. v. literar. u. artift. Urheberrechte 
(1881), Kloflermann, Endemann's Hob. II. ©. 236 fig. (dazu Gierke, 
Ztſchr. f.H.R. 29. B. ©. 266 fig.), Lentner, d. Recht d. Photographie 1886, 
Daude, d. deutfche Urheberr. 1881. ©.11. 254, Kadlec, Abh. d. böhm. Akademie 
d. Will. 1892. I. Kl. Rr. 4, Prävnik, 1892. ©. 477. 513. 549 fig. — Dabin ge 
ſtellt mag bleiben, ob es nöthig ift, mit Windſcheid $. 137. a. E. auch „wiffen- 
fhaftliche und Kunftwerfe, Erfindungen zc. ald untörperliche Sachen” in dem Sinne 
zu fingiven, daß diefelben kraft pofitinen Rechtes fo behandelt werden, wie korperliche 
Sachen. Zutreffender ſtellt Reuling, Ztiſchr. H. R. 23. ©. 95 flg., „neben bie 
Sachenrechte als dieſen koordinirte Beſtandtheile der ſyſtematiſchen Gliederung die 
Rechte an immateriellen Arbeitsprodukten“; auch Kohler in feiner geiſt⸗ und 
lehrreihen Abhandlung, Jahrb. f. Dogm. 18. ©. 120 fig. ©. 195 flg. (im Separ. 
Abdr. S. 2 fig. 66 fig.) erblickt in den,literarifchen Produkten „immaterielle wirthe 
fhaftliche Güter“ (Befriedigungdmittel menfchlicher Bebürfniffe) und anerkennt an 
ihnen Immaterialrechte“. Der Autor hat „ein Rechtsobjekt gefchaffen, welches feiner 
rechtlichen) Herrfhaft unterliegt” (Stobbe ©. 13), deſſen Schuß durch Sicherung 
bes gebührenden Lohne Aufgabe der Geſetzgebung ift (Anders S.18 flg.). Freilich 
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Rechtes bildet fogar den Thatbeftand einer ftrafbaren Handlung 
(8. 467 Str. ©. 3.) und begründet eine DeliltSobligation auf vollen 


Schabenerfak. 

Ebenfowenig haben Erfinpungs- Privilegien, welche dem 
Erfinder das Recht auf ven ausſchließlichen Gebraud und bie Ver- 
werthung feiner Entdeckung, Erfindung ober Verbeſſerung fichern, bie 
Natur des Eigenthumsrechtes. Auch hier erjcheint vie Verlegung dieſer 
ausschließlichen Befugniß durch Nachmachung oder Nachahmung over 


darf man an dieſe „Herrfchaft” nicht den Maßſtab des Sachen rechts legen, fondern 
muß der Eigenthümlichkeit des Objekts gerecht werden. Bol. Gierke ©. 269— 272, 
welcher mit Stobbe gegen Kloftermann mit Recht die Einheitlichkeit des Urheber 
rechte betont, dasfelbe aber der Kategorie der „Rechte an der eigenen Perfon“ (?} ein« 
reihen will. Mit Recht vermeiden die deutſchen Reichsgeſetze v. 11. Juni 1870 
über das Urheberrecht an Schriftwerten , über. das Urheberrecht an Werken der bil- 
denden Kunft, die Gejege über den Photographien- und Muſterſchutz von 1876 den 
Ausdrud: „Eigenthum“; ebenfo das italienische Geſetz v. 25. Juni 1865, welches 
nur von diritti spettanti agli autori ſpricht. Nicht haltbar ift m. E. die Auf- 
faſſung de3 Autorrechtd ald „perfänliches Recht” (bef. Bluntfhli-Dahn, D. 
Pr. R. 88.46.47. Dahn, Krit. B. J. Schr. 20. ©. 354 flg., Gierke a. a. O.), 
bez. ald Individualrecht“ (Gareid, Grunde. d. d. bürgerl. R. 8. 40, Deutſch. 
Patentgeſ. S. 20 fig.), denn nicht die geiftige Baterfchaft, die freie Außerung ber 
Berfönlichkeit, jondern bie freie Verfügung über dad Produkt derfelben, insbe⸗ 
fondere das vermögensrechtliche ntereffe, das durch die ausſchließliche 
Befugniß der Beröffentlichung oder Vervielfältigung bedingt ift, will das Recht 
fügen; daß dabei zugleich der Schup perfönlicher Interefien (Autorehre 2c.) ber 
zweckt und erreicht wird, foll nicht geleugnet werden. Daß der Gefichtöpunft des 
perfönlichen Rechts nicht ausreicht, zeigt die Beräußerlichkeit und Bererblichkeit des 
Nechtes ſelbſt. (Dal. auh Kohler ©. 202 flg., 283 fig. Anders ©. 121 flg., 
151 flg.) Diefelben Einwendungen treffen die von Oskar Wächter, Das Autor 
recht zc. (1877) 8. 4, vorgetragene vermittelnde Konftruftion des Autorrechtd ala 
Spezied einer befonderen Klaffe von Perfonenrehten, die zugleich eine ver 
mögenstechtliche Ratur und zwar dadurch erhalten, daß die Gefepgebung ihnen Aus» 
ſchließlichkeit und Beräußerlichteit beilegt. M. €. erfcheint das Autorrecht ald ge» 
jegliche! Monopol der Beröffentlihung und Bervielfältigung (indbefondere des 
gewerbömäßigen Vertriebs) eines immateriellen Produkts. (Bgl. Anders VI. und 
©. 118 flg, der Einwand Kohler's ©. 199 trifft nur die ökonomiſche Seite.) 
Durch diefed Monopol im weiteren Sinne ift in gleicher Weife wie durch die Geſetze 
über Firmen« und Patentſchutz (Erfinderredht) eine neue, dem röm. Rechte nicht bes 
fannte Kategorie von abfoluten Rechten gefchaffen , welche nicht in die Kategorie 
der Perfonen» oder der dinglichen oder obligatorifchen Rechte (f. dag. Gareis, 
Kohler, Anders, Reuling) eingereibt werden können, vielmehr als eine 
eigenartige Kategorie von Vermoͤgensrechten, ja mit Rüdficht auf den vom Ber- 
mögensintereffe ded Autord unabhängigen Rechtsſchutz ald eine dem Dermögend- 
und Familinrechte foordinirte Art von Rechten anzufehen find. So im Wefen 
ſchon Harum, Ähnlich neueſt Stobbe, Kohler, Anders, Kloſtermann. 
Uber die verſchiedenen Anfichten vgl. beſ. Stobbe, Kadleca.a. O. Uber mufik. 
u. dram. Werke ſ. Schuſter, Urheberr. d. Tonkunſt, u. Kadlec a. O. Rr. 4. 
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durch Verſchleiß der nachgemachten Gegenſtände als eine ſtrafbare 
Handlung, welche zum Schadenerſatz verpflichtet. Vgl. SS. 1—3. 21. 
28. 43 des Gef. v. 15. Auguft 1852. 3.184. Ähnlich verhält es fich 
mit dem burch das Markenfchußgejet v. 6. Januar 1890 3. 19 und 
durch das Deufterfchußgefeb v. 7. Dezember 1858. 3.237 R. G. Bl. 
anerkannten Eigenthum an der Marke und dem Mufter. — In 
allen dieſen Fällen handelt es fich nicht um bie rechtliche Herrichaft 
über ein faßbares Objekt ver Außenwelt, welches das Analogon ber 
im Eigenthum befindlichen körperlichen Sache bilden würde, 4 — fon- 
dern um ben rechtlichen Schuß gegen unbefugte, d. i. vom Urheber 
nicht geftattete Veröffentlichung, Nachbildung oder Nachahmung eines 
Gedankens, eines Kunftwerkes oder Inpuftriemufters, einer Erfindung, 
Berbefferung ꝛc. — ein Schuß, welcher aus Gründen ber Billigfeit, 
ber Volkswirthſchaft und ber Gerechtigkeit nicht verfagt werben barf. 45 


— — — — — 


44) Damit iſt nicht zu verwechſeln dad Manuſkript, das Kunſt⸗ oder Induſtrie⸗ 
produft, die Marke, dad Mufter, deffen Vervielfältigung oder Nahbildung dem Urs 
beber ausſchließlich vorbehalten ift. 

45; Bal. neueft. Kloftermann, Endem. H. B. II. ©. 320 fig, Der 
Gegenftand des Schutzes fowie der Störungsakt ift allerdings bei Privilegien 
ein anderer ald beim fog. literarifchen und artiftifchen Eigenthum. Gegenftand de? 
Schutzes ift dort die Berwerthung der Erfindung durch Erzeugung und Berfchleig dee 
Produktes oder Produktionsmittels, hier ein literarifches oder Kunftwerk, welches an 
fih Wert bat, gegenüber möglicher Veröffentlihung oder mechaniſcher 
Bervielfältigung desfelden. Der Störungsaft liegt dort in der Nahahmung 
(Erzeugung) des Gegenftandes und deſſen Verfchleiß, bier in der Beröffentlid- 
ung oder Vervielfältigung. Pol. auh Wächter. ©. 142 fig. And. A. Rös— 
ler, Berwalt. R. $. 233, welcher dad Autorredht für ein „ſoziales Vermögensrecht“ 
erklärt, ferner Gareis, Dahn, Kohler a. a. O., welde von „Individual- und 
Smmaterialrechten” fprehen; |. vor. Note. — Daher kann auch die bloße Ber: 
öffentlihung einer Erfindung auf dem Gebiete der Chemie oder Mechanik nicht 
für unbefugten Nachdruck gehalten werden, da bier kein literarifched Produkt vorliegt, 
fondern eine Entdedung, welche nur im Wege des Inbuftrieprivilegiumd gefhügt 
wird, (Erfindungen und Mufter werden bekanntlich regiftrirt und die Erzeugungs⸗ 
mweifen oft gar nicht geheim gehalten.) „Weber die Idee des Erfinderd, welche 
nur ale Mittel für materielle Zwecke dient, noch der materielle Gegenftand, welcher 
mittelft der Erfindung bergeftellt wird, fann mit den Schöpfungen des Autors in 
Eine Klaffe gebraht werden“. Wächter a. a. U. Weiter geht jedoch das deutjche 
Reichsgeſetz v. 11. Juni 1870. Dagegen wollen Gareis und Dahn dad Er- 
findungsrecht als bloße Spezied des Urheberrechtes anfehen — meines Erachtend mit 
Unrecht: Das geiftige oder künftlerifhe Produkt ift der Ausflug der ureigenen 
Thätigkeit, — ein Abbild der geiftigen oder fünftlerifchen Individualität, — 
dad Verbot der Publikation ift Niemandem in der Produktion ähnlicher Werte 
hinderlich. Anders bei Erfindungen, welche fehr oft nur auf glücklichen Zufällen 
beruhen und deren unzwedmäßiger Schug die Erfindungsbeftrebungen von Genera- 
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Auch das ſog. Berg werks eigenthum hat keine körperliche Sache 
zum Gegenſtande und iſt daher kein Eigenthum im techniſchen Sinne, 
trotzdem verliehene, Bergbaugerechtigkeiten (Örubenmaße, Übermaßen, 
Hilfsbaue und Revierſtollen) für ein unbewegliches Eigenthum“ erklärt 
ſind und den Gegenſtand beſonderer „öffentlicher Bücher“ (der Berg⸗ 
bücher) bilden. (K. 109. des Berggeſ. v. 23. Mai 1854. 3. 146.) 
Denn nicht die Cagerftätten ver vorbehaltenen Mineralien (Flöte und 
Gänge) find Gegenftand der rechtlichen Herrfchaft, da ber unterirbifche 
Raum ein untheilbarer Beſtandtheil des Grund und Bodens ift ($. 297 
A. B. G. B.), vielmehr liegt das Wefen diefes „Eigenthums“ in dem 
ausfchließlihen Separations- und Dccupationsrechte des 
Dergwerköbefigers in Anfehung ber in beftimmten Räumen befind- 
lichen, vorbehaltenen Minerale (arg. 88. 123. 124. Berggef.)*® 

Es iſt bereits früher (8.1. ©. 14) bemerkt worben, daß das 
Eigentbum an Grundſtücken die ausfchließliche rechtliche Verfügung 
über ven ſenkrecht ober- und unterhalb befindlichen Raum, foweit 
biefer ber menfchlichen Herrichaft zugänglich tft, in fich ſchließe; daß 
daher der Eigenthümer Anftalten in unbeſchränkter Höhe errichten und 
zugleich jedem Dritten, insbeſondere Nachbarn Verfügungen und Vor: 
tehrungen innerhalb dieſes Raumes (3. B. Erker, Überragen von 
Dächern, Fenftern, Bäumen) vermehren könne (SS. 297. 422. 475. 
476) ; daß der Eigenthümer aus demfelben Grunde über bie unter ber 
Oberfläche befinplichen Theile des Grund und Bodens (mit Ausichluf 
ber durch das Bergwerksregal vorbehaltenen Mineralien) frei ver- 
fügen Tönne (88. 297. B. B. ©. B. und $. 99 des Berggeſ.). 
Dieſes Verfügungsrecht ift grundſätzlich nicht beſchränkt durch das 
praftifche Bedürfniß (Interefje) des Grundbeſitzers.“ 


tionen lahm legen fann. Vgl. Lyon⸗Caen, Bull. d. soc. d. Leg. comp. 1878, 
©. 621. 


46) Bol. 8.36 d. B., dazu Leuthold, Oft. Berge. 8.21. Achenbach, 
Preuß. Bergreht 8. 80, Walter, Preuß. R. 8. 166, Gerber, D. P. R. 8. 95, 
Förſter, Grundb. R. ©. 99, Dernburg $. 260, Stobbe, D. P. R. 8.143, 
dazu Roth IL. ©. 234 fig. Altere Gefeße und Schriftiteller vertreten zumeift die 
Anfiht, daß die Lagerftätten oder Grubenfelder Objekt des Bergwerkseigenthums 
feien; fo bef. Weiske, R. Lexikon I. ©. 948 fig. Eigenthümlich ift die Auf- 
fafjung H. Schufter’3, Ser. 3. 1880, Nr. 41. 42. 

47) Anderer Anfiht Jhering, Jahrb. f. Dogm. VI. ©. 89 flg. (ebenfo 
Heffe, ebenda ©. 393 flg.), welcher das praktifche In te reſſe zur Grenzmarke des 
Eigentbums erheben will. Ihm tritt für das öfter. Recht Mages, Ger. Beit. 
1871,Rr. 7 bei, noch weiter gebt Peyrer, W. R. ©. 128. Dagegen vgl. 
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Das Eigenthum an Grundſtücken erſtreckt fich endlich auf die mit 
demſelben organiſch zufammenhängenden oder mechanifch feft und 
bauernb verbundenen Sachen, insbefonbere auf Pflanzen, Bäume, 
Gebäude (88. 297. 417421. A. B. G. B.). Es ift dies die noth- 
wendige Konſequenz des Umſtandes, daß dergleichen Sachen in ber 
gedachten Verbindung mit dem Grund und Boden Teinefelbftftändige 
Eriftenz befigen, daher für fich nicht Gegenſtand des Eigenthums 
fein fönnen.18 Das Grundeigenthum begreift endlich die darauf ein» 
gefhloffenen Gewäſſer (8. 4 des R. Waſſergeſ. v. 30. Mat 1869. 
3. 83). 

Schon darum muß noch vom Eigentum an Gewäſſern ge- 
handelt werden. Bei ver Schwierigfeit und Wichtigkeit des „Waffer- 
rechtes”, welches einen Gegenſtand des allgemeinen bürg. Rechtes 
bildet, wird e8 zwedmäßig fein, demſelben im folgenden eine ausführ- 
lihere Darjtellung zu widmen. 


Windfheid 8.168, Nr. 2 und Dernburg 8. 215, Ar. 3. Die Anfiht 
Iherings läßt fi nur vom Geſichtspunkte ber Unzuläffigfeit der Chikane recht⸗ 
fertigen und diefer ift dem öfterr. Recht (8. 1305. U. B. ©. B.) gewiß fremd. Dad 
A. B. G. B. kennt eine ſolche Beſchraͤnkung nicht. Der 8. 99 des Berggef. v. 23. 
Mai1854. 3.146 beſtimmt ausdrücklich, daß die unterirdifche Führung von Waſſer⸗ 
leitungen u. f. f. dur fremde Grundſtücke in der Regel nur mit Bewilligung dee 
Eigenthümers erfolgen fann. Das Verfügungsrecht ded Grundeigenthümerd erftredt 
fih alfo in die Höhe und in die Tiefe, foweit eben die menschliche Herrfchaft reicht, 
bez. reichen Tann. Es ift daher auch zur Führung von Stollen und Tunneln 
in jeder erreichbaren Tiefe grundfäßlich die Einwilligung des Grundeigenthümerd 
nöthig. Died anerkennt die Entfcheidung des DO. ©. H. Nr. 3010 Sammlung 
Glaſer⸗Unger. Allerdings wird das Verbotsrecht desfelben in Fällen ber Erpro- 
priation wegen des Mangels eined Schadens ohne praktifche Bedeutung fein. Bel. 
Dernburg a. a. O. 

48) So auch nach röm. Rechte, woſelbſt dieſer Grundſatz auf das jus na- 
turale zurückgeführt wird. Vgl. Gajus, Inst. II. 73 (jure naturali nostrum 
fit}; L. 2. D. de superfic. 43. 18; 8. 29. I. 2. 1. — Under nach preuß. 
L. R., welches ein vom Grundeigenthum unterfhiedened Sondereigenthum eine? 
Dritten an Bäumen, ftehenden Früchten und Gebäuden für möglich anerkennt. 
88. 199. 200. I. 22, dazu Dernburg $. 215. Auf derfelben — dem älteren 
deutfhen R. eigenthümlihen — Auffaffung beruht auch die Beftimmung dee 
art. 664 Code Nap. (nicht aber das ital. G. B.), fowie die Statutarrechte vieler 
deutfeher, indbef. bayerifcher Rechtögebiete (dad fog. Herbergsreht). Dal. 
Roth 8.120. 6.56 fig. Auch der bayer. Entw. III. art. 212. 213 anerkennt 
ungetheilted Miteigenthum an räumlich ausgefchiedenen Theilen eines Gebäudes, 
was de lege ferenda aus wirthichaftlichen u. juriftifchen Gründen entfchieden ver⸗ 
werflich ift. Mit Recht geftattet das ſäch ſ. G. B. (88.218. 225) u. dad zürich. 
©. 3. (88. 555. 564) an Käufern und ftehenden Früchten nur Miteigenthum nad) 
ideellen heilen. 
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8. 4. Eigeuthum an Gewäflern.! 


A. Rechtliche Natur des fog. Eigenthums an Gewäffern. 
Hiftorifhe Entwidlung. 


Das Wafferrecht im modernen Sinne umfaßt die Gefanmtheit 
ber Rechtsverhältniffe an Gewäflern jeder Art, insbeſondere an fließen⸗ 
ben Gewäfjern.? 


1) Die ältere öfterr. Literatur über dad Waſſerrecht iſt ungenügend, die neuere 
aber wohl beachtendwertb. Reich ift die Literatur für das Gebiet des römifchen, 
franzöfifhen und italienischen Waſſerrechtes. Für das öfterr. Recht vgl. 
Jilinsky’s: Vodnf prävo (Wafferrecht 1870). K. Lemayer, Öfterr. Ger. 
Zeit. 1869. N. 41 bis 47. A. Randa, Ofterr. Waſſerrecht (3. Aufl. 1891); 
den ausführlichen Kommentar von Karl Peyrer, Das öfter. Waſſerrecht.. 
nebft Bollzugsbeflimmungen x. 1880 (2. A.); Burkhard, 8. 71, Prajät, 
Waſſerrechtl. Gompetenzfragen (1892). (Beraltet it Wildner's Öfterr. Fabriken⸗ 
recht mit Anhang über Waſſerleitungen 1838.) — Für das gemeine R. vgl. Pözl, 
Krit. Biertelj. Schr. J. S. 23 fig. (1859), wofelbft auch die neuere Gefeßgebung 
angeführt iſt, Burhardi, in Haufer'd Akten für Reichs⸗ ud L. R. J. ©. 97, 
Rote 7779. Jicinskf, Ofterr. Biertelj. Schr. 18. S. 269 fig. Stein, ebd. 
7. ©. 333 fig. 19. (2.) ©. 227 fig.; ferner Geſterding, Arch. f. civ. Brayis B. 3, 
©. 60 fl Funke 3.12. ©. I74. 432 fi. Schwab, ebenda B. 30. Beil., be» 
fondere Börner, ebd. 38. B. (1855). ©. 149 flg., R. Glaß, Die waflerrecht- 
liche Geſetzgebung (enthält einen Aufriß der mwichtigften europäischen Waflergefepe. 
1856), Endemann, Das ländlihe Waflerrecht (1862), Heffe, Jahrbuch für 
Dogm. VIL (1865). ©. 179—317, aufgenommen in bedfelben: Rechtöverhäft- 
niffe der Grundſtũcksnachbarn 88. 45 flg. (2.9. 1880). Kappeler, Der Rechts⸗ 
begriff des öffentlichen Waflerlaufed (1807). Wappäus, Zur Lehre von den dem 
Rechtsbegriff entzogenen Sachen (1867), und von den Handbüchern bei. Wind⸗ 
ſcheid 8.146. Gerber 88.61.63. Stobbeg.64. Dernburg 88. 251—256. 
Roth 88. 282— 293, dazu Stein, Berwaltungsrecht, 2. Heft (2. Aufl.) ©. 321 
fig. Rösler, Berwaltungär. 8. 214. Burhardi, a. a.O. — Für dad preußi- 
he Recht it Nieberding, Wafferreht und Wafferpolizei im preuß. Etaate 
(1866) zweite, ergänzte Auög. v. Frank J. II. (1889), für das bayerifche Recht 
vorzüglich 3. Pözl, Die bayer. Waifergefepe vom 28. Mai 1852 erläutert (2. Aufl. 
1880) und Roth, a. a. DO. ; für das badifche Waflergejeb vom 28. Mai 1876: 
Schenkel, das badifche Wafferrecht (1877), für Heffen: Zeller, W. ©. (1888) 
bervorzubeben. — Pol. noh Huber, Die Waſſergeſetze Elſaß⸗-Lothringens 1877 
(2. A. 1892) und Baumert, Unzulänglichkeit der beft. Waffergefege (1876). 
Neubauer, Zufammenftellung des in Deutfchl. gelt. Wafferr. (1881). Baron, 
Ztſchr. f. vergl. R.W.L ©. 261 lg. II. ©. 51 fig., dazu Stobbea.D. 

2) So alle neueren Waſſergeſetze, insbeſondere die bayerifchenv. 3. 1852, 
dad öfterr. v. J. 1869, d. bad., heſſ. ungar. zc., dazu mein W. R. 98.1.5. 
Anders nad) gemeinem Rechte, nach welchem man unter Waſſerrecht nur die fließen. 
den Gewäfler zu begreifen pflegt, ba die gefchlofjenen ald Beitandtheile des Bodens 
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Das Eigenthum ſetzt feinem Begriffe nach felbftändige und 
ber menschlichen Herrichaft unterworfene räumliche Körper voraus 
(88. 354. 362 4.8. ©. B.). Einen folchen Gegenjtand bilden 
zwar bie in Brunnen, Zeichen, Quellen, Behältern (Eifternen) und 
natürlichen Senkungen eingejchloffenen (ftehenden) Gewäſſer, 
mit Einfchluß des Beckens, — nicht aber das Meer in feiner 
Zotalität noch auch die fließende Wafferwelle in ihrem 
ftetigen, zufammenhängenden Laufe (aqua profluens). Das 
fließende Gewäſſer bildet vielmehr ein zufammenhängenves, nur 
durch die Bodenſenkung räumlich vertheiltes Ganzes. Aus natür- 
lichen Gründen kann daher der ununterbrochene Waſſerlauf nicht 
als Gegenftand des Eigenthums angefehen werben, gleichviel ob es fich 
um Ströme, Flüſſe over Bäche handelt; berfelbe ift vielmehr ebenjo 
wie ber Luftſtrom eine wahre res omnium communis und gehört mit 
Rüdficht auf die Möglichkeit, einzelne Theile des Waffers (der Luft) 
zu offupiren, zu der Kategorie der res nullius ($. 381 flg.).* Daraus 


nicht weiter berüdfichtigt werden. Vgl. Roth 8. 282. N. T. Dernburg $. 251 
fig. — Über die Stelle, an welcher vom Waſſerrechte zu handeln ift, gehen die An» 
fihten auseinander. Für dad römische Recht, nad welchem alle fließenden Ge⸗ 
wäffer als öffentliche, und zwar ald res omnium communes anzufehen find, if 
wohl die Behandlung im allgemeinen Theil unter der Kategorie der res extra com- 
mercium ausreichend. Bol. auch Gerber 88. 61.63, und Stobbe$. 64. N. 4. 
Allein für das heutige Recht, welches vom Eigenthum oder mindeftend von ber 
Negalität der öffentlichen Flüffe fpricht, Privateigentyum an fließenden (nicht 
ſchiffbaren) Gewäffern in ausgedehnten Maaße anerkennt, und felbft das Privat 
recht an gefehloffenen Gewäflern mannigfachen, aus der Unentbehrlichleit des Waſſers 
fliegenden Befchräntungen unterwirft, ift es nothwendig, vom Wafferrechte in einem 
befonderen Abfchnitte, etwa im allgemeinen Theil im Anfchluffe an Die res extra 
commercium, beſſer wohl im Kapitel vom Eigentbum, welches ja die Unterlage 
deöfelben bildet, zu handeln. Ahnlih Dernburg a. a. D., theifweife Stobbe a. 
a.D., während Roth das Wafferrecht in der Lehre von den Regalien einreiht. Gegen 
diefe Auffaffung f. Rote 16, auch Prazaͤk, Wafferr. Komp. Frag. ©. 5. 

3) Del. 8. 297 A. B. G. B. und 8. 4 des Reichs⸗Waſſergeſetzes v. 30. Mai 
1869, 3.93. Es gilt hier der Sag: nihil differt a ceteris locis privatis. L. 1. 
8.4. D. de flum. 43. 13; Heffe ©. 211 fig. 

4) Dies ift der Standpunkt des römifchen Rechte, welche? jure naturali für 
res omnium communes erflärt: aör, aqua profluens, mare et per hoc 
litora maris $. 1. 35. J. de R. div. 2. 1. Dies wird auch heute faft allgemein 
anerfannt. Bol Börner ©. 176. Gerber $ 61. Walter 8.170. Heffe 
S. 19 fig, 250 fig. Windfheid 8.146. N.6. Stein, Bew. ©. 326. 
Selbſt die aqua profluens des torrens (unbeftändigen Baches) iſt — omnium 
communis. (S. Brinz, P.[2.9.] $. 125. ©. 456, womit aber die Oppofition 
N. 21 gegen Wappäus S. 18 kaum vereinbar ift.) Dagegen hält Roth 8. 282. 
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ergiebt fi, daß von einem Eigenthum (im techniichen Sinne) an 
„Flüfſen“ welcher Art immer (flumen, aqua perennis) nicht die Rede 
fein kann; denn ein wefentliches Element vesfelben: ver Waflerftrom 
(Auor aquae) entzieht fich der räumlichen Herrichaft. Zu dieſem ju- 
riftifchen Grunde fommt: die Unentbehrlichleit des fließenpen 
Waflers für die Lebensbedürfniſſe ver Menfchheit, welche mit 
ber ausſchließlichen Herrſchaft Einzelner an demſelben burchaus un- 
vereinbar tft, — kommt bie Wichtigkeit ver Gewäffer als Kommuni- 
kationsmittel, fommt die große Bebeutung ver Triebfraft berfelben 
für die Induſtrie, der Einfluß ver chem iſchen Wirkſamkeit beim Be⸗ 
trieb der Landwirthſchaft und zahlreicher Gewerbszweige, — enblich 
die faum ſchätzbare Tragweite eines zweckmäßigen Waſſerſyſtems für 
bie flimatifchen Verbältniffe. Die Natur ver Sache und Rüdfichten 
des allgemeinen Wohles verlangen alfo in gleich gebieterifcher Weiſe, 
daß die fließenden Gewäffer als öffentliches, zum allge» 
meinen Gebrauch dienendes Gut betrachtet werden. Da der „Fluß“ 
ans dem Wafferlaufe (fluor aquae) und vem Bette (alveus) befteht, 
jo wäre e8 nur konſequent, auch das Flußbett als integrirenden Be⸗ 
ftanbtheil des Fluſſes, fomit al Gemeingut zu behandeln® — wobei 


N. 48 dieje Auffaffung für das neuere Recht überhaupt nicht für anwendbar; 
durch Die Regalerflärung der Flüſſe fei der Wafferlauf der öffentlichen Flüffe „öffent« 
lies Eigenthum” geworden. Darunter verfteht Roth III. ©. 143 Staatdeigen- 
tum. Allein der Wafjerlauf in feiner Totalität Tann feiner Ratur nad 
nicht Gegenſtand menschlicher Herrfchaft, Daher weder des Priwat« noch des Staats⸗ 
eigenthums fein. Die Regalerflärung bezieht fih bloß auf gemiffe Nubungen 
Dies verfennt auch die Auseinanderfegung ded Yuft.-Min.-Commiflärd Benoni bei 
Beyrer ©. 52 flg.; der Einwand, daß nicht Jedermann an jeder Stelle zum 
Waſſerlaufe Zutritt hat, betont ein unmefentlihes Moment. Aud die franz. 
Gerichte behandeln trog Art. 538 alle Flüffe als öffentlihe. S. Huber ©. 46 fig. 

5) Konfequent macht dad römifche Recht die Eigenfchaft des Betted von der 
Eigenschaft des Fluſſes abhängig. L. 1. $. 7. D. 43. 12: Tlle alveus..., 
etsi privatus ante fuit, incipit tamen esse publicus, quia impossibile 
est, ut alveus fluminis publiei non sit publicus. Pgl. Börner ©. 171. 
Hefje 6.191. flg. Wappäus S. 20 fig. Kappeler S.104 flg. Stobbe 
8. 64. N. 17. 18, wohl auch Brinz, P. (2. A.) 8. 125. S. 456. 8. 127. S. 463. 
Eine Fluß ohne Bett kann ſo wenig gedacht werden, als ein Fluß ohne Waſſer. 
— Vom Flußbette find die Fluß ufer zu unterſcheiden; dieſe find im Eigenthum 
des Ufergrundbeſitzers, der lediglich die im Intereſſe der Schifffahrt gebotene Ve⸗ 
nutzung derſelben geſtatten muß. Vgl. L. 5. pr. D. 1. 8: Riparum quoque 
usus publicus est .... sed proprietas earum illorum, quorum praediis 
inhaerent. Vgl. dazu Börner ©. 172. 370, welder dad Prinzip „ver Be 
nugung vom Waſſer ber“ aufftellt; JicinskyS. 52 fl. Windſcheid 8. 146. 
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immerhin vorbehalten bliebe, ob an demſelben (wie bei Bffentlichen 
Straßen) ein vem Staate ober ein ben Adjazenten zuftehenbes, 
jeboch Durch ven Gemeingebrauch des Fluſſes befchränttes Eigen- 
thum angenommen ober ob basfelbe als herrenlos angefehen und 
lediglich dem Stantshoheitsrechte unterworfen gebacht werben foll. ® 
In ber That ift jene Konſequenz im römifchen Nechte bezüglich aller 
ftändig fließenden Gewäſſer anerfannt und bezüglich des Flußbettes 
bie letztere Alternative zur Geltung gelangt. Flumina omnia 
(sc. perennia) et portus publica sunt. ($. 2. J. de rer. div. 
2. 1.)7 Insbeſondere ift e8 nach dem römiſchen Recht gleichgültig, ob 
ber Fluß groß oder Hein, jchiffbar und flößbar ift oder nicht. ® Ströme, 


M.14. Die Grenzen des Flußbettes müffen nach dem mittleren Waflerftande feft- 
gefept werden. ©. Roth 8. 282. Dem wibderfpriht nit L. 112. D. 50. 16: 
Ripa putatur ea esse, quae plenissimum flumen continet. 

6) Alle diefe Anſichten find in der gemeinrechtlichen Literatur vertreten. Bol. 
def. Roth 8.382. Für dad Eigentbum ded Staates an öffentlichen Flüſſen 
treten namentlich ein: Arndtd 8.49. R. 2. Burchardi ©.107. Dernburg 
8.251; für dad Eigenthum der Adjagenten; Börner S.180. Puchta $.165, 
Keller 8.141. Gerber 8. 63; für die Herrenlofigkeit: Heffe S. 198. 
N. 42. Pözl, B. Wall. 8. ©.66. Kappeler ©. 26. 36.109, Stobbe 
8.64. ©. 538 flg. Gegen die Anfiht, daß der Staat Eigenthümer bed Fluß- 
bettes ift, führt man gewöhnlich an, daß bie im Fluffe entftandene Inſel und das 
verlaffene Flußbett den anftopenden Grundeigenthümern gehört. (S. Windſcheid 
8.146.R.11. Brinz ©. 463.) Allein an fich ift dies kein Beweidgrund, da 
das Flußbett eben nur als ſolches (als die mit Wafler bedeckte Fläche) dem State 
zugebört. Bgl. L. 30.8.3. D.dea.r.d. 41. 1, und Dernburg 8. 251. R. 5. 
Daß der Begriff der Ertrafommercialität dad Eigenthum des Staates ober der Pri⸗ 
vaten nicht ausſchließe, ift von mir oben S. 46 flg. nachzuweifen verfucht worden. 
Für das römische Recht ift indeß die Annahme eines Staatdeigenthumd am 
Flußbette nicht geboten und reicht überall der Gefichtöpunft der Staatshoheit aus. 

7) Bgl. Hölderg. 31. Börner ©. 149. 155. 172, Heffe ©. 181—191. 
Jioinsky ©. 52-63. Wappäus 8.5. Kappeler ©. 84 flg. Brinz 
8.125. So auch überwiegend die Prarid. Seuff. Arch. 14. Rr. 201. 19. 
Nr. 118. 21. Nr. 12,23. Nr. 207. Allerdings unterfcheidet L. 1. 8.3. D. de 
flum, 43. 12. flumen publicum, quod perenne est, vom flumen privatum; 
aber gerade aus diefem Kriterium ergiebt fi, daß felbft dic Fleinften, beftändig 
fließenden Bäche ald öffentliche Flüffe behandelt werden müffen. Ale Privatbäde 
fönnen daher bloß angefehen werden: Wildbäche (torrentes), welche nur zeitweilig 
fließen, und Abflüffe aus Quellen und Zeichen, welche im Boden verfidern, Zu 
weit geht Kappeler ©. 53, der auch diefe Abflüffe zu den äffentlihen Gewäſſern 
technet. Über andere Auffaffungen f. folg. Rote. 

8) Allerdings heißt es in L. 1. 8.1. D. de flum. 43. 12: Flumen a rivo 
magnitudine discernendum aut existimatione eircumcolentium; allein dieſe 
ſprachgebräuchliche Unterfcheidung ift in juriftifcher Beziehung bebeutung 
108; die juriftifche Definition des flumen publicum giebt einzig L. 1. 8. 3. D 
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Flüffe, Bäche ericheinen gleichmäßig res publicae, quae in communi 
usu habentur; fie alle find in usu publico.9 Die Regelung 
biefes auf dem dffentlichen Nechte beruhenden Gemeingebraudyes 
bleibt jedenfalls dem Staate kraft feines Hoheitsrechts, insbeſon⸗ 
bere in polizeilicher Beziehung vorbehalten. 1° Soweit ferner Privat- 
perfonen zu einer gewiflen vorzugsweifen Benutzung bes öffent- 
lichen Gewäffers einer dauernden Vorrichtung, 3. B. Trieb» 
werte, bebürfen, ift hierzu eine befondere ftaatliche Konzeffton er» 
forberlih, welche nur durch unvordenkliche Verjährung erſetzt werben 
kann. Durch dieſe Verleihung erwirbt der Konzeffionär ein ausſchließ⸗ 
liches NR ech t zu der bezüglichen Waffernugung, welches nur aus Grün- 
ven bes öffentlichen Wohls und nur gegen Entſchädigung aufgehoben 
ober eingefchräntt werben kann.! 

Mit den vorſtehenden Ergebniffen des römiſchen Rechtes ftinnmen 
zum Theil auch bie meiften neueren Germaniften vom Stanbpunlte 


b.t. Bgl. L. un. $.4. D. ne quid in flum. 43.13, und L.1.8.2.4.5.D. 
de flum. 43. 12. Allerdings wollen Mehrere aus L. 1.8.1. D. cit. deduziren, 
dag nur größere „Flüffe” in dem dort definirten Sinne, nicht aber Bäche dem öffent» 
lichen oder Gemeingebraucd unterworfen find. So Schwab, Ach. 30. Beil. 
8. 15. Unterholzner, Schuldverhältnifie II. ©. 160. Walter 8. 173, 
neuefiend auch Windſcheid 8.146. NR. 7—9, und Brinz, P. (2. A) 8. 125. 
S. 457, welcher die Ulpian'ſche Unterfheidung mit der älteren Bermeffung auch 
der ftändigen Flüffe in Privatlofe in Verbindung bringt. Dagegen bef. Börner 
©. 155. 163 fig. Heffe S. 188 flg. und Dernburg $. 251. R.T. Auch 
Brinz, a. D. leugnet nit, daß alle ftändigen Flüffe die „höhere“ Publizität 
(nämlich „magiftratliche Interdicirung und gefreite® Ylußbett nebſt freier Laͤnde“) 
genießen. 

9) Wie weit diefer Gemeingebrauch h. 3. T. reicht, bez. im wiefern er durch 
die Regalrechte des Staates befchränft fei, ift allerdings ftreitig. Nah römijcher 
Auffaffung gehört gewöhnliche Benupung ded Waſſers zur Befriedigung der Lebens⸗ 
bedürfniffe, zur Bewäfferung, zur Schifffahrt, Fifcherei u. dgl. zum usus publicus. 
Bgl. L.2—4. D. 1.8. Heffe S. 208. Das Fifchereirecht ift h. 3. T. vielfach 
Staatöregal. Manche fprechen dem Staate auch das augfchließliche Recht auf die 
Sand- und Gieinnugung zu. Dagegen vgl. aber Holzſchuher IL $. 92. Rr. 2. 
Anders pflegen diejenigen die Frage zu beantworten, welche Eigenthum der Ad» 

jazenten am Bette annehmen. . 
10) gl. L. 2. 8.21. D. de ‚via, 43. 8, L.1. 8. 1. D. de locis publ. 
43.7. L. 1. D. de flum. 43, 12, und L. 1. D. ne quid in flumine 43. 13. 

11) Died kann im Weſentlichen als die herrfchende Theorie angefehen 
werben. Vgl. außer den ausführlichen Abhandlungen Börner's und Heſſe's: 
Balter 8.173. 174. Arndts 849. Windſcheid $. 146. Kappeler 
©. 78 fg. Wappäus S. 2ifle. Brinz 8. 125 fig. Better. 76. Stobbe 
8. 64. — Stein's, Verwalt. ©. 323 flg.,. gegen dad röm. R. erhobene Vorwürfe 
find nicht ſtichhaltig. 
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bes deutſchen Rechts überein, während andere aus Art. 28. 8.4. II. 
Sachſenſp., $. 196 Schwabenfp. und anderen Quellen den Beweis zu 
führen trachten, daß nach deutſchem Rechte nur die ſchiffbaren 
(flößbaren) Flüffe zu den öffentlichen Gewäſſern zu zählen find, hin- 
gegen für das Eigenthum an nicht fchiffbaren (Privat-) Flüſſen das 
Herlommen und befondere Rechtstitel maßgebend erfcheinen. 12 Jeden⸗ 
falls fehlt e8 im Mittelalter an feften Grundſätzen für die Unterfcheit- 
ung von Öffentlichen und Privatgewäſſern; höchſtens läßt fich aus ver 
Bergleihung ber Quellen fo viel entnehmen, daß man bie größeren 
Flüſſe als öffentliche zu betrachten pflegte.13 An diefen nahmen aber 
aber allmählich die beutichen Könige einzelne Nutungsrechte, in&be- 
ſondere die Fifchereigerechtigleit als Regal in Anſpruch.““ Das fo 
entftandene Wafferregal ging jpäter gleich anderen Regalien auf bie 
Landesherren Über und wurde partitularrechtlich beftimmter ausgebildet. 
So ift e8 denn erflärlich, daß ältere und neuere Partikulargeſetz⸗ 
gebungen von landesherrlicher Negalität ver fchiff- oder flößbaren 
Flüffe, andere fogar vom Eigenthum des Staates an benfelben 
iprechen.!5 Allerdings kann hier aber Regal im technifchen Sinne 


12) Aus Art. 28. 8.4. II. Sachſenſp.: Svelk water ſtrames vlüt, dat is 
gemene to varene unde to vyſchene inne — kann died wohl nicht abgeleitet werben, 
da bier wohl, wie die Gloſſe interpretirt, alles fließende Waffer gemeint iſt. ©. 
Börner ©. 363. Gerber 8. 63. N. 1. Windfheid 8. 146. N. 9. — An 
derer Anficht ift jedoh Stobbe 8.54. NR. 7, weil fonft dad Wort: firamed ganz 
bedeutungslos wäre. Indeß urfprünglich galt wohl gewiß der Grundfaß, daß alle 
Flüffe im Gemeingebrauche fiehen. Vol. Kraut 8. 89. Soviel mag aber zugegeben 
werben, daß das deutfche Recht „bie Neigung hat, die nicht fchiffbaren oder flößbaren 
Flüffe entweder der Gemeinde zu unterwerfen, oder der Gutsherrſchaft zu unter 
ftellen.“ Befeler$. 74. 

13) Dal. hierüber Stobbe $. 64. 

14) Der Reihsfchluß v. 1158, die fog. Constitutio de regalibus (vgl. II. 
Feud, 56: Regalia ... sunt flumina navigabilia et ex quibus navigabilie 
fiunt......) ift zwar zunächft nur für Italien berechnet, fand aber allmählich mit den 
lehensrechtlichen Srundfägen au in Deutfchland Eingang ; vgl. Stobbe $. 64. 
N.9. 10, und Roth II. $. 282. ©, 139. N. 26. und S. 140 flg. 

'15) Dahin gehört der bayer. Cod. Max. II. 1. 5, dazu Roth $. 282. 
N. 50. 52, dad preuß. &R. 14. II. 8. 21: „die von Natur fhiffbaren Ströme 
... find ein gemeines Eigenthum des Staated“; vgl. 8.30. II. 15: die Nugungen 
folder Ströme, die von Ratur ſchiffbar find, gehören zu den Regalien des Staates. 
— So aud das franz. R., Urt. 538: les fleuves navigables ou flottables.... 
sont... .. dependances du domaine public. — Ähnlich das öſt err. A. B. G. 2. 
8.287, und der Art. 427 des Cod. ital. ; desgl. der bayer. Entw. I. 166: „Sachen 
des Etaated und der Gemeinden, welche dem allgemeinen Gebraude gewidmet find, 
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nicht die Rebe jein, da es fich dabei nicht um eine Beſchränkung 
bes Brivateigenthums im fiokaliſchen Intereffe des Staates, fon» 
been um Rechte an einer res publica, bezieb. an einer im Eigenthum 
bes Staates felbft befinplichen Sache handelt. 16 

Allein eine andere Frage tft es, ob das Heutige gemeine Recht 
anf ben Grundſätzen bes im Mittelalter entwidelten Flußregalo“ be⸗ 
ruht und ob durch basjelbe die Grundſaͤtze des romiſchen Rechtes ver- 
drängt wurden? Man wird das kaum behaupten pürfen; 17 Höchftene 
ann gemeinvechtlich ein ſog. Flußregal in dem Sinne zugegeben 
werden, daß dent Staate das ausfchließliche oder vorzugsweiſe Necht 
anf gewiſſe, durch Spezialgeſetze oder Herfommen genauer bezeichnete 
Nutzungen ver ſchiffbaren Flüſſe (II. F. 56) vorbehalten tft.1% Aber 
auch ber Begriff der „Regalität“ im weiteren und uneigentlichen Sinne 
erſcheint gegenſtandslos, ſofern man von bem pofitivrechtlichen Ge⸗ 
fichtspunkte ausgeht, daß die Flüſſe als res publicae im Eigentbum 
bes Staates ftehen, veffen Umfang lediglich durch den Gemein- 
gebrauch beſchränkt ift, daß ferner Art und Weiſe des Gemein- 
gebrauchs durch den Staat kraft feines Hoheitsr echts feſtgeſtellt wird, 
und daß daher gewiſſe (vorbehaltene) Benutzung sarten entweder 
an eine beſondere ſtaatliche (entgeltliche oder unentgeltliche) Kon⸗ 
zeffton gebunden ober im fiskaliſchen Intereſſe ausſchließlich dem 
Staate reſervirt werben koͤnnen. 


.. (als) öffentliche Flüſſe, Häfen, Wege, Straßen..." Das bayer. W. B. Geſ. 
v. 1852, Art. 1 und 2 erklaͤrt die öffentlichen Flüſſe als ein zur allgemeinen Be⸗ 
nußung dienendes Staatsgut und für öffentlich nur Flüffe, welche und ſoweit fie zur 
Schiffe und Flöpfahrt dienen — (aber auch die Nebenarme derfelben, Art. 2. 2). S 
Pozl ©. 64 flg. Roth 8. 283. Stobbe 8. 64. S. 437. Dernburg $. 251. 

16) Dies anerkennt auh Roth 8. 282. ©. 142, der aber die Regalqualität 
durch den Hinweis zu retten fucht, daß ale weiterer Gegenftand des Waſſerregals 
auch ſolche Flüffe erſcheinen, welche erft ſchiffbat gemacht werden follen. - Allein 
in legterer Beziehung reicht heute der Gefichtöpunft der Erpropriation vollkom⸗ 
men aus. 

17) Bol. Börner 6. 155. Heffe ©. 142 fig. Windſcheid $. 146. 
R.9.12. Brinza.D. Anderer Anfiht Sintenis 8.40. Dernburg 8. 251. 
©. 545. Roth 8. 282. ©. 140flg. Stobbe 8. 64. ©. 438, ber aber vermit- 
teind bemerkt, daß „nicht überall nicht ſchiffbare Gewaͤſſer ohne Weiteres für Privat⸗ 
gewäfler zu erklären find, jondern dag das Herfommen und bie konkreten Ber- 
aige Grund fein koͤnnen, einen nicht ſchiffbaren Fluß doch als öffentlichen zu 

erfenmen.” 

18) So namentli das Fifchereirecht und bisweilen das Mühlenregal. Vgl. 
Windſcheid, a. a. D., dazu Stobbe ©. 441. 442. 
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Auch in Öfterreich begegnen wir Beftimmungen, welche vom 
Gefichtspunlte der Regalität der fließenden oder doch ver fchiffbaren 
Gewäffer ausgehen. So beſtimmt insbeſondere das Hofbelr. v. 14. 
Juni 1776: „daß [hiffbare Flüffe zum allgemeinen Vermögen bes 
Staates, unter bie Regalia principis gehören“. Allein es ift jehr 
fraglich, ob die Stanteregalität an chiffbaren Flüſſen — abgefehen 
von ben ſchon aus dem Hoheitsrechte fließenden Befugniſſen — irgend 
welche praktiſche Beventung gehabt bat.!? Dagegen find einzelne 
Nugungsrechte, insbeſondere das Fifchereirecht, welches urfprüng- 
lich wohl meift von der Gemeinde oder von ben Ufergrumbbefigern 
geübt wurde, feit dem 15. Jahrhundert allmählich in ven meiften öfter. 
Ländern ein Regal der ehemaligen Grundherrſchaften (Obrig- 
feiten) geiworben.1® Der Umfang bes Letzteren war allerdings nach 
Verſchiedenheit ver Länder, ja ſelbſt einiger Territorien jehr verfchieben; 
nicht felten erfcheint bie Fifchereigerechtigfeit ver Obrigleit (aber auch 
anderer Perfonen) als Realrecht in ben öffentlichen Büchern eingetragen. 
Insbeſondere finden wir die Fifchereien in vielen Seen Öſterreichs als 
radizirte Rechte in Grundbüchern, Urbarien, Gildenbüchern u. ſ. f. 
eingefchrieben. In fchiffbaren und nicht fchiffbaren Gewäflern übten 
übrigens mitunter auch andere Perfonen, insbefondere geiftliche Stifte, 
Gemeinden, bie Üferbefiger kraft Herkommens ober befonverer Rechts⸗ 
titel das Fifchereirecht aus, fo daß in tiefer Beziehung die Landesver⸗ 
faffung, das Herlommen und der Befititand in erfter Reihe maßgebend 


19) Ausführliche Beftimmungen enthalten die Entwürfe: Cod. Theres. Il. 
1,.R.47—105 u. der H orten’ ſche Entw. IL 1. 88.1330 (Ed. Harrasowsky). 
Zu den „im öff. Eigenthum“ fiehenden und der Gewalt des Staates eigenen Sachen 
werden gezählt: „öffentlihe Ströme und Flüſſe. „Große und ſchiffbare Flüſſe“ ger 
hören nach der Landesverfaffung entiv. dem Landesherrn oder den Eigenthümern ber 
anliegenden Gründe (sc. der Orundobrigfeiten efr. Rt. 96. 101—105 C. Ther,, 
u. D.1. 8. 15. 18. 29 Sorten.) Kleinere Flüffe, Bäche zc. find Eigenthum derjenigen, 
durch deren Gründe fie fliegen. Der Martinifche Entw. hat die bezüglichen Be⸗ 
flimmungen weggelaffen (Nähere? in meinem Waſſerr. ©. 13 flg.). 

198) Der bedauerliche Mangel einer Rechtsgeſchichte der öfter. Länder macht 
fid auch in diefer Frage empfindlich fühlbar. Soweit ich d. 3. zu fehen vermag, find 
wohl in den öfterreichifchen und böhmifchen Kronländern gewiſſe Rutzungsrechte an 
Flüſſen regal geweſen, insbeſ. das Fiſchereirecht; allein diefelben waren über- 
wiegend Regal der ebemaligen Grundobrigkeiten, welche dasſelbe auch kataſter⸗ 
mäßig verfteuerten. Einen UÜberblid des älteren Rechtes f. bei Randa, Wafler. 
8.16.13, Rote 25 u. 26 und Peyrer, Waſſerrecht ©. 17 fig., und desſelben 
Fiſchereibetrieb und Fifchereirecht in Öfterr. 1874 ©. 109 flg., indbef. über die fog. 
Fiſchtaidinge. 
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erſcheinen. Nicht immer entſpricht aber der thatſächliche Zuſtand 
der Rechtslage: wo möglich iſt derſelbe noch bunter und ungewiſſer 
als dieſe, ja bisweilen iſt der Zuſtand ein geradezu chaotiſcher und in 
volkswirthſchaftlicher Beziehung ein wahres „Raub- und Ausrottungs⸗ 
ſyftem“ — Die Fiſchereirechte der ehemaligen Grunpherrichaften 
wurden durch die Grundentlaſtung nicht aufgehoben; nur in Böhmen, 
Mähren und Schlefien wurde mit den a. h. genehmigten Durchführ. 
Verordn. v. 27. Juni 1849 und v. 11. Juli 1849, 8. 4, bie Ab» 
löfung ber auf (erweislich) frem dem Grund und Boden ausgeübten 
Tijchereigerechtigfeiten ausgeiprochen. Später erflärte bie Min.⸗Ver. 
v. 31. Ian. 1852. 3. 460 näher, daß in Böhmen, Mähren und 
Schlefien Demjenigen, welcher die Befreiung feines Grund und 
Bodens von ber Laft des Fifchereirechts behauptet, der Beweis bes 
Eigenthums daran, nämlich am Wafferbette obliege; daß hingegen 
für die übrigen Länder der rechtliche status quo bes Jahres 1847, 
welcher durch die Grunbentlaftung nicht behoben fei, zu verbleiben 
habe. 20 

Aus dem Umſtande jedoch, daß den ehemaligen Grundobrigkeiten 
in mehreren Ländern bas Fifchereiregale zuftand, kann durchaus nicht 
beduzirt werben, daß ben Lebteren überhaupt alle Nutzungen an 
fließenden Gewäffern, ober gar „Eigenthumsrechte” daran gebühr- 
ten.?1 Noch weniger kann dies aus dem Mühlregal ber ehemaligen 
Obrigkeiten, foweit e8 überhaupt in einzelnen Ländern rechtlich be- 
ftand und nicht vielmehr blos faktifch geübt wurde, gefchloffen werben. 22 


20) Durch diefe „Erläuterung“ wurde bei der Schwierigkeit ded Eigenthums⸗ 
beweifed am Wafferbette (indbef. von Flüffen) die Entlaftung vom Fifchereirechte 
in den böhmifchen Ländern in der Folge ziemlich illuforifch ; denn es liegt auf der 
Hand, dag zu jenem Beweiſe der Rachweid des Eigenthums der anrainenden Grund⸗ 
ftüde nicht genügt. Nur aus formellen Gründen lehnte die ſe Auslegung die Rote 
des Juſt.⸗Miniſt. v. 30. Dezember 1851. 3. 13740 ab. ©. Peyrer, Fiſcherei⸗ 
betrieb ©. 136. 

21) Bol. Jicinskya.D. Kipling, Wafferbezugsrechte S. 38. Peyrer, 
Waſſ. R. ©. 115 flg. Randa, Waſſerr. 8.2 a. E., Burkhard 8. 72N. 8 und 
Erf. Rr. 1194. OL, U.W., welches ausführt, daß felbft landesfürſtl. Schenkungen 
von Herrichaften mit „Flüffen“ im Zweifel nur auf die herfömmlichen Nutzungs⸗ 
rechte ſich beziehen. Bal. auch Celakovsky, Prävo obce Praksk& k Vitave 
(1882) ©. 26 fig. 

22) Zur Ufurpation des Mühlregald bot namentlich der Umftand reichliche 
Gelegenheit, daß die Obrigfeiten zugleich die politifche Verwaltung in ihrer Hand 
hatten und das flaatöpolizeiliche Konzeffiondrecht zur Errichtung von Mühlen nit 
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Zweifelhaft ift, ob ſich das obrigkeitliche Flußregal auf das Eigenthum 
am Flußbette bezog? Die Hiftoriiche Eutwickelung des ſog. Ober- 
und Nutungseigenthums zwifchen den ehemaligen Obrigkeiten umb 
Unterthanen, die älteren Stenerrollen, bie Obfervanz und in gewifſem 
Maße felbft der 8. 2 des böhm.⸗mähr. Lanbtafelpatentes v. 22. April 
1794 Nr. 171 fcheinen dafür zu fprechen.2° Ein ſtrilter jweiftifcher, 
allgemein gültiger Beweis wird wohl kaum in einem der öfterr. Länder 
zu erbringen ſein.? Es liegt auf ver Hand, daß bei der Unbeftimmt- 
beit ber Rechtslage der tbatfächliche Zuſtand ver Nechtenusübung 
für die Behauptung bes Fifchereirechtes und fonftiger Waſſernutzungs⸗ 
rechte von eminenter Bebentung iſt. 


B. Der gegenwärtige Stand der Waffergejfeggebung. 


Das U. B. ©. DB. unterfcheitet im 8. 287 unter dem zum 
„Staatsgut” (8. 286) gehörigen Sachen zwei Kategorien: 

a. Diejenigen „Sachen, welche allen Mitgliedern des Staates (ge- 
wiß nicht bloß biefen, vielmehr Jedermann) une zum Gebrauche 
verftattet werben, als: Landſtraßen, Ströme, Flüffe, See 
häfen und Meeeresufer": fie werben „allgemeines over öffentliches 
Gut“ genannt; 

b. Sachen, weldye „zur Bedeckung der Staatsberürfnifie beftimmt 
find, als das Münz⸗, Boft- und andere Regalien, Kammergüter, 
Derg- uud Salzwerle . . .”; fie werben als Staatsvermögen“ 
bezeichnet. Das Geſetzbuch erklärt hiermit bie „Ströme“ und 
„Blüffe* für Staatsgut oder öffentliches Gut, welches dem 
Gemeingebraudye gewinmet ift, — für res publicae, quae 


felten im privaten Intereſſe mißbraudten Zur Abſtellung folder Mißbraͤuche 
wurden bie Kreisamter wiederhoit angewieſen. Bol. Jiöinsky ©. 78 ſig. übri⸗ 
gend wurde das Mühlregal ſchon durch Bat. v. 1. November 1781 u. v. 10. Februar 
1789 gänzlich aufgehoben. 

23) In diefem Sinne lauten auch die Gutachten der böhm. Finangprefuratur 
vom 28. Rai 1855 und 23. Mai 1858: fo auch Lhota, ©. 3. 1858 Nr. 82. 
83, 131. Freilich nehmen diefe ein Flußeigenthum der ehemaligen Obrigfeiten an, 
was nicht zu rechtfertigen if. Bol, dagegen Pelikan, G. 3. 1857. Ar. 115. 
Peyrer, Waſſ. R. ©. 115 flg. 

24) Die, wie ed feheint, auf amtlichen Berichten bafırenden Ausführungen 
Peyrer's S. 118—137 liefern den fprechendften Beleg für die prefäre Rechtölage 
der Fifchereibereihtigten. 
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in communi usu sunt, wobei unter res publica ein durch ben 
Gemeingebrauch beichränttes Staatseigenthum verftanben 
wird. Der Stantsregalität ver Flußnutzungen wird nicht mehr 


Erwähnung gethan.2® 

Nach der allgemeinen Faffung des $. 287 A. B. ©. B. Könnte 
e8 fcheinen, als ob alle fließenden Gewäſſer als öffentliches Gut er- 
Härt feien, eine Anficht, die auch in ber öfterr. Literatur viele Ver- 
treter gefunden bat, Indeß fpricht das Gefegbuch felbft im 8. 854 
ausdrücklich von „Privatbächen”, und ähnlich nehmen fpätere Geſetze 
(vgl. 8. 105 des Berggeſetzes, 8. 6 des Forftgefekes, 8. 6 ver Min.⸗ 
Ber. v. 21. April 1857, 3. 82) anf fließende Privatgewäfler Bezug. 
Da nun das A. B. ©. B. das Kriterium ber „Öffentlichkeit“ eines 
Fluſſes nicht näher bezeichnet, fo mußte in dieſer Frage auf das ältere 
Recht, insbeſ, auf das cit. Hofbelr. v. 14. Juni 1776 zurüdgegangen 
und fomit bie Schiffbarfeit ald tas maßgebende Merkmal angefehen 
werben. (Vgl. auch 8.407 G. DB.) Die Trage, ob auch bie nicht {chiff- 
baren Flüffe als öffentliche anzufeben feien, beziehentlich, wen dieſelben 
„gehören“, war hingegen nach ber Landesverfaſſung ber einzelnen Ränder 
(pgl. N. 19), eventuell nach Maßgabe der befonderen Privatrechtstitel 2° 


25) Es darf fomit dad Hofd. v. 14. Juni 1776 in diefer Richtung als be 
hoben angefehen werden, fofern es überhaupt je mehr als theoretifche Bedeutung 
gehabt Haben follte. Das preuß. L. R. 14.11. 8.2 erflärt gleichfalls die (ſchiff⸗ 
baren) Fluffe für Staatseigenthum, zählt aber noch die „Rugungen” derfelben zu 
den Staaitsregalien (8. 38. DI. 15). Bol. Note 15. Bon ben drei Haupt. 
foftemen: Behandlung der öffentlichen Flüffe ald Privateigenthum des Staates 
oder als Regalien oder ald res publicae, quae in oomm. usu habentur, hat 
alfo das A. B. G. B. das Iegterwähnte zur Baſis. Ebenfo das franz. R. und 
das bay er. W. ©. v. 1852 (Art. 1). Siehe Pozl 6. 65, der übrigens ein „Eigen- 
thum“ des Staates an Flüffen nicht anerkennen will. 

26) Dergleichen Privatreihtstitel find inäbefondere Erfitzung, unvorbenfliche 
Berfährung, Privilegien, Iandesfürftliche Verleihungen und Schenkungen. Fälle 
diefer Art weift die Prarid in großer Zahl auf. Dal. z. B. Rr. 1021, 1873, 
Sammi. Gl. U. W., Landeöfürftlihe Donationsurkunden aus älterer und neuerer 
Zeit find in großer Menge in der böhm. n. mähr. Landtafel eingetragen. Bal. 
ah Seuff. Arch. 30. Nr. 114. Bei Privilegien und Donationen wird darauf 
zu fehen fein, ob in der That das Gewäſſer, oder nur einzelne Waſſernutzungs⸗ 
rechte, z. B. Mühlen, Fiſchereirechte, verliehen wurden; im Zweifel ift letzteres anzu- 
nehmen, Bol. Rr, 1194. Gl. U. W. Peyrer ©. 115 und Celakowsky 
a. 3. (bezüglich der Prager Stadtgemeinde). Daß der Steuerkatafter an ſich Eigen- 
thum nicht beweift, ift befannt. Aber felbft der Eintrag des „Eigentums“ an 
einem „gluß“ im Grundbuch läßt noch die Frage offen, ob darunter die Ge⸗ 
fammtheit aller Flußnupungen einfchließlich des Flußbettes, oder nur einzelne, 
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zu entſcheiden.“ (Dazu mein Waflerr. S. 13flg.) ALS Ergebnif 
ber voraufgehenten Ausführung darf angenommen werben, daß 


berfömmliche Rupungsrechte zu verftchen find. Denn der Bucheintrag kann an dem 
Inhalt und Weſen des Rechtes nichts ändern. Richtig Peyrer ©. 117 u 
Erf. R. 1194. Leider geht die Braris bei der Einführung der neuen Grund: 
bücher nicht gleihmäßig vor. Das „Eigentbum” an Flüffen wird unter Angabe 
der PBarzellennummern im Gutsbeſtandsblatt bald in der Abtbeilung I, bald in 
der Abtheilung II (ald Realrecht) angemerkt. Der erfiere Eintrag follte nur dann 
Rattfinden, wenn dad Eigenthum am Flugbett nachgewieſen ift. — Die gedachte 
Anterzeidung iſt auch in Anſehung der Erfigung zu machen (And. A. Peyrer 
. 

27) Stubenrauch, Comm. L ©. 702. 789 (1.4), ©. 524 (2. A.) iſt 
dagegen der Anfiht, daß die nicht fhiffbaren Flüffe im „Miteigentypum” der Ufer- 
eigenthürmer ſtehen, und beruft ſich auf die F5. 477, 496 und 854. A. B. G. B.; 
desgleihen Min.-Eomm. Benoni laut Peyrer ©. 52 flg.; ebenfo Ulbrich, 
Mittheil. d. D. Yuriftenver. 1873 ©. 4, u. auch Bildner ©. 315 bezügl. der 
„Bäche“. Aber diefe Paragraphen fegen bloß die Möglichkeit eines ſolchen Mit- 
eigentbums voraus, entfcheiden aber die Eigenthumsfrage durchaus nicht. Lhota 
a. a. O. Rr. 82. 83. 131 ift der Anfiht, daß die nicht ſchiffbaren Flüſſe vor der 
Srundentlaftung (1848) Regal der Grundobrigkeiten waren, daß aber feitdem bie 
Flußregalität auf die Gemeinden überging — warum ? läßt 2. allerdings unaufge- 
Härt! Dagegen fprechen ſchon die F. 4 und 5 der Min.-B. v. 27. Yuni 1849 (für 
Böhmen und Mähren), welche nur das Fifchereirecht auf fremden Grund und Boden 
für aufgehoben erklärte; ferner die niederöfterr. Stattb.-B. v. 15. Februar 1850, 
nach welcher das Fiſchereirecht durch das Pat. v. 7. September 1848 überhaupt 
nicht berührt wurde. Bel. auch Mayerhofer, Handb. der polit. Berwaltung 
S. 739 (1. A.). — Wildner ©. 316. Lemapyer, ©. 3. 1869. Nr. 43. Ji- 
cinsky ©. 76 erflären mit Bezug auf 8. 287 A. B. G. B. alle Flüffe (auch 
die nicht ſchiffbaren) für öffentliche Gewäſſer. Derfelben Anfiht fheint Kißling 
a. a. O. S. 8 beizupflichten. Allein diefe Auffaffung ift m. E. weder mit der hi⸗ 
ſtoriſchen Entwidelung (Hofd. v. 14. Juni 1776) noch mit dem 8. 854 (ofr. $. 407) 
A. B. G. B. vereinbar, ganz abgefehen davon, daß es nicht in der Abficht der 
Gefehgebung gelegen haben Tonnte, früher erworbene Rechte kurzweg zu befeitigen. 
Richtig Schiffner 8.67. NR. 16a, Peyrer ©. 114 flg., Burckh ard 8. 71.9.8. 
Die Gerichtspraxis anertennt allgemein die Möglichkeit von Privatrechten an nicht- 
öffentlichen fließenden Gewäflern, insbeſ. an Mühlbächen (Privatbächen). Bol. auch 
3. B. Rr. 1014. 1021. 1245. 1421. 1873 u.a. G. U. W. Die Divergenz der An- 
ſichten über die Waſſerrechtsverhältniſſe namentlich in der Praris vor Erlaß des R. 
Waſſergeſetzes v. 1869 hebt au Kißling ©. 9 hervor; diefelbe machte ſich auch 
bei den Minifterialberatbungen im 3. 1864 geltend ; doch betonte die Majorität der 
Beifiger m. R. den öffentlichrechtlichen Charakter der fließenden Gewäſſer. S.Beyrer, 
Bali. R. ©. 54 fig. — Auch nah preuß. & R. $. 21. IL 14, dem bayer. 
W. ©. v. 1852 (Art. 1. 2.) und dem franz. Cod. eiv. 538 find nur fhiffbare 
Flüſſe ald öffentliche anzufehen, während das ital. &. 3. Art. 427 alle Flüſſe 
(i fiumi e torrenti) ald öffentlihes Gut (demanio publico) bezeichnet; auch das 
züricher G. 2.8 567 erklärte alle Flüffe und Bäche ald Gemeingut, foweit ſich 
nit ein „hergebrachted Privatrecht” nachmweifen läßt. — Für das franz. R. vgl. 
die Citate bei Huber ©. 45. b.c.; indeß die Rebaktoren und die Gerichte be 
handeln alle Flüffe ala öffentliche (art. 71. Huber ©. 46 flo. 
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alle ſchiff- und flößbaren Flüffe als öffentliches, d. i. dem 
Gemeingebrauch dienendes Gut anzufehen waren; daß dies aber 
von nicht fchiffbaren Flüſſen nur infoweit galt, als nicht durch 
bie Landesgeſetze, Gewohnbeitsrecht und befonvere Nechtstitel einzelne 
Nupungsrechte ven ehemaligen Obrigleiten, Gemeinden und anveren 
Perfonen vorbehalten waren. Sofern alfo nicht kraft der Landes⸗ 
verfaffung oder kraft beſonderer Nechtstitel dem Staate, ven Gemein- 
ten, Grundobrigkeiten oder anderen Perfonen alle oder einzelne 
Nugungen an nicht fchiffbaren Flüffen zugehören, find unter ber 
Herrichaft des A. B. G. B. auch biefe letzteren als öffentliche Ge— 
wäfler, als Gemeingut (res publica, res in publico usu) anzu⸗ 
jehen gewejen. Vgl. Brazak, Waſſerr. Komp. Frag. $. 1. 
Wefentlich anf demſelben Gefichtspunkte wie das A. B. 6.2. 
fteht das (erſte) Öfterr. Reichswaſſergeſetz v. 30. Mai 1869 R. 
©. 91. 3.93, und die auf Grund besfelben in ben einzelnen Ländern 
erlaffenen Durchführungsgeſetze (Land esiwnffergejete). Vgl. Landes⸗ 
gefeß vom 28. Auguft 1870, 3.71, 8. ©. DL. für Böhmen; v. 
12. Oftober 1870, 3.65, 2.6.91. für Mähren; vom 28. Auguft 
1870, 3. 51, für Schlefien; v. 28. Auguft 1870, 3. 32 und 56, 
fürÖfterretch ob und unter ver Enns; fodann für Görz und Gra- 
biste, Iftrien, Kärnten v. 28. Auguft 1870, 3. 41 bez. 52, 46, 
2. ©. Bl.; für Krain v. 15. Mai 1872, 3. 16; für Salzburg, 
Zirol und Vorarlberg, fowie Trieft v. 28. Auguft 1870, 3. 
32, bez. 64, 65, 44, 8.8. Bl.; für Bulowinav. 6. März 1873, 
3.22, L. G. Bl.; für Dalmatien v. 7. März 1873, 3.32, L. G. 
Bl.; für Steiermark v. 18. Januar 1872, 3. 8.; für Galizien 
und Kralau vo. 14. Mär; 1875, 3. 38, L. G. Bl. In der Haupt 
jache und zumeift w örtlich ftimmen dieſe Lanbesgefege überein. (Sie 
find abgevrudt im 18. Bd. der Manz'ſchen Geſetzſamml.)2s Zufolge 


28) Hier citire ich nad dem böhm. W. Geſetz. Die genannten Waſſergeſetze 
können als dankenswerthe Ausfüllung einer Lücke unferer Geſeßgebung bezeichnet 
werben; fie enthalten eine ziemlich vollſtaͤndige Kodiſikation des Waſſerrechts, viele 
Einzelbeftimmungen find zwedimäßig und lobenswerth, manche auch neu. Der 
Mangel eines Maren Prinzips und einer fonfequenten juriftifchen Konftruftion bildet 
den Hauptmangel deöfelben. Über diefe und andere Mängel des Gef. vgl. Le⸗ 
mayer a. a. O. Nr. 47, aber auch Beyrer, Waſſ. R.S.VLL. flg., 47 fig. Bon 
den Vorarbeiten des gegenwärtigen W. Geſetzes find zu nennen: ber Entwurf v. 
1850, deſſen Srundfag: dab das fließende Waffer in der Regel kein Gegenfland 
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ber durch das Etantögrunbgejek v. 21. Dezember 1867, R. G. DI. 
3.141 (8.11 lit. k. und $. 12, bazu 8.18, I. 1 der Lantesorbnumgen) 


cines amdichliependen Cigenthums ei”, laut des Metivenberichte? des W.⸗G.⸗Cut⸗ 
wurs ». J. 1862 jonterbarer Weiſe „großen Anftoh” ertegte, „weil darin eine Ger 
fübrtung beſtebender Befiprechte erblidt wurde”. Als ob „das fließende Waſſer 
—— Anöfipliehenben Eigentbumd” geweſen wäre oder überhaupt 
ſcin füunie? Uni der Berweihälung des fließenden Waller?” mit einzelnen an dem⸗ 
ſelben zuſtehenden Rupungdrchten beruht die Behauptung desſelben Berichtes, 


1565, weilher auch die nicht ſchiffbaren Zlafe „nur, imjoweit als öffentliches ut 
bebandelt, ald nicht teren Gigenthbum kraft des Geſches oder befonderer Rechtstitel 
Amann zuficht”. Auch werden nicht ihinkare Zlüne nicht obne Weiteres ale 


aflärt ſich ver Mangel cined durchgreifenden Prinzips uud Mar präzifirter Folge: 
jün. Zum Berbild dienten demſelben die baner. Waſſergeſehe v. 1852. Bel. 
Bret. des U. H. 1869. S. 5848. — Ben den neueren audlänbiihen Geſeßen 
und jene für Prenßen vr. 28. Fehmar 1543 u. 1. April 1879, für Bayeın v. 
28. Mei 1852 tie relativ vellftändigfte Wafiergeiehackung!, Dazu Pözl's Somm. 
tum für Sach ſen r. 15. Auguft 1655, für Cldenburg v. 20. Rowember 1868, 
fur Bra anſchweig 2.3.1876, und für Daten vr. 25. Auguſt 1876, jür Heſſen 
1857, far Ungarn 1855! zu nennen: das öfterr. Geſeß Ichnt fich zumeift an bie 
Kane. Geiepechung an. Zweckmäßig int tie Beifimmungen des zuriher G. 2. 
8.657679. — Franftreic befigt keinen Waffertoder, ſendern eine Reihe von 
Eruzialgeiegen, inebeſ. abgeſeben ron älteren Cıtemmunzen mehrere Deflimmungen 
te} Code art. 535, 556563. 640645) uber Alfurien, Berflutb, und Waſſer⸗ 
tür erzängenden Resiementd v. 20. April 1804 uud 20. Mai 1806, fewmer 
die Ser. ©. 29. April 1845 und 11. Juli 1847 uber tie Bewüllerung der —* 
Kate, und die dieſelben ergã azenden neueren Geſce d. 15. Juni 1654 und 23. Juli 
1556, Sal Bizl. B. Schr a O. S. BEE Glafß S. 35. Suber a. D., Lite⸗ 
ratur bei Durdhart, 5 72. — Die gedachten Brfimmungen dei franz. ‚Code 
un iciner Nachtrãge ſinden üb; in werbeflerter Fern in tun Art. 534545 dei ital. 
Tedace. erweitert datch Deffimmungen über ein wnichätliched Rupungerecht am fremden 
Baırakriduik. Die weurren deuticen Waflergengt fiche bei Stebbe $. 144 
21. Glagı ld. Baumert S. 100 fig, Yrüdner, in Hirtb's Annalen 
2 ut Rah 1877, &, 1— 17, Renbauct ae D., melibe Undjüge derfeiben 
Presen. Über dee icht geräbmee Sicſcuerdrung für den Kırid Siegen v. 5. 1846 
NL Jicinsky E. 2124 DBaumert & 56Ha. Der Kanton Zürich erhielt 
1572 cin memed U Sieg. — Akira reidbaltig iR In Statatarrecht der ital, 
Sri nr Stan. Dia Remagneii, Arm Daferiritungerecht, ausjugäiseilt 
übrige ren MR ichuhr 1510, Giansana, Tratta delle acque 4 9. 1879). 
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neu geregelten Kompetenz ber Reichs⸗ und Landesgeſetzgebung wırrden 
nämlich ans dem urfprünglich einheitlichen, ziemlich vollftänbigen Reiche- 
waſſergeſetz⸗ Entwurf v. 3. 1866 diejenigen Beftimmungen ansge- 
ihieden und dem Reich 8geſetze vorbehalten, welche in das Gebiet 
bes Civil», des allgemeinen und Polizeiſtrafrechtes einſchlugen; hin⸗ 
gegen diejenigen Normen, welche zunächft bie Landeskultur be 
treffen, der Kompetenz ber Landtage zugewwiefen und in ber Geftalt 
bon Landesgeſetzen kundgemacht. 29 So tft denn das Reichswaſſergeſetz 
in vielen Beziehungen ein Bruchftüc, welches erft in ven — glüd- 
licherweife zumeift nicht ſehr wefentlich abweichenden — Landes⸗ 
gejegen feine Ergänzung findet. — Nach biefen Gefeken find: 

1. Flüſſe und Ströme von der Stelle an, wo deren Benutzung 
zur Fahrt mit Schiffen oder gebundenen Flößen beginnt, mit 
ihren Seitenarmen öffentliches Gut und behalten biefe Eigen⸗ 
haft au dann, wenn dieſe Bennutzung zeitweife unterbrochen wird 
oder gänzlich aufhört.30 Unter ven Seitenarmen'find jedoch nicht etwa 





29) Daß diefe Scheidung eine ebenfo heikle als fchwierige Aufgabe war, Tiegt 
auf der Hand. Mehrere Landtage (indbef. jene von Böhmen, Galizien, Steiermarf, 
Zirof und Bukowina) hatten (freilich noch auf Grund der Februarverfaffung) die ger 
jammte —— der Kompetenz der Landtage vindicirt. Vgl. Ausſchußber. 
des Herrnh. ©. 4 fig. Näheres bei Peyrer ©. 56 fle. 

30) Es if zu betonen, daß dad Geſetz nicht auf die Schiff. und Flößbarkeit, 
jondern auf die wirkliche Benutzung der Flüſſe zur Schifffahrt oder Flößerei &r 
wicht legt und iſt in diefer Beziehung der 24. Juli 1869 — ald der Tag, an welchem 
das Reichsgeſetz in Wirkjamkeit trat — als der entfcheidende Zeitpunkt anzufehen. 
Bol Prazat, Enteign. ©. 107. Peyrer 6.100. Barum das öfterr. Geſeß — 
im Gegenfag zum älteren öfterr. und den meiften deutfchen Geſeßen (vgl, $. 21. 
IL 14. preuß. 2. R., dazu Dernburg $. 252) — biefen ganz zufälligen Umfland 
ald Kriterium der Öffentlichkeit aufftellte, iſt ſchwer zu begreifen. Hiernach kann der 
Staat fpäter leicht in die unerquidliche Lage kommen, fchiff- und flößbare Flüffe 
erpropriicen zu müffen, weil diefelben in jenem tritifchen Zeitpuntte thatfächlich nicht 
zur Schifffahrt und Flößerei dienten. (Bol. 8. 6 ded W. Geſ.) Dal. au Le⸗ 
mayer a. a. O., Rr.46. R. 27, welcher hier zwar lingenauigfeit der Faſſung ver 
muthet, aber felbft daranf hinweift, daß der Motivenbericht ded Ausſchuſſes des Ab⸗ 
geordnetenhauſes ©. 14 (Prot. ©. 5852) ausdrücklich ausfpricht, daß einzig „der 
wirkliche Gebrauch enticheidet“. Dad bayer. Waffergef. v..1852 (Art. 2) hat 
zwar eine ähnliche, nicht unbedenkliche Faſſung: „Flüffe, welche und foweit fie zur 
Ehifffahrt.... . dienen“; indeß geftattet Art. 2, Abf. 3 die Interpretation, daß auf 
die wirkliche Benutzung nicht? ankommt. Bol. Roth 8.283. N. 3. Anders aber 
P531 (2.9) ©. 52, der auch die Beitimmung materiell zu rechtfertigen ſucht; allein 
die Gleichſtellung von Flüffen und Grundſtücken ift gewiß nicht zu rechtfertigen. — 
Die Unterfcheidung zwiſchen Reich 3- und Landes flüſſen wurbe im Geſeß mit Ab⸗ 
fiht vermieden, „weil die Definition, wo nicht unmöglich, fo doch äußerft ſchwierig 
if". Prot. ©, 5853.) 
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bie Nebenflüffe und Nebenkanäle, deren Eigenfchaft ſelbſtändig zu 
beurteilen ift, ſondern eben nur die Nebenarme, d. i. die Verzweig⸗ 
ungen bes fchiff- oder flößbaren Fluſſes zu verftehen, 3 übrigens aber 
— da das Geſetz nicht weiter unterſcheidet — ohne Unterfchiev, ob 
biefe Nebenarme gleichfalls zur Schiff- over Floßfahrt dienen oder 
nicht.32 Die Regierung kann fließende Privatgewäſſer, welche fich zur 
Befahrung mit Schiffen oder gebundenen Flößen eignen, im Expro- 
priationswege ($. 365) als öffentliches Gut erklären. (8.6R. W. G.)⸗ 

I, Aber auch die nicht zur Fahrt mit Schiffen und gebunvenen 
Flößen dienenden Streden der Ströme und Flüſſe, fowie Bäche und 
Seen und anbere fließende ober ſtehende Gewäſſer find nach $. 3 des 
Reichsgeſetzes öffentliches Gut, injoweit fie nicht in Folge ge- 
feglicher Beſtimmung oder befonderer Privatrechtstitel Je— 
mandem gehören. Hiermit find einerfeits die auf Älteren Gefeken, 
insbeſondere ven ehemaligen Landesverfaſſungen oder auf befonberen 
privatrechtlichen Titeln beruhenden Rechte Dritter an nicht fchiff- 
oder flößbaren Gewäffern jeder Art vorbehalten (darüber ſ. S. 66 flg.), 3 


31) Bol. Beyrera. O. Selbftverftändlich ift auch der obere, nicht ſchiffbare 
Theil des Fluſſes nicht öffentlih. So auch nach preuß. R. |. Dernburg 8. 252. 
N. 2 und den daf. cit. Plenarbefhluß des O. Tribunald v. 3. Juni 1867: Präj. 2748. 
Ebenſo nad dem ba yer. W. B. G., Art.2, f. Roth 8.283.R.6, Pözla.d. 
Die Anfiht, daß unter den „Seitenarmen“ etiwa die Rebenflüfle zu verftehen feien, 
wäre offenbar unrihtig, da fonft das gefammte Flußgebiet bis an die Quellen ald 
Gemeingut angefehen werben müßte, zumal die Benennung des fhiffbaren Fluffee 
nad) einem der fidh vereinigenden Zuflüffe etwas ganz Zufälliges if. So auch die 
franz. Doltrin. S. Huber ©. 54. 

32) So auch Beyrer 6.109 u. dad bayer. W. Gef. Art. 2, welches dies 
ausdrücklich beftimmt. 

33) Auf Gletſcher und Gletſchereis beziehen fich felbfiverftändlich die 88. 2. 3 
R. W. ©. nicht; dieſelben find eben nicht „Bewäfler“. Wo die Gletſcher, wie in Tirol 
(Hofbett. v. 7. Januar 1839. 3. 325), ald Staatsgut erflärt find, gehört freilich 
auch das Gletſchereis zum Staatsvermögen. Bel. Beyrer S. 206. 

34) Daraus, daß ein folcher Borbehalt in Anſehung der fchiffe und flößbaren 
Flüſſe nicht erfolgte, Tann nicht gefchlofien werden, dag erworbene ältere Rechte, 
foweit ſich diefe mit dem in dieſem Geſetz normirtem Gemeingebrauch der öffentlichen 
Flüffe vertragen, ohne Weiteres ald aufgehoben zu betrachten find, zumal 8. 1 deö 
Geſ. überhaupt auf die Beftimmungen des A. B. ©. DB. verweift. Vgl. auch 8. A 
und 102 d. böhm., 8. 89 des niederöfterr., 8. 93 der übrigen 8, W. Gefehe. Der 
8. 102 d. böhm. W. ©. (Art. IL u. III. der übrigen 2. ©.) beftimmt indbef.: „Die 
nad) den früheren Gefepen erworbenen Waflerbenupungs- oder fonftigen auf Gewäffer 
fi begiehenden Privatrechte bleiben aufrecht.” Dazu Peyrer S. 70flg. u. ©. 114 flg. 
Praktiſche Bedeutung werden übrigens nur Fifchereigerechtigkeiten, das Recht auf Ge⸗ 
winnung von Sand, Kied, Eid u. f. f. in öffentlichen Flüffen haben, foweit fich die- 
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anbrerfeits ift aber bie gejet Lich e Annahme (PBräfumtion im w. ©.) 
ansgefprochen, daß auch die nicht ſchiff⸗ ober flößbaren Gewäſſer jeder 
Art im Zweifel als öffentliches (&emein-) Gut anzufehen find, 
nämlich joweit nicht da8 Dafein von Privatrechten auf Grund bes 
Gefeßes oder kraft beſonderer Privatrechtstitel nachgewiefen wird. 9° 
Das R. G. fügt im 8. 3 hinzu: daß bie ven Beſitz ſchützenden Vor- 
ihriften des allgemeinen bürgerlichen Rechtes hierburch nicht berührt 
werben — eine in ber That merfwürbige Beftimmung, ba durch bie- 
jelbe in das bürgerl. Recht vie Anomalie hineingetragen wird, daß 
Beſitz an Objekten geſchützt werben foll, welche überhaupt fein 
Gegenftand des Beſitzzes find (8. 311A. B. G. B.), — nämlich 
Beſitz an Sachen, bie im Allgemeinen keinen Gegenſtand des rechtlichen 
Verkehrs bilden. 3° Nach ver Abficht der Geſetzgebung hat biejer von 
ver Herrenhauskommifſion eingefchaltete Vorbehalt den Zweck, den 
Beſitz (auch die Erfigung) felbit dann zu ſchützen, wenn bie privat: 
rechtliche Eigenfchaft des Gewäſſers nicht nachgewiejen erjcheint. 

Kraft des Geſetzes ($. A) „gehören“, 37 wenn nicht von Anderen 
erworbene Rechte entgegenftehen, vem Grunpbefiger: 

a. das in feinem Grundſtücke enthaltene unterirdifche und zu Tage 
quellende Waſſer Quellenwaſſer, ohne Zweifel auch Mi- 
neralguellen), mit Ausnahme der dem Salzmonopol unterliegen- 
den Salzquellen und der zum Bergregale gehörigen Cement- 
wäſſer; 

b. die ſich auf einem Grundſtücke aus atmoſphäriſchen Nieder— 
ſchlägen anſammelnden Wäſſer (Schnee⸗- und Regenwäſſer); 


ſelben auf Privilegien (und ehedem auf unvordenkliche Verjährung) ſtützen. ©. 
Peyrer S. 115. 

35) Daß die Beweislaſt in di e ſer Weiſe zu reguliren ſei, ſpricht auch der Be⸗ 
richt des Abg. Hauſes ©. 10. 14 (Prot. S. 5851, 5858) beſtimmt aus. 

36) Offenbar fept $. 3 cit. voraus, daß ed genügt, wenn in Anſehung der dort 
angeführten Gewaͤſſer — nicht der Privatrechtötitel, fondern der bloße Befig be 
wiefen wird. Dies erflärt ausdrücklich der Ausfchußbericht der Herrenhaus⸗Kom⸗ 
miffion ©. 6 und bie Motivirung ded Antrags im Abgeordn. H. Prot. ©. 3856. 
Bol. Beyrer S. 123. Schiffner, Ofter. €. R. 8.67, Burckhard, Syſt. 
8.72 R. 10. 

37) Das „Gehören“ bedeutet hier „Eigentbum” im techn. Sinne, wie denn auch 
die Regierungdentwürfe v. 1862, 1866, u. 1869 ſich noch des Ausdrucks „Brivat- 
eigenthum“ bedienen. Das bayer. W. G. (Art. 33) fagt einfah: „Zum Privat- 
eigenthum des Srundbefipers gehören...“ Vgl. noch Prajat, Komp. Frag. 88. 1.4. 
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c. „das in Brunnen, Teichen,3® Cifternen ober anderen 
(anf Grund und Boden des Grunbbefigers befindlichen) Ber 
hältern oder in von vemfelben zu feinen Privatzwecken angelegten 
Kanälen, Röhren u. f. w. eingefchloffene Waſſer“. — 
Was die Kanäle betrifft, fo find bier nur diejenigen verftanden, 
in welchen das Wafler abgefangen und gleich anderen ftehen- 
ben Privatgewäflern der Herrichaft des Grundbeſitzers unter- 
worfen erfcheint, nicht aber folche Kanäle (insbeſondere Mühl- 
bäche), durch welche das Waſſer aus dffentlichen over Privat⸗ 
flüſſen abgeleitet und wieber in das Flußbett zurückgeleitet wird; 
benn bie fließende Wafferwelle bleibt auch dann res nullius 
et omnium communis, wenn fie im Tünftlichen Bette und über 
Privatgründe geleitet wird. 2% Der Gemeingebrauch hört nur 


38) Dies gilt nicht von Seen, d. i. natürlichen großen Waſſerbecken ($. 3. 
W. G.). Die Eigenthumsfrage ift Hier von Fall zu Fall zu entfcheiden. Dazu vgl. 
Peyrer S. 131. 221. 

39) Daß der Müller, Fabritant u. |. w. das ausfchliegliche Recht zur Aus⸗ 
nugung der Triebkraft des dur den Mühl⸗ oder Fabrilögraben fließenden 
Waſſers hat, ift damit ganz wohl vereinbar. Pol. auch 88. 16. 17 des böhm. L. W. G. 
„Über den Wafferüberfchuß fleht der Staatöverwaltung die Verfügung zu.” ($. 27). 
Bol. Peyret, WR. 6.133 fig. Jicinsky 6.35. Lemayer, ©. 166. Ul- 
brich ©. 5. Bon ſolchen Kandlen gilt der Grundſatz der L. 1.8.8. D. 43. 12: 
Si fossa manufacta est, per quam fluit publicum flumen, nihilominus 
publica fit. gl. L.30.D.40.1. Dazu Börner S. 178. Kappeler ©.59. 
Heffe 6.196. Stobbe 8.64. R.17 (44). Baronl. ©. 280. Seuff. 33 Nr. 192. 
(Stets ald Privatgewäffer fieht Kanäle an Schenkel ©. 8, der darım den Ge 
meingebrauch zum Waſchen u. f. f. an ihnen nicht anerkennt.) Zweifelhaft ift, ob 
dad Bert eines öffentlichen Kanals im Befig und Eigenthum des biöherigen Grund⸗ 
befigers verbleibt? Manche behaupten died, vgl. Stobbe8. 64. N. 17, aud die 
Entf. Rr. 1021 der Samml. GI. U. W.; Andere behaupten mit Bezug auf L. 1. 
8.7 und 8. D. 43. 12, daß auch das Bett foldher Kanäle zur res publica werde. 
Seuff. Entf. 21. Nr. 206. 22.R. 117. 212 und Heffe S. 196 u. 263, indbel. 
in Anfehung der Müllergräben). Leptere Anficht ift für das gemeine Recht wohl 
richtig; das angebliche Gigenthumärecht der Anlieger an der fossa derelicta 
(Stobbea.a. O.) ift eine unerwiefene Brämiffe. Nach den öfterr. Waſſergeſeßen 
wird indeß das Kanalbett ald Privatgrund behandelt, welcher entweder dem 
„Eigenthümer der Anlage” oder demjenigen gehört, über deffen Gründe die Waſſer⸗ 
leitung geführt wird. Ara. 88. 27. 32.44 des 2.3.6. Bel. auch 8. 854 fig. A. 
B. G. B. Ob das eine oder dad andere vorliegt, ift zunächft Thatfrage. Mit Rüd- 
Nicht auf die Natur des fliegenden. Waſſers ift die Benutzung der Kanäle den all» 
gemeinen Borfchriften über fließende Gewäffer unterworfen. Vgl. Randa, BWafleır, 
©. 31 flg., PraZäk, Spory ©.225. Schenkel S. 9. Über private Orenzfanäle 
vgl.8.6ER.W.&. u. 8. 354 ©. B., nach welchen diefelben im Zweifel ald Mit⸗ 
eigenihum der Antainer angefehen werden. — Diejelbe Auffaffung wird für bas 
bayer. W. G. von den bayer. Gerichten und Roth 8. 287. R. 11. u. Pöozl 6. 100 
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auf, wenn das Waffer in Wafferleitungen behufs Verbrauchs 
zu landwirthſchaftlichen oder gewerblichen Zwecken abgefangen 
(okkupirt) worden ift. 

Dei den Brunnen, Teichen und ähnlichen geichloffenen 
Wafierhältern ift es gleichgültig, ob bie Wäſſer auf dem Boden 
bes Grund» (Brunuen-, Teich“) Beſitzers jelbft entipringen ober 
durch Stamung fließenber, von fremben Grundſtücken kom⸗ 
menber Gewäſſer entftehen; doch bleiben in letzterem Balle 
bie Rechte Dritter — insbefondere nach Umftänven jelbft der 
Gemeingebrandh (88. 10. 11. 12.158. W. ©., 8. 16 böhm. 
L. G.) vorbehalten und ift Zufluß und Abflug nach vem Rechte 
ber fließenden Gewäffer überhaupt zu beurtheilen. 

. „Die Abflüffe aus den vorgenannten Gewäſſern, folange (fich 
erftere in ein fremdes Privat- ober in ein Öffentliches Gewaſſer 
nicht ergoffen und) fie] das Eigenthum des Grundbeſitzers nicht 
verlaffen haben.“ 1 
Iſt die privatrechtliche Eigenſchaft eines fließenden Gewäſſers 

ſichergeſtellt, fo tft dasſelbe — fofern nichts Anderes nachgewieſen 

wird — als Zu gehör derjenigen Grundftücke zu betrachten, über 
welche oder zwiſchen welchen es fließt, und zwar nach Maßgabe ber 

Uferlänge eines jeden Grundftüdes (8.5 R.W. &.).t? Die Grund⸗ 


u 


(2. 9.) getheilt. — Anders geftaltet ſich allerdings dad Nechtönerhältnig, wenn dad 
Waſſer im Kanal abgefangen wird; alsdann ift ed Privatgut des Grundbeſitzers. 
Nur auf diefen Fall. bezieht fich wohl die übrigend nicht fcharf genug gefaßte und 
daber dDeutungsfähige Beflimmung bes 8. 4. e. des R. W. G. Unſere Auffafiung 
gründet ſich auf die Gleihftellung des in „Brunnen, Zeichen zc. eingefählof- 
fenen” Waſſers mit dem in „Kanälen, Röhren zc. eingefchloffenen“ und wird 
unterflügt durch das bayer. W. G. Art. 8. 33. 34, nach welchen nur das in „die 
tunftlich angelegten Baflerleitimgen und Kanäle“ eingefihlofiene Brivatwafler der 
Dispofition ded Grundeigenthümerd unterliegt, nicht aber das aus öffentlichen oder 
Brivatflüffen durch Diefelben geleitete Waſſer: So interpretiven auch Peyrer a. a. O., 
B5zlS. 154 u. Roth. 286. N. 10—12.. Die Anfichten der Gerichte gehen in 
dieſer Frage ſehr auseinander, wie die Urtheilslefe Bekker's, Jahrb. f. Dogm. XIL 
©. 113 zeigt. Für unfere Anficht f. d. Entf. Seuff. 14. B., Rr. 38. 201. 18 B., 
5.0.2. cit. Entf. Rr. 1021. 

40) Näheres |. bei Randa, W. R. 88.3.4, und Peyrer ©. 51 fig. Seen, 
bei weichen Trockenlegung unthunlich ift, find im Gegenſatze zu Teihen im Zweifel 
als öffentliche Gewäffer anzufehen (8. 3). S. Peyrer ©. 132. 221. Note. 

41) Näheres bei Randa, W. NR. 88.3.4, und Peyrer ©. 133. 

42) Der 8.5 des R. W. G. darf, wie die Borarbeiten zeigen, nicht eiwa in dem 
Gimme verfianden werden, daß jeber nicht öffentliche, beziehentlich jeder nicht ſchiff⸗ 
oder flößbare Fluß (Bach) im Zweifel ald „Zugehör” der Ufergrundbefiger anzufehen 
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befiger ver beiden Uferfeiten find in Ermangelung eines anderen Rechts⸗ 
verhältnifjes insbeſondere berechtigt, die vorbeifließende Waffermenge 
zu gleichen Theilen zu benutzen ($. 14. R. W. ©.). 

Hier ftoßen wir auf die im Waſſergeſetze nicht berührte Frage: 
welche rechtliche Ratur bie fogenannten Grundwäſſer haben, d. i. bie 
unterirdifchen, in waſſerführenden Terrainfchichten (Erbe, Kies, Sau, 
zerflüftetes Geftein) ſich fortbewegenden (alfo unterirdiſch flie- 
ßenden) &ewäfler? Das Grundwaſſer kann m. E. weber als Eigenthum 
bes Grundeigenthümers ($. 4 W. ©.), noch (wie Peyrer ©. 127 
meint) als öffentliches Gut (8. 3. W. ©.) angejehen werben. Denn 
ber $. 4 lit. a. nennt nur das im Grundftüde enthaltene unterirbifche 
und ans demſelben zu Tag quellenve Waffer;*? auch $. 4 hit. d. 
paßt nicht vollkommen auf Grundwägfſer, ba biefelben auch aus 
Flüſſen ꝛc. (Seihwäſſer) herrühren und deren Brovenienz überhaupt 
eine fchwer beftimmbare ift. Der $. 3 W. ©. aber fett in einem 
Bette fließende Gewäſſer (natürliche oder Fünftliche Waffergerinne) 
poraus.4 M. &. muß das Grundwaſſer ebenſo wie die aqua pro- 
fluens al$ res omnium communis angefehen werben, veren Zu: 
eignung (Faſſung) auf eigenem Grunde jedem Grundeigenthümer 
zufteht. Die 88. 10 -12 L. W. ©. find daher auf das Grundwaſſer 


iſt, da ſich ſonſt die SS. 3 und 5 dieſes Geſetzes im falſchen Kreiſe bewegen wurden. 
Vielmehr jegt der 8.5 voraus, daß der Bad ein „Privatbah“ ſei. Bol. au 
PBeyrer S. 114. Prazat, Enteign., 6.106. R.3. Eben darım wird dieſe gejeß- 
liche Beftimmung eine fehr geringe praftifhe Tragweite haben. Es ift klar, daß 
weder die ehemaligen Obrigkeiten aus dem regalen Fifchereirechte (©. 67 fig.) 
das Eigenthum an den ihr Territorium durchfließenden (nicht ſchiffbaren) Gewäflern 
debuziren, noch auch die Ufergrundbefiger das Eigenthum an foldyen vorbei 
fließenden Gewäflern auf Grund des 8. 5 cit. behaupten können; vielmehr werben 
diefelben — in Ermangelung befonderer Privatrechtstitel — nah 8.3 des R. W. G. 
als öffentliche Gewäſſer anzufeben fein. Bergl. dazu Randa, W. R. S. 35. R. 20. 

43) Vgl. auch Peyrer ©. 127, welcher betont, daß es nicht heißt: „und das 
aus“ zc. Doch ift nicht jeder Zweifel ausgeſchloſſen. Die übrigen von Beyrer ©.128 
angeführten Grunde find nicht ftihhaltig. Aus dem 8. 297 ©. B. folgt gewiß nicht 
& contrario der Schluß, daß dem Grundbeſißer die unter der Oberfläche befindlichen 
Grundſchichten nicht gehören. Died Grundeigenthum ift nur beſchraͤnkt einerfeits 
durch Die ölonomifche Beherrihbarkeit, andererfeird durch das ſog. Bergwerksregal 
(8.3). Daß aus der ungenauen Legaldefinition des 8. 285. G. B. nichts gefolgert 
werden darf, ift Mar. Vgl. Unger ©. 364 R. 8flg. 

44) Bol. Peyrer jelbft ©. 128. Überhaupt kann das Grundwaſſer nur un 
eigentlich als „fließendes* Waffer bezeichnet werden, da das Geſetz (88. 2. 3) unter 
diefer nur das nach der Abdachung abfließende Waſſer verfieht. S. auch Peyrer 
©. 87 flg. 
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nicht anwendbar.* Hiernach ift die Frage zu enticheiben, ob ven 
Nachbarn ein Einfpruch zufteht gegen die neue Anlage von Brunnen 
und Schöpfwerten? Gewiß nicht, fofern ihnen nicht eine negative 
Dienftbarkeit zuftebt. Vgl. Erf. Nr. 235. 787. 2587. 3740 Gl. 
u. 8. und Entſch. d. Berwalt. &. H. Budwinski, Samml. Nr. 
417. Bol. S. 89 fig. 

Nach dem heutigen Stanve ver Geſetzgebung müſſen wir jomit 
unterjcheiden: I. Privatgewäſſer. Dabin gehören: 

a. Quellen, atmofjphärifche Nieverjchläge, Brunnen, Teiche und 
andere in wie immer gearteten Behältern (Wafferleitungen, Re⸗ 
jervoiren) auf Brivatgrund eingefchloffene Gewäſſer, fowie 
beren Abflüffe innerhalb des Grunbeigenthums des Eigenthümers 
bes Gewällers. — Erhalten Teiche ihren Waflerzufluß aus 
durchſtrömenden Bächen oder Flüſſen, jo werben die Rechte 
Dritter an dem burcchfließenden Waſſer — insbefondere nach 
Umftänden ver Gemeingebrauch (88. 10. 11. 12. 15. 16. R. 
W. ©. und $. 16 böhm. L. G.) — nicht beirrt.“ 


45) Das Begentbeil behaupten Peyrer S. 128 flg. und Prazaͤkt, Spory 
©. 222, welche das Grundwaſſer mit Berufung auf 8. 3 für „öffentliches Gut” er- 
Nlären. (Dagegen rechnet dasſelbe Ulbrich, Mitth. d. d. Zur. B. IV ©. 183 fig. 
zum Eigentum ded Grundbefigerd; dagegen mein Waflerr. ©. 36 fig.) Eben⸗ 
darum ift 8.17 (16)2.W. ©. nicht anwendbar und die wafferbehörbliche Bewil- 
ligung zur Anlage und Benußung von Brunnen, Schöpftwerten xc. nicht erforderlich. 
Anders entfchieden bezüglich des Potſchacher Schöpfwerked das Aderbauminifterium 
und der Berwaltungsgerichtährf. ©. Peyrer ©. 173; ebenſo grundlos ift die 
Entſch. Rr. 5821 Gl. U. W., welche zur Vertiefung eined Brunnens die poliz. Be⸗ 
willigung für notiwendig hält. 

46) Die letztgedachte Entfcheidung, mit welcher das Erf. des Aderbauminift. 
v. 16. Juli 1875 aufgehoben wurbe, ift aber m. €. mit den 88. 106 u. 220 
Alg. Bergg. nicht in Einklang zu bringen. Dad Minifterium hatte nämlich m. R. 
wie in ähnlichen Fällen wiederholt) einen Bergwerföbefiger verurtheilt, für eine 
Gemeinde täglih 300 Eimer Waſſer mittelft Dampfmafchine beizufchaffen, da 
deren Brummen durch den Bergbau troden gelegt wurden. Richtig bemerft 
Peyrer 6. 316, daß in Konfequenz jener Entfcheidung ded V. G. H. aud die 
Zepliger Heilquellen ald ein vom Befiper des Döllingerfhachtes erſchrotenes Ge⸗ 
wäfler anzufehen wären. Der 8. 222 enthält eben ein auf Billigkeitsrudfichten 
beruhendes Sonder recht, welches der V. &. Hof verfamnte. 

47 Nur bei gefhloffenen (fog. ſtehenden) Gewäſſern ift Diebſtahl 
an Waſſer denkbar, — nicht aber bei fließenden. Die Entf. des öfterr. Gaffa- 
tiondhofes in den Jur. Blätt. 1876 Nr. 21 fand keinen Diebftahl in dem Ab- 
laſſen von Waſſer (angeblich im Werthe von 130 fl.) aus einem Privatteiche 
durch mehrere Müller) : „da das Waſſer als folches eine freiftehende Sache und 
an fi kein Bermögendobjett fe.” In diefer Allgemeinheit ift der Sap aller 
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b. Kanäle und andere Tünftliche Waflerleitungen, welche ans 
folden (eingeichloffenen) PBrivatgewäflern gefpeift werben. 
Waflerleitungen (Kanäle) Hingegen, welche aus öffentlichen over 
welche aus Brivatflüffen gefpeift werben, ſind den öffentf., 
bez. den PBrivatfläfien gleich zu behandeln — unbeſchadet erwor- 
bener Brivatrechte ver Kanalbeſitzer auf einzelne Waſſernutz⸗ 
ungen (3. B. auf bie Fiſcherei, Triebkraft). Dies ergiebt fich aus 
ber Vergleichung ver 88. 27. 43. 44 des böhm. L. W. ©. und 
ans ber Erwägung, baß bier fein „eingefchloffenes“, ſondern 
fließendes Waffer vorliegt. 

c. außerdem noch folche ftehente oder fließende Gewäſſer (Seen, 
Bäche, Flüſſe), in Anfehung deren Jemand beweift, daß fie 
ihm „gehören“; 48 doch ift biefer Beweis? ansgefchlofien bei 
Flüſſen, welche zur Schiff» oder Floßfahrt dienen (SS. 2. 3 
R. W. ©). Hierbei ift in dieſem Falle nicht zu überfehen, 
baß bei Blüjfen niemals vom Eigenthum im technifchen Stun, 
fondern immer nur vom Eigenthum am Flußbette und von ein- 
zelnen oder allen Flußnutzungsrechten, insbefondere von bem 
Rechte zur Ausnukung ber mechaniichen Kraft ober chemiſchen 


dings unrichtig; — das eingefloffene Waſſer (3. B. meiner Heilquelle, meine 
Brunnens, Teiches) if fo gut mein Eigenthum als irgend eine meiner körper: 
lihen Sachen; Diebſtahl ik bier alfe möglih. Anders freilich beim fließen⸗ 
den Gewäſſer; die aqua profluens iſt res omnium communis. Aus der Er⸗ 
zählung des betreffenden Falles ift nicht erfichtlich, eb der Teich wirklich ein- 
geſchloſſenet over bloß geftautes Flußwaſſer enthielt. 

48) Das Gefeg vermeidet en Ausdruck „Gigentbümer des Fluſſes, ſpridt 
vielmebr regelmäßig vou „demjenigen, dem dad Waſſer gehört" 54R.®. ©. 
88.4.10.28.u.0.2. W. ©.\, übrigen? auch promiscue vom „Gigentbhümer” dee 
Waſſers (88. 10 Abſ. 3. 29. 44 u.0.2.W. G). Offenbar ift auch die erfige 
nannte Bezeichnung eben nnr eine verfhämte Umſchreibung des Ausdruckes: Eigen- 
thümer, wie dem auch der leptere Terminus urfprüunglich in allen Regierungt: 
vorlagen (auch in ber Iepten vom J. 1869) fländig gebraucht und erſt in NT 
Borlage des Abgeordnetenhauſes durch die erſtgedachte Bezeichnung erfept wurde. — 
Auch das preuß. 2. R.IE. 15. $ 39 ſpricht vom Privateigentkum an Flüſſen, 
beichräntt dasielbe aber ebenſo wie dad WaflerB. vom 28. Februar 1843 im 
öffentlichen Intereffe. Bergl. Derubnrg 5 253. _ 

49) Der Beweis nämlih, daß alle Rupungen des Fiuffed und das Fluß⸗ 
bett einem Privaten gebören,; denn fen bie freie Schifffahrt ſchließt die Au 
ſchließlichkeit der Rupung eines Privaten aud. Bergl. N. 53. 54. 

50) Die Veweidlaft trifft demjenigen, ber ein Privatreiht an dieſen (nicht 
floßbaren) Gewäflern behauptet. (5. 2. 3 WB. G.). Die Grfabrang bat geledtt, 
daß diefer Beweis in feltenen Faͤllen erbracht werden wird. 
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ohne Eigenſchaft des Wafſers, des Okknpationsrechtes an ven 

organifchen ober mineralifchen Früchten des Flufſes (Waſſer⸗ 

pflanzen, Muſcheln, Fifchen, Berlen) die Rebe fein Tann. 51 

DO. Öffentliche Gewäffer. Dahin gehören alle (ftehenpen 
und fließenden) Gewäfier mit Ausnahme ver im Abſatze J. bezeichneten. 
Es tft nicht zu überfeben, daß nach vem W. &. nicht nur ſchiff⸗ und 
flößbare, — fondern im Zweifel — alle fließenden Gewäſſer als 
öffentliche anzufeben find. Es follen nun bie Rechtsverhältniſſe an 
öffentlichen und Privatgewäſſern näher auseinander geſetzt werben. 


C. Recht sverhältniſſe an döffentlihen Gewäffern. 


Diefelben find als allgemeines oder öffentliches Gut im Stune 
des 8. 287 9. B. G. DB. anzufehen, deſſen Eigenthum bem 
Staate, deſſen Benutzung innerhalb der durch ftaatliche Vor- 
ichriften gezogenen Grenzen Jedermann zufteht.52 Der Gemein⸗ 
gebrauch an öffentlichen Gewäfjern äußert fich in nachftehenber 
Weife: 

1. Jedermann kann das öffentliche Gewäſſer joweit benutzen, 
als berjelbe nicht bie gleiche Benutzung aller Übrigen oder erworbene 
PBrivatrechte Dritter ftört und die durch Adminiſtrativ⸗Verordnungen 
getroffenen Schranken einhält. ‘Diefer Gemeingebrauh — usus 
publicus — beruht auf dem öffentlichen Rechte. Die „gewöhn- 
liche, ohne beſondere Vorrichtungen” mögliche, fog. „gemeine“ Be⸗ 
nugung umfaßt nach 8. 15 der 2.W. ©. den „Gebrauch des Waſſers 
zum Baden, Wafchen, Tränfen, Schwemmen, Schöpfen, dann die 
Gewinnung von Pflanzen, Schlamm, Erde, Sand, Schotter, Steinen 
und Eis, foweit dadurch weder der Wafferlauf und die Ufer gefährbet, 
noch Jemandem ein Schade zugefügt wird, gegen Beobachtung ber 


51) Ob die Fiſche jurifkifch zu den Früchten der Gewäſſer zu zählen find, 
mag zweifelhaft fein. Die Analogie des Jagd⸗ und Fiſchereirechts ſpricht in⸗ 
ſofern dafür, als das erflere ein Ausfluß des Grundeigenthums, diefed als Aus» 
fluß des fog. Flußeigenthums aufgefaßt zu werden pflegt. Auch ber $. 19 R. WB. G. 
und der 8. 21 28.8. ©. für Böhmen (20 d. anderen, Steierm. $. 19) zählt 
die Fischerei zu den Waffernupungen. 

52) Übereinftimmenb ren Auffaffung des preuß. & R. II. 14. 8. 21, 
dazu Dernburg 8. 252; fowie des bayı. W. ©, Art. 1, dazu Pöz1 ©. 49 fig., 
Roth 8 284. | 

Randa, Eigenthum n. öfterr. Recht. 6 
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polizeilichen Borfchriften”. (So auch nach gemeinem Rechte.) °3 Die 
tage, ob ver Gemeingebrauch auch das Fifchereirecht einfchließe, wäre 
zwar (in Ermangelung bejonverer Privatrechte oder eines örtlichen 
fistalifchen Vorbehalte) nach der rechtlichen Ratur des öffentlichen 
Guts zu bejahen; inbeß muf mach der imperativen Faſſung ber 88. 
15 und 16 des L. W. &. angenommen werben, daß das Fiſchereirecht 
— weil nit im $. 15 erwähnt — ber allgemeinen Nutzung (bem 
Gemeingebrauch) entzogen tft. Die Fiſchnutzung blieb fohin dem 
Staate als Eigentgümer des öffentlichen Gntes ($. 287 ©. 3.) vor- 
behalten. Auch wurbe (in irriger Auslegung des auf bie polit. Geſetze 
bloß verweifenven 8. 3828. ©. B.) jüngft durch das Geſetz v. 25. April 
1885 3.58. R. ©. Bl. beftimmt, daß „vie auf 8. 382 A. B. 6.2. 
beruhende (?) Befugniß zum freien Fiſchfang aufgehoben ift*.°* Das 


53) Bergl. auch Art. 9 bayer. W. G., dazu Beyrer ©. 200 fig., Pözl 
©. 49. 62 fig. — Damit ift nicht ausgeſchloſſen, daß einzelne Rupungen, 3. B. 
vie Eid- Schotter- oder Saudgewimung burd Lokabvorſchriften im fiöfalifchen 
Suterefie dem Gemeingebrauche entzogen oder auf Grund befomderer Privattechts⸗ 
titel einzelnen Privaten ausſchließlich zuſtehen fönnen. Bel. $. 102 2. W. ©. 
So 5.2. hat die Prager Stadtgemeinde auf Grund alter Privilegien das aud- 
ſchließliche Recht auf die fämmtlichen Rupungen des Moldanfluffed im Gebiete 
der Etadt. Bol. Gelatonsty aa. A. — Im preuß. Recht fehlt eine Be 
flimmung darüber, wiemweit der Gemeingebrauch reicht ; doch hält die Judikatur 
und ebenfo Dernburg $. 552 R. 5 den im Tert ausgeſprochenen Grundſaß fefl. 
85. 44. fig. II. 15. 

54) Der 8. 17 des böhm., 8. 16 des fleierm., $. 16 der übrigen L. W. Ge 
fepe lautet nämlih: „Jede andere, ald die im 8. 15 angegebene Benußung 
der öffentlihen @ewäfler . . . bedarf der vorläufigen Bewilligung der bazu 
berufenen politifchen Behörde.” Zu den „Bafjerbenupungsrechten” zählt dad Ge⸗ 
ſetz R. ®. ©. 8. 19) auch die Fifchereiberechtigung. Es verfteht ſich, daß das 
Fiſcherei reg al der ehemaligen Dominien, wo felbe® beſtand, ebenfo wie andere 
auf befonderen Privatrechtötiteln berubende Fiſcherei rech te durch die neuen Waſſer⸗ 
gefege nicht berührt wurden. Vergl. $. 102 böhm. Art. IL der übrigen L. W. G. 
Auch der Befih des Fifchereirchts wurde durh 5. 3 R. W. ©. ausdrücklich 
gewahrt. — Auch dad bay et. W G. v. 1852 Art. 9. erflärt alle Rugungen aus 
öffentlichen Gewäflern (die gemeine Rugung audgenommen) an die flaatlide Gr 
nehmigung gebunden. Bol. Bözl S. 62. Das landesherrliche Fifchereitegale 
in öffentlichen (freien) Flüffen befteht in Bayeın fort. Pöz1 ©. 277 flg. — Rah 
preuß. Recht wird bie Fifcherei im öffentlichen Flüſſen ald Staatsregal angeſehen. 
2. R. IL 15. 88.38. 73, dazu Dernburg $. 252. — Rah d. franz. Geſ. 
v. 15. April 1829 gebührt das Fiſchereitecht in ſchiffbaren Flüffen ausſchließlich 
dem Staate, in nicht fhiffbaren den Uferanrainern. 

548) Die Umrichtigkeit der Annahme ergiebt fi auch aus den Borarbeiten 
zum 9. B. G. B.; vgl. insbeſ. die Darftellungen der Rebactoren des Cod. 
Theres. bei Harrafowety, I. ©. 63. Rote 4, femer wo; Eniw. Martini IL 4, 
5. 12.; dazu mein Waſſert. $. 2. ©. 16 flg. 8. 3. ©. 47. 
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Recht zur Fifcherei in jenen Waſſerftrecken (Flächen), in welchen bis- 
ber der freie Fiſchfang ausgelibt werden durfte, fteht künftig: 
1. in künſtlichen Waſſeranſammlungen over Gerinnen ven Befigern 
biefer Anlagen zu; (dazu mein Waflerr. 8. 5. ©. 88 flg.); 
2. in natürlichen Gewäffern ftebt pasfelbe venfenigen zu, benen fie 
durch die Landesgeſetzgebung zugewiefen wird. 

2. Die Benutzung der Gewäfler zur Schifffahrt und Flößerei 
fteht unter Einhaltung ber viesfalls beftehenben polizeilichen Verord⸗ 
nungen Jedermann frei (8. 7 R. W. ©). Die Errichtung von 
Brivatüberfuhranftalten®d mitgewerbsmäßigem Betrieb ift ſtets 
(felbft anf Privatgewäfjern) — die Errichtung derfelben auf ſchiffbaren 
Fläffen felhft ohne gewerbsmäßigen Betrieb — an die behörbliche 
Genehmigung gebunden (8.7 R. W. ©.). 

3. Jede andere als bie unter 3. 1 und 2. angeführte (fog. ge- 
meine, gewöhnliche) Benukung ber öffentlichen Gewäſſer, jowie bie 
Errichtung (oder Anderung) der hierzu erforderlichen Waſſerwerke 
(Anlagen), welche auf die Beichaffenheit oder ben Lauf des Waflers 
oder anf ben Wafferftand Einfluß nehmen oder die Ufer gefährben, 
— insbejondere die Errichtung von Triebwerten, Wajferlei- 
tungen, Stananlagen bebarf ver Genehmigung ver Adminiſtra⸗ 
tivbehörde, gleichviel ob die Anlage eine dauernde ober vorübergehende 
iſt.« (Diefe Bewilligung ift übrigens auch beit Privatgewäflern er- 
forderlich, wenn durch beren Benutzung auf fremde Rechte oder auf 
die Beichaffenheit oder ven Lauf over die Höhe des Waflersindffent- 
lihen Gewäffern eine Einwirkung entfteht [$. 17]; und ba bies 
faft bei jedem Trieb-, Stau⸗ oder Leitungswaflerwerle ver Ball fein 
wird, fo erſcheint — was nur zu billigen ift — bie behörbliche Geneh⸗ 


55) Öffentliche, im Zuge von öffentlichen Straßen angelegte Überfuhr- 
anftalten bedürfen der befonderen Genehmigung der Adminiftrativ-Behörden nicht, 
Bel. Prot. d. Abg. H. S. 5863. 

56) Die Bewilligung ertheilt die Bezirkshauptmannſchaft und bei ſchiff⸗ oder 
flößbaren Flüffen die Landesregierung. (88. 17—27. 75. 76 2.8. ©.); den Haupts 
fall bildet die Errichtung von Mühlen und Fabriken mit Triebwerten. Bol. Peyrer 
©. 208 fig. Doc bezieht diefer S. 209 mit Unrecht den 8. 16 (17) prinzipiell 
auch anf Brunnenanlagen. Bel. S. 78 fig. Bemerkenswerth ift die Faſſung des 
$. 16. („gefährden fann“). — Übereinftimmend Art. 10 ded bayer. W. G. — 
Anderung des ölonomifchen Betriebes (5. B. Umwandlung einer Papiermühle in 
eine Mahlmühle) ohne Anderung des Triebwerke felbft bedarf aber nicht der 
waſſerbehoͤrdlichen Konzeffion. ©. Peyrer ©. 225 fig. 


6* 
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migung zu bergleichen Anlagen als die faſt ausnahmsloſe Regel.) 
Es ift daher die Genehmigung der VBerwaltungsbehörbe insbefonvere 
nothwendig, wenn die Befchaffenheit des Gewäſſers durch Ein- 
leitung fremder Stoffe (Schutt, Unvath, Abfälle, Farbenreſte, 
Abwaſſer u. ſ. w.) geändert over ver Stand, das Gefälle oder ber 
Lauf des Gewäſſers durch Wafferanlagen welcher Art immer (Be- 
wäfferungs- und Entwäfferungsanlagen, Stau- und Triebwerke, Ufer: 
böfchungen, Soblenerhöhuugen, Waflerbehälterzc. — gleichviel ob für 
landwirthichaftliche oder gewerbliche Zwecke) geänbert, bez. 
befchleunigt oder gehemmt wird. 57 Das von ber Behörbe zu beftin- 
mende Maß der Wafferbenutung richtet fich einerfeits nach dem Be- 
barf des Bewerbers, anvererfeits nach dem über das bisherige Be⸗ 
bürfnis verfügbaren Wafferüberfchuffe (8. 19).59 Näher beftimmt 


57) Bol. dazu no $. 10 R. W. G. Gewiß ift nach 8. 16 (17) auch zur 
Anlage von Zeichen, Brüden, Einbauten, Landungsbrücken, Badehäufern, Fiſch⸗ 
täften, Fiſchrechen ac. die behördliche Bewilligung nötbig. Vgl. Beyrer ©. 216 
218.— Hingegen Ufereinfchnitte behufe Bewäfferung von Wiefen, durch welche 
Dritten kein Nachtheil erwächft, werden im Allgemeinen der behörblichen Konzeffion 
nit bebürfen. Bol. Peyrer ©. 223. fig. So auch nah franz. Recht. ©. 
Huber ©. 74. flo. Ähnlich das bad. W. ©. Art. 1. 2. 3 und Vollz. 8. 8. 1, 
dazu Schenkel S. 117. Nah dem bayer.W. B. G. ift die behördliche de» 
willigung zur Errichtung von Triebwerken in öffentlichen und Privatflüffen 
unbedingt, — zur Erridtung von Stauanlagen in Privatflüffen aber nur 
dann nöthig, wenn fi an demfelben Triebwerke befinden ($. 10. 73). Gegen 
diefe unmotivirte Beſchränkung des flantlichen Auffichtsrechtes in Anfehung ber 
Benugung der Privatflüffe vgl. Baumert ©. 100. Randa 28. Bollendd un- 
genügend ift das behördliche Auffichtörecht nach dem preuß. W. Gefege v. 1843 
88.1. 13. 19). Selbft nad) der neuen beutfchen Reichögewerbeorbnung v. 21. Juni 
1869 bedürfen nur Stauanlagen für Waffertriebwerke der Genehmigung — 
nicht aber Staumerke für (landwirthſchaftliche Zwecke oder für) Gewerbe über- 
haupt (3. DB. für Bleihen). Dagegen ſ. Baumert ©. 19. 

58) Detail bei Peyrer ©. 213 fig. Rüdfiht zu nehmen ift hierbei nicht 
auf den mittleren, fondern auf den wehfelnden Wafferftand, 8. 19 cit. Schon 
die Mühlenorbnung v. 1. Dezember 1814, Art. 2, beftimmte diesfalls: „Jedermann 
fteht dad Recht zu, die Errichtung eined neuen Werkes im ordentlichen Wege zu 
verlangen ; die politifche Behörde hat aber die angefuchte Bewilligung nur dann zu 
ertheilen, wenn dadurch ein Bortbeil für die befiere Bedienung des Publikums er⸗ 
zeicht wird, und wenn ed ohne bie Anrainer eined Baches oder des Fluſſes 
einer Beihädigung audzufegen, ohne fie in der biäherigen Venützung 
des Waſſers zu beirren, und ohne die Wirkung der fchon beſtehenden 
Waſſerwerke zu hemmen oder zu ſchwächen, geicheben kann“. Bgl. L. 2. 
8. 16. D. 43. 8.L. 17.in f. D.8. 3, L.3. 8. 1.D. 43. 20. c. 10. C. 11. 
42, welche doch nicht fo unanwendbar find, ald Baumert S. 8. 9 meint Mühlen 
erwähnt c. 10. C, 11. 42). Heſſe S. 262 fly. — Schr weit reicht dad Re- 
gulirungsrecht der franz. Adminiſtration. ©. Huber ©. 68. fig. 79. 
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8. 94 bes böhm. (88 d. nieberöfterr., 86 fteierm., 87 buk., 71 Train. 
und 93 ber übrigen) L. W. G., daß bei Ertheilung neuer Waffer- 
benngungs-Konzeifionen vor Allem die rechtmäßigen Anfprüche ber 
bereits beftehenden Anlagen ficher zu ftellen und erft dann bie 
nenen Ansprüche nach Thunlichleit zu befriedigen find, wobei dem volks⸗ 
wirthfchaftlich nüglicheren Unternehmen ver Vorzug gebührt, — im 
Übrigen aber der Wafferüberfchuß nach Billigkeit zu vertheilen ift.5%* 
Diefe Grundſätze find analog anzınvenden, wenn wegen eingetretenen 
Waſſermangels bereits beftehen de Wafferbenugungsrechte nicht voll- 
ftändig befriedigt werben Können, wobei übrigens Verträge und er- 
worbene besondere Rechte vor Allem zu fchügen find, und im Wiber- 
ftreit bierüber der orbentliche Richter zu entſcheiden hat (8. 94 cit., 
dazu Näheres im $. 86 des fteiermärt. W. G.). Die über das Waffer- 
benutungsrecht anzufertigende Konzeſſionsurkunde bat den Ort, 
das Maß und die Art der Wafferbenugung, insbeſondere bei Trieb- 
werfen und Stananlagen ben erlaubten böchften, bez. niebrigften 
Bafjerftand, nach Umftänden die näheren Bedingungen bes Waſſer⸗ 
gebrauchs genau feftzufeen.5? Die Konzeſſion kann auch nur auf eine 
beichräntte Dauer ober gegen Wiberruf ertheilt werben (88. 19. 23. 
bes böhm., 88. 18. 22 ber übrigen 2. W. G.). Abgefehen von dem 
legtgenannten Falle (des Prekariums) erwirbt ver Konzeffionär durch 
bie behörpliche Bewilligung ein Recht auf die konzeſſionsmäßige 
Bemutzung des öffentlichen&ewäflers (z. B. der Triebkraft vesfelben), 
welche durch ſpätere Konzeffionen (abgeſ. von ven 88. 22. 94) in 
keiner Weife beeinträchtigt und nur im Erpropriationswege gegen Ent- 
ſchädigung aufgehoben werben kann (88. 20.22. 26 des böhm., 19 und 
22 fteierm., 19. 21 und 25 d. übrigen L. W. &.). Dasfelbe geht, 
wenn es nicht ausdrücklich auf die Berfon des Bewerbers beſchränkt 


588) Mit dem Gel. v. 25. April 1885 8. 58. 8. 7. wurde erflärt, daß 

zu den nah 8. 19.8. ©. ausgeſchloſſenen Einwendungen der Fiſchereiberechtigten 
jene nicht gehören, welche die Hintanhaltung der Verunreinigung der Fifchwäfler, 
die Fiſchſtege, Fiſchrechen u. die Trodenlegung der Wafferleitungen in einer der 
Fiſcherei thunlich ſt unfhädlichen Weife bezwecken. 
- 59) Bei allen Trieb⸗ und Stauwerken iſt der erlaubte höchſte, und im Fall der 
Derpflihtung, dad Waſſer in einer beftimmten Höhe zu erhalten, auch der zulaͤſſig 
niederſte Waſſerſtand durch Staupfähle (Rormalzeichen, Aichpfähle) zu bezeichnen 
($. 283 böhm., 20 fteierm. 21 bulov., 22 der anderen 2.W. G.). Näheres im 8. 18 des 
nieberöftert., kaͤrnt. fteierm. und bukov. L. W. ©. und Peyrer, W. R. ©. 239 fig. 
265 flg., mein W. R. 8. 4. u. befonderd Prazaͤt, Wafferr. Kompet. ©. 62 fig. 
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worben ift, auf den jeweiligen Befiger derjenigen Betriebsanlage over 
Liegenfchaft über, für welche die Bewilligung erfolgt iſt, d — bat 
alſo die Natur eines öff. Realrechtes (8. 26 [8. 25] L. W. ©.).s1 
Die ertheilten Wafferrechtslonzeffionen find gemäß SS. 99. 100.8. 
W. G. in dem amtlich geführten Wafferbuch erfichtlich zu machen; 
basfelbe hat aber bloß den Charakter eines Waſſer kataſters, nicht 
ben eines Grunbbuches, Liefert daher an fich feinen Beweis über 
Eriftenz und Inhalt von Waſſerr ech te n.2 — Es verfteht fich übrigens, 


60) Das kärnt. W. ©. ($. 18) fest als befondere Erlöſchungsarten u. a. feft: 
eine dreijährige Verjährung (fehr zwedmäßig) und Nichteinhaltung der für die de 
nugung vorgefchriebenen Bedingungen. Dazu Peyrer ©. 242 fig. Uber die Er- 
fißung von Benupungdrechten f. Peyrer S. 230. Prajät,a.D. ©. 27 flg. 

61) Die Übertragung auf andere Betriebdanlagen kann bloß mit Zuflimmung 
der Behörde erfolgen. (8. 26 [8.25] 2.8.&) ©. Prajäta. a. D. — Im 
Weſen übereinſtimmend das bayer. W. &. Art. 10-13, dazu Pözl ©. 93 fle. 
Roth 8. 285 u. d. bad. W. ©. Art. 23. 29, dazu Schenkel 6.18. 60.117. Die 
privatrechtliche Natur der konzeſſionirten Waſſerbenutzungsrechte ift auch gemeinrecht⸗ 
ih amerkannt. Bol. Börner ©. 368. 373. Heffe ©. 281. 283 flg., 289; auch 
Endemann S. 16.28. Kappeler 6. 124. Ulbri ©. 5. So wohl auch nad) 
preuß. Rechte, vgl. Dernburg $. 252. Die Aufhebung findet fomit nur im Er 
propriationdwege gegen Entfhäbigung ſtatt (8. 26. 28 böhm., 22. 24 fteierm., 
25. 27 übrig. L. W. G., of. 8.22 böhm., 21 übr.W. G.). So auch Art. 13 bayer. 
und Art. 29 bad. W. &. — Die in dem Flußbette fundirten @ebäude des Tonzeffio- 
nirten Waſſerwerkes find Eigenthum des Unternehmers, da der mit Genehmigung 
der Behörde verbaute Grund aufgehört hat, Flußbett zu fein. Vgl. Helle ©. 287; 
ferner L. 6. 10. D. 1.8, (Die tabernae argentariae der L. 32. D. 18. 1 feinen 
bloße eigenthümliche Superfiziarrechte begründet zu haben; f. Heffe a. a. D.). Un 
nöthig flräubt fih gegen die Annahme eined Eigenthums an der Anlage Endemann 
©. 16, obgleich er deren dinglichen Charakter anerkennt. 

62) Dies wurde in den Borberathungen anerfannt. ©. Peyrer ©. 688 fig. 
Mit der Min.-Berordg. v. 20. September 1872 (Mr. 52 2. ©. DI. für Böhmen, 
N. 33 für Mähren, 26 und 41 für Ried.- und Oberöfterr., 34 für Steiermark u. ſ. f.) 
wurde in Auöführung der S$. 57 und 101 ver L. W. ©. eine Inftruftion betreffend 
die Anlegung und Führung des Wafferbudes mit der Wafferfarten- und Ur- 
tundenfammlung bei der politifchen Behörde erlaffen, um die bereitd beftehenden 
oder neu erworbenen Wafferrechte, foweit fie einer behörblichen Bewilligung 
bedürfen, erfichtlich zu machen. Kann der Beftand und Umfang bed Rechtes 
nicht genügend fichergeftellt werben, fo ift vorläufig der faktifche Zuſtand ein⸗ 
zutragen (8. 6). Die Urkundenfammlung enthält die Urkunden, auf welche ſich die 
eingetragenen Waſſerrechte beziehen, in amtlicher Mbfchrift (8. 11). Mit der Anlage 
des Waſſerbuchs ging die öfterr. Geſetzgebung den ausländifchen voran. — Ebenfo 
erließ dag Minifterium eine Inftruftion vom 20. September 1872 (Rr. 53 2. ©. DL 
für Böhmen, 34 für Mähren, 37 für Schlefien, 25. 41 für Rieder und Oberdflert., 
85 für Steierm.) betreffend die Form und Aufftellung der Staumaffe. Diefe für alle 
Ränder faft wörtlich übereinftimmenden Minift.-Berorbn. find bei Manz, Geieh- 
ſamml. 18. Bd. abgebrudt. Erläut. dazu f. bei Peyrer, WR. ©. 266 flg., 
685 fig. 
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daß auch die Tonzeffionsmäßige Benutzung bes Wafferwerkes den dies⸗ 
bezäglichen allgemeinen gefeglichen Beichräntungen unterworfen ift, 
namentlich in dem Balle, wenn wegen eingetretenen Waffermangels 
bereits beſtehen de Wafferrechtsanfprüche nicht vollftändig befriedigt 
werben können (8. 94 L. W. &.). 

Nach ven bier aufgeftellten Geſichtspunkten tft bie alte Streitfrage 
bes Sog. „Müllerrechtes“ zu beantworten: ob der Befiger einer flnf- 
aufwärts gelegenen Ianpwirtbfchaftlichen oder gewerblichen Anlage, 
insbefondere ber Befiter eines Triebwerkes (der Obermüller ꝛc.) be» 
rechtigt iſt, das Waſſer zum Nachtbeile des Befigers des unteren Waſſer⸗ 
werles (des Untermüllers u. |. f.) zu ftanen. ‘Darüber vgl. Randa, 
W. R. ©. 64 fig. Beyrer, W. R. 219 fig. 225 fig. 

4. Die Ufer öffentlicher Flüſſe find im Eigenthum ver Uferbefiter. 
(8. 413 A. B. G. B., 88. 8. 43. 48. 50 L. W. G.) Die Uferlinie 
wird durch den mittleren (normalen) Waſſerſtand des Fluſſes bezeichnet. 
— Zu allen Uferſchutz⸗ und Regulirung s waſſerbauten in öffent⸗ 
lichen Gewäſſern muß jedoch die ſtaatliche Genehmigung eingeholt 
werden, während dieſelbe zu ſolchen Bauten in Privatgewäſſern nur 


63) Im Sinne des $. 94 letzter Abf. böhm., 88 nieberöfterr., 86 fleierm., 
87 buk., 93 d. übrigen L. W. ©. hat die Adminiſtrativ⸗Behörde in dieſem Falle bei 
der Ordnung der Wafferbezugsrechte diejenige Unternehmung vorzugsweiſe zu fordern, 
welche von uͤberwiegender Wichtigkeit für die Volkswirthſchaft ift, — im Zweifel 
aber das Waſſer nach Rüdfichten der Billigkeit, namentlich durch Feſtſetzung ge 
wifjer Gebrauchszeiten oder durch andere zweckmaͤßige Bedingungen in der Art zu ver- 
theilen, daß jeder Anfpruch bei fachgemäßer Einrichtung der Anlage foweit al® mög⸗ 
lich befriedigt wird, wobei übrigend erworbene befonbere Privatrechtstitel, ins⸗ 
befondere Vertragsrechte vor Allem zu fügen und im Widerftreit hierüber der 
Richter zu entfcheiden hat. Das Geſetz macht mit Recht keinen Unterſchied zwifchen 
landwirtbfhaftlichen und Induftriellen Anlagen; die überwiegende Wichtig- 
teit des cinen oder ded anderen Produktionszweiges hat die Adminiftrativbehörde nach 
freiem Ermeffen zu prüfen. Ebenſo kann ferner die Behörde gewiſſe technifche Ande- 
rungen des fonzeffionirten Staumerked gegen Entfchädigung verordnen, falld hier⸗ 
durch Rüdftauungen, Berfumpfungen u. f. w., welche zum Nachtheil Anderer entſtan⸗ 
den find, behoben werden können. ($. 228,8. ©.) — Um zu diefem Ergebniffe zu 
gelangen, tft ed daher nicht nothwendig, der Konzeffion die Eigenfchaft eined „Rechts- 
aktes (Rechtstitels?) zu beftreiten, wie died in der Entfch. Nr. 114 Seuff. Ardı. 
30.3. ohne Grund geſchieht. Richtig Heffe ©. 287 fig., im Wefen auch Ende- 
mann ©. 16,28 flg. — Analoge Beftimmungen enthält dad bayer. W. ©. 2. 
{88. 10—14. 60. 84), dazu Roth 8. 285, und dad bad. W. ©. 88. 1. 23 flg., dazu 
Schenkel ©, 18. 60 fig. — Nach dem franz. und ital. G. B. Art, 645, refp. 544, 
ift ed Sache des Richters, die Intereffen der Agrikultur und der Induſtrie mit dem 
Eigenthum e Gewäflern in Einklang zu bringen. Die Induſtrie unterfhäpt 
Brüdner ©. 70, 
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ſchloſſener Gewäfjer mit den regelmäßigen Nechtsmtitteln, insbef. mit 
ber negatorifchen Befig- und Eigenthumsklage fchüken (8.339. 523 
B. ©. B., dazu vgl. meinen Beſitz S. 162, 166 flg.). Obwohl 
biefer Schuß im Allgemeinen ausreicht, jo bürfte fich doch bei Mine: 
ralquellen — mit Rüdfiht anf die Bedeutung derfelben für bie 
öffentliche Gefunpheitspflege und in Anbetracht des behnfs zweckmäßiger 
Benutzung berjelben häufig gemachten großen Koftenanfwantes — ein 
beſonderer rechtöpolizeilicher Schuß im öffentlichen Intereſſe drin⸗ 


gend empfehlen.?! 
Was den Abfluß der auf Privatgrunde natürlich entfpringenden 


oder zufolge atmoſphäriſcher Nieberichläge fich anfammelnden Wäffer 
betrifft, fo ift feftzuhalten, daß einerfeits der Grunpbefiger ven natür- 
lichen Abflug der über fern Grunbftüd fließenden Gewäſſer (die 
Vorfluth) zum Nachtheile des unteren Grundſtückes nicht will- 
fürlich ändern, bagegen auch ber Eigenthümer bes letteren ven na⸗ 
türlichen Ablauf ſolcher Gewäfler zum Nachthe il bes oberen 
Grundſtückes nicht Kindern barf (8. 11 8. W. ©.).72 Anlagen, 


71) Laut Nr. 5821 SI. U. W. wies zwar der O. G. die Klage der Brunnen 
verwaltung der Pyrawarther Heilquelle gegen bie fchädigende Brunnenvertiefung 
eines Nahbard mit Bezug auf 8. 17 (16) 2. W. ©. u. einen Statth. Erl. v. 
20. Juni 1863, welcher für Brunnenanlagen behufs Schutzes der Heilquellen bie 
politifche Bewilligung vorfchreibt (gegem das abweichende Erk. der 1. u. 2. Inſt.), 
auf den Adminiſtrativweg, und Peyrer S. 170 billigt das Erkenntniß. Allein 
dasſelbe ift gewiß unhaltbar! (Denn der $ 17 (16) fpricht von „fließenden“ Privat- 
gewaͤſſern; durch Statt. Erläffe aber können geſetzliche Beſtimmungen und 
Privatrechte nicht über den Haufen geimorfen werden! Bon einem erworbenen, 
ausfhlieglihen Benubungdredht unterirbifcher Waſſeradern (Orundwaſſer), von 
welhem Peprer S. 170.171 ſpricht, kann hier ſowenig als bei der aqua profluens 
die Rede fein. Vgl. ©. 78. Einen weitgehenden Schuß gewähren die franz. 
Sefepe vom 8. März 1848, vom 14., 22. Juli 1856, dazu Dekr. vom 8., 20. 
September 1856 und vom 15. Februar 1880 über die Erhaltung und den Betrieb 
von Mineralquellen indbefondere durch Fiyirung eined Schupbezirked gegen unter: 
irdifde Arbeiten. Bgl. Huber ©. 12 fig. 

72) So in Anfehung des Regenwaſſers ſchon nah römifhem Recht. L. 1. 
24. D. 39. 3. L. 17. D.8. 3. c.1. C.7.41. L. 2. 8.28. D.43.8. L. 1. 
8.10. 8.13. D. de a. pluvis, 39, 3: ne inferior aquam, quae natura 
fluat, opere facto inhibeat per suum agrum decurrere; ne superior 
aliter aquam mittat, quam fluere natura solet. Bgl. über die a. aquae 
pluviae arcendae neueft. die gründliche Monographie von Hugo Burkhard 
(1881) bei. 8. 1683 flg., dann Heffe S. 215 flg., 239. 241. 255. 259, Wind» 
ſcheid 8.473, BPrajäta.D. 8.10. Ebenſo die böhm. Stadtrechte, L. 36, und 
die böhm. 2. D. (1627) Q. 46. Weſentlich übereinftimmend 88. 102 flg. I. 8. 
preuß. L. R., 88.354.355 ſ äch ſ. G. B., art. 640 fig. franz., 536 fig. ital. G. 2.; 
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welche der übliche landwirthſchaftliche Betrieb mit fich bringt, insbe⸗ 
fondere Änderungen ber Furche n lage durch Pflügen, Anberung 
der Kultur ꝛc., koͤnnen jedoch als eine beſondere künſtliche Vorrich- 
tung, welche den natürlichen Waſſerablauf ändert, nicht angeſehen 
werben.73 Auf Änderung künſt lich er Waſſergerinne bat nicht 8. 11, 
ſondern 8. 17 böhm. W. G. (8.16 ver a. W. ©.) Anwendung. 7% 

Auch darf der Eigenthümer der Quelle das abfließende Waſſer 
nicht mit ſchädlichen Stoffen vermiſchen ober ſonſt verunreinigen. 75 

In der freien Verfügung über die Privatgewäffer, insbeſondere 
über die Quellen kann der Eigenthümer durch entgegenftehenve Rechte 
Dritter in folgenden Fällen befchräntt fein: 

1. auf Grund derivativer privatrechtlicher Titel; 

2. auf Grund der Erfigung von Servituten; insbefondere 
können die Befiger der an vem Wafferabfluffe (Bache) gelegenen Trieb- 
werte (Mühlen zc.) vergleichen Dienftbarleiten erwerben durch An- 


88.34. 35 bayer. W. ©. — Nur den Abflug ded natürlich fih fammelnven 
Waſſers darf der Nachbar nicht verhindern. Daß fich dasfelbe mit anderen Wäflern 
(verunteinigenden Flüffigkeiten) vermiſcht, ſchadet nicht. L. 1. pr. D. 39. 3: give 
cum alia mixta sit. Nur abfichtliche Verunreinigung ift nicht geflattet. Ohne 
Grund beziehen die Entf. Nr. 5100, 5181 und das Jud ik at des O. G. H. Nr. 86 
(Zeitfähr. f. Verw. 1874 Nr. 5) den 8. 11 W. G. bloß auf fletig fließende Ge⸗ 
wäfler. Dagegen vgl. Randa, W.R.8.4. N. 10. und Peyrer ©. 183. Die 
hiſtoriſche Provenienz des 8. 11 aus dem röm. R. (aquae pluviae arcendae 
actio), der Einblid in die ältere einheimifche Geſeggebung und die ausländifchen 
Baffergefege zeigen, daß es ſich in $. 11 in erfter Reihe gerade um Regenwafler- 
Anflüffe Handelt. Darauf deuten fhon die Ausdrüde: „Abflug der über dad... 
Grundſtück fliegenden Gewäfler ....” „Ab lauf folcher Gewäfler”. Allerdings kann 
man 8.11 auch auf fletig fliegende Privatgewäſſer beziehen, obwohl das analoge 
Berbot bereit? im 8.10 gelegen if. Vgl. Peyrer, au Art. 34. 35 ded bayer. 
3.2.8. und Roth 8. 288, der diefe Artikel nur auf gefehloffene „Privatgetwäffer" 
bezieht, Huber ©. 1. 36 (Art. 640 Eod.), Schenkel ©.7. 

73) Rur eine ungewöhnliche, kimfkliche Beranftaltung hat der $. 11 im Auge. 
Opus« nennen es die röm. Quellen. So auh Beyrer S. 190flg., 192 und die da- 
ſelbſt cit. Borberathungenzug.11. Bgl. auch 88. 354— 356 ſaͤchſ. B. G. B. Schenkel 
S. 7. Auch die franz. Theorie und Praxis fieht in der Furchen⸗ und Graben⸗ 
siehung, welche durch die geänderte wirthfchaftliche Benutzung veranlaßt wird, feine 
Anderung des natürlichen Wafferlaufs, trogbem Art. 640 bedenklich gefaßt if. ©. 
Huber ©. 4. — Übereinftim. Brafdt sg. 10. 

74) Dahin gehört auch die Ablaffung und Auflaffung von Teichen. Letz⸗ 
tere kann nur dann bewilligt werben, wenn in anderer Weife der erforberliähe Waſſer⸗ 
zufluß für befichende Waſſeranlagen gededt ift. Bal. Peyrer ©. 222 und die dort 
cit. Erkennin. ded A. Min., neueft. Brajdäta. D. 85. 8. 10. 

’ 75) Bl. 8. 10 R. W. G. So auch nad franz. R. Art. 640. Bal. Huber 
. 7, 
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lagen, welche wenigftens theilweiſe auf dem dienen den Grunde 
(dem fremben Quellengebiete) fich befinden, außerdem nur durch das 
Berbot einer das Triebwerk benachtbeiligenden Benutung des oberen 
Eigenthümers ($. 1459 A. B. ©. B.).'s 

3. Auf Grund der Enteignung. (Bgl. 88. 15.16 R. W. 
G., dazu das Folg.) 

Da bie freie Verfügung über das Privatgewäſſer (88. 364. 1459 
G. 8.) durch 8.11 W. ©. nicht behindert und nur Schäbiguug 
bes Nachbars verboten ift, jo verfteht es fich, daß der Eigenthümer 
bes Gewäſſers dasſelbe behalten und fohin dem Nachbar einen Bor- 
theil, ben ex bisher bLoß fakt i ſch genoflen, entzieben kann.“ Künft- 
liche Anlagen (opus manufactum) für den Abflug der Gewäſſer 
braucht der untere Nachbar nicht zu bulven, fofern er nicht durch be 
ſondere privatrechtliche Titel hierzu verpflichtet ift. 7° Durch Privat- 


76) Anlagen, welche nur auf dem unterhalb gelegenen Grunde ſich befinden, 
genügen alfo zur Erfigung nicht, — ed wäre denn, daß zugleich dem Quclienbefiper 
eine die Wafjerbenupung beeinträchtigende Berfügung mit Erfolg unterfag t worden 
wäre. (8.1459 9.8. ; vgl, Seuff. Arch. 10. Rr. 261. 22, Nr. 11 und Neue F. I. 
Nr. 299.) Died gilt namentlich in dem Falle, wenn die beiden Brundftüde durch 
andere Gründe oder öffentliche Wege von einander getrennt find. Die Annahme 
des Gegentheild würde zu fubverfiver Beeinträchtigung fremden Eigenthums leicht 
die Handhabe bieten. (Bol. Randa ©. 80, N. 16.); ferner Stobbe 8. 144, R.12, 
20. 21, welcher erwähnt, daß in der deutfchen Praxis (Seuff. 19. Ar. 218) bie- 
weilen der unvordenkliche Zuftand des Wafferablaufs in einem fünftlichen Graben 
gefhüpt wird, und ein ähnliches Weisthum der Magdeb. Schöffen citirt. Bol. auch 
Peyrer ©. 186flg. und Pözl ©. 115. Doch kann ich den von Peyrer ©. 189 
angeführten Erf. d. Aderbauminifteriumd nicht durchwegs zuftimmen, 3. B. jenem 
in R. 2, dagegen richtig N. 4 und ©. 190, R. 2. 

77) So aud nah röm.R.L.1.8.2.11.21 D.dea.pluvia, 39,3. Se uff. 
Arch. 21. Ar. 11. Heffe ©. 236. Windfheid 8.473, Abf. 4. Ebenſo nah 
franz. R. Art. 641, dazu Huber S. 7flg. Bon einem Befip des Wafferleitungd- 
rechtes auf Seite des unteren Nachbars kann bier nicht die Rede fein. Pol. Randa, 
Befip 8.28, und die oberfiger. E. vom 30, San. 1877. 3. 9051, Pravnit 1877, 
©. 450. 

78) Died wäre nah Umftänden eine Immissio aquae, welche mit der a. ne 
gatoria abgewehrt werben könnte. Vgl. L. 1.8. 22.8. 23 D. de a. pluvia 39. 3. 
Windfheida.a. D. Sammlung des Srundwaffers duch fünftlihe Anlagen 
(4. B. Draind) behufs Zuleitung desfelben zum Rachtbeile des unteren Grund» 
befigers ift Daher nicht zuläffig. Doch hat hier das verfländige Ermeſſen der polit. 
Behörde einigen Spielraum. Bol. Beyrer ©. 184. 191 fig. Eine durch Natur⸗ 
ereigniffe eingetretene nachtheilige Anderung des Abfluffes muß fich der Nachbar ges 
fallen laffen. Eine Kiage auf Geftattung der Wiederherftellung des früheren Zuſtandes 
iſt nah öfterr. R. nicht zu begründen ; nach röm. R. ift die Frage flreitig. Für bie 
billigere Anfiht Win dſcheid a. a. O., Rote 9. Das fähf. G. B. 3.356 ent⸗ 
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dispoſition der Intereffenten oder durch Erfigung Tönnen vom Geſetze 
(8. 11) abweichende Berhältniffe gejchaffen werben. 79 

ad b. In Anfehung ber in einem Bette fließenden Privat- 
gewaͤſſer ift zu bemerken: 

1. Sit vie privatrechtliche Eigenfchaft derſelben fichergeitellt, 
fo werden in Ermangelnng eines anderen nachgemwiejenen Berhältnifjes 
bie heiberjeitigen Uferbefiger ale Miteigenthümer berjelben und 
zwar nach Maßgabe der Uferlänge eines jeven Grunbftüdes angejehen 
(8.5 8.8. 6©.).° Diefelben haben in Ermangelung eines anderen 
nachweisbaren Rechtsverhältniffes „nach Länge ihres Uferbeſttzes ein 
Recht auf die Benugung ber Hälfte ver vorüberfließenden Waffer- 
menge“ (8, 14 R. W. G.).*s Diefer Theilungsmobns der „Waffer- 
menge“ hat in vem Falle beſondere Beveutung, wenn die Hauptmaſſe 
bes Waſſers auf einer Seite des Tiuffes fich fortbewegt; außerdem — 
fowie in Rüdficht der übrigen Waſſernutzungen — tft bie durch bie 
Mitte des Fluſſes (bei mittlerem Waflerftande) gezogene Linie als 
die Nugungsgrenze ber beiberfeitigen Uferbefiger anzufehen (Vgl. 
88.407. 854. 8355 A. B. G. B.). Nach diefer Grenze bemeijen fich 


ſcheidet in Iepterem Sinne. Den Raturereigniffen ift gleichzuftellen die auf zwingen⸗ 
den, öffentlichrechtlichen Gründen berubende Herftellung von Straßengräben, Waſſer⸗ 
Tanälen u. ſ. f. 

79). Bol. au Art. 37 bayer. W. G. und Pözl S. 115 flg. Insbeſondere 
Tann die Erfigung einer Sewitut in folgenden Fällen flattfinden: 1. wenn der Eigen» 
thümer des oberen Orundftüdd dem Wafferablauf auf das fremde Srundftüd eine der 
natirrlichen Lage (Abdachung) ni ht entfprechende Richtung gegeben; oder 2. wenn 
der untere Örumdbefiger durch Anlagen den natürlichen Bafferzufluß hemmt, oder 
3. wenn ber Letztere die Fortdauer der Leitung ded Waflerd auf fein Grundſtück als 
Sewitut (serv. aquae pluviae non avertendae) in Anfpruch nimmt. Im letzteren 
alle werden folche Handlungen erfordert werben, welche den Befip des Servituts⸗ 
rechts begründen, 3. B. Berbot der beabfichtigten Anderung des beftehenden Zuftandes, 
entfprechende Anlagen auf fremdem Grunde. Bol. die Motive des bayer. W. G. 
bei Pözl ©. 115 flg. und Randa, Beſiß 8. 28; im Wefen übereinflimmend 
Peyrer ©. 186flg. 

80) Das Geſetz erflärt diefelben „ald Zugehör derjenigen Grundftüde, über 
oder zwifchen welden fie fließen”. (8. 5. So auch $. 39 des ba yer. W. ©. 2.) 
Diefe Bezeichnung wäre befler unterblieben; weder der Begriff ded Zugehörs im 
Em Sinne (Pertinenz), noch jener im weiteren Sinne (Acceffion, f. 8.29% ©. 8.) 
trifft zu. 
81) Durch diefe Faſſung (ftatt der des urfprünglichen Entwurfs: „fo bildet bie 
duch die Mitte des Baches... . gezogene Linie die Grenze 2c.”) wollte man für alle 
Fälle die Benugung der gleichen Waflermenge für Triebkraft und Bewäſſerung den 
beiberfeitigen Mferbefigern wahren. Bol. Peyrer ©. 195. 
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bie ben Flußeigenthümern im Einzelnen zuftehenven, fofort näher zu 
bezeichnenden Rechte. 

2. Der Eigenthümer des Privatfluffes ift nicht etwa Eigenthümer 
ber fließenden Welle (vgl. S. 60). Er kann diefelbe nur benugen 
und auch felbft biefe Benutzung ift durch bie Rechte der übrigen 
Wafferberechtigten, ſowie burch die aus dem Zuſammenhange ımb 
der Unentbehrlichkeit des Waſſers hervorgehenden öffentlichen 
Rückſichten geſetzlich beſchränkt; namentlich darf durch ſeine 
Benutzung feine das Recht eines Anderen (insbeſondere alſo auch 
nicht den von öffentlichen Plätzen her zuſtehenden Gem ein gebrauch 
bes fließenden Waſſers, 8. 16 L. W. ©.) beeinträchtigende 
Verunreinigung des Waſſers, kein Rückſtau und keine Über⸗ 
ſchwemmung oder Verſumpfung fremder Grundſtücke verurſacht werden 
(8. 10 R. W. ©.) Keinesfalls darf der Privateigenthümer das 
fliegende Gewäſſer ganz verbrauchen. Denn nurbieBenutung 
— unbeſchadet der eben bezeichneten Rechte Dritter — geſtattet ihm das 
Sejeg 32 (8. 17 L. W. G.). Darum verordnet auch das Geſetz (8. 12 
R. W. G.), daß das vom Eigenthümer des Grundſtückes aus einem 
Privatgewaſſer abgeleitete und unverbrauchte Waſſer, bevor es ein 
fremdes Grnundſtück berührt, in das urfprüngliche Bett zurüdzn- 
leiten ift.83 


82) Während nämlich der erfte Abfag des 8.10 R. W. G. dem Eigenthümer 
des (sc. gefhloffenen) Privatgewäflers das Recht zugeftcht, dasfelbe „für ſich 
und für Andere nach Belieben zu gebrauchen und zu verbrauchen“, befchränft der 
zweite Abfap deöfelben das Recht des Eigenthümers fließender Gewäfler auf „die 
Benugung“ des Gewäfferd. Diefen in der Natur der Sache gelegenen Unterſchied 
hält au das ba yer. W. B. G. (Art. 39. 54) feft, wiewohl diefed von „Zubehör 
der Brundftüde” und „Eigenthum“ fpricht. Bal. Pozl S. 118 flg., 145 flg., Roth 
8. 291. — Für dad preuß. Recht ift diefe Frage ftreitig; das preuß. Waſſergeſ. v. 
28. Februar 1843 (8.1.13) ſchließt den gänzlichen Verbrauch nicht geradezu aus; 
vgl. aber Dernburg 8.253, R. 11. 

83) Eine Abweichung hiervon läßt das Geſetz ($. 12 cit.) nur dann zu, wenn 
durch eine andere Ableitung den übrigen Waſſerberechtigten fein Nachtheil zugefügt 
wird. Bereinigen fih mehrere Ufereigenthümer zu einer gemeinfchaftlichen Leitung 
bed Waſſers, fo haben fie insgeſammt biefelbe Verpflichtung zur Rückleitung ded- 
ſelben; doch werden ihre Grundflüde in diefer Beziehung als ein ganzes behandelt, 
(8.13 W. G.) Das Ableitungsrecht fept allerdings voraus, daß beide Ufer dem 
Ableitenden gehören, da jeder Uferbefiger das Recht „auf die Hälfte der Waſſer⸗ 
menge” befigt. (8. 14.) Übrigens hat dieſes Recht in der preußifchen Prarid zu großen 
Mipftänden Anlaß gegeben. (S. Baumert &.40flg) Rad öftere. R. (8.17. 
2%. böhm. 16, 29. d. übr. L. W. ©.) wird eine ſolche Ableitung in der Regel nit 
ohne Genehmigung der Berwaltungsbehörde erfolgen dürfen, welche er⸗ 
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Die Benutung ber fließenden Gewäſſer Tann geſchehen: durch 
Schöpfen, durch Zuleitung, bez.Benutung der chemiſchen Eigen- 
ſchaften des Waſſers zu wirthichaftlichen Zweden,%4 durch Benukung 
bes Gefälts für Waſſerkommunikationss und für TZriebwerte,® 
durch Ausübung der Fiſcherei, foweit dieſe nicht zufolge beſonderer 
Rechtstitel anderen Berfonen zuftehtS? u. f. f., durchweg jeboch unter 
Einhaltung derjenigen polizeilichen Normen, welche für die Ausübung 
biefer Rechte im öffentlichen Interefie in den Wafler-, Fiſcherei⸗ oder 
anderen Geſetzen feftgeftellt find. (88. 16—18. 982...) Ins- 
befondere ift zur Errichtung von Wafleranlagen jever Art, namentlich 
von Triebwerken und Stananlagen, dann bie Bewilligung der 
Berwaltungsbehörbe erforberlich, wenn burch biefelben auf den Lauf, 
das Gefälle oder vie Höhe des Waffers in öffentlichen Gewäſſern oder 
auf fremde Rechte, namentlich anf bereits (gefegmäßig) be- 
ftehende Wafferwerte (Mühlen, Wehranlagen, Wafferzuleitungen 
für landwirthſchaftliche oder gewerbliche Anlagen n. ſ. f.) eine Ein- 
wirkung entfteht. (88. 17. Abf. 2 und 18 böhm., 16 und 17 ber übr. 
2.3. ©.) Da bei vem Zufammmenbange der fließenden Ge⸗ 
wäfjer und bei dem vechtlihen Beftande zahlreicher Waſſerwerke 
flußauf⸗ und flußabwärts eine folche Einwirkung faft bei jevem Trieb- 
oder fonftigen Waſſerwerke eintreten kann, wird bie behörbliche Kon- 
zeſſion bei dergleichen Anlagen auch in Privatfläffen vie Regel bilden 
und wird hierbei vie Behörde nach den oben auf S. 84 fig, angeführ- 


en 1 Dritter zu ſchützen wiflen wird. (Anders nah d. preu ß. W. ©. v. 
$.1 

84) Inäbefonber ift die Berwendung des Gewäſſers für die Zwede der Land⸗ 
wirthſchaft und Fabrikation: ald da Bewäflerung, Flachsröften, Bleichen, 
Baden, auläffig, — doch immer nur foweit, ald dadurd das abfliegende Gewäſſer 
nicht in fehädlicher Weife verunreinigt wird (8.10. Abſ. 3 R. W. G.). Dazu Peyrer 
©. 210 flg., 223 fig. 

85) Der gewerbömäßige Betrieb der Überfuhr bedarf der polizeilichen Geneh⸗ 
migung (5. 7 R. W. G.); desgleichen die Holztrift (Bringung des Holzes im un⸗ 
gebundenen Zuſtande. 88. 24 und 26 Forſtgeſ. v. 3. Dezember 1852, R. G. Bl. 
3.250): ebenfo die Anlage von Brüden. ©. Peyrer ©. 215 fig. 

86) Bgl. 8.18 L. W. ©., dazu 8. 94 deaf. Gefepes. 

87) Dgl. 88.10.17 Abf. 2 und 102 L. W. G. Bei Abgang ſolcher befonderer 
Gerechtigkeiten wird der fogenannte Flußeigenthümer auch zur Fifcherei (jelbft Perl- 
fifcherei) berechtigt fein. Fifchereiberechtigten ſteht gegen die Ausübung anderer Waſſer⸗ 
benutzungsrechte nicht das Recht des Widerſpruches, fondern bloß der Anſpruch auf 
angemeffene Schablodhaltung zu. (8.1IR.W.G.) Dazu f. N. 58a. 
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ten Gruntfägen vorzugehen haben.° Gleichgũltig ift, ob tie Anlage 
eine banernte oder verübergebente ift. © 

Daß übrigene tie gemähnliche (gememe) Benukung des flie- 
Fenten Woſſers au in PBrivatjläfien mit Beunkung ter er: 
lauften Zugänge ;. 9. ffentlicher Plãte. Yrüden u. |. f.) Zeder⸗ 
mann zuiteht, verfteht ſich nach ver Natur ber flieBenten Waſſer⸗ 
weile ven felkit zur it überties in S. 10 . W. G. jr Döhmen 
anttrüdth erilärt.”® 

3. Das Cigeutbum am Fluß bette äupert ſich im dem Rechte des 
Fiuheigenthämert aui tie Gewinnung von Befterrilangen, Schlamm, 
Sat, Steinen, GE 1. |. f. ;”' ferner im tem Rechte desſelben auf tie 
in bem Primutflufte entftehente Smiel. bez. auf daB trodengelegte 
&lukbert. Arı. SS. 404. 108.654 9.6.9. — Sind Ne beider⸗ 
feitigen Uierbeiiger alt Tinkeiaentbümer amjwiehen, fe erwerben 
diejeniaen Uierheftser. aui teren Seite ftch tie Iatel gekildet hat, das 
Cizenthum terieiken nad Mat ter Sünze ihrer Gruutitede Arg. 
SEHR G.. nl. Anal. d. S. 407 u 151 B. G. 8): 
entitehe die Zucl in ter Mitte vet Fium̃er ſe fällt has Eigenthum 
keiten Uiiereigentfümern nd MaR rer Zinıe ihrer Grautfiüde zu. 
Ana. SS. 5. ML MS, Anal. d 497 cit. n. S$.555.5568.8." 
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Als Mitte ift die durch Die Mitte des Fluſſes bei normalem Wafferftande 
gezogene Linie anzufehen. 3 — Iſt der Fluß ein öffentliches (nur nicht 
ſchiffbares) Gewäfler, fo find die anliegenpen Uferbefiger nach 8. 407 
bloß berechtigt, fich die in demſelben entftanbene Infel nach ven eben 
angegebenen Grundſätzen zuzueignen. 

Was von ber entſtandenen Inſel bemerkt wurde, gilt auch von 
dem trodengelegten Flußbette 8. 4104. B. ©. B.), allerbings mit 
ber Maßgabe des 8.48 L. W. G., ver zufolge ber bei Fünftlichen 
Regulirungen gewonnene Grund und Boden demjenigen zufält, wel- 
cher die Koften ber Unternehmung trägt.9* 

4, Der „Eigenthümer der Anlage” ift zur Erhaltung unb 
Ränmung (Reimigung) der Kanäle und fünftlichen Gerinne ver- 
pflichtet, vorbehaltlich vechtögültiger Verpflichtung Dritter. (8. 44 
böbm., 41 nieberöfterr.. 39 fteierm., 40 bul,, 43 ber übrigen 2. W. 
©.) Bei (natürlichen) Flüſſen und Bächen hingegen find gefek- 
(ich die Anrainer (Eigenthümer ver Ufergründe und Uferanlagen) 
verbältnikmäßig verpflichtet, die zum Schut ber Ufer, Gebäude und 
fonftigen Anlagen nöthigen Maßregeln — nach Umftänden insbefon- 
bere bie Räumung bes Flußbettes auszuführen und entitanbene Waſſer⸗ 
ſchaͤden zu befeitigen. (8. 45 böhm., 42 nieberöfterr., 40 fteierm., 41 
buk., 26 rain. W. &.)%— Zur Inftandhaltung der „Anlage“ jelbit 
(3. B. des Triebwerkes) fowie der Pertinenzen derſelben (Wehren, 


„Zugebör” (im weiteren Sinne ded 8.294 A. B. G. B.), daher das Flußbett als 
Fortfehung der Ufergrundftüde angefehen wird, fomit eine Offupation des über 
das Waſſerniveau fi erhebenven Theild des Flußbettes unnöthig erfeheint. — Anders 
freilich, wenn der (nicht fhiffbare) Fluß, in weichem die Inſel entficht, weder den 
Uferbefigern noch Dritten gehört. (Died wird die Regel bilden.) Hier wird das 
Eigenthum derfelben gemäß der unzweibeutigen Norm ded 8.407 ©. 3. allerdings 
erft durch Zueignung erworben. Bgl. Zrodlowski, Eivilr. Unterfuh. S.148. — 
Auf den Schatz, der im Flußbett gefunden wird, hat der Flußeigenthümer wie jeder 
Grundbefiger Anfpruch. Bol. au Dernburg 8.252, N. 4. 

93) Arg. 8.107 G. B., dazu L.30, 8.2. D. 41.1, auch Stubentaußl. 
©. 525 und Zrodlomwmsti a. O. S. 131 gegen Winiwarter U. ©. 178 und 
Rippel Il. ©. 315. — Abweichend 88. 258. 249.1. 9d. preuß. L. R. 

94) Die Alluvion und Anulfiongriähtet fih nad der allgemeinen Regel des 
A. B. G. B. Daß die Normen ded 3. ©. B. über Infelenwerb und Alluvion nicht 
auf einem einheitlichen Prinzip beruhen, ift infonfequent, zumal wenn man er- 
wägt, daß Ufer und Bett in einander übergehen, und daß die Alluvion eine faft flän- 
dige Beränderung des Flußbettes und Ufers mit füch bringt. 

95) Eigenthünmer der „Anlage“ Tann fein der Eigenthümer bed rundes, ber 
Seritutöberechtigte, event. der Beſtan dnehmer eined Waflerwerkedzc.— Rad) Art.47 
bayer. W. ©. ift die Reinigung des künſtlichen oder natürlichen Flußbetts eine 


Rande, Eigenthum n. öfter. Recht. 7 
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Dämme, Dammfchleußen, Ufermauern ꝛc.) ift felbftverftänplih nur 
ber Eigenthümer verfelben berechtigt, bez. verbunden.” Kann ber 
Eigenthümer der Anlage nicht fichergeftellt werden, fo liegt dieſe Ber- 
pflichtung Denjenigen ob, welche die Anlage benutzen, und zwar nach 
Verhältniß der benutzten Waflermenge. ($. 44 cit.) — Dies ift in 
Übereinftimmung mit ben Beftimmungen bes A. B. G. B. über bie 
Ausübung der Servituten (SS. 483. 487—490. 491. 497), denen 
zufolgeder Servitutsberechtigte die zurWaſſerleitung dienenden, 
auf fremdem Grunde befindlichen Gräben und Kanäle in ordentlichem 
Zuſtande erhalten, reinigen und nach Bedarf decken muß. 9 
Wird die Waſſeranlage zugleich vom Beſitzer des dienenden Grundes 
benntzt, fo bat biefer nach Verhältniß des gezogenen Nutzens zur Er- 
haltung und Reinigung beizutragen und nur burch Abtretung ober 
Dereliktion des zur Waſſeranlage erforberlichen Grundes Tann er fich 
biefer Verpflichtung entlebigen. (8. 483. — Im Bezug auf die Be⸗ 
feftigung ver Flußufer gilt die allgemeine Regel des 8. 413 A. 2. 
G. B. und 8. 43 L. W. G. — Mafregeln zum Schuge der Ufer- 
grundſtücke (bez. Gebäude) find— joweit nicht befondere Verpflichtungen 
beftehen — zunächft eine Angelegenheit Derienigen, benen bie Liegen⸗ 
ſchaft gehört. (8. 45 böhm., 40 fteierm., 42 nieberöfterr., 44 d. übr. 
L. W. ©.) Im Übrigen unterliegen alle Anlagen zur Benutung, Lei- 
tung und Abwehr der Gewäffer ver polizeilichen Aufficht. (8: 98 
L. W. G., dazu 93 nieberöfterr., 90 fteierm., 97 d. and. 2. W. ©.) 


gemeimfchaftliche Laft der Ufereigenthümer und der Befiper der Triebwerke und Waſſer⸗ 
leitungen. Dazu f. P5z31S. 127 flg., Randa, WB. R. $. 5. 

96) Demgemäg entſchied auch das Aderb. Minift., daß dem Eigenthinner der 
unteren Mühle und anderer Triebwerke die Räumung von Kanälen und Bächen ſo⸗ 
weit obliegt, als der Rüdftau reicht. So au Art. 47 d. ba yer. W. B. G. Ob 
das Gewäffer ein öffentliches oder privates iſt, macht im Falle der 88. 44 u. 45 
43.44) böhm. 2.%. ©. keinen Unterfchied. Bol. Peyrer S. 369. 370. Das Wort 
„Anlage wird im $. 44 (43) im Bor- und Nachſatze ded 1. Abſatzes im verſchiedenen 
Sinne genommen, dort ald Mittel, Hier ald Mitiel und Zweckobjekt bei Benugung 
des Gewaͤſſers. 

97) Selbſtoerſtaͤndlich muß alſo der Anlieger die Betretung ſeines Grundes be⸗ 
hufs Reinigung des Gewäſſers und Fortſchaffung des Aushubs geſtatten. 
(Bgl. auch Art. 679 fig. Code oiv.; und bezüglich der natürlich fliegenden Gewäfler 
die analoge Beftimmung der Art. 61. 79 bad. W. ©., dazu Schenkel ©. 103. 
158 flg.) Der den Mühlengraben reinigende Müller ift nicht verpflichtet, den Schlamm 
wegzufchaffen, foll ihn aber auf beiden Ufern unfhädlich ablagern. Zeitfähr. f- 
Berwalt. 1872, Nr. 9. 

98) Ähnlich 8.47 des bayer. W. B. G. 
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Unter gewiffen Voransfegungen (88. 15 und 19 R. W. G.) 
können Privatgewäffer jeder Art aus volkswirthſchaftlichen Gründen 
erpropriirt werben, wovon fpäter zu handeln ift. 

So ſehen wir beun, daß das fogenannte „Slußeigenthum” 
(vorbehaltlich befonderer Privatrechte Dritter) nachftehende Waffer- 
nugungsrechte begreift: 

1. Die gemeine (gewöhnliche) Wafjerbenukung. (88. 15. 16 
L.®. ©) 

2. Das Recht auf die entjtandenen Infeln und das ausgetrod- 
nete Flußbett. 88. 404. 4084.98. G. B., vergl. 88. 10. 17. 18 
2.3.6.) 

3. Das Recht auf Gewinnung von Sand, Steinen, Schilf, 
Eis u. ſ. f. (88. 10. 17. 188.8. ©.) 

4. Das Fiſchereirecht mit Einfchluß der Berlfticherei (vgl. S8. 10. 
15. 17. 18.218. W. ©.) 

5. Das Recht der Wafferzuleitung zu landwirthſchaftlichen ober 
gewerblichen Zweden. (88. 12—142.%8. G.) 

6. Das Recht anf Benutzung des Waſſergefälls (der Trieblraft). 
'88.17.188%.8. ©.) 

7. Das Recht zur Holztrift. (88.17.1828. W. ©.) 

Allerdings ift die Ausübung dieſer Rechte der allgemeinen polizei- 
fichen Überwachung bes Staates aus Gründen bes öffentlichen Inte- 
reffes unterworfen ($. 98 L. W. G.), und ift Überdies zu einzelnen Be⸗ 
nugungsarten (3. 5—7) fogar regelmäßig die behördliche Bewilligung 
erforberlih. (88.16. 17.42 L. W. G.) Vgl. Prajät, Wafferr. 
Romp. 88. 1. 3. 

Haben aber dieſe Benutzungsrechte in der That den Charakter der 
Ausſchließlichkeit, ſo daß der Flußeigenthümer Anderen die gleich⸗ 
artige Benutzung verwehren könnte? Kann ſohin von einem „Eigen - 
thum’ an ſogenannten Privatflüffen die Rede fein? Die 
Antwort liegt auf der Hand. 

Nur die unter Zahl 2. 3 und 4 genannten Nutungsrechte haben 
diefen Charakter, — nicht auch die übrigen. Und gerade dieſe Rechte 
erfcheinen recht eigentlich nich t als Benutungsweifen desWaſſers, 
fondern vielmehr als Ausflüffe des Eigentums an Grund und Boden 
bez. als Berechtigung zur Gewinnung gewilfer fefter, organifcher ober 
unorganifcher Gebilde, welche am Flußgrunde oder im Waſſer exiftiren 

7% 
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und mit diefem in feinem nothwendigeren Zuſammenhange ftehen 
als etwa bie Mineral-, Pflanzen⸗ und Thierwelt des Feſtlandes mit 
biefem und mit ber fie umgebenden Luft!“d“ Sie können baber als 
Rechte auf die Nebennutzungen ber Gewäfler bezeichnet werben. 
— Bas die Übrigen, wahren Benugungsweifen bes Waſſers betrifft, 
fo ift zu bemerken: Die gemeine Benugung des Waffers (Zahl 1) 
fteht auch bei Privatflüffen von erlaubten Iugängen ber Jedermann 
zu (8. 16 böhm. L. W. ©.).100 Das Recht zur Holztrift (Zahl 7) in 
Privatgewäflern kann bie Berwaltungebehörbe, wenn dies zur Bringung 
des Holzes unumgänglich nöthig ift, Jedermann gegen Entichädigung 
gewähren. (8. 26 Forſtgeſ. vom 3. Dezember 1852. 3. 250 R. ©. 
B.)11 Was enplich pas Recht zur Wafferleitung und zur Be 
nugung des Waſſergefälls betrifft (Zahl 5 und 6), fo kann bie 
Berwaltungsbehörbe, auch wenn die Erforbernifie der Enteignung nad) 
8.365 4.3. ©. B. nicht vorliegen, verfügen, daß der Eigenthümer 
bes fließenden Gewäffers, injoweit er e8 nicht benöthigt und inner- 
halb einerangemeffenen, zu beſtimmenden Srift nicht benutt, pasfelbe!" 
Anderen, die ed nugbringend verwenden, gegen angemeſſene Ent- 
ſchädigung abtreten fol (8.15 R. W. G., 8. 28 L. W. G.). Das 
Recht des Flußeigenthümers zur Ausbeutung der chemiſchen und me⸗ 
chaniſchen Kräfte des fließenden Gewäſſers (Zahl 5 und 6) löſt ſich 
baher im Grunde in ein bloßes Borzugsrecht zu dieſer Benutzungs⸗ 
art des fließenden Gewäflers auf. 

Hieraus ergiebt ſich nun, daß in Wirklichkeit lediglich Die Fiſcherei⸗ 
gerechtigfeit und die Rechte auf andere eb ennutungen des Gewäſſers 
(3. 2—4) den wefentlichen Charakter bes Eigenthumsrechtes (im weit. 
Sinn): nämlich den ver Ausfchlieglichkeit ver rechtlichen Macht 
(8. 354 9.3.6.2.) an fi tragen, während alle übrigen Be- 
nutzung $rechte — alfo die eigentlichen „Wafferrechte‘ (3.1. 5. 6. 7.) 


99) Zu weit aber geht die Behauptung Jilinsty’3 ©. 271—275, daß die 
unter 3. 2—5 genannten Rechte gar nicht ind Wafferrecht gehören. Denn diefelben 
erfeheinen doc ebenfogut ald Konfequenzen des Flußeigenthums, ald etwa das 
Jagdrecht ale Ausfluß ded Grundeigenthums. 

100) Vgl. au Seuff. Arh. 313. Nr. 107. Außer dem böhm. L. W. ©. 
enthält fein anderes diefe an ſich einleuchtende Beftimmung. 

101) Daß der Fiſ degiteecuigte dagegen kein Einſpruchsrecht hat, beſtimmi 
ausdrücklich der F. 19 des R.W. © 

.102) Das Geſeß ſpricht ungenau von der Überlaffung de „Sewäfferd“, ftatt von 
der Überlaffung des Benutzungsrechtes daran. 
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— dieſes charakteriftifchen Momentes entbehren und in per Hauptjache 
zu einem (Dritten nicht präjubizirfichen) Benutzung Srechte bes flie- 
ßenden Gewäflers einfchrumpfen, einem Benutzungsrechte, welches 
fachlich Tauım beſonders wejentlich über die Grenzen des Gemein- 
gebrauch8 (usus publicus) hinausgeht! 108 Und fo hebt denn bie 
Geſetzgebung jelbit das „Eigenthum“ an Bächen und Flüffen, 
welches fie in ven 88. 5. 10 (Abf. 1 und 2), 12-1508 R. W. G. 
vorerft theoretisch anerkannt, in ben 88. 10 (Abf. 3.), 12. 15 und 
19 R. W. G. und ven 88. 16—19 flg., 8. 42 fig. und 8. 94 der 
L. W. G. in allen praktisch weientliden Konſequenzen wieber 
anf und kehrt thatfä ch Lich — mit geringen Modifikationen 14 — zu 
dem natürlichen, dem Öffentlich en Intereffe einzig entſprechenden 
Grundfage des römischen Rechtes zurüd: „Fluminaomnia 
sunt publica!‘' 105 


103) Da im Zweifel die Uferbefiger ald Eigenthümer des Privatfluffes anzufeben 
fd (5. 5 R. W. G.), fo wird damit im runde nur ein fhon auf faktiſchen 
Gründen berubendes, vorzugsweiſes Benutzungsrecht der Ufereigenthümer als „Eigen- 
thum am fliegenden Waffer“ getauft. Bol. Gerber 8. 61, N. 3. 

104) Durch diefen Borbehalt entfällt wohl jede Einwendung (Krasnopoleti, 
Mittheil. d. d. Jur. B. 1878. ©. 42) gegen die nur ſcheinbar zu allgemeine — weil 
prinzipielle — Faflung ded ausgeſprochenen Gedankens. 

105) Bol. dazu Filinety ©. 30.301 flg. Stein, Berwalt. S. 323. 324 flg., 
327, 329. Kiß linig S. 36, Prajdt S.106, auch Burdhard Syſt. 8.72, und 
bef. Zemayera.a. D., Nr. 44, welcher mit Energie für diefen Grundfag eintritt. 
Die beiden Erfteren laſſen übrigens dem römifchen Recht unverdienten Zadel zugeben. 
Eigenthümliches Licht auf die Entſtehungsgeſchichte des oͤſterr. R.W. G. wirft die 
Bemerkung des Berichtes des Abgeordn. Haufed: „So jehr man auch auf der einen 
Seite dad größte Gewicht darauf legte, daß Mar und beftimmt ausgeſprochen 
werde, daß das fliegende Waſſer an ſich ein öffentlihed But fei,.. 
fo glaubte man doch die Aufnahme eines fo prägifen Satzes vermeiden zu follen, um 
nicht mit dem Begriffe (2) eined Privatgewäflerd und mit einzelnen Landesgeſetz⸗ 
gebungen (2) in Konflift zu geratben.” () Prot. ©. 5851. M. E. würde ein Bor- 
behalt im Sinne des 8. 102 des böhm. L. W. G. (Art. U. der anderen 2. ©.) die 
entgegenftehenden, grundlofen Bedenken gegen die Aufftellung und konfequente Durch⸗ 
führung jene? Prinzipd am beften zerfirent Haben. — Daß aud) die Annahme eines 
„Miteigenthumd aller Uferanlieger“ (angeblich deutfchrechtliche Auffalfung) weder 
juriſtiſch noch volkswirthſchaftlich zu einem befriedigenden Refultate führt, heben auch 
Lemayer 6.174 und Stein a. a. O. richtig hervor. ©. dag. auch Baumert 
©. 95. 232 fig. — So darf ed denn nicht überrafchen, daß diefenigen Schriftfteller, 
welche „Privateigenthum” an fließenden Gewäffern anertennen, ſchließlich zu der Bes 
hauptung gelangen, daß die Orundfäge, welche für öffentliche Flüſſe gelten, unmittel- 
bar oder analog auch auf fließende Privatgewäffer anzumenben find, Dal. Ende» 
mann ©. 55 flg., 59 und ſelbſt Glaß ©. 117 flg., welcher Leptere zwar am „Eigen- 
tum“ an PBrivatflüffen aus Achtung vor den beftehenven (2) Rechten fefthalten zu 
müffen glaubt, aber ſchließlich den folgenden, den Begriff des Eigenthums wieder 
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Will man die Gefammtheit der oben gebachten, an einem 
Privat fluffe rechtlich möglichen Beiugniffe der Kürze halber Fluß⸗ 
eigenthum“ nennen, fo ift gegen dieſe Kollektivbezeichnung allervings 
Nichts einzuwenden; doch darf dabei nicht überjehen werben, daß fich 
bier der Eigenthums begriff nad ber beſonderen Beichaffenbeit 
res Gegeuftandes wejentlich mobifizirt, ta berfelbe nur das 
Eigenthum am Flußbette, ies Tas ausſchließliche Recht auf ge- 
wifle Rebennutungen des Gewäflers und das norzugsweiie 
Recht auf tie Benukung des Waflers ſelbſt begreift. 

Über tie jchwierige Lompetenzfrage in Waſſerrechtsſachen vgl. 
Randa, W. R. 8. 10.8. %.; u. neueft. Brazjat, Wafferrechtliche 
Komp.⸗Fragen 1892). 


$. 5. Beigränfungen der Ausübung des Gigenthumsrechtes. 
Kraft des Eigenthumsrechte® kann ver Eigentümer über feine 
Sade in ter Regel willlürlich verfügen; er Tann biefelbe nach Be⸗ 


aufbebenden Gruntiag auffielt: „Due E. au Privatflüfien if ein dur die Gemein: 
tea jämmtlicer Aulieger durch die Grenze des eigenen Bedarfs beichränftes.” 

106; Rech weiter geht Deraburg 6.251, welcher das Rocht des Staates und 
fer Privaten am Flußbett ſelbſt nach rom. Recht dem Gigentbumdgebiet unterorbnen 
wit — 66 iſt ſchen fruber (1. Rete 28) berrergebeben werben, daß and) noch die 
lexte Reaierungsrerlage v. J. 1669 überall vom „Gigentbümer bed Gewäfter“, 
dagegen das Glaberat Ted Abgrertartenbauftd ven „temitenigen, tum dad Waſſer 
gehört", pricht; Iummecb klich der erſtert Undtrad im 5. 10, Abſ. 3, 8.29.44 
2.8.8. — Daß ed richtiger acweien wäre, bei fliegenden Gewähern überhaurt 
den Shätiranft der Lifentlichkeit arunriäglicdh amdiuirrechen und denfelben 
wicht bie durch Hinterpförthen cingufabren, wirt faum zu beftreiten fein. Bol. be⸗ 
tenture Lemarera a O. Nr. M. 

1 Bal. Better, Jabtb. j. um. RM V. 10. Ibering, Jabtb. 1. Dreym. VL 2, 
deite. eiunda VL 9, Deiimann, Ark. i. rpraft Redraein. R 3.1. €. 241 fig. 
Vagenſt echet LS. MW fg. Ranacrow L 8.2730. Böding 5. 140, 
Binpibrit 8.169, Yrinz 8. 1214. Derubura 5SS.217 Az, Reıb 86. 121 flg. 
Garcid, Grant. d. untid. OR 56. 65Hla.,. Yarem 58.126.127: für das 
utiin Nect dej. Etebbe S SS ils. — fertar ser. MR. Mages, G. 3.1871 
Rr. IR. car uafındnıin Menegrartic. Brajal, Recht der Guteiguung 
E.2102 MG iR cd nike gan juheffent, wenn man tie and den geſehlichen 
Cuusttemititrintengen jlichenten Berechtigungen Drittet al dinglide (Brin; 
a. Da Deradurg © 471) eder velahtdın ale ethgateriide bezeichact. bez, die⸗ 
KÜNR zum Theilt eier, zum Tdeilt jumer Kategorie der Primatredher einreißt (Eo 
Rınrizcır & 18. Die Yırubrigungen baben vieeeit fe mict gefegliche Ser⸗ 
ran ent, i. Note 6‘ den Charakter cined ebligateriisen Realanipradee 
RR deden Mrüger det Oruaini aui Daitumg, I;. Umtrtiatung. In gewiſſer Be⸗ 
schung femmt dercm tunen mal Pelfer. a. D. V. S. 1W fa 200 Hg un 
Arena I 25 IL SS Rı Nu. ia Idering. Jedre. X S. 554. In 
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lieben benutzen over unbenutzt lafſen oder ſogar vertilgen; er Tann fie 
ganz oder zum Teil auf Andere übertragen, ober mit binglichen 
Rechten zu Gunften Dritter belaften (8. 362. 363 ©. B.). Dennoch 
bat auch die Ausübung des Eigenthums gewiffe Grenzen; benn bie 
ichrantenlofe Ausbeutung desſelben vertrüge ſich weber mit dem ethi- 
ichen Charakter des Gemeinweſens, dem ber Eigenthümer bie Aner- 
tennung unb ben Schuß feines Rechtes dankt, noch auch mit den all- 
gemeinen wirthichaftlichen und fozialen Interefien, welche der Staat 
als oberfter Hüter des Gemeinwohls zu ſchützen und zu fördern berufen 
ift. Abgeſehen davon, daß bei Ausübung vesfelben in bie fremde 
private Rechtsfphäre nicht eingegriffen werden barf,2 tft ber Eigen- 
thümer auch gewiffen Beſchränkungen unterworfen, welche bie 


ähnlicher Weife bezeichnet Hartmann, Die Obligation ©. 141. 145, die Ber- 
pflihtungen aud dem Nachbarrecht mindeftend als „Brenzfälle” der Obligation. — 
Jedenfalls erfcheinen diefelben ald Befchräntungen der Au $ü bung des Eigenthums. 
Gie tragen ferner durchwegs den Stempel einer — mehr oder weniger — im all» 
gemeinen Intereſſe getroffenen, wenn auch zunächft einzelnen Privaten zu Gute 
kommenden gefeplichen Borkehrung. Bergl. Prajst 6.21. Zumeiſt find fie der 
privatrechtliche Ausdruck der unabweisbaren Poftulate der Volkswirthſchaft. — die 
Kebrfeite öffentlichrechtlicher Vorkehrungen. Der aus dem publiziftifchen Interefie folge 
weife refleftirende, obligatorifche, gegen jeden Befiger wirkfame, wenn auch zunächft 
dem Sonderintereffe Einzelner dienende Zwang bildet das charakteriftifche Moment 
der fogenannten Regaljerwituten. Aus dem erfteren Umftande erflärt es ſich, daß das 
heutige Recht (anders ald das Nöm.) dem Nachbarn zur Geltendmachung der gejeh- 
lichen E.-Befchräntungen nicht immer eine Privatklage gewährt, vielmehr den Schuß 
feines Intereffed der Adminiftrativhehörbe zuweiſt. (Bol. Ar. 19, dazu 8. 6 gegen 
Ende. Rur im Falle9 findet eine Civilklage flatt, ohne indeß das Einfchreiten der 
Adminiftrativbehörden ſchlechthin audzufchließen. Auch kann von einer Erlöfhung 
des Anſpruchs durch Nonumus nicht die Rede fein).) Hier zeigt ſich zugleich in emi⸗ 
nenter Beife, daß das Eigenthum — obwohl ein Inſtitut des Privatrechtd — den- 
noch nad verſchiedenen Seiten in den Kreis des äffentlichen Rechts gezogen und von 
diefem beherrſcht wird. Vgl. Pfaff-HofmannlL ©. 120.R.80.6.125, Rödler, 
Gründ. Zeitfchr. IV. S. 278, N. 73, Baron 8.126, Brinz, P. (2.9) ©. 221, 
bei. Ihering, Zwei im R.S. 506 flg., der mit Recht darauf aufmerffam macht, 
dag ſchon das R. R. den publiziftifchen Charakter zahlreicher Beſchränkungen des 
Eigenthums betonte. 

2) So 3. B. darf der Eigenthümer Nichts vornehmen, wodurch er die Rechte 
des Serwitutöberechtigten oder Pfandgläubigerd beeinträchtigen würde. Sofern er 
aber in die fremde Rechtöfphäre nicht Kinübergreift, kann er feine volle rechtliche 
Herrſchaft über die Sache geltend machen, felbft wenn Hieraus für Dritte ein Rach⸗ 
theil etwachſen würde. So ;. B. kann der Grundbeſitzer ohne Verantwortung auf 
feinem Grund und Boden einen Brunnen graben, felbft wenn in Folge deffen des 
Nachbars Quellen verfiegen würden (8.1305 &. B.). So ausdrücklich Nr, 352. 353 
ſäch ſ. G. B. und 8.130 L8 preuß. G. B. — anders aber nadı $. 611. 612, 
zütich. ©. B., foweit es fih um das „nöthige Waffer“ handelt. Vgl. ©. 76 fig. 
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Geſetzgebung ficherlich aus Rüdfichten des Gemeinwohles, wenn 
auch zugleich zur Förberung des Sonder intereſſes — insbeſondere 
in Hinfihtanfnachbarliche Berhältnifie — zu treffen für gut finbet.? 
Es find die gefeglichen Beichräntungen, welche vem Eigenthümer 
die Berpflichtung auferlegen, etwaszu bulpen oberzu unterlaffen, 
was er außerdem nicht bulven ober unterlafien müßte. Diefe Be⸗ 
fhräntungen pflegt man in wenig zutreffenber Weile Leg al ſervi⸗ 
tuten” zu nennen und häufige, foweit fie zu Gunften ver Nachbargrunt- 
ftüde Keitehen, * unter dem Namen: „Rachbarrecht” als eimbeitliches 
Rechtagebilde zu bebanbeln.: Daß hierbei eine Entichäbigung bes 
Eigenthüũmers nicht jtatt hat, ergiebt ſich aus der Natur der Sache; 

e8 fint biet Opfer, für bie ihe bie Bortheile des geregelten ftantfichen 
Verbandes vellauf Vergütung gemähren.* Die wichtigften ber 
ſelben ſind felgente: 


3 Ium grewen Theil deruben tar Deikräntsngen auf der verflänbigen Ten⸗ 
nung. tum unedsrheitiaen Auräriaiien Der Gruntmadtarn Redaung zu tragen, 
Kreieudters te Briratinerrrum der wirttichaitliden Mreiie zu fördern und 
m Sritenrühen in nr Were uizmaladıen Bol ErebbcH 5.83. IL 
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ame Ted © eutrrumereied der Grugtiarn der m äd de Zack der zugleub im all- 
yummrenn Iatereht artveärnen Rerfcheumngen sin. &E daber meh San zu billigen, 
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1. Die Üferbefiger find verpflichtet, das Landen und De» 
feftigen ver Schiffe und Flöhe an ven dazu behörblich beftimmten 
Plaͤtzen, ebenfo ferner das Begehen ber Ufer durch das zur wafjer- 
polizeilichen Aufficht beftimmte Berfonal, fowie die beftehenden Lein⸗ 
pfade zu dulden? und zwar unentgeltlich, fofern fie vor Beginn ber 
Wirkſamkeit des R. Waſſergeſetzes v. 30. Suni 1860 3. 93 keine 
Bergätung bezogen (F. 8 R. W. G.).s Die Neuerwerbung von hiezu 
beftimmten Blägen kann nur im Enteignumgswege (3. 365 G. B.) er- 
folgen (.8 R. W. G.). In Nothfällen ift es Übrigens geitattet, 
an jedem geeigneten Platze zu landen, ſowie die Ladung der Flöße und 
Schiffe, und anch vie Fahrzeuge ſelbſt auszuſetzen, wofür dem Ufer- 
befitzer ber erlittene Schaden angemeſſen zu vergüten iſt (8. IR. 
W. ©.).? 

2. Obgleich jeder Uferbeſitzer befugt iſt, ſein Ufer gegen das 
Ansreipen bes Fluſſes zu befeſtigen, fo darf er doch ſelbſt bei Privat⸗ 


erſcheint. (Darum giebt das R. R. in dieſem Falle nicht die a. confessoria, ſondern 
befondere Snterdifte oder die a. negatoria.) Sodann dienen Dienftbarkeiten ſtets 
nut dem individuellen Bebürfniffe einer beftimmten Perfon oder Sache; nad 
dieſem Bedürfniffe regelt fi der Umfang der Berechtigung; mit dem ZBegfall des⸗ 
felben wird die Servitut hinfällig (88. 472—473. 484, 485. 504, 525. 529 G. B.); 
während die geſetzl ichen Beichräntungen ded Eigenthums von der Individualität 
der Perfon oder Sache ganz abſehen, vielmehr in ihrer Allgemeinheit Jedermann 
zum Bortheife gereichen, der ſich gerade in der betreffenden Lage befindet. Beſonders 
zu betonen ift endlih, dag die fogenannten Legalfervituten den Charakter einer 
öffentligrehtlichen Reallaft haben. Diejenigen gefeplichen Eigenthumsbefchräntungen 
des rom. R., welche Better V. S. 179 flg., 185 fig. 201 als wahre Servituten 
aufführt (indbefondere dad Verbot, den Luftzug, die Tenne, die Meeredausficht zu 
verbauen) fennt das öfterr. R. nit; die aquae pluviae a.a. hat aus obigen 
Gründen den Charakter einer Dienftbarkeit gewig nit. Bol. Roth 8.121. Bon 
einer Befhräntung des Eigenthums Tann ſelbſtverſtändlich da nicht die Rebe 
fein, wo der Eigenthümer zu einer beflimmten Xeiftung verpflichtet ift, 3. B. bei 
Zehnten u. f. f. 

7) Ahnlich verhält es ſich mit der Verpflichtung des Grundbefiperd, das Be⸗ 
treten feined Grundes durch den Fiſche reiberechtigten zu dulden, foweit nicht 
eine wahre Serpitut vorliegt. Dagegen übt der Sag dberechtigte Derzeit nur das 
dem Srundbefiger felbft zuftehende Recht in den gefeßlichen Grenzen aus. 

8) Bei Begehungen und Leinpfaden wird die Entfchädigung nur dann geleiftet, 
wenn fie auf einem befonderen Nechtötitel beruht, oder zur Erhaltung derfelben 
Grundeigenthum neuerlich in Anfpruch genommen wird. (8.8 W. ©.) Dal. auch 
58. 18—22 bayer. W. B. G. 

9) Außer dem Fall der Roth kann nur die Behörde Landungs⸗ und Befeſtigungs⸗ 
pläpe auf privatem Boden gegen Entfhädigung ($. 8 W. ©.) enteignen. Vgl. Entf. 
d. Aderb. Min. v. 14. Yan. 1877. 3. 12691. 
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flüffen ohne befonbere behördliche Genehmigung Teine ſolchen Pflan- 
zungen unb Werke anlegen, welche auf fremde Rechte ober auf die Be 
ichaffenheit, ven Lauf und die Wafferhöhe in öffentlichen Gewäflern 
eine Einwirkung haben (8.413 G. DB. 88. 17.21.43 böhm. 2.3. G., 
vgl. 8. 16. 20. 42 [vefp. 40] ber übrigen 2.8. ©.). 

3. Dei Brivatflüffen ift bie Benukung durch die aus dem 
Zuſammenhange und ber Unentbehrlichleit des Waſſers hervorgehenden 
öffentlichen Rüdfichten beſchränkt; insbeſondere darf dadurch keine das 
Recht Anderer beeinträchtigende Bernnreinigung bes Waſſers, kein 
jolcher Rüdftau, keine Überfchwenmung over Berfumpfung von Grund⸗ 
ftücen verurfacht werben (8.10R.W.G.). Der vollftänvige Ver⸗ 
brauch des fließenden Wafjers ift ausgeſchloſſen. 

4. Der Eigenthümer eines Grunbftüdes darf den natürlichen 
Ablauf der über basjelbe fließenden Gewäjjer zum Nachteile bes 
unteren Grunbftüdes nicht willlürlich ändern; bagegen ift auch ber 
Eigenthümer des Letzteren nicht befugt, ven natürlichen Ablauf folder 
Gewäſſer zum Nachtheile des oberen Grundftückes zu hindern ($. 11 
R. W. G., dazu S. 90 d. B.).10 Das vom Grunbeigenthümer aus 
einem Brivatgewäfier abgeleitete und unverbrandhte Wafler ilt, 
bevor es ein fremdes Grunbftüd berührt, in das urfprüngliche Bett 
zurüdzuleiten, es wäre denn, daß burch eine andere Ableitung 
den übrigen Wafferbetheiligten fein Nachtheil zugefügt würbe ($. 12 
R. W. ©)! Bol. Braiat, Wafferr. Komp. 88. 10. 11. 

5. Zur Ausführung von Wafferbauten, welche ven Schuß von 
Grundeigenthum ober die Regnlirung bes Lanfs eines Gewäſſers 
bezweden, tann zu Entwäfferungs- und Bewäfferungs- 
anlagen können (entweber durch freie Übereinkunft ober) auf Grund 


10) Bol. über dic Vorfluth auch 8. L 8. 102 2. Recht und dag Edikt vom 15.Ro- 
vember 1811, dazu Stobbe $. 85. R. 15—16, Dernburg I. 551, Zörfte 
8.170. R. 55. — Daß der untere Grundbeſitzer fraft des Geſehes fein Recht auf das 
Waſſer der Vorfluth bat, verfteht fi von ſelbſt. Bgl. 8.4. Rote 77 dieſes B. und 
Seuff. L Rı.5. 

11) Fiſchere iberecht ig ten ſteht gegen die Ausübung anderer Waſſerbenuß⸗ 
ungsrechte nicht das Recht des Widerſpruchs, ſondern bloß der Anſpruch auf ange 
meſſene, zunäͤchſt von der Verwaltungsbehoörde auszuſprechende Schadloshaltung zu. 
S. 19 R. W. G. Ebenſo nad 8.18 des preuß. und 8.57 des bayer. W. G. B.) 
Die Beſtimmungen der 88. 15 und 16 R. W. G. find nicht an dieſem Orte anzuführen, 
weil fie keineunmittelbare geſetzliche Beſchtänkung des Eigenthũmers enthalten, 
vielmehr diefen zu einer Abtretung verpflichten. 
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von Mehrheitsbeſchlüſſen ver Betheiligten durch Verfügung 
ber Berwaltungsbehörde Waffergenofjenichaften gebildet werben; bie 
Minderheit kann gezwungen werben, ber zur Ausführung und Be⸗ 
nugung bes gemeinfamen Werkes zu bildenden Genoſſenſchaft beizutreten 
und bie Berwenbung ihrer Grundftücke zu dem gebachten Zwede zu ge- 
ftatten (88. 20—24 R. W. ©.).12 

6. Nach dem Berggefete vom 23. Mai 1854 3. 146 muß 
ber Grundeigenthümer gegen angemefjene Schabloshaltung ven mit 
der Schurflicenz verfebenen Berfonen das Schürfen, d.i. das Suchen 
und Aufichließen vorbehaltener Mineralien, auf feinem Grunde (ge- 
wiſſe im $. 17 bezeichnete Orte ausgenommen) fowie auch andere Be⸗ 
nugungen bes Bodens zu Dergbanzweden nad) Maßgabe des Berg- 
geſetzes (88.16. 17. 100. 103. 104. 131) geftatten. Näheres bei 
Pradak J. ©S.90flg., H. Schufter, ©. 3. 1882 Nr.40flg. Fran⸗ 
tel, Zeitichr. f. DBergr. 1891. 

7. Der Grundeigenthümer ift gehalten, Waldprodukte, 
welche anders gar nicht oder nur mit unverbältnigmäßigen Koften aus 
dem Walde gefchafft und weiter geförbert werden Tönnten, über feine 
Gründe gegen volle Entſchädigung bringen zu laffen (8. 24 des Forft- 
geſ. v. 3. Dezember 1852. Nr. 250 R. ©. Bl.)1? — Desgleichen 
müfjen vie Befiger von Privatgewäſſern unter venfelben Voraus⸗ 
ſetzungen das Zriften (Bringen, Schwenmen, lößen) von Holz in 
gebundenem oder ungebundenem Zuftande gegen Erjak des hierburch 
zugefügten Schadens geftatten (8. 26 desſ. ©.). Die Bewilligung 
hierzu ertbeilt bie politiiche Behörbe. 13 

8. Der Grundbeſitzer muß die Vornahme ber Vorarbeiten für 
die Anlage von Eifenbahnen von der hierzu Tonzefftonirten Unterneh- 
mung (gegen Erfat des Schadens) geftatten; über die Nothwenbigfeit 


12) Das Stimmverhältniß wird nicht nach Köpfen, fondern bei Entwäflerungd« 
und Bewäfierungsarbeiten nach der Größe des betheiligten Grundbeſitzes, bei Schuß 
und Regulirungsarbeiten nach deſſen Werthe berechnet. (8.21 R. W. G., dazu $. 56 
böhm., 51 nieberöfterr., 55 d. übt. L. W. G.) Sofern es ſich um gewiffe Leiftungen 
zu dem gemeinſamen Werke handelt, zählt dieſe Laſt allerdings nicht mehr zu den 
Legalfervituten in dem hier feftgehaltenen Sinne, (Bol. 8.23 R. W. 6.) Ähnlich 
d. preuß. ©. v. 1843 88. 56 flg. und v. 11. Mai 1853, Art. 2 und das bayer. 
Be⸗ und Entwäffer. Gef. v. 1832 Art. 2—22 und Roth II. 8.122. 

13) Das Nähere f. bei Prazaͤk ©. 100 fig., welcher die öffentlichrechtliche 
Ratur diefer Eigenthumsbeſchränkung mit Recht betont, indeß diefelbe jedoch dem 
Begriff der Enteignung unterordnet. 
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berfelben entjcheivet die politifche Bezirksbehoörde. 8. 42 Eif. Ent. ©. 
vd. 18, Februar 1878 3. 30. 

9. Zufolge ver Adminiſtrativgeſetze find die Befiger ber an öffent- 
liche Straßen anftoßenden Grunbftüde aus Rüdfichten ver Straßen- 
polizei gehalten, bie Pflanzung von Baumalleen von Seiten ber Ge⸗ 
meinde längs bes Straßenzuges am äußeren Rande bes Straßen- 
graben auf ihren Grünben zu geftatten. Nehmen die Grundbeſitzer 
bie Pflanzung im Einverftänbniß mit der Gemeinde jelbft vor, fo ge- 
bübrt ihnen der von den Bäumen abfallende Ruten; außerbem ge- 
bübrt derfelbe ver Gemeinde, bez. vemjenigen, ber biefelben mit Ge⸗ 
nehmigung ber Letzteren gepflanzt hat.!“ — Desgleichen erfcheint bie 
Verpflichtung zur Lichtung des Waldes zu beiden Seiten einer öffent- 
lichen Straße oder Bahn als Beſchränkung des Eigenthums. Bol. 
Erk. d. Berw. ©. H. bei Budwinski Nr. 839. 

10. Der Eigenthümer einer beweglichen Sache, welche zu- 
fälliger Weife auf Fremden Grund gerathen ift, darf biefelbe auf 
biefem verfolgen und wegnehmen; boch muß er dem Grunbbefiker 
ben dadurch verurfachten Schaden erfeken. Das Geſetzbuch erwähnt 
zwar biefe Verpflichtung des Grunbbefigers nur in Anſehung ber 
DBienenfhwärme‘unb anderer zahmen oder zahm gemachten 
Thiere ($. 384).1° Es ift indeß kaum zu bezweifeln, daß in biefem 
Paragraphen ein Prinzip ausgeſprochen ift, das in allen ähnlichen 
Fallen finngemäß zur Anwendung zu bringen ift, insbeſondere ba, wo 


14) Dad Eigentbum der Bäume fteht felbfiverfländlich ftetd dem Grunbbefiger 
zu (8.420 G. B.). Dies verfennt die Entfheidung d. O. H. tim Pravnit 1872 
S.279. Die bezüglichen Landesgefepe f. bei Mayerhöfer, Handb. für die polit, 
Berwalt. (1.9) ©. 737. 

15) 8.384; „Der Eigenthümer (häuslicher Bienenſchwaͤrme) hat das Recht, fie 
auf fremdem Grunde zu verfolgen; doch foll er dem Grundbefiger den.... 6 
erfegen.” And. A. Tili, Pryw.prawo ©. 67.— Dad ſaͤchſ. G. B. 8. 230 erwähnt 
nur der Berfolgung eines Bienenfhwarmed. Dad preuß. L. R. 1.9. 98. 122. 178. 
293 fig. fpricht von Bienenfchwärmen, Fiſchen und Baumflämmen. Doch nur das 
Betreten feines Grundes behufs Abholung der fremden Sache muß der Gtund⸗ 
eigenthümer geftatten ; nicht auch die theilweife Zerftörung feiner Baulichkeiten, 32. 
feiner Abzugätanäle, in welche fremdes Eigentum (in einem Speziellen Falle ihren 
durch Abortſchlaͤuche) gerieth; noch weniger ift er zu einer pofitiven Beihilfe yer- 
pflitet. — Diefer Fall fteht hart an der Orenge des Privatrechts — und damit ift im 
Zufammenbang, daß der Schug dieſes Rechtes in der Regel dem Civilrichter anheim⸗ 
paltt. Wo jedoch das öffentliche Necht überwiegt, 3. B. bei Bertragung von Mobilien 
in Überfhwenmungsfällen, wird die polizeiliche Intervention wicht ausgeſchloſſen 
sein. Ahnlich nach $. 39 des Forftgef. 
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Früchte (vorbehaltlich des Überfallsrechtes, 8. 422 G. B.), Bäume, 
Baumaterialien ꝛc. durch Elementarereigniſſe (Sturm, Überſchwem⸗ 
mung n. |. f.) auf fremden Grund und Boden gelangten, ober wo 
Jemand jeine Sache im fremden Hauſe liegen ließ. Daß wir es hier 
mit einem Rechtsgrundſatze zu thun haben, ergiebt fich nicht nur aus 
ber biftorifchen Provenienz dieſer Beſtimmung, fondern auch aus den 
Borläufern des G. 8.6: dem Cod. Theres. II. cap. 4 nr. 35. 36. 
und bem Entw. Horten. II. 3 8. 9, woſelbſt auch dem Eigenthümer 
„sahmgemachter Thiere“ geftattet wird, „ihnen auf fremden Gründen, 
doch alfezeit ohne Gewalt und Befchäbigung und thunlicher Begrüßung 
bes Grundherren nachzugehen“; bie® ergiebt fich endlich ans der Er- 
wägung, daß das Recht bes Eigenthümers, feine Sache — wo immer 
fie fih findet — (jelbftverftändlich ohne Eigenmacht) zu nehmen — 
(88. 354. 366 ©. B.), nicht ver Willkür des etwa wiberftrebenben 
Grundbeſitzers geopfert werben darf. !® | 


16) Das röm. Recht gewährt in Fällen diefer Art ganz allgemein ein Inter- 
dietum prohibitorium oder eine actio ad exhibendum. L.5, 8.2.3. L.9. 
D.ad exhib. 10.4. L. 15. D. eod. (Schashebung): ne vim facias mihi, quo- 
minus eum thesaurum eflodiam, tollam); L. 5. 8.2.4. 5. D. eod. (ruta caesa 
des Berkäufer) ; L. 25. D. de A.V. 19.1. Dazu Brinz I. 6.485, Pagen ſtecher 
©. 140 flg., Windſcheid 8.169. N. 21.— Bol. auch preuß. L. R. 88.1.9. 122. 
187. 203297, dazu Förfter 8.170. R. 6567. Die Berpflichtung hat hier, wie 
überall, den Charakter einer obligatorifchen Realverpflihtung. — Dagegen Tennt das 
öfterr. Recht nicht die Vorſchriſt des röm. R., daß der Grundeigenthümer dem 
Nachbarn jeden dritten Tag dad Sammeln der herübergefallenen Baumfrüdhte ger 
fatten muß (Interdietum de glande legenda. T. D. 43. 28), auch nicht die weitere 
Borfhrift des röm. R., derzufolge der Feldgrundbefiper das Überhängen der Äſte 
des nachbarlichen Baumes bis zur Höhe von 15 Fuß dulden muß (Interd. de arbo- 
ribus caedendis. 43. 27); die verfchiedenen Auslegungen fiehe bei Bangerow 
8.297, Arndts 9.131, Bökking 8.140 Rote 37— 39; A. Windſcheid 8.169, 
R.9.10, Brinz 6.485, Bekker S.168flg. Diefe Abweichung des äfterr. Rechtes 
erflärt fi daraus, daß der Grundbefiger gemäß 8.422 G. B. das Recht hat, die 
Burzeln des fremden Baumes aus feinem Boden zu reißen und die über feinem Luft« 
taume hängenden Afte abzufchneiden oder fonft zu benugen; es ift Damit ein Zu « 
eignungsrecht an der einem Anderen gehörigen Sache gefchaffen, welches der 
Dffupation „vorbebaltener” Mineralien am nähften kommt. Damit entfiel im All⸗ 
gemeinen dad Bedürfnig der gedachten römischen Rechtämittel. Dennoch kann ber im 
Zert unter 3.10 erwähnte Fall auch in Anfehung der Baumfrüchte eintreten, näm- 
lich wenn die Früchte n icht überhängender Afte auf fremden Grund getragen werben. 
— Dies überfieht Förfter II. 8.155. Vgl. noh H. Schuſter, Ger. 3. 1882 
Rr. 77 fig. 1883 Nr. 18 flg., u. Stob be 8. 85. lit. o., welche die große Mannig- 
faltigteit der älteren Bartitularrechte zur Darftellung bringen. Nach fächf. Rechte 
(8.362. 363) gehören die überhängenden Früchte dem Eigenthümer des Baumes; 
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Für Mähren, Öfterreih, Kärnten, Görz, Gradiska und das 
Küftenland beftebt auf Grund älterer Batente (bei. v. 8. April 1775) 
bie Verpflichtung der Grunbeigenthümer, vie Aufftellung von fremben 
Dienenftödengegen Entichäbigung zu geftatten. Bgl. dazu d. Entſch. 
Rr. 10794 Gl. U. W.n. Bed, Das Bienenrecht in Öfterreich (1883). 

11. Der Eigenthümer des Baumes, deſſen Wurzeln in ven frem- 
den Grund, bez. befien Afte in den nachbarlichen Luftraum reichen, 
muß das Abfchneiven bez. Benutzen derſelben durch den Nachbar 
bulden. 8. 422 ©. D., dazu R. 16. 

12. Der Grumpbefiker Tann das ihm als folchem zuftebente 
Jagdrecht nor unter gewiffen, im Jagdgeſetz näher beftinmten Bor: 
ansfegungen ansüben, bez. muß beffen Ausübung durch den Jagdberech⸗ 
tigten in ven gejeglicden Schranfen dulden (vgl. Rote 7); ebenfo 
muß derſelbe dem Sifchereiberechtigten das Betreten ber (nicht ein- 
gefrieteten) Ufergrunbftüde und bie Befeftigung ber Yanggeräthe 
(gegen Erſatz tes Schadens) geftatten. Gel. v. 25. April 1885 
3.58. R. ©. Bl. 

Über die Beſchraͤnkungen des Grunteigenthümers in Anfehung 
von Banführungen und beläftigenren Gewerbeanlagen vgl. 
ten Schluß dieſes $. 

Die Geltendmachung ber ans den bisher angeführten Beſchrän⸗ 
tungen hervorgehenden Berechtigungen, welche in erfter Reihe dem Be⸗ 
lieben des zunächit Berechtigten anheimgegeben ift, erfolgt nach öfterr. 
Rechte in ver Regel ıanters im Falle Nr. 10 u. 11) nicht im Wege 
einer Cirilflage, fontern über Befchwerte des VBeeinträchtigten 
turch tie Internention ver Arminiftratichehörte.1? Dies ergiebt 
fih ans tem Gruntiage, daß zur Durchführung ter Arminiftrativ- 
verichriften in ver Regel tie Verwaltungsbehoͤrde berufen ift (vgl. 
dazu vie k. B. v. 20. April 1854. 3. 96. In Anjehung einzelner 
Valle ift dies durch Epezialbeftimmungen austrüdlich feftgejett, ins⸗ 
beiontere bezüglich ver Waſſerrechte S. 758.8. ©.).1$ der berg⸗ 
une jerjrrechtlichen Zegaljerrituten SS. 17. 99 Dergg.. 88. 24. 26. 


dech Darf ferien Inhafl ihrer „Uhbringung” des Nachbars Grant wicht gegen deſſen 
Biken einen. 


1} Umberd im er Regel nach gemeinen, vreuß. franz. unt italtemijchem Rechte, 
web weiden Is: ciriltechtlicdhe Klage armöhnlib Ratıbaft it. Bal dazu Sarcis 
4.655, Föarkker 6.170. 171, Derntdurg IE. 

13; Dazu Raude, öfter. Weser $.11. Brejet, Sper ©. %W. 124, 
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40 Forftgef.) ꝛc. Ein Verzicht — welcher auch ſtillſchweigend durch 
längere Duldung des thatfächlichen Zuftandes erfolgen kann — tft nur 
infofern zuläffig, als dadurch nicht zugleich das öffentliche Intereffe 
berührt wird. Vgl. noch Entſch. d. B. &. H. 130. 843. 1185. 

Über bie weitergehende Verpflichtung des Eigenthümers zu ge- 
wiſſen Leiftungen f. folg. $. Dagegen find dem öfterr. Civilrecht 
nachftebende gejegliche Eigenthumsbeſchränkungen des röm., bez. des 
beutichen und preuß. Nechtes fremp: 

a. Der Eigenthümer ift nicht verpflichtet, feinem Nachbar einen 
Nothweg zu feinem Grundſtücke zu geftatten.1? ‘Die analoge An- 
wenbung bes 8. 384 G. DB. tft wegen VBerfchiebenbeit der Fälle 
nicht zuläfftg; Denn bort handelt es fich um eine vorübergehende Be⸗ 
nutung, bier um eine dauernde Laſt des fremden Grunbftüdes; auch 
kann fich der Eigenthümer vor Erwerbung des Grundftückes um bie 
Deftellung des Zugangs oder der Zufahrt umfehen.2° Nur bie 
Bringung von Waldprodukten über fremden Grund kann die polit. 
Behoͤrde gegen volle Entſchädigung beiwilligen, wenn biefelben fonft 
gar nicht oder nur mit unverhältnigmäßigen Koften aus dem Walde 


der das Prinzip aufftelt, dag zur Geltendmachung der aus dem öffentl. R. 
abgeleiteten Befugnifie die polit. Behörde kompetent ift, und zwar ohne Rüdfiht auf 
das Intereſſe; dazu Prazal, Wafferr. Kompet. 88. 2. 3. 

19) Bgl. Mages, G. 3. 1876, Nr.10, Prag alk 6.99 und die daſelbſt citirten 
Minif. Entfheidungen; auch Unger, Jahrb. f.D. 30.6.3689 flg. Es ift Sadıe 
der Gemeinde, für die Herftellung der nothwen digen Kommunifation zu forgen (Art. 5 
d. Gem. ©. v. 5. März 1862 Nr. 18). Anders nach röm. R. L. 14. 8. 1. D. 8. 6. 
(Brinz S. 470 2.%.), und für das itor ad sepulohrum: L. 22. 8. 3. D. de rolig. 
11.6, dazu die bei Böcking $. 140, R. 34 cit. Stelle der röm. Feldmeſſer; Heſſe 
8.116, Arndts 8.131 Anm., Kellerg.213NR.12, Dernburg 8.297 N.25—27, 
Windiheid 8.212 N. 6, melde Letzteren hier von eimer gefeplichen Servitut 
ſprechen. So auch nach preuß. 2.R. 22. I. 8. 3—10, dazu Förfter 8.187 R. 10. 
De lege fer. befürwortet Unger a. D. — entgegen dem zweckmaͤßigen $. 863 d. d. 
Entw. u. entfprecdend dem Zurich. &. 3. 88. 573 bis 575 — den Nothweg felbft im 
Falle verfhuldeter Rothlage; dies ift nicht zu billigen. 

20) Iſt durch Eifenbahnanlagen die biäherige Zufahrt aufgehoben worden, fo 
bat ohunedies die erpropriitende Behörde ftetd — nöthigenfalis im Enteignungswege 
— für die Befhaffung anderer Zufahrten Sorge zu tragen (8. 10 d. Geſ. v. 14. Sep⸗ 
tember 1854. 3. 238, dazu Brajät, Enteig. ©. 126). — Rur bei Elementarfata- 
ſtrophen könnte zur Beftellung eines Nothweges die politifche Behörde in finngemäßer 
Anwendung ded 8.24 d. Forfigef. v. 3. Dezember 1852. 9. 250 für befugt erachtet 
werden. — Damit ift nicht ausgeſchloſſen, daß die Verpflichtung zur Beftellung eines 
Rothweges in einzelnen Fällen aus dem vermuthlichen Willen der Kontrahenten wird 
deduzirt werden können, fo namentlich in Anfehung des zurüdbehaltenen Theild eines 
theikweife veräußerten Grundftüdes. (Go 8. 349 fächſ. G. B.. 
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geichafft werben könnten. $. 24 d. Forſtgeſ. v. 3. Dezember 1852 
Nr. 250 R. ©. DI. (daher ift pas Beſitzſtörungserk. Nr. 11342 U. 
W. Bf. völlig zutreffend). 

In Betreff der Treppelwege und Leinpfabe vgl. 3. 1. 

b. Das partikuläre Hammerſchlags- oder Leiterredt, d. i. 
bie Verpflichtung, das Betreten bes Grundſtückes behnfs Reparatur 
ber nachbarlichen Gebäude zu dulden, 2? — das höchſt partilularrecht- 
lihe Kehr⸗- over Pflugrecht, d. i. die Verpflichtung, die Unmwenbung 
bes Pfluges des Nachbarn zu pulven. 22 

c. Fremd find ferner dem dfterr. R. gewiffe privatrechtliche 
Beſchränkungen des Grund⸗ und Haunseigenthümers in Anfehung ber 
nachbarlichen Gebäude, insbefondere die Beſchränkung, daß derſelbe 
Baulichleiten (Hänfer, Ställe n. ſ. f.) und andere Anlagen (Kanäle, 
Brunnen,*? Düngergruben, lebende Heden) nur in einer gewiſſen ge- 
jeglich firirten Entfernung von des Nachbars Grenze errichten barf.** 


21) Rad preuß. Landr. I.8. 8.155 ift died nur in Anfehung der Reparatur 
von Planken geftattet, Dernburg 8. 221, R. 18. Weiter geht das ſächſ. G. 2. 
8.350 und d. zürich. ©. 2. 88. 594. 613—616. Dal. no Gerber $. 86, 
Heffe 8.117. Stobbe8$. 85 Note 12. Dem franz. R. ift dieſe Befchränfung un. 
befannt. Daß dad rom. Berbot, den Aufzug der Tenne zu verbauen, eine wahre 
geſetzliche Dienftbarkeit jet, ift ſchon früher (R. 6) bemerkt worden. 

22) Rah preuß. L. R. J. 8. 8.18, öfterr. B. G. 8.854 und ſächſ. G. 2. 
8. 366 werden Grenzraine ald gemeinfames Eigenthum angefehen. 

23) Rah preuß. R. L8, 8.130.131 dürfen Brunnen nur 3 Fuß von der 
Grenze angelegt werben; verfiegt des Nachbar Brunnen, fo ift der Eigenthüimer da⸗ 
für nicht verantwortlich. Das ſächſ. R. 8. 352, 353 kennt nicht einmal jene Be- 
ſchraͤnkung. Bol. Randa, Bei S.564. Das franz. Gef. v. 14. Juli 1856 ge- 
flattet nicht die Anlegung neuer Brunnen in der Nachbarſchaft von Mineralquellen. 
Bol. Zahariä 8.195 N.1. Gänzlich verbietet dad zürich. ©. B. 8. 612 das 
Durchſchneiden der Wafleradern. Bol. Sttobbe 8.86 0.19. 

24) Über diesfällige Beichräntungen aus dem Gefichtöpuntte des öffentl. R., 
insbeſ. aus fanitären Gründen vgl. das Folgende. — Schon das röm. Recht hat der» 
gleichen Beſchraͤnkungen zu Gunſten des Nachbars (jus interstitii), welche Gejus 
L. 14. D. fin. reg. 10. 1. auf ein Soloniſches Geſetz zurüführt, L.14 D. de 
S.P.U.8.2. L. 24. 8.12. D. 39. 2, dazu M. Shufter, Baurecht ©. 15 flg., 
Boͤcking, 8.140. Note 18—31, Heffe II. 8. 6974. Die baupolizeilichen Bor- 
fehriften des rom. R. find h. z. T. unanwendbar. |. Heffe S. 267. — Die deutihen 
Stadtrechte des Mittelalters enthalten dergleichen Befchräntungen des Baurechtes in 
großer Zahl und Mannigfaltigkeit. Bol. darüber Stobbe 88.85. 86, Gerber, 
dv. Pr. R. 8.87. Siehe auch böhm. Stadtr. K. 13—19, dazu Schuſter ©. 9 fig. 
— Auh das preuß. L. R. 81. 8.124 fig. 8.191 ſetzt dergleichen dem deutſchen 
Rechte entnommene Eigenthumsbeichränfungen in bedeutender Anzahl feft. Darüber 
Förfter 8.170. Ar. 3—13, Dernburg 8. 221. Beſchränkungen diefer Art, weiche 
einft zweckmaͤßig und wenig fühlbar gewefen fein mochten, find h. 3. %. bei geänderten 
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Auch Ausbauchungen der Nachbarsmauer bis zu einem balben Fuß 
brauchen nicht gebulvet zu werben.2° Namentlich kennt das dfterr. 
R., welches den natürlichen Gefichtspuntt der Freiheit des Eigenthume 
fefthält, weber pas Verbot einzelner veutfcher Partilularrechte, dem⸗ 
zufolge ver Hauseigenthümer feine Fenſter in bes Nachbars Hof nen 
anlegen barf (j. Nr. 12529 Samml. U. W. Bf.),26 noch auch das 
Berbot anderer Bartikulargefeke, demgemäß kein Neu⸗ oder Zuban 
aufgeführt werden darf, durch welchen ben Nachbarn vie Fenſter (bez 
der Luft- und Lichtzutritt) verbaut würden.“ In wie fern das Bau⸗ 
recht aus Öffentlichen (polizeilichen) Rückſichten befchräntt ift, wird 
jofort erwähnt werben. — Auch bie römifchen Vindikationsbeſchrän⸗ 
tungen in Anfehung des eingebauten Materials (L. 1. D. de tigno 
juncto 47. 3) find nach öfterr. Nechte gegenftandslo8 geiworben, da 
das Eigenthum berfelben fofort mit dem Einbau befinitiv auf den 
Hanseigenthümer übergeht (8. 417 flg.). 

d. Fremd ift dem öfterr. Privatrecht Die Beftimmung bes römi⸗ 
ichen Rechtes (L. 8.8.5.6. D. siserv. 8.5., L. 17. 8.2. D. eod., 
L. 19. pr. D. 8. 2), ver zu Folge ver Eigenthümer eines Grundſtückes 


wirthſchaftlichen Verhaͤltniſſen drückend und ſchädlich geworden, ganz abgeſehen davon, 
daß fie — als lediglich im privaten Intereſſe des Nachbars getroffen — den Rück⸗ 
fichten der öffentlichen Wohlfahrt nicht entſprechen und in ihrer meiſt kaſuiſtiſchen 
Faffung zu endlofen Kontroverfen Anlaß geben. Der letztere Vorwurf trifft ins⸗ 
beſondere das zürich. ©. DB. 88. 599—620, ſ. dazu meinen Beſitz ©. 167, wie 
auch die Beiprehung Schneider’s, Beitfehr. f. Schweiz. R. 1876. ©. 598 zu» 
gefteht. 

25) Anderd nad L.17. pr. D. si serv. v. 8. 5; dazu Böding $. 140. 
R. 48, Windſcheid 8. 169. N. 8. 

26) Bol. Sto bbe und die daſ. cit. Stellen; auch Böhm. Stadtr. K.17. „Es 
foll ein Nachbar dem anderen gegen feinen Hof feine neuen Fenfter..... .- wider 
Billen des Rachbars bauen“; dazu Mich.Schuſter a.D. Ahnlic das Wiener Stadt: 
recht; vgl. Heint, Maria Säufter, Wiener Stadtrechtsbuch 126. 127, dazu Heſſe, 
88.126. 127, Gerbet a. O., Stölzl, Arch. f. civ. Pr. 52. ©. 206 fg. (mit un- 
zutreff. Motiv.) Mandıe Bartitularrecite erlauben nur vergitterte Wenfter. Dal 
preuß. L. R. 88.137.138. L 8, franz. Code civ. art. 676 flg. 

27) So Schwabenſp. a. 371, böhm. Stadtt. K. 16: „Einer joll dem andern 
mit neuen Bebäuden nicht muthwilliger Weife das Licht verbauen noch verfinftern“. 
Dem ſäch ſ. ©. B. find derartige Beichräntungen unbekannt. Vgl. 9.357 fig. Das 
preuß. &.R. 88. 142—144. I. 8 ſchutzt diesfalls den zehmjährigen Beſtand, dazu 
Förſter 170. R. 35, Dernburg 8. 221; noch mehr befchränft den Neubau 88. 
601 fig. Züri ch. G. ®.; vgl. noch StobbeS. 86h, — Daß dad rom. Recht eine 
Legalſewitut des Lichtes anerfenne (L.10.11. D.8.2 und e.1. C. de serv. 3. 34), 
iR wohl nicht begründet (and. A. Böding $. 140.0. 21). 


Rauda, Eigentkum n. öſterr. Recht. 8 
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in ber Benutzung besjelben infofern befehräntt ift, als er auf demſelben 
nicht folde außergewöhnliche Anftalten (opera) herſtellen barf, 
welche die Nachbarn auch nur indirekt (mittelbar) namentlich durch 
Rauch, Staub, Übelgeruch, Bopenerfchütterung x. beläftigen, ge- 
fährden ober ſchädigen. Er darf nach R. R. insbef. nur fumum 


28) So die herrſchende Anfiht, vgl. Spangenberg, Arch. f. C. Pr. IX. 
©. 271 flg., Ihering, Bekker a. a. O., Hoffmann, Arch. f. prakt. R., R. F. I. 
©. 241 flg., Bangeromw 88. 297-300, Bagenfteher, Eigentb. J. ©. 120 flg., 
Bindſcheid I. 8.169. Note 7. 19. 20, Brinz I. ©. 481, Dernburg I. $. 220, 
Stobbe 8. 86, Mages a. a. O. Burdhard, Damnii.c. 6.193flg. Krainz, Soft. 
8.192, Frantz, Eigenthumsbeſchränkungen 8. 81. Im Gegenſaz hierzu ſtellt Heſſe, 
Jahrb. f. Dogm. VL ©. 423 flg, VIII. S. 96 fig. (dazu Rechtsverhaͤlt. 88. 1181209) 
die Anfiht auf, daß der Nachbar nur gegen ſolche Anlagen Einſprache erheben dürfe, 
„in Folge deren fefte oder flüffige Körper nothiwendig und unmittelbar in dad Nachbar⸗ 
gebiet hinüber getrieben oder geleitet werben” (©. 118). — Obgleich für diefe Anfiht 
fheinbar der Grundfag der L. 8.8.5. D. cit. fpridht: in suo hactenus licet, 
quatenus nihil in alienum immittat, fo ift diefelbe doc, mit andern beftimmten 
Quellenzeugniffen ganz unvereinbar, namentlich mit L. 8.8.5. L. 14. L. 17.8.2. 
D.8. 5: lioere fumum non gravem, puto ex foco in suo facere. Bgl. da⸗ 
gegen auh Burckhard ©. 202 fig. Lebterer formuliert feine Auffaffung dahin: 
Mittelbare IZmmiffionen , d. f. ſolche Handlungen , welche ihre nächfte Wirkung an 
und für ſich nur innerhalb der Grenzen des eigenen Gebietes äußern und lediglich 
durch Bermittlung anderer Urfachen eine Grenzüberfchreitung zur Folge haben, müflen 
geduldet werden, wenn fie zwar ſchädlich und läſtig, aber durch die gewöhnliche (all⸗ 
gemein nothwendige und unentbehrliche) Benugung des Grundftüdd geboten find 
(S. 226. Der eingellammerte beſchränkende Zufag iſt gewiß unhaltbar). Brinz 
©. 481 vermißt einen „leitenden Gedanken“ ; doch anerfennt er, daß „theild Unmittel- 
barkeit, theils die Stärke, theild die Ungewöhnlichkeit des Eingriffe zur Unerlanbtheit 
geführt zu haben ſcheint“. — Für das äfterr. Recht trifft übrigens Heffe’ & Anfiht 
im Allgemeinen zu. — Das ſäch ſ. ©. B. ($. 358) adoptirte die herrfchende gemein» 
rechtliche Lehre: „Dem Eigenthümer ift nicht erlaubt... . auf feinem Grundſtücke 
Borrihtungen anzubringen, durch welche dem benachbarten Grundftüde zu deffen 
Nachtheil Dampf, Dunft, Rauh, Ruß, Kalk- oder Kohlenftaub in ungewöhn: 
licher Weife zugeführt wird“. Ahnlich 8. 850 des deutſch. Entw.: „über dad 
gewöhnliche ortsübliche Mag“. — Zu unbeflimmt, ja geradezu bedenklich iſt 
die Vorſchrift des Art. 193 ba yer Entw. — Biel zu fafuiftifch und mitunter doch 
zu unbeftimmt lauten bie 88. 573— 619 des züricher ©. B., z. 2. die Sg. 601. 
602. 612. 618. 619. — Dad franz. und ital. Recht (Code civ. 552. 671 flg., 
Codice it. 574) laffen dergleichen beläftigende Anlagen nur in einer foldhen durch 
Geſetz oder Gewohnheit bez. richterliched Ermeffen (Art. 574 cit.) beftimmten Ent- 
fernung von der Grenze zu, welche Schädigung des Nachbars ausſchließt. Dal. 
Accolas, Droit frang. I. ©. 700, und Sareda im Archivio giuridico II. 
©. 31 flg., Pacifici-Maszoni, III. nr. 108. Übrigene hält die franz. Praris 
auf Grund der Art. 1362. 1383 an dem Grundfap feft, daß die Anlage zu entfemen 
oder, fofern diefe conceffionirt ift, Entfhädigung zu leiften fei, wenn die Be 
läftigung des Nachbars eine ungewöhnliche und fchädliche if. Vgl. Zachariä⸗ 
Pucheltg.194R.3. Laurent, Droitciv. VI. nr. 153, Marcarde, CodeN. 
nor. 627. 628. (6. A.) Frang, Die gefepl. Cigenthumsbeſchraͤnk. n. franz. bad, R. 
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non gravem puta ex foco, nicht aber fumum ex taberna casearia 
in superiora aedificia immittere (L. 8. 8.5.6. D. cit.); barf 
nicht Babeanftalten over Düngerftätten halten, welche des Nachbars 
Hans Ständig feucht machen (ut assiduum humorem habeant L. 19, 
pr. D. u. L. 17. 8.2. D. cit.), darf nicht Steine in der Weife 
brechen (Hauen), daß die Splitter auf fremden Grund fallen (L. 8. 
8.6. cit.). 

Nach dfterr. Rechte, das feine derartigen Beſtimmungen ent⸗ 
hält, fteht dem Nachbar — außer dem all einer Serpitut — ein ber» 
artiges Berbotsrecht gegen ſolche ibn ungewöhnlich beläftigenbe 
oder ſchädigende Benukungsarten eined Grundſtückes aus privat: 
rechtlichen Titeln im Allgemeinen nicht zu. 

Denn gemäß 8.354 ©. B. hat der Eigenthümer die Befugniß, 
frei (willkürlich“ 8. 354) über die Sache und deren Nutungen zu 
ſchalten und jeden Andern davon auszufchließen; er kann fie gemäß 
$. 362 ©. B. in ber Regel nach Willfür benngen ober unbenußt 
laſſen und ift traft 8. 364 G. B. in ver Ausübung bes Eigenthums 
nur injofern befchräntt, als durch letztere (b. i. durch bie beliebige 
Benutzung der Sache) in die „Rechte eines Dritten ein Eingriff“ ge 
ſchieht oder bie „in ven Gefeten zur Erhaltung und Beförberung bes 
allgemeinen Wohle vorgefchriebenen Einſchränkungen übertreten wer- 
ben“. Unter „Eingriff in pas Recht eines Dritten“ kann offenbar nur 
das pofitine Eingreifen in bie fremde Rechtsſphäre (daher in das 
räumliche Herrichaftögebiet bes Eigenthümers) insbejondere von 
Seite eines Servitutsufurpanten oder aber das pofitive Behindern 
des Nachbars in der Ausübung eines Eigenthums verftanden werben, 
aljo eine derartige Einwirkung auf bie fremde Sache, welche fonft 
nur Gegenftand einer Dienftbarkeit oder eines fonftigen binglichen 


(1887) ©. 180; der prinzipielle Geſichtspunkt Laurent’ö fcheint fich dem Ihering's zu 
nähern: VL 6. 195: D’aprös la rigeur du droit (?) chaque proprietaire pourait 
8'opposer & ce que ses voisins envoient dans son fonds une fum6e oü des ex- 
halaisons quelconques; car il a droit & la puret& de l’air {?) ete. — Die 
preuß. Gefebgebung $6. 26—28 I. 8. fteht wefentlich auf demfelben Standpunfte 
wie die öfterreichifche. Die Anfiht Förſter's DIL. 8. 169 und des preuß. Ober 
tribunald (Jud. v. 7. Juni 1852), welche für das preuß. Recht die herrfchende gemein- 
sechtliche Theorie acceptiren, dürfte pofitiv fehwerlich zu begründen fein. Ahnlich 
außert ih Dernburg $. 220: „Diefe Grundfäge des röm. R. find zwar in folcher 
Allgemeinheit in den preuß. Geſetzen nicht auögefprochen, jedoch hat fie der Plenar⸗ 
beſchluß des O.⸗Trib. v. 7. Juni 1852 im Wefentlichen aufgenommen.” 
g® 
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Nechtes an einer fremden Sache fein kann. Außerdem würbe fich bie 
Beftimmung ber 88. 362 und 364 im falfchen Zirkel bewegen. Dabei 
ift wohl zu bemerken, daß das Geſetz ganz richtig nur Eingriffe in bie 
Rechte eines Dritten verbietet. Der bloße Umftand, daß durch eine 
gewiffe Benukung unferer Sache das Blonomifche Intereffe ber 
Nachbarn geſchädigt wird, daß dieſe in ber Benukung ihres Eigen- 
thums beläftigt werben, kann alfo — wenn das Intereſſe nicht gleich 
zeitig durch ein beftimmtes Recht gebedit ift — als ein gefewibriger 
„Eingriff“ nicht bezeichnet werben. Und ebendarum kann hierbei Nichts 
barauf anfommen, ob — bei erwähnter Rechtslage — bie Beläftigung 
ber Nachbarn eine größere ober geringere, eine gewöhnliche ober 
ungewöhnliche ift. Jede derartige Unterſcheidung, fo billig und 
empfeblenswerth fie de lege ferenda fein mag, ift umftatthaft, wofern 
nicht — wie nach röm. Rechte — eine beitimmte Handhabe dafür pofi- 
tiorechtlich nachweisbar ift, mit andern Worten: wo nicht das pofitive 
Recht ſchon jede ungewöhnliche Beläftigung ver Nachbarn an [ich ver- 
bietet, alfo für einen Eingriff in die ſolchergeſtalt erweiterte 
Rechtsiphäre ber Nachbarn erflärt.2° Diefe Auffafiung beftätigen and) 
die fpäter anzuführenden Verhandlungen ber Redaktionskommiffion. 


29) Bemerkt fei, daß die freie unbefhräntte Benugung des Grundftüdd den 
grundfäglichen Ausgangspunkt für die Darftellung der bezüglichen Berhältnifie 
zu bilden hat, während die Sache mitunter fo aufgefaßt wird, ald ob die Veſchränkt⸗ 
heit zu Bunften des Nachbars den Grundſaß bildete, fo daß fih der Eigenthümer 
jeder Thätigkeit enthalten müßte, welche auch nur indirekt in des Nachbars Luft- 
raum binüberwirft. (So bei. Bekker a. O. ©. 165 flg, Windſcheid 8. 169. R. T. 
Shering ©. 105. 107. 120 flg., Mages a. DO. Ar. 8-10. 16, Burdhard 
©. 195 flg.) Darnach würde der Eigenthümer weder mittelbar noch unmittelbar des 
Nachbars Sphäre tangiren dürfen; nur ausnahm 8weiſe würde ihm dies rudfiät- 
lich mancher Handlungen erlaubt fein und gewiffe „mittelbare Jmmiffionen” würden 
als Legalferpituten erjcheinen. Dieſe Auffaffung widerſpricht jedoch dem Weſen des 
Eigenthums, welchem begrifflich dergleichen Schranten fremd find. Bgl. dag. aud) 
Dernburg $. 220.N.15, Bruns, Exucykl. 6.360, wol auch Krainz, $. 192, 
der zwar im Zerte meint: „(mittelbare und ummittelbare) törperl. Einwirkungen auf 
das fremde Sachobjekt fallen unter das Verbot, fremdes €. zu verlegen“ , aber nichts 
defloweniger in der Rote 26 bemerkt: dies Prinzip fei hierlands noch nicht völlig 
durchgeführt. (Bol. au R. Ma dief. B.) — Durch die Annahme des Ihering'ſchen 
Sapes würde in der That ein wegen unberehenbarer Beichräntungen lebens⸗ 
unfähiges Gigenthum gefchaffen werden. Allerdings werben für das Maf biefer 
Ginfhränfungen gewiſſe „allgemeine Grundfäpe" aufgeftelit (ogl. auch Mages S. 88). 
im Weſen laufen dieſelben aber auf die Regel hinaus: daß die gewöhnliche Be- 
nupung des Eigenthums, ja feibft die ungetwöbnliche Benugung, fofern fie feine 
andere als die mit dem gewöhnlichen Gebrauch verbundene Beläftigung mit fich führt, 
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So lange alfo der Eigenthümer auf feinem‘&runde und inner- 
halb der für die Ausübung des Eigenthums aus öffentlichen Rüd- 
fihten überhaupt gezogenen Grenzen von feinem Cigenthumsrechte 
Gebrauch macht, kann von einem Übergriff in die Rechtsfphäre des 
Nachbars in feiner Weiſe bie Rebe fein (S$. 354. 362-364, 
1305. ©. B.). Insbeſondere fallen unter ven Begriff eines „Ein- 
griffs in die Rechte eines Dritten“ (8. 3643. ©. B.) durchaus nicht 
folche Einfläffe auf den nachbarlichen Raum, welche nur mittelbar, 
lediglich in Folge des Wirkens der Naturgejete auf benfelben 
fih geltend machen, alfo die ſog. Rüdwirkungen (Paifiveinfläffe) der 
Denutung unferes Grundes, wie z.B. Verbreitung von Lärm, Rauch, 
Übelgeruch, Bodenerſchütterung, over Verbreitung von Kalkſtaub durch 
Wind auf fremden Grund. Denn unter dem „Eingriff in das nach- 
barliche Eigenthum können nur Handlungen verftanden werben, 
welche jelbft oder in ihren Bolgen notbwendig und unmittelbar 
(ohne Dazwiſchenkunft äußerer, zufällig Hinzulommender Umftänbe) in 
die räumliche Rechtsſphäre eined Anderen eingreifen, — nicht aber 
Einwirkungen anderer Art, welche fich ohne unfer Zuthun vollziehen. 30 


vom Nachbar geduldet werden müſſe. Diefer Grundfag fällt aber im Grunde mit der 
von und oben aufgeftellten Regel über die Beichräntung der freien Eigenthbumsübung 
zufammen (vgl. Randa, Befih 8. 76 N. 64) und eine praktifche Differenz der beiden 
Standpunkte ift überall nicht erfihtlich. Vgl. Erf. d. deutſch. R.G. 24 Nr. 45, 

30) Man pflegt im legteren Falle von mittelbaren (indireften) Immiffionen 
(Eingriffen) zu fprechen, obgleich im Einzelnen die Meinungen fehr divergiren. (Dal. 
befonderd Ihering, Jahrb. .Dogm.VI. ©.81flg., 107 fig. einerſeits, und Heffe, 
ebenda IV.6.426. VIII. ©. 96flg. Burkhard, Cautio d. i. S. 267fl. anderfeit?). 
M. €. gehören dahin ſolche Handlungen und Anlagen in suo, deren nächſte Wirkung 
innerhalb der eigenen Grenze eintrittund welhenurin Kolgezufälliger, anderweitiger 
Urſachen au die fremde Rechtöfphäre tangiren (f. Burdhard ©. 208). Gegen 
ſolche Immiffionen gewährt das röm. Recht die a. negatoria (und analog Inter 
diktenſchutz) dann, aber auch nur dann, wenn die Immifften ſchäd lich oder läſtig 
ift und durch ungewöhnliche Benukung des Nachbargrundes bewirkt wurde (vgl. 
L.8.8.5—7.D.8.5.1.17.8.2 D. eod.cfr. L.18, pr. D. 8,12, dazu Burckhard 
©. 193 flg.). — Nach öfterr. Recht, welches ähnliche pofitive Beflimmungen nicht 
kennt, findet nad) dem Orundfag der$8.362 und 364 ©. B. gegen dergleichen m ittel- 
bare Immiffionen weder die a. negatoria noch die Befipftörungsflage ſtatt (f. meinen 
Befig ©. 163 fig. und Schuſter, Baur. 6. 63 lg.) ; doch kann nach Umfländen — 
wenn |die allgemeinen oder befonderen Borausfegungen vorliegen — die Schadend- 
erfaßklage begründet fein. (A. A. ift Mages, Ger. Zeit. 1871. R.6—18, und 
Bfaff S. 48 flg., dagegen |. R. 34). Beſchraͤnkungen der freien Benugung des 
Eigenthums indbefondere bei Bauten und Gewerbeanlagen finden nur aus polizeilichen 
Rückſichten ftatt. In dem Rechtsfall Ar. 573 Samml. Gl. U. W. (Zieferlegung einer 
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(Vgl. auch das Erf. d. dentſch. Reichögerichtes XXIV. ©. 212 [45]: 
Aus dem Begriffe des Eig. folgt, daß ber Eigenthümer bei feinem 
Schalten innerhalb der Raumſphäre jeines Grunpftüds nicht ge- 
halten ift, bie Intereffen feiner Nachbarn zu berüdfichtigen (f. 88. 13. 
25.261. 8. L. R.); nur barf er biefe Schranfe nicht überfchreiten 
und damit in bie Eigenthumsſphäre des Nachbarn eingreifen. Ein 
folder Eingriff ift vorhanden, wenn ber Eine das Wafler.... . durch 
beſonders zu dieſem Zweck hergeftelite Einrichtungen auf die Grenze 
bes Anbern leitet 2c.?%) Der Bau von Unrathelanälen over Sent- 
gruben mit dem Abfall gegen ven Nachbargrund ftellt fich fohin ebenfo 
als eine direkte Immiffion dar, wie das Ansfchütten von Jauche 
gegen ven niebrigergelegenen Nachbargrund zu; außer biefen 
Fällen liegt nur eine mittelbare Einwirkung vor. (Bgl. Nr. 9934 
Samml.) In allen Fällen ift jeboch zum Bau von berartigen 
Ranälen zc. die polit. Baubewilligung erforverlich (ſ. bief. Nr. 9934); 
bei unmittelbarer Immiffion bat neben ber politifchen Kompetenz and) 
bie Negatorienklage ftatt. 

Der Nachbar kann privatrechtlich nur folche Anlagen verbieten, 
in Folge deren feite, flüffige oder gasfürmige (insbeſondere beläftigende 
ober fchädigende) Stoffe nothwendig und unmittelbar auf feinen 
(Nachbars) Grund (in f. Luftraum, 8. 297 ©. 3.) geleitet ober ge- 
trieben werben, ba hierin offenbar eine Benutzung bes nachbarlichen 


Straße) lag doch wohl ein direkter Eingriff in die fremde Rechtöiphäre vor, fofern 
die Annahme der 2. Inſtanz, daß die Tieferlegung an fich den Einſturz des Gebaäͤudes 
berbeiführen mußte, richtig war. 

308) Dagegen ift allerdings als Eingriff in die fremde Beſitz⸗ oder NRechtäfphäre 
anzufeben, wenn der Orundbefiger dem Nachbarhauſe durch Abgrabung knapp an der 
Grenze oder durch Demolirung feines anftoßenden Haufes die Stüge (dad Funda⸗ 
ment) entzieht, da ſchon in der Eriftenz des erfteren Hauſes mindeſtens thatſächlich 
eine Benügung des nahbarlichen Grundes (Hauſes) — ähnlich der Serv. oneris 
ferendi — gelegen ift. Bon diefem Gefihtöpunfte auögehend, verurtheilteder®. G. H. 
in den Fällen Rr. 5898. u. 12312 Sammi. U. ®. Pf. den Befiger des Reubaues 
zum Erſatz des Schadens, welcher durch die Demolirung des alten Haufes und durch 
den Neubau verurſacht worden war; f. Nr. 12312: „Es fei die Folgerung bereihtigt, 
dag flillfehweigend der Dienftbarteit (so. wechfeitiger Stüßung) der Rachbar⸗ 
häufer begründet war ; der analog anzuwendende Schlußfap des 8. 8655 u. der 8. 364 
G. B. rechtfertigen ed, wenn der zugefügte Rachtheil ald eine widerrehtlicdhe De- 
ſchaͤdigung bezeichnet wird, woraus die Erſatzpflicht folgt, auch wenn alle fachmänni- 
fhen Borfigten beachtet wurden.” Allerdings hätte bier die pol. Behörde den Bau⸗ 
conjens nur mit Borbehalt der Privatanfprüche auf event. Erſatz ertheilen ſollen. 
Dazu vgl. noch Rote 36. 37. 
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Eigenthums, ein materieller (vorzugsweiſe räumlicher) Eingriff in 
feine Rechtsſphaͤre gelegen ift. (Vgl. Nr. 2057.5898 Samml. Gl. U.) 
Weiter jedoch erſtreckt ſich das nachbarliche Verbotsrecht auf Grund 
des Privatrechts nicht. 

Das A. B. G. DB. Hat nicht den Grundſatz des röm. Privat⸗ 
rechts angenommen, daß ber Nachbar ſelbft dergleichen mittelbare 
Einflüſſe nicht zu dulden brauche, wenn dieſelben das Maß und bie 
Art der gewohnlichen Beläſtigung überſchreiten. Wol wird aber 
ein analoger Grundſatz ſeit der zweiten Hälfte des vor. Jahrhunderts 
durch das öſterr. öffentliche Recht zur Geltung gebracht dod und ven 
Bermaltungsbehärden vorbehalten, ans Gründen ver öffent- 
lichen Wohlfahrt, namentlih aus Nüdfichten der Sanitäts-, 
Dan, Waffer- und Feuerpolizei bie Bedingungen und De» 
ſchränkung en feftzufegen, unter welchen Bauten, Waſſerwerke und 
gewerbliche Anlagen überhanpt und insbejondere mit NRüdficht auf 
bie Intereffen ner Nachbarn errichtet werben Tönnen.3° So be- 
ftimmen insbefonbere die Ban orbnungen die Diinimal- und Maximal⸗ 
höben (Stodwerke) von Häufern, bie Größe der Licht⸗ und Lufthöfe, 
bie Richtung der Ausmündung ver Rauchröhren, die Höhe ver Schorn- 
fteine und Seuermanern, bie Rage und wafferbichte Verwahrung ver 
Sentgruben und Kanäle ıc. anf eigenem Grunde. (Bol. 3.8. 88. 34. 
35. 61. 79. 82. 91. 110 der Bautorbn. f. Prag, 88. 46 flg., 79 flg., 
83 fig. für Böhmen v. 1889, 8. 79 böhm. Wafferg. 2.33 — Ebenfo 
ift nach der Gewerbenovelle v. 15. März 1883 3.39 R. ©. 88.25 fig. 
(mejentlich übereinftimmend mit ven 88. 31—38 der Gewerbeorbn. v. 
29. Dezember 1859) die gewerbebehäörbliche Genehmigung von 
Betriebsanlagen bei allen Gewerben erforberlih, welche mit 
Venerftätten, Dampfmafchinen, Wafferwerten ober fonftigen Motoren 


306) Bol. fhon das Hofd. v. 12. Febr. 1731 Cod. Austr. 4. p. 658, Feuer⸗ 
loſchordn. v. 1772, Hofd. v. 7. März 1787 Ar. 641 und damit zufammenhängende 
ältere und neue Bauordnungen. Dazu im folg. 8.6 Note 11; Schufter, Baur. 
©. 46 fig.: Prajdt, Syom I. S. 45. 

300) Zu den bezügl. Beringungen gehört ewentuell auch die Feſtſeßung der 
Erſatzpflicht für Die trog aller Vorſichtsmaßregeln entſtehenden Schäden. Bol. 
8. 79 des Böhm. Wafferg. , 

31) Nach der böhm. Bauordn. 8.56 dürfen in Feuermauern feine Öffnungen an- 
gebracht werden. Mit Erf. v. 21. Dez. 1877 Jud. B. Nr. 150 entſchied der Berwalt. 
8. H., daß dad Begehren des Anrainers im Falle einer entgegenftehenden älteren 
Sewitut nicht flattfinde. 
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(3. B. Elektrizität) betrieben werben, oder welche durch gefunpheits- 
ſchädliche Einflüffe, 32 durch die Sicherheit bedrohende Betrieb#- 
arten, durch Ablen Geruch, durch ungewöhnliches Geräuſch vie 
Nachbarſchaft zu gefährben ober zu beläftigen geeignet find. 
Im Allgemeinen bat bie Adminiſtrativbehörde bei ſolchen Betriebs- 
anlagen (aber auch nur bei ſolchen) die allenfalls in Betracht Tom- 
menden Übelftände zu prüfen und bie etiva nöthigen Bebingungen und 
Beſchränkungen in Betreff der Einrichtung der Anlage vorzufchreiben, 
wobei insbefonbere darauf zu fehen ift, daß für Kirchen, Schulen, 
Krantenhäufer und andere öffentliche Anftalten und Gebäude aus 
berlei Gewerbsanlagen feine Störung erwachfe ($. 26 Gew. Novelle, 
8. 117 böhm. Bauord. und SS. 17—27. 75. 76. 79. 94 des Wafferg. 
f. Böhm., dazu mein Wafferr. 8. 9). Abgeſehen von den oben ge 
dachten Fällen (bef. Bauten und gewiffen Betriebsanlagen) finbet eine 
Beſchränkung in ber beliebigen — wenn auch ungewöhnlichen und für 
bie Nachbarn beläftigenden — Benutzung des Grunbftüdes nicht ftatt. 
Hieraus ift aber zu erjehen, daß bie aus dem fog. Nachbar- 
recht fließenden Beſchräukungen des Grundeigenthümers, foweit fie 
fog. indirekte Eingriffe (mittelbare Immiffionen) betreffen, nach öfterr. 
Rechte nicht auf Grund des Brivatrechtes vom Nichter, fonbern 
aus dem Gefichtspuntte des Gemeinwohls von der Abminiftrativ- 
behörde feftzuftellen find.3° Im Gegenfage zum römiſchen Rechte er- 
32) Die böhm. Stadtrechte K. 26—39 enthalten genaue Beftimmungen über 
das fog. Rachbarrecht und ftehen weientlich auf dem Standpunkt des gemeinen 
Rechtes: „Handwerker follen ihre Rauchſtätten, Feuer und Badöfen und andere ſolch 
Örter wohl verforgen, daß... . auch mit flarten Rauchen oder mit übrigen Klopfen 
nicht Berbruß gefchehe, ... . und (daB dergleichen) dem nechſten Rachbarn nicht zu 
einem Verdruß oder Beſchwerniß ſeyn“. K. 379. 8. 2. „Desgleichen foll man auch 
verftehen von denen Handwerkern, die mit Geftant den nebenwohnenden Nachbarn 
Schaden thun ...“ Die Verpflihtung der Anrainer, bei der baupolizeilichen Lokal⸗ 
tommiffion auch die privatrechtlichen Anſprüche unter Präjudiz geltend zu machen, 
fowie der allmäpfige Übergang der Kompetenz in Sachen des Nach barrechtes von 
den Gerichten auf die polit. Behörde, fallen in die Mitte des vorigen Ihdts. Bol. 
Note 30b. 
32a) Der 8.117 der böhm. Bauord. beflimmt: „Sewerbliche Räume, in 
welchen Dampf, Raub, Staub, Täftige Dünfte oder üble Gerüche erzeugt werden, find 
derart einzurichten, daß die Nachbarſchaft durch diefelben nicht beläftigt wird, 
33) Hiernach ift die Entfcheidung der gemeinrechtlich ftreitigen Frage: ob ber 
Nachbar aud wegen Berbreitung übler Gerüche oder wegen ſtarken Geräuſches 
ein Berbietungsrecht habe, nach öfterr. R. dem Ermefien der Berwaltungdbehörde 


anheimgegeben. Nach dem Grundfage der im Zert citirten Quellenftellen, zu denen 
Windſcheid L. 2.8.29. D. 43. 8 hinzufügt, muß wohl der Anficht Jener (def. 





8.5. Beſchraͤnkungen der Ausübung des Eigenthumsrechtes. 121 


icheint daher ber privatrechtliche Geſichtspunkt durch ben öffentlich⸗ 
rechtlichen in ven Hintergrund geftellt. 

Mit Recht hat Daher der Berwaltungsgerichtshof übereinftimmend 
mit ber Praxis der Gerichte und der herrichenden Doktrin ſtets an dem 
Grundſatze feftgehalten, daß Einwenbungen, welche ſich Lediglich auf 
bie „befürchtete Beläftigung und Schäbigung ber Nachbarfchaft 3. 2. 
durch Lärm, Staub, Ruß ꝛc. beichränten, nicht privatrechtlicher 
Natur find“ und dag die Würbigung folcher öffentliche Rüdfichten be- 
treffenden Einwendungen dem freien Ermeſſen ver politifchen Be— 
hörden anheimgeftelit ift. Vgl. Entih. Nr. 103. 653. 665. 1656. 
1700. 1952. 2008. 6383. Samml. Bubw., dazu Samml. Alter, 
©. 103 Nr. 714, ebenfo die Entfch. des Oberſten Ger. 9. Samml. 
U. W. Pf. Sch. Nr. 573 (Tieferlegen ber Straße), 948 (Funten- 
fprühen), 5646 (Ianchengeruch), 5821 (Verfiegen des Brunnen durch 
Drunnengraben des Nachbars), 6021. 9836. 9934. 12136, welche 
durchwegs die Präjudicialität des abminiftrativen Verfahrens an- 


S$hering VI. ©. 111—127, Windſcheid $. 169 R. 20, Stobbe 8.86 a. E., 
Bruns, Encytl. I. 362, Dernburg $. 220, Roth $. 126 N. 28) beigepflichtet 
werden, daß eine ungewöhnliche Beläfligung auch durch Übelgeruch und Geraͤuſch 
nicht zugulafien fei; denn es ift gleichgültig, ob die Schädigung des Nachbars durch 
Rauch, durch Safe, Erfehütterung der Luftwellen oder des Erdbodens erfolgt. (Theil⸗ 
weife and. Anf. ift Pagenſtecher I. ©. 120, Heffe ©. 537, Förfter $. 149 
N. 13. 14.) Derfelbe Gefihtöpunft wird überwiegend von der gemeintechtlichen 
Brarid (Seuff. 8.3. Nr. 7, 9. Rr. 218, 11. Nr. 14.114, 12, Nr. 2,15. Rr. 2, 27, 
Rr. 208) und von den preuß. Gerichten feftgehalten. S. Dernburg a. D. 

34) Über das Nachbartecht nach öfter. R. vgl. Schufter, Baurecht ©. 63 
bie 113, Mages, Ger. Zeit. 1871 Nr. 1 fig. Wänrend Schufler von der hier ver- 
tretenen Auffaffung ausgeht, fucht Mages in feinem fehr lehrreichen Auffage den 
Grundſatz des gemeinen Rechts (f. Rote 28) auch für das äfterr. Recht zur Geltung 
zu bringen. Indeß gegenüber dem Elaren Wortlaute der 88. 354. 362. 364. ofr. 297. 
475.476, 1305. A. B. G. 2. und den 88. 31 —38 der Gewerbeordnung (weſentlich 
übereinftimmend 88. 25 flg. der Gew. Novelle v. 1883) erfcheint diefer Verſuch, die 
gemeinrechtlichen Srundfäge „auf heimifchen Boden zu verpflanzen” (Maged ©. 71), 
ald undurhführbar. Died hat fhon Schufter richtig erfannt und feine Ausführungen 
6.104 fig. find von Mages nicht widerlegt worden. Richt der 8. 1305 allein dient 
unferer Anfidht zur Grundlage; vielmehr ift die in den citirten SS. fich fpiegelnde 
Orundauffaffung der öfter. Legidlation eine andere ald die des gemeinen Rechts. 
Richt privatrechtliche Geſichtspunkte, fondern Rüdfichten ffentlichrechtlicher 
Ratur find für dad Maß der Beſchraͤnkungen der freien Ausübung ded Cigenthums 
grundlegend. Der Anfiht Mages' Haben fich neuerbing? Pfaff, Unger, Stein⸗ 
bach angeſchloſſen; die Motivirung derſelben wird in Rote 34a u. im Verlaufe des 
Terted näher gewürdigt. — Über das preuß. R. vgl. Dernburg I. 88. 217—220 
und Förfter III. 8. 169—181 ; dazu Rote 28 a. E. — Nach franz. u. italien. 
Recht ift die richterliche Kompetenz feftgehalten. Vgl. Note 28, 
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erfennen.>** Auch neneftens wurbe mit Erf. Rr. 11930 Saumil. U. 
W. Pf. von allen drei Inftanzen anerlannt, daß ein negatorifcher 
civilrechtlicher Anſpruch der Nachbarn gegen bie von ber polit. Be⸗ 
börbe bewilligte, den Nachbarn benachtheiligenve Banführung (von 
tauchverbreitenden Gementöfen) unftatthaft ſei.“ In Übereinftim- 
mung mit unferer Anficht fagt das Erf. 12136 derſ. Samml. (Wiener 
cause cel. Iur. BL. 1888 Ar. 20): „Die beflagte Gasgefellichaft 
bat nach ber Gewerbe-D. vie Genehmigung ber Betriebsanfage erwirlt 
und wenn fie von ber Anlage Gebrauch macht, laun darin ein eigen- 
mächtiger Eingriff in ben Beſitz eines Dritten nicht erlannt werben. 
Die Gew. O. $. 30 räumt demjenigen, ber fich in feinen Brivat- 
rechten verlegt glaubt, das Recht ein, falls er bei ber commiffionellen 
Berbandlung vor der admin. Behörde feine viesbezügfichen Einwen⸗ 
ungen erhoben hat, nach ven 88. 340342 B. G. B. ben richter⸗ 


As Dagegen nur Rr. 4361 (Schädigung durch Gementfabrif,. — Gegemüber 
diefer berrfchenden Auffaffung (fiehe vor. Rote u. Shufler-Schreiber, Schaden⸗ 
erfag ©. 16) vertreten außer Mage, Nachbart. B.-Zeitung 1861 Rr. 1 fig. u. 
Pfaff. Schadenerſ. E.39 fg. {i. R.34: neneſt. Unger, Grund. Itſcht. 13 6.715 fig. 
u. Steinbach, Erſaß von Bermögensfhäln 1888 ©. 10flg. die Anficht, da der 
Rachber — wie nach rom. R. — auch nicht einmal fog. mittelbare Sunmiffonen 
zu dulden brauche, es fei denn, daß fie dad Maß des Gewähnliden und Orid- 
üblichen wicht überkeigen. Die Unfiht, daß unter „Eingriff ($. 364) and 
mittelbare beläftigende Einflüffe auf den Nachbargrund zu verfichen feien, ber 
grandet Unger mit Bezuguabme auf dad röm. R., auf In Protetole (Pfaff, 
Schadenerſ. €. 39) und durch dem Hinweis auf bie angeblich vıaftifch umerträglichen 
Koniequenzen unferer Unfiht. Die Protefslle Einer L ©. 246 fig. ſprechen wehl 
zu unferen Gunften;, denn fie erwähnen nur die Deichränfungen durch Gersituien 
und dad geibeilte Gigentbum. — Gegen Unger vgl. an Schuſter⸗Schreiber⸗ 
Stubeurend '5. U) zu $. 364, von den älteren Gemm. Schuſter, Baur. 
©. 63, %, Rippel III. €. 203 fla. wa sh Krainz, Soft 5.1920.26 
jcheint unfere Anficht zu theilen: „Belle Durchführung babe dieſes Prinzip (Fhering, 
Mageö) in der bidber. öfterr. Gejepgebung noch nicht gefunden; ein Schritt dazu 
jei gethan in der Gewerbe O. v. 1859 $. 31 fig. (Erisrdennig beſenderer behordlicher 
Genehmigung zur Herfücliung beläftigender Betriebdanlagen:”. — Die Defürdtungen 
u’ S. 719 (4 d. Sep. W) betreffend „ven yerpetnirlichen nadhbartichen Krugt- 


zufchreisen berufen fein. Richtig Till, Przeglad 1887 S. 225 fig. ; reſewirt äufert 
ab Kraduspsiöti, Krit. B. Eh. 27, ©. 484 la. Eine beſend. Meinung vertritt 


einer, — 9.6.2728, der rehtägefchichtlich die Richtigfeit meimer 


aufelt : i 
ſizers auj Selbe” Filten Die Grundlage für die richteri. ) Beurtbeilumg. 
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fichen Ausfpruch zu erwirken. Dies babe Kläger nicht gethan. Eine 
Störung im Sachbefige (durch Lärm) Liege nicht vor, ba hierdurch 
weber ein unmittelbarer noch (2) ein mittelbarer Eingriff in die Hänuier 
bes Klägers verurjacht worden. Allerbings fei die Berechtigung des 
gewerbtreibenden Nachbars Teine unbegrenzte; allein die einzuhaltenbe 
Grenze werbe, fofern nicht beſondere Privatrechtstitel beftehen, nur 
burch allgemeine Rückfichten beftimmt ꝛc.“ 

Die entgegenftehbende Anfiht (Mages, Pfaff, Unger, Stein- 
bach), welche fich weiter auf die praftiich angeblich unerträglichen Kon- 
fequenzen unferer Auffafiung (Schutlofigleit ver Nachbarn) beruft, 
überfieht völlig, baß bie aus dem Nachbarrechte fließenden Bejchrän- 
kungen zum Schute ver Nachbarn gegen fog. „indirekte Immiſſionen“ 
auf Grund dffentlichrechtlicher Normen jedenfalls von ver Ad⸗ 
miniftrativbehörde feftzuftellen find und daß eine cumulative 
Kompetenz ber Gerichte felbftverftändfich ausgeſchloſſen erjcheint. Vgl. 
Er. Nr. 11930 Gl. U. W. Pf. 

Die Beichräntungen bes Eigenthümers in Anfehung von Ban- 
führungen und den Nachbarn fchäblichen oder gefährlichen Betriebs⸗ 
anlagen tragen ſomit nach öſterr. N. nicht den Charakter von Legal⸗ 
ſervituten an fich, da dieſelben Teineswegs zunächft Die Sonberintereffen 
der Nachbarn zu ſchützen, ſondern vorwiegend bie öffentlichen, das 
Gemeinwohl betreffenden Intereffen zu wahren bezweden. Dieſer 
Weg, der zuerft von ber öſterr. Gefeßgebung betreten wurbe, tft dem 
Vortichritt der Induſtrie gewiß förberlicher, als jener, den bie romani⸗ 
ſchen Zegislativen wandeln! Vgl. Note3 u. 34a. Dieſer Gefichtspuntt 
fpiegelt fich deutlich in ver Norm des $. 36 der dfterr. G. Nov. ($. 36 
Gew. ©. v. 1859), derzufolge bie pol. Behörde nur folche bei ber 
tommiffionellen Verhandlung erhobene Einwendungen, welche privat- 
rechtlicher Natur find, auf den Rechtsweg zu weifen hat, zu welchen 
jedoch jene aus dem Nachbarrechte nicht gehören. (S. auch N. 34a 
bezüglich der neuen beutich. Gewerbe-D. v. 1892.) Bier zeigt fich 
recht anfchaulich Die Möglichkeit, daß gewiſſe Rechtöverhältniffe eben 
fo gut der Herrfchaft des öffentlichen als bes Privatrechtes anheim- 
fallen können, je nachbem bie Geſetzgebung das Geſammt⸗ oder Indi⸗ 
vidnalintereſſe betont. 34 


34b) Auch der 8. oͤſterr. Advokatentag (1887) beichäftigte ſich mit der Frage 
des Nachbarrechtd und ſprach fich für den Antrag Brunſtein's aus: daß die Norm 
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Selbit die neue deutfche Gewerbeoron. v. 1869 (88. 16 u. 26) 
bat wenigftens bei gewerblihen Betriebsanlagen bem öffent. 
lichrechtlichen Geſichtspunkt bis zu einem gewiffen Maße Rechnung 
getragen, indem über folche Anlagen, welche für vie Befiger ober 
Dewohner der benachbarten Grundſtücke ober für das Publikum 
überhaupt erhebliche Nachtheile, Gefahren oder Beläftigungen herbei- 
führen können, die Adminiftratinbehörbe entfcheivet und hierbei 
civilrehtlich niemals auf Einftellung einer behörblich genehmig- 
ten Anlage, ſondern nur auf Einrichtungen, welche die benachtheili- 
gende Einwirkung ausfchließen ober, wo dies unthunlich, auf Schaben- 
erſatz geflagt werben Tann. (Modific. d. a negatoria, vgl. Mandry, 
D. civile. Inhalt d. Reichsgef. $. 30.) Der deutſche Entwurf 
eines B. G. B.8 8. 850 ſchließt fich ohne Vorbehalt dem röm. R. an. 

Und bier find wir bei ber Frage angelangt, ob nad dfterr. R. 
bei behörblich genehmigten, ben Nachbarn ungewöhnlich ſchädi⸗ 
genben Anlagen von Rechtswegen eine Erfagpflicht ftattfindet? Aller- 
dings wird neueftens häufig behauptet (Pfaff, Zur Lehre v. Schaben- 
erfag 20. S. 43 flg.,, Steinbach, Grumbfäge des h. R. über ben 
Erſatz zc. ©. 13, Unger, a. O. ©. 729, Handeln auf eigene Gefahr 


des 8. 364 B. G. B. fich in der Prarid als unzureichend erwiefen habe, um in Nach⸗ 
barerhältniffen die Perfon und das Eigenthum zu ſchützen und verlangt eine Reu- 
regelung diefed Nechtäfchuged. Die Debatte widerfpiegelt bie in der Theorie pro 
und contra angeführten Gründe; neigt indeß zu der Anficht Ihering's, Mages', 
Unger's. Gleichwol wird anerfannt, da das öfterr. Gefeg zwiſchen gewöhnlichen 
u. ungewöhnlichen Beläftigungen ni t unterfcheibet, u. doch verliert mit diefem Zu⸗ 
geftändnig die Anficht Unger’ ihren Rüdhalt! Daß die Servituten in 88. 475 flg- 
niht taratin angeführt find, beweift doch Nichts gegen ung, da wir es doch nicht 
mit „Servituten“ zu thun haben. Die Entſcheid. Ar. 14178. ©. H. gehört nicht 
hierher. (Of. Zur. BL. 1887 Rr. 43.) 

34c) Dazu Frang, Eigenthumsbeſchränk. S. 184. Der Unterfchied vom öfter. 
N. befteht nur darin, daß in Deutfchland das adminiftrative Verfahren für die auf 
befonderen privatrechtl. Titeln beruhenden Einwendungen, mögen fie bafelbft 
angemeldet fein oder nicht, niemals präkluſiviſch wirtt($. 19), während nad 
öfterr. Recht auch folche Einwendungen , wenn fie nicht angemeldet werben, fpäter 
weber petitorifch noch poffefforifch geltend gemacht werben können; daß ferner jene? 
präj. adminift. Berfahren nad öfterr. R. nicht bloß bei gewerblichen Bettiebs⸗ 
anlagen — fondern überall eintritt, wo eine behördliche Konzeſſion nöthig iſt. 
Übrigens find (mie der cit. 8. 16 deutſche Gew. D. zeigt) zu den auf befonderen 
Privattiteln beruhenden Einwendungen (88. 17—19 deutfche Gew. D.) jene aus dem 
Nahbarrehte nicht zu zählen; fo richtig das Erf. d. deutfch. Reichöger. XIII. 
©. 57 mit Bezug auf die Entftehungsgefchichte der SS. 17—19 u. die neue Faflung 
der Gew. D. v. 1. April 1892. 
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Jahrb. f. D. 30. ©. 364, Separ. A. S. 26N. 7, Frankl, Ztichr. f. 
Bergr. 1992 ©. 32), daß das dfterr. R. den Grundſatz kenne, daß 
eine Hanblungsweife — gegen Entichäbigungspflicht — für erlaubt 
erHärt wird, obwohl fie entſchieden verlegend in einen fremden 
Rechtskreis eingreife, und daß dieſer Regel insbeſondere ber Betrieb 
von Unternehmungen unterliege, der an ſich rechtmäßig, auch wol mit 
behörblicher Geftattung erfolge, dabei aber feiner Natur nach ben 
Anrainern Gefahr drohe und darum auch für ben verurfachten Scha⸗ 
ben aufzukommen bat. Allein wenngleich das dfterr. Recht in manchen 
Tällen die Erfatpfliht gewiifer Unternehmungen für ven durch ben 
Betrieb verurfachten Schaden — ohne Rüdficht anf ein Verſchulden 
anerkennt, jo kann boch ans biefen vereinzelten Normen kein allgemeines 
Prinzip abgeleitet werden und zwar um fo weniger, als wir mit 
biefem Grundſatz den damit unverträglichen gejeglihen Grundſatz 
ber Schulphaftung (88. 1295 fig.) einfach über ven Haufen werfen. 
Die Schuld haftung bildet ven logiſchen contradiktoriſchen 
Gegenſatz der Erfolghaftung; — die gleichzeitige Geltung 
beider Grundſaätze ift undenkbar; — vereinbar find beiderlei Normen 
nur in der Weiſe, daß die eine bie Regel, die andere bie Ausnahme 
bildet. Und daß das A. B. ©. 3. die Schulbhaftung als Regel 
bente, darüber Tann doch füglich Fein Streit beftehen! Mit der Baga⸗ 
tellifirung bes $. 1305 8. G. B. („Wer von feinem Rechte inner- 
halb der rechtlichen Schranken Gebrauch macht, hat ben für einen 
Andern daraus entipringenden Nachteil nicht zu verantworten‘) tft 
Nichte bewiefen! Dieſe Norm tft zwar eine „jelbftverftändliche",; aber 
barımı verliert fie doch weder an innerer Wahrheit noch an prin- 
zipteller Geltung; fie bildet ‚bloß vie Kehrſeite des in den 88. 1295. 
1306. 1311. B. G. B. anfgeftellten Grundſatzes, daß ein unver- 
ſchuldeter (zufälliger) Schaden von demjenigen, ber ihn werurfachte, 
nicht zu erfeßen ift! Es ift jomit der Eigenthümer eines Grundes, 
welcher auf demſelben mit Bewilligung ver zuftändigen Verwal⸗ 
tungsbehörbe ($$. 25 flg. Gew. Nov., SS. 17 flg., 75 flg. Waſſ. 
Gef.) Tabriten und andere Betriebsanlagen errichtet hat, durch welche 
— ohne birelte Immiffionen (Eingriffe) — die Nachbarfchaft beläftigt, 
gefährbet oder jelbft geſchädigt wird in per Regel ven Nachbarn zu 
feinem Schabenserfage verpflichtet, weil eben weber objektiv noch fub- 
jeltiv eine Illegalität vorliegt. Die Richtigkeit diefes Grundſatzes 
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wird dadurch nicht erſchüttert, daß ausnahmsweise in gewifien 
Fällen auch der Schaben zu erſetzen tft, der lebiglich durch bie gejek- 
mäßige Ausübung eines Nechtes verurfacht worden iſt (Pfaff 
©. 43flg.). Daß es fih hier um Ausnahmen handelt, ergiebt ſich 
aus folgendem. 

1. Der Rüdtritt vom Eheverlöbniffe verpflichtet gegenüber dem⸗ 
jenigen, von beffen Seite Teine gegründete Urfache zum Rücktritte ent- 
ftanden ift, zum Schadenerfag, auch wenn bem anbern Theile ein 
Verſchulden nicht zur Laft fällt. (8.46 ©. B.; die Protololle laffen 
barüber feinem Zweifel Raum.) 

2. Der Pfandinhaber, welcher das Pfand weiter verpfänbet, 
haftet für den Zufall, der die Sache bei ihm nicht getroffen hätte 
(8. 460 ©. 8.) und ber Beſtandnehmer für das Berfchulden des 
Afterbeftannnehmers (8. 1111 G. B.).3° — Außer biefen (ſchon von 
Pfaff a. O. S. 132 angeführten) Fällen tritt, wie ich anderwärts 
nachgewiejen babe, die Erfagpflicht ein, obwol nur von einem echte 
Gebrauch gemacht wird: | 

3. Wenn Eiſenbahnunternehmungen durch den Bahnbau und 
Bahnbetrieb an fremdem Gute Schaben verurfachen, auch wenn 
ihnen kein Verſchulden zur Laft fällt. $. 10 lit. b. des Eif. B. Konzeſſ. 
Gef. v: 14. Sept. 1854 3. 238 R. G., dazu Entſch. Nr. 6832. 
8148. 8568. 8681. 8873 Gl. U. W. Dieſelbe Erſatzpflicht legt $. 42 
bes Eiſ. B. Ent. ©. v. 18. Febr. 1878 3.30 ven Bahn- Unternehmern 
auf, wenn fie bei Vorarbeiten für die Anlage der Bahn an frem- 
bem Grunde Schaven verurfachen. (Richtig Unger a. D. N. 17). 

4. Ebenſo haftet die Jagdgenoſſenſchaft für ven durch das Hegen 
des Wildes und ber Sagbberechtigte für den durch Ausübung ber Jagd 
an Grund und Boden verurfachten Schaven. (Pat. v. 7. März 1849 
3.154, 88. 45. 46 böhm. Iagdgef. vom 1. Juni 1866.) Desgleichen 
haftet der fFifchereiberechtigte für ven bei Ausübung der Fiſcherei 


35) Diefe Normen der SS. 460 u. 1111 erklären fich durch den Gegenfap zum 
preuß. 2, R., welches die Afterverpfändung und den Afterbeftand nicht geftattet; bad 
öfl. ©. B. hat Hier, wie fhon Ungera. D. N. 16 bemerkte, einen Mittelweg ein« 
geſchlagen. Über die anderweitigen Fälle, wo Erfagpflicht ohne Verſchulden eintritt, 
vgl. mein Wafferrecht (3. Aufl.) ©. 62 Rr. 27 und meine böhm. Schrift über Scha⸗ 
denerfag ©. 44 flg. — Die Fälle des 8. 10 des Prefgef. v. 17. Dezember 1862 
und des Art. 8 ded St. Gr. Gef. v. 21. Dezember 1867 3. 142 zähle ich hier nicht 
auf, weil fie dem öffentlichen Rechte angehören. ©. auch Gef.v. 16. März 1892 3.64. 
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ben Mfergrunbbeftgern verurfachten Schaden (Gef. v. 25. April 1885 
Nr. 58 R. G. Bl.). 

5. Fiſchereiberechtigte, welche durch die Ausübung eines Waſſer⸗ 
nutzungsrechtes benachtheiligt ſind, können (nur) angemeffene 
Schadloshaltung verlangen. 8. 19 R. W. ©.3% 

6. Streitig ift, ob Bergbauberechtigte ven Grundeigenthümern 
ben (ohne Verſchulden) verurfachten Schaden zu erjegen haben; mit 
Rüdfiht auf die 88. 84. 104 Bergg. ift biefe Frage zu bejahen. ꝰoh 

7. Triftberechtigte haften für allen burch bie Holzſchwemme 
verurſachten Schaben. $. 34 d. Forſtg. v. 3. Dezbr. 1852 3. 250.35° 

8. Nach ver a. Ger. Ordn. ($$. 261. 282. 291. 293) haftet 
ber Gläubiger unbedingt für ven Schaben, welchen er dem Schuld⸗ 
ner durch Anwendung eines nachträglich nicht gerechtfertigten provifor. 
Sicherftellungsmittels (Arreft, Verbot, Segueftration, Erelution zur 
Sicherftellung) verurfacht hat (richtig Ullmann, Eiv. Pr. (2) S.645 
n. Schrutka⸗Rechtenſtamm, Wien. Zeitſchr. 20 ©. 183 flg. gegen 
Rabane, ebend. 19. S. 99flg,); ebenfo haftet der Batentbefiger 
für volle Genugthuung im Falle einer nicht gerechtfertigten Beſchlag⸗ 
nahme (8. 17. Priv. Geſ.; dazn Nr. 11837 U. W. Pf.). 52 

Allein dieſe Fälle 2° find gegenüber ver unbeftrittenen Regel des 


358) Dazu mein Waſſerr. ©. 54. 63; darin fpiegelt fih die höhere Werth⸗ 
ſchaͤzung der Waſſernutzungsrechte“. 

35b) Dazu Leuthold, Bergr. O. 173. Stupecky, Prévnſk 1890 ©. 100, 
Frankl, eitfähr. f. Bergr. 1892 ©. 1 flg., Randa, Schadenerfag (böhm.) 5. U. 
S. 53. Die herrſchende Anfiht verlangt freilich auch hier ein Berfchulden. Bol. 
Samml. Budo, Rr. 3021, Samml. U. W. Pf. Ar. 12113. 

350) Rad) dem 8. 89 des bähm. Waſſerg. (in den übrigen W. G. fehlt diefer $.) 
haftet der Befiger eines Waſſerwerks für Schäden, wenn es fih nachträglich zeigt, 
dag bei Ertheilung der Konzeffionvon unrihtigen Borausfepungen ausgegangen 
wurde und daß durch dadfelbe Befhädigungen Dritter entfichen, welche nicht 
ſchon beiden Erhebungen berückſichtigt wurden. Es ift bebauerlich, daß 
diefe billige Beftimmung ($. 89 böhm. cf. 8. 19 fleir. W. G.), welche überhaupt 
beiallen Sudufrialwerten Geltung haben follte, in die übrigen L. W. G. 
nicht aufgenommen wurde. Dazu mein Waſſerr. ©. 62. 

35d) Den Beweis hierfür habe ich in einem Schweizerifchen Rechtäftreit Rechts⸗ 
gutachten 1892) ausführlich dargelegt ; f. auh Brunftein, Patentanmaßg. (1892). 

36) Zu diefen Fällen kann ih nicht (wie Pfaff ©. 43 flg. thut) reinen: a) das 
jas tollendi des redlichen Beſitzers (8. 332 ©. B.), da diefer feine Befugniß nur 
ohne Schädigung ded Eigenthümerd („ohne Schaden der Subſtanz“) ausüben darf: 
b) aud nit die Pflicht des Machthabers zum Erfap des Schadens, welcher aus der 
vorzeitigen Kündigung der Vollmacht entfiand (8. 1021 of. 1020), da der einfeitige 
Rücktritt vom Vertrag hier an eine „gefepliche Schrante*: die Erfagpflicht geknüpft 
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$. 1305 Ausnahmefälle.?” Sie beftätigen nur ven in ver Natur 
ber Sache gelegenen Grundſatz bes $. 1305 G. B., — geftatten 
aber nach anerkannten Auslegungsregeln in anderen Fällen durchaus 
feine analoge Anwendung. Noch weniger kann man aus biefen Ans- 
nahmsfällen folgerichtig den Schluß ziehen, daß fich der Nachbar 
„anpergewöhnliche Beläftigung der Regel nach nicht gefallen zu laſſen 
braucht, d. 5. (2) dafür Schadenerfag anfprechen kann“ (fo Pfaff 
©. 49 und N. 146), oder daß, wo ein „Recht einen Inhalt hat, ber 
e8 als ein fremden Rechtskreiſen gefährliches erfcheinen läßt, der jo 
Derechtigte.. . . erfagpflichtig wird für ven Schaden, ben er durch 
und in der Übung feines Rechtes einem Andern zugefügt hat“ (Pfaff 
©. 48 unter ausbrüdlicher Bezugnahme auf Gewerbsanlagen ©. 49). 

In diefen Ausnahmefällen können wir daher auch nicht, wie 
Unger ©. 730 flg., das Prinzip erbliden: „Wer eine gewerb- 
liche Anlage errichtet, wer eine Fabrik betreibt, hat dies auf eigene 
Gefahr zu thun, nicht auf pie Gefahr ver Umgebung“, und zwar um 
fo weniger als nur bie Fälle 3. und 6. „gewerbliche“ Anlagen betreffen, 
und beren ausnahmsweiſer Charakter aus dem Vergleiche der bezüg- 
lichen Normen mit dem allgemeinen bürgerl. Rechte, insbef. aus der 
harakteriftiichen Beſchränkung des 8. 89 des böhm. W. ©. (Note 35e) 


ift; c) auch nicht die Fälle der Gicherheitöbeftellung der 88. 340 und 343 G. 2. 
Mages S. 33. Pfaff N. 136), da hier die Erſatzpflicht doch nur infofern eintritt, 
als dem Befiper des Werkes ein Berfchulden zur Laſt fällt. („Der Zwang zur Sicher⸗ 
ftellung ift vielmehr nur ein Beitreibungsmittel, die nöthige Verbeſſerung zeitig vor» 
zunehmen“, Protofolle bei Pfaffa. D.). — Daß die Erfappflicht des Enteignerd — 
die doch eine Zuftandsobligation ift — feine Ausnahme von der Regel des $. 1305 
G. B. bilde, anerfennt Pfaff felbft S. 44, da diefelbe „eben eine der rechtlichen 
Schranken bildet, innerhalb deren die Ausübung des Rechtes flattfinden fan“. Unter 
denfelben Geſichtspunkt fällt die Erfagpflicht bei Ausübung des Rüdktrittörechted nach 
8. 38 des Eif. 3. Ent. ©. v. 18. Febr. 1878, des Nothlandungsrechtes nach $. 9 
des R. Wafferg. v. 30. Mai 1869. 

37) Dies wird allgemein anerfannt — felbft von Pfaff, ©. 42. 43. 48, wel 
her nur die aAusnahms loſe Geltung desfelben gegen die inkorrefte Behauptung 
Schuſter's, Baur. 6.72, beftreitet. Mit Recht geftehen daher Pfaff u. Unger, 
©. 729, da fi) aus den von Pfaff angeführten Fällen kein erfhöpfendes Prinzip 
deduziren läßt. Aber auch der weitere Berfuh Unger’ da. D. ift wol unzureichend, 
wie im Tert gegeigt wird. Bol. auch Hafenöhrl, Of. Oblig. R. 8. 70. 

38) Ahnlich Schon Mages, ©. 47: nur „gewöhnlicher rationeller Gebrauch“ 
ift zu dulden. — Wer hat darüber zu entfcheiden, ob der Gebrauch ein „tationeller” 
ift? Kommen wir da nicht ſchließlich zu dem auch von den Redaktoren des B. ©. 2. 
perhorreözirten Berbot der Rechtöausübung aus Schadenfreude oder Mißgunft? Bel. 
Pfaff R. 119. 
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hervorgeht. Allerdings enthält die Genehmigung „einer gewerblichen 
Anlage noch nicht die Autorifation zur erfakfreien Schabenftiftung“ 
(Unger a. O.); denn e8 ift Sache ver Behörbe, die „Bedingungen 
und Beſchränkungen feitzuftellen, unter welchen die Anlage bewilligt 
wird“ (f. Die S. 119 cit, Gefege) und zu die ſen Bedingungen ge- 
hört gewiß auch die Feftftellung aller zur Abwehr von Schäden 
bienlichen Vorkehrungen, bezieb. vie Feſtſetzung oder doch ter Vor⸗ 
bebalt dev Erſatzanſprüche ver einfprucherhebenden Nachbarn, wenn 
trotz aller gebotenen Vorfichten ſolche Schäden entftehen follten. (Vgl. 
bei. 88. 79. 86—88., dazu 8. 89. böhm. Wall. ©. u. mein Waff. 
R. ©. 62flg.) Indeß de lege ferenda bin ich volflommen ein- 
verftanden, daß Unternehmer von Fabriken und ähnlichen größeren 
gewerblichen Anlagen3® für die durch deren Betrieb entftehenven 
Schäben ſchon kraft des Gejetes unbedingt aufzulommen haben, und 
mit dieſer Beſchränkung ftimme ich den Ausführungen Unger’ &, Han⸗ 
bein auf e. Gefahr S. 47 fig., Steinbach's a. O. n. Mataja’s, R. 
des Schadenerſatzz. zu. 

Nicht genug daran! Hält man dafür, daß fich der Nachbar 
„außergewöhnliche Beläftigungen ver Regel nach (welche find die Aus- 
nahmen?) nicht gefallen zu Lafjen braucht“, dann muß man vemfelben 
Ionfequent gegen jede derartige beläftigenbe Benutzung des Eigenthums 
ein Berbotsrecht: die actio negatoria einräumen, — barf aber 
nicht fein Einſpruchsrecht in ein bloßes Schadenerſatzrecht umwandeln, 
wie dies Pfaff S. 49 ohne nähere Begründung mit den Worten 
thut: „d. h. dafür Schadenerſatz anzuſprechen“.d Gerade jene unab⸗ 


39) Hierbei wird wohl auch die polit. Behörde nach billigem Ermeſſen den nahe⸗ 
liegenden Grundfag zur Anwendung bringen, daß der durch orisübliche oder ge⸗ 
wöhnliche Benugung (bez. dur derartigen gewerblichen Betrieb) entſtehende 
Nachtheil nicht zu vergüten ift. 

39a) Bei gewöhnlichen, Fleineren Gewerbeanlagen erfcheint eine ſolche Ver⸗ 
antwortung ſchon aus wirthfchaftlichen Gründen ausgefchloffen. 

40) Anders nach 8. 26 der deut ſchen Gew. Ord., welcher zufolge nie auf 
Einftellung der genehmigten Anlage, fondern nur auf Abhilfe oder Schadenserſaß 
gellagt werben kann. Die Ausnahmöbeflimmung ded $. 19 R. Waſſ. Geſetz von 
1869 beftätigt nur die Regel. — Gewiß hat Pfaff ©. 42 Recht, wenn er jagt, daß, 
wo ein Recht auf ein anderes ſtoße, eines oder beide Beichräntungen dulden müffen. 
Allein die Behauptung Pfaff’ 3, daß die Nachbarſchaft allein ſchon ein Verbots⸗ 
recht gegen ungewöhnlich beläftigenbe Anlagen gewähre, beruht für das öfter. N. 
auf einer petitio prineipii; ebenfo defien Bemerkung N. 146: daß 8. 1305 teined- 
falls die Hapftpflicht (wo ift Diefe fatuirt?) aufheben kann in jenen Fällen, in 

Randa, Eigenthum n. öfter. Recht. 9 
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weisbare Konjeguenz, d. i. die Annahme eines privatrechtlichen 
Berbotsrechtes der Grundnachbarn gegen ungewöhnlich beläftigente 
DBetriebsanlagen widerjpricht der Grundauffafiung bes öſterr. Ver- 
waltungsrechtes, welchem zufolge nur bie Verwaltungsbehörbe kom⸗ 
petent erfcheint, darüber zu entſcheiden, ob und unter welchen Kautelen 
Betriebsanlagen bewilligt werben können, welche die „Nachbarichaft 
zu gefährben ober zu beläftigen geeignet find“ (88. 25 flg, Gew. Nov.). 
Kurz — nach öſterr. Recht ift die bezügliche Srage dem Privatrechte 
völlig entrücdt und dem öffentlichen Rechte überantwortet! Dies ift 
auch in der öfterr. Praxis jo allgemein anerkannt, daß m. W. erſt in 
legter Zeit der Verfuch gemacht wurde, auf Grund der Nachbarichaft 
im Wege einer privatrechtlichen Klage das richterliche Verbot einer 
berartigen Betriebsanlage zu erwirten (f. ven S. 122 erwähnten Fall 
Nr. 11930 Samml, GI. U. Pf.), welcher jedoch in allen Inftanzen 
zurückgewieſen wurbe. 

Die Hier vertretene Auffaffung wird auch durch bie Vorarbeiten 
zum B. G. B. und bie Protokolle (Ofner I. ©. 246 flg.) beftätigt. 
Die Entwürfe: Cod. Ther. 2. IH. 88. 1—4, und Horten. II. 2, 
8.1.2. erwähnen nur Beſchränkungen burch Verträge und letztw. 
Anordnungen; allgemeiner fagt Martini D. 3. 8.2: „jofern dem 
Rechte Dritter nicht zuwidergehandelt wird“, dazu aber be. $. 11, 
ber diesfalls ausdrücklich auf die Bauordnungen verweift.*® Die 
Ihon bei Pfaff S. 40flg. geſchilderte Redaktionsgeſchichte ber 
88. 364 u. 1305 ©. B. beftärkt unfere Auffaffung. Der 8. 82 IL. 
weitgal. ©. B. (8. 364 3. ©.) verfügte nämlich im erften Sage: 
„Überhaupt findet die Ausübung des Eigenthumsrechtes nur infofern 
ftatt, als bie Rechte eines Dritten nicht darunter leiden“. Einen felbft- 
verftändlichen, weber beutlichen noch erſchöpfenden Zuſatzantrag bes 
inneröfterr. Appell. Gerichtes verwarf Zeiller (1803) mit der Mott- 
virung : „Befler fei die im Entwurf aufgeftellte Regel, daß der Eigen- 
thümer das Necht eines Dritten nicht verlegen bürfe, woraus ſich 


denen dad Geſetz (die gefepmäßig erworbene Konzeffion) einen den Rechtskreis Dritter 
gefährdenden Geſchaͤftsbetrieb erlaubt“. 

40a) Der Cod. Ther. II. cap. 39. 88. XIII. XIV. geht zwar auch von dem 
gemeintechtlichen Grundſatz aus, dag der Nachbar ungewöhnlichen Übelgeruch, 
Rauch zc. nicht dulden müffe, — jedoch vorbehaltlich der „obrigkeitlihen De 
willigung“ (nr. 80); dasfelbe beflimmt der Entw. Horten. II. 25. 88. 23. 24 be- 
züglich deö a. o. Rauches aus Bräuhäufern, Badöfen u. dergl. Handwerken, wo ſelbe 


8.5. Beichräntungen der Ausübung des Eigenthumsrechtes. 131 


ergebe, daß, weil Jedermann ein ausſchließendes Recht auf feine 
Perſon und feine äußeren Güter hat, der Eigenthümer nichts 
unternehmen bürfe, woburd er in bie Perſon ober in bas 
Eigenthum eines Anderen eingreife. Inzwiſchen gebe es 
einige gewöhnlichere Streitigkeiten ziwifchen Nachbarn über gewiſſe 
Vorkehrungen bes Nachbars, ob fie ein Eingriff in das Recht 
bes Nachbars feien oder nicht, wie wenn das Licht verbaut oder 
Waſſer auf deffen Grund abgeleitet wird.“ „Davon handle 
ber Entwurf in ber Lehre von den Dienftbarteiten und dem ge⸗ 
teilten Eigenthum und dort werbe fich etwas Beſtimmteres bar- 
über fagen laſſen.“ — Er beantragte hiernach genau bie Faſſung, 
in welcher wir 8. 364 im G. B. finden — und „durch die Grünblich- 
feit ber von bem Referenten vorgetragenen Bemerkungen überzeugt, 
nahm man feinen Antrag an“. 

Der Umftand nun, daß die Eonferenz bezüglich der das Nach⸗ 
barrecht betreffenden Streitfragen einhellig nur auf bie Lehre von 
ben Servituten und vom getheilten Eigenthum verwies, ift 
boch wohl ber beite Beleg dafür, daß es den Redaktoren nicht beifiel, 
den Eigenthümer in einer beftimmten Benutung des Grundes ſchon 
barum befchränten zu wollen, weil ver Nachbar „baburch in uns 
gewöhnlicher Weiſe“ beläftigt wird. Das öſterr. Geſetzbuch kennt eben 
— anders als das gemeine Recht — keine fog. Legalfervitut des Ver⸗ 
botes „ber ungewöhnlich beläftigenden Benutzung“ eines Nachbar- 
grundſtückes!“ Auch fonft ift Zeiller „ftets bemüht, die Freiheit 
bes Eigenthums gegenüber Eingriffen Anderer zu fichern‘ (Pfaff 
©. 41)13, er verwahrt fich nahbrüdlich dagegen, daß bie gefeglichen 


nicht geweſen, „außer an jenen Orten, wo ein ſolches von der Obrigkeit auf vorl. An⸗ 
zeige auch ohne Bernehmung der Nachbarn (!) verftattet zu werden pflegt. Hier ift 
offenbar die Gewerbe behorde gemeint! 

41) Pfaff S. 41 N. 120 ſchließt aus diefer Rotiz, dag Zeiller’ 3 Ausfüh 
rungen tiefen Eindrud gemacht und lebhafte Zuftimmung gefunden hätten. 

42) Der 8.475 ©. B. erwähnt jbeifpieläweife die Serwitut: den Rauch, die 
Dustraufe, Stäffgteiten ꝛc. auf fremden Grund zu führen. Dazu vol. 88. 367. 

1147 © 

42a) Dani kommt, dag Zeiller den inneröfterr. Zufagantrag: dag Niemand 
„über die Beſchraͤnkung feiner Rechte Magen dürfe“, wenn ihm durch die Ausübung 
des Eigenthumsrechtes „mittelbar" der „Berluft ... . eined Bortheild oder ein Schaden 
zuging” — nidht ſachlich mißbilligte, fondern denfelben nur formell undeutlih, uns 
vollſtaͤndig und fafuiftifch fand; „beſſer fei die im Entwurfe aufgeftellte Regel” ıc. 

43) Gewiß fpricht der $. 1305 kein „felbftändige® Dogma“, fondern nur „den 

9% 
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Beſchraͤnkungen des Eigenthums von Richtern und Obrigkeiten eigen- 
mächtig beftimmt ober durch willlürliche Auslegungen vermehrt werben 
(Komm. II. ©. 127). 

5. Wegen bes überwiegenden publiziftifchen, namentlich volks⸗ 
wirtbichaftlichen Intereſſes find aus dem Kreife der ſogen. Legalſervi⸗ 
tnten auszuſcheiden: die Beichränkungen des Eigentbums an Wal- 
dungen (f. 88. 2—19 bes Forfigef. v. 3. Dez. 1852 3. 250), bie 
Verpflichtung des Grunbbefigers, die Betretung feines Grundes bei 
Bahnvorarbeiten zu geftatten (8. 42 E. B. G. v. 18. Fehr. 
1878 3. 30), bie nunmehr aufgehobenen Beſchränkungen ber Frei⸗ 
tbeilbarkeit der Grundftüde, vie Beſchränkungen rückſichtlich ber 
zum Bergregale gehörigen Mineralien, Salz- und Cementgewäſſer, 
fomwie jene des Bergwerkbetriebs (Bergg. v. 23. Mai 1854 88.3. 
123. 124, dazu 88. 174—177), die ſog. Rayon beichräntungen in 
ber Nähe ber Feſtungen u. d. m.e, Beſchränkungen bezüglich des 
Tabakanbaues, bie Beſchränkungen ver SS. 17. 50. u. a. böhm. 
(16. 49, bez. 44 and.) 8. Waſſ. ©., de8 8.10 R. Waſſ. ©., bed Gef. 


felbftverftändlichen Satz aus, daß man in der Ausübung eined Nechted nichts Wi- 
derrehtliches finden könne, weil ein Anderer davon Nachtheil hat“ (Pfaff 
6.42); aber ebenfo gewiß enthält 8. 1305 die ebenso felbfiverftändlihe Regel, daß 
der fein Recht Ausübende eben darum zum Erfaß des daraus für Dritte refultiren- 
den Schadens nicht verpflichtet iſt. Diefe Regel wird Dadurch nicht erfchüttert, daß 
das pofitive Recht tropdem ausnahmsweiſe aus Billigkeitsrückſichten eine Erfap- 
pfliht, eine Entſchaͤdigungspflicht feftftellt. Anders in dem Rechtsfalle Nr. 12312 
Samml. U. W. Pf. (vgl. Rote 308); nad) der Auffaffung des O. G. Hofes lag bier 
Berlegung eines fremden Servitutsbeſitzes vor. 

44) Die preußische Praris follte zwar auf Grund der in Note 28 u. 34 
angebeuteten Normen ($. 26 ©. O.) die Fabriköbefiger unbedingt zum Erſatze des 
Schadens verhalten, welcher den Nachbarn durch die ungewöhnliche Verbreitung von 
Raub, Staub xc. verurfacht wird. Allein thatfächlich legen auch die preuß. Gerichte 
auf dad Dafein eines Verſchuldens Gewicht. Bol. Dernburg 8.220. ©.465. — 
Anders allerdings nach franz. R.; nach diefem haben zwar die Nachbarn keinen 
Anfprud; (Negatoria) auf Befeitigung von behörblich genehmigten Anlagen; allein 
die Judicatur interpretirt die Norm des art. 1383: Chacun est responsable du 
dommage qu’ilacause — dahin, daß der Befiger der Anlagen für allen (au 
zufälligen) Schaden verantwortlich ift, der aus denfelben für die Nachbarn entſteht. 
‚Näheres befonderö bei Laurent, VI. nr. 144 fig. und bei den in Rote 28 cit. Schrift« 
ftellern, auch mein Wafferr. ©. 139. Bei diefer Berfchiedenheit der Gefepgebung 
ift die bei und häufige Berufung auf die franz. Judicatur um fo weniger am Plape, 
als ein Theil der franz. Juriſten (f. die bei Laurent VI nr. 148 @enannten) diefen 
Anſpruch bei genehmigten Anlagen nicht anerkennt. 

45) Über die gefehichtliche Entwidiung vgl. Stobbe $. 84; die öfter. Landes⸗ 
gefeße |. bei Kirchſtetter ©. 383. 

46) Darüber vgl, Ulbrich, öfterr. Berwaltg. R. SS. 203. 206 flg. 336. 
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v. 30. Imi 1884 3. 117 betreffs ver umjchäblichen Ableitung vor 
Gebirgswaͤſſern.“ 

6. Ebenſowenig gehören dem Privatrechte an jene Beſchrän⸗ 
kungen in ber Benutzung des Grundeigenthums, welche lediglich im 
fistalifchen Intereffe, insbef. zur Wahrung ber fiskaliſchen Staats⸗ 
monopole getroffen find, 3. B. pas Verbot bes Tabakpflanzenaubaues, 
ber Benutzung der Kochialzquellen. 


8.6. Von den geſetzlichen Berpflihtnngen des Eigenthümers. 


Bon ben gefeglichen Eigenthumsbefchräntungen (8. 5) find jene 
gefeglichen Beitimmungen zu unterfcheiven, Traft deren der Eigen- 
thümer nicht bloß etwas zu dulden ober zu unterlaffen, fonbern viel- 
mehr gerabezn etwas zu thun hat.! Diefes imperative Eingreifen in 
die Sphäre bes Eigenthumsrechtes, welchem (wie regelmäßig dem 
Brivatrechte überhaupt) der Zwang zur Ausübung ober zu einer ges 
wiſſen Art derſelben fremd ift, beruht vorzugsweiſe auf dem Streben, 
bie Imbuftrie, den Aderbau, überhaupt die Kultur und öffentliche 
Wohlfahrt zu fördern. Wir übergehen hier jene Kategorie von Ver⸗ 
pflichtungen bes Eigenthümers, welche (wie z. B. mehrere der auf 
©. 143 angebeitteten) ausschließlich im Intereffe ver Gefammt- 
beit firirt find, und daher dem öffentlichen Rechte angehören; wir 
beichränten uns vielmehr auf die Darftellung jener, welche überwiegend 
das Sonderinterefie zu fördern beftimmt und daher privatrecht- 
licher Natur find. 

1. Wenn der Zuftand eines Gebämbes den Einfturz beforgen 
läßt, Hat die Baubehörbe bie erforberlichen Verfügungen zur Abwen⸗ 
bung der Gefahr zu treffen, daher insbeſondere ven Eigenthümer zur 
Ausbeilerung beziehungsweife zur Abtragung bes Baues zu verhalten 


47) Die Legalfernitut des 8. 11 R. Waſſ. ©. ift bereitö in anderem Zufammen- 
hang dargeftelit worden. 

1) Ungenau fpricht man auch in diefen Fällen von Eigenthums beſchränkun⸗ 
gen; diefe könnten niemals die Verpflichtung zu einem pofitiven Handeln in fi 
fafien. (Bal. auch Bangeromw 8. 297, Schmid ©. 18.) Wir finden hier viel 
mehr eine bem Gigenthünmer geſetzlich obliegende Obligation. Dies wird häufig 
überfehen und werben hiernach die in diefem 8. behandelten Fälle unter der Rubrit: 

„Deihränkungen" dargeftellt. Ausdrücklich geftatten das A. B. ©. B. ($. 387) und 
dad preuß.2. R. (8. 34. 83. J. 8.) einen imperativen Einfluß auf die aktuelle 
Benutzung des Eigenthums. 
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($. 387).2 Iſt ver Umbau eines folchen Gebäudes fir nothwendig 
erlannt worden, fo tft berjelbe dem Eigenthümer aufzutragen; kommt 
dieſer dem Auftrage innerhalb der beftimmten Frift nicht nach, fo ift 
durch den von ber Bolizeibehörbe aufzuftellenden Curator die Ver⸗ 
äußerung des Objektes im öffentlichen Feilbietungswege gegen bie Ver⸗ 
pflichtung zu veranlaflen, daß die Abtragung oder ver Wieberaufbau 
nach Maßgabe des zu genehmigenven Planes binnen ber feſtgeſetzten 
Friſt zur Ausführung gelange. (8. 125 der Bauordn. f. Böhmen v. 
8. Januar 1889, mit welchem die Minift. B. für Krakau v. 2. Sep- 
tember 1856 3.164 R. ©. DL. im Wefentlichen übereinftimmt; bie 
gemeinfame Grundlage bildet das Bat. v. 1. Juli 1784.)3 Diefe 
Deräußerung ift wohl nach ven Grundſätzen bes exekutiven Ber- 
kaufs zu beurtheilen und vom Gerichte vorzunehmen; bafür fpricht bie 
Analogie des Erpropriationsverfahrens und der Umftand, daß außer: 
bem bie Veräußerung ver vielleicht überſchuldeten Bauftelle undurch⸗ 
führbar wäre.* 

Die Trage, ob auch der Nachbar, welcher durch den Einfturz des 
baufälligen Gebäudes bebroht ift, bie Wieberherftellung im Prozeß— 
wege verlangen könne, ift zu verneinen.5 Won dem Rechte besjelben, 
Sicherjtellung zu verlangen, wird im Verlaufe viefes 8. bie Rebe fein. 

2. Reine praftifche Bedeutung mehr hat wohl berzeit die Beftim- 
mung bes 8. 387 A. B. G. B., welcher in Anfehung ber Frage: „in 


2) Die böhm. Bauorbn. erwähnt zwar der Abtragung nicht; allein gewiß 
kann dem öffentlichen Sntereffe regelmäßig auch auf diefem Wege Rechnung getragen 
werden. Den Koften der Erefution will die Entf. Nr. 9452 Gl. U. Pf. bei der Ber- 
theilung des Kauffchillingd ohne Grund ein Vorzugdreiht einräumen. 

3) Nicht genau fpricht der $. 387 A. B. G. B. vom „Berlaffen” oder „Ein: 
ziehen” der verwahrloften Grundſtücke und Gebäude, 

4) Bol. Nr. 9452 Samml. — Anderer Anfiht ift Prazät, Enteign. ©. 33. 
N. 2, welcher die Orundfäge der freiwilligen Feilbietung anwenden will. — Ahnliche 
Beftimmungen enthalten dag RömifheR., c.4. C.dejurer. p. 11. 29, ältere 
deutfche Stadtrechte (Stobbe 8. 84. N. 3) und die neueren Kobififationen, ind 
befondere dad preuß. X. R., f. 8. 37 fig. 65. I. 8, dazu Förfter 8.170. Rote 10. 
Dernburg $. 219. 

5) Seinem Intereffe wird durch Die Anzeige an die Polizeibehörbe, welche ſodann 
von Amtswegen zu interveniren hat, Genüge gethan. — So auch nach preuß. L. R. 
ſ. Dernburg a. D., während nad) röm. R. der bedrohte Rachbar Cautionsbeſtel⸗ 
lung fordern und, wenn dieje verweigert wurde, das Recht der Reparatur, endlich das 
Eigenthum an dem Bauobjekte beanfpruchen konnte. L. 7. pr. L. 15. $. 16. 17. 33. 
D. de damno inf. 39. 2, dazu neuefl. Burdhard, Cautio d.i. ©. 541, 559 fig., 
Windfcheid 8. 460, Bangerom $. 678, 
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wiefern Grundſtücke wegen gänzlicher Unterlaffung bes Anbaues . ... 
für verlaffen anzufehen ober einzuziehen feten“, auf bie „politifchen 
Geſetze“ verweift. Denn das Patent vom 17. April 1784, demzufolge 
ber Grundhold, welcher Bauerngründe trotz Ermahnung durch 
brei Sahre unbebaut gelaffen, von ver Grundobrigkeit (nachdem 
vorher dem Kreisamte die Anzeige gemacht worden) abgeftiftet werben 
ſoll, hat wohl die Unterthänigkeit ver Bauerngründe zur Vorausſetzung 
und ift mit ber Aufhebung des Unterthänigteitsbandes als befeitigt an- 
zuiehen.e Vgl. nun auch Art. 5 des St. Gr. Gef. vom 21. Dezem⸗ 
ber 1866 3. 141, welcher das Eigenthum für unverleglich erklärt. 

3. Obwohl der Eigenthümer einer verfallenen Grenzmauer 
oder Grenzplante im Allgemeinen nicht verpflichtet ift, dieſelbe 
auszubeſſern oder fie wieperherzuftellen, jo legt ihm doch aus- 
nabmsweife das A. G. B. B. (8. 858. Abſ. 1) dieſe Verpflichtung 
auf, „wenn durch die Offnung für den Grenznachbar Schaden zu be⸗ 
fürchten wäre“.“ Unter Offnung“ (8. 858) find wohl nur Berſtungen 
oder Löcher der „verfallenen Mauer“ zu verſtehen, nicht aber auch 
Fenſter in jeder Nachbarmaner; daher Tann ber Nachbar nicht zur 
Bergitterung der in feiner Mauer befinplichen Fenster angehalten 
werden. Vgl. d. Erkennt. Nr. 10897. 11381 Samml. U. W. Pf.” 
— Außerdem verpflichtet das Gejet ($. 858. Abf. 2.) den Eigenthümer 
von Grundſtücken, bei welchen Dies das Herkommen und das wirth- 
Ihaftliche Bedürfniß exrforbert,® für die „nöthige Einſchließung“ 

6) Bol. auh Strohal, Zur Lehre v. Eigenth. S. 163. NR. 3. ALS aufrecht 
beftehend betrachten jened Patent noch Stubenraud I. ©. 508 (2. A.) und 
Kirhftetter ©. 203. Daß auch hier die Fiktion einer Dereliktion (8. 387 ©. 3.) 
eine ſachwidrige ifl, liegt auf der Hand. 

7) Die Anfiht Schuſter's, Baurecht ©. 77 fig., daß dem Eigenthümer dieſe 
Berpflichtung nur dann obliege, wenn er kraft einer Dienftbarkeit (?) verpflichtet fei, 
die Mauer im guten Stande zu erhalten (8. 476), oder wenn fonft unbefugte Im⸗ 
miffionen in das benachbarte Grundſtück entftünden (8. 472) oder durch Einflurz Ge⸗ 
fahr drohte ($. 343), jucht die Tragweite der ganz allgemeinen Anordnung des 
8. 858. Abſ. 1. unguläffiger Weife einzufchränten. Ungenau Kirhftetter ©. 427. 
Bann immer für den Nachbar ein Schaden zu befürchten ift, Liegt die Pflicht zur 
Erhaltung der Scheideiwand vor, 3. B. wenn Regenwafler oder Hausthiere vom Nach⸗ 
bargrunde eindringen u. |. mw. Pol. auch Mages, Ber. Zeit. 1871 Nr. 10. a. u. 
die Entſch. d. böhm. D. 2. G. im Praͤvnik 1870 ©. 202 fig. 

Ta) Die analoge Anwendung der Borfchrift des 8. 488 ©. 2. Hat der O. ©. Hof 
mit Recht abgelehnt, da diefer $. ein in fremder Mauer befindliches Fenfter (fog. 
Fenſterrecht 8. 475 Nr. 3 [s. luminum] im Gegenfaß zu $. 476 R. 10.11 [s.nelu- 
minibus off.]) zur Borausfegung bat. 

8) Insbeſondere bei Särten, Höfen zc. Diefe Beſchraͤnkung ergiebt ſich aus den 
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bes Raumes auf einer Seite und zwar — bei Abgang eines entgegen- 
ftehenden Ortsgebrauchs? — auf der rechten Seite des Hanptein- 
ganges Vorſorge zu treffen, bezieh. für vie „Abtheilung vom fremden 
Raume“, d. i. für die Inftanbhaltung der Grenzen das Nöthige zu 
veranftalten. Es ift jelbftverftänblich, daß per Grundbeſitzer die fo er- 
richtete Scheidemauer auch in Stand zu halten bat. — Übrigens ift 
wohl zu beachten, daß der erfte Abjat des 8. 858 eine bereits be- 
ftebende Scheivewand (Mauer, Planke) vorausſetzt und ven Eigen- 


Worten: „nöthige Einfhliegung“ und „Haupteingang“. Bei Feldern, Wiefen ıc. giebt 
es weder einen Haupteingang, noch ift eine „Einfchließung nöthig“ oder üblich. 
Bol. auch Stubenraud IL ©. 1132. Übrigens kann diefe Einſchließung nad) 
Umfländen aud) durch Zäune und Heden geicheben. Pol. Praͤv. 1887 ©. 342. 

9) Das Gefeh (8. 858) jagt zwar: „auf der rechten Seite feined Haupteingangs“. 
Allein damit follte doch nur eine für wirthfchaftliche VBerhältniffe berechnete Regel 
außdgefprochen werden, namentlic, bei Anlegung von neuen Wohn- und Wirthichaftd- 
gebäuden. Anders wenn etwa nad dem Ortsgebrauche die Eingäunung auf ber 
linken Seite ded Eingangs hergebracht ift; denn alddann erfordert das wirthſchaft⸗ 
liche Bedürfniß die Einfriedigung auf diefer Seite (Arg. 8.858. „bie nöthige 
Einſchließung“). Richt auf den todten Buchftaben, fondern auf den legislativen 
Grund, die Abſicht ded Gefepgeberd ift Gewicht zu legen (f. auch den interefanten 
Rechtsfall im Praͤvnik a. a. O.). Übrigens fcheint bie Borfchrift des 8. 858 auf einem 
alten Herkommen zu beruhen, deffen auch die böhmischen Stadtrechte K- 35. mit 
dem ausprüdlichen Beifabe erwähnen, dag diefer Gebrauch fein audnahmölofer fei. 
K. 35: „dann obwohl durch gemeine Gebräuche und gemeiniglich die Mauern auf 
der rehhten Seite, wann man in’3 Haus gehet, demfelben Haufe zugefchrieben wer» 
den, jedoch niht allezeit und bei jedem Haufe diefes gänzlich zu finden iſt . . und 
gehören bisweilen zu dem Haufe, das auf der linken Seite liegt”... Der $. 33 
IL 19 des Entw. Martini (8. 858 ©. 3.) verordnet am Schluffe nur: „und für 
die Abtheilung vom fremden Gebäude zu forgen“. Doc ſchon im Urenwurf 
$. 672 II. wurde flatt Gebäude „Raum“ gefngt. Referent erflärte 1805 Ofner I. 
©. 132), daß diefer Abſatz mancherlei Auslegungen unterliege; er gründe ſich aber 
auf bloß (?) architektifche (!) Kemntniffe und könne daher erft nad) Vernehmung von 
Sachverſtaͤndigen audgefagt (?) werden.” — Im Übrigen kann die im 8. 858. Abfap 2 
normirte Verpflichtung nicht — wie Helfert, Zeitſchr. f. öfter. Rechtög. 1826. 
S. 299, will — auf ſoiche Fälle befhräntt werden, wenn die Scheidemauer, welche 
bereit? beftand, verfällt oder zu verfallen droht und für den Nachbar Schaden zu 
befürchten if. Dagegen ſchon Nippel V. ©. 514, Stubenrauch ©. 1132, 
Mages a. a. D. Rr. 10. — Hätten die Nachbarn die Haupteingänge von gegenüber. 
liegenden Seiten, fo wäre wohl die Scheidemauer auf gemeinfchaftliche Koften her- 
zuftellen. Anal. 8.494. Bol. Helferta.D. ©. 244; and. A. Nippel V. ©. 322, 
Stubenraud S. 1133 u, Kirchftetter 8. 427, welche den 8. 841 zur Anwen⸗ 
bung bringen wollen. — Im wirklichen Leben hat die in Rede ſtehende Vorſchrift bed 
8. 858 kaum irgendwo eine größere praßtifche Bedeutung gewonnen; vgl. auch bie 
Bemerkungen von Mages a. a. D. — Ähnliche Beftimmungen finden fich im preuß. 
2. R. 85. 149—185. 1. 8, „Die Anlegung (der Scheidungen) ift fakultativ, bie 
Wiederherftellung und Unterhaltung ift geboten.” Förfter $. 170.43. Für die 
Auslegung deö 8. 858 ift das pr. L. R. ohne Werth. 
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thümer zur Inſtandhaltung berfelben verpflichtet, während ber 
zweite Abſatz des 8. 858 bie Anlage einer neuen Scheidemauer an- 
ordnet. (Arg. v. „Es ift aber ꝛc.) 

4. Nach 8. 343 B. G. B. kann der Befiter einer Sache oder 
eines binglichen Rechtes, welchem durch ven nahen Einfturz eines „be- 
reits vorhandenen fremden Baues ober einer anderen fremden Sache 10 
offenbarer Schaden droht”, gerichtlich auf Sicherftellung (88. 1373. 
1374 G. 3.) Hagen, wenn nicht ſchon bie Adminiſtrativbehörde für 
bie Öffentliche Sicherheit Hinlängliche Vorkehrungen getroffen bat. 
Das Geſetz gewährt bier in Anlehnung an die römifche Cautio damni 
infecti das Recht auf Sicherftellung des Schadens, der durch Einftnrz 
eine Opus entftehen könnte, knüpfte aber die aktive Seite dieſes 
Rechtsanfpruches fchon an den bloßen Beſitz des bedrohten Objekts 
(Sache, Recht),1! während das röm. Recht die Altivlegitimation nur dem 
Eigenthümer, dem redlichen Befiter und gewiffen dinglich Berechtig- 


10) 3. 2. eines Taubenſchlags, felbft eined Baumed. Bol. Zeiller II. 
©. 92, Rippel III. 141. Mages, Nr. 12. Die Anwendbarkeit des $. 343 auf 
Bäume leugnet zwar Stubenraud I. ©. 456; allein dafür fpricht der allgemeine 
Wortlaut ded Geſetzes (die Marginalrubrik ift offenbar nicht genau) und die hifto- 
rifche Entwicklung; denn unter dem opus find zwar vorzugsweiſe Bauwerke und 
fonftige bleibende Anlagen (Badöfen, Senkgruhen, Baflergruben zc.) gemeint 
(j. Burkhard ©. 162 flg.), aber Baumpflanzungen nicht ausgeſchloſſen; vgl. 
L. 24. $. 9. D. d. inf. c. 39. 2, dazu Windſcheid 8.458. N. 7.8. 461. 
Ubrigend bezeichnet opus nicht bloß das Refultat der Thätigkeit, fondern auch diefe 
ſelbſt. Bal. L. 3. 8. 11.L. 4.5. pr. $. 1.4. D. de itin. 43. 19. L. 5. D. de 
V.8. 50.16, Bindfheid$. 460.N.1, Burdhard S. 162 fig. 

11) Allerdings wird der Befiger regelmäßig der Eigenthümer fein. Auch bie 
Borarbeiten: Cod. Ther. III. 24. nr. 140, Horten II. 21.8. 45., Martini 
I. 2. 8. 34. ſprechen vom Beſitzer; die erfteren bringen die Cautio d. i. mit der 
O.N. Nuntiatio bei Neu- und Umbauten in Zufammenhang, indeß ber letztgedachte 
Entw. bereitd die O. N. N. fallen läßt und fehon auf die a. Ger. D. und das dort 
bezogene Adminiftrativverfahten Bezug nimmt. Die erften beiden Entwürfe 
geftatten (8. 343.) die Alternativflage auf „Abftellung der Gefahr” oder „Sicher- 
heit"! Der legteit. Entw. Martini fpricht gleich dem A. B. ©. B. nur von Sicher» 
heitöbeftellung, — ohne Zweifel darum, weil das erftere Petit zur Kompetenz der 
Baubehörde gehört. — Die Wiener Fakultät hatte beantragt, das Rechtsmittel des 
8. 343 auch auf den Befiger eined perfönlihhen Rechtes, indbefondere auf den 
Miether audzubehnen, wogegen fi jedoh Zeiller in der Sisung vom 25. April 
1803 mit Bezug auf dad röm. Recht erflärte. (Bei Ofner Protot.L S. 239. fehlt 
ad $. 62, Zeile 6. nady „Recht” dad Wort: nicht.) Nichtsdeſtoweniger wird con« 
fequenter Weiſe dad Recht auf Sicherftellung auch dem Befiger eines obligatorischen 
Rechtes nicht verfagt werben können. Bol. dazu noch Pfaff, Lehre vom Schaden- 
erſatz ©. 47, der fih aber nicht beftimmt äußert, ferner Randa, Befip 8. 76, und 
Sanftein, Grünhut's Zeitfhr. VI. ©. 123 flg. 146 fig. Anderer Anf. aber ift 
Kirchſtetter S. 182, 
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ten (Nutznießer, Pfandgläubiger, Superfiziar, Emphytenta) zuerfennt.12 
Kautionspflichtig ift der Eigenthümer und ber Ufucapionsbefiter 
(88. 343 „fremder Bau“, dazu vergl. bie Redewendungen ber 88. 333. 
375. 412 flg.), nicht aber der Fruchtnießer ($. 514 flg.) und Super- 
fiziar ($. 1125) — noch weniger andere an der Sache bloß bing- 
{ih Berechtigte, 3. B. NRealfervitutenbefiger, Hhpothelargläubiger, 
auch nicht der Gebrauchberechtigte (vgl. Note 21). Wichtiger noch find 
bie folgenden Abweichungen vom röm. Rechte. Während nämlich nach 
biefem der Schabenserjat ex vitio13 aedium, loci, operis 14 nur 
bann verlangt werben Tann, wenn bie Kaution gefordert wurde, — 
dann aber felbft bei mangelndem Verſchulden bes Nachbars15: richtet 
ſich nach oſterr. Rechte die Verpflichtung zum Erſatze auch Hier nad) 
ber allgemeinen Regel ($. 1295 B. ©. B.), tritt alfo nur bei Ver⸗ 
ſchulden bes Eigenthümers des gefahrbrohenden opus ein, alsdann 
aber ohne Rüdficht darauf, ob vorher Kaution verlangt wurbe ober 
nicht. (Vgl. die bei Pfaff, Schabenserfag S. 47, Dfner, I. ©. 239 
cit. Motivirung ber Redaktoren [1803], „daß bei uns. . . von bem 
Eigenthümer des Gebäudes ber mittelbar aus feinem Verſchulden 
entjtandene Schade auch ohne vorläufige Sicherheit erſetzt werben 
müßte, der Zwang ber Sicherftellung fei nur ein Beitreibungsmittel, 
bie nöthigen Verbefferungen zeitig vorzunehmen. “18) Eben darum hat 


12) L.9.8.4.5. L. 10. 11. 13. D. h. t. 39. 2. dazu Yındtsg. 328, 
Windſcheid 8A58—460, Heffe S. 84 fl. Burkhard S. 270-300. 

13) Die natürliche Beſchaffenheit ded Grunde? ift fein vitium. L. 24. 8. 2. 
D.h.t.... nemo dixit. palustris loci vel arenosi nomine quasi vitiosi 
committi stipulationem, quia naturale vitium est. 

14) Nach röm. Recht ift auch der Pfandgläubiger (jedoch nicht der bloße Ber 
figer) kautionspflichtig. Vgl. L. 9.8. 10. L. 10. 19..pr. D. h. t., dazu Wind⸗ 
ſcheid 8.459, Burdhard, ©. 341; für das öfter. Recht will Ganftein Zeit. 
ſchrift VI. S. 146 die Klage nur gegen den Eigenthümer und Befiger geftatten. 

15) L. 18. 8.4.9. L. 24. 8.12. L. 26. 32. D. h. t. Liegt ein Verſchulden 
vor, fo findet die Haftung nad) den Grundfägen der lex Aquilia ſtatt. Vgl noch 
Burkhard S. 262 fig. und über die Vorausſetzungen der C. d. i. überhaupt noch 
Shering, in feinem Jahrb. VI. S. 98. Heffe, Rechtsverh. L ©. 120 fig. 
Bangeromw$. 678. Windſcheid 88. 458 fig. 

16) Ebenſo nach preuß. Recht, |. Förfter $ 171.4, Roth 8. 125. und dem 
ſächſ. G. B. Siebenhaar, I. ©. 304. u. Motive zu 8. 351. (Dagegen hatten 
noch die böhm. Stadir. K. 25 an dem Grundſatze des röm. Rechts feftgehalten.) — 
And. U. ift in der Shuldfrage Pfaff, Schadenerſatz ©. 47 Note. Aber gerade 
bie Motivirung der Redaktoren ift ein Beleg für die Regel der 88. 1295 und 1305, 
und Hilft daher nicht das Prinzip derfelben „zu erfchüttern.” Auch linger, ‚Handeln 
aufeig. Gefahr ©. 45 Ar. 123 Hält die Erfappflicht vom Verſchulden für unabhängig. 
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aber auch das Inſtitut ber Cautio damni infecti nach oſterr. Recht 
praktiſch keine nennenswerthe Bebentung.1? Sohin liegt die befon- 
bere DBebeutung des 8. 343 ©. 9. lebiglich darin, daß einerfeits ber 
gefährdete Befiger Sicherheit (burch Pfand» ober Bürgichaftsbeitel- 
fung, 88. 1373. 1374) für den Erjat bes eventuellen, ihm drohenden 
Schadens verlangen tan, 1° und daß anbrerfeits für Die Geltendmachung 
biefes Anfpruches das äußerſt jummarifche Berfahren der k. Ver⸗ 


17) In der Sammlung GI. U. W. findet ſich nicht ein Fall der Cautio d. inf. 
Der im Index citirte Rechtöfall N. 1535 betrifft eine Befipftörung nach $. 340. 
G. B. Ähnlich Tiegt der Fall Nr. 10957 derf. Samml., in welchem mit der Befig- 
förungdtiage das Verbot der gefahrdrohenden Demolirung und event. Sicherftellung 
verlangt, — die Klage jedoch Mangeld des Befitzes eines verbietenden Rechtes abge» 
wiefen wurde. (Warum wurde nicht die Caution auf Grund des 8. 343. begehrt?) 
Auch mir ift aus der Praris kein hieher gehöriger Fall bekannt geworden. Bol. 
übrigend noch Stubenrauch I. ©. 456, Kirchſtetter ©. 165, Mages ©. Zeit 
1871 N. 12. Unbeftimmt äußert HH Winiwarter I. ©. 76. — Mage a. a. 
D. nimmt an, daß der Erfah des Schadend (auch wenn Kaution nicht geleiftet wor⸗ 
den ift) unbedingt dann gefordert werben könne, wenn der Einſturz durch die Feh ler⸗ 
haftigkeit des opus verurfacht worden ift, und findet fohin im 8. 343 eine Res 
ftriftion der Regel ded $. 1305 ©. B. ch vermag diefer Anfiht nad) dem im Text 
Ausgeführten nicht beizuſtimmen. Nicht die Fehlerhaftigkeit des opus an fi, 
fondern dad verfhuldete vitium macht den Urheber oder Eigenthümer der An- 
lage erfappflichtig (88. 1295 fig. 1306. 1315). Insbeſondere ift der Bauherr ald 
folder für die Folgen eined mangelhaften Baues nicht verantwortlich, wenn er den 
Bau einem befugten Baumeifter übertragen hat und diefem ein Berfhulden (4. B. in 
Anfehung ded Baumaterial, der Stärke der Mauern ꝛc.) zur Laft fällt. (Bol. 
88. 5051 fig. der böhm. Bauordn.) Wurde der Schaden durch den Einfturz eines 
baufällig gewordenen Gebäudes veranlagt, dann freilich wird der Eigenthümer des⸗ 
felben regelmäßig erfaßpflichtig fein, da ihm nach den baupolizeilichen Vorſchriften 
die Verpflichtung obliegt, für die Ausbefjerung oder Abtragung des gefahrdrohenden 
Baues Sorge zu tragen ($. 125 böhm. Bauordnung.) und die Nichterfüllung dere 
felben in der Regel auf einem Verſchulden beruhen wird. (Pol. $ 381 a. Strafg., 
welcher die Verpflichtung des Eigenthümerd auch ſtrafrechtlich fanctionirt), Aus 
diefem Geſichtspunkte ift wohl die Frage zu entfcheiden, ob dem Nachbar der Schade 
zu erfeßen ift, der demfelben durch dad Abgraben des Grundes, Tieferlegung der Straße 
an feinem Haufe verurfacht worden ift? M. E. nur dann, wenn die baupoligeilichen 
Vorſchriften nicht beobachtet worden find. — Nah röm. Recht L. 24.8. 12. D. h. t. 
hingegen Tonnte in ſolchen Fällen allerdings die Cautio d. inf. gefordert werben. — 
Nah franz. Recht art. 1386 und ſächſ. Recht 8. 351 iſt der Eigenthümer dem 
Rachbar von Rechtöwegen für den Schaden verantwortlich, welcher durd die Bau- 
fälligkeit ſeines Gebäudes verurfadht wurde, wenn fie in Fehlern der Bauart oder im 
Mangel der erforderlichen Erhaltungsmaßregeln ihren Grund bat. 

18) Richt anders fcheinen die Sache aufzufafien: Zeiller I. 92, Stuben- 
rauch L S. 456, Kirchſtetter ©. 182, beſtimmt Mages Nr. 12, Pfaff a. O. 
Anderer Anfiht aber Winiwarter IL ©. 76, welcher meint, daß vielleicht der 
Nachbar ohne Kautiondleiftung keinen wirkſamen Regreß hätte. 





140 Bon den gefeßlichen Verpflichtungen des Eigenthümers. 8.6. 


orbnung vom 27. Dltober 1849 3.12 R. ©. DL. ($. 15) vorgefchrie- 
ben ift.19 

Der zur Kautionsbeftellung 2° verpflichtete Eigenthümer ber 
baufälligen Anlage,2! kann fich jedoch dieſer Verpflichtung — weil 
e8 fich eben um eine Örundlaft handelt — durch Derelittion bes 
Grundftückes entziehen. (Vgl. 88. 362. 483 B. G. B.)ꝝ 

Eine weitere wejentliche Abweichung vom röm. Rechte liegt in 
ber Art der Exekution bes richterlichen Sicherftellungsbefehles. Wird 
nämlich die Sicherheit nicht geleiftet, ſo kann der Kautionswerber bie 
Sicherheitsleiftung nach Vorfchrift ver Ger.Ordnung (8. 304) im 
Erefutionswege erzwingen, insbefonvere durch pfandweiſe Einverlei- 
bung bes zur Sicherftellung verhaltenden Urtheils bezieh. Eintrag der 
Hypothek für die ficher zu ftellende Summe auf die Realität bes 
Erefuten, 2? während nach römischen Rechte vie Sieberftellung nicht 


19) Darüber ſ. Randa und Eanfteina. a.D., bef. die Archin-Mittheilungen 
des Lepteren ©. 195. 198. 

20) Die Kautionspfliht involvirt allerdings eine „Befchräntung“, richtiger eine 
DObligation ded Eigenthümerd, wad Bekker a. O. V. ©. 172 mit Unrecht Teugnet; 
denn daß die Cautio d. inf. eine Berlegung fremden Eigenthums vorausfepe, iſt 
nicht zuzugeben. Bol. auch Windfcheid 8. 169.0. 16. 18; Roth 8. 125.0, 6, 
Burdbard ©. 16.1. fig. 

21) Der 8. 343 G. B. beftimmt zwar nicht, wer fautiondpflichtig ifl ; doch kann 
fein Zweifel beftehen, daß diefe Berpflihtung nad Abficht des Geſetzes zunächſt den 
Eigenthümer trifft. Dies fegen auch Stubenrauch L 6.456, Mages Nr. 12 
als felbftverftändlich voraus; dies beftätigen ferner Die unter 3. 1 u. 3 citirten Nor⸗ 
men, befonders der 8. 125 der böhm. Bauordn., welcher dem Eigenthümer die 
Reparatur des Baues aufträgt. Auch nah röm. Recht ift zumächfi der Gigenthümer 
fautionspflichtig (ihm gleichgeftellt ift der b. f. possessor L. 9.8.4.5. L. 10. 13. 
15. D. h. t.), außerdem aber auch der Emphpteuta, Superfigiar, Ufufructuar und 
Pfandgläubiger (L. 9.8.4.5. L. 19. pr. D. h. t.), dazu Windſcheid 8. 459, 
Burdbard ©. 330 fi. — Nach öfterr. Rechte wird wohl auch der nermuthete 
Eigenthümer ($. 372. &. B.) ald Tautionspflichtig angefehen werben dürfen, — 
außerdem aber keine der vorhin genannten Perfonen. 

22) Mit Unrecht Ieugnet dies Stubenrauch ©. 456, weil „a3 G. B.... 
dieſes Recht nicht eingeräumt hat“ (!\. Richtig Mages N. 12. Bgl. auch LT. 
8.1.D.h. t. , dazu Windſcheid 8. 438.8. 5. 

23) Nach 8. 303 A. ©. D. und $. 33. lit. d. des ©. ©. (nicht etwa bloß durch 
Bormerkung nad) 8. 38. lit. b.). Im Prinzip übereinftimmend: Stubenraud 
und Mages a. a. O. Nach den böhm. Stadtr. K. 25 fland dem Gefährbeten 
frei, zu verlangen, daß der Eigenthümer ded opus entweder „dem Schaden zuvor⸗ 
tomme” oder dafür Kaution leifte. Unbaltbar ift die Anfiht Rippel’3 II. ©. 141, 
daß der Gefährbete die Arbeiten zur Befeitigung des gefahrdrohenden Zuſtandes des 
vitiofen Opus felbft herftellen und fohin den Erſatz der Koften verlangen fönne; denn 
das Urtheil kann nach $. 343 A. B. G. B. nicht die Bomahme der Handlung ($. 309 
A. 6. O.), fondern nur die Sicherftellung (8. 304 A. &. D.) anordnen. — So ſchon 
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direkt erzwungen werben kann, vielmehr der Kamtionspflichtige durch 
ein eigenthümliches Verfahren zur Kautionsleiſtung nur indirekt ver- 
halten werben fol. Übrigens fteht dem Geführbeten frei, nach Um⸗ 
ftänden auch die Intervention ver baupolizeilichen Behörden in An- 
ipruch zu nehmen. (Vgl. $. 125 der böhm. Bauordn.) 

Daß die Sicherftellungsflage des 8. 343 G. B. nicht geftörten 
Befitz vorausſetzt, noch auch zum Schutze des Beſitzes gegen Beein⸗ 
trächtigung dient, darüber vgl. meinen Vefit 8. 7b. 

5. Nach mehreren Bauordnungen bat bei Anlage neuer Stäbte 
ober Ortstheile ver Abtheilungswerber ven Grund zur Heritellung der 
feine zu parzellivende Realität fünftig durchziehenden Straßen an bie 
Gemeinde unentgeltlich abzutreten, desgleichen (jedoch gegen Entgelt) 
bie zur Herftellung ber neuen Baulinie nöthigen Grenzparzellen. Bol. 
8.23 fig. böhm. Bau⸗Ordn. Daß es fich hier nicht um eine „Ent- 
eignung“ handelt, anerkennt neueft. d. Erf. db. VBerwalt. G. H. Bub- 
winsti Nr. 733, |. auch BPrafdl ©. 122; Schiffner, ©. 3. 1881. 
Nr. 49. N. 42, 

6. Soweit Waſſergenoſſenſchaften zu Waſſer⸗Schutz⸗, 
Regulirungs-, Entwäfferungs- oder Bewäfferungsanlagen durch freie 
Übereinkunft oder auf Grund von Mehrheitsbefchlüffen durch Ver⸗ 
fügnng der Berwaltungsbehörbe gebildet wurben, wird jeder Eigen⸗ 
thümer bes einbezogenen Grundſtücks kraft bes Gefetes Mitglieb 


nad bayer. L. R. IV. 16. 10, |. Roth 8. 125. — Das preuß. 2. R. erwähnt 
dic Berpflichtung zur cautio d. inf. nicht mehr, „da es wohl den obrigfeitlichen 
Schuß für ausreichend Hielt.” Bol. Dernburg $. 219 a. E., welcher aber trotzdem 
auch eine Privatklage auf Vornahme der Reparatur und nad Umftänden auf Sicher- 
ftellung zulaſſen will. — Auch dem ſächſ. G. B. iſt diecautio d. inf. fremd. Vgl. 
Motive zu 8. 351 G. B. 

24) Wird nämlich Leine Sicherheit geleiftet, fo wird der Gefaͤhrdete zunächft 
in die Detention des Grundflüdes eingewiefen (missio ex primo decreto); er er⸗- 
hält eustodia mit observantia und Reparaturrecht in der ausgeſprochenen Neben- 
iendenz: ut saltem taedio perpetuae oustodiae extorqueat cautionem (L. 5. 
pr. D. ut in p. leg. 36. 4, L. 3.8. ult. L. 10.8.1. D. deA, P. 41. 2) Erſt 
mit der zweiten Miffion (ex secundo deoreto) erwirbt der Kläger juriftifchen Befik 
und in der Regel Eigentum. (L. 15. 8. 16. 17. D. h. t., vgl. bei. Burdhard 
©. 556 fg. Wind ſcheid 8. 459.NR. 27). Es ift ftreitig, ob das Miffiondverfahren 
heute noch praktifch ift; dagegen neueftend Roth 8. 125. Nr. 3, welcher darauf hin- 
weift, daß ſchon das bayer. 2. Recht pas Miffionsverfahren ala außer Übung ſtehend 
abſchafft. — Auch den böhm. Stadtrechten ſcheint dad röm. Miffionsverfahren 
fremd zu fein; vgl. K.25. u. C. 22. 23; fie fennen nur Arreftirung und Immiffton 
hu bie e Gerägnie ; dazu Note 11. — Überdie Eretution des bayer. Rechtes |. Roth 
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ber Genofjenfchaft und zu den aus dieſem Verhältniſſe entfpringenben 
Zeiftungen verpflichtet. Dieſe Verpflichtung bildet fohin eine 
Grunblaft. (88. 20. 23 R. Wafferg. v. 1869.) 

7. Obgleich der Uferbefiger zum Uferjchuge gegen Wafler- 
gefahren nicht verpflichtet ift, fo legt ihm boch der 8. 46 des böhm. 
W. ©. (ähnlich alle Übrigen W. ©.) eine andere wichtige Pflicht 
auf: Entjteht nämlich durch die Unterlaffung des Selbſtſchutzes ver 
Ufereigenthümer für fremdes Eigentum — insbef. der Anrainer 
oder ber Befitter der hinterliegenden Liegenfchaften und Anlagen — 
eine Gefahr, jo müſſen bie (füumigen) Ufereigenthümer jedenfalls 
die Ausführung der nöthigen Schugmaßregeln auf Antrag und 
Koften derjenigen, von denen vie Gefahr abgewendet werben fol, 
entweber felbft vornehmen oder deren Vornahme auf ihren 
Grundftüden gejtatten und, wenn fie einen erheblichen Nuten 
hiervon ziehen, zu den Koften nach Maßgabe ver SS. 66 und 67 bes 
L. W. G., nämlich nach Verhältniß des in die Wafleranlage ein⸗ 
bezogenen Slächeninhaltes felbft beitragen. (Srrig Spricht hier das 
Sud. des Verwalt. G. H. Nr. 4019 Budw. von der Pflicht des Ufer⸗ 
ſchutzes; dagegen f. mein Waflerr. ©. 96 flg.) 

8. Wenn die Sicherung von Perfonen oder Eigenthum eine be» 
fondere Behandlung ber Wälder als Schub gegen Lawinen, Fels⸗ 
ftürze, Erbabrutfchungen ꝛc. dringend forbert, Tann biefe vom Staate 
verorbnet und ber betreffende Walptheil in Bann gelegt, d. h. bie 
erforderliche befonvere Waldbehandlung (vorbehaltlich des Schadens. 
erfates) verordnet werden. 8. 19 Forftgefet v. 1852, dazu Min. Erl. 
v. 30. Dez. 1874. 3. 14005, ber bezüglich der Erfagesverpflichtung 
mit Unrecht von „theilweifer Enteignung“ fpricht. 

9. Nach dem Gefege v. 7. Juni 1883 3. 92 R. ©. DI. koͤmen 
behufs erfolgreicherer Bewirthichaftung die lanbwirtbichaftlichen 
Srundftüde eines beftimmten Gebietes unter behörplicher Mitwirkung 
auf Grund eines Majoritätsbeichluffes der betreffenden Grundeigen⸗ 
thümer ber ziwangsweifen Zufammenlegung (KRommafjation) und 
Wiederauftheilung unterzogen werben (die Majorität muß zwei Dritt- 
theile des Rataftralreinertrags repräfentiven). 88. 1. 2. 28 fig. 37 fig. 
bes Gef. — Desgleichen findet auf Grund des Geſetzes v. 7. Juni 
1883 3. 94 unter gewiffen, durch die Gefege genauer beftimmten 
Borausjegungen ein Zwang zur Theilung von Grunbftüden ſtatt, 
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bezüglich deren entweder a) zwifchen gewejenen Obrigteiten und Ge⸗ 
meinden ober ehemaligen Unterthanen, fowie zwifchen ®emeinven ges 
meinfchaftliche Beſitzrechte beftehen, ober b) welche von allen ober von 
gewiffen Mitgliedern einer Gemeinde, von Nachbarichaften ober ähn- 
lichen agrariichen Gemeinfchaften (Klaffen ver Bauern 2c.) gemein- - 
ſchaftlich oder wechfelweife benugt werben. 25 

Nicht mehr in den Kreis des Privatrechtes, fondern in ben bes 
öffentlichen Nechtes gehören gewilfe, vorwiegend oder ausichließlich 
im öffentlichen Intereffe normirte Verpflichtungen der Eigenthümer 
ber bem öffentlichen Verkehr dienenden Eifenbahnen (Verpflichtung 
zum orbnungsmäßigen Betrieb gemäß dem Konzeff. Gef. v. 22. Sep» 
tember 1854 88. 8—11, insbefondere Verpflichtung zur Geftattung 
ber wechfelfeitigen Benutzung der Bahn und Betriebsmittel an- 
grenzender Eifenbahnen $. 10 lit. g [Peage), — ferner die Ber- 
bindlichkeit der Befiger von Waldungen (Sorftgef. v. 1852. 88. 2. 
3. 4—7) und von Bergwerken (Berggef. v. 1854. 88. 174—177. 
183.243), betreffend die Art ver wirtfchaftlichen Benutzung der Wälder 
und Bergwerke, 26 ferner die Verpflichtung der Weinbergbefiger, bie 
Unterfuchung ver Weinrebenftöde durch die dazu beftimmten polizei- 
lichen Organe, bezieh. die Vernichtung der von ver Reblaus behafteten 
Stöde zu geftatten (Gef. v. 3. April 1875 3. 61 R. ©.); die Ver- 
pflichtung der Eigenthümer von Fahrzeugen, Eifenbahnen, Pferden, 
bie Benutzung berjelben für Militärzwede zu gewähren, vie Vor» 
pannverpflichtung überhaupt zc. ꝛc. 
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I. Weſen und Gegenſtand ber Enteignung. 
Der Staat hat nicht bloß Privatinterefien, fondern auch — ja 
vorzugsweiſe — das Gejammtintereffe ver Bevölkerung — das 


25). Dazu Prajst ©. 251 über das verwandte dalmat. Geſetz vom 27. Mai 
1876. Die Wirkfamkeit obiger Gefepe tritt erft mit dem Erlaß der bezüglichen Lan⸗ 
desgeſetze ein. 

26). Dazu Stobbe 8. 84. Bloß dad im $. 5. Forſtgeſ. audgefprochene Berbot 
einer Waldbehandlung, wodurch der nahbarliche Wald Echaden leiden könnte, hat 
die Natur einer Legalfernitut. 

1) Bon der neueren, fehr reihhaltigen Literatur find hervorzuheben; Thiel, 
Das Exrpropriationsrecht xc. (1866); &. Meyer, Das Recht der Erpropriation (auch 
deſſen Auffap über das preuß. E.⸗Geſetz v. 1874 in Bebrend's Zeitichr. 8. Bd. 
[1874] ©. 547 flg.); Häberlin im Arch. f. c. Prar. 39. ©. 1 flg., und 147 fig.; 
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Gemeinwohl zu fchügen und zu förbern. Entfteht ein unausgleichbarer 
Widerſtreit zwifchen dem Einzel- und Gefammtintereffe, jo kdann der- 
felbe bei bem Überwiegen bes Letzteren vom Staate naturgemäß in 
feiner andern Weiſe gelöft werben, al& durch Unterorbnung des Privat- 
intereſſes unter das öffentliche. Als nothwendige Folge biejer Beugung 
bes Privatrechtes unter das öffentliche fanden wir bereits im 8. 364 
G. B. die Schranken, welche für die Ausübung des Eigenthums aus 
Rüdfichten des Gemeinwohles gefett find und für welche eine Ent- 
ſchädigung nicht gewährt wird, (Erf. d. Verwalt. ©. 9. Samml. 
Budw. 456. 733. 839., Wolsti 404.) ALS eine nicht minder unaus- 
weichliche Konſequenz desſelben Prinzips erjcheint aber weiter bie 
Aufhebung bez. Übertragung felbft des Eigenthums an einzelnen 
Sachen, falls lediglich auf diefem Wege dem Gefammtintereffe Genüge 
geicheben kann.?2 Den Grund und bie Rechtfertigung des Inftituts 
ver Enteignung finden wir hiermit in den Intereſſen der Geſellſchaft, 


Laband, ebenda 52. S. 151 flg.; C. S. Grünhut, Das Enteignungsreht (Wien 
1873, in rechtsvergleichender Hinſicht beſonders verdienſtlich), der ſe lbe in Contads 
Handwörterb. d. Staatswiſſenſch. s. v. Enteignung; Rohland, Die Enteignung, 
1875; Bähr und Langerhans, Das (preuß.) Geſetz über Enteignung ꝛc. (2. Aufl. 
1878); B. Hartmann, Das bayer. E.⸗G. v. 1837 (1879); Seydl, Preuß. Geſetz 
über Enteignung v. 1874 (1882), auch in Hauſer's Zeitfhrift IH. S. 222 fig, 
Eger, D. [preuß.] Gefep über Enteignung (1887), und für das öfterr. Recht (ab« 
gefehen von Grünhut, dann der Abhandlung Kaleſſa's, Zeitſchr. für öfter. 
R. ©. 1846, II., ©. 247 flg., und Stubenraud’ 3, Haimerl's Vierteljahrsſchr. 
3. Bd. ©. 159 flg.) die tüchtige Bearbeitung des öfterr. E.⸗Rechtes von ©. Pragaͤk, 
Das Recht der Enteignung in Öfterreih (1877); der lichwolle Auffag v. Schiff- 
ner, Ger 3. 1881, Nr. 46—50 und kürzer im Lehrb. 8. 134 (hier wird jener Auf⸗ 
fag citirt); Harrafowäaty, Not. Zeit 1878, Nr. 8 Beil, Randa, Grünhut's 
Zeitſchr. X. ©. 613 flg. Bon Verwaltungslehrern und Rationalölonomen vgl beſ.: 
Stein, Verwaltungslehre L: bie wirthfchaftlihe V. (1868); Rösler, Berwalt. 
N. (1872) 8195 fl.; Wagner (Rau), Lehrb. der yolit. Ofonomie (1876), I, 
1. Theil: Grundlegung 88. 369 flg., welche drei Repigenannten die joziale Eypro- 
priation betonen; Ul brich, Oſterr. Staatsr.S. 106, 610 fig. — Eine Überficht des 
neueren Enteignungsrechtes in England, Belgien, Spanien, Italien, Preußen und 
der Schweiz giebt Le Loup de Sancy im Bulletin de la Bocietö de leg. comp. 
1877, ©. 23 fig. 91 fl. — Eine Kritik der öfterr. Regierungdvorlage des €. Gefepe? 
von 1878 giebt Prazak, Ofterr. Zeitfchr. für Verwaltungsrechtspflege L, ©. 209 
— 239. Eine „Zufammenftellung ded in Deutfchland geltenden Erpropriationd-, 
Forft-, Jagd» und Fifchereirechtes ıc.” Tiefert Neubauer, 1880 u. 1881. ©. no 
Reinig, Geller's Gent. BI.L 10. 

2) Darum ift von der Enteignung’ vorzugsweiſe zu handeln in der Lehre vom 
Eigentbum; vgl. Roth IL 8. 141, Stobbe 8. 92. — Schiffner a. D. verweifl 
dieſelbe in den allgemeinen Theil, weil durch die Enteignung die verfchiebenartigfien 
‚Bermögendverhältniffe begründet oder aufgehoben werben Tonnen. Indeß bildet doch 
das Eigenthum den Hauptgegenftand der Enteignung. 
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im Sffentlichen Rechte. Einfchränkung und Aufhebung des Eigen- 
thums ericheinen als durch die allgemeine Wohlfahrt gebotene 
Schmälerungen bes Privatrechtes.* 


3) Bal. auh Harrafowäty a. D. Krainz, Syft. 8. 216. Dielen Ge⸗ 
ſichtspunkt Heben fon Holger und Azzoni richtig hervor: fie mißbilligen ed, daß 
man das fog. dominium eminens als ein dem privatrechtl. Gig. verwandtes Recht 
behandle! Ein auf dasfelbe ſich fügender Eingriff in das Eig. „dürfe nur ex causa 
publica eaque maxima ftattfinden.” (Harraſowsky Cod. Ther. I. Br. 
©. 42. Anm.). Den lepteren Gefihtöpuntt betont fon d. Cod. Ther. U. 1. 
nr.160: „Es hat das Recht einzelner Perfonen der höchften Gewalt, damit zu Nutzen 
oder Bedürfnig ded gemeinen Wohles zu ordnen allerdings zu weichen.” Ebenfo 
I. cap. 3. nr. 25. 26, wojelbft fogar der Erfakanfpruch negirt wird. Erſt der 
Entw. Horten DI. 2. $. 2, beflimmt dagegen: „wo wir jedoch von felbft bedacht 
fein werden, das Billigmäßige vorzufehren.”) Diefer Antrag der Comm. wurde 1773 
empfohlen, weil die Enteignung ohne Erfap „beinahe despotiſch Klingen würde,“ u. 
b. Orts genehmigt. ©. Harraſowsky, IV. S. 143 N. 3. Schließlich beantragt 
Martini's Entw. 8.12. DI. 3.: „der Staat wird dafür die angemeffene Entſchä⸗ 
digung verſchaffen.“ Die Protololle (Ofner L ©. 247) find belanglos. 

4) Died wird auch in der Literatur faft allgemein anerkannt. — Über die 
biftorifhe Entwidlung ded Enteignungsrechted vgl. bei. Meyer ©. 9 flg.; 
GrünhutsS. 13 flg., 72 u. Hdw. 3. ©. 252; Prazatk 8. 2; Schiffner Rr.46. 
Im römiſchen Rechte finden wir kaum ſchwache Spuren ded Enteignungsrechtes 
im modernen Sinne, was ſich vielleicht daraus erklären dürfte, daß dasfelbe in dem 
imperium und der potestas der höheren Magiftrate, fpäter des Kaifers begriffen 
war. Bol. Mommfen, R. Staatsw. IL ©. 434. 496. Wenn Ihering Zwed 
im R. S. 504 fig. ſchon im römifchen Rechte zahlreiche Fälle der Erpropriation finden 
will 3.2. das Einziehen unfultivirter Orundftüde (c. 8.C. 11. 58), fo iſt zu er- 
innern, daß hierbei der Begriff der Erpropriation in ungemeffen weitem Sinne ges 
nommen wird; nicht jede Eigenthumsregelung ratione publ. ift Erpr.; noch weniger 
fann ich in der Geldcondemnation (S. 515) eine Art Erpropriation finden. Auch 
im deutfchen Rechte finden fich nur Schwache Vorläufer der Enteignung, vgl. die 
bei Stobbe$. 92 N. 12 zulegt angeführten zwei Fälle und N. 13, 14, 15 daſ. 
(R. 13 d. 2. Aufl.); am häufigften trat die Enteignung zu Bergwerkszwecken ein. — 
Für Böhmen führt Prajät (abgefehen von Fällen der legteren Art) ©. 97, Nr. 4 
Erläffe von Kaifer Karl IV. an, welche die Enteignung behufs Anlegung von Wein⸗ 
bergen in der Umgebung Prag? geftatten, Die mittelalterliche Jurisprudenz und noch 
mehr die Theorie ded 17. und 18. Jahrhunderts fuchte das durch Derbältniffe gebotene 
Eingreifen der Staatsgewalt in die Privatrechte der Untertbanen (anknüpfend an die 
Bedürfniſſe des Bergbaues) durch die Annahme ded dominium eminens des Lan- 
desfürften an allen Sachen, indbefondere am Grunbeigenthum der Staatsangehörigen 
zu rechtfertigen. So fchon der bayr. Cod. Max. IV. 3. 8 2; (Zwangsverkauf „um 
de8 allgemeinen Beften willen”). Alle älteren Entwürfe des A. B. ©. B. geben von 
diefer Annahme aus (fiehe Cod. Ther. II. cap. 1. nr. 160., cap. 3. nr. 25. 26., 
Horten I. 1. 8.28. II. 2. 8. 2., dazu vor. Note 3.; no Zeiller V. ©. 127 
theilt dieſen Gefichtöpunft, wenn er auch Tieber „von dem Außerften Rechte über die 
Privatgüter“ fpriht. Allerdings ift jene Suppofition des Iandesherrlichen Ober- 
eigenthums bei Vielen, 3. B. Kreit mayer, nur die falfche privatrechtliche Hülle 
eined dem Kern nach richtig ſchon von Ley fer ausgefprochenen Grundgedankens, daß 
das Privatrecht der Höheren Macht des öffentlichen Rechtes weichen müffe. Vgl. ſchon 


Rande, Eigenthum n. öfterr. Recht. 10 
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In dem Rechtfertigungsgrunde, beziehungsweiſe in dem ethifchen 
Zwede ver Erpropriation: die äffentliche Wohlfahrt pflichtgemäß zu 
fördern, liegt aber auch bie Begrenzung bes Enteignungsrechtes, 
und zwar nach zweifacher Richtung: Einmal darf die Aufhebung bes 
Eigenthums nicht weiter reichen, als es das Gemeinwohl nothwen- 
big erheifcht, andererſeits muß dem Einzelnen, welcher zur Aufopfe- 
rung feines Eigenthums gezwungen wird, von benjenigen reifen, 
welchen dieſelbe zunächit zu Gute kommt, in ver Regel volle Ver⸗ 
gütung geleitet werben.® 

Bon der Exrpropriation find wohl zu unterſcheiden einerfeits: 

a) Jene durch die foziale, wirtbichaftliche und politifche Entwid- 


Holgerund Azzoni, f. vor. Rote. Auch die Anfiht ISnama-Sternegg's, 
Tũb. Ztfchr. 26. ©. 348, die in dem Rechte ded Staates am Staatsgebiet zwar 
nicht den Grund, aber die Borausfegung der angeblich befonderen Stellung dee 
Grundeigenthums in Rüdfiht der Enteignung findet, geht trog aller Verwahrung auf 
die Lehre von dem dominium eminens hinaus; vgl. befond. ©. 352 flg., mo von 
„Dienftbarkeit des Stantögebietd”, von „primärer Berechtigung ded Staates“ daran x. 
geſprochen wird. Der Unterfhied zwifchen Mobilien und Immobilien ift in der Ents 
eignungsfrage irrelevant (f. R. 10) ; dad Staatögebiet ift bei beiderlei Sachen nur 
infofern maßgebend, als fi das E. NR. nicht auf Sachen erſtreckt, welche extra 
territ. liegen ober ertraterritorial find. — Die großen Codifikationen aus der Wende 
diefed Jahrhunderts anerfennen fämmtlih die Enteignung ald Ausflug des ſtaat⸗ 
lichen Rechtes. Bol. Landı. 8. 74 Einl., art. 545. Code c., 8. 365 4.2. ©. 2. 
Der wirthſchaftliche Auffehwung brachte im Laufe diefed Jahrhundertd die Rothwen⸗ 
digkeit einer eingehenderen Regelung des Erpropriationsrechtes mit ſich. Als Grund⸗ 
lage der neueren Enteignungdgefebe Tann das franzöfifche Geſetz vom 8. Mär 
1810 fammt den Nachträgen vom Jahre 1833 und 1841 angefehen werben. Es folgten 
bie Enteignungsgeſetze für Baden(1835), für Bayern (1837), fürItalien(1865), 
für Belgien (1870), das Gefeb vom 11. Juni 1874 für Preußen, fürlingarn 
(1881). Die Schweiz befipt ein Bundesgeſetz von 1850 über Enteignung für 
öffentliche Unternehmungen, die von Bundeöwegen audgeführt werden. Die Enteig- 
nung für Reigeen enbahnen durch Reichsgeſetz geftattet die d eut ſche Reichsverfaſſung 
art. 41. — Sſterreich befigt bis heute noch kein allgemeines Enteignungsgeſeß. 
Im Jahre 1877 legte die Regierung den Entwurf eines Enteignungsgeſebes für 
Eifenbahbnzmwede vor, welder mit geringen Anderungen ald Geſetz vom 
18. Februar 1878, Nr. 30 R. ©. BI. wirffam wurde — leider Stückwerk nnd über- 
dies ungenau gefaßt. Wir wollen es kurz als „Eifenbahn-Enteignungsgefep” (E. €. ©.) 
citiren. Sach ſen und Württemberg befipen kein allgem. Enteignungdgefek. 
Dal. noch Stobbe 8. 92. N. 17. 

5) Fälle, wo für die Enteignung feine Entfhädigung geleiftet wird, fommen 
nur höchft ausnahmsweiſe vor, z. B. bei der Schottergewinnung aus Privatflüfien 
nach Hofdefret vom 6. Oct. 1825 (bei Prajat ©. 117), auch 8. 6 der Min.«B. 
v. 21. April 1857, nach dem bayer. Waffergefeh bei Enteignung von Privatflüfien 
(Art. 3), von unkultivirter Anfchüttung in öffentlichen Flüffen (Art. 24), dazu Ro th 
8. 141, Seidl ©. 226. 
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lung zeitweilig gebotenen, vurchgreifenden, allgemeinen, legis- 
Iativen Reformen ver Rechtsordnung, welche vie (entgeltliche oder 
mentgeltliche) Aufhebung oder Ablöfung ganzer Klaffen von 
Brivat- oder öffentlichen Rechten im Gefolge haben: alsda die Grund⸗ 
entlaftungen, Servitntenablöfungen ꝛc. Denn bie Enteignung ver- 
nichtet ober beichräntt bloß Rechte beftimmter Individuen an ein» 
zelnen Sachen, und zwar nur von Fall zu Fall nach Maßgabe des 
drtlichen Bebürfniffes und meift unter gleichzeitiger Übertragumg des 
enteigneten Rechtes in das Bermögen bes Enteigners. Dort finden 
wir eine allgemeine Nechtsreform, bier einen Spezinlalt ber Ver⸗ 
waltungspflege.® 

b) Andererſeits das ſogenannte Staatsnothrecht, d. i. das 
Recht der berufenen öffentlichen Organe, in Fällen dringender Noth 
zur Anwendung einer das Gemeinwohl bedrohenden Gefahr Beſitz, 
Eigenthum und andere Privatrechte anzugreifen, beziehentlich ſich zu⸗ 
zueignen, ja ſelbſt die Einzelnen zu außerordentlichen perjünlichen 
Dienftleiftungen heranzuziehen.” ‘Die Aufhebung bes Privatrechtes 
erjcheint hier nicht — wie bei der Expropriation — als Ergebniß 
bes freien, auf verjtänbiger Abwägung aller Umftände beruhenden 
Entichluffes der Stantsverwaltung, fondern als Ausfluß des angen- 
bliflichen Notbftandes; es kann darım von Einhaltung ber für 


6) Es ift daher nicht zu billigen, wenn Stein, Handb. ©. 293, den Berfuch 
macht, die Örundentlaftung und die Erpropriation unter den Gemeinbegriff: Ent- 
währung zu fubfummiren und für beide eine zuſammenfaſſende Theorie aufzuftellen 
— ein Berfuh, welchen auh Wagner (Rau) 8 369, Nr. 1 für „prinzipiell 
richtig“ erflärt. Dagegen auch Rösler 8. 195, Nr. 2, Rohland ©. 2. Rr. 2, 
Schiffner S. 49, Nr. 39. 

7) Während früher Enteignung und Staatönothrecht Häufig zuſammengeworfen 
wurden, unterſcheiden nunmehr die meiften Schriftfteller richtig zwifchen beiden. Vgl, 
befond. Gerber Deutfch. Staatör. 8. 13, Rösler. 201, Rohland ©. 4 fle.. 
Prazak S. 9 fg, Schiffner Nr. 46 und 48 (dafelbft auch nähere Literaturan⸗ 
gaben). Über Stein's Unterfcyeidung des Nothrechts und Rothverordnungsredhts 
vgl. Rohland ©, 5, Nr. 14. Der von Manchen angegebene Unterfchied, dag wir 
es bei der Enteignung mit der Anwendung des Gefeped, beim Rothrecht mit einer 
Adminiftrativverfügung zu thun haben, ift offenbar unzutreffend. Auch das Nothrecht 
Tann biöweilen auf Grundlage eines Geſetzes geitbt werben, z. B. das Landen und 
Abladen von Schiffen in Nothfällen (8. 8 des N. Waffergef. v. 30. Mai 1869), das 
Riederreißen von Häufern bei Feuerögefaht (bö hm. Feuerwehrgeſetz v. 25. Mai 1875, 
$. 51), Benutzung fremden Waſſers bei Feuersbrünſten ($. 34 b. Landeöwaflergeieh). 
Del. Praz dt S. 34 flg. Ulbrich S. 105). Richt zutreffend ift JIhering's (Zweck, 
©. 418) Untithefe: Eingriff in den Befig duch faktifche Verwaltungsmaßregeln 
wad Entziehung ded Eigenthums im Wege Rechten, 


10* 
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bie Enteignung vorgefchriebenen Formen, von einem geregelten Ab- 
tretungsverfahren, überhaupt von einer erſchöpfenden gejelichen Re⸗ 
gelung nicht die Rebe fein. Wenn daher bei einer Feuers⸗ oder Waf- 
ſersnoth zur Hintanhaltung größerer Gefahr Hänfer niebergerifien, 
Dämme aufgeführt, wenn im Kriege in bringenben Fällen vie nächft- 
beiten Lebensmittel, Pferve, Wagen, Schiffe mit Befchlag belegt, Ar- 
beiter requirirt werben, fo haben wir es mit Fällen bes Staatsnoth⸗ 
rechtes, nicht aber ver Expropriation zu thun, und e8 kommt jelbft- 
verftändlich auch nichts darauf an, ob bei Ausühung bes Nothrechtes 
dem Geſchädigten aus Billigteitsrüdfichten ober Traft beſonderer Vor⸗ 
ſchrift eine Vergütung geleiftet wirb ober nicht. Ebenjowenig liegt 
eine Enteignung vor, wenn Brivateigenthum in Nothfällen einfach zer- 
ftört wirb.® 

Wir harakterifiven daher die Enteignung als jene Funktion der 
Staatsverwaltung, kraft welcher biefelbe unter freier Abwägung 
ber Umftänbe Brivatrechte an beweglichen ober unbeweglichen Sachen!? 


8) Dal. bef. Prazaͤk ©. 8, 14 u. Schiffner Nr. 50, welcher aber Nr. 48 
wohl zu ſcharf betont, daß das Nothrecht auch im privaten Intereffe geltend gemacht 
werde ; von den berufenen 8$. 384, 1043, 1044 ©. B. enthält 8. 384 feinen Fall des 
Rothrechtes. 

9) Bisweilen mag es zweifelhaft fein, ob wir ed mit einem Fall der Erpropriation 
oder des Nothſtandsrechtes zu thun haben. (Huch Lepteres kann durch Geſetz geregelt 
fein: vgl. Rote 7.) Rur Nothrecht ift vorhanden, wo der Eingriff ohne Gehör beider 
Theile zur Abwendung einer Gefahr erfolgt, befonderd wenn derfelbe in der Ber- 
nichtung der Sache beſteht. Hiernach find: die Keulung von Viehftüden bei der 
Rinderpeft, Schäden bei Aufftellung eined Sanitätskordons (H. K. S. v.13. Mai 
1832, 3. 2563) und ebenso die Zerftörung von Rebenpflanzungen, welche von der 
Reblaus infizirt find, den Fällen des Rothſtandsrechtes einzureihen, S. Ulbrich 
a.D. And. A. Prazat S. 4, 42 und Shiffner Ar. 49. Dagegen erachte ich 
die Aushebung von Pferden im Mobilifirungsfalle, welche einen Nothfall nicht noth⸗ 
wendig vorausſetzt und einem geregelten Verfahren unterliegt, füreinen Erpropriationd- 
fal. Berge. Prazak S. 38, 111, Seydl ©. 225. And. A. Rohland ©. 5, 
Ulbrid a. O., Jnama⸗St. ©. 51. 

10) So auch die herrfchende Lehre. Bergl. Grünhut ©. 73 fig, Meyer 
©. 293, Prazat S. 73, Seydla. a. O. ©. 225, Schiffner$ 134 Krainz 
$. 216. Die Befchränfung der Erpropriation auf unbewegliche Sachen wird von 
Inama-St. a D., Rösler 195 und Rohland 8.4 — von diefen darum ber 
hauptet, weil bewegliche Sachen nicht ald individuelle Gebrauchögegenftände in Be 
tracht fommen, vielmehr in der Regel durch andere Gattungsfachen erfegt werben 
tönnen. Allein dies ift höchſtens eine Erflärung für die praftifch feltenere Anwend⸗ 
barkeit des Erpropriationsrechte® auf Mobilien, aber fein Grund gegen die prinzipielle 
Geltung deöfelben bezüglich Sachen jeder Art. Auch liegt nicht immer ein Rothfall 
bei Enteignung von Mobilien vor. Vgl. vorige Note. Auch das G. B. $. 365 unter 
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zn Gunſten einer gemeinnügigen Unternehmung gegen volle Ent- 
ſchädigung entzieht oder befchräntt.11 Mit der Entziehung kann die 
gleichzeitige Übertragung bes Mechtes verbunden fein. Die Unter 
nehmung Tann übrigens eine öffentlichrechtliche (3. B. Straßenbau) 
oder eine privatrechtliche fein. 12 

Die Enteignung kann zum Zwede haben die Entziehbung oder 
Beſchränkung bes Eigenthums, insbefondere durch Beftellung von 
Servituten, und bie Beichränkung (og. Gebrauchgentziehung) kann 
eine dauernde ober vorübergehende fein.1? Das Recht zu einer 


ſcheidet niht. Vgl. noch ſpeziell in Anfehung des Zugehörd von Begenftänden den 
8. 2 legten Abf. Gef. v.18. Febr. 1878, bezügl. des Schottermateriald 8. 3 eod. u. 
Hf.». 11. Oftober 1821 und in Anfehung des für Waflerbauten nothwendigen 
Materiald $. 49 (48)2.W. ©, dazu Pragak a. O. — Bol. auch für dad bayer. 
R. Roth 8. 141 Nachtrag, für dad preuß. R. 8. 800 des Gef. v.1874, auch Dern⸗ 
burg ©. 58 und Stobbe 8. 92, R. 18. Allerdings aber bezieht ſich das preuß. 
E. Geſ. v. 1874 und dad ungar. Gef. v. 1881 bloß auf Immobilien. — Daß ſich 
die Enteignung auch auf die Oberfläche (Superfiziarrecht) oder Theile derſelben 
(Quellen) oder auf einen unterirdiſchen Raum (Waſſer⸗ und Gasleitungen, Tunnels) 
beſchraͤnken könne, kann füglich nicht bezweifelt werden. Bol. Grünhut S. 74 gegen 
Rohland S. 17. — Auch dingliche Rechte können Gegenſtand der Enteignung 
ſein, ſoweit ſie auf dem enteigneten Grundſtücke haften. So ausdrücklich 8. 2 des 
Geſ. v. 18. Febr. 1878. — Daß das ſog. öffentliche But (5. 287 G. B. res publi- 
cae, quae in communi usu sunt) Gegenftand der Erpropriation fein könne, wird 
zwar von Rösler 8. 196 und Grünhut ©. 76, von Letzterem darum geleugnet, 
weil der Zwed der Enteignung: das Objekt dem öffentlichen Gebrauch zu wib- 
men, bei dem fog. öffentlichen Staatdgut bereite realifirt fei, daher e8 feiner Uber- 
tragung in den öffentlichen Gebrauch, fondern nur einer Anderung beöfelben be- 
dürfe. (So auch Seydl S. 231.) Indeß abgefehen davon, daß die im öffentlichen 
Gebrauch ftehenden Sachen nicht bloß dem Staate gehören, fondern auch im Eigen- 
tum von Gemeinden, Kirchen, Privaten ſtehen können, ift wohl zu beachten, daß das 
enteignete Objekt nicht nothwendig einem öffentlihen oder Gemeingebrauch 
gewidmet fein muß, fondern ebenfo gut einem gemeinnügigen Privatunternehmen 
dienen kann und dag dad Objeft bei der Sachenerpropriation unzweifelhaft nicht bloß 
in den Gebrauch, fondern auch in das Eigenthum ded Erpropriationdwerberd über 
geht. Bol. noch R. 17, — auch Stobbe.s. 92, N. 24, Rohland ©. 20 flg., 
Prazat S. 76 flg, Meyer, Behrend's Zeitfchr. 8. S. 371. — Barum die Ent- 
eignung ald Entziehung auf obligatorifche Rechte nicht anwendbar fein foll, ift nicht 
abzufehn. AA Meyer ©. 2.4 

11) Durch die im konkreten Kalle verhängte Beſchränkung unterfcheidet fich 
die E. von den geſetzl ichen Eigenthumsbeſchränkungen, welche eine allgemeine Rorm 
ie: hi Ausübung des E. enthalten. Bol. Grünhut ©. 3, aber auch Seydl 

. 227, 

12) Schiffner 8. 134 fpricht bloß von Letzterer. 

13) Arg. 8. 365 „felbft (= „fogar“ 8. 84 J. weftgal. ©. B.) das vollftändige 
Eigenthum“ und die Entftehungsgefchichte desſelben bei Harrafomety ©. 3 flg., 
ber zufolge das Entziehen des Eigenthums nurdie äußerfte der nach 8. 365 zuläffigen 
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vorübergehenden Beuutung erftredt fi aber nicht auf Gebäude 
und Bohnungsräume, noch auf folche Grundſtücke, deren Subftanz 
burch bie beabfichtigte Benutzung vorausfichtlich wefentlich und dauernd 
verändert würbe (8. 3, Abf. 2 Eif. Ent. Gef., dazu $. 100 Berg. 
®., 8. 15b. R. Wafjer-Gef.). Dauert bie „vorübergehende Be⸗ 
nutzung“ über jech8 Monate, bezw. länger als zwei Jahre nach ber 
Detriebseröffnung (der Bahn), fo kann Einldöfung verlangt werben. 
($. 3, Abf. 2 deſſ. G.). — Allerdings können auch VBermögensrechte 
anderer Gattung (Öffentlicher und privatrechtlicher Natur), dingliche 
Nechte jeder Art, Inbivibualrechte (3. B. Patentrechte), Real- 
laften umb andere obligatorifche Rechte durch E. entzogen oder be- 
ſchränkt werden. Das Eif. Ent. Gefek v. 1878, 8. 2 nennt: Grund- 
ftüde und beren Zugehör, Quellen und andere Brivatgewäffer, Ser- 
pituten und ſolche Rechte, deren Ausübung an einen beftimmten Ort 
gebunden iſt.“ Daß auh Privilegien regelrecht enteignet werben 
können, kann mit Rüdficht auf $. 13 B. ©. B. keinem Zweifel unter- 
liegen. Vgl. Nr. 11587 Samml. U. W. Pf. (Erbliches Poftprivi- 
legium). Es können daher insbefondere Eifenbahnen ungeachtet bes 
ausfchlieplichen Rechtes zur Anlegung und zum Betriebe gewifjer 
Streden Gegenftand der Erpropriation fetn und zwar nach Umftänden 
ſelbſt zu Gunften einer anderen Bahnunternehmung, fofern dies (was 
Thatfrage ift) das „allgemeine Beſte“ unumgänglich poftulivt. (Man 
benfe nur an bie Enteignung Keiner Lokalbahnen zu Gunften einer 
Derbindungsbahn). Desgleichen ift bie Zuläffigfeit ver Enteignung 
bes binglichen Rechtes (dev Serpitut) der Benutzung einzelner Eijen- 
babnftreden durch eine angrenzende Bahn im Sinne des $. 365 (un« 
befchabet des 8. 10, lit. g. Eif. Konz. Gef.) nicht mit ftichhaltigen 
Gründen zu beftreiten. Sofern fich aber dies Recht zugleich auf bie 
Berpflichtung ber dienenden Bahn zur Beiftellung bes erforberlichen 


Maßregeln fein follte. Bol. auch Geſetz v. 18 Febr. 1878, 8. 2 („vingliche Mechte an 
unbeweglichen Sachen‘), Hofdkr. v. 16. Oft. 1835 (Michel Nr. 654: Mautrechte), 
Hofd. v. 11. Oft. 1821; f. Prazak, ©. 116, 144, Schiffner Nr. 46, Krainz 
8. 216; Rohland ©. 2, Mayer 8, S. 566, welcher viel zu eng ald Zwed ber €. 
bezeichnet, ein dingliches Recht aus dem Vermögen eines Subjekts in das des anberen 
überzuführen. Dagegen def. Schiffner a. O. . 

14) Dagegen liegt die Auferlegung der Verpflichtung zu einer beftimmten Thaͤ⸗ 
tigfeit, Daher indbef. die Gonftituirung von Obligationen, außerhalb der Grenzen 
der Erpropriation. 
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Auffichtsperfonales oder von Betriebsmitteln erftreden foll, würbe 
allerdings der Geſichtspunkt der Enteignung nicht ausreichen 5 und 
tönnte eine folche Verpflichtung nur durch Spezialgefeh verfügt 
werben.16 Hier wollen wir uns auf die Eigenthumserpropriation, 
welche allerdings den regelmäßigen Ball bilvet, beſchränken. 

Bon Wichtigkeit ift die nähere Beitimmung der „Gemeinnüßig- 
keit der Unternehmung, für welche das Enteignungsrecht in Anfpruch 
genommen werben kann. Wenn nämlich feitfteht, daß das Individual⸗ 
eigenthuum nur dann geopfert werben muß, wenn und foweit dies bas 
Gefammt- over öffentliche Intereffe, „vie Gemeinnützigkeit des 
Unternehmens“ ($. 1 Eifenb. Ent. Gef. von 1878), das „öffentliche 
Wohl“ (8. 1 preuß. Ent. Gefeh), das „allgemeine Beſte“ (5. 365 B. 
G. 3.) erfordert, fo ift damit nicht ausichließlich das „Staatswohl 
ober der Staatszweck“ gemeint; die „Semeinnüßigfeit” reicht doch ge- 
wiß vielfach über das Stantswohl, über den „unmittelbaren Staats- 
zweck“ hinaus. Soweit man es übrigens als Aufgabe des Staates 
betrachtet, ven Fortfchritt des Gemeinweſens auf allen Gebieten ber 
menfchlichen Thätigkeit zu fördern und zu biefem Ende Hinderniffe zu 
befeitigen, welche bie Kraft der Einzelnen zu überwinden nicht vermag, 
ift Nichts gegen die Formulirung einzuwenden, daß fich die Erpropria- 
tion auf „Staatszwecke“ zu beſchränken hat.17 


15) Die Berufung auf die 88. 483 u. 487 3. ©. 2. ift infofern Junzutreffend, 
daß diefelben nun die Berpflichtung zu einem verhältnigmäßigen Koftenbeitrage 
behufs Erhaltung der gemeinſchaftlich benutzten Sache — nicht aber zu einer fonfligen 
yerfönligen Thätigkeit ded Eigenthümerd — feſtſetzen. 

16) Richt genau formulirt fohin died Necht der Art. 9 des Gef. v. 1885, 
betreffend die böhm.»mähr. Transverſalbahn: derfelben ift hiernach die Mitbenupung 
ſchon beftehender Bahnftreden derart „im Enteignungswege als dingliches Recht“ ein» 
zuräumen, daß dieſelbe berechtigt ift, auf den Strecken „ganze Züge... . zu befördern 
oder befördern zu laſſen.“ Nur das Recht der Benutzung kann im E. Wege gewährt 
werden; die Berpflichtung zur „Beförderung“ geht über den Rahmen der Enteigmung 
hinaus und gehört in das Gebiet der gefeplichen Verpflichtungen des Eigenthümers, 
don denen im vorigen 8. die Rebe iſt. Daß eine folche Verpflichtung im Geſſetz⸗ 
gebungswege au nur beftimmten Sacheigenthümern auferlegt werden Tonne, 
ohne daß von einer Verlegung des „Eigenthums” (Art. 5 St. G. 6.3. 142) die 
Rede fein könnte, Liegt auf der Hand; der Art. 5 foll nur gegen abminiflrative Will⸗ 
für fhüpen. Bgl. dazu die erregte Debatte des öfterr. Abg. H. vom 13. April 1889, 
in weldjer Richtiges und Unrichtiges zufammengeworfen wurde. ber $. 10, lit. g. 
Eif. Konz. &. vol. S. 143%. 2. 

17) In Wirklichleit wird die Differenz beider Anfchauungen bei der Dehnbar⸗ 
keit der bezüglichen Begriffe kaum große praktiiche Bedeutung haben. Die große 
Mehrzahl der Schriftfteller flelt die Erreichung ded Staatszweckes in mehr 
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Aber bloß Rüdfichten der Gemeinnügigfeit — nicht auch Rück⸗ 
fichten der Annehmlichkeit oder der Verſchönerung, noch weniger bloß 
fiskaliſche Intereſſen Tönnen bei ver grundfäglichen Unantaftbarkeit 
bes Privateigentbums die Enteignung rechtfertigen.1° Aus diefem 
Geſichtspunkte ift insbeſondere die Enteignung behufs Erweiterung 
oder Regufirung von Gaffen in Städten zu beurtheilen.1% Im Übrigen 
enticheidet bie Behörde innerhalb ver Grenzen des 8. 365 ©. B. nad 
freiem Ermeffen. (gl. Erf. d. Verwalt. ©. H., Budw. 64. 
733. 1632. 1914. u. a.) 


weniger beftimmter Formulirung ald Vorausſetzung der Erpropriation hin. So be 
fonderd Hrünhut,6. 9, Robland ©. 7 flg., Meyer ©.177 fig. und Prazät 
©. 4 flg., welche Letztere mit Recht die wechfelnde Geftaltung der Mittel zur Reali- 
firung des Staatszweckes je nach Zeit und Ort der gefammten Lebendrichtung des 
Volkes hervorheben. Das „öffentliche Intereffe” betonen Stobbe 8.92, N. 22 und 
Shiffner Ar. 48 ($. 134, 6). — Nicht zu billigen ift e8 hingegen, wenn Rösler 
8.195 und Grünhut ©. 76 dem öffentlichen Wohle, der Gemeinnützigkeit den 
„öffentlichen Gebrauch“ ald Zweck der E. fubftituiren. Das Unternehmen kann dem 
öffentlichen Wohle, dem Sefammtintereffe förderlich und der Gebrauch braucht Darum 
nicht nothwendig ein „örfentlicher” — ein Gemeingebrauch zu fein, kurz der gemein⸗ 
nüpige Gebrauch muß nicht gerade — ein Gemeingebraud fein. So z. B. ver 
folgt die Erpropriation für Bergwerke (Grünhut ſelbſt S. 84, N. 1), Strafanftalten, 
Feſtungswerke, Cxerzierplaͤtze 2c. ‚für öffentliche Schlachthauſer, behufs Austrocknung 
von Sümpfen, Errichtung von Schupdämmen ꝛc. gemeinnüßige („Öffentliche”) Zwede, 
ohne daß die enteigneten Objekte dem „öffentlichen Gebrauche“ zu dienen hätten. Uber 
einen damit zufammenhängenden Punkt vgl. Note 10a. E., auh!Prajat©.Täflg,, 
81 flg., Rohland ©. 8. — Neuere Rationalötonomen wollen der Juriöprubenz die 
Befähigung abiprechen, den wahren Recdhtfertigungdgtund der E. und die prinzipiellen 
Grenzen“ derfelben zu finden. (Siehe befonderd Wag ner⸗Rau, Handb. der pol. 
Dton. 1.1. 8.370, ©. 694 fig.) Die Volkswirthſchaft allein decke denfelben auf. 
Ahnlich ſchon Stein, Handb. ©. 144 flg., der die E. dort eingreifen läßt, wo das 
Einzeleigenthum ein Hinderniß der vollen Entwidelung ded Erwerbes aller Anderen 
if. Ahnlich Rösler. 195. Allein abgefehen davon, daß weder der volkswirth⸗ 
fhaftliche noch der foziale Geſichtspunkt dad E. Recht in feiner heutigen Geftalt 
völlig zu erklären vermag, fommen auch die Ausführungen diefer Schriftfteller 
praktisch auf das hinaus, was die Eiviliften lehren. So fagt Wagner $. 370: es 
ift das Recht ded Staates, „ein individuelled Objekt feinem Eigenthümer auch zwangs⸗ 
weife zu entziehen, um es in einer von dem Gefammtintereffe geforderten Weife 
zu verwenden“ u. f. f. 

18) Prinzipiell ift man darüber einig. Bol. Grünhut ©. 82flg., Prazät 
S. 80, Shiffner Nr. 49, N. 42. Allerdings wird auch hier Die Grenze zwiſchen 
Annehmlichkeit und Gemeinnũtzigkeit eine relative und nach Lage der Verhältniſſe 
ſchwankende fein. Die Anlegung eined Parkes ift in volksreichen Städten bisweilen 
eine unerläßliche Sanitätömaßregel, auf dem Lande meift Lurus. Bol. Grünhut 
©. 12, Rohland ©. 22, Stobhe 8. 92 N. 22. 

19) Vgl. 88. 1—4 ded ungar. E. ©. 0.1881. Bol. noch Ofner, Sachen⸗ 
recht 8. 36, 
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HD. Erpropriationsfälle. 


Bei der Dehnbarkeit des Begriffes der ‚Gemeinnützigkeit“ ober 
des „allgemeinen Beſten“ verfuchte man bisweilen, der Gefahr einer 
mißbräuchlichen Ausbeutung des Enteignungsrechtes dadurch vorzu⸗ 
beugen, daß man die Enteignungsfälle taratin feftftellte.2° Indeß 
mit Recht Hat fich die öfterreichiiche Geſetzgebung darauf beſchränkt, 
im 8. 365 A. B. G. B. nur das Prinzip aufzuftellen, daß: „wenn 
es das allgemeine Beſte erheifcht, ein Mitglied des Staates?! gegen 
eine angemefjene Schabloshaltung felbft das vollftännige Eigenthum 
einer Sache abtreten muß“, und viefer allgemeine Grundſatz ift auch 
nicht durch den Art. 5 d. St. Gr. v. 21. Dezember 1867, 3. 142 
aufgehoben, welcher verfügt, daß eine Enteignung „nur in den Fällen 
und in ber Art eintreten könne, welche das Geſetz beftimmt". ‘Denn 
burch Art. 5 ift diefer fchon bisher geltende Grunbfag unter Betonung 
ber Unverletlichkeit des Eigenthums lediglich unter bie verftärkte Ga- 
rantie ber Staatsgrundgeſetze (deren Anderung befanntlich Zweibrittel- 


20) So inäbef. im bayerischen Gef. v. 1837 Art. 1., in dem ungar. E. ©. 
v. 1881 (41. Gef. Art. 88. 1A) und in den thüring. Staaten. Für diefen Modus 
erflärt fich namentlih Mayer ©. 258 und in Behrend's Zeitfehr. 8, ©. 559 fig. 
(gegen die Motive des preuß. €. Geſetzes). Allein wohl mit Recht hat fich die Mehr⸗ 
zahl der Schriftfteller gegen eine ſolche tarative Aufzählung auögefprochen. Val. 
Förſter 8.131, ©.143, Rohland S. 25, Prazak ©. 81 flg., Bähr und 
Langerhans ©. 6flg., auh Thiel S. 79 und Grünhut S. 86. „Wenn aud) 
ſolche Kategorien von Enteignungszwecken durch das Gefep aufgeftellt find, fo ift die 
Ausfüllung derfelben doch wieder von den Berwaltungsbehörden abhängig.“ Aller 
ding? wollen die Leptgenannten den Enteignungsausfprucd der gefepgebenden 
Gewalt vorbehalten, Grünhut S. 90 mit der Mopififation, dag in minder wid. 
tigen Fällen die Berwaltungsbehörbe „im Delegationswege“ entſcheiden folle. Allein 
damit würden der Legislative Funktionen aufgebürdet , die nad) der Auffaſſung des 
Kontinent? (anders in England) gewiß in den Bereich der Adminiftration fallen. 
Del. Prajata.D. Rr. 3. Bei der Berathung des preuß. E. ©. erlangte feiner 
der auf tayative Aufzählung der Enteignungszwecke gerichteten Anträge weder in den 
Kommiffionen nod im Plenum die Mehrheit. Bol. Bähr ©. Iflg. In Preußen 
ift nad) 88. 2, 3 des Gefeges v. 1874 in jedem Kalle eine königliche Verordnung 
erforderlich ; in manchen minder wichtigen Fällen (Regulirung von Wegen) ift jedoch 
die Enteignung der Bezirköregierung vorbehalten. — Rah franz., belg. und ital. 
Rechte ift nur die Ausführung größerer öffentl. Arbeiten an ein Geſetz gebunden. 
Dagegen ift in England zu jeder Erpropriation ein Geſeß erforderlich. Bol. Gruͤn⸗ 
but ©. 91 flg. md Le Loup ©. 26. 

21) Offenbar aber, wie auch das Geſetz meint, Jedermann, deſſen Sache inner 
bald des öfterr. Stantögebietes Tiegt. 
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Majorität erfordert, Art. 15 St. Gr. ©. v. 21. Dezember 1867, 
3. 141) geftellt. Daß ver $. 365 ©. B., welcher doch in erfter Reihe 
zu ben Gefegen gehört, auf welche ſich Art. 5 St. Gr. ©. beruft, 
durch letzteren nicht aufgehoben wurde, erjcheint durch bie Eitirung 
besfelben in bem fpäter erfchienenen R.W. ©. v. 30. Mai 1869, 
und im Eif. Ent. Gef. v. 18. Februar 1878, 88. 1 u. A außer allen 
Zweifel gejtellt.22 

Das fortichreitende praftifche Bebürfniß brachte es mit fi, ba 
bie Gejeßgebung die wichtigften Kategorien ber Enteignungafälle 
in zahlreichen Speztalgefeßen und Verorbnungen näher bezeichnete, 
ohne biefelben irgendwie zu erjchöpfen. Hierbei gelangte ber ganz 
richtige Gedanke zum Durchbruch, daß ber Begriff des „allgemeinen 
Beſten“ nicht nothwendig vorausjegt, daß das Unternehmen allen 
Staatsbürgern zu Statten komme, daß es vielmehr nur baranf an- 
komme, baß dasſelbe — wenn auch zunächit Privatunternehmen — 
zu Tolge feines Zufammenhanges mit dem gefammten ftaatlichen, 
fozialen und wirthichaftlichen Leben eine Borausfegung ber gebeihlichen 
Entwicklung des ftaatlichen Gemeinwefens bildet. Im Übrigen tft es 
gleichgiltig, ob e& fich um Zwede ber Lanbesvertheidigung ober ber 
öffentlichen Sicherheit im Innern, um Förderung ber Öffentlichen 
Berwaltung ober der gefeglich normirten ftaatlichen Finanzwirthſchaft 
(j. Nr. 30), der geiftigen und ethifchen Intereſſen, des voltswirthichaft- 
lichen Fortſchrittes (Landeskultur, Bergbau, Verlehröweien u. ſ. f.) 
ober der Gefunbheitöpflege hanbelt.2? Den Hauptfall bilvet h. 3. T. 


22) Bergl. Prazak ©. 84 fig, Shiffner Rr. 50, Bann, Beiträge zur 
Reform des Verwaltungoͤrechtes (1877) S. 82, auch Erf. d. Berw. &. 9. v. 3. De}. 
1867, 3. 1620 (Wolski, Rr. 393) gegen Grünhut ©. 9, Kiräfletter 
€. 191 (3 A.), Ulbrich S. 106 u. Mayerhofer, Verw. R. S. 1371 R.1, 
welche meinen, daß 8. 365 G. 3. durch Art. 5 aufgehoben und die Enteignung auf 
die in Spezialgefeßen normirten Kategorien befchräntt fei. 

23) Bol. Mayer ©. 257 flg, Grünhut ©. 84, Rohland ©. 13 fl, 
Stubenrauch L ©. 483, Kirch ſtetter ©. 192, Schiffner Rr. 49. Dagegen 
will Prazak S. 12fl. die Enteignung auf Fälle beichränten, wo diefe durch Reali⸗ 
firung der Aufgaben der wirthſchaftlichen Berwaltung geboten erſcheint; wur 
bier ftehe die Staatöverwaltung bei Ausübung der €. homogenen Interefien gegen. 
über. Ähnlich Wagner⸗Rau, Lehr, der pol. Ökonomie I.1. 8. 369, der alle Ent- 
eignungsfälle auf die Beziehung der „Eigentbumsordnung zur Volkswirthſchaft und 
Geſellſchaft“ ftellen will. Allein abgefehen davon, daß der ftaatlihe Schup des Eigen 
thums nicht bloß auf der wirthſchaftlichen Bedeutung desſelben berubt, fo unterliegt 
die E. zu wirthichaftlichen Zwecken feinen anderen Orundfägen, als die €. zu anderen 
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bie E. zum Zwecke ver Herftellung und bes Betriebes von dffent- 
lichen d. i. vem allgemeinen Verkehr dienenden Eifenbahnen“, 
welche neueſtens durch das Geſetz v. 18. Februar 1878, 3. 30 in 
zwechnäßiger Weiſe geregelt erfcheint. Dazu vgl. die Erl. d. Hand- 
Min. vom 4. April 1878, 3. 5256 u. d. Yuft.-Min. v. 12. April 
1878, 3. 4956 (f. Kaſerer, Materialien 31. Bd., ©. 320). 
Diefes Gefet gilt für alle öffentlichen gemeinnägigen Staats» 
nnd Privateifenbahnen, insbeſondere auch für gemeinnütige 
Schleppbahnen und gemeinnügige Tramways, nicht aber für 
Bergwertsbahnen, für welche das Berggeſetz maßgebend blieb. 
(88. 1. 47 diefes ©. u. Mat. S. 36.) Durch dieſes Gefet wurden 
alle älteren Anordnungen außer Wirkſamkleit gefett, infoweit fie 
Gegenftände dieſes Gefetes betreffen und durch dasſelbe geregelt find 
(8. 46).26 Bei der grundlegenden Bedeutung dieſes Gefetes werben 
wir bie Grundſätze desſelben bei eventuellen Lücken auch für bie übrigen 
Snteignungsfälle analog zur Anwendung zu bringen haben, foweit fich 
diefelben nicht etwa als Beſonderheiten gerade dieſes Enteignungs- 
falles varftellen. 2° Wir wollen nun bie Hauptfälle der E. näher bes 
leuchten: 

1. Enteignung behufs Herftellung öffentlicher VBerlehrswege, 
Reichs⸗ [Ararial-], Landes⸗, Bezirks. und Gemeinde-Straßen und 
Wege. (Hofb. v. 2. Mai 1818, PB. ©. ©. 46. B. ©. 149, v. 
11. Oftbr. 1821, B. G. ©. 49, B. ©. 406. Dazu Michel 
S. 403, Stubenraud I. zu 8.365, böhm. L. Geſetz vom 12. Ang. 
1864, 3.46, 8. 19.) Die in ven öfterreichifchen Ländern geltenben 
Normen über Straßen- und Wafferbauten faßt überfichtlich zufammen 
bie für Ungarn und deſſen Nebenlänver erlafiene Min.⸗Vdg. v. 


gemeinnüßigen Zwecken. Bol. auch G. Meyer, Jenaer 2.8. 1877, Rr. 10, u. 
Randa, Ger. Zeit. 1876, Nr. 101. — Ebenfowenig ift ed andererfeitd gerechtfertigt, 
wenn Rohland ©. 8 die Eigenthumsentziehung für Bergwerkszwecke von der Er- 
propriation ausſchließen will. Vgl. auch $. 98 des öfterr. Berggefehed, der ſich 
ausdrücklich auf $. 365 G. 3. beruft. 

2A) Eine eingehende Befprechung des bezuglichen Geſetzentwurfes von Brazat 
m Samitſch' Zeitfchrift f. Verwalt. R. Pflege 1877, ©. 299 flg. 

25) Bahnen, welche bloß dem eigenen Gebrauche des Unternehmers dienen, 
genießen (abgefehen von Bergwerksbahnen) das E.⸗Recht nicht. Über Die bezüglichen 
älteren Vorſchriften vgl. Schiffner 8. 49, Nr. 41. 

26) Vergl. auch Schiffner Rr. 46. Soweit ferner für gewiſſe E.-Fälle Sin- 
aularitäten beftehen, erfcheinen diefe durch das neue Eif. Ent. Gef. unberühtt. 
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21. April 1857 3. 32 R. G. B., ausgedehnt auf Dalmatien mit 
Bdg. v. 7. Okt. 1858 3. 178. Die Enteignung kann in ver Ent- 
ziehung von Grund und Boden oder in ber zeitweiligen Be- 
nutzung besjelben zu Schotter- und Steinbrüchen beftehen. Auch für 
bie Erweiterung und Regulirung von Straßen in Stäbten findet ohne 
Zweifel bie Exrpropriation ftatt, foweit biefelbe aus Verkehrs⸗ ober 
Geſundheitsrückſichten (nicht bloß der DVerfchönerung willen) noth- 
wendig erjcheint.27 — Nicht unter ven Geſichtspunkt der Exrpropriation 
fällt die Begünftigung der Bauordnungen: daß bei ber Anlage neuer 
Stadt» oder Ortstheile die baupolizeiliche Genehmigung der Bau- 
anlage (des Situationsplanes) nur dann ertheilt wird, wenn ber Ab- 
tbeilungswerber den Grund zur Herftellung der Tünftig feine Bau⸗ 
parzelle burchziehenden Straßen unentgeltlich an die Gemeinde abtritt. 
($. 22 böhm. Bauordnung, mit welcher die übrigen neueren Bau⸗ 
orbnungen meift übereinftimmen.) Vgl. bie nieberdfterr. $. 27, 
oberdfterr. $. 11, Wiener 8. 20 20,27% 

Weſentlich nach denſelben Grundfätzen richtet fich die Enteignung 
behufs Herrichtung neuer Lanbungspläge und Leinpfade. ($. 8 
Reichswaffergefeg v. 30. Mat 1869.) Was von Straßenbauten 
gilt, hat auch auf Wafferbauten (Brüden 2c.) finngemäße Anwen- 
bung. (Hfd. v. 23. Oktober 1834. Pol. ©. ©. 62, ©. 239.) 

2. Das Enteignungsrecht kommt zu jeder gemeinnüßigen, 
b. t. der allgemeinen Benugung offenftehenden Staats. oder Pri- 
patetfenbahn (8. 1 des Eif. Ent. ©., fo ſchon Hofd. v. 8. Nov. 
1842. 3. 654, 8. 9 d. ©. v. 14. Sept. 1854, Nr. 238 u. Gef. v. 
13. April 1870, 3. 56 R. ©. 3.) fowie den (wenn auch nur zum 
Privatgebrauch dienenden) Bergwertseifenbahnen (88. 98 u. 131 
Derggef. u. Min.Vdg. v. 1. Nov. 1859, Nr. 200 R. ©. 2.) und 
zwar nicht nur für den Bau felbft, ſondern auch für bie Vorarbeiten 
und bie zur Verhütung oder Befeitigung von Betriebsunterbrechumgen 
nothwendigen Vorkehrungen. (88. 1.2.3. 39 fig. Eif. Ent. Gef.)* 


27) Bol. das Nähere bei Stubenraud ©. 455 flg., Prazak ©, 114fle. 

27a) Bol. d. Entf. d. Berwalt. ©. H. bei Budwinski Nr. 733. 

28) Bol. dazu Prafdt S. 109. Dad ungar. E. ©. (88. 14) erwähnt alle 
im Tert erwähnten Fälle, geftattet aber E. für Straßenregufirungen nur in größeren 
Städten (von über 10000 Einwohnern). 

29) Dazu Shiffner a. DO. Prajät 6. 123—129. Daß Grunbftüde für 
gemeinnupige Bahnen auch zur Gewinnung von Schot ter⸗, Nohftein- und 
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— Die dauernde oder vorübergehende Abtretung von Grunbftüden 
Tann infoweit begehrt werben, als es zur Herftellung ver Bahn, ber 
Bahnhofe, der daſelbſt zum Zweck des Eifenbahnbetriebes zu errich- 
tenden Gebäube over zu fonftigen der Bahn obliegenden Anlagen, 
zur Unterbringung des beim Ban zu entfernenden Erdmaterials, end- 
(ich zur Gewinnung bes nötbigen Schüttungs», Robftein- und Schot- 
termaterial® erforberlich ift. ($. 3. Eiſ. Ent. ©.) 

3. Das Enteignungsgefet fommt Bergwerlsunterneh- 
mungen zu ftatten behufs Enteignung von Grundſtücken und 
von Tagwäfjern für ben Bergwerlshetrieb (SS. 98. 100. 105, 
Berggef. v. 23. Mai 1854, 3. 146 R. &.)30 ° 

4. Aus Anlaß der Kataftralvermeflungen können vie erforder: 
lichen Durchhane und anderweitige Benutungsweilen von Brivat- 
grund im Entelgnungswege geftattet werben. Hofdk. vom 17. Inni 
1821, 3. 15 286.51 


5. XTriftberechtigte können bie Enteignung fremden rundes 
(durch Entziehung oder zeitweife Benutzung) anfprechen, foweit dies 
zur Errichtung und Erhaltung von Triftbauten nothwendig ift. 
(8. 30. 36 des Forfigef. v. 3. Dezember 1852, Nr. 250.)92 


Shüttungsmaterial „benugt“ werden dürfen, ift durch 8. 3 des Eif. Ent. Gef. 
außer Zweifel gefegt, ebenfo daß die zum Bahnbetrieb erforderlichen Wafferleitungen 
im Enteignungdwege hergeftellt werden können. (8. 3 eod.) Vgl. au 8. 11 des 
ungar. Ent. Gef. v. 1881. Im erflerer Beziehung war anderer Anfiht Prajat 
6. 127 gegen Michel, Eiſenbahnrecht ©. 91. 

30) Bei Orundftüden und Tagwäffern Tann jedoch nur die zeitweilige Be⸗ 
nutz ung erproprürt werden (Arg. 88. 98, 105 Berggef.); lediglich der Grundeigen⸗ 
tbümer Tann bei vorausfichtlich bleibender Verwendung die Übernahme in's Eigen- 
thum des Unternehmers verlangen. Vgl. über dieſe und andere Detailfragen Prajät 
©. 90 flg. — Aus fisfalifhen, durch das Salzmonopol gebotenen Rüdfichten ge⸗ 
flattet die Zoll- und Monopoldordnung dv. 11. Juli 1835 88, 409-411 die Ent- 
eignung, begiehungsweife die Verſchlagung von Salzquellen; nicht für den Ber- 
luft der Lepteren, fondern nur für fonftige Beſchädigung wird Erfaß geleiftet. Vgl. 
Prajate. 39. Doc nur in den durch die geſetz lich normirte Finanzwirthſchaft 
beftimmten Fällen findet die Enteignung für den Fiskus ftatt, — nicht etwa zu bloß 
privawirthſchaftlichem Vortheile des Staates. Pol. Schiffner Nr. 32, Nr. 49. 

31) Bol. Prazaͤt S. 39. 

32) Die Verpflichtung der Grundeigenthümer, die Bringung fremder Wald- 
produfte über ihrem Grund zu dulden ($. 24 Forſtgeſetz), beziehungsweiſe die 
Trift fremden Holzes auf ihren Privatgewäffern und die Begehung des Grundes 
zu diefem Zwecke zu geftatten (88. 26, 39 E. &.), fällt unter den Begriff der foge- 
nannten Legalfervituten, da der Eigenthümer hierzu kraft allgemeiner Rechtsvorſchrift 
verpflichtet ift und ihm Hierbei weder Eigenthum noch der gleichzeitige Gebrauch des 
Grundes oder Fluffes entzogen, vielmehr nur die Duldung einer vorübergehenden Ber 
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6. Die zu militärifchen Zweden, insbefonbere für die Landes⸗ 
vertheibigung ober Waffenübungspläge nothiwendigen Gründe find 
vom Grundbeſitzer gegen Entſchädigung abzutreten, wobei bie für bie 
Einlöfung ver Gründe für den Straßenbau gegebenen Vorfchriften 
analog anzuwenden find. Im Falle ver Mobilifirung haben bie 
Pferbebefiter ihre Pferde ber Affentirungslommiffion vorzuführen, 
und lettere kann das auf den Bezirk entfallende Kontingent durch Ent- 
eignung ber tauglichen Stüde gegen Zahlung des Schäkungswerthes 
aufbringen. Gef. v. 16. April 1873, Nr. 77 R. G. B. (88. 1. 9.) 

7. Im Intereſſe ver öffentlichen Geſundheitspflege kann fi 
bie Enteignung in verfchiebener Weife als nothwendig erweiſen, ins⸗ 
befondere durch Trodenlegung von Zeichen, Sümpfen,?® Errichtung 
von Dämmen zur Hintanhaltung von überſchwemmungen, Herftellung 
von Abzugskanälen, Errichtung von öffentlichen Krankenhäuſern, Ber 
gräbnißplätzen, Öffentlichen Schlachthäufern, öffentlichen Waſſer⸗ 
leitungsanftalten (dazu 8. 32 [31] der 2. W. Geſetze), Markthallen 
in bevölferten Ortfchaften u. |. f.,3% enblich wohl auch in ber Be 
jeitigung von Fabriken, welche fich im Laufe der Zeit als gefunbheits- 
ſchädlich gezeigt. 

8. Im Intereffe ver Förderung ber geiftigen Kultur und ber 
jittlid-religidfen Wohlfahrt kann die Enteignung von Grund und 
Boden für die Errichtung von Öffentlichen Schulen, Bibliotheken, 


nugung Dritter auferlegt wird. Anders Bözl, bayer W. G. ©. 230 fig. und 
Prazatk S. 18, Nr. 31. u. 6. 100—104. Auch die Verpflichtung der Waldbefiger 
zur unentgeltlichen Lichtung der längs der Straßen liegenden Waldtheile (Hofkd. v. 
25. Nov. 1844) fällt unter den Begriff der im 8. 364 ©. B. erwähnten gefeßlichen 
Beihräntungen des Eigenthums (f. Prajdt ©. 31, Nr. 1 und Entſch. deö Ber. G. 
9. Nr. 839). 

33) Vgl. die bei Prajdt S. 37 citirten Verordnungen. 

34) Daß auch Mobilien Gegenftand der Enteignung fein fönnen, darüber vgl. 
Grünhut ©. 73 u, Note 10. 

35) Vol. Stubenrauch S. 461 (4. 9.) und den von Prazak ©. 40 angeführ- 
ten Fall der Trodenlegung der Nürfchaner Teiche. Ebenfo das ungar. & ©. von 
1881, 8. 1. Dagegen fällt die Betretung fremder Grundſtücke bei Aufftellung von 
Sanitätskordons nicht unter den Begriff der Enteignung. 

36) Für die lepterwähnten Fälle fehlt es (von den Bauordn. abgefehen) faſt ganz 
an fpeziellen gefeplichen Beftimmungen ; in der Praxis kamen dergleichen Enteignungd- 
fälle wiederholt vor. Dgl. Krainz 8. 216. Pol. auch ungar. E. ©. v. 1881, 8. 1. 
— Die Zödtung von Biehftücen bei der Rinderpeft ift m. €. ald Fall ver Aus 
übung des Staatsnothrechtes aufzufaften. S. N. 9. 
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Kirchen und Briephöfen,3® Straf- und Korreltionsanftalten 2c. nach 
Beſonderheit ber örtlichen Verhältniffe unerläßlich ericheinen.?” — 
Selbftverftändlich findet Die Erpropriation ftet8 im Intereffe ber öffent- 
lichen Verwaltung behufs Herftellung von Gebäuben für öffentliche 
Behörden ftatt. 

9. Mehrere Exrpropriationsfälle find in dem Reichs⸗Waſſer⸗Ge⸗ 

feße v. 30. Mai 1869, 3. 93ER. G. normict: 

a) Die Staatsverwaltung kann fließende Privat⸗Gewäſſer, 
welche fich zur Befahrung mit Schiffen oder Flößen eignen, 
gegen angemefjene Schabloshaltung im Intereſſe des Ver⸗ 
kehrs als öffentliches Gut erflären. (8. 6 Reichs⸗Waſſer⸗ 
Geſetz.)2 

b) Ortſchaften und Gemeinden, deren Waſſerbedarf nicht 
gebedt ift, haben nach Maßgabe viefes Bedarfs gegen ange- 
meſſene Schabloshaltung das Recht ber Enteignung von Pri⸗ 
vatgewãſſern und Wafferbenugungsrechten, foweit dieſelben 
für die gleichen Zwede ver Wafferberechtigten entbehrlich 
find. (8.16 NReich9-Wafler-Gefe.)39 Näheres in meinem 
Waſſ. R. ©. 110 fig. 

c) Biel weiter reicht vie folgende Beftimmung bes 8. 15 lit. a. 
d. Reichs⸗Waſſer⸗Geſetzes: „Auch wenn die Erforberniffe 


36a) Bol. auch Krainz 8.216. — And. A. Bogt, Erpropriation für Kirchen. 
bauten (1888), weil dies nicht öffentliche Unternehmungen find; allein gewiß Tiegen 
diefelben „im öffentl. Intereſſe“ (8. 4 des zürich. Erprop. ©. v. 1878), eine andere 
Frage war ed in conereto, ob der betreffende Play unerläglich war. 

37) Auch in diefer Beziehung fehlt es an Spezialbeflimmungen. Der in der 
Zeitfchr. |. Berwalt. 1857, Rr. 13 und bei Stubenraucd au 8. 365 und Prajat 
©. 41, Rr. 19 abgedrudte Min.⸗Erl. v. 14. Februar 1857, 3. 31980 erklärt die 
Erpropriation für Schulgebäude nur dann für zuläffig, wenn — abgefehen 
vom Koftenpuntte — durchaus kein geeigneter Bauplap im Wege freien Übereintom- 
mend erlangt werben fann. Das ungar. E ©. 8. 2 erwähnt ausdrücklich auch den 
Bau von Schulen, Kranktenhäufern, öffentlichen Bädern, Waſſer⸗ und Basleitungen, 
Kanalifirungen. 

38) Ahnlich nach $. 19 des preuß. ©. v. 1843 und 8. 3—6 des baper. 
Waſſer⸗Geſetzes, nach welchem Iepteren aber für dad Flußbett niemald Entfhädigung 
geleiftet wird. Gegen diefe ungerechtfertigte Beſtimmung Pözl ©. 82. Richt zu 
billigen iſt die Entfch. des Verwalt. G. H. Ar. 417 Budw. 

39) Der leßtere befchräntende Beiſatz, welder im bayer. W. ©. Art. 38 fehlt, 
eriheint billig. Es kann nicht zweifelhaft fein, daß fich dieſes Enteignungsredht auf 
Mineralquelien nicht bezieht. Bol. auch Pözl ©. 217. Das Nothrecht bei 
Teuerögefaht anerkennen die 2. Waſſergeſetze. 
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bes 8. 365 A. B. G. B. nicht eintreten, kann, um bie 
nugbringenbe Verwendung bes Waſſers zu fördern ober beffen 
ſchädliche Wirkungen zu befeitigen, im Verwaltungswege ver- 
fügt werben, daß bei fließenden Privatgewäſſern“o derjenige, 
dem das Waffer zugehört, infoweit er es nicht benöthigt und 
innerhalb einer ihm behörblich zu beſtimmenden .. . ange- 
mefjenen Friſt auch nicht benutzt, Anderen, bie e8 nutz⸗ 
bringend verwenden können, gegen angemeflene Entſchädi⸗ 
gung überlaffe.” — Daß e8 bier nicht erforberlich ift, daß 
das Unternehmen ein minbeftens mittelbar gemeinnütiges fei, 
geht aus den eimleitenden Worten bes Geſetzes beſtimmt 
bervor.*! Diefe anomale Beftimmung läßt fich wenigftens 
einigermaßen (f. Note 41) burch vie Erwägung rechtfertigen, 
daß „das Privateigenthum an fließenden Gewäſſern eben doch 
nichts weiter ift, al8 ein Präzipuum des Gebrauchsrechtes*.*? 
Dei der Verleihung von fremden Waſſerrechten ift bie Be⸗ 
bingung zu ftellen, daß von ber ertbeilten Bewilligung bei 
fonftigem Erlöfchen verfelben binnen einer angemefjenen Frift 
Gebrauch gemacht werben muß (8. 28a böhm., 24 fteierm., 
27 ber übrigen Landes⸗Waſſergeſetze). 

d) Zu Bewäſſerungs- und Entwäfferungsanlagen, 
ferner zu Trieb» und Stauanlagen, deren Crichtung über 
wiegende vollswirthichaftliche Vortheile erwarten läßt,‘ 
bann für Wafferverforgungsanlagen fowohl von Ort- 


40) Auf eingefchloffene Privatgewäffer findet diefe Norm feine Anwendung 
Dal. auch bayer. W.⸗G. 8. 62flg., Pözl ©. 217. 

41) Auch der Regierungdtommiffät erflärte (Prot. d. Abg. H. ©. 5871 v. J. 
1869), es folle mit diefer Beftimmung etwas Befonderes feftgefeßt werden und 
das Befondere beftehe in dem Hinausgehen über die Beſchränkungen de? $. 365. 
So auch Schiffner $. 134, Nr. 23. Dagegen meint Prazaͤk S. 108, daß den 
einfeitenden Worten feine Bedeutung beigemeffen werben folle. Aber 8. 15 cit. for⸗ 
dert beftimmt nur eine „nußbringende” Verwendung und ed kommt auf die Bedeutung 
des Unternehmens für das Gemeinwohl gar nichts an. Daß die Beſtimmung des 
bayer. W.⸗G. 8. 62 im Intereſſe der Unverleplichkeit des Privateigenthumd den 
Borzug verdiene, ſcheint mir nicht zweifelhaft. 

42) Bol. die Husfchußmotive zum bayer. W.⸗G. bei Pözl ©. 212. Leider 
bietet das öfterr. Geſetz nicht jene Garantie gegen Mißbrauch des Ent. R., wie der 
Art. 62 ded bayr. W. ©, 

43) Diefe Einſchränkung des 8. 15 R. W. ©. durch die Landeswaſſergeſebe ift 
gewiß zu billigen. — Bol. noch Frank, in Corad's Handw. B. f. Staatöwifl. sv. 
Bewaͤſſ. u. Entwäll., Pragat, Waflerr. Kompet. Fragen ©. 84 fig. 
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ichaften als von vereinzelten Anſiedlungen (ſofern dieſe an ven 
Gemeindewaſſeranlagen nicht theilnehmen können) kann der 
Unternehmer die Einräumung ber erforderlichen Dienftbar- 
feiten zur Zu⸗ und Ableitung des Waflers, ſowie zur Errich⸗ 
tung ber erforderlichen Stauwerke, Schleufen und fonftigen 
Vorrichtungen auf fremden Grunde gegen angemefjene Schad- 
loshaltung verlangen; der Grundeigenthümer kann in diefen 
Fällen auf die Übernahme des rundes felbft dringen. (8. 15 
R. G., 88. 28 lit. b. 32, 39, 41 böhm., 88. 27, 31, 38, 
40 der meilten übrigen 2. W. Geſetze.)“ Diefes Zwangs- 
vecht erſtreckt fich aber nicht auf Häufer, Hofräume, Haus 
gärten und eingefrievete Parlanlagen.*5 (8. 32 des böhm., 
31 d. m. L. W. ©.) 

e) Nach dem Geſetz v. 30. Juni 1884 3. 116 R. G. Bl. 8. 14 
kann für Bewäſſerungen und Entwäſſerungen von 
Grundſtücken, die gänzliche oder theilweiſe Entziehung 
einer anderweitigen rechtmäßigen Waſſernutzung indffent- 
lichen Gewäſſern mit Rückſicht auf die concret nachgewie⸗ 
jene, unzweifelhaft Höhere wirthſchaftliche Bedentung bes 
erfteren Unternehmens nach Erforderniß besfelben von ber 
Derwaltungsbehörbe gegen angemeſſene Entſchädigung verfügt 
werben. Dazu mein Wafferr. ©. 114. 

f) Wenn Schuß-, Uferregulirungs-, Entwäflerungs- und andere 
Waſſerbauten im öffentlichen Intereffe unternommen 
werben, fo muß gegen angemefiene Entjchäbigung bie Ab- 
tretung bes nöthigen Grundes erfolgen ober bie erforberliche 
Dienftbarkeit eingeräumt werben. Die hierzu nothwendigen 
Materialien müffen von ben Eigenthümern ver zu ſchützenden 


44) Der 8.32 (31) L. W. G. cit, findet fih im niederöfterr.L.W. G. nicht. 
— Es ift wohl zu beachten, daß die citirten Ausführungsbeflimmungen der Landes⸗ 
waffergefepe einerſeits beſchraͤnkter lauten als der 8. 15 des R. W. ©. (vgl. vorige 
Rote), andererfeitö über denfelben hinausgehen, infofern fie auch die Erpropriation 
(durch Servitutsbeſtellung) behufs Errichtung von Stauwerken, Schleufen zc. ge⸗ 
ſtatten. So auch Schiffner 8. 134 Nr. 23. 

45) Bei wahrhaft gemeinnũtzigen Unternehmungen, 3. B. Waſſerleitungen 
für Städte, die aus fanitären Nüdfichten nothwendig erfcheinen, hat die letztere Be⸗ 
ſchraͤnkung nad dem allgemeinen Wortlaut des 8. 365 nicht flatt. Dal. Prajat 
©. 110. — Ähnlich das ungar. E. ©.: Beriefelung, Abzapfung von fichenden 
Waͤſſern und Sümpfen, Ableitung von Binnenwäflern, 

Rande, Eigenthum n. öftere. Recht. 11 
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Gründe gegen Erſatz überlaflen werben (8. 49 böhm., 
43 fteierm., 48 d. m. üb. L. W. &.)*, dazu 88.48 bes 
Gef. v. 30. Zuni 1884 3. 117 in Betreff ver Gebirgswäffer. 

g) Salzguellen können Traft des Salzmonopols vom Fiskus 
enteignet werben. 


III. Subjeltc der Enteignung. 


Aus den bisherigen Ausführungen ergiebt fich zugleich, wer als 
Subjekt der Enteignung (Enteiguer) anzufehen ift. Da lediglich ber 
Umftand maßgebend erfcheint, daß das Unternehmen, für welches 
die Enteignung angefprochen wird, ein gemeinnügiges ift, übrigens 
nichts darauf ankommt, ob das Unternehmen dem Staate, einer Ge- 
meinde ober einer anderen öffentlichen Korporation oder einer Privat⸗ 
perfon gehört, fo ift als Erpropriatiomäberechtigter immer nur ber 
Unternehmer anzufehen und ift auch nur biefer zur Schablo®- 
haltung des Erpropriaten verpflichtet.*7 So wird denn auch in ben 


46) Dad niederöfterr. 8. W. ©. enthält diefe Beftimmung nicht. Dom 
öffentlichen Intereſſe ift hier die Rede im Gegenfape zu 8.15 R. W. ©., der dad 
Dafein eines ſolchen nicht notbiwendig fordert. Vgl. übrigens auch Prazaͤk S. 110 
Nr. 9. Ba ra der Erptopriation für die bezuglihen Borarbeiten vgl. $. 772. 
W. G. — Ahnlich das ungar. E. ©. 8. 1. 

47) Im Weſen ift dies auch die Anficht der Mehrzahl der Schriftiteller. Bol. 
Dfner, 6.-R. 8.36, Mayer ©. 260 u. Zeitfhr. ©. 567, Rohland E. 12 fig, 
Dernburg 8.34 6.58, Gerber 8. 1746, Stobbe S. 158, Stubentaugl. 
S. 483, Ul brich 6.107. Gewöhnlich wird dies fo audgebrüdt, daß der Staat das 
Enteigmungsreht auch anderen Perfonen verleihen, auf andere „übertragen“ könne, vol. 
Thiel. 17, För ſter 8. 131 Nr. 10, Stobbe, 8.926.158, Krainz, 8.216. 
Allein der Staat „überträgt* nicht erft den (ihm gar nicht zuftehenden) Erpropriationd 
anfprud (denn er ift ja nicht „Unternehmer“ !), — fondern er anertennt und formali⸗ 
firt bloß in konkteten Fällen den kraft des Geſetzes zuſtehenden Anſpruch. Der 
Mangel der üblichen Ausdrucksweiſe wird kaum berichtigt durch die von Pragät 
8.5, 6.65 und Schiffner Rr. 50, R. 21 gewählte Formulirung, daß nur dem 
S taate das Enteignungsrecht zuftehe, daß aber diefer die Unternehmer (Konzeffionäre) 
zur Ausführung eines beflimmten Unternehmens „privilegire”. Nicht gerecht 
fertigt erfheint die Behauptung Grünhut's ©. 78 fig. (welchem Kiräftetter 
©. 192, 3.9. folgt), daß der Staat der einzige Enteigner ſei, baß die gemein 
nügigen Unternehmungen das Enteignungsrecht Namens des Staates ausüben, daß 
daher das enteignete Objekt nicht in das freie Eigenthum des Unternehmere übergeht, 
fondern „öffentliches Gut“ werde, und daß der Staat entfchädigungspflichtig fei. 
Kann fih doch Srünnut ſelbſt der Erkenniniß nicht verfchliegen, daß die enteigneten 
Grundſtücke bei manchen öffentliden Unternehmungen doch in dad Eigentum von 
Privatperfonen übergehen, ohne indeß für diefen „unmittelbaren Erwerb“ eine Gr- 
tlärung zu verfuchen. Die Enteignungägefepe fprechen im Gegentheil nom einem un. 
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öfterreichifchen Gefegen geratezu ber Unternehmung oder dem 
Unternehmer das „Erpropriationsrecht eingeräumt“ unb bemfelben 
zugleich im kauſalen Nexus die Entfhäpigungspflicht auferlegt. So 
jagt 8.108 E. E. ©. von 1878: „Die Ausübung des Enteiguungs- 
rechtes fteht . . . jedem Eiſenbahnunternehmen injoweit zu, 
als die Gemeinnügigkeit des Unternehmens anerkannt ift“; dazu 8. 4. 
„Die Eiſenbahnunternehmung ift verpflichtet... Schnbloßhaltung zu 
leiften“; ferner 88. 18 Abſ. 1., 22, 27 (Answahl verſchiedener An⸗ 
lagen!), 35, 47. Die gef. Redewendung, daß die „Ausübung des Ent« 
eignungsrechtes“ der „Unternehmung“ zuftebe, ihr „nerliehen“ werbe, 
baß fie der Enteigner jet (8.1 E. E. G., 8. 9, lit. c. des E. 
Konz. ©. u. a.) ift der inkorreite Ausprud eines richtigen Gedankens, 
gegen ben kein juriftifches Bedenken geltend gemacht werben kann.s 
Bergl. auch 8. 9, lit. c. des E. Kom. ©. v. 14. Septbr. 1854, 
88. 15. 16. R. Waffer G., 88. 32 (31) des Landes W. G., 8. 98 
Berggel., $. 365 ©. 2.1 Wenn mitunter behauptet wird, bem 
Staate allein ftehe das Exrpropriationsrecht zu, fo tft das wohl in 
bem Sinne richtig, als bie Entſcheidung barüber: obein Exrpropria- 
tionefall vorliege — fowie die Durchführung bes Enteignungs- 
erfenntnifjes einzig bem Staate, beziebentlich feinen Organen zuſteht. 
Allein der Enteignungsanipruch (das Recht auf Exrpropriation) 
fommt dem Unternehmer eines gemeinnüßigen Werkes Traft bes 
Geſetzes unmittelbar zu; ber Enteignungsanfpruch wird zum voll⸗ 
wirffamen Hecht durch das ftantliche Enteignungserkenntniß; bie 
Staatsorgane find fomit nur die Verwirklicher dieſes Anſpruchs, be⸗ 
ziehentlich Exekutoren des formalifirten Rechtes. Als Subjekt ber 
Enteignung (als Erpropriant) kann alfo nur der Unternehmer — 
nicht aber der Staat bezeichnet werben.5° ‘Daher bedarf denn ſelbſt 


mittelbaren Erwerbe und der direkten Entfhädigungspfliht des Erpropriationd- 
werbers; vgl. 5.9 de öfterr. E. Konz. ©., 8.44 des preuß. E. ©. von 1874. 
Berol. auch Stobbe 8. 92, Nr. 23, Rohland ©. 11, Prazaͤk ©. 66, Rı. 7, 
Meyer in Behrend's Zeitfhrift 8 ©. 567 flg., Seydl ©. 224, Gareis a. O., 
Schiffner a. D.u. Stobbe 2. Aufl. ©. 174, R. 23, 

48) Dad ungar. Geſetz fagt im $. 5: „Das Enteignungdrecht für jede Unter: 
nebmung .. ertbeilt.... das Minifterium zc. 

49) Ebenfo das preuß. E. G. 0.1874 88. 44, cf. 8.7 und 57. Bol Mayer, 
Zeitſcht. 8. Bd. ©. 569. 

50) Darum, daß der Staat das Enteignungserkenntnig fällt, wird er ebenſo⸗ 
wenig Subjekt der Enteignung, ald er etwa Subjekt eines Induftrieprivilegiume 


11* 
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ber Fiskus, wenn er als Unternehmer eines gemeinnügigen Wertes 
auftritt, des Enteignungsausfpruches des kompetenten Drgans ber 
Staatsverwaltung. — Ob kirchliche Korporationen und die Gemeinden 
expropriationsberechtigt find, entfcheibet fich einfach nach ver Vorfrage, 
ob fie in dem betreffenden Falle ein öffentliches, beziehentlich gemein- 
nüßiges Unternehmen ausführen ober nicht. 

Ein Vorzug des mit dem Geſetze von 1878 eingeführten Enteig- 
nungsverfahreng befteht wefentlich barin, daß bie Unterfuchung, welche 
ber Ertheilung des Baukonſenſes vorausgeht, nicht wie ehedem auf 
bie Erhebung öffentlichrechtlicher, ten Bahnban betreffenver Verhält⸗ 
niffe beſchränkt ift, ſondern fich auf alle mit der Erpropriationsfrage 
zuſammenhängenden Verhältniſſe erftredt. 


IV. Enteigneter (Erpropriat). 


Die bisher offene und fehr beftrittene Frage, wer als „Enteig- 
neter“ erjcheint, ift nunmehr mit Rüdficht auf $. 4 des E. €. ©. 
dahin zu beantworten, daß als „enteignet“ nur derjenige anzuſehen ift, 
bem bie enteignete Sache ober dem ein mit dem Eigenthum eines 
anderen Gegenftanves verbundenes dingliches Recht daran zufteht 
— alfo nur der Eigenthümer der Sache und berjenige, dem ein ding⸗ 
liches Realrecht daran zugehört, 3. B. eine Realjervitut, eine Real⸗ 
gewerbsgerechtigteit (8. 473 G. B., Hofdkr. v. 9. Dezember 1824, 
3. 2063). Vgl. Nr. 11814 ©. ©. SL. U. W. Pf. Die Frage 
ift infofern relevant, als fie maßgebend ift für die Beantwortung ber 
weiteren Frage: wer zur Verhandlung im Enteignungsverfahren le⸗ 
gitimirt, beziehentlich gegen wen das Enteignungserfenntniß zu 
ihöpfen und wen die Entſchädigung zuzuerkennen ift.°? ‘Denn 


—— 


dadurch wird, daß er das letztere an ben Privilegiumswerber verleiht. Vergl. Gareis 
a. O. Dies alles ignorirt Reinitz S. 681 N. 1. 

51) Ungenau ſprechen dafür die Motive S. 42 bloß von Realberechtigten. über 
Realrechte vgl. Schiffner, Lehrb. 8. 27. Gewiß gehören auch dad Jagdrecht und 
radizirte Reallaften zu den „dinglichen” Realrechten im Sinne des 8. 4 cit., Waſſer⸗ 
und Fiſchereirechte (8. 26 R.W. ©.) können, aber müffen nicht Realrechte fein; 
ebenfowenig find Bergrechte als folche anzufehen. And. A. Schiffnerg. 27. Was 
vom Eigenthümer der Sache gilt, gilt finngemäß auch von dem, welchem das zu ent» 
eignende Recht (3. B. ein Mauthrecht) gebührt. Vgl. R. 10 u. 13. 

52) Bol. Hand, Min, Erl. v. 4. April 1878, 3.5256; „Bei der Frage der Feſt⸗ 
ftellung des (Objekt3) der Enteignung. . kommen nur der Eigenthümer und derjenige, 
dem.. ein mit dem Eigenthum eined anderen Gegenftandes verbundenes dingliches 














8.7. Die Enteignung. 165 


nur ber „Enteignete* ift Subjelt der (unmittelbaren) Entſchädigung 
(88. 4, 5 verb. „ben Enteigneten obliegt‘, 25, 30, 35 €. &. ©.). 
Bei Fixirung des Gegenftandes und Umfanges der Enteignung find 
daher lediglich der Eigenthümer und dinglich Realberechtigte Tegitimirt, 
nicht aber dritte Berfonen, ſelbſt wenn ihnen dingliche Rechte an dem 
enteigneten Objekte zuftehen würden, welche durch die Enteiguung — 
als mit dem Zwecke verfelben unvereinbar — aufgehoben werben, 3.8. 
FIrnchtnießer, Uſnare, Pfandglänbiger (88. 5, 22, 25, 34€. €. ©. 
mb 88. 20, 29, 39 Eif. Buch. ©. v. 1874) — noch weniger felbit- 
verftänblich bloß obligatoriſch Berechtigte, 3. B. Beitanpnehmer. 
Daran wird nichts durch den Umſtand geändert, daß bei der Ermitt- 
lung der Entſchädigung auch auf bie fie betreffenden Nachtheile 
Rüdficht zu nehmen, nach Umftänden, fogar der auf dieſelben entfal- 
lende Erfatbetrag von den Sachverftändigen, beziehentlich vom Ge⸗ 
richte insbefondere anzugeben ift (88. 5, 22, 25 E. €. G.), und 
baß biefelben zu dieſem Ende als Nebenberechtigte („mittelbar Be⸗ 
tbeiligte*) in Anfehung der Entfchäbigung über Verlangen gehört 
werben, beziehentlich ven Rekurs überreichen können (8. 30, dazn d. 
folg.).5® 

Daß auch der Staat ſelbſt als Befitzer des Staats⸗ und Öffent- 
lichen Gutes Erpropriat jein könne, ift bereit8 früher (Note 10) be- 
merkt worben. 


Recht zufteht (Realfervitutäberechtigter [dazu N. 51]) als Betheiligte in Betracht. Es 
haben daber auch nur di eſe Perfonen.... eine ſubjektive Bereihtigung zur Vertretung 
ihres Intereffed. Dritten Perfonen wird die Einmifhung (!) in die Erörterung nur 
in dem Falle zu geftatten fein, ald ihre Außerungen zur Klärung der Sachlage dien⸗ 
lich und (2) — erwünſcht fein fönnen.” Unrichtig bezeichnet Krainz $. 216 den De» 
fiper — nit den Eigenthümer — als Erpropriaten ; allerdingd wirkt das gegen 
den Tegitimirten Scheineigenthümer ordnungsmäßig durchgeführte Verfahren 
auch gegen den wahren E. Pol. R. 119. — Das Enteignungserkenntniß kann fomit 
nur von dem Enteigneten, foweit derfelbe rechtzeitig Einwendungen erhoben hat, 
im Rekurswege (binnen acht Tagen) angefochten werden. $.18 E. E. G. Anders 
bezüglich der Entfhädigung. 

53) Die Motivenberichte S. 42 fprechen hier von „mittelbar“ Entſchädigungs⸗ 
berechtigten, wobei aber manche Unklarheiten unterlaufen. So 3. B. ift im Abfab 3 
6.42 „der Serwitutäberechtigte” neben dem Eigenthümer ald „unmittelbar“ erſatz⸗ 
berechtigt hingeſtellt, während Abfag 5 richtig nur den „Realferwitutöberechtigten” 
(richtiger: Realberechtigten, N. 51) nennt! Ungenauigkeiten laufen auch unter in den 
Reden der Regierungsvertreter, ©. 129. Ebenſo ungenau ift ed, wenn ©. 42 die 
„Realrechte“ als Folge (?) des Eigenthumsrechtes bezeichnet werden. Bezüglich des 
Rekurſes f. die folg. Seite, auch Schiffner Nr. 47. Richtig Ofner, Sach.⸗R. 8. 36. 
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V. Enteignungsverfahren. 


Dei dem Mangel eines einheitlichen Expropriationsgeſetzes fehlt 
e8 and — ten Fall der Enteignung für Eifenbahnzwede und ber Ent- 
eignung von Wafferfräften ausgenommen — an befonberen Borfchrif- 
ten über ben Gang des Enteignungsverfahrens. Die Stage: ob über- 
haupt ein gemeinnüßiges Unternehmen, aljo ein Enteignungsfall 
vorliegt, und bie Frage, ob bie individuell beſtimmte Sache er- 
proprürt werben foll, wird derzeit zugleich unterfucht und mit bem- 
felben Erkenntniß (dem Enteiguungsansfpruch) entfchieven. Nur 
ben Privateifenbahnen wird das Enteignungsrecht mit dem Konzef- 
fionsgefete allgemein verliehen (SS. 6, 9 d. ©. v. 14. Sept. 1854 
u. Art. 11, lit. c. d. St. G. ©. v. 1867, Nr. 141). Bei Staats- 
bahnen liegt die Anerkennung der Gemeinnüßigfeit in der gefeglichen 
Beſtimmung über den Bau berfelden. Kompetent zur Unterfuchung 
und zur Schöpfung des Enteignungserfenntniffes (auch in Bergwerks⸗ 
ſachen, Din. €. v. 15. OH. 1879, 3. 11.204) find einzig bie politi« 
ſchen Behörden und zwar in der Regel die politifchen Zanbesftel- 
len.“s Gegen biefes Erkenntniß fteht (binnen acht Tagen) der Rekurs 
an die Höhere Adminiftrativbehörbe (in ber Negel: das Minifterium) 
offen ($. 18); dagegen ift ver Eivilrechtsweg in Anfehung ber Trage, 

54) Anders in Preußen, Frankreich, Stalien, England ac. Beide 
Fragen werden befonders verhandelt und entfchieden. Die Entfcheidung der erfteren 
Frage erfolgt in Preußen in der Regel durch königliche Berordnung (Art. 2 €. ©.) 
in England flet3, in Frankreich und Italien if fie mindeftend bei großen öffent- 
Iichen Unternehmungen der Gefchgebung vorbehalten. Bergl. das franz. Gef. v. 
27. April 1870, ital. €. Gef. 1865, Art. 9, dazu Grünhut ©. 203 fig. u. Hand- 
wörterb. f. Staatsw. S. 258 flg., Prazat &.187flg. Es hat daher der Enteigmungd- 
anſpruch nad preuf. Rechte (88. 32, 44 E. ©.) eine andere Bedeutung ald nad) 
öfterr. Rechte; er ift dort nur die Bollziehung der Enteignung nad erfolgter 
Zahlung oder Hinterlegung der Entfchädigung und mit feiner Zuftellung geht dad Eigen- 
thum über. 6. Mayer 8. Bd. S. 574 fig., Bähr ©. 97, 111 flg. Diefe Termi⸗ 
nologie entfpricht aber faum der üblichen Auffaffung. ©. Prazak ©. 191, Rr. 7. 

55) Bergl. 8.9 der €. Konz. ©. von 1854 und $. 17 des €. E. ©. v. 18. Febr. 
1878 bezüglich der Eifenbahnen, M. B. v. 21. April 1857, 8. 3 bezüglich der Ber- 
kehrswege; — in Wafferangelegenheiten in der Regel die erfte Inftanz (88. 76 flg. 
böhm. W. G.). Die Kompetenzfrage ift beftritten; für die Kompetenz der Landed 
ftellen: Stuben rauch 6.483, Mayerhofer ©. 1372, wogegen Pragät©. 193, 
Kirchſtetter (3) 6. 194, Schiffnerg. 134 (©. 3. Nr. 49) in der Regel die erfie 
Inftanz für kompetent erflären. Die Bewilligung zur Errichtung von Tram ways 
und Bergbahnen giebt dad Minifterium. Bol. Bog. v. 25. Febr. 1869 und 
11. März 1867. ©. Prazak 6.124 fig, Schiffner Rr. 49, R. 11. 
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welcher Gegenftanb und in welchem Umfange verfelbe zu enteignen ift, 
umzuläffig ($. 18 letzter Abſatz E. E. ©.). Ob das Enteignungs- 
erkenntniß auch im Beſchwerdewege beim Verwaltungsgerichtshofe an⸗ 
gefochten werben könne, tft bejtritten.5° ‘Die politiſche Behörde hat 
ben Gegenftand und Umfang der Enteignung durch Fällung von Ent- 
eignumgserlenntnifien feftzuftellen (8. 17 &. €. ©.), und zwar auch 
dann, wenn ber Enteignete feine Bereitwilligfeit zur Abtretung proto- 
kollariſch erklärt hat ($S. 16 E. E. ©.).5” Doc kann no im Ent- 
ſchädigungsverfahren die Enteignung und Entſchädigung auch auf jolche 
Objekte ausgedehnt werden, welche nicht ben Gegenftand des Ent- 
eigunngserkenntniffes bilden, wenn Enteigner und Enteigneter ein- 
verftanden find ($. 26 €. E. ©.).? 

Auch die Exekution des Enteignungserfenntnifjes oder Ver⸗ 
gleiche (SS. 17 und 26 E. E. ©.) — äußerſten Falls durch zwangs⸗ 
weije Einführung bes Enteigners — fteht nur der politifchen (Bezirks⸗) 
Behörde zu; biefelbe kann nur nach erfolgter Zahlung (beziehentlich 
in gewiffen Fällen nach Sicherftellung,, SS. 8, 9, 10 E. E. ©.) ber 
Entſchädigung bewilligt werden ($. 35 E. €. ©. und ſchon Min. 
Dog. v. 5. Septbr. 1874, 3.119). Der Vollzug wird dadurch nicht 
gehindert, daß das Objekt während des Verfahrens in andere Hänbe 
überging oder bie Entihäbigung im Rekurswege angefochten wirb 
($. 35). Dazu neneft. Pradat, Waſſerr. Kompet. 8. 13. 


56) Prajdt S. 199 und Pann a. D. ©. 84 wollen nur wegen formeller Ge⸗ 
brechen, nit auch wegen materielle Rechtöwibrigkeit die Befchwerde an den Verw. 
G. H. zulafien. Meines €. findet die Beſchwerde auch in Iepterem Falle ſtatt; der 
8. 3 lit. e. des cit. Geſetzes ſteht nicht entgegen, da bier die Verwaltungsbehörde 
nicht Bloß „nach freiem Ermeffen“ das Enteignungserkenntnig fällt, — ed handelte ſich 
denn nur um die Frage, ob anerkannte öff. Rückfichten im concreten Falle die 
E. reöhtfertigen. Bol. Samınl. Budw. Nr. 64. 1632, 1914, 2545. 3525. 4223. 5216 
Alter Rr. 929 flg., 2390 flg., Dazu Tezner, Grünh. Itſch. 19. ©. 327 flg., 376 fig. 

57) Die Tendenz geht wohl dahin: alle dem Zwecke der Enteignung entgegen- 
ſtehenden Hinderniffe durch das Erkenntniß in radikaler Weife zu bejeitigen; es gilt 
died indbefondere rüdfichtlich eventueller Rechte Dritter. Die analoge Anwendung 
anf alle Enteignungsfälle Tiegt wohl im Sinne der neueren Oefepgebung. Daher 
gelten hier auch nicht die für den Kauf gegebenen Normen. Bal. Schiffner Rr. 47, 
der aber im Falle des 8. 26 einen nach dem B. ©. B. zu beurtheilenden „Entäuße- 
rungövertrag“ erblidt. Allein SS. 29 und 35 €. E. G. weiſen darauf hin, daß der 
Vergleich Hier diefelbe Wirkung hat, wie dad Enteignungsertenntniß. 

58) Das Übereintommen hat hier wohl diefelbe Wirkung, wie dad Erkenntniß. 
Arg. 8. 35€. E. G. Die Vorſchrift des 8. 20 Abſatz 2 des Gef. v. 19. Mai 1874, 
3% 70 über die Eifenbahngrundbücher bezieht fich daher auf ſolche Grundſtücke nicht. 
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Aus den bisherigen Ausführungen ergiebt fich ferner, daß bie 
Erpropriation zwar ihrem Grunde nach dem öffentlichen echte an- 
gehört, daß aber ihre wichtigften Wirkungen: ber Eigentbums- 
übergang bes enteigneten Objekts auf den Erproprianten und bie 
Entihädigungspflicht des Letteren in das Gebiet bes Privat- 
rechtes fallen.5% Vom Eigenthumsübergang wird im Anhange ge 
handelt werben. 


VI Erfagleiftung. 


Was nun die Entfhäbigungspflicht betrifft, fo wirb dieſelbe 
in der öſterr. Gefeßgebung als eine notbwendige Konfequenz ber Ent- 
ziehung oder Beichränfung des Eigenthums durch Erpropriation an⸗ 
gefehen. Enteignung und Entfchäpigungsleiftung follten hiernach 
gleihfam Zug um Zug erfolgen (8. 365 ©. B., 8.22 & €. G., 
88. 15,17 R. W. G., 8. 103 Bergg. u. a.).0 Über die Vor- 
arbeiten zum B. ©. B. vgl. Note 3. 


59) Bol. Mayer a. D. 6. 572, Nr. 74, dazu Pfaff und Hofmannl., 
S. 119. Daß aud die Entfhädigungspflicht öffentlichrechtlicher Natur fei, wird 
dagegen von Brünhut 8.7, auch Seydl 6.230 behauptet, dagegen mit Recht die 
Regierungdmotive S. 35, Prajats. 13 und Schiffner Ar. 50, N. 48. 

60) Bol. Prajät ©. 136, Schiffner Rr. 50. Es Liegt hier einer jener Fälle 
dor, :wo Schadenerfag zu leiften iſt, obwohl den Erfappflichtigen kein Verſchulden 
trifft. Dol. Pfaff, Gutachten zur 2. v. Schadenerfag I. V. 1880. Doch Tann von 
einer Koordination der Erfappflicht für verfehuldeten und unverſchuldeten Schaden 
(Pfaff S. 9, Säiffner 8. 133) m. E. nur infofern die Rebe fein, als (mie ich ſchon 
in meiner böhm. Schrift: über Schadenerfaß, N. 2, betonte) anzuerkennen ift, daß bie 
Erfappfliht offenbar beruhen kann nicht bloß auf Delikt und Bertragsverlegung, 
fondern au auf Zuftänden,, ja ſelbſt auf Berträgen. (Bal. 88. 365, 1040, 1041, 
1174, 1247, 1336, 1435 u. a.) Rur im erften Fall wird (in der Regel) ein Ber 
ſchulden (objektive und fubjektive Illegalität) erfordert, nicht in den übrigen Fällen; 
dagegen ift für jenen erften Fall an der Regel, dag ohne objektives Unrecht und 
fubjettive Illegalität (Berfchulden) Erfagpflicht nicht begründet fet, auch gegenüber 
den Ausführungen Pfaff's a. O. feftzuhalten ; diefelbe ift in der Ratur der Sache, 
der Gerechtigkeit, und der hiſt. Rechtsentwickelung begründet und im 4.9. ©. 2. 
88. 1295. 1306 („in der Regel”), 1311 u. a. Mar audgefprochen. ©. 123 fig., u. Schiff⸗ 
ner 8. 133, R. 16. — Die Erfagpflicht des Enteignerd ift erft im weſtgal. ©. 2. 
zum gefeplichen Ausdrud gelangt; die älteren Entwürfe verweiſen nur auf billige 
Borkehrung. ©. Harraſowsky S. 7. — Das preuß. E. G. 8. 7 beftimmt: „Die 
Pflicht der Entfhädigung liegt dem Unternehmer ob“; dazu Meyer S. 294 fig. u. 
8.8. S. 569, Laband ©. 179 fig., Röslerg. 189, Seydl ©. 230. Die An- 
figt (Thiel S. 19 flg. 146 und Grünhut ©. 97 fig.), dag der Staat — weil 
Subjekt des Erpropriationdrechte® — entſchädigungspflichtig fei, ift auch prinzipiell 
nicht zu billigen; der Staat ift eben nicht Subjekt ded Expropriationsrechtes — und 
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Da fich indeß Enteignung und Entfehäbigung nicht wohl Zug 
um Zug vollziehen können, vielmehr das Erpropriations-Erfenntniß 
porausgehen muß, jo Inüpft fich an dieſes einerfeits die Verbindlichkeit 
bes Enteigners, die Entſchädigungsſumme zu bezahlen, anbererjeits 
bie (rein negative) Verpflichtung des Enteigneten, ber Befitergreifung 
des Erſteren Tein Hinderniß entgegenzujegen. Zur größeren Sicher- 
heit des Letzteren beſtimmt die Gefeßgebung, daß vor er ſt der Erpro- 
priant bie Zahlung der Entſchädigung dem Enteigneten anzubieten — 
und wenn bie Annahme verweigert wird oder die Zahlung aus anderen 
Gründen (insbefonvere wegen verbücherter Rechte Dritter, 8. 1425 
G. B., dazu 8.34 €. E. ©.) rechtswirkſam nicht erfolgen Tann, ben 
Erſatzbetrag an Zahlungsftatt zu Gericht zu erlegen hat.! Speziell 
Inüpft die dfterr. Geſetzgebung an dieſen Alt ſowohl ben Eigen- 
thumserwerb als das Befitergreifungsrecht bes Enteiguers, 
beziv. beffen zwangsweife Einführung in ven Befit. (Vergl. 8. 9 des 
E. Konz. ©., 8. 35 flg. E. E. G., 8. 103 bes Berggef. und ehed. 
ichon Ge. v. 29. März 1872, 3. 39, dazu f. Anhang.) *? 

Die Entfehäbigung erfolgt in Geld und zwar bei dauernder Ent- 
eignung buch Zahlung eines Kapitalbetrages, bei vorübergehender 
Erpropriation durch Zahlung einer Rente (8.8 € €. ©.) Wenn 
bie Entſchädigung nicht in einem Kapitalbetrage befteht over biejer 
nach Lage des Falles erft nachträglich ermittelt werben kann, fo hat 


daraus, daß die Staatöverwaltung den Enteignungsausſpruch dem Geſeße gemäß 

fällt, kann die Erfappflicht gewiß nicht abgeleitet werden. In den Gejepen wird 

immer nur der Unternehmer ald erſatzpflichtig erflärt. ©. auch Stobbe $. 92, 

N. 338 (2. Aufl), Rohland ©. 54, Brajat ©. 135, Seuff. Arch. X. Nr. 33. 

Di Sntongruen; der gegentheiligen Theorie zeigt fih in diefem Punkte auffällig. 
gl. N. 42. 

61) Recht und Pflicht zu diefem Erlag ergeben fi fhon aus $. 455 ©. B. durch 
einen Schluß a majori. Der Erlag muß felbftverftändli ein unbedingter fein. 
Vgl. M. B. v. 5. Septbr. 1874, 3. 119. 

62) Ahnlich 88. 29, 32, 33, 34 des preuß. E. ©. v. 1874. welchen zufolge 
mit Zuftellung des Enteignungsbefchluffes (8. 32) dad Eigentum auf den Unter 
nehmer übergeht; diefer Beſchluß fegt aber Nachweis der Zahlung oder Depofition 
der Entf hädigung voraus. — Durch die im Tert gemachte Unterfcheidung erledigt ſich 
wohl die Meinungsverfchiedenheit darüber, ob die Enteignung logiſch das frühere, 
die Erfappflicht erft die Konfequenz fei Kaband ©. 181}, oder umgelehrt (Meyer 
©. 573, R. 73). Der Enteignungs aus ſpruch geht allerdings logiſch und poſitiv⸗ 
rechtlich voraus; nur der Eigenthumswechſel, bezw. die Befigabnahme folgt der Ent« 
ſchaͤdigungsleiſtung nah. - 





170 Die Enteignung. 8. 7. 


der Enteigner (mit Ausnahme des Arars) über Verlangen Sicherheit 
zu leiften (88. 8, 9, 10, 33, 34). 

Der Entfehädigungsanfpruch fteht zu bem Eigenthümer bes 
enteigneten Objekts fowie ven dinglich Nealberechtigten (88. 4, 5, 
25, 30, 34 E. €. ©.) und e8 macht hierbei feinen Unterfchieb, ob im 
Übrigen das Eigenthumsrecht beſchränkt ift oder nicht. Wir müſſen 
wohl diefen im Eifenbahn-Enteignungs-Gefege Har ansgefprochenen 
Grundfag analog für alle übrigen Fälle der Erpropriation zur Gel- 
tung bringen, da in biefer Brinzipienfrage eine Diffonanz in ber 
Gefetgebung umfoweniger zugelaffen werben tarf, als ver ab- 
weichende Standpunkt der älteren Geſetzgebung nur rüdfichtlich der 
(Stants-) Eifenbahnen beftimmt ausgefprochen war. Da jedoch durch 
bie Enteignung zugleich alle unmittelbar auf der enteigneten Sache 
haftenden Rechte (Serpituten, Pfandrechte, Reallaften) — umſomehr 
bloß obligatorische Nutungsrechte dritter Perfonen, foweit fie nicht 
mit dem Zwede, bezw. dem Umfange der Expropriation vereinbar 
find, erlöfchen, jo gebührt auch diefen — jedoch nur mittelbar, 
gegen ven Enteigneten nämlich (8.5 E. E. ©.) — ein Erſatzanſpruch. 
Die ftrenge Scheidung des Enteigneten von Ienen, beren Rechte 
bloß in Folge ver Enteignung behoben werben, beruht nicht nur anf 
einem juriftifch richtigen Grundgedanken, ſondern erfcheint auch in 
prattifcher Beziehung darum empfehlenswerth, weil bie raſche Ab⸗ 
wickelung ber Enteignung und die Ermittlung einer angemefjenen Ent- 
ſchädigung dadurch nur gewinnen kann, daß fich an dem Verfahren in 
erfter Reihe (als Parteien) nur Perſonen betheiligen, deren Vermoͤ⸗ 
gensobjekte enteignet werben, nicht auch zahlreiche Regreßberechtigte, 


— — 





63) Der Standpunkt der Älteren Geſetzgebung iſt nämlich der, daß nicht mur ber 
Eigenthümer, fondern alle dinglich Berechtigten als erpropriizt, bezw. ald unmittel- 
bar erſatzberechtigt erfcheinen. Vgl. $. 5 der dem Juſt. H. D. v. 8. Nov. 1842, 3. 654 
beigefügten Inftruftion und die für Tirol erlaffene M. V. vom 8. Dezember 1855, 
3.213. Näheres bei Prajät©.138 flg., 145, 204. (And. Anfigt Harraſowsky 
©. 2.) Dagegen waren bloß obligatorifch Bereihtigte, 3. B. Beftandnehmer, auch 
ehedem nicht als direkt erfagberechtigt anzufehen. Einen andern Gefichtöpumtt hat 
das franz. E. G. Art. 21, welches alle vom Eigenthümer angemeldeten Rußungs⸗ 
berechtigten als enteignet behandelt. 

64) Diesfalld beftimmt 8. 20 des Gef. v. 19. Mai 1874, 8. 70: Hypothefar- 
und andere Laſten, deren Realifirung zur zwangsweiſen Beräußerung eines Eifen- 
bahngrundftüdes führen könnten, find von der Eintragung in die Eifenbahneinlage 
ausgeſchloſſen. Vgl. 8. 29 des Geſ. 
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beren Entſchädigung zunächſt Sache des Enteigneten ift. ‘Daß der 
Realberechtigte dem Eigentbümer gleichgehalten und gleich dieſem als 
Enteigneter und direkt Entjchäbigungsberechtigter behandelt wird, 
erflärt fi) aus der Erwägung, daß Realrechte (insbefondere Real⸗ 
ſervituten 88. 474—477 ©. B.) gleihfam Beſtandtheile eines frem- 
ten (des realberechtigten) Grundſtückes find und daß deren Werth durch 
das für das befaftete Reale zu leiſtende Äquivalent an fich niemals 
gebedt wird. (Bol. Harraſowsky, ©. 3.) — Es erfcheinen ſohin 
nur als mittelbar erſatz⸗, bezw. vegreßberechtigt alle an der Sache 
binglich ober obligatorifch Berechtigten, vor Allem biejenigen, beren 
Rechte verbüchert find.®5 

Daher beftinmt das €. €. ©. von 1878 im 8. 5, baß bei Er- 
mittlung der Entſchädigung auch auf diejenigen Nachtheile Rückſicht 
zu nehmen ift, welche Nutungsberechtigte (b. i. befonders Fruchtnießer, 
8. 509, dazu aber auch 88. 613, 631), Gebrauchäberechtigte, Be— 
ſtandnehmer durch die Erpropriation erleiden. Der biefer Beſtim⸗ 
mung angefügte ſelbſtverſtändliche und boch vieldentige Zuſatz: 
„loferne ber als Erfat für den Gegenftand ber Exrpropriation zu 
leiftende Betrag nicht zur Befriedigung der gegen ben Enteigneten 
zuftehenden Entfehäbigungsanfprüche zu dienen bat“ — follte fich nach 
Abficht des Regierungsentwurfes hauptſächlich auf die Hypothekar⸗ 
gläubiger beziehen, welchen ver Betrag ihrer Sorberung, foweit der⸗ 
felbe durch die Entfchäbigungsfumme gebedt ift, lediglich aus dem für 
bie Sache ermittelten Erſatze (in ver Regel ohne Ermittlung einer 
feparaten Entfchäbigung) 6% gerichtlich zuzuweiſen ift (8. 25, 4), 8. 34 


65) Der Anſpruch der obligatorifch Nutzungsberechtigten befchränkt fich ohnedies 
auf die Perfon des Schuldners und feiner Univerfalfuccefforen. Dal. Nr. 714 u. 4259 
Sammi. Gl. U. W. Der Untergang deöfelben durch E. der Sache würde an ſich 
einen Entfchädigungdanfprud gegen den Enteigneten nicht begründen, da die E. in 
Rückſicht des Lepteren ald vis major anzufehen, daher die Obligation ald durch 
fafuelle Unmöglichkeit der Erfüllung erloſchen zu betrachten ift. Die Entfhädigung 
der Beftanpnehmer (8.5 E. E. ©.) beruht daher nur auf Billigfeit. Gegen die älteren 
öfterreihifchen Eodififatorifchen Anfichten,, welche die Rückwirkung der Erpropriation 
ald Zufall betrachteten, der nicht verantwortlich macht, fiehe Harrafowäty ©. 2, 
Der Bortheil für dad Gemeinwohl fol nicht erlangt werden durch Schädigung Dritter! 
Bol. Stobhe6©. 164. 

66) Ausnahmsweiſe tönnen auch Pfandgläubiger verkürzt erfeheinen, 3. B. bei 
untimdbaren, erft in langer Frift rüdzahlbaren Forderungen, deren Zinsfuß höher 
als der landesũbliche ift. Der Erfay des Nachtheils Liegt in der Differenz des Zins⸗ 
fußes. Berg. 8. 8 des Geſetzes v. 6. Febr. 1869, Nr. 18, dazu 8. 1413 ©. 2. 
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E. E. G.). Aber zufolge ver im Reichsrathe jpäter geänderten Faſ⸗ 
jung” paßt tiefe Euppofition nicht mehr auf ten berzeitigen 


67; Der Regier.-Ent. lautete: Dieſe (Eutſchãdigungs⸗ Veryflichtung erfiredt 
ſich auch auf die Bergütung der Rachtbeile, weldye dritte Berfomen durch die €. er⸗ 
leiden, infojern der Betrag, welder ald Erjag für dad Grundftüd zu leiften ifl, 
nicht zur Befriedigung der Anſprüche diefer dritten Perſonen zu dienen hat.” Offen- 
bar waren mit diefem Nachjage in erfier Reibe die Hypothekarglänbiger ge- 
meint, da ſchon 8. 10 des Regier.-Entw. die Realberechtigten neben dem Eigen- 
ibirmer ald „Guteignete” (— $. 4 Gef.) nennt. Daher bemerken die Regier.- Motive 
©. 42 hierzu: „Hypothelarreihte und andere (?) Laſten, für welche der Gegenfiand der 
E. zur Befriedigung zn dienen bat, fommen außer Betracht; denn die Gntjchädigunge- 
jumme... bildet dad Aquivalent des entzogenen Gegenſtandes.“ Weide „andere 
Laften” gemeint find, ift unflar. Sollten Serituten und verbücherte Beſtandsrechte 
gemeint fein? Diefe find aber eventuell (bei ibrem Etlöſchen gleichfalld aus dem 
Gegenftande ter E., bezw. aus dem Geldäguivalent „zu kefrietigen“. (Bgl. 8. 1121 
©. 2. und 88. 32, 34 Kent. D.) — Durch tie Kommiſſion des Herrenhaufes wurte 
jedoch im Borderjage flatt „dritte Berjonen” geiept: „Rupungsberechtigte, Gebrauchs⸗ 
berechtigte, Beflandnehmer* (dazu vgl. 8. 11 ded preuß. Grpropr. Gef. v. 1874); 
es Tann ſich alfo der beichräntende Zufag: „fetern” zc. nicht mehraufdieim Border: 
fage nicht bezogenen Pfamdgläubiger bezichen, fondern eben nur auf bie leßt⸗ 
genannten drei Kategorien von Berechtigten! Welchen Einn hat aljo nummehr diefer 
Zuiap? Den im Tert gegebenen! Zur Erklärung teöfelben diene die leicht zu ver⸗ 
folgende Preovenienz desjelten: Der preuß. Gr. Ent. ©. Entwurf v. 1871, 8.8, 
Abſaß 4 enthielt die Beſtimmung: daß die Entihätigung aud umfafle den Betrag 
des Schadens, welchen die Nugungs⸗, Gebraudyd- und Serwitutäberechtigten, Pächter 
und Miether erleiten, fofern berjelbe nicht in einem Antheil an der dem Eigen 
thümer zu gewaͤbrenden Entihädigung o der in der ihnen zuftehenden Rupung dei« 
jelben begriffen iſt. Diefen Beiſatz ſtrich die preuß. H. H. Komm. aus dem ungu- 
treffenden Grunde, weil der Grfag des befonderen Rachtbeilö denfelben auch be⸗ 
ſonders zugeſprochen werden müfle. In Folge diefer Streihung hätte die Auslegung 
Blag greifen können, ald ob neben der Entichädigung des Gigenthümerd jedesmal 
auch noch für die Nebenberechtigung Erſatz zu leiften fei, während doch in vielen 
Fällen die Rebenberechtigten (Serwitutäberechtigten ıc.) ihre Entichädigung nur inner» 
balb des Rahmens der Gigenthumdentfhädigung zu fuchen haben. (Died bedeuteten 
die Worte: „infofern“ x.) Die Zweidentigkeit (mit Unrecht fagt Bähr ©. 49: 
das „rrige”) wurde 1871/72 im U. H. erfannt und der bezügliche Abſaß 4 des 8. 8 
ganz geftrihen. Zwar wurde noch zu 8. 11 (der Betrag ded Schadens, welchen 
Nutzungs⸗, Gebrauchs⸗ und Sewitutsberechtigte, Pächter und Miether durch die 6. 
erleiden, if, ſow eit derſelbe nicht in der nach $. 8 für dad enteiguete Grundſtüd 
beftimmten Entihädigung oder in der an derjelben zu gewährenden Rupung be⸗ 
griffen ift, beſonders zu erjepen“) von der Mimorität eine Fafjung beantragt, nad 
welder 1. Real dienſtbarkeiten F. 473) neben dem Gigentbum befonderd ent- 
ſchädigt werden follten ; 2. Dagegen andere Berechtigte (Dnpotbelargläubiger, Sewi⸗ 
tutöberechtigte, Pächter ıc.) den Erfag aus der Cigentb um dentichädigung erhalten 
follten. Diefer Antrag wurte aber abgelehnt, weil die Anſprüche Der Lepteren (2) 
zwar meift in der Entſchädigung des Gigenthümerd Deckung fänden, aber nicht immer. 
Nach $. 11 des preuß. E. ©. bat daher der Richter in der Frage 1 u. 2 freied Er- 
meflen. (©. Bähr-Langerbang, ©. 23, 49, 53.) Der oben citirte öftert, 
Regier. Gutw. (8.4 = 8.5 G., dazu $. 10 Entw. = 8. 4 Gef.) adaptirte offenbar 





8.7. Die Enteignung. 173 


Wortlaut des 8. 5 E. & G. Der Sinn desfelben ift vielmehr fol- 
genber: Bei den binglichen und perfönlichen Nutungsrechten auf eine 
Sache wird ver Berechtigte feine Befriedigung nach Umftänben (wohl 
meiftens!) nur in tem, dem Enteigneten zugefprochenen Erfagbetrage 
zu fuchen haben, ba ja ber Werth des Grundſtückes baburch nicht ge- 
ändert wird, baß bie Benutung besfelben nicht dem Eigenthümer, 
fondern Dritten zuftebt. (Dies wird insbefondere vom Ufusfruchtar 
[$. 509] gelten.) — In anderen Fällen aber, namentlich wenn Be⸗ 
ftanbörechte durch die Exrpropriation aufgehoben werden, wirb bem 
Enteigneten neben dem vollen Werth der Sache auch noch jener be- 
fondere Schaben vergütet werben müffen, welcher durch bie Abolirung 
ber Nutungsrechte Dritter erfolgt und biefen vom Enteigneten erjeßt 
werden muß. Hier tritt alfo zur Hauptentfchäbigung die Neben- 
entfhädigung zur Dedung ber Schäben Dritter hinzu und ift biefelbe 
auf Grund des Gutachtens der Sachverständigen vom Gerichte in An- 
jehung jedes benachtheiligten Dritten insbeſondere ziffermäßig 
feftzuftellen (8. 25, Abf. 4). Bon Fällen ver legteren Kategorie ſpricht 
ber erfte Abfat des 8. 5; Fälle der erften Kategorie hat ber zweite, 
ten Vorbehalt („Iofern” 2c.) enthaltende Abfat desfelben $. 5 im Auge. 
Wann und inwiefern ein Fall der einen oder der anderen Kategorie 
eintritt, das bat im einzelnen Falle ver Richter auf Grund des Gut- 
achtens ber Sachverftändigen zu entjcheiden (8. 30 E. E. G.), — eine 
Aufgabe, bie nicht immer Teicht zu Ldfen fein wird. 69* 


den in Preußen verworfenen Minoritätdantrag 1 u. 2 in kürzerer Faſſung, wenn auch 
die Motivirung nicht glüclich gefaßt ift. Durch die oben erwähnte, im Reichsrathe 
beſchloſſene Anderung der Faffung („NRugungsberechtigte” ıc. flatt „dritte Perfonen“) 
erhielt aber 8. 5 (Bufap: fofern) einen anderen Sinn, ale 8. 4 des Regier. Entw., 
nämlich, denfelden Sinn, welchen der oben angeführte Abfap 4, 8. 8 des preuß. 
Regier. Entw. v. 1871 hatte: daß in gewiffen Fällen die Nebenberechtigten (3. 2) 
ihre Entfhädigung nur innerhalb des Umfangs der Eigenthumsentfhädigung zu 
finden haben. Zu bemerken ift noch, daß der oben citirte preuß. Komm, Antr. 1 im 
8.4, Abf, 2 unfered E. €. Geſ. (cf. 8. 10 Reg. Entw.) feinen Ausdrud gefunden bat. 
Der wenig erbauliche Redaktionsprozeß des unglücklich gefaßten 8. 5 Ent. G., der zu 
vielen Rifverftändniffen Anlaß bieten dürfte, zeigt, wie die parlamentarifche Legis⸗ 
Tative mit Entwürfen umfpringt! 

68) Der Enteignete, bezw. die Nebenberechtigten werden allerdings die befonderen 
Gründe anzugeben haben, aus denen fich die Nothwendigkeit eined befonderen Erſaßzes 
ergiebt, zumal nur der objektive Werth der Sache erſeßt wird, perſönliche Verhaͤlt⸗ 
ak Pi Eigenthümers alfo an fih außer Anſatz bleiben. Vgl. Seydel, Gel. 
S. 36 flg. 

68a) Richt zutreffend ift meines Erachtens dieabweichende Interpretation Schiffe 
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Bir haben denmach zwei Hauptklaffen und trei Unterklaſſen von 
Entihätigungsberechtigten zu unterjcheiden: 

1. Die Euteigneten, b. i. ber Eigenthümer ber Sache uud 
bie an berfelben dinglich R ea Iberechtigten, z. B. die Beſitzer negativer 
Realfervituten. Reben dem Werth ter Sache muk hier vom Ent⸗ 
eigner ver Exfa des Schatens geleiftet werten, welchen das herr- 

ſchende Grunpftüd durch den Berluft des Realrechtes z. DB. ter Ser- 

vitut ber Nichiverbauung des dienenden Gruntes erleivet 8.4 €. 
€. ©.) Diefe Klaſſe nennen wir bie Hauptberechtigten; ihnen 
allein fteht ein Erfaganfpruch gegen ten Erproprianten zu. Den 
Gegenfat berfelben bilden 

2. Die Nebenberedtigten, d. i. dritte Perfonen, welchen 
(außertem) an ber emteigueten Sache dingliche ober perjönliche 
Rugungsrechte zufteben nud welche ben Erſatz nicht direlt vom Ent⸗ 
eigner, ſondern nur von bem entichäbigten Enteigneten zu erhalten 
babeu F8. 5, 25, 35 E. E. G.). Hier find wieder zu unterfcheiben: 

a! Pfantgläubiger, welche aus ber Entichäbigungejunme 

ihre Befriedigung erhalten und bei weichen eine Sonder⸗ 
entſchãdigung iu ber Regel) nicht eintritt. 

b) Andere tinglich Berechtigte Imit Einjchluß der verbüder- 

ten Beftanzuehmer‘ , fowie 

c) Beſtandnehmer und andere bloß obligatoriſch Berechtigte, für 

welche Beite "b unt c) nach Umftänten neben der Sach⸗ 
nugungdentichätigung ein Sontererjag ziffermäßig zu be 


ner's 8.134 1. G. 3. 1852, Rı. 50, indbejonbere die Unterfdxitung einerjeitd Don 
Berbũcherten, weldye ihre „Defrietigung” aus dem Gntichätigungäketinge erbalien, 
aubererfeitd von Berbüdyerten und perſonlich Berechtigten, denen diefer Bettag nicht 
zur Befriedigung zu dienen hat und deren Bergütung nur „mittelbar” erfolge. 

69 Eo auch nah preuß. R. $. 11, obwohl dert die Realberedhtigten keine be» 
fondere Klaffe bilden. Bel. Bäbı E. 53; Sevrdel ©. 37 flg., welder Lepiere 
gegen Bähr S. 53 mit Recht bemerkt, daß dem Deftantuchmer nicht ſchlechthin jeder 
Eontererjag abzuſprechen ift, da ſich für dieſen häufig ein beienderer Echade eıgiebt, 
3.9. bei Billiger Mietbe, bei großen Überfiedlungätoften, auch bei gümfliger Lage des 
Geihäftslofals, 3. B. am Hafen x. dagegen aber Seyde h. Died gilt inöbejomdere 
nad öfterr. Recht, nach weldem dem Beflandachmer die Gntihädigung üblicher 
Beiſe nicht eben in dem Erſaß der Zinjen now der Entihätigungdjumme, jonbern in 
einem Abfertigungs ka pital zu leiften if. (Dazu ſ. 58.5 u. 11 des prenß. G. K. 
G. Bähr S. 53, 54. Selbſtwerſtändlich ift auf den Inhalt des Beflantverirages, 
indbejendere auf die Möglichkeit raſcher Beendigung durch Kündigung gehörig De 
dacht zu nehmen. Eo neueſt. auch Liner, Sachent. $.36. 


8,7. Die Enteignung. 175 


mefjen ift ($. 25 Gef.). Während aber die Befriedigung ber 
binglich Berechtigten (a u. b) nach den Beſtimmungen über 
bie Vertheilung des bei einer zwangsweifen Verfteigerung 
erzielten Kaufſchillings durch das Gericht aus dem gericht- 
lich erlegten Entfchäbigungsbetrage erfolgt (8. 34 E. ©., 
8.448. D.), nehmen bie bloß obligatoriich Berechtigten an 
dieſer gerichtlichen Schadenerſatzvertheilung nicht Theil, fon- 
bern haben fich bezüglich ihrer — übrigens ziffermäßig feft- 
geftellten — Erfaganfprühe unmittelbar an ben Ent- 
eigneten zu halten und fich mit dieſem auseinanverzujegen 
(8. 34, Abfat 1 und 2 a contr. und 8. 25 €. E. &.).7° Es 
verſteht fich, daß bie Hypothekarglaͤubiger und andere bücher: 
lich Eingetragene, 3.9. Ausgebingsberechtigte, ans der Sach- 
werthsentichäbigung nur foweit Befriedigung erhalten, als 
biefelbe nach der bücherlichen Drbnung zu ihrer Dedung hin⸗ 
veicht, eventuell daher leer ausgeben. Dies ergiebt fich nicht 
bloß aus der Natur der Erpropriationusentichäbigung als 
Wertheriates, ſondern auch aus ter im 8. 34€. E. ©. aus⸗ 
brüdlich bezogenen Analogie ver Zwangsveräußerung.“! 
Die endgültige Beftftellung der Entichäbigungsfumme gehört 
zur Sompetenz ber Gerichts behörden. Zwar wirb in ben meiften 
Spezialgefegen beftimmt, daß biefelbe nach vorgängigen Bergleichs- 


70) ©. Harraſow oky 8.5. — Schiffner's Unterfheidung (Nr. 50, bezw. 
8.134) iſt unzutreffend; denn die ding lich Berechtigten erhalten audy dann, wenn 
ihnen eine Sonde rentſchaͤdigung zuerkannt wird, ihre Befriedigung nah Analogie 
ber Meiftbotvertheilung aus dem gerichtlich erlegten Entfchäbigungsbetrag ($. 34), 
daher iſt der diedfalld von Schiffner betonte Gegenſatß gegenftandelod. Auch ver» 
mag ih nicht das dem Geſeße von 1878 von mehreren Seiten gefpendete Lob, be⸗ 
treffend die „prägife Unterfcheidung“ der unmittelbar und mittelbar Entſchädigungs⸗ 
bereihtigten zu theilen; denn praktiſch ift Diefelbe in den 88. 30 und 34 theilweiſe 
wieder aufgelaffen worden, — auch hat die Luckenhaftigkeit des Gefepes Zweifeln Thür 
und Thor geöffnet. Keine Auskunft giebt Reinig a. D. Richtig iſt die Entſch. des 
Berwalt. G. H. Rr. 1983 Budw. So auch Ofner, Sachenr. $. 36. 

71) Diefe Analogie wurde fon ehedem oft betont. Eine Beeinträchtigung der 
leer ausgehenden Pfandgläubiger liegt nicht vor, weil ihre Realficherheit feine wirk⸗ 
liche, fondern eine nur feheinbare war. Bol. Grünhut ©. 133, Prajate©. 142, 
146, EgnerH.R. ©. 285. (Nicht zu billigen ift die von Harrafowety ©. 23 
berangezogene Analogie des freiwilligen Verkaufs.) So aud 8. 46 ded preuß. €. ©. 
— Hiemadh iſt ed allerdings denkbar, daß Hypothekare leer ausgehen, dagegen Pächter 
Entihäbigung erhalten — ein durchaus gefehmäßiges Ergebnig. Bol. 8. 1099 ©. 
B. u. Material. ©. 267, fowie Erf. d. Berw. G. H. Samml. Budw. Ar. 4774. 
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verjuchen auf Grund des Gutachtens zweier Sachverftänbiger vor⸗ 
erft von der Berwaltungsbehörbe im Erpropriationsverfahren zu 
ermitteln ift und daß berjenigen Partei, welche fich mit dem Admini⸗ 
ftratiofpruch nicht zufrieden ftellt, der Rechtsweg (bie civilrechtliche 
Erſatzklage) vorbehalten bleibt.72 Allein in dem praktifch wichtigften 
Valle ver Erpropriation für Eifenbahnzwede wird, wenn ein Ber- 
gleich nicht zu Stande kommt — mit Ausfchluß der Adminiftrativ- 
ſchätzung — fofort die gerichtliche Schägung bes Objekts und zwar 
durch das Bezirksgericht, in deſſen Sprengel vasfelbe liegt, unter 
Zuziehung von drei Sachverftändigen vorgenommen und bat das Ge⸗ 
richt (ohne an Beweisregeln gebunden zu fein) die Entſchädigung und 
in ben in ben 88. 5 u.25 €. E. ©. beftimmten Fällen auch ven auf 
bie Vergütung dritter Perjonen entfallenden Betrag insbeſondere 
feftzuftellen.? Diefe Enticheivung kann nur mittelft Rekurſes 
(binnen 14 Tagen) an das Obergericht, bezw. an ben oberften Ge⸗ 
richtshof angefochten werben (8. 30 &. &. ©.). Das (ehedem ftatt- 
hafte) „Betreten des orbentlichen Rechtsweges zur Geltendmachung 
von Anfprücen, über welche in dem durch dieſes Geſetz geregelten 
Verfahren zum Zwede ver Feſtſtellung ber Entſchädigung entjchieven 
wurde, ift unzuläffig" (8. 30 €. €. G.). Übrigens kann jede Partei 
vor Ablauf der Nekursfrift die Vornahme eines Augenfcheines 
(Beweisaufnahme zum ewigen Gebächtniffe) verlangen und kann — 


72) Bol. Hofb. v. 11. Oktober 1821 3. 29059 u. 8.3 der Min. 2. v. 21. April 
1857 3.81 bezüglich der Straßen, 8. 103 Berggef. bezüglich der Berg werks⸗E., 
88.17.19.20.26 R. Waſſ. ©. bezüglich der waſſer rechtlichen E.Fälle, dazu Pra⸗ 
jat ©. 204, 229. — Nach dem preuß. ©. v. 1874 fteht die proviſoriſche Ent⸗ 
ſcheidung der Adminiſtrativbehörde, die definitive dem Gerichte zu. Nach franz. und 
engl. Rechte wird die Entfhädigung von Geſchworenen (nad amerikaniſchem R. 
unter Vorbehalt ded Rechtsweges) feftgefegt (dafür bef. Grünhut ©. 237 flg.), 
nah dem belg. und ital. E. G. aber durch gerichtliche Schäbung. Das ungar. 
€. ©. v. 1881. 8. 46 weift die Entfehädigung dem Gerichtöhof auf Grund des But: 
achtens der Sacwverfländigen zu. Bol. noh Prazak ©. 204 flg., u. neueftend 
Wafferr. Kompet. (1892) 8.13, Le Loup S. 32 flg., Harraſowsky ©. 6. 

72a) Auch das ftädt. deleg. Bez. Gericht. Ar. 10679. 11463. ©. 

73) Die Neuerung liegt nicht bloß in der Beiziehung von drei Schägern aus 
der vom DOberlandesgerichte alljährlich aufzuftellenden Liſte von Sachver⸗ 
fländigen, fondern auch in dem freien Ausſpruch des Gerichtes, dem der Befund 
der Letzteren nur zur Information dient. — Auch nach dem preuß. E. ©. 8. 29 hat 
die Bez. Regierung den für die Neben berechtigten ermittelten befonberen Erſaß 
feftzuftellen ; in den übrigen Fällen aber ift über Begehren der Betbeiligten dad An- 
theilöverhältniß anzugeben, nach welchem denfelben aus der Entfhädigungdjumme 
oder deren Rußungen Erfag gebührt. Pal. Bähr ©. 87 fig. 
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wenn das Anſuchen binnen acht Tagen geftellt wurde — das Verbot jeber 
ben Augenfchein erichwerenden Veränvernng begehrt werben ($. 31 
E. E. 6.) Dazu neueſt. Prazat, Waſſerr. Kompet. 8. 13.74 

Hier entfteht num die Frage: Beziehen fich bie Normen des 8. 30 
über das Nelursrecht und ven Ausichluß des Nechtöweges nur auf 
ben Enteigneten, ober auch auf die Nebenberechtigten (Frucht: 
nießer, Beitanbnehmer ꝛc.)?76 Im Falle ver Bejahung ift die außer⸗ 
ftreitige gerichtliche Bemeſſung der Entſchädigung auch für bie Letzteren 
eine endgültige; im alle der Verneinung bagegen bliebe biefen ber 
Rechtöweg offen und wäre bie Möglichkeit nicht ansgejchloffen, daß 
ihnen im Prozeßwege gegen ven Enteigneten eine höhere ober ge- 
ringere Entfchäbigung zugefprochen würbe, als jene, welche dieſem kraft 
rechtsfräftigen Erkenntniſſes vom Enteigner zu leiften ift. ‘Die Vor⸗ 
arbeiten werfen auf dieſe ſchwierige Frage wenig Licht und find theil- 
weile fogar irreführend. Insbeſondere ift der Äußerung des Regie- 
rungsvertreters (bei Kajerer, Mater. S. 429), daß „die Möglich⸗ 
fett nicht beftritten werden kann, daß päter noch Streitigkeiten zwifchen 
Beſtandnehmer und Eigenthümer entjtehen, welche vor dem orbent- 
lichen Gerichte auszutragen find“, ſchon darum Tein Gewicht bei- 
zulegen, weil dieſelbe zu einer Zeit gemacht wurbe, wo bie erft im Ab- 
georpnetenhaufe beichloffene Zufaßbeftimmung: daß das Gericht in 
dem Entfchäbigungserkenntniffe . .... „auch ben (etwa) auf die Ver⸗ 
gütung ber Nachtheile dritter Perfonen entfallenden Betrag insbe⸗ 
ſondere zu beftimmen bat" — im $. 30 noch nicht enthalten war, be- 
ziehentlich vie Tragweite ver korreſpondirenden SS. 25 u. 30 E. €. ©. 
noch nicht zu Tage lag.'s Mit Rüdficht auf dieſen Zuſatz einerfeits 
und bie allgemeine Faſſung bes zweiten und letzten Abſatzes bes 
$. 30 andererſeits jcheint num bie Auslegung unabweisbar, daß auch 
ben Nebenberechtigten das Rekursrecht zufteht, dagegen ver. Rechts⸗ 


13a) Zuläffigkeit des Augenfcheind (8.31) auch außerhalb des Rahmens der 
G. Ord. f. Rr. 11899. 12139 Samml. 

14) Bragats. 13 führt [ech s verfchieden normirte Kompetenzfälle an. 

75) Rekursrecht und Rechtsweg fchließen fich gegenfeitig aus. 

76) Diefer von Haafe beantragte Zufab, welchem Regierungdvertreter und Be⸗ 
richterſtattet beitraten (Kaferer ©. 267 flg.), enthält nicht bloß, wie Letzterer meint, 
eine „genaue Formulirung des im Geſetze bereitd enthaltenen Grundſatzes“; denn aus 
8. 25 hätte jene Berpflichtung des Nichterd durchaus nicht gefolgert werben können, 
da das Gutachten der Sachverſtändigen diefem nur zur Information und Begründung 
des Spruches dient (f. den Bericht des U. H. S. 94). 

Randa, Eigenthum n. öſterr. Net. 12 


178 Die Enteigmmg. 5.5. 


weg gegen das rechisfräftige Erlenutniß, durch welches ja auch „über 
ihren Anfpradh . . entſchieden warte” 8. 30’, verkhlofien ift! Diele 
Auslegung wirb durch vie Erwägung beftärkt, daß das Gericht (gemäß 
8. 24 E. E. G. „alle für bie Feirftellung ver Entfchätigung maf- 
gebenden Berhältnifie nach ten Gruntjägen tes Verfahrens außer 
Streitfachen” zu erheben, daher auch tie ihm befanmt gegebenen ober 
befaunt gewordenen Betheiligten, alfo insbeſondere tie Rebenberechtig- 
ten‘ von Amtswegen zur Berhantlung beisuziehen hat (88. 1 und 2, 
Abi. 4, 7 u. 11 tes I. Patents v. 9. Ang. 1854, 3. 2081,77 baf 
ferner das Gericht ten tinglich Berechtigten tie Entjchäbigung nad) 
ten für bie Meiftbotvertheilung geltenten Gruntfägen zuzuweiſen 
bat (3. 34 €. ©.), daß entlich ein Übereintommen zwiichen Enteigner 
und Enteignetem über vie Entfchärigung nur dann „„uläffig” und 
ezelutionsfähig ift, wenn britte Berfouen, denen ein Auſpruch auf 
Befriedigung aus der Entſchãdigung auf Grund ihrer tinglichen Rechte 
suftebt, ihre Zuftimmmung hierzu in einer öffentlichen ober legalifir- 
ten Urkunde erflärt haben (88. 22, 29), oder wenn ber vereinbarte 
Betrag nicht hinter den von den Sachverftäntigen angegebenen Werthe 
zurüdhleibt (8. 29).7° Die im tiefer Rorm liegende geſetzliche An- 
ertennung des jelbftäutigen Bertretungsrechtes ter Nebenberechtigten 
im Entfhäbigungsverfahren ift um fo charakteriftifcher, als im 





77) Dieſen Gefihtspuntt deuten audy mehrere Reiner des U. H. Kaſerer 
S. 165, 192, 196) an; allerdingd wäre es höchſt angezeigt geweſen, aach dem An⸗ 
trage des Abgeorbn. v. Kozlomsti (E. 191; im Gefepe das ausdrũcklich zu nor⸗ 
miren, was unbegreiflicher Beife unberührt blieb und vorausfichtlich Anlaf zu Zwei⸗ 
fein und zur Zerfahrenheit in der Theorie und Judikatur bieten wird. Bgl. übrigens 
8.2, Abſ. 5 des k. P. v. 1854: „Alle Umflände und Berhältniffe, welche auf die 
richterliche Berfügung Einfluß haben, hat das Gericht von Amtöwegen zu unterfuchen, 
darüber die Barteien felbft oder andere von der Sache unterrichtete Per⸗ 
fonen... zu vernehmen.” Hält man ſich dies vor Augen, fo erſcheint die von 
Schiffner Rr. 50, R. 66 ausgeſprochene Befürdtung nicht begründet; der $. 14 
bezieht fih auf das Abtretungöverfahren, $. 24 auf das Gntfchädigumgeverfahren. 

78) Die Rothwendigkeit ver Zuftimmung Dritter entfällt, wenn folde nit vor- 
handen find oder wenn bei bloß theilweifer Abtretung die Hypothek die gefehliche 
Sicherheit (8. 1374) behält, begiehentlich andere dingliche Rechte einer Gefährdung 
offenbar nicht audgefept find (8. 22 E. E. ©). Die Zuftimmung bloß obligatoriſch 
Berechtigter ift zwar nach $. 22 zu einem „zuläffigen” Bergleich nicht erforderlich; 
aber damit ift noch nicht gefagt, daß diefelben von der Bertretung ihrer Anfprüche vor 
Gericht überhaupt ausgeſchloſſen find. Diefe Berechtigung ergiebt fi aud dem m 
voriger Rote Geſagten. M. E. ift übrigens 8. 22 nicht auf die E. für Bahnzwede 
zu beſchränken, wie Schiffner Rr. 51 meint, dar er auf einer r. juris beruhi. 
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Enteignungsverfahren bei einem Übereinfommen über die Frage, 
welches Objekt ver Enteignung unterzogen werben foll, lediglich bie 
Auftimmung bes Enteigners und bes Enteigneten maßgebend — die 
Einmiſchung“ Dritter durchaus unftatthaft tft (88.16 u. 26€. E. &.) 
und als demgemäß folgerichtig im 8. 18 des Gef. ausbrüdlich bes 
ftimmt ift, daß das Enteignungserlenntniß nur von dem Enteigner 
und dem Enteigneten, ſoweit biefer überhaupt rechtzeitig Einwendungen 
erhoben bat, angefochten werben Tann. 79 

In Anwendung ver bisher entwidelten Grunbfäge gelangen wir 
zu folgenden Ergebniffen: 

1. Die Realfervitutsberechtigten ($. 474 fig.) erhalten gleich 
dem Eigenthümer vom Enteigner unmittelbar ihre befondere Ent- 
ſchaͤdigung (8. 4); fie kommen bei ver gerichtlichen Vertheilung des 
Werthes unter bie binglich Berechtigten (8. 34 E. E. ©.) nicht in 
Betracht. 

2. Bei perfönlichen Servituten wirb der entfprechende Bezug 
ber Nutzungen bes Sachentſchädigungskapitals an die Stelle des Na- 
tnralgennfjes treten (88. 504, 509 ©. B.). Die freie Verfügung 
über das Kapital ($. 510) könnte benfelben nur dann eingeräumt 
werben, wenn fie pupillermäßige Sicherftellung leiften würten. 8. 520 
und Anal. d. 8. 158 d. kaif. Pat. v. 9. Aug. 1854. — Bei Fibei- 
kommiſſen tritt an bie Stelle des Realfideikommiſſes pas entſprechende 
Belnniarfiveilommiß ($. 633), wobei felbftverftändlich die legislative 
Bewilligung nicht erforderlich ift. Eine Sonder entſchädigung findet 
bier in der Regel nicht ftatt.80 (Vgl. ©. 158.) 

79) Bgl. den früher citirten Erlaß des H. Minift. v. 4. April 1878. Unter fo 
bewandten Umftänden ift daher der Schluß a contr. vollberechtigt. Auch Harra- 
ſowsky ©. 5 fcheint von derfelben Anſchauung auszugehen: „Al Partei aber 
wird ein Dritter erft dann auftreten fönnen, wenn e3 fi um Bertheilung der Ent- 
ſchaͤdigung an die dinglich Berechtigten handelt“, — während diefelben im Enteig- 
nungsverfabren nur als „Austunftöperfonen” erfcheinen. — Ehedem war dem Ent- 
eigneten und dem Nebenberechtigten der orbentliche Rechtsweg vorbehalten, wenn bei 
der gerihtlihen Schäbung die Borfchriften über den gerichtlichen Kunftbefund nicht 
beobachtet wurden (8.9 E. Kon;. ©. v. 1854). Allein praktifchen Werth hatte diefer 
Vorbehalt nicht, da formale Gebrechen des Befundes auch im Rekurswege behoben 
werben konnten und eine Überprüfung der fachlichen Ausfage der Sachverſtändigen 
auch im Prozeßwege nicht ftatthaft war (8. 200 ©. O.), dazu Ar. 3581, 4990, auch 
Pravnit 17, ©. 200, aber auch 3612 Samml. Gl. U. W., dazu Prajät ©. 244, 
Shiffner Rr. 51, R. 64. — doch auch Harraſowsky ©. 7. 


80) Ob died der Fall ift, ift Thatfrage. Bol. au 8. 10, lit. d. des E. Konz. 
G. v. 1854 und 8. 20 des Gef. v. 19. Mai 1874. 
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3. Bei Reallaften (imsbefontere dem Ansgevinge) tritt an tie 
Stelle der Ratıralleiftung der in Geld feftzufegenve Rentenbezug, 
welcher nach Analogie ves $. 182 Konk. D. durch Aulegung des ent- 
ſprechenden Kapitals ficher zu ftellen ift; die Ergänzung der Rente 
muß nöthigenfalls aus dem Kapital felbft genommen werten (8. 34 
Kont.-D.). 

4. Hypothekare erhalten ihre Befriediguug aus tem Sad 
entfhäbigungslapital nach Maßgabe ter bücherl. Rangordnung (8. 34 
E. E. G.). Ihr Rechtanf Depofition (8.34) anerkennt Rr.8989 Samml. 

5. Leidet ver Beſtandnehmer durch die Enteignung einen Nach 
theil, welcher innerhalb des Umfangs der Eigenthumsentfchäbigung 
feine Dedung nicht fintet,81 fo ift ihm tiefer Schade in ber oben 
(S. 174 fig.) gedachten Weife befonders zu vergüten, und zwar ohne 
Rüdficht darauf, ob fein Beftanbrecht verbüchert ift oder nicht. Die 
ihm durch Vermittlung des Enteigneten zu leiftende Vergütung wird 
fih übrigens nicht bloß anf den Fall befchränten, wenn ber Beitand- 
nehmer nach Gefek oder Bertrag aus dem Titel der vorzeitigen Auf⸗ 
Löfung des Beftandvertrages von dem Beſtandgeber Erfak zu fordern 
berechtigt ift (jo 3.8. 8. 1097 ©. 3.) ‚82 fondern alle ihm durch bie 
Aufhebung bes Pachtverhäftniffes zugefügten Nachtheile zu umfaflen 
haben (8. 5).83 Ob vie Entſchädigung des Beſtandnehmers durch Zu⸗ 
weifung eines Abfertigungslapitals ober durch den Bezug eines Pro⸗ 


81) Anders alfo, wenn dad Beſtandrecht verbüchert ift (8. 1095 ©. B.) und 
fofern der Beftanpnehmer nad) 8. 1121 ©. B. aus dem Sachentſchädigungskapital 
glei einem Hypothefargläubiger Erjag feined Schadens erhält. Geht er diesfalls 
leer aus, fo findet das im Tert Gefagte auch auf ihn Anwendung. And. A. ſcheint 
Harrafowäty €. 3 zu fein: „Someit der Anſpruch eined Dritten diuglich fiher- 
gefteilt ift, ift eö evident, daß... ein Zufag zum Aquivalent nicht mehr gefordert 
werden kann, denn der Dritte ift eben... . aus der Sache, beziehentlich and dem Aqui⸗ 
valente, zu befriedigen.” 

82) So weientlich für das ältere Recht Prajät S. 148 flg. Dabei darf übri⸗ 
gend nicht überfehen werden, daß mangeld Verfhuldene eine Erfagpflicht des Beſtand⸗ 
geberd nach 8. 1112 ©. 2. überhaupt nicht eintreten würde. 

83) Die Tragweite der allgemeinen Rorm des $. 5 wird nicht eingefchränft durch 
die Worte: „und deren Bergütung dem Gnteigneten obliegt”, da mit diefem Zujape 
lediglich der unmittelbare Erſatzanſpruch gegen den Enteigmer negirt werden wollte. 
©. auch Grünhut, Staatewört. B. ©. 263. — Der 8. 28 des ungar. C. G. ver 
fügt, daß die Anfprüche der Miether, Pächter, Nutznießer in der Regel aus den ger 
jeglichen Zinfen der Entfchädigung zu begleichen find. Rur bei Löfung des grund⸗ 
bücherlichen Beftandrechtes oder einer bücherlichen Realfervitut find die Anſprüche der 
ehemals Berechtigten befonders zu entfchädigen. 
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zentfages von dem Sachentichädigungstapital für die Dauer des auf- 
gehobenen Beitandvertrages zu Leiften jet, iſt dem Ermeſſen des Rich» 
ters anheimgegeben.* Der Wortlaut des 8.8 E. E. ©. fteht wohl 
bem richterlichen Arbitrium nicht im Wege, zumal auch dem Uſufruktuar 
trotz $. 8 die Entjchäbigung nicht durch Kapitalabfertigung, fondern 
durch Gewährung der Nutzung bed Sachablöſungskapitals zu Leiften ift. 

Wird bie durch Vergleich oder rechtskräftiges Erkenntniß feit- 
geftelite Entſchädigung nicht binnen 14 Tagen geleiftet, fo kann bie 
Exekution auf Zahlung verfelben und ver 6%/, Berzugszinfen vom Tage 
bes Vergleichs, bezieh. von ber Zuftellung des Erkenntniſſes begehrt 
werben (88. 33 u. 36 E. E. G.). Dazu 8. 34 u. Nr. 11020 Samml. 

Was den Umfang ber in Geld zu Leiftenden Entjchäbigung be» 
trifft, jo ift nach $. 365 ©. DB. eine „angemefjene Schadloshaltung“ 
zu leiften (vgl. auch $. 98 Berggef., 8. 15 R. Waffer-Gef. und 8. 4 
E. €. ©,, welcher ſich auf pen 8.365 G. 8. beruft). Die „angemef- 
jene Entihäbigung“ begreift aber gewiß nicht bloß den „gemeinen“ 
Werth des enteigneten Objekts ($. 305 ©. DB.) zur Zeit der Enteig- 
nung, fondern auch ven Erjat aller wirtbichaftlichen (vermögens- 
rechtlichen) Nachtheile, welche die Enteignung für ven Enteigneten 
und allenfalls (8.5 E. €. ©.) für die durch diefen zu entſchädigenden 
Nebenberehtigten (8$.4u.5 €. E. ©.) zur Folge hat. Kurz: 
es ift der ganze Schaden voll zu vergüten.5 Die Entjchäbigung er⸗ 
ſtreckt fich daher insbeſondere auf ven Mehrwerth, welchen ver ab- 
zutrennente Theil zufolge feines örtlichen oder wirthichaftlichen Zu⸗ 
jammenbanges mit dem Ganzen hat,86 fowie ven Minderwerth, 


84) In Öfterreich iſt der erflere Modus m. W. der allgemein übliche, — aber 
gewiß nicht ausfchließlich zuläffige. Man erwäge, daß der „Nachtheil“ des Beftand- 
nehmers befteht: in der Differenz des Werthes der Nutzung des Beſtandobjektes 
und des Beftandzinfed, und daß ihm fohin die Nutzung der Entſchädigungsſumme 
gegen Zahlung des Beftandzinfes, bezieh. der Bezug der Differenz Beider durch die 
beftimmte Zeit zu gewähren wäre. Bergl. auch Bähr⸗Langerhans ©. 53fle. 

85) Vergl. 8. 15 der Inftr. zum Hof. v. 8. Nov. 1842, 3. 654 und 8. 5 der 
M. Vdg. v. 21. April 1857, 3. 82, neueft. 9.4 E. E. G.: „Dem Enteigneten (ifl) 
für alle durch die Enteignung verurfachten Nachtheile Entfhädigung zur Be- 
wirkung der dem $. 365 A. B. G. B. entiprehenden Schabloshaltung zu Teiften.” 
Bol. Pragak S. 151 flg., Schiffner Rr. 51, Krainz 8. 216. Das ungar. E. 
8.0.1881 $.23 beftimmt: daß die Enteignung gegen wirkliche und volle Entſchädi⸗ 
gung flattfinde. — Erfag der Schätzungs⸗, nicht aber der Vertretungstoften kann 
begehrt werden; vgl. Nr. 9757. 11109 Samml. 

86) So ausdrücklich 8.8 des preuß. E. G., Bähr S. 21flg.; das Trenn- 
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welcher durch bie Abtretung eines Theiles für das veftliche Ganze ent- 
ftebt (8.6 E. €. ©.).97 

Insbeſondere haben die Sachverftänbigen bei Berechnung ber 
Entiehäbigung den Erſatz für die Werthverminderung des zurüdblei- 
benben Theild des Grunpbefiges (oder Induſtriales) abgeſondert au- 
zugeben ($. 25 &. E. G.).ss Selbftverftänplich find mit der enteig- 
neten Sache auch bie Früchte zu erſetzen, foweit biefelben dem Ent- 
eigneten entzogen und nicht etwa zur eigenen Berzeption belaſſen 
werben. Bei vorübergehender Enteignung, insbeſondere durch 
zeitliche Benutung von Grundſtücken zur Gewinnung von Banumate⸗ 
rialien, Schotter ıc. (8.3 E. E. ©.), erfolgt die Entfchäbigung durch 
Gewährung einer Rente, welche vem Werthe ber eritzogenen Nutzung 
entipricht; tritt in Folge der Enteignung eine bei Beitimmung ber 
Rente nicht berüdfichtigte Werthverminderung des Grunbes ein, fo ift 
biefelbe bei der Zurückſtellung des Grundes durch Zahlung eines Ka⸗ 
pitalbetrages zu erjegen (8.8 €. €. ©. und $. 5 der M. Vdg. vom 
11. April 1857, 3. 82). — Der Affeltionswerth ift niemals zu 


flüd, 3. B. die Wiefe, kann als Theil eined Guts wegen des auf felbe angewieſenen 
Viehſtands (Milchwirthſchaft ꝛc.) einen relativ höheren Werth für den Befiger haben; 
vgl. 8. 305 ©. B., welcher aber den befonderen Werth und den Affektionswerth nicht 
genũgend unterfcheidet und beide als „außerordentlichen Preid” bezeichnet; dazu 
Pfaff, Schadenerfag ©. 94 fig, Prajäta. D. Note 3. 

87) So auch $. 8 des preuß. E. ©. und $. 22 des ungar. E. ©., dazu Pro» 
jat ©. 152. Indbefondere fann der Werth des Reſtes eined landwirthſchaftlichen 
Gutes in Folge der Wirthſchaftserſchwerniſſe bedeutend gemindert werben. Selbſt⸗ 
verfländfich darf Mehr- und Minderwerth bezüglich desfelben Trennftüdes nicht gleich⸗ 
zeitig in Anfchlag gebracht werden. Zu dem Minderwerth des übrigen Befiged ge 
hören au die Koften der neuen Herrichtung besfelben, 3. B. durch Anlage neuer 
Berbindungdwege, Einfriedung ꝛtc. Siehe Bähr-Langerhband S. 37, Schiffuer 
Ar. 51, R. 36. 

88) Die Schägung der fogenannten Wirthſchaftserſchwerniſſe“ tommt freilih 
bisweilen der „Röfung eined Probleme“ gleich (Regier. Mot. bei Kaferer ©. 52). 
Die Prarid, welche für diefe Erſchwerniſſe eine Entfhädigung zu gewähren gemeigt 
war (vgl. Rr. 5014, 5355, dagegen aber 4921 Gl. U. W.) fland auch mit der älteren 
Gefepgebung im Einflang. Pal. 8. 15 d. Inſtt. (R. 85), dazu Prajdt S. 153; 
nicht zutreffend bezüglich der Praxis: Schiffner Rr. 51, R. 56. 

89) Derfelbe ift übrigens bis zur Zahlung (Depofition) des Erſatzes zum Frucht⸗ 
bezug berechtigt. Vgl. dazu Prazaͤk ©. 157, Schiffner a. O. N. 52. 

90) Dazu Hofd. v. 11. DE. 1821, 3.29 059. Gegen die ungenaue Faſſung de? 
8. 5 erflärt fich mit Recht Prajat S. 155, R. 11. Rah $. 50 u. 51 des preuß. 
©. €. ©. wird entweder der Werth der Materialien oder der dem Grundſtücke durch Ent 
nehmung derfelben zugefügte Schaden erfept, je nachdem der eine oder der andere ber 
böhere iſt, — eine Norm, welche den Enteigneten nicht immer zureichend beit. 
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vergüten (8.7 E. E. ©.). Ebenſo verfteht es fich, daß bie Werth: 
erhöhung oder Werthverminderung, welche das enteignete Grundſtück 
künftig in Folge der nenen Unternehmung träfe, bei der Entſchädigung 
nicht in Anfchlag zu bringen ift (8.7 E. E. ©.).91 Desgleichen ift anf 
biejenigen Veränderungen, Neubauten und Meliorationen keine Rück⸗ 
ficht zu nehmen, welche in der angenfcheinlichen Abficht vorgenommen 
wurden, um fie für die Erhöhung ber Entſchädigungsanſprüche zu ver- 
werthen (8.7 €. E. ©.).% 

Aus dem Gefagten ergiebt fich, daß nicht ver „gemeine“ Werth, 
den die Sache für Jedermann hat, fondern ber befondere Werth, 
ben das Objekt mit Rückſicht auf die beſonderen wirthichaftlichen Ber⸗ 
bältniffe — nicht bie Vorliebe — des Geſchädigten befikt ($. 305 B. 
©. B.), den Maßſtab für die „angemeflene Entſchädigung“ zu bieten 
bat, einen Maßſtab, der gewiß ein ebenfo objektiver tft al& ber des 
„gemeinen“ ober „orbentlichen" Preifes.?° Und zwar gilt dieſer Maß⸗ 


91) Dal. Nr. 10628 Sammt.; $. 10 ded preuß. E. G., Srünhut ©. 106, 
Stobbe 6.163, N. 4245, Brafat ©. 160, R. 20 und die dafelbft cit. ausland. 
€. Geſeße; anderd aber nah dem franz. E. ©. von 1871, Art. 51. Auch eine 
Weribverminderung kann, wie Robland ©. 60 richtig bemerft, eintreten, 3.2. 
bei Errichtung eines Feſtungsrayons, eined Schlachthauſes. Sowie einerfeitd Rie- 
mand berechtigt ift, dem Enteigneten den Bortheil anzurechnen, den er indireft aus 
der Eriftenz des neuen Unternehmens zieht, fo ift andererfeitö der Unternehmer nicht 
verpflichtet, Werthverminderungen zu erfeßen, welche fich für irgend Jemand aus der 
neuen Anlage ergeben. So auch die Mehrzahl der Schriftfieller. Vgl. die bi Pra⸗ 
j4at &.167, N. 34 Angeführten, auch Stobbe a. D.und Meyer, Zeitſchr. 8, 
©. 590, 591, Bähr-Langerhang, ©. 28 flg.; die bezüglichen Abänderungs- 
anträge zum preuß. E. ©. wurden abgelehnt. Anderer A. Grünhut ©. 122flg., 
welcher jenen Mehrwerth gegen den Minderwerth des Reſtes des enteigneten Grund⸗ 
ftüdes abrechnen will. Richtig Reinip ©. 589. 

92) Daß dieſes dolofe Vorgehen keine Derüdfichtigung finden darf, ift allgemein 
anerkannt. Pol. über Einzelnes Prajat S. 161, N. 25, Schiffner Ar. 51. 

93) So im Weſen auch nah dem preuß. E. ©.! In diefer Beziehung irren 
bie bei Dähr-Langerhand ©. 27,28, 34 angeführten und gebilligten Motive 
des preuß. E. G., fofern fie behaupten, ed „gebe nur einen Werth — den objektiven, 
welcher auch (?) gemeiner Werth genannt werde; das Intereffe fei etwas Unfaß- 
bares x.“ Trop aller Berwahrungen ift nicht zu bezweifeln, daß auch nad) $. 8 und 
11 des preuß. E. G. nicht etwa der „gemeine“ Werth, fondern der „befondere” mit 
Rückſicht auf die ölonomifchen Verhältniffe des Enteigneten zu ermittelnde Werth zu 
erjegen ift, alfo im Weſen der „außerordentliche Werth” des 8. 114, I. 6. Landr. Die 
Regierungdvorlage hat fi aber mit Recht die nicht genauen Begrifföbezeichnungen 
des allgem. L. R. nicht angeeignet, vielmehr mit Rudficht auf die Verfchiedenheit der 
Provinzialrechte und zum „befferen Anhalt der Taratoren” die für Die Schägung maß- 
gebenden Sefichtöpunfte detaillirt; ald Mapftab deö Erfaged wurde von der H. 9. 
Komm. 1868 hinzugefügt: „der volle Berth“ = 8.8 des €. ©. (Vgl. Motive d. 
9.5. Komm. bei Bähr-Rangerhband ©. 23 flg.). 
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ftab nicht nur für tie Entſchädigung des Enteigueten, ſondern auch 
für tie eventuelle mittelbare Entſchädigung der Nebenberechtigten 
(8. 5, 22,25 €. E. G.); denn aud für ven Pächter, welcher beifpiels- 
weife zwei Güter zu einem wirthichaftlichen Ganzen verbunden Hat, 
von welchem wur eins erproprürt wirt, Tann fich bezüglich tes anberen 
ein Mindernutzungswerth insbefontere zufolge der Wirthſchafts⸗ 
erſchwerniſſe ergeben, welcher unzweifelhaft beſonders zu erjegen ift. 

Eine andere Frage? ift es, ob ten Enteigneten (beziehungs- 
weije mittelbar ten Rebenberechtigten! auch ter entgangene Gewinn 
zu erjeßen ift, welchen tiejelben nach tem gewöhnlichen Laufe ver Dinge 
zu erwarten hätten ($. 1293? Daß vie Eutfcheitung ter Frage nicht 
etwa aus den auf unferen Fall nicht Bezug habenben 88. 1324, 1331 
un 1332 A. B. ©. 2. zu holen ift, liegt anf der Hand, zumal ber 
8. 365 ©. B. für ven Fall ver Enteignung ſpeziell eine „angemefjene 
Schadloshaltungꝰ vorjchreibt.% Mit Rüdficht auf vie letztgedachte 


94: Die Frage iſt infofern eine andere, als e& ſich im $. 305 um den Maßſtab 
des Wertbed von Eaden bandelt, während der Schaden auch noch in anderweitigen 
wirtbſchaftlichen Beziehungen eintreten kaum. Vergl. aub Pfaff, Schadenerſaß 
S. 97 fig. M. E. umfaßt aber der Begriff des „Iuterefied” hei Sachen: tun außer⸗ 
ortentlihen Wertb, bei auderweitigen Bermögensihüden den wirklichen Bermögend- 
verluſt und tun entgangenen Gewinn; beiderlei Griag fann im Gnteignungäwege 
ganz gleihmäßig gefordert werten. 

9: Etubenrand E. 183 will auf Grund ter citirten $$. wegen vorfäf- 
licher VBeſchãdigung volle Genugthuung, dagegen Biniwarter II, ©. 120 aur 
Schadlosbaltung gemäbren. Dagegen [ken Prajät S. 155 u Schiffner Rr. 51, 
R. 57T. Während aber Prazäk mit der großen Mebrzabl der gemeinrechtlichen 
Schriſtſteller ſ. beſonders Grünhut S. 101 fig. Stobbe ©. 163, Robland 
S. 72, Maver S. 272 fly.‘ auch den Griag des lucrum cusans zu rechtfertigen 
ſucht, weil „die angemeitene Ecbatledhaltung unzweifelbaft and jenen Ausfall 
eined Bermögendjuwahiet umfapt, welden der Berfürte nad, dem gewöhnlichen 
Laufe der Dinge mit Grund zu enwarten bat“, verfagt E biffner dieſen Erfag mit 
Bezug auf $. 365 a contr. 8. 1323 ©, B. Richt beflimmt erflärt ih Harra- 
fowätneEe. 5.) Auch tie Motive des Regierungd-Gntwurfe und der H. H. Komm. 
m$.4 Kaſerer S. 41,59 undmebrere Reimer des A. H. (ebenda ©. 156, 160, 
175 aud Min. Glaſer geben ron der Anſicht and, daß nad $. 365 u 1323 nur 
tuö damnum emergens zu eriepen ſei. — Desgleichen begeguen wir in ben Vor⸗ 
arkeiten des yreuf. ©. GE. Sei. wicherbelt der Anficht, daß der entzungene Gewinn 
wicht zum vergüten if, vgl auch Bäbr⸗Laugerbané €. 25, 32 (Minifter Achen⸗ 
Ind; 36. Allein tbatſãchlich wirt in ten 86. 4, 5, 6 des öfterr. u. 85.8 u. 11 dei 
rren$.G.G. (voller Wert" x), inäbejoudere bezüglich des Pächter? auch der ent⸗ 
gangene Nupen berudiictiat, zumal die preuß. Motive wiederbolt betonen, daß aller 
Sdaden „voll unt reichlich” bemeiien werden ſoll Bäbt S. 30, 34 fig.). Unter 
dieſen Umflänten verliert Die tbeoretiſche Centroverſt an praftiiher Bedentung und 
wirt ſchlicßlich bei dem großen Arkitrium des Richtert Die „volle und reichlich" Der 
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Rorm, welche auch im 8.4 E. E. ©. mit dem Beilage bezogen wird, 
baß dem Enteigneten für „alle“ burch die E. verurfachten „Nachtbeile“ 
Entſchädigung zu leiften ift, mit Rückficht ferner auf das Hofdk. v. 
2. Nov. 1837, 3. 26838 und ven $. 5 der Min.⸗Vdg. v. 21. April 
1857, 3. 82, welchen zufolge ber dem Grunbeigenthümer durch Mi- 
litaͤrwaffenübungen und bie vorübergehende Benutzung eines Grundes 
zur Materialentnehmung verurfachte Schabe durch den Erfak ber ent- 
gangenen Nutzung zu leiften ift, erfcheint pie Meinung gerechtfertigt, 
baß auch ver „entgangene Gewinn“ (8. 1293) zu vergüten ift. Dieſe 
Auffaffung wird durch die Erwägung beftärkt, daß vie „Nachtheile”, 
welche durch die E. dem Beſtandnehmer verurjacht werben und 
biefem vom Enteigneten zu erfegen find (8.5 €. €. G.), wefentlich 
in dem Entgang des Gewinns (der Differenz bes Nutzungswerthes 
und Pachtſchillings) beruhen, und daß es infongruent wäre, wenn 
bet Sachen ver befondere außerorbentliche Werth, alfo das volle 
Intereffe, bei anberweitigen Bermögensbeeinträchtigungen aber nur 
ein Bruchtheil dieſes Interefies (die pofitive Vermögenseinbuße) ver- 
gütet würbe.97 Sollen alle Nachtheile erjegt werben, jo muß ber 
ganze und wolle Unterfchied zwifchen der Vermögenslage vor und nad) 
Eintritt des ſchãdigenden Ereigniffes vergütet werben, und biejer Unter: 
ſchied begreift gewiß auch den nachweisbar entgangenen Nuben.98 


meflung bes „wirklihen Schadens” meift kaum don der Gntfhädigung differiren, 
welche bei genauer und gewifjenhafter Schägung auch des entgangenen Gewinn? re» 
fultirt! Siehe folgende Roten. 

96) Dies wird felhft von Jenen anertannt, welche fi gegen die Berudfichti- 
gung des Gewinnentganges ausfprechen. Vgl. z. B. Baähr⸗Langerhans 8,53 flg., 
Reinitz S. 588 N. 16. 

97) Die Enticheidungen des deutichen Reichögerichtes ſchwanken zwifchen beiden 
Anfihten. Die Erk. v. 21. Januar und dv. 4. Juni 1830 (Seydel, Enteignung, 
S. 24) wollen nur den „objektiven Preis”, den allgemeinen Verkaufswerth, wenn 
auch „voll und reichlich” — nicht den Gefchäftsgewinn berüdfichtigen. Dagegen er- 
färt fhon dad neuere Erf. v. 23. Mai 1881: daß der Erſatz aller Vermögensnach⸗ 
theile, weldhe Jemand in Folge des befchädigenden Ereigniſſes leidet, m. a. W. aller 
Bortheile, welche ihm entzogen werden, mit Einfchluß ded entgangenen Ge» 
winnes, die Bergütung des gefammten, wenn auch nur objektiv zu beftimmenden 
Intereſſes gebührt, daß alfo der Höhere Werth, den der Gegenſtand für den dermaligen 
Eigenthinmer vermöge feiner befonderen Berhältniffe, im Begenfage zum gemeinen 
Werthe hat — zu erfepen ift Seydel a. D. erflärt fi) mit Unrecht gegen dieje 
Auslegung. . 

98) Oder follte nicht etwa bei Enteignung einer Fabrik auch der Entgang des 
Gewinnes erfeßt werden, den der Fabrikant nad Ausweis der abgefchloffenen Lie⸗ 
ferungsverträge nachweisbar gemacht haben würde? Rein itz S. 589 verfagt kurz⸗ 


186 Die Enteignung. , 8.7. 


Der öfterreichifchen Geſetzgebung ift zwar ein Vor⸗ oder Rüd- 
Taufsrecht des früheren Eigenthümers in Fällen, wo das expropriirte 
Grundftüd vom Enteiguer nachträglich nicht benötbigt wird, gänzlich 
unbefannt. Allein einen gewiffen Erfag bafür bietet ver finguläre 
8. 37 des E. E. ©., deffen analoge Anwendbarkeit auf Enteignungen 
anberer Art wohl billig wäre, aber juriftifch nicht zu rechtfertigen ift.® 
So lange nämlich die Enteignung nicht vollzogen, ober bie Fixirung 
ber Entſchädigung nicht erfolgt ift, ift pie Bahıınnternehmung inner» 
halb eines Jahres nach Rechtskraft des Enteignungserlenntnifjes, ber 
Enteignete aber nach Ablauf dieſer Frift berechtigt, bei der politifchen 
Landesbehörde vie Aufhebung besfelben zu begehren. Dieſes Rechtes. 
Tann ſich aber diejenige Partei nicht mehr bevienen, welche bereits um 
bie gerichtliche Feftitellung der Entſchädigung angejucht bat. Diefes 
Anfuchen Tann die Unternehmung jeverzeit, der Enteignete aber erft 
bann ftellen, wenn jene das Begehren nicht innerhalb Iahresfrift nad) 
ber Enteignung gerichtlich überreicht hat. (8. 23, 37 E. €. ©.) 


Anhang zu 8. 7. 
VD. Eigenthumserwerb dur Enteignung. 


Wenn der Eigenthümer feine Sache einer gemeinnügigen Unter: 
nehmung in Fällen, welche das Erpropriationsrecht begründen, ohne 
amtliches Verfahren freiwillig — fei e8 entgeltlich ober unentgeltlich 
— abtritt, fo Liegt je nach Beſonderheit des Balls ein Kauf, Tauſch, 
eine Schenkung ober ein anderweitiges VBeräußerungsgefchäft vor und 
ber Eigenthumsübergang vollzieht fich nach den allgemeinen Grund⸗ 
fügen über ben abgeleiteten Eigenthumserwerb. Auch die fonftigen 
Rechtswirkmgen einer folchen Abtretung find nach ven bezüglichen 
allgemeinen Rechtsregeln zu beurtheilen, insbeſondere foweit es ſich 


weg den Erfap des lucrum c., weil diefer „fein Schaden im eigentlichen Sinne if’; 
allein ſowohl der juriftifhe Sprachgebrauch ald das A. B. G. D. verfichen unter 
Schaden bald bloß den „wirklichen Schaden“ (88. 1293. 1330 zc.), bald — und zwar 
mit befierem Rechte — diefen und den entgangenen Gewinn (88. 1323. 1324. 1333 
u. a.). Vgl. noch Stobbe II, ©. 385, Windſcheid 8. 469 R. 17 u. a. 

99) Viele Partikulargeſetze (f. Grünhut ©. 162 fig., 173 fig.) gewähren dem 
Enteigneten ein Bor- oder Ruͤckkaufsrecht; dad preuß. E. ©. (8. 57) nur ein ber 
fhränttes Borkaufsrecht. Gemeinrechtlic läßt ſich dasſelbe nicht begründen. Bgl. 
Stobbe ©. 165 gegen Mayer ©. 264. Füur unrichtig halte ich Daher die Entſch. 
Rr. 971 Samml. 
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um ben Fortbeſtand von dinglichen Rechten Dritter an ver abgetretenen 
Sache handelt. Einen Beleg für die Nichtigkeit diefer Auffaffung 
bieten bie 88. 20 u. 29 des Gef. v. 19. Mai 1874, 3. 70, welche 
porichreiben, daß bingliche Laften, deren Realifirung zur zwangsweiſen 
Veräußerung eines nicht im Enteignungswege erworbenen Eifenbahn- 
grundftüdes führen könnten, nicht in das Eiſenbahngrundbuch ein- 
getragen werben bürfen, daß vielmehr entweder ihre Löfchung mit Zu- 
ftimmung der Berechtigten, bezieh. im Provolationsverfahren ver- 
anlaßt, oder falls dies unthunlich wäre, ber laftenfreie Erwerb im Ex⸗ 
propriationswege bewirkt werben folle. Vgl. auh Nr. 12142 Samml. 

Anders, wenn das Enteiguungsverfahren bereits eingeleitet 
worben ift. Im biefem Salle muß, felbit wenn ver Enteignete feine 
DBereitwilligkeit zur Abtretung ver Sache erklärt, ein &.-Erlenntniß 
gefällt werden (88. 16.17 E. E. ©.). Das Erkenntniß ift nur dann 
nicht erforberlich, wenn nach gefchloffenem Enteignungsverfahren 
beide Theile einverftänblich im Entfchäbigungsverfahren bie Ent- 
eignung und Entſchädigung auf Objekte ausbehnen, welche nicht ven 
Gegenftand des E.⸗Erkenntniſſes bildeten (8.26 E. E. G.). In dieſem 
Falle hat aber der Vertrag über die Enteignung dieſelbe Wirkung 
wie das E.⸗Erkenntniß, 100 und iſt derſelbe ebenſo wie die gemäß 8. 22 
E. &. ©. über die Entſchädigung abgefchloffene Vereinbarung ere- 
Intionsfähig (88. 29. 35 E. E. ©.). 10 


100) Der 8. 26 fagt dies zwar nicht ausdrücklich, aber es folgt died aus den 
Schlußworten: „wenn die Parteien einverftanden find , diefe Objekte der Enteig- 
nung zu unterziehen“. Alfo um „Enteignung“ handelt es fih — und nit um 
ein gewöhnliches Beräußerungsgefchäft. Daher beftimmt $. 55 €. €. G., dag aud 
eine ſolche Enteignungsvereinbarung gerade fo erefutionsfähig ift wie dad E. Er- 
kennmiß. Diefe Auffaffung wird beftärkt durch den Vorlaͤufer des $. 26: das Geſet 
vom 29. März 1872 3. 39, in welchem ein derartiges Übereinfommen ausdrücklich 
dem E.⸗Erkenntniß gleihgefteit war. And. A. fheint Schiffner Nr. 47 zu fein. 

101) Eine Gefahr für dinglich berechtigte Dritte liegt nicht vor, da der 8. 22 
€. E. ©. deren Zuſtimmung in einer öffentlichen oder legalifirten Urkunde fordert 
(dazu 8. 29 u. ©. 163). Über dad preuf. Recht vgl. 88. 16. 17.46 des E. ©. v. 
1874, dazu Prajäta.Dd. N. 21, Meyer VIH. ©. 581 flg., Dernburg, Hyp. 
R.8.19, R.16 flg. (über dad itat. ef. f. Grünhut ©. 192). Außer diefen 
Fällen hat jedoch das Übereintommen — auch wenn unzweifelhaft die Enteignung 
„geieplich begründet” wäre — keineswegs die Wirkung der Erpropriation, wic La⸗ 
band ©. 172flg. (NR. 30) u. Grünhut ©. 185 fig. annehmen. Denn der Umftand, 
bag der Beräußerer „die Fruchtlofigkeit des Widerſpruchs einfieht”, hindert den Ab- 
ſchluß des freiwilligen Übereintommens (Kauf, Schenkung 2c.) gewiß nicht. Wenn 
Grünhut a. D. meint, daß die rechtliche Natur der Abtretung nicht verändert werde, 
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Außer diefem Falle greift aber das Erpropriationsverfahren nach 
ben früher (S. 166 fig. 178) vargeftellten Regeln ausnahmslos Plag, 
jelbft wenn ber zu Enteignende zur Abtretung bereit wäre. 

Die Enteignung ift perfett, ſobald das Erpropriationsertennt- 
niß der Abminiftratiobehörbe in Rechtskraft erwachien ift, da mit biefem 
Zeitpuntte alle wejentlichen Bedingungen ber Erpropriation realifirt 
erjcheinen. Alles Übrige, insbefondere die Ermittelung und Berich⸗ 
tigung ber Entfchäbigung, fowie bie Befigeinweifung fällt in den Be 
veich der Durchführung der Enteignung.12 Mit dem Enteignungs- 
ausipruch ift das rechtliche Schickſal der Sache definitiv entjchieben. 
Beide Theile find fohin durch dieſen einfeitigen Akt ver Staatsgewalt 
gebunden. Der Exrpropriant kann gegen Leiftung ver Entfchäbigung 
bie Befigeinweifung verlangen; aber auch ver Erpropriat kann auf 
Feſtſtellung und Zahlung ber Entſchädigung dringen, und der Expro- 
priant kann fich diefer Verpflichtung nicht durch den nachträglichen 
Verzicht anf die Durchführung ber Enteignung entjchlagen. Denn 
ber ftantliche Machtipruch hat eben — ähnlich wie bie richterliche Ad⸗ 
jubifation — neues Recht unter den Barteien endgültig gefchaffen. 1% 


wenn biefelbe „in der gefeßlichen Form außer Zweifel gefept ift“, fo ift Dagegen zu 
bemerfen, daß der Enteignungsakt erft nach Rechtskraft des E. Erkenntniſſes rechtlich 
feftfteht. Bol. Mayer ©. 581, N. 83. Prajdt 6. 54, N. 20; ähnlich, obwohl 
nicht genau, Kirchſtetter S. 194, N. 16. — Das nad) Rechtskraft ded Erkennt. 
niſſes abgeſchloſſene Veräußerungsgefchäft hat nur infofern rechtliche Geltung, als 
ed mit dem konkreten Erpropriationdzmwede (dev ratio publica $. 878 ©. 8.) ver: 
einbar ift, — im Wefentlihen alfo nur, foweit es ſich um Art und Höhe der Ent» 
ſchädigung handelt. In Anfehung der Lepteren wird (wie früher näher dargethan) 
die Zuftimmung aller dinglich Berechtigten erfordert. Anders beftimmt dieſe Wirkung 
Mayer S. 187 und VIII. ©. 582, nämlich dahin, daß ſich der Erpropriat (Ber- 
fäufer) in feine „rechtlich ſchlechtere Lage” bringen dürfe. Diefe Behauptung trifft 
eher in Anfehung der Enteigner zu. And. A. wieder Prazak a. O., welder in 
einem ſolchen Bertrage „eine Berzichtleiftung des Enteignerd auf die durch dad Er⸗ 
kenntniß erworbenen Rechte“ erblicken will, was wohl nicht richtig ifl. 

102) Vgl. Grünhut ©. 187, Rohland ©. 37, Prajdt 6.59, Kirch⸗ 
fetter S. 194, Stobbe ©. 160. And. A. ift Rösler 8. 197, N. 6, der die 
Befipeinweifung für den maßgebenden Zeitpunkt hält. — Ausgehend von dem Ge⸗ 
fihtöpunfte, daß die E. ein Zwangsverkauf fei, laſſen Manche die Perfettion erft 
mit der Feftftellung der Entfhädigungafumme eintreten. (Richtig aber ſchon Ger. 
berg. 1745, N. 1.) — Rah dem preuß. E. Gef. v. 1874 (88. 29 u. 42) wird 
die Erpropriation erft mit der vorläufigen Fefiftellung der Entſchädigung durch die 
Regierung oder das Berwaltungsgericht perfet. Bol. Mayer VII, ©. 578580, 
Prazaͤk S. 59, N. 23. 

103) Bol. Prazak S. 89, N. 24, Rohland ©. 38. Bol. auch Art. 18. 19 
des bayer. E. Gef. u. Roth I, S. 173. — Richt zu billigen ift alfo das Erf. 
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Dei Enteignung für Eifenbahnen kann jedoch der Enteignete das Be⸗ 
gehren um Feitftellung der Entſchädigung erft dann ftellen, wenn ber 
Enteigner nicht binnen Jahresfriſt nach Rechtskraft des Erkenntniſſes 
darum angefucht bat. Solange aber bie Enteignung nicht vollzogen 
ober die Feſtſtellung der Entſchädigung noch nicht rechtskräftig erfolgt 
ift, geftattet ver $. 37 de8 E. E. ©. der Bahnıunternehmung binnen 
Jahresfriſt nach Rechtskraft des E.⸗Erkenntniſſes, dem Enteigneten 
aber nach Ablauf diefer Frift, die Aufhebung besjelben zu begehren. 
Dies Recht kommt aber derjenigen Partei nicht zu, welche bereit8 um 
gerichtliche Beftimmung der Entichädigung angefucht hat. Die Sin- 
gularität diefer Norm geftattet eine finngemäße Anwendung verjelben 
in anderen E.⸗Fällen wohl nicht.10%4 Vgl. Erk. d. B. ©. Hofes bei 
Budwinski Nr. 996. 

Mit der Perfektion des öffentlichrechtlichen Enteignungsaftes fteht 
bie Trage, wann das Eigenthum bes enteigneten Objektes auf ben 
Erproprianten übergeht, Teineswegs in Taufalem Zuſammenhange. 
Obgleich e8 konſequent wäre, den Eigenthumsübergang mit ver Per: 
. feltion der Enteignung zu verknüpfen, 105 jo pflegt doch die Geſetzgebung 
tenfelben — der Sicherftellung des Exrpropriaten wegen — bis zu 
jenem Zeitpuntte hinauszufchieben, wo bie Entjchäbigungsfumme wirk⸗ 
[ich geleiftet oder zu Gericht erlegt worden ift. Und fo verhält fich bie 
Sache insbefonbere nach öfterr. Rechte. Der Enteigner erwirbt näm⸗ 
ih das Eigenthum erft mit der Bezahlung ber Entichäbigungs- 
fumme an ven Erpropriaten und, falls diefelbe aus rechtlichen Gründen 
nicht erfolgen könnte, mit dem worbehaltlofen gerichtlichen Erlage 
berfelben. Diefer Grundſatz ift zwar zunächft nur in Anfehung der 
Erpropriation zum Bane von Privateifenbahnen und zu Bergwerks⸗ 


Rr. 409 Samml. Gl. U. W., welches dem Erproprianten felbft nach vorgenommener 
Shägung den einfeitigen Rücktritt geftattet, „weil er blog (?) Rechte erwerbe”. 
Ahnlich Erf. Not. 3. 1883 Ar. 32 u. der Erl. des Minift. ded Inneren v. 20. Rov. 
1876 3. 15828 (bei Prafat, Zeitihr. ©. 226, N. 1), „weil dad E. Erkenntniß 
den Erproprianten bloß (?) berechtige”. Dadurch wird der Erpropriat der Willkür 
des Enteignerd bloßgeftellt. 

104) Dad preuß. E. ©. v. 1874 (8. 42) geftattet dem Unternehmer den Rück⸗ 
tritt gegen Erfag des zugefügten Schadens bis zur vorläufigen Feftftellung der Ent- 
THädigung durch die Adminiftrativbehörde (dazu Meyer ©. 574 flg.), — wad wohl 
kaum zu billigen ift. Bol. Rohland ©. 39, Nr. 28. 

105) Dies beftimmt der Art. 55 des franz. E. ©. v. 1841 und Art. 50 des 
ital. €. &. v. 1865, dazu Grünhut S. 190. 192, Prajat ©. 50. 
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zweden (8. 9lit.c. E. 8. G. v. 14. Sept. 1854 3. 238, $. 103 
bes Derggef.) ausgefprochen; allein gewiß ift das bier für zwei Haupt- 
fälle ausgejprochene Prinzip auch in anderen Fällen analog anzuwen⸗ 
ben, — und zwar um fo mehr, al8 auch vie bezäglichen Beitimmungen 
mehrerer Bau orbnungen auf biefem Gefichtspuntte beruhen; fo na⸗ 
mentlich 8. 26 d. böhm. Bau-O. v. 8. San. 1889.10 Das Gefek 


106) Der citirte 8. 9 lit. e. lautet: „Die Eifenbahnunternehmung hat... . den 
durch Schäpung feflgefeßten Betrag an den Grundeigenthümer zu bezahlen ober... 
zu erlegen, wornach die Unternehmung dad Eigenthum ded erproprüirten Grundes 
erwirbt.” Rur in der Faffung weicht ab $. 103 cit.: „Der Bergbauunternehmer ift 
aber, fobald er den Ablöfungsbetrag gerichtlich erlegt..... fogleich auf die Grund⸗ 
überlaffung zu dringen berechtigt.” Der 8. 26 böhm. B. D. beflimmt: Iſt der... 
Entſchaͤdigungsbetrag bezahlt oder gerichtlich erlegt, fo kann... . die im pol.-abminiftt, 
Wege burchzuführende Einführung in den Befig (nicht in das Eig.!) xc. nit... 
aufgehalten werben.” Bol. 8. 12. d. M. V. für Tirolv. 8. Dez. 1855, Ar. 212. 
Denfelben Gedanken, obwohl in nicht glüdliher Form fpricht aus der 8. 4 der Min. 
B. v. 21. April 1857 3. 82: „der Schägungewerth ift zu erfolgen zur Zeit, wo der 
Eigenthümer aus dem Befige und der Benupung feine? Eigenthums gefept wird.“ 
Bal. au Nr. 3582 u. 5767 Samml. Gl. U. W. Daß der Erlag an Zahlungs- 
ftatt (8. 1425) erfolgen müffe, liegt auf der Hand und ergiebt fich ferner dataus, 
dag au der Bollzug ded E. Erkenntniffes, welcher ausſchließlich den politifhen 
Behörden zufteht, nur dann bewilligt werden kann, wenn ber gerichtliche Erlag der 
Entfhädigungsfumme unbedingt, alfo ohne Borbehalt erfolgt ift. Vgl. ſchon das 
Gef. v. 29. März 1872 3. 39 u. die Min. B. v. 5. September 1874 3. 119. Daran 
haben die 88. 34 u. 35 des Gef. v. 1878 nichts geändert. (Pol. Regier.⸗Motive bei 
Kaferer ©. 53.) So auch Grünhut 6. 197, Prajät ©. 49, Kirchſtetter (8) 
©. 19, Schiffner 8. 134 ©. 137, Krainz $. 216 (diefer mit Beſchraͤnkung auf 
die Enteignung für Eifenbahnen) , — während Strohal, Eigenth. an Immobil. 
S. 131 meint, daß der Eigenthumsübergang ſchon mit dem Ent. Erkenntniſſe erfolge 
und die oben angeführten Geſetzesſtellen dahin interpretiren will, daß dem Enteig⸗ 
neten bis zur Zahlung der Entfchädigung bloß ein Retentionsrecht zuftehe. Allein 
wenngleich der Eigenthumsübergang de lege ferenda richtiger mit der Nechtöfraft 
des E. Erkenntniſſes vernüpft würde, fo fließt doch der beftimmte Wortlaut des 
Geſetzes diefe Deutung aus. — Daß dingliche Nechte Dritter nach erfolgter Ent- 
eignung nicht mehr rechtswirkſam beftellt werben können, ift eine Folge deö öffent- 
lichrechtlichen Charakters des Ent.» Altes, dem jedes mit dem Enteignungdztvede un 
vereinbare Privatrecht weihen muß (8. 35 E. ©.). — Unhaltbar ift die Anfiht 
Harraſowsky's S. 6, welcher mit Berufung auf $. 37 €. E. ©. behauptet, daß 
„der freiwillige Vollzug der E. und die erzwungene Übergabe einander vollkommen 
gleihartig find und daß beide Arten der Ubergabe den Übergang ded Gigenthumd 
begründen.“ Ahnlich nun Krainz, 8. 216, welcher bei Mobilien fogar bie Dccn- 
pation ald Erwerbsart bezeichnet. (In der Min. V. v. 5. Sept. 1874 3. 119 be 
deutet Occupation doch nur einfeitige Befipergreifung!) Abgefehen davon, daß 8. 37 
hiervon nichts enthält, daß ferner die Gleichartigkeit der Exekution und der Tradition 
nicht befteht, kann aus dem Beſitz erwerb bei Immobilien noch nicht auf den Eigen 
thumsübergang gefchloffen werden. Diefelbe irrige Anficht ſprachen H. und Riniſt. 
Glaſer in der Debatte im A. Haufe aus. (Siehe Kaferer ©. 150. 224.) Zu 
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v. 18. Februar 1878 berührt dieſe Frage nicht, und muß eben darum 
(8. 46) ber bisherige Rechtsfag um fo mehr als fortdauernd geltend 
angefehen werben, als der Erlag des Entſchädigungsbetrags nach 8. 34 
db. ©. bücherlich anzumerken ift, und als viefer Anmerkung nach dem 
Schlußſatze desſelben 8. die mit der Anmerkung einer vollzogenen 
zwangsmweifen Berfteigerung verbundenen Rechtewirkungen (aljo 
insbeſondere ver Eigentbumsübergang $. 72 ©. G., 88. 337. 338 
8. O. Nr. 536. 725. 1064. 1422. 1801. 1941. 2024. 2813. 3206 
Samml. Gl. U. W.) zulommen.!7 Folgerichtig beftimmt fohin ſchon 
bas Gef. v. 29. März 1872 Nr. 39 und berzeit 8. 35 des €. €. ©. 
v. 1878, daß nach Leiſtung oder Erlag des ermittelten Entſchädigungs⸗ 
betrages bie Vollitredung bes Expropriationserkenntniſſes burch be⸗ 
börbliche Einführung in den Beſitz bes erpropriirten Gegenftanbes 
erfolgen joll.108 Einer Mitwirkung des Exrpropriaten, insbefonbere 
der Übergabe ober bes bücherlichen Eintrags bebarf es zu biefem Zwecke 
nicht. (Val. 8.17 Abſ. 2 Ei. B. G. v. 19. Mai 1874.)109 Nur 


ſolchen fonderbaren Ergebnifien führt die Beſtreitung der Orumdfäglichkeit der im 
Zerte angeführten Geſetzesnormen! 

107) Nah 8.59 des ungar. E. ©. von 1881 kann ſich der Enteigner nach 
Rechtskraft des gerichtlichen Entſchädigungsbeſchluſſes fogleih in den Beſitz des 
Grundſtücks fegen; die Umfchreibung des Orundftüdes kann nad Zahlung oder 
Deponirung der Entfchädigung begehrt werden. Der €. Übergang erfolgt aber doch 
wohl fhon mit dem Erlag, zumal mit diefem Moment alle dinglichen Laften des 
Grundftüde erlöfhen. — Unrichtig: Erf. Rr. 7341. Samml. Gl. U. W. 

108) Die Löfchung des erpropriirten Grundſtückes aus dem Grundbuche ift 
aber feine nothwendige Folge der Erpropriation, wie Exner a. D. annimmt, nad 
Umftänden erfolgt die Umfchreibung auf den Namen ded Erproprianten. Vgl. noch 
N. 10. Befigeinführung ded Enteignerd vor Erlag ift Befisftörung. Bal. 
Sprudrep. 24, 

109) Der Expropriat ift zur Übergabe auch nicht verpflichtet. Zwar beftimmte 
das Hofd. vom 30. April 1841 3. 529, daß der Ausfpruch der Behörde den nad 
8.424 B. G. B. erforderlihen Titel zur Eigenthumsermwerbung gewähre, welche 
letere jedoch) nach dem 5. Hauptſtück des IL. Th. des A. B. ©. B. bei den Gerichts⸗ 
behörben [ebenfowie die Vollſtreckung] zu erwirfen fei. Allein diefes Hofd. ift ohne 
Zweifel ſchon durch dad E. Konz. ©. v. 14. September 1854 8.9 und vollends durch 
dad Geſeg v. 29. März 1872. 3. 39 aufgehoben. Bol. Note 106 u. Pragdt ©. 49, 
N. 7, 196. 23, Schiffnera.D. Ungenau Stubenraud I. ©. 483. 486 
(2. Aufl.) ; richtig 4. Aufl. Shufter-Schreiber. Nach gemeinem Recht geht das 
Eigenthum bereit? mit dem E.Ausſpruch über. Bol. Grünhut ©. 287, Laband 
S. 181, Rohland ©. 37, Stobbe S. 160 u. A. Ebenfo nah dem franz. €. 
®.v. 1841, Art.55 und dem ital. G. v. 1865, Art. 50, dazu Grünhut ©. 190 fig. 
— Rach dem preuß. Gef. v. 1874 übergeht das Eigenthum mit der Zuftellung des 
Enteignungäbefchluffes (8. 44). Diefer Beſchluß feßt den Nachweis voraus, daß die 
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in folden Fällen, in welchen Traft des Geſetzes 88. 8. 9. 10. 33 
E. €. ©.), tie Zahlımg, bez. der Erlag eines Entſchädigungskapitals 
barum nicht ftatthat, weil bie fofortige Ermittlung desſelben unthunlich 
ift, Tann der Vollzug ber Enteignung fchon nah Sicherftellung ber 
Entſchädigung (8. 10) bewilligt werben ($. 35) und ift anzunehmen, 
baß fich der Eigenthumsübergang mit dem ficherftellungsweifen Erlag 
vollzieht. (Arg. 8. 35, welcher in NRüdficht des Vollzugs Leiftung 
und Sicherftellung gleichſtellt.) 

Obwohl fowohl das Enteignungserkenntniß als der gerichtliche 
Erlag der Entſchädigungsſumme nad) 88. 20 u. 34 d. E. €. ©. be- 
züglich verbücherter Objekte in ben öffentlichen Büchern „anzumerken“ 
ift (8. 20: „das Erfenntniß . . . mit ver Wirkung, daß ſich Niemand 
auf die Unkenntniß ver E. berufen Tann“), jo bat bie Unterlafjung 
biefer Anmerkungen doch nicht etiwa die Wirkung, daß fich dritte Per- 
fonen in Anfehung des Erwerbes des Eigenthums und anderer ding. 
licher Rechte auf vie Glaubhaftigkeit des Grundbuchs berufen Fönnten, 
ba der öffentlichrechtliche Charakter des &.- Altes ven Erwerb entgegen: 
jtehenver Rechte ausfchließt. Die Vorfchrift ver an fich überflüffig 
buplizirten „Anmerkung“ dient — gerade fo wie die Anmerkung der 
Minderjährigkeit ($. 20) — offenbar nur zu Evidenzzwecken.!n0 

Die Zwangsenteignung hat bie Rechtswirkung, daß das Eigen» 
thum nom Expropriaten auf ben Enteigner übergeht!!! und baf 


Entſchädigung bezahlt oder hinterlegt ift ($. 32). Vergl. Mayer VIIL ©. 579, 
Rohland ©. 41, Dernburg, Hyp. R. $. 19.4. 

110) Bgl. Prajät ©. 62, N. 28, Strohal S. 132, Shiffner ©. 137, 
Pollaczet, Zur. Bl. 1889 Nr. 1. Dasſelbe gilt von der Löfchung der Anmerkung 
im Falle des 8. 37 E. E. ©. 

111) Bgl. 8.9 lit. c. u. $. 11 E. Konz. ©. v. 14. Sept. 1854, 88. 15. 16 
Reichswaſſerg. v. 30. Mai 1869, 88.98. 100 Bergg., Sef. v. 9. Mai 1874 3. 70, 
88. 1.6. 8 flg. über die Anlegung von Eifenbahngrundbüchern. Durch die 8$. 9 u. 
11 Konz. ©. und das leßtgenannte Gef. v. Sabre 1874 wurden auch das Hofbk. v. 
15, Oktober 1845 3. 904 und das Hofd. v. 18. Februar 1847, 3. 1036 aufgehoben. 
Eiſenbahnenſtrecken haben gewiß eine ganz andere rechtliche Bedeutung als öffentliche 
Straßen; fie fliehen nicht im Gemeingebrauch, fondern in der ausſchließlichen Be⸗ 
nußung der Unternehmung und dienen nur infofern dem allgemeinen Verkehr, ald 
die Leptere zufolge der Konzeffion und nach allgemeinen Gefegen (Art. 422 9. ©. 2.) 
verpflichtet ift, mit Jedermann Transportgefhäfte abzuſchließen. (Bergl. auch 
Stobbe: D. Pr. R. 9.64, N. 10.) Das ausſchließliche Eigenthumd- und Bes 
nutzungsrecht der Unternehmungen an den Bahngrundftüden wird auch in zahlreichen 
neueren Konzeffiondgefepen anerkannt, indbefondere dadurch, daB — nach Ablauf ber 
Konzeffionddauer — der Staat „in das laftenfreie Eigenthum und den Genuß) der 
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zugleich alle binglichen Rechte Dritter erlöfchen, foweit felhe mit 
dem Zwecke der Enteignung nicht vereinbar find. (88.22.34. E. G. 
v. 1878.)112 

Das Eigenthum gebt auf den Erproprianten über, mag nun biefer 
ber Staat, bie Gemeinde oder eine andere öffentliche oder Privat- 
Iorporation oder eine phyſiſche Perſon fein. Im dieſen Fällen kann 
auch der Erwerber um bie Eintragung feines Eigenthumsrechtes in bie 
öffentlichen Grund⸗ Berg-, Eifenbahn-Bücher anſuchen, e8 fei denn, 
baß es fich um öffentliche, vem Gem ein gebrauche gewibmete Sachen 
— aljo um jog. öffentliches oder Gemeindegut (8. 287. 288 G. 2.) 
handelte, welches allerbings fein Gegenftand der öffentlichen Bücher 
ift G. 2 des Gr. Einführ. ©. f. Böhmen vom 5. Dezember 1874 
3. 92, konform die übrigen Gejeße über Anlegung von Grund» 
büchern) „113 


Bahn, namentlich ded Grund und Boden? , ded Unter und Oberbaues“ ıc. eintritt. 
(gl. die Zufammenftellung der E. Konzeffionen bei B. 8. (allina): Beitrag zur 
Eifenbahntarif- Reform (1774) ©. 47—55. YZufolge des citirten Gef. v. 19. Mai 
1874 müffen alle im Beſitze (Eigenthum) einer Eifenbahnunternehmung ftehenden 
Grundſtücke, welche zum Betriebe der Eifenbahn zu dienen haben, in die Eifenbahn- 
bücher eingetragen werden ($. 2. 3). 

112) Keinen anderen Sinn hat wohl die Borfchrift des 8. 20 des Gef. v. 19. Mai 
1874: „Hypotheken⸗ und andere Laften, deren Realifirung zur zwangsweiſen Ber- 
äußerung eines Eifenbahngrundftüdes führen könnte, find von der Eintragung in 
die Gifenbahneinlage ausgeſchloſſen“. Haften foldhe Laften auf einem Grundftüde, 
welches nicht im Erpropriationswege erworben wurde, fo hat die Unternehmung — 
falls freiwilliges Übereintommen oder das Provokationsverfahren nicht zu dieſem 
Ziele führen — „den laftenfreien Übergang im Erpropriationdwege zu be» 
wirfen” 68. 20. 29. 39. desfelben Gef. Vgl. auh GrünhutE©. 181 flg., Prazaͤk 
6.53, Rohland ©. 38 flg., Exner, Hyp. R. ©. 285; Schiffner 8.134. Noch 
weiter geht 8. 45 des preuß. E. G. v. 1874: „Dad Grundftüc wird von allen 
privatrechtlichen Verpflichtungen frei, ſoweit der Übernehmer diefelben nicht vertrags⸗ 
mäßig übernommen hat”, — eine Beftimmung , welche darum zu empfehlen ift, weil 
außerbem in jedem einzelnen Falle eine Unterfuchung erforderlich ift, welche dinglichen 
Rechte mit dem Expropriationszwecke vereinbar find. Bol. Rohland ©. 39. 

113) Die bezüglichen Geſetze bezeichnen ale vom Eintrag in dad Grund buch 
ausgeſchloſſen: „das öffentliche Gut“, wobei manche derfelben den 8. 287 A. B. G. 
2. citiren. Obgleich nun der $. 287 nur von Landes» (Staatd-) Straßen ꝛc. fpricht, 
fo ift doch nicht mit Grund zu bezweifeln, daß hierbei auch an das fogenannte Ge⸗ 
meindegut (8. 288 3. G. B.), insbefondere an Bezirfd- und Gemeindeftraßen zu 
denen ift, und daß daher alle öffentlichen Wege (88. 287 und 288 G. B.) im Ge⸗ 
genfaß zu den Privatiwegen dom Eintrag in dad Grundbuch audgefchloffen find. 
Bergwerke gehören in das Bergbuch, Grundftüde, welche für die zum allgemeinen 
Verkehr beftimmten Eifenbahnen enteignet wurden, in die Eifenbahnbücher, melde 
zufolge des Gef. v. 19. Mai 1874 3. TOR. G. angelegt wurden. Es kann m. €. 


Nanda, Eigenthum n. öftere. Recht. 13 
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Gefahr und Nugungen übergeben nach vem Brinzip (der 88. 1311. 
1048 fig.) des A. B. ©. 3. mit dem Eigenthumswechfel. 114 

Nach den bisherigen Ausführungen Tann über bie rechtliche 
Natur der Erpropriation kaum ein erheblicher Zweifel beftehen. Die: 
felbe ift fein Zwangs verkauf; benn ber Staat veräußert und über- 
trägt nicht fremdes Eigenthum, ſchließt überhaupt feinen Vertrag ab, 
fondern nimmt die Sache dem Eigenthümer, gewährt dem Enteigner 
das Eigenthum baran und geftattet ihm bie einfeitige Befitergreifung 
— wobei er dem bisherigen Eigenthümer nur eine Entſchädigung 
fihert.115 Die Expropriation begründet auch nicht eine Zuſtands⸗ 


feinem gegründeten Zweifel unterliegen, daß im „Eigenthumdblatt” (88. 6. 7. 8. 17 
u. a.) nicht die Konzeſſionsrechte“, fondern dad Eigenthum srecht der Eifenbahn- 
unternehmung an den Bahngrundftüden einzutragen ift; denn den Gegenftand dee 
Eintrags bilden nur Grundſtücke bez. bücherliche Rechte (88. 2. 8 des Gef. und $. 9 
G. G. u. 8. 2 der Br. Einf. ©.). In diefem Sinne lautet aud der Beſchluß des 
zweiten öfterr. Advolatentages (1876). Die Prarid der Gerichte ſchwankt, wie bie 
in der Rot. Zeit. 1877 Nr. 16 angeführten oberftrichterlichen Entſcheidungen darthun; 
bald wird dad „Eigenthum”, bald werden die „aus der Konzeſſionsurkunde zuftehenden 
Rechte” einverleibt. Bei denjenigen Bahnen, welchen vom Staatenur die Benutzung 
auf eine beftimmte Zeit“ überlaffen wurde, follte der Staat als Eigenthümer, die 
Unternehmung ald Ufufruftuarin eingetragen werden. 

114) Dal. auch Prazaͤk S. 60. And. A. Kirhftetter S. 194, welder die 
Berfeltion der Enteignung für entſcheidend hält. Konfequent follte allerbinge wie das 
Eigenthum, fo die Gefahr des enteigneten Objekts mit der Perfektion der E. über- 
gehen; vgl. befond. Grünhut ©. 189, Stobbe S. 160, auch Mayer, Jenaer fit. 
3. 1877, Rr. 10. (Der von Lepterem behauptete Widerfpruch befteht nicht.) 

115) Für einen Zwangskauf erflären die Erpropriation beſonders Gerber 
8. 174b, Note 1, Körfter II, 8.131, R. 25, Gruchot, Beiträge IX, ©. 83, 
Martin, Arch, f. prakt. R.W. 9.2.6. 64 fig. u. 169 fig.; auch das bayer. 2. 
R.IV 38.2 und das preuß. L. R. I11$. 4 (nicht aber das Gef. v. 11. Juni 
1874) gehen von demfelben Geſichtspunkte aud. Über und gegen diefe Auffaffung ber 
ſonders Laband ©. 171 flg., Grünhut ©. 178. 180 flg., Mayer ©. 192 flg., 
Rohland ©. 30 filg., Prajät ©. 44, N. 1, Roth ©. 173, Schiffner 8. 134, 
Krainz $. 216. Zwar der Mangel des Willend des Erpropriaten flände der An⸗ 
nahme eined Zwangsverkaufes nicht im Wege, wie unbeftritten der gerichtliche 
Zwangsverkauf (8. 1089 ©. 3.) darthut, wo ftatt des Eigenthümers der Gläubiger 
(bez. das Gericht) veräußert. (And. A. die letztgenannten Schriftfteller ; dazu Erner, 
Hyp. S. 230 fig.) Allein die Enteignung hat, wie fhon Stein richtig bemerkte, 
weber mit dem wirtbfchaftlichen Charakter, noch mit dem juriftifchen Wefen des Kaufes 
(vertragdmäßiger entgeltlicher Überlaffung) das Geringſte gemein. (And. A. neuefl. 
wieder Harraſowéky ©. 2u. 6.) Man erwäge: daß beim Kauf der Eigenthums⸗ 
übergang nicht mefentlich ift, daß der Erpropriat keine Verpflichtung zur Tradition 
und zur Gewährfeiftung hat, daß die Veräußerungsverbote der E. nicht im Wege 
ftehen, daß der Erpropriant Eigenthum aud) dann erwirbt, wenn der Erpropriat nit 
Eigenthümer war, daß dingliche, mit dem Zwecke der E. unvereinbare Rechte er⸗ 
löfdhen — durchwegs Erſcheinungen, melde der Ratur des Verkaufs geſchäͤftes 
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obligation, beftehend in’ der Verpflichtung des Eigenthümers ber be- 
treffenden Sache, diefelbe gleich als ob er Verkäufer wäre, zur Aus- 
führung bes Unternehmens gegen Entgelt abzutreten.1it Denn ber 
Erpropriat hat gar feine pofitive Verbindlichkeit, fonbern nur bie nega- 
tive Pflicht, der Befitergreifung bes Enteigners kein Hinderniß ent- 
gegenzufegen; auch das Recht, vom Erproprianten bie Entſchädigung 
zu verlangen, beruht auf einer einjeitigen Obligation bes Enteigners. 
Ein Kaufvertrag oder eine analoge Quaſikontraktsobligation befteht 
ſohin durchaus nicht. Vielmehr erfcheint die Enteignung als eine eigen- 
thümliche, auf einem einfeitigen Akte der Staatsgewalt beruhende 
Eigenthumserwerbsart, der zufolge der Enteigner das Eigenthum un⸗ 
mittelbar mit ber Zahlung (Depoſition) der Entſchäͤdigungsſumme 
erwirbt.117° Der Erwerb ift ſohin fein berivativer, fontern ein origi- 


. 


ſchnurſtracks widerfprechen und nur durd den öffentlichen Charakter des einfeitigen 
Staatsaktes erklärt werden können. Dies verfennt auch nicht Die vermittelnde Theorie 
Gruchot's a. O. lit. a bid d. Was aber die Verpflichtung zur Zahlung und Ber- 
zinfung der Entfhädigungsfumme betrifft, fo bedarf ed zu deren Erflärung gewiß 
nicht der Herbeiziehung des Kaufe. 

116) So Mayer ©. 183—245. Nach M. wird die zmweifeitige Obligation 
durch den Zuftand des Grundſtücks (deſſen Unentbehrlichfeit für den E. Zwech) be⸗ 
gründet, und ſoll dieſelbe hinfichtlich der Leiſtung und Gegenleiſtung nach den Grund⸗ 
ſaͤtzen des Kaufs beurtheilt werden. Allein die hiernach fich ergebenden Konſequenzen 
find im Weſen dieſelben, wie beim Zwangsverkauf (f. vor. Rote), beweiſen ſohin die 
Unhaltbarkeit der Hypotheſe. Insbeſondere iſt die Annahme einer zweiſeitigen Ob⸗ 
ligation eine mit der juriſtiſchen Sachlage unvereinbare Behauptung. Vgl. dagegen 
auch Laband S. 175 flg, Grünhut S. 178 flg., Prazaͤk ©. 47, Rohland 
S. 32, Schiffner 8. 134. Wenn Mayer neuerlich VIII, ©. 573, N. 75 aus⸗ 
führt, daß ſchon vor der Erpropriation ein Anſpruch auf Abtretung (?) beſtehe, welchem 
das Recht auf Entichädigung entfpreche, fo ift zu bemerken, daß jener Anſpruch erft 
mit dem E. Erkenntniß entfteht, daß ferner die Entfchädigungspflicht erft eine Folge 
der Enteignung ift, und daß jenem Anfpruche feine pofitive Verpflichtung des Er- 
proyriaten zur Übertragung enifpricht, wie mir fie beim Kaufe finden, Kurz: das 
Synallagma fehlt. 

117) Dies ift auch die herrfchende Kehre, vgl. Laband ©. 178 flg., Grün- 
but 6. 183, Dernburg ©. 59, Röslerg. 195, N. 2, Rohland ©. 33 flg., 
Stobbe ©. 161, Prazak a. O., Shiffner$. 134, Ulbrih, Et. NR. ©. 106, 
Strohal, Zur Lehre xc. ©. 131 flg., deifen Bemerkung N. 4, daß der Erwerber 
nit unmittelbar aus dem Geſetze erwirbt, richtig ift. Bon den öfterr. Kommen- 
tatoren ftellt Stubenrauch I, ©. 484, N. 4 die Enteignung unter den Geſichts⸗ 
punkt des Zwangskaufes, ebenfo Michel, Eiſenbahnrecht ©. 93, Krainz 8. 216 
fpriht vom Quaſikontrakt; — richtig dagegen Kirchftetter ©. 191 (3. A.), der 
fih an Grünhut anfhließt. Für das öfterr. Recht liegt nicht der geringfte pofltive 
Anhaltöpuntt vor, die Erpropriation als Zwangskauf zu betrachten, zumal ber 
8. 179 III des weftgal. ©. B., welcher den Abtretungewillen des Enteigneten fin- 
girte, in dad A. B. ©. B. nicht aufgenommen wurde. Pol. Prajat ©. 48. 
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närer,118 daher jelbft ver Umftand, daß derjenige, gegen ben bas 
Enteignungsverfahren durchgeführt wurde, nicht Eigenthümer war, 
bem Eigenthumserwerbe des Exrproprianten nicht im Wege fteht, ſofern 
nur bie für das E.⸗Verfahren vorgefchriebenen Förmlichleiten beobach⸗ 
tet wurben.118 Aus dem öffentlichen Charakter und ber Einfeitigleit 
bes Erpropriationsaltes ergiebt fich ferner, daß bemfelben VBeränße- 
rungsverbote nicht entgegenftehen, 120 daß der Erpropriat Teineswegs 
verpflichtet ift, das enteignete Grundſtück zu trabiven, zur Beſitz⸗ 
anfchreibung mitzuwirken, 121 für Eviktion und Mängel Gewähr zu 
leiften 122 und daß alle vinglichen Laſten erlöichen, welche mit dem 
Zwecke ber Enteignung nicht vereinbar find. 123 

Der Defik geht allerdings nicht gleichzeitig mit dem Eigenthum 
Auf ven Exrproprianten über; ber Erwerb besfelben richtet fich viel- 
mehr nach ber allgemeinen Regel ($. 312 ©. B.); doch darf fich ber 
Enteigner nach Zahlung (Deponirung) der Entſchädigung eigenmächtig 


118) Bergl. fon Thiel ©. Iflg., Grünhut ©. 183, Dernburg $. 35, 
S. 39, Prajat S. 48, Stobbell, ©. 161, Schiffner 8. 134, ©. 136. Anders 
Harraſowsky a. a. O. Es ift daher auch zum Erwerb von Grundftüden der Ein 
trag in die öffentlichen Bücher nicht erforderlich. Pol. auch $. 17 des Gef. v. 19. Mai 
1874, Nr. 70, demzufolge die bücherliche Abſchreibung des für Eiſenbahnen erpro- 
priirten Orundftüdes, bez. der Eintrag deöfelben in dad Eifenbahnbuch für den Erwerb 
desfelben unentjcheidend if. Bol. Prajat S. 50, Schiffner a. D. und die Ent- 
fheidung des O. ©. H. vom 22. Juni 1875. ©. Halle 1875, Nr. 85. Nach 8. 24 
ded preuß. €. ©. v. 1874 dient diefelbe zur Evidenzhaltung des Entſchaͤdigungs⸗ 
len. — Über die Bedeutung der „Anmerkung“ des Ent.-Erkenntniffes vgl. 

110 

119) Dem Eigenthümer bleibt nur die Bereicherungdflage gegen den faktiſch 
Enteigneten vorbehalten. Bergl. Laband ©. 174, Grünhut ©. 180, Rohland 
©. 32, — mit Vorbehalt auch Prazaͤk S. 48 (fofern nicht beim mangelnden Eigen- 
thum des Erpropriaten „die Wahrung ber vorgefchriebenen Formen in Frage geftellt 
fein dürfte‘). Dagegen will Mayer S. 244 in diefem Falle gegen den wahren Eigen- 
thümer dad E. Berfahren von Neuem eingeleitet wiffen. 

x 120) Fideikommißgüter ſind ebenſo gut wie Kirchengüter der Enteignung unter⸗ 
worfen. 
» 121) Das Hofd. vom 30. April 1841 3. 12773 iſt vorlängft aufgehoben. Bol. 
ote 109. 

122) Bol. Laband ©. 180, Grünhut ©. 182, Dernburg ©. 59, Roh⸗ 
land ©. 30, Stobbe ©. 161, Brajat S. 50, Säiffner 8.134, Ar. 47. — 
And. Anſ. Mayer ©. 238, 244, der die Analogie ded Kaufd anwendet. Selbft- 
verftändlich kann hiernach aud) von der Anfechtung wegen Berlegung über die Hälfte 
des Werthes nicht die Rede fein. 

123) Bol. oben Rote 112: „Zmwifchen dem Verkaufe ... und der Enteignung be⸗ 
fteht demnach eine tiefe Kluft, welche durch eine bloße Fiktion nicht audgefüllt werben 
fann.” Grünhut S. 182, 
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in ben Defit des erpropriirten Grundſtückes feßen ($. 9 lit. c. bes 
E. Konz. ©. v. 14. September 1854 u. Min. V. v. 5. September 
1874, 3. 119 R. ©., welche in diefem Punkte zufolge 8. 46 bes 
Gef. v. 18. Februar 1878 auch heute noch Geltung haben). Ühri- 
gens gehört die Vollftredung des Expropriationserkenntniſſes aus- 
fchlteßlich in ben Bereich ber politiihen Behörden. Die Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft hat nöthigenfalls ven Erproprianten in den Befit 
bes erproprürten Grundes einzuführen und zwar zunächit burch Ge- 
ftattung der einfeitigen Offupation, eventuell durch Beiftellung der 
erforderlichen Affiftenz. Das gerichtliche Verfahren ift hier völlig aus- 
geichlofjen. 125 


8.8. Veranßernugsbeſchränkungen. 


Das Recht, feine Sache zu veräußern, gehört zu den felbftver- 
ftändlichen Befugniffen des handlungsfähigen und dispoſitionsberech⸗ 
tigten Eigenthümers, welchem bie volle Herrichaft, alfo auch bie freie 
rechtliche Verfügung über die Sache gebührt.! Die Veräußerung int 
weiteren Sinne begreift ſowohl das gänzliche Aufgeben des Rechts mit 
ober ohne Übertragung auf einen Anderen (Verzicht), als das Aufgeben 
eines mit der Sache verbundenen Realrechtes und die Einräumung 
eines beſchränkenden binglichen Nechtes (88. 231—233. 244. 1008 
©. B.).? Die Veräußerung der Sache im engeren Sinne, d. i. 


_ 124) Übrigens kann die Ofkupation, bez. zwangsweiſe Einführung des Erpro- 
prianten weder durch Anfechtung des Entfchädigungserfenntniffes im Inftangenzuge, 
noch durch Betreten des Prozeßweges aufgehalten werden. 8. 35 Gef. v. 1878. 

125) Bergl. au Nr. 3388. 3582 Samml. GI. U. W., dazu meinen Befik 
6.147 und Prajät S. 196. " 

1) Für das R. R. vergl. Lauf, Linde's Zeitfchr. V, ©. 1flg., Pagenſtecher 
I, 88. VOL. IX. Bangeromw$. 299, Böding$. 158, Shmidg. 4, Wind» 
ſcheid 8. 172. a, Brinz$.134, E. Aug. Scuffert, Das gefehliche Veräußerung3- 
verbot bei Singular- und Univerfalvermächtn. n.röm. Recht (1854), Fr. Schröder, 
Zur Lehre von den gefeßlihen Deräußerungsverboten. 1875 (dazu Kohler, Krit. 
8. I. Schr. 1877. S. 143 flg.), Dernburg, Pand. 8. 217; für das öfter. R., 
befond. E. Steinbach, Vertragsmäßige und Ieptwillige B.-DVerbote, Ger. Zeit. 
1877. Rr. 3946, meinen Aufſatz, Jur. Bl. 1877, Nr. 34, Schiffner, Lehrb. 
$. 130, der die B.-Berbote im allgemeinen Theile behandelt, Krainz $. 201. 

2) Die alienandi potestas ift ein Raturale des Eigenthumsrechtes. Brinz 
6.471.488. Das Recht der Beräußerung ift übrigens auch bei anderen Bermögend- 
rechten ſelbſtwerſtaͤndlich, foweit nicht nach der eigenthümlichen Natur derfelben (wie 
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die Übertragung derſelben auf Andere oder bie Beſtellung binglicher 
Rechte an verfelben, tft wohl zu unterfcheiven von bem der Beränfe- 
rung zu Grunde liegenden, berfelben meift vorausgehenben obligatori- 
ſchen Rechtögefchäfte, tem jogenannten Rechtsgrunde ver Ber- 
äußerung (causa alienationis). So kann die Tradition auf Grunt 
eines Kauf⸗, Tauſch⸗ Schenkungsvertrages zc. erfolgen.” Das Ber: 
änßerungegefchäft (die causa a.) kann ungültig fein, während tie 
auf Grund tesjelben vorgenommene Beräußerung gültig ift (vgl. 
8. 1431 fig.) und umgelehtt. . 

Die Veräußerung kann übrigens nicht als Ausübung bes Eigen- 
thums angefehen werben.* Das B.-Berbot jchließt das Einſchuldungs⸗ 


bei den Sewituten) oder zufolge fingulärer Rechtövorihrift eine Ausnahme Plag 
greift. Bol. au Unger. 74, R. 14. Zum Inhalt des Rechts kann die Beräuß.- 
Befugniß nicht gerechnet werben (Thon, Redhtänorm ©. 327 flg.;, wohl aber ift 
fie regelmäßiger Ausflug des Rechtes. (AA. Thon a. D., welder died mit Un- 
recht leugnet). Damit Recht und Dispoſitionsmacht audeinanderfallen, bedarf es 
befonderer Normen. 

3) Bergl. c. 7.C. de rebus non al. 4. 51. u.8. 219 ſäͤch ſ. G. 9. Die de 
ftellung dinglicher Rechte wird alienatio oonstitutiva genannt. Das Verbot der 
Beräußerung ſchließt daher in der Regel das Berbot der Berpfändung (Belaftung) in 
fh. Unger 8. 94, N. 14. (Für das preuß. R. gilt die Regel fo allgemein nidtt. 
Dernburg I, 8. 80.) Auch die Realtheilung der Miteigenthümer gilt ald Ber: 
äußerung. Bl. Ungera. D.R. 13 u. Arndis, Eiv. Schrift. I, ©. 491 (8. 3. 
1658 Ar. 147) gegen die Entf. Nr. 507 Gl. U. W., während fie Steinledhner, 
Communio. 2, 8. 24 mit Unrecht ald Konfolidation, Alkreszenz, Befreiung von der 
Beſchraͤnkung auffaßt. Das Berämßerungsnerbot fchließt die leptwitlige Berfügung 
nicht aus (8. 610 B. ©. B.). — Der Erfigung ſteht dad B.-Berbot nur infoweit 
entgegen, ald dad B. Geſchaͤft einen gültigen Erfipungstitel nicht abzugeben vermag. 
Nur das Berlieren wollen meint Paulus inL. 28 D. de V.S., vgl. befond. 
Zitting, Arch. 51 ©. 252 flg.; dagegen finden die Meiften (Geuffert $. 14, 
Czyhlarz, Dotalr. 6. 201, Windſche id $. 182, NR. 14, weientl. auch Scdhrö- 
der ©. 6flg.) in dem B.-Berbot einen Ausſchließungsgrund ber Crfigung. Biweilen 
fallen beiderlei Rechtögefchäfte zeitlich zufammen, z. B. bei der ſchenkungsweiſen Tra⸗ 
dition, bei der Geffion, aber felbft beim Kauf, wenn die Annahme ded Kaufantrage 
durch Übergabe des Kaufobjekts erfolgt; beſonders häufig dort, wo das dingliche 
Recht durch den bloßen Konfens der Parteien beftellt oder übertragen wird, 4 2. 
Sewituten nah rom. R., Eigenthum nah franz. R. (art. 1138 C. C.). Bergl. 
Hofmann, Lehre von tit. u. mod. acq. (1873) $. 9. Die Auffaffung des Kaufe 
ald dinglicher Entäußerungevertrag Gernhöft, Iher. Jahrb. 14 ©. 64 fig.) 
paßt nur auf das franz. u. engliiche Recht. — Ob dad B.-Berbot aud die Richtigleit 
des Beräußerungsgefchäftes zur Folge habe, ift wohl nad) der Tendenz des erſteren 
von Fall zu Fall zu prüfen. Die Frage verneint im Allgemeinen bejonderd Van⸗ 
gerowg. 29, Shmid 8.4.9, Unger$.94,R.23, Hofmann a. D,, da⸗ 
gegen neuerlich Czyh larz, Dotalr. 8.59, Kobler, Kit. B. Scht. 19 ©. 150 fig. 
Dernburg $. 217. 

4) Denn Ausübung des Rechts ift Geltendmachung des ftofflihen Inhalts. 











8.8. Veraͤußerungsbeſchraͤnkungen. 199 


oder Belaſtungsverbot in ſich. (Vgl. Nr. 11964 Samml. SI. U. 
W. Pf.) 

Die Veränßerungsbefugniß kann aber ausnahmsweiſe ausgeſchloſ⸗ 
ſen oder beſchränkt ſein. Es iſt indeß ſofort zu bemerken, daß hier nur 
bon jenen Veräußerungsbeſchränkungen die Rede fein kann, welche das 
Eigenthum an fich, nicht aber die Perſon bes zufälligen Eigen- 
thümers ober feines Stellvertreters treffen. Es gehören daher nicht 
bierher jene Veräußerungsbeſchränkungen, welche in dem Mangel ver 
vollen Handlungsfähigfeit® oder Dispofitionsbefugniß” des 
jeweiligen Eigenthümers oder in dem beichräntten Verfügungsrecht 
feines berufenen Vertreters ihren Grund haben.® Yusbejonbere 


Bergl. Arndts, Zeitfchr. R. F. I S. 371R.1, Unger I ©. 613, Förfter 
8.160, R.85, Thon a. O. Und. A. ift Böding 8.128, R.1. 8.157. Die 
Quellen fiheinen widerfprechende Entfcheidungen zu enthalten. Vgl. für die hier ver- 
tretene Anfiht L. 29. pr. $. 1 D. quibus mod. ususfr. 7. 4., dazu meinen Befig 
8.26, R. 4, dagegen L. 38-40 D. de usufr. 7. 1. Das Aufgeben des Beſipes 
erjcheint nicht ald Alienation. Vgl. L.4. $. 1 D. de alien. jud. mut. 4.7 u. L. 
119. D. de R. J. 

5) Biel weiter faßt den Begriff des B.-Berboted Schröder ©. 15.20. 173 fig. 
als Linterfagung jedes Rechtsgeſchäftes Aktes], welches auf Herbeiführung des Ver⸗ 
luſtes eines Vermögensſtückes gerichtet ift. Er ſubſummirt darunter nicht bloß bie 
echten gefehlihen B.-Berbote (j. R. 12), fondern auch die Verbote an Verwalter 
fremden Bermögend (von Mündelgütern, Immobilien von Kirchen und milden 
Stiftungen) und gewiffer Bermögendftüde der Deszendenten (Schröder 8.5.6). 
Für das öfterr. Recht entfallen dic Einwendungen Schröder's S. 173 fig. gegen 
die berrichende Auffaffung, welche in den V.⸗Verboten eine Rechtsbeſchraͤnkung er 
blickt; übrigens laffen ſich gewiſſe an das Verbot gefnüpfte weitgehende Folgen 
(Richtigkeit des obligatorifchen V.⸗Geſchäftes, die c. ex injusta causa, ete.) durch 
den Willen des Geſetzes genügend erflären. S. Schröder felbft S. 177. 

6) 3.3. der Minderjährigen, der Verſchwender. Vgl. Brinz 98. 55. 134, 
Bindfheid$.172aN.1, Schiffner 8. 130 N. 14.17. 

7) 3. B. des Kridatars in Anſehung des Kridavermögens ($. 1 Konk. Ordg.) 
oder des Ordensgeiſtlichen bezüglich des früher erworbenen Vermögens (8. 182 DB, a. 
St.). Schmid 8. 4, R. 2, Stein bach Nr. 42. Während Kißling, Konkurdorbn. 
©. 18 (2. A.) richtig bemerkt, daß durch den Konkurs nur das Verfügungsrecht 
des Kridatard, nicht aber feine Handlungsfähigfeit im Allgemeinen befchräntt 
wird, will er dennoch ©. 19 die von handlungsunfähigen Perfonen fprechenden 
88. 151. 244. 865 ©. B. auch auf die vom Kridatar bezüglich der Konkursmaſſe 
TER MIEREN Handlungen analog anwenden. Solche Alte des Lepteren find abfolut 
ungültig. 

8) Daher gehören indbefondere nicht hierher die gefeßlichen Beflimmungen, durch 
welche dem Bater, Bormund oder Kurator die Veräußerung von Sachen, inäbefon- 
dere von Immobilien ihrer Pflegebefohlenen ohne Bewilligung der Bormundfchaftd« 
oder Ruratelöbehörde nicht geftattet ift (88. 152. 231—233. 282 G. B.). Durch 
biefe Borfehriften ift nur die Dertretungd- (Adminiftrationd-) Befugniß der Haus⸗ 
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kann in dem letzterwähnten Falle nichts darauf ankommen, ob vie Voll⸗ 
macht des Vertreters auf freiwilliger Beſtellung ($. 1002), auf richter⸗ 
lichem Auftrag, auf ver Verfafjung einer juriftifchen Berfon oder un- 
mittelbar auf einem Zuſtande (dem Geſetze) beruht ($. 1034 ©. B.). 
Überhaupt liegt wahre Unveräußerlichfeit nur da vor, wo dieſelbe nicht 
auf einem bloß perfönlichen Mangel (Handlungs oder Dispoſi⸗ 
ttonsunfähigkeit des jeweiligen Eigenthümers), ſondern anf ber recht. 
lihen Beftimmung ober der juriftifchen Eigenjchaft der Sache felbft 
beruht. Die Wirkung derſelben befteht nothwendig darin, daß bas 
bingliche Recht trotz ber faltifchen Veräußerung (Übergabe) unverän- 
bert bei dem verbleibt, dem es vorher zuftand.? Selbſt die exekutive 
Veräußerung ift ausgefchloffen, wenn es fich nicht um bereits vorbem 
erworbene, durch Veräußerungsverbote nicht zerftörbare ſelbſtändige 
Rechte Dritter, fondern um die Realiftrung von Anfprüchen hanbelt, 
welche Jemandem Tebiglich gegen die Berfon des dispoſitionsbeſchränk⸗ 
ten Beſitzers ber unveräußerlichen Sache zuftehen.10 Es barf daher 


väter, Bormünder, Kuratoren beſchränkt; an fich find Güter der Pflegebefohlenen fo 
gut veräußerlich als etwa Sachen, welche im patrimonium der Gemeinde, des Landes 
oder Staates ftehen, obwohl zur Beräußerung von Sachen diefer Art bisweilen bie 
Benehmigung einer höheren Adminiftrativbehärde (Bezirfövertretung, Landedaud- 
ſchuß, Minifterium) oder einer gefebgebenden Körperfchaft (Landtag, Reichötag) er⸗ 
forderlih if. Bel. G. Schmidt, Vorleſ. I. ©. 177. And. Anfiht in Anfehung 
der Mündelgüter find Dernburg u. Windſcheid a. O., „venn immerhin Liege in 
der (dem Bormund) eingeräumten Stellung die Beräußerungdbefugniß an fi.” Died 
zugegeben — bleibt doc, die Frage, ob das Alienirungsrecht ein befchränttes oder 
unbeſchraͤnktes ift. Noch viel weiter faßt für dad R. R. den Begriff des V.⸗Verbotes 
Schröder ©. 16, und 88. 5. 6, dazu aber auch ©. 184 flg., wo dad an Minder- 
jährige gerichtete V.Verbot ald Beſchränkung der Handlungsfähigkeit aufgefaßt wird. 
Mit Windfcheid ſtimmt Schiffnera. O. 

9) Bgl. C. 8. 15.16.C. 5. 71: in dominio permansit, dominium a te dis- 
cedere non potuit, c. 5.0. 8.28: Alienatio proprietatis tuae jus non aufert. 
Del. Brandis, Gieß. Zeitſchr. 7. S. 183 flg. So z. 2. ift die Veräußerung ber 
Dotalgrundftüce trog der Einwilligung der Frau ungültig. Uber die Fälle der 
88. 367. 371. 824 ©. B., Art. 306 H. ©. B. vgl. Note 42 u. 8.13 d. B. und 
Schiffner a. O. 

10) Bol. Nr. 2821. 7365. 7390. 8647. 11180. 11964 Gl. U. W. — Der 
Unterſchied zwifchen den beiden obgedachten Fällen wird von unferer Spruchpraris 
häufig verfannt. Insbefondere kranken die Erk. Ar. 116. 140. 238. 3784. 5991 u. a. 
Gl. U. W. an einem inneren Widerſpruch. Trop des intabulirten B.-Berboted wurde 
hier den Exekutionsgeſuchen der Berfonalgläubiger des Befigerd der belafteten Reali- 
tät ftattgegeben, „weil fein Bermögendobjekt den Glaͤubigern entzogen werben dürfe.“ 
Entweder war das (teftamentarifche) V.⸗Verbot auch Dritten gegenüber rechtswirkſam 
— und dann war das Erekutiondbegehren abzuweifen (fo auch 1. und 2. Inſtanz), 
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beiipielsweife den Berfonalgläubigern des Fiduziars ($. 613) bie 
Exekution auf vie Subftanz des fiveitommiffarifchen Vermögens nicht 
geftattet werben. Mit Unrecht behauptet Krainz $. 201, daß un⸗ 
veränßerliche Sachen nicht einmal durch Erfigung erworben werben 
können; das Gegentheil geht ans $. 1474 G. B. hervor. (Dazu 
vgl. Note 3.) Dagegen fteht das V.⸗Verbot dev Veräußerung in Aus- 
übung eines früher erworbenen felbftänpigen Rechtes eines Drit- 
ten nicht im Wege1!; es ift daher insbeſondere bie Veräußerung bes 
mit einer fiveilommiffariichen Subftitution belafteten Nachlaffes ohne 
Zweifel wegen Erbfchaftsichulpen (88. 811 flg., 820 fig.) oder auf 
Grund ver Theilungsklage des Miteigenthlimers der fiveilommifjarifch 
fegtrten Sache (8. 843) zuläffig. 

Die wahren, das Eigenthum der Sache felbft treffenden Ver⸗ 


da die Gläubiger doch nicht mehr Rechte haben fönnen, ald ihr Schuldner (Auctor) ; 
oder es war nicht rechtswirkſam (died war hier der Fall) — und dann hätte die In⸗ 
tabulation deöfelben für unzuläffig und wirkungslos erffärt werden follen. Falſch 
ift die weitere Motivirung, daß das B.-Berbot dem Schuldner (nicht aber defien 
Gläubigern) nur die „perfönliche Befähigung” (?) entziehe, das Objekt zu ver⸗ 
äußern. Wäre dem fo, dann könnte das Veräußerungd- und Belaftungsverbot durch 
Schuldenmahen des Befigers leicht umgangen werden! Bol. auh Steinbach 
©. 169, Schiffner 8. 130 ©. 92. Seit der 1. Aufl. ift die richtige Auffaffung in 
der Spruchpraris allgemein zur Geltung gelommen. Vgl. Nr. 7390. 11180, 11964. 
Samml. 81. U. Pf. Sc. 

10a) gl, Nr. 4217. 6692. 7390. 9457. 10119. 11180 Samml. Gl. U. W. Pf. 
Allerdings ift aber die exekutive Sequeftration der Früchte (Pfandrecht quoad fructus) 
zuläffig, joweit dem Gigenthümer, 3. B. Fideitommißbefiger, der Fruchtgenuß zufteht. 
6, Rt. 6743 derf. Samml. — Die Bewilligung des Pfandrechts auf die Subſtanz 
des Gutes (vgl. Ar. 3075 derf. Samml., dafür auch Bekek, Not. Ztſch. 1892, Nr. 33) 
wäre zwar prinzipiell nicht undenkbar, da der Beriger zeitlicher Eigenthümer ift und 
das Pfandrecht jedenfalls mit dem Rechte des Auktors erlifcht; allein trogdem wäre 
doch nur die Erekution auf die Früchte (Sequeftration) zuläffig; auch wäre diefer 
Borgang nicht zu empfehlen : wegen leicht möglicher Irrungen im Grundbuch und der 
Gefahr des Überſehens Seitens Dritter ($. 468); ja er widerfpräche der Tendenz des 
$. 632: verba: „fo gilt die Berpfändung ... nur für... die Früdhte,... nicht 
aber für dad F. 8. Out." — ©. auch Rr. 5260. 7958 derf. Samml. 

11) Bel. L. 38. pr. D. de leg. III, c. 2. C. de fundo dot. 5.23. Seuf- 
fert$. 15.16. 20.21, Steinbad ©. 166, Unger 8. 94, N. 16. Richtig ber 
mertt Seuffert ©. 133, daß fich dieſe fheinbaren Ausnahmen aus der Ratur der 
Sache ergeben, aus dem Zwecke des B.-Berbotes und aus dem Grundfage, daß durch 
Anordnungen des Erblaffers die Rechte Dritter nicht beeinträchtigt werden fünnen. 
Selbſt Fideikommißgüter fünnen in Exekution gezogen werden, foweit es fi um 
ſolche Hypothekarſchulden handelt, welche bereitd vor Eintragung des Fideilommiß- 
bandes hafteten. Wegen Fideilommißfchulden hingegen, fowie wegen Schulden des 
Fideikommißbeſitzers findet immer nur die Exekution auf die Früchte des F. K.-Guted 
ftatt. 88. 632. 642. — Über die Erpropriation vgl. S. 205 flg. d. 2. 
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änperungsbeichränkungen werben üblicher Weife auf das Gejeh, 1? auf 
eine richterliche (richtiger magiftratliche) Verfügung !° oder auf Privat⸗ 
willen (Vertrag, legten Willen) zurüdgeführt.14 

I Was num bie fogenannten gefeglichen V.⸗Verbote betrifft, 
welche fich nach röm. Rechte insbeſondere auf bie im Streit befangenen 
Sachen (res litigiosae — dazu 8. 378 3. ©. B.), anf Dotalgrund- 
ftüde und das fogenannte peculium adventicium (bei mangelnder 
Zuftimmung des Vater) beziehen, 15 jo können wir nad) öfterr. Rechte 
weber bie eben genannten Gegenftänbe noch auch die im befchräntten 
Verkehr ftehenden (fog. extrakommerzialen) Sachen 16 al8 ſolche be 


12) Dahin gehört dad Berbot der Veräußerung der im Streit befangenen Sachen 
(res litigiosae), der Dotalgrundftüde u.a. S. Böding $. 158, Pagenftcher 
©. 70 fig., Windſcheid a. O. 

13) Vgl. z. B. L. 31 D. de reb. auot. jud. 42. 5 in Anſehung des Erbſchafts⸗ 
vermögens. Pagenſtecher ©. 68 flg., Arndts 8. 132, N. 2, Windſcheid 
8. 17220, R. 4, Fitting, Cip. Arch. 51 6. 273 flg. Dernburg a. O. Andere 
(beſonders Böcking 8. 158, N. 5) wollen die richterlichen V.⸗Verbote als eine be 
fondere Art gar nicht anertennen. Richtig Brinz I, ©. 490, der die fog. richter- 
lichen B.-Berbote gar nicht dahin rechnet, weil zwar der Perfon die Dispofitiond- 
befugnig — nicht aber dem Eigenthum felbft die Beräußerlicgkeit genommen fei. Richt 
richtig ift ed, wenn Bödinga.a.D. bei Befigeinweifungen, Kautionen und Arreften 
bloß von Realifirung der auf Privat willen beruhenden B.-Befchränkungen ſpricht. 
Krainz 8. 201 nennt die gefegl. und richterl. B. B. — „notwendige Verbote. 

14) Die herrfchende Meinung geht mit Bezug auf L. 114 8. 14 D. de leg. I. 
30. L. 61 D. de pactis 2, 14. u. a. dahin, daß die auf Privatmwillen beruhen⸗ 
den V.⸗Verbote nicht die Gültigkeit der Beräußerungen beeinträchtigen , fondern nut 
die Entfhädigungspflicht (Berfall der Konventionalftrafe) ded vertragewidrig Han 
deinden zur Folge haben. Bol. Windfcheid $. 1724 N. 5. Anderer Anficht be⸗ 
züglich des teflament. V.⸗Verbots ift aber Fitting a. D. 51. Bd. ©. 270, R. 60. 
— Für das ſächſ. R. vgl. 88. 223. 794. 2387. 2526 ©. B. — Über dad Retraft- 
und Borkaufsrecht vgl. das am Schluß Geſagte. 

15) Pal. e. 4. C. de litig. 8. 37. L. 5. L. 16 D. de fundo dot. 23. 5. c. 8. 
8. 5 C. de bonis etc. 6. 61; dazu Windſcheid 88. 125. 172. 497, Tewes, 
D.2. Schr. 6 5.219 flg. Partikularrechtlich ift das Verbot bezüglich der ligitioſen 
Sachen meift aufgehoben , neueftend auch im Deutfchen Reich 8.236 R. Gin. P. O. 
Vergl. Roth 8. 124, N. 8, Baron 8.127, Lang ©. 108. Dem öfter. R. 
(8.378 8. ©. 3. und 8. 306 ©. D.) ift ed unbelannt. (Dies überfieht Steinbad 
©. 154; vergl. Unger 8.128, N. 24, Schiffner S. 89; der Kläger kann aber bie 
Sequeftration der Sache verlangen. 8.193 ©. DO.) — Außerdem zählen die Meiften 
auch die Befchränktungen bei Beräußerungen von Mündelgütern zu den gefeplichen 
B.:Berboten. Dagegen f. Rote 8. Über andere Fälle vgl. Bocking a. O. BWind- 
fheid8.172a.R. 1, Brinz $. 134, auch folg. Note. Dagegen faßt Schröder 
©. 188 fig. die e. 8 8. 5 Cod. eit. ald Beſchraͤnkung der Handlungsfähigkeit auf; 
das Verbot der Teftirung ſpricht aber nicht für dieſen Gefihtöpunft. 

16) Anderer A. ift Brinz $. 134 ©. 491: „Das einzige volle B.-Berbot ifl 
die Ertrafommerzialität”, und meint damit insbeſondere die nicht in „unferem Ber- 
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zeichnen, deren Veräußerung geſetzlich nicht geftattet wäre. Unver⸗ 
äußerlich waren ehedem auch nicht Theilgrundftüde ver landtäflichen 
und Bauerngüter — tro der Dismembrationsverbote, welche übrigens 
in nexerer Zeit weggefallen find (vergl. 8. 9 d. B., dazu Nr. 392. 
1480 Samml. Gl. U. W.). Als unveräußerlich erjcheinen nach öfterr. 
R. nur: 168 
a) Familienfideikommißgüter, welche auf alle Gefichlechts- 
nachfolger des Stifter oder eines Dritten übergeben und 
baber als „unveräußerliches Gut” in der Familie bleiben follen 
(8. 618). Der Mangel des Dispofitiongrechtes des jeweiligen 
Fideikommißinhabers tft hier eine Folge der Unveräußerlich- 
feit des durch Stiftung gebundenen Bermögens.17 Die troß- 
dem vorgenommene Veräußerung des Ganzen ober einzelner 
Theile tft nichtig und kaun die veräußerte Sache — bei der 
abfoluten Wirkung des bücherlich erfichtlichen B.-Verbotes — 
felbft vom Veräußerer felbft (ver nur erfatpflichtig ift) vindizirt 
werden. 18 
b) &üter, welche mit einer fideikommiſſariſchen Subftitution 
behaftet find (8. 613). Denn das Eigenthumsrecht des Fidu⸗ 
stars ift in Bolge des eventitellen Rechtes der Nacherben be- 
Ihräntt; das Geſetz (8. 613) vergleicht darum feine Stel- 


mögen“ fiehenden res publicae, quae in communi usu sunt, u. (für dad R. R.) 
die res divini juris (8. 126). Indeß auch dieſe Sachen, mögen ſie nun im Vermögen 
eines Privaten ſtehen oder zu einem Zweckvermögen gehören, können doch wohl — 
allerdings unter Aufrechterhaltung ihrer Widmung — veräußert werben. Fälle dieſer 
Art Tommen bei Übertragung von Staats⸗ oder Landesgut (Straßen, Brüden) an 
Gemeinden, und felbft an Private und umgelehrt häufig vor. Nur faktifch findet Un⸗ 
veräußerlichfeit ſtatt. (Vergl. 8. 3 Note 11 u. 23.) Daß nad Aufhebung der Wid- 
mung unbeichränfte Beräußerungäfreibeit flatt bat, Liegt auf der Hand. 

168) Im Weſen übereinftimmend neuefl. D ner, Sachenr. $. 24, wojelbft au 
die Ceſſionsverbote citirt find. 

17) Vgl. Roth 8. 123, Gerber $. 84, Unger VI, $. 89, Stobbe8, 87 
©. 107, vof mann, Tit. und Mod, 8. 9. Die Veraͤußerung mit Genehmigung 
des Gericht im Falle ber 88. 633. 634 ift eine finguläre, auf wirthſchaftlichen Zweck⸗ 
nn ste tägränden beruhende Maßregel. Über das beſchränkte Einſchuldungsrecht 

vol. 88. 635 fig. 

18) A. A. Gerber 8. 84, N. 12, Lewis, Pam. Fideikommiß ©. 254. — 
Rur bei bona fides des Veräußerers will Stobbe $. 140 die Vindicatio zulaffen. 
Die bona fides Dritter wird bei unterlaffener Eintragung des 3. K.-Bandes nad 
der allgemeinen Regel gefchüpt. Über die Art der Eintragung vgl. $. 22 d. B., 
Schiffner ©. 90 zählt die Fälle a und b zu den gewillfürten B.-Berboten. 
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lung — in offenbarer Rüdficht auf die Unveräuperlichkeit ber 
Subſtanz — mit ber des Fruchtnießers; jede gegen das Verbot 
vorgenommene Veräußerung ift daher nichtig (8. 613), ben 
Tall ausgenommen, daß der Gegenſtand in verbrandhbaren 
Sachen beftehen würde (Arg. 88. 510. 613). 10 (Über vie fog. 
ſtillſchweigende Errichtung einer fideikommiſſariſchen Sub- 
ftitution vgl. 88. 609. 610. 708 Hofdk. v. 30. Juni 1845 
3. 888, dazu Unger 8. 20, Pfaff-Hofm. I. ©. 237.) 
c) Kirhen- und Pfründengüter bürfen nicht ohne Zu- 
ftimmung gewiffer geiftlicher und weltlicher Behörden (bezieh. 
bes Kaiſers) veräußert oder mit einer „beträchtlichen Laſt' ber 
ichwert werben; bie ohne dieſe Genehmigung erfolgte Ber- 
äußerung ift nichtig. Vgl. die Min. Vdg. v. 20. Juni 1860 
3. 162 und v. 13. Suli 1860, 3. 175, welche durch $. 51 
bes Gef. v. 7. Mai 1874, 3.50, mit Ausichluß jener An- 
ordnungen aufrecht erhalten wurden, welche die Genehmigung 
ber päpftlichen Kurie erfordern. Daß bier feine bloß per- 
ſönliche Dispofitionsbefchränkung, fondern eine durch bie 
ftiftungsgemäße Widmung für Tirchliche (Pfründen⸗) Zwecke 
begründete Schmälerung des Eigenthums felbjt vorliegt, er- 
giebt ſich aus dem Umſtande, daß die Gültigkeit der Veräuße⸗ 
rung von ber Einwilligung eines Faktors (ber Staatsgewalt) 
abhängig gemacht wird, der weder felbft Eigenthümer ift, noch 
zur Vertretung bed Cigentblimers berufen erfcheint.2° “Den 


19) Für das röm. Recht vgl. e. 3. Comm. de leg. et fid. u. Seuffert 
88. 3. 69, für dad öfterr. Recht ſ. Unger VI, 8. 48. Die Eintragung der fidei- 
kommiſſariſchen Subftitution (98. 158. 174 Gef. v. 9. Auguft 1854) erfolgt nicht 
dur „Erfihtlihmahung” des Subft. Bandes im Gutöbeftandsblatt, in welchem 
nur das „getheilte” Eigenthum (8. 357) in Evidenz zu halten ift, fondern dur „An- 
merkung“ im Laſtenſtand (8. 10 desſ. Gef.) und durch Eintrag des „befhränt: 
ten” Eigenthums für den eingefepten Erben (Fiduziar) im Eigenthumsblatt (8. 9 
def. Geſetzes). Mit Unrecht fpricht hier Steinbach 8.42 R.9 vom „getheilten“ 
Eigentfum und Prefern Gr. ©. ©. 166 von der Erfihtlihmahung im Guts⸗ 
beftandöblatt. (Bol. dazu 8. 22 0.3.) Pol. dazu Note 10a. 

20) Bol. Schulte, Kirch. R. 8.194, N. 21, Rang, Württ. P. R. $. 18. 
Kenner, O amortis. zäk. (1892). — Anders in ſolchen Fällen, wo zur Veräußerung 
der Staatd- und Gemeindegüter die Einwilligung gewiffer übergeorbneter Verwal⸗ 
tungs⸗ ober Vertretungdorgane erforderlich ift, da die Letzteren doch nur ald bie Ber: 
treter höherer Ordnung erſcheinen. Über die bezüglichen B.-Berbote äußerten ſich 
ſchon Holger und Walvftätten, bei Harrafomsty IVS. 47 N. 4. — Über dad V. 





8.8. Beräußerungsbefchräntungen. 205 


Geſuchen der bezüglichen Vertreter um bücherliche Eintragung 
von Beräußerungen und hypothekariſchen Belaftungen muß 
bie Beftätigung ver Landesbehörde beigelegt fein, daß ven be- 
treffenden Vorfchriften Genüge gejchehen ift. — Derfelbe 
Grundſatz gilt auch bezüglich der Kirchen und Bethäuſer ver 
Broteftanten und Ieraeliten, da im Sinne des Hofdk. 
v. 4, April 1839 Nr. 354 I. ©. S. „eine Belaftung und 
Veräußerung folcher Gebäude, welche den unter Aufficht der 
polit. Behörden ftehenven [sc. israelit.) Gemeinden gehören, 
ohne politifchen Konſens nicht gefchehen kann und bie polit. 
Behörden berufen find, darüber zu wachen, daß ohne unaus⸗ 
weichliche Nothwendigkeit Leine Solche Belaftung ftattfinde”. 
Vgl. auch Nr. 6894. 8094 SI. U. W. Pf.20 

d) Auch das Eigentbum der ven Privaten gehörigen, dem öf⸗ 
fentlichen Verkehr dienenden Eifenbahnen ift gemäß des 
E. Konz. Gef. vom 14. September 1854, 3. 238 (88.7. 8) 
und ber auf Grund vesjelben ertheilten Konzeffionen nament- 
(ih in der Weiſe befchräntt, daß bie Dauer ver Konzeifion 
immer nur auf eine beftimmte Zeit (von höchſtens 90 Iahren) 
ertbeilt wird und daß nach Ablauf verfelben pas Eigenthum 
an der Eifenbahn felbft (Grund und Boden fammt Bauwerken) 
Traft des Geſetzes laftenfrei und unentgeltlich auf den Staat 
übergeht. Belaftungen und Beräußerungen bürfen nur mit 
ftantliher Genehmigung erfolgen. (Val. auch Geſetz über bie 
Eifenbabnbücher vom 19. Mai 1874 3.70, 88. 46 flg., 
dazu den Auffag Nr. 16—19 Not. Zeit. 1877).21 

Dagegen können andere Fälle beichräntter Veräußerlichkeit nicht 


Berbot von Immobilien nad) römifch. und fanon. Recht vgl. Schulte, Kirchenr. 
8.194 md Schröder S. 115 flg., welcher Leptere aber diefed Berbot m. E. mit 
Unrecht unter die Kategorie: Verbot an Berwalter fremden Bermögene fubfummitt; 
denn der Vertreter der juriftifchen Perfon hat eine andere Stellung als der Bormund. 

20a) Was in dem cit. Hofdf. von den „tolerirten” israel. Kultusgemeinden ge- 
fagt if, gilt finngemäß auch von den proteft. Gemeinden; dazu vgl. Gef. v. 21. März 
1890 3. 57 88. 24. 30 flg., evang. Kirch. Berfaff. v. 6. Sanuar 1866 3.15 R. ©. 
DL 88. 54. 102, (Bewilligung des k. k. Oberkirchenrathes.) 

21) Es wird in diefem Artikel darauf hingewieſen, daß die öfterreichifchen Eifen- 
bahnen in drei Gruppen zerfallen: 1) in die dem Staate gehörigen und von ihm be 
triebenen; 2) in die ihm gehörigen, von Privaten gepachteten; 3) in die Privaten 
eigenthümlichen Bahnen. 
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anf ein gefeßliches V.⸗Verbot zurüdgeführt werben. Denn daß Im- 
mobilien der Mündel und Pflegebefohlenen (8. 232 ©. 3.) 
nur im Notbfalle und zum offenbaren Vortheile derſelben uud nur mit 
Genehmhaltung des Gerichtes, und Staats güter nicht ohne Zuftim- 
mung bes Neichsrathes (8. 11. lit. e. des Staatsgrundgef. Nr. 141 
R. G. B. 1867), Gemeindegut und G.-Vermögen nicht ohne 
Genehmigung der Bezirfövertretung bez. des Landtags (Gem. Gef. 
v. 5. März 1862 art. 18, dazu 8. 97 böhm. Gem. ©.) veräußert 
werben bürfen, beruht nicht auf einem Mangel des Eigenthums jelbft, 
fondern auf einer Beſchränkung ber Vertretungsbefugniß der ſtell⸗ 
vertretenden Organe ver Eigenthümer. 22 

Daß bie ohne Zuftimmung ber betreffenden Behörben vorgenom⸗ 
mene Veräußerung auch in ben leßteren Fällen ungültig ift, erklärt ſich 
fobin aus dem Mangel des Dispofittonsrechtes der Veräußernden. 

H. Die fogenannten rihterlichen Veräußerungsverbote, wohin 
gemeinrechtlich das behörbliche Verbot ver Altenation durch Verſchwen⸗ 
ber unb Kridatare, dann bie Fälle ver Befigeinmweifungen, die Sicher- 
ftellungen und ber Renlarreft gezählt werben, find durchwegs anf Be: 
ſchränkungen entweder der Handlungsfähigteit (jo beim Verſchwender), 
oder bes Dispofitionsrechtes des zeitweiligen Eigenthümers zurüd- 
zuführen. Nach dfterr. Nechte verhält ſich die Sache folgender 


22) Bei Kreuzpartikeln und Reliquien“ ift nur die entgeltliche Veräußerung 
nicht zuläffig. Hofdk. v. 25. Mai 1816 3. 2234. Die älteren Verbote der Beräuße- 
rung von Früchten am Halm find längſt nicht mehr in Kraft. 

23) Die Aullität ift in allen oben angeführten Fällen eine abfolute, und 
trifft nach der Intention des Geſetzes wohl auch das Beräußerungsgefhäft. — Die 
Analogie ded 8.865 ©. B. ift bei der Singularität der Vorſchrift über das jogenannte 
negotium olaudicans auögefchloffen. Es verfteht fih, daß dergleichen Beräuße- 
rungen mit Vorbehalt der Genehmigung der bezüglichen Organe gefchloffen werden 
können. — Rad) röm. Recht find die gegen ein gefeb liches V.⸗Verbot vorgenom- 
menen Beräußerungen nichtig und kann die Ungültigkeit auch vom Beräußerer felbft 
geltend gemacht werden. Dal. c. 2. C. delitig. 8. 37, o. 5 C. de legib. 1. 14, 
dazu Bangerow 8.299. Tzyhlarz, Dotalreht 8.59, Windſcheid a. a. O- 
N.2.3, Shmid ©. 34; theilweife abweichend Laut a.D. S. 9flg., Brinz 
©. 491 flg. Dafür, dag auch das obligatorifche Beräußerungdgefchäft nichtig fei, 
fprechen fih mit Bezug auf L. 42. D. de usurp. 41. 3. L. 77 8. 5. D. de leg, 
IE (31) neuerlich mit Recht bef. Czyh larz a. D., Fitting ©. 269, Schröder 
88.2.u. 7, Dernburg 8. 217, Kohler, Krit. B. Sch. 19 Br. ©. 150 aus; da⸗ 
wider Schmid ©. 34flg., Unger 8.94, R. 23, zum Theil aub Mommien, 
Beiträge z. O. R. 1 S. 225g. 

24) Bel. Brinz ©. 490: Rirgends iſt dem Eigenthum ſelbſt die Veraͤußerlich⸗ 
feit benommen“. Anders die herrfchende Anficht, vgl. Rote 13. 
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maßen: Verſchwender find nur bejchräntt banblungsfähig und 
tönnen darum nicht alieniren (8. 273 ©. B.). Kridataren ift in 
Anfehung der Konkursmaſſe die Dispofition völlig entzogen ($. 1 
K. O.). Kautionen, foweit fie Pfanpbeftellungen enthalten, be- 
ſchränken nicht das ‘Dispofltionsrecht, ſondern beſchweren nur das 
Kautionsobjekt mit einer auf ver Sache baftenven Laſt (8.447 G. B.). 
Das richterliche Verbot (8. 283 A. ©. D.) hindert nicht die Ver- 
äußerung, fondern nur die Realifirung der Forderung (8. 287 ©. O.); 
bie Nichtbeobachtung desfelben macht nur civilrechtlich verantwortlich. 2° 
Anch bie (proniforifche oder exekutive) Sequeſtration hindert bie 
Beränßerung des fequeftrirten unbeweglichen Gutes nicht?°, vie 


25) Das „Berbot auf fahrende Güter“ bezieht fich auf Forderungen des Schuld⸗ 
nerd. Bol. Menger, Civilpr. J. S. 313 R. 17, Ganftein III. ©. 754. N. 15. 
Durch das „Verbot ift Jenem, welcher die in Berbot gezogenen Güter in Händen hat, 
zu erinnern, daß er bei eigener Dafürbaftung, nichts ausfolgen ſolle“ (8. 283 cit.). 
Die Unveräußerlichfeit der Forderung ded Schuldners wird dadurch nicht begründet. 
Bol. au Ullmann, Oſterr. Civilprozeß 88. 172. 173. And. A. für dad preuß. 
R. Dernburg 8. 146, für dad württ. R. Lang ©. 108 fig. Anders auch 88. 730 
u. 810 D. Eiv. Pr. O. 

26) Der 8. 21 lit. b. G. ©. geftattet „zur Begründung beftimmter, nach den 
Borfchriften der C. P. Ordnung damit verbundener Rechtswirkungen die „Anmerkung 
der Gequeftration.” Es könnte zweifelhaft fein, ob bier die prowiforifche oder exekutive 
©. oder beide Arten derfelben gemeint feien. Der $. 33 des böhmifchen Landtafelpat. 
v. 22. April 1794. DO. und 8. 25 der Randtafelinftruftion geftatten die Anmerkung 
des „Streiteö” ald „mittlermeilige Borkehrung, damit das Gut während des Streites 
weder veräußert noch verpfändet werde“ und zwar unter ausdrücklichem Bezug auf 
das 30. Hauptftüd der allgemeinen Gerichtdordnung , welches die UÜberſchrift führt: 
„Bon den Sequeftrationen und anderen mittlerweiligen Vorkehrungen — aber nur 
von jenen handelt. Daß im 8.33 8. Bat. die Beſchränkung der Anmerkung auf 
die Borausfegungen des 8. 293 G. O. audgefprochen werden follte, ift wohl faum 
zweifelhaft. Jedenfalls find die beſchränkenden Bedingungen des 8. 293 ©. O. mit 
dem Hofbk. v. 29. Yuguft 1818 3. 1488 u. J. H. H. v. 27. März 1846 3. 951 weg⸗ 
gefallen, da die genannten Dekrete die Anmerkung des Streites — ohne die Boraud- 
jegung des 8.293 A. G. O. — bei allen Klagen bewilligen, mit welchen „die Gültig⸗ 
feit einer einverleibten Urkunde“ bez. die Löfchung eines verbücherten Rechtes begehrt 
wird, Die Berweifung des 8. 33 2. T. Patentd auf die A. G. D. war fohin gegen- 
ftand&los geworden. (Richt genau Klepſch ©. 87.) Die Anmerkung der provi- 
forifhen Gequeftration an fich (ohne die Streitanmerfung) hatte fomit weder 
früher noch Hat fie jept eine Bedeutung oder rechtliche Wirkung. (Dal. auch Klepfch, 
Tab. ©. 92”) Es erübrigt alfo nur, den. 20 lit. b. auf die erelutive Sequeftra- 
tion zu beziehen. (So auch Erner, Hyp. 6.162, Nr. 23.) Allerdings hindert 
diefe „Anmerkung“ weder die Beräußerung, noch hat fie irgend welche eigenthüm- 
lie, in der Progeßorbnung damit verbundene Rechtswirkungen. Denn die dingliche 
Wirkung der G. in Anfehung der Früchte tritt mit der Einverleibung des ere- 
futiven Pfandrechts quoad fructus (8. 320 &. D.) ein. Bol. auh Ullmann, 
D. Eivilprozeß, 88. 173. 184. 
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(exefutive oder proviſoriſche) Sequeftration von Mobilien ift zwar ein 
faftifches Hinderniß der Eigentbumsübertragung; allein die Ver- 
äußerung wäre — wenn trogbem bie Trabition erfolgte — gleichwohl 
nit ungültig.” Selbft die Anmerkung ber „Streitanhängigfeit“ 
($. 20 ©. ©.), welche nunmehr nach dem Grundb. Gejeke ($$. 61. 
69. 70) nur dann bewilligt werben darf, wenn „ber in einem bücher- 
lichen Rechte Verletzte“ eine Einverleibung aus dem Grunde ber „Un- 
gültigteit” im Prozeßwege beftreitet oder die Klage auf Löſchung bes 
verjährten Rechtes oder auf Zuerkennung eines erjeflenen Rechtes an- 
ſtellt, bewirkt nicht bie abfolute Unveräußerlichkeit des ftreitigen Ob- 
jeft8 3; denn daß in dem Falle des Obfiegens des Klägers über An- 
fuchen desſelben alle jene bücherlichen Einträge zu Löfchen find, welche 
nach dem Zeitpunfte, in welchem das Gefuch um vie Streitanmerfung 
an das Grunbbuchsgericht gelangt ift, angefucht wurden (88. 65. 71 
G. ©.), beruht auf der antizipirten Wirkung bes die Ungültigfeit 
over Hinfälligfeit des Eintrags des Auktors ausſprechenden Urtheils, 
in legter Reihe aljo auf vem Mangel des Dispofitionsrechtes des Vor⸗ 
manne®. 

Sohin finden wir nach öfterr. Recht fein abfolut wirkendes richter- 
liches Veräußerungsverbot.2? Vgl. auch Ullmann a. a. O. 

Il. Sreiwillige Veräußerungsverbote. Zunächſt ift zu be- 
merfen, daß bie Nichtveräußerung einer Sache als auflöfende Be- 
bingung bes Veräußerungsgefchäftes geſetzt werben Tann; alsdann 
haben die bezüglichen Beftimmungen (88. 699 flg., 708) Geltung; 
das B.-Verbot macht hier die Fortdauer bes Rechts feLbft von ber 


27) Ein D.-Berbot erbliden dag. im F. 2934. G. O. Schiffner S. 980 u. 
R.v.Eanftein, Civ. Pr. II. ©. 114 u.756. Auch für dad preuß. R. ift in An- 
fehung der proviforifchen Sequeftration anderer Anfiht Dernburg 8. 147. 

28) Dagegen fprechen hier Unger 8.128 NR. 24 und Schiffner 5. ©. 90 von 
Unveräußerlichkeit. 

29) Died verfennen Kirchftetter ©. 222 (3. Aufl.) und Krainz $. 201. — 
Für das preuß. R. fpriht Dernburg 88. 146. 147 dem Realarreft und insbeſon⸗ 
dere der Sequeftration die Wirkung eines vichterlichen B.»Berbotes zu, wenn derſelbe 
in das Hypothekenbuch eingetragen wird, und geftattet den Eintrag des Arreſtſchlags 
fogar bei bloß obligatorifchen Anſprüchen, beſonders in dem Falle, wo der Käufer 
darthut, daß fein Verkäufer mit anderweitigem Verlauf umgehe. Ahnlich Lang 
©. 109 für dad württem b. R. — Nah bayer. R. (6. P.©.$. 1050. 1210, 
Hyp. ©. 8. 160) erflärt Roth 8.123 die gegen das richterliche Verbot vorgenommene 
nm berung für nichtig. — Bezüglich des fähf. R. vgl. Schmidt, Sächſ. Pr. 

.8. 51. 
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Nichtneräußerung abhängig. Der Kontrabent, bez. ber Bebachte, er- 
wirbt nur das eingefchräntte Eigenthum, welches mit ber Erfüllung 
ver Reſolutivbedingung hinfällig wird (88. 613. 708 ©. D., dazu 
8. 158 des Pat. vom 9. Anguft 1854). Allerdings muß die Refo- 
Iutinbebingung bei Immobilien büch erl ich apparieren, da außerdem 
bie im Vertrauen auf das öffentliche Buch erworbenen Eigenthums⸗ 
und Pfantrechte Dritter gefchüßt werben müßten. 8. 468 9. ©. 2. 
(Fälle diefer Art vgl. in der Samml. Gl. U. W. Pf. Nr. 11100. 
11180. 11234. 11898. 11 964.)2® — Allein an fich enthält das 
V.⸗Verbot offenbar eine Refolutiobebingung durchaus nicht; das 
Dafein des fo bedingten Willens müßte aljo beſonders erwielen 
werden. Vgl. Nr. 116. 140. 3630. 10194 Samml. GL. U. W.% 

Auch unter den Begriff des Modus (Auftrags, SS. 709. 901) 
läßt fich ta V.⸗Verbot nicht faſſen; denn einmal Tann fich die Auf. 
lage nur auf ein Thun, insbejondere auf eine gewilfe Verwendung bes 
empfangenen Bortbeils, nicht auf ein Unterlaffen beziehen ?!; forann 
entipricht e8 im Allgemeinen gewiß nicht der Abficht des Erblaſſers 
oder Schenters, daß ver Bebachte im VBeräußerungsfalle bie Zuwen⸗ 
bung verwirkt haben folle (8. 709). Das V.⸗Verbot enthält vielmehr 
eine Willenserflärung eigener Art, deren Wirkung bier näher zu 
unterjuchen ift. 

V.⸗Verbote können a) auf legtwilliger Verfügung ober 
b) auf einem VBertrage beruhen. Im Allgemeinen bürfte ſoviel als 
feftftehenb angenommen werben, daß ber Privatwille an fich nicht 
bie Kraft haben kann, einer Sache ven Stempel ber Unveräußerlichteit 
aufzubrüden und biefelbe damit dem Verkehr thatfächlich ganz zu ent- 
ziehen; bie entgegengefeßte Annahme würde ebenfo fehr gegen vie 
rechtliche Natur des Eigenthums als gegen das Gebot des wirthichafts 


29a) Bei beweglichen Sachen ift die Befchräntung gegenüber Dritten, welchen 
diefelbe nicht bekannt war, unwirkſam. $ 468 ; dazu vgl. Hortend Entw. 11. IL. 8. 29. 

30) Bgl. Brinz J. 488. Steinbad, aD. S. 162. Krainz $. 201. 
Dies wird in der Praxis bisweilen überfehen. 

31) Dies wird mehr voraudgefeßt, denn ausdrücklich gefagt. Nirgend fprechen 
die Quellen beim Modus von einem Unterlaffen. Bol. auch Steinbach a. O. (Ab⸗ 
weihend Unger VI. 8. 18.) Anderer Anficht ift Krainz, 8. 201, welcher meint, 
dag dad B.-B. bei unenigeltliher Zuwendung einen Modus enthalte; das Eigen- 
thum desſelben werde ſohin zu einem zeitlichen, daher befchräntten, nur ohne Ber- 
pflihtung zur Erhaltung der Subftanz. Hiernach geftattet K. auch die Berbücherung 
des V.⸗Verbotes. — Bezüglich entgeltlicher Verträge tritt K. unferer Anficht bei. 

Randa, Eigenthum n. öfter. Reit. 14 
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lichen Lebens ftreiten (88. 355. 356. 360. 614. 711. 831. 832. 
1208 ©. 3.) Unfere Auffaffung wird beftätigt durch Die Vorarbeiten 
zum B. ©. B., insbeſondere ven Cod. Ther., welcher 13. II. Nr. 68 
im Sapitel über Nachberufungen (Subftitutionen) beftimmt: „bahin- 
gegen wirlet das alleinige Beräußerungsverbot noch kein Fideikommiß, 
wann zu dem Gut, welches der Erblaffer zu veräußern verboten hat, 
Niemand nachberufen worden, fondern in ſolchem Falle ift das 
VBeräußerungsverbot ohne alle Kraft und Wirkung“ ..3® 
— Nur ausnahmsweiſe erkennt das Gefeg die Wirkſamkeit des gewill⸗ 
fürten Verbotes an und zwar: 

a) Das legtwillige V.⸗Verbot ift dann gültig, wenn durch das⸗ 
felbe innerhalb ver gefeglichen Schranten eine fideikommiſ— 
ſariſche Subftitution (88. 608. 610—613 ©. DB.) begrünbet 
wird. Übrigens enthält jebe fideikommiſſariſche Subftitution 
(wie bereitS oben bemerkt) ftillfchweigend das Verbot der 
Veräußerung, welches burch die gefegliche Santtion ($. 613) 
verſtärkt ift. Eine indirekte fideikommiſſariſche Subjtitution 
liegt — wie wohl zu beachten ift — in folchen letztwilligen Ver⸗ 
fügungen, welche unter einer Bebingung, einer Zeitbefchränkung 
oder mit einer Auflage erfolgen (88. 707—709 ©. 3. und 
8. 158 Pat. v. 9. Auguft 1854). Gültig ift daher bie letzt⸗ 
willige (fiveilommiffarifche) Verfügung, mit welcher ein Ehe 
gatte dem andern feinen Gutsantheil mit der Verpflichtung ver- 
macht, denfelben nach feinem Tode den aus dieſer Ehe entiprof- 
fenen Kindern zu Hinterlaffen. 3? — Hierbei ift zu bemerken, daß 


32) Bel. Steinbach ©. 159. Dagegen Erner, HR. ©. 459. 

32a) Im Übrigen enthalten die Entwürfe Horten II 11 88. 1—13. 1640, 
Martini 8.10 IL 12, Urentwurf II 8. 407, fowie die Protofolle Ofner IS. 362flg., 
I ©. 541) Nichts zur Aufllärung Dienliches. Intereffant ift es, dag in der Sipung 
v. A. Dezember 1809 die Aufnahme der Norm des 8. 614, daß die Subftitution im 
Zweifel für die Freiheit des Erben günftig audgelegt werben folle, einftimmig an 
genommen wurde. (Über die dem Imftitut der Fideilommiffe ungünftige Stimmung 
der Compil. Comm. vgl. Harrafowästy IV ©. 208 Note 3.) 

33) Eine indirekte ſideikommiſſariſche Subftitution zu Gunften ber geſehlichen 
Erben Liegt nämlich in dem Verbot, über den Nachlaß zu teftiren (8. 610 ©. B.), 
desgleichen ſteckt ein fideikommiſſariſches Vermächtniß in dem Verbote, über ein ein 
zelned Verm oͤgensſtück Tegtmwillig zu verfügen ($. 652 G. B. u. Note 34, Unger 
v1. 8. 20, Pfaff⸗Hofmann IL. ©. 237, Steinbad ©. 155. 170). Ähnlich 
nad preuß. L. R. 88. 55. 532 flg. L 12. Dagegen kann ein Familienfideitommiß 
nicht indirekt (ſtillſchweigend) durch Teftirungs- oder Beräußerungsverbot errichtet 





8.8. Beräußerungsbefchräntungen. 211 


das Verbot ber „Veräußerung“ nach der Auslegungsregel bes 
8.610 ©. B. dielegtwillige Verfügung nicht ansfchließt. 
Darüber nun, ob das legtwillige Verbot der „Veräußerung“ 
(nämlich unter Xebenven) gültig fei, finden wir weder im 8. 610 
G. B. noch fonft irgendwo eine ausbrüdliche Entſcheidung. 
Die herrſchende Meinung ift zwar geneigt, vemfelben die Wir- 
fung zuzufchreiben, daß dadurch dem Bebachten „bie perjönliche 
Faͤhigkeit (2), tie Sache unter Lebenden zu veräußern und zu 
verpfänden, entzogen werde“. (Vgl. Nr. 116. 140. 238. 502, 
1331 Samml. Gl. U. W., dazu Stubenrauch I. zu 8.610, 
Kirchſtetter (3.4) S. 326, Erner HR. ©. 116, 457, 


werden. Bol. Förfter 8. 254, N. 33, anderer Anfiht Stobbe 8.139, N. 16, 
Das demfelben beigefügte B.- Berbot ift überflüffig. 

34) Es enthält daher das zu Bunften einer Berfon erlaffene Verbot, eine Sache 
zu „veräußern“, weder ein ftillfchweigende® Legat (mie Unger VI. 8.57, R.5 und 
Pfaff⸗Hofmann a. D. meinen) no eine fideilommiffarifche Subftitution (wie 
Steinbach ©. 170, N. 126) behauptet. Dal. Zeiller UVU. &.507. — Andere 
nah preuß. L. R. 12.1. 8. 534. 535 (dazu 8. 11 des neuen ©. ©.) und nad) bay. 
L. R. vol. Roth 8. 315, R. 15. — Nach dem ſächſ. ©. B. (8. 2387) gilt das zu 
Bunften einer Perfon erlaffene Verbot eines Erblaffers, einen hinterlafjenen Gegen⸗ 
fand zu veräußern, ald ein jener Berfon zugedachted Vermächtniß. Hat hingegen 
der Erblaffer den Erben bloß die Teptwillige Berfügung unterfagt, fo gilt dies als 
eine Anwartfchaft zu Gunften der gefeßlichen Erben des Erben (8. 2526). Außerdem 
find dergleichen Verbote unwirkfam (8. 223). Das zürich. ©. B. handelt von V.⸗ 
Berboten nicht. 

35) Scheinbar liegt im $. 610 die ftilljchweigende Anerfennung der Gültigkeit 
eines ſolchen B.-Berboted, — und zwar zu Gunſten der gefeßlichen oder gewillfürten 
Erben. Zu Bunften Jener allein interpretirt Zeiller II. ©. 507 den 8. 610: „indem 
der Erblaffer vermuthlich nur beforgt, daß der Erbe fie (die Güter) bei Lebzeiten ver⸗ 
äußern oder verſchwenden dürfte, keineswegs aber auch beforgt, daß der Erbe jelbe mit 
Hintanfegung feiner Familie Andern zuwenden werde.“ Allein hiernach würde jenes 
Berbot in der That mar eine un wirkſame fideikomm. Subftitution zu Ounften der 
gefeßlichen Erben enthalten — unwirkſam, weil den jeweiligen Inſtituten gemäß 
8.610 ©. B. die Freiheit der leptwilligen Verfügung vorbehalten ift. (Ein Beifpiel 
giebt der Fall Nr. 3784 Samml. SI. U. W.) Daß aber die Gefehgebung eine folche 
Fehlgeburt beabfichtigt Hätte, ſcheint doch nicht wahrfcheinlich, ja der oben citirte 
Therefian. Entw. bemweift nur die volle Richtigkeit unferer Annahme. — Stuben» 
taub I. 6. 809 meint, daß dad V.⸗Verbot — auch ohne Fideikommiß — einen 
anderen vernünftigen Zweck haben könne, nämlich den eingefepten Erben die Mittel 
zur Beftreitung des Unterhaftes zu fihern. Allein kann diefer Zwed durch ein B.- 
Berbot erreicht werden? Gewiß nicht, da doc die Gläubiger deöfelben durch ein 
ſolches bloß im Intereſſe des Bedachten erlaffened Verbot nicht behindert find, 
daher trop Verbot Früchte und Subftang mit Exekution belegen fönnen. (Bgl. Rr.116. 
140. 238, 5991 u. a. Samml. Gl. U. W.) Will alfo der Bedachte veräußern, fo 
fann ex died durch Vermittlung feiner Gläubiger! 
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Trad. ©. 74 N. 94, Krainz 8. 201 (f. N. 31); dagegen 
Steinbach S. 161 flg., Schiffuer ©. 91.)3° Allein daß 
ein berartige® V.⸗Verbot außer den früher genannten Fällen 
wirkungslos fei, ergiebt ſich — abgejehen von dem Biftorifchen 
Zuſammenhange des 8. 610 ©. DB. mit dem rim. Rechte 7 — 
ans ber Natur der Sache, ba ein folches Verbot am fich weber 
eine Bedingung noch einen Auftrag in fich fchließt, daher Nie- 
mand das Recht oder rechtliche Intereffe bat, bie verbotswibrige 
Veräußerung anzufechten.3° Dazu kommt ber bereits früher 


36) Pfaff-Hofmann Außen fi a. a. O. über dieſe Frage nicht. 

37) Bel. L. 114. 8. 14 D. de leg. I. (30): eos, qui testamento vetant 
quid alienari, nec causam exprimunt, propter quam id fieri velint, nisi in- 
veniatur persona, cujus respectu hoc a testatore dispositum est, nullius 
esse momenti scripturam, quasi nudum praeceptum reliquerint (dazu 
Böding 8.158 R. 27, 29); ofr. L. 39. 8. 3. L. 69. 8.3. D. deleg. II. (31), 
0.3.8.2. 3 C. de leg. 6.43 (R. 40), dazu Thibaut 8. 730, Bangeromw 8. 299, 
Arndts 8. 132, Seuffert, B.-Berbot ©. 25, und Loth. Seuffert, Ein. Ard. 
51. ©. 107. Daß die Veräußerung nichtig if, wenn das Berbot mit Rüdfiht auf 
ven eventuellen Anfall der Sache an einen Dritten erlaffen wurde, beruht übrigens 
auf dem Mangel des Dispoſitionsrechtes ($. 613). (Vgl. auch Windfheida.a.d. 
R. 1.5. Ob ſchon nach vorjuſtin. Rechte Nichtigkeit eintrat, ift zweifelhaft, vgl, zu 
L. 1. 14. 8. 14. cit. Seuffert$.3. ©. 125, für dad juflin. R. c. 3. Cod. 6. 43.) 
— Brinz hingegen 8. 134. ©. 488 will dem teftam. V.⸗Verbot nit bloß dann 
Gültigkeit einräumen, wenn ed respectu personae gegeben ift, fondern aud) dann, 
wenn die causa, um derentwillen das Berbot Platz greift, beigefügt und triftig genug 
ift, um als maßgebender Wille von der Obrigkeit wahrgenommen zu werden. Arg. 
L. 114. 8. 14 deleg. I. L.7. in fine D. de leg. et id. 33.1. Ähnlich Fitting, 
Arch, f. civ. Prax. 51. ©. 270 fig., welcher im Anſchluß an die Gloſſe das teftam. 
B.Berbot, dem nicht jedes „erweisliche Intereffe abgeht” als gültig, ja fogar bie 
gegen dasſelbe vorgenommene Veräußerung für nichtig erflärt. Ähnlich auch Ihering 
X. S. 567 flg. Allein es ift doch bedenklich, aus L. 114. $. 14 oit. (nec causam 
exprimunt) a contrario und aus der vieldeutigen L. 7. D. cit. entgegen dem ber 
finmten Ausſpruch d. L. 114. 8. 14 cit. L. 69. 8.3. L. 77. 8. 27 D. de leg. IL, 
L. 93. pr. D. de leg. III. die Gültigkeit eined teftam. V.⸗Verbotes zu deduziren. 
Sämmtlidhe bezügliche Stellen haben Fälle vor Augen, wo Sachen Dritten zugedacht 
find und ihnen gefichert werben follen ; außerdem wird das Berbot ald nudum prae- 
oeptum behandelt. Dur ce. 2. C. 7. 26 ift nur das Dispoſitionsrecht der Bor- 
münder befchräntt. Bol. auch Windfheida.D. u. Lang $. 18, N. 19. 

38) Der mögliche Zweck, dem Bedachten das Gut zu erhalten, wird auch nad 
der herrfchenden Anficht nicht erreicht, weil den Gläubigen desfelben die Erefution 
auf dasſelbe unverwehrt bleibt. (Vgl. die cit. Judikatur Nr. 116. 140. 238 u. R. 35.) 
— Die enigegengefeßte Meinung führt auch zu Konfequenzen, welche mit dem Grund⸗ 
fape der 88. 610—612 &. DB. nicht vereinbar find. Gegen wen foll das V.⸗Verbot 
feine Wirkung äußern? Gegen den erften, zweiten, dritten Defiger? Und wem foll 
die Vindikation des veräußerten Gutes zuftchen? Die Nichtbeachtung des letztwilligen 
DB.» Berbotes ftimmt auch zu den der Freiheit des Eigenthums gimfligen Tendenzen 
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hervorgehobene Gefichtspuntt, daß es nicht der Willkür des Erb⸗ 
laſſers anbeimgegeben fein Tann, feinen Nachlaß ober Theile 
besfelben dem wirthichaftlichen Verkehr dauernd zu entziehen. 39 
Wir finden daher in einem berartigen B.-Verbote lebiglich ein 
unverbindliches nudum praeceptum (L. 115 8. 14. D. de 
leg. I.). Anders, wie bemerkt, wenn das VBeräußerungs-, ins⸗ 
befondere das Einſchuldungsverbot im Intereſſe Dritter, na» 
mentlich folcher Perfonen erlaffen wurde, welchen vie Sache 
nach Ablauf einer beftimmten Zeit oder in gewilfen Fällen zu 
reftituiren tft. (Bälle diefer Art liegen den Enticheivungen 
Nr. 2821. 3784 der Samml. SI. U. W. zu Grunde.) — Die 
bier (von mir ſchon in den Sur. DI. 1878 Nr. 34 fig.) ver 
tretene Anficht und deren Begründung bat nun Anerkennung 
gefunden in der Entſch. des Oberft. ©. H. Nr. 7365. 11180. 
11234. 11898. 11964 Samml. GI. U. W. Pf., Not. 3. 
1879 Nr. 49, ©. 3.1880, Nr. 91.49 Bol. au Stein bach a. O. 


der Raturrechtölehrer und der Redaktoren des B. ©. B.'s und findet ihren pofitiven 
Augdrud in den 88. 610. 2. Satz und 614, ferner SS. 1072 flg. G. B., dazu Entſch. 
Rr. 3797. Samml. Gl. U. W. und Ger. Seit. 1875. Nr.10. Wollte man aus $. 610 
die Gültigkeit des Ieptwilligen V. Berboted ableiten, fo könnte dasſelbe den Erben 
oder Legatar nur perfönlich verpflichten; auf die Erben derfelben könnte man dad» 
felbe keinesſalls beziehen (Arg. 8. 832 ©. B.). Auch nach diefer Auffaffung ift der 
Eintrag ded Berbot3 in das öffentl. Buch nicht zu rechtfertigen. Eine Ausnahme von 
der Unverbindlichkeit des V.⸗Verbots Liegt in dem Theilungs verbote ($. 832), 
infofern dieſes zuglei ein DB.» Verbot enthält; aber auch Hier iſt die Wirkung eine 
bloß obligatorifche — feine dingliche. — Für dad Roͤm. R. vertritt Jhering a. O. 
6. 547 fig. infofern eine andere Anficht, ala er vem Eigenthümer bei Übertragung 
feiner Sache die wirkſame Beifügung einer auf die Richtweräußerung gerichteten lex 
geftattet. ©. aber vor. Rote. 

39) Bol. au Steinbach ©. 105 fig. 166. 

40) Charakteriftiich ift der Fall 11964: Ein Haus war 5 Enfeln A—E unter 
der Bedingung hinterlaffen, ed nicht zu verſchulden und nicht zu veräußern, wibrigend 
der betreffende Antheil den Übrigen zufalle. Nur das Verbot, nicht aber die Refolu- 
tivbedingung war einverleibt. Da A. feinen Antheil einſchuldete, auch bücherlich 
erequirt wurde, klagten die Übrigen: 1) auf Verſall feines Antheils und bücherliche 
Zuſchreibung desſelben für fie; 2) auf Löfchung aller Pfandeinträge. Dem Antrag 1 
wurde flattgegeben, der Antrag 2 wurde (wegen der bona fides der Tabulargläubiger) 
zurückgewieſen. Begründet wurde das Erkenntniß mit der Zuläffigkeit ſolcher Refo- 
Intiobedingungen. Das Verbot bewirkt an fich noch feine auf der Sache felbft 
haftende und Dritten gegenüber wirffame Ginfchräntung des Eigenthums, da das 
B. G. B. eine derartige Einfchräntung der Erben oder Regatare nicht kenne und 
andere als die im Geſehe anerfannten Befchränfungen Dritten gegenüber nicht wirkſam 
feien. (Anders die 1. und 2. Inſtanz.) Bergl. c. 3. $. 2. C. com. de leg. 6. 43: 


214 Beräußerungsbefchränkungen. 8.8. 


Es liegt auf der Hand, daß das V.⸗Verbot nur dann in ben 
öffentlichen Büchern „angemerkt“ (88. 9.10 Gr. B. Anleg. ©. v. 1874 
u. 88. 158 u. 174. 8. Bat. v. 9. Auguft 1854) werden barf, wenn 
basfelbe in gültiger Weife, fomit zur Wahrung der ſelbſtändigen 
Rechte Dritter (Nacherben, bebingt ober betagt eingefekter Erben) er- 
laffen wurde.! Das PBublizitätsprinzip bringt es mit fih, daß das 
Verbot bei unterbliebener Anmerkung gegen dritte Berfonen, welchen 
basfelbe unbelannt war, nicht geltend gemacht werben Tann. Ein 
an fich unwirkfames Veränßerungs- bez. Einichulpungsverbot kann 
felbftwerftänplich durch die Verbücherung Teine Gültigkeit erlangen. 
Dies anerkennt unnmehr auch die Spruchpraxis des Oberften G. 9.'8, 
vgl. Nr. 10194. 11898. 11 964. 11234 Samml. U. W. Pf., dazu 
Note 40. Iſt aber das V.⸗Verbot zur Wahrung der Rechte Dritter 
(88. 610.708 ©. 8.) erlaffen, fo hindert e8 nicht bloß die freiwillige, 


Nemo itaque heres ea, quae.. .restitui ab iis disposita sunt vel substitu- 
tioni supposita, secundum veterem dispositionem putet in posterum alie- 
nanda, vel pignoris vel hypothecae titulo adsignanda ete. Bol. Schmid 
8.4, R.15, Bangerow 8.299, Windſcheid 8. 172a 1, Unger VI. $. 48. 
Darum ift jede Veräußerung der mit dem Subſtitutionsbande belafteten Sache 
nichtig; unrichtig ift die Meinung jener „Neuen“ (?) (vgl. Rot. 3. 1877 Rr. 13.14), 
welche dergleichen Veräußerungen salva substitutione für zuläffig erachten. Bol. 
Samml. Ar. 2571. 3075. 3158. 4217. 5260. 6743. 7390 gegen die Entfch, Rr. 62. 
3370, welche die erefutive Belaftung mit Hinweid auf die mögliche Erlöfhung dee 
Subftitutiondbandes geftatten. 

41) Dies wird in der älteren Praxis oft nicht beachtet, teftamentar. DB.» Verbote 
eder Art werden meift ohne Anftand den öffentl. Büchern einverleibt. Vgl. die Fälle 
Nr. 116.140. 238. 436. 946. 1331. (Richtig dageg. Nr. 2821 Samml. GL. U. W. 
wo das V.⸗Verbot zu Gunften Dritter erlaffen war, und 7365.) Mit Recht führt 
Steinbach ©. 162 fig. aus: daß B.- Verbote, foweit nicht Dritten verbücherungd- 
fübige Rechte eingeräumt werden, fein Gegenftand der Berbücherung find. Beweis 
deffen die 88.9. 20. 73 ded Gr. ©. v. 1871. Insbeſondere dürfen DB.» Berbote weder 
mit Berufung auf 8.5 ©. ©., noch im Wege der „Anmerkung“ in die öffentl. Bücher 
eingefhmuggelt werden. Diefe hat nämlich nur in den gefeplich beftimmten Fällen 
flatt. Das B.-Berbot an ſich wird nirgends ald Gegenftand der Anmerkung genannt. 
Die ſcheinbar naheliegende Anwendung des 8. 20 lit. a ift ausgeſchloſſen, da derfelbe 
die perfönliche Befchränkung (der Handlungsfähigkeit oder des Diöpofitiondrechted) 
des Gigenthümerd vor Augen hat, während es ſich hier um eine Schmälerung be? 
Eigenthums felbft Handelt. Anderer Anfiht Erner S. 458. — Nach dem preuf. 
G. G. v. 1872 gehören zu den eintragungsfähigen Befchräntungen des Eigenthumd 
im Sinne des 8. 11: Das Lehnd-, Fideikommiß., Subftitutionsband, Refolutiv- 
bedingungen jeder Art, das Vorkaufsrecht. Bol. Bahlmann, Grundb. R. ©. 51, 
N. 61. Dal. noch Rote 47. 48. 

42) Unter derfelben Boraudfepung ift Eigenthumserwerb von Mobilien nad) 
$. 367 gültig. 
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fondern auch die nothwendige (insbeſondere exekutive) Veräußerung ; 

die Gläubiger des beichräntten Eigenthümers können nur die ihm ge- 

bübrenden Früchte im Wege ver Sequeftration in Exefution ziehen 

(8. 613). Vgl. nunmehr auch die Erf. Nr. 10076. 10126. 11000. 
11180. 11898. 11 964. 11234 derf. Samml.*3 

b) Bertragsmäßige B.-Verbote können überhaupt nur infofern 

als rechtswirkſam anerkannt werden, als der Kontrabent (der 

Veräußerer oder ein Dritter) ein vermögensrechtliches Intereffe 

baran hat (Arg. 8. 653 G. B., welcher das Erforderniß eines 

Vermögenswerthes bei Obligationen prinzipiell aufſtellt).“ Aber 

auch wenn das V.⸗Verbot rechtswirkſam verabrebet wurbe, er- 

zeugt es zumächlt nur einen perjönlichen Anfpruch gegen ben 

Kontrahenten auf Erfüllung — keine Schmälerung bes bing- 

lichen Rechtes; es ift daher bie gegen dasſelbe vorgenommene 

Beräußerung in ver Regel nicht ungültig, fondern begründet nur 

eine Schavenerfatverbinblichkeit des wortbrüdigen Theiles.*5 


43) Bel. Stubenraub ©. 565. 566. Dies fcheint in der Entf. Nr. 116. 
140. 3784 Samml. Gl. U. W. verkannt worden zu fein; hätte ein gültiged V.⸗Verbot 
dorgelegen, fo wäre felbft die erefutive Beräußerung unzuläffig gewefen. Zu allgemein 
Erner, H. R. S. 161 u. 459 flg.: „legtwillige B.-Berbote hindern... . die frei- 
willige Berpfändung“, nit aber „die exekutive Pfändung”. 

44) Das B.-Berbot ohne alles rechtliche Intereſſe wäre eine willkürliche irratio- 
nelle, der ötonomifchen Beſtimmung ded Eigentbums widerfprechende Verkehrsbelaͤſti⸗ 
gung und würde daher ſchon darıım nicht weniger ungültig fein, als etiwa der Bertrag, 
die Sache überhaupt nicht zu benupen. 88. 878. G. B., vgl. auch Rote 33, ferner 
L. 61 D. de paot. 2, 14. Nemo paciscendo efficere potest, ne... vicino in- 

vito praedium alienet. cf. L. 7. 8.2. D. de distr. pign. 20. 5 und « 0.5. 0.4.54, 
Bol. Schmidt ©. 39. Bangerom 8. 299.3, Dernburg, 8.217, auch Gtein- 
bau S. 162, R. 10, der aber nicht nothmwenbig. ein Bermögendintereffe fordert, indeß 
Pagenſtecher ©. 59 ein rechtliches Intereſſe überall für unwefentlich hält. Richtig 
ift nur ſoviel, daß es des fpeziellen Nachweiſes eines ſolchen Intereſſes in der Regel 
nicht bedarf, da fich dasfelbe fchon durch den Vertrag ſelbſt zu erkennen giebt. (Ball. 
L. 6.8.1 D. de serv. exp. 18. 7, dazu Böding 8.158. 0.43.) Nach öfterr. 
Recht kann das pekuniaͤre Intereſſe nicht künſtlich durch Beifügung einer Konventional- 
ftrafe (l. 11 D. derelig. 11. 7) gefchaffen werden, da diefelbe lediglich ald Schadens» 
Aquivalent anerkannt erfheint. S. 8.1336 (dazu Randa, Zinfen und Konventional- 
firafe 1869, ©. 32). Fraglich ift für das röm. N. die Meinung Ihering's in 
deſſen Jahrb. X, ©. 549 fig. 567, daß die Beräußerung einer Sache mit gewifjen 
Borbehalt von Seite des biöherigen Eigenthümers (legem dicere rei suae) 
den beſchränkten Erwerb des Succefford zur Folge gehabt habe; cf. L, 6. pr. 
D.8.4, c. 9.0.4. 54.1.19.D. 18. 1.u. a. 

45) L.75 D. de contr. emt. 18.1. L. 21.8.5 D. de a. e. v. 19.1, L. 135. 
$.3 D.de V.O.45. 1, dazu Gefterding 8.5, Pangerow u. Windſcheid 
a. D., Böding 8.158, R. 41, Brinz J. S. 488, Steinbad ©. 162, Krainz 
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(Auch hieraus ergiebt fich das Erforderniß eines vermögens- 
rechtlichen Intereffes, ba fonft der Vertragsbruch im Allgemeinen 
gar feine Rechtsfolgen äußern würde.) Nach manchen bentichen 
Partikularrechten äußert Das vertragsmäßige Altenirungsverbot 
auch gegen ‘Dritte (fog. bingliche) Wirkungen, nämlich, wenn 
das Beräußerungsverbot ven äffentlichen Büchern einverleibt 
wurbe.4° Auch die ältere Praxis in Ofterreich war geneigt, dem 
einverleibten V.⸗Verbot die Wirkung beizulegen, daß die vom 
Kontrahenten vorgenommene Veräußerung nichtig ſei. Allein 
nach bem derzeit geltenden dfterr. Rechte ift das vertragsmäßige 
(obligatorifche) Altenationsverbot gewiß kein Gegenſtand ber 
Eintragung in bie öffentlichen Bücher. Denu nach $.9 Grundb. 
Gef. Tönnen nur bingliche Rechte und Laften, ferner (von obli- 
gatorifchen Rechten nur) das Wieder⸗ und Vorkaufs⸗ und Be 
ſtandrecht eingetragen werden.“ Diefer tarativen Aufzählung 


$. 201. Allerdings fann aber die Weiterveräußerung zur Refolutivbebingung der 
Beräußerung gemacht werben, — dann ift — wie Brinz richtig bemerkt — „bad 
Eigenthum felbft, nicht bloß die alienandi potestas in Frage geftellt.” Iſt die Sad 
unter der Vorausſezung der Richtveräußerung überlaffen worben, fo findet nad 
den bezüglichen Grundfägen die condictio ab causam datorum flatt. Bol. o. 3. 
C.h.t.4.6, dazu Windfheid a.D. u. 8.98. Gegen die Anficht, welde dem 
vertragsmäßigen D.- Verbote dinglihe Wirkung gegen Dritte beilegen will, vol. 
Lauf, Arch. V. S. 14 flg, Schmid ©. 42 N. 25, Bangerow $. 299, U. 3, 
Brinz a. O. Eine Ausnahme liegt nad) der Ledart der Klorentina (welche dur) die 
Baſiliken beftätigt ift) in L. 7.8.2. D. de dist. pign. 20.5: Quaeritur si pactum 
sit a creditore ne liceat debitori hypothecam vendere..... an pactio 
nulla sit? Et certum est, nullam esse venditionem.... (Unbeglaubigt 
erfcheinen andere Ledarten, befonders die: nullam esse pactionem etc. Über dieſe 
und andere Konjekturen vgl. Böding ©. 193 flg., Bangerom 8. 299, Schmid 
S. 41, Windſcheid a. O. NR. 8.) Hiernach wird das Recht ded Pfandgläubigers 
durch ein ſolches Berbot mit dinglicher Wirkung erweitert und verſtaͤrkt. 

46) Bol. Preuß. L. R. 8. 19. J. 4, wonach fi) namentlich Derjenige gegen 
Weiterveraͤußerung fhüpen kann, der nur ein Recht zur Sache hat. Vgl. 8.5 G. ©. 
v. 1872, und Dernburg 8. 80, NR. 4; ähnlich nad württemb. Recht, |. Lang 
8.18, ©. 111. — Nach dem ſächſ. B. G. B. (8. 223) find gegen ein vertragsmäßiges 
Derbot vorgenommene Beräußerungen nur dann ungültig, wenn dasſelbe in Form 
einer auflöfenden Bedingung gefept wurde. — Die franzöfische Praxis behandelt 
dergleichen Berbote als wirkungslos. 

47) Man beachte wohl, daß das vertragamäßige V.⸗Verbot obligatoriſchet 
Ratur ift. Bor dem Erfcheinen des Grundb. Gef. von 1871 war es flreitig, ob nicht 
auch andere obligatorifche Rechte Gegenftand des Eintrags fein können. Gegenwärtig 
ift für dergleichen Zweifel fein Raum. Auch bücherliche „Anmerkungen“ dürfen nur 
in jenen Fällen bewilligt werden, welche im 8.20 ©. ©., beziehungsweife an anderen 
Orten beöfelben Geſetzes, des Geſetzes v. 6. Februar 1869 oder der Civilprozeß⸗ oder 
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ber eintragsfähigen Rechte gegenüber wäre bie Berufung auf 
die 88. 9 und 10 der Landesgeſetze über bie Einführung neuer 
Grundbücher hinfällig; denn unter den Beſchränkungen in ver 
Berfügung über ven Grundbuchskörper, welchen jeder Eigen- 
thümer des belafteten Gutes unterworfen ift“, Lönnen boch wohl 
nur die Dispofitionsbeichräntungen zufolge des Lehens⸗, Fidei⸗ 
fommiß- und des fideikommiſſariſchen Subftitutions» Bandes 
verftanden werden.“s Die hier vertretene Auffaffung kommt 
nunmehr auch in der Iubicatur des O. ©. Hofes ftändig zur 
Geltung; vgl. die S. 215 angeführten Erfenntniffe, insbeſ. die 
Motive Nr. 11964 (Note 40), 11234 ver Samml. U. W. Pf., 
bann Ar. 11184 berjelben Sammlung. 

Zt dem fo, dann Tann ein abfolut wirkſames B.-Verbot durch 
Eintrag in die öffentliden Bücher nur dann begründet werben, wenn 
basjelbe in Form einer Reſolutivbedingung beigefügt ober wenn zu- 
gleich einer britten Berfon ein bebingtes over betagtes Eigenthums- 
recht an ber Sache eingeräumt wird, jo daß fich das V.⸗Verbot ledig⸗ 
lich als eine Konſequenz des eventuellen Eigenthumsrechtes Dritter 
darftelit (38. 707. 708. 897 flg.). In folchen Fällen wird durch Ver⸗ 
trag ein ber fideikommiſſariſchen Subftitutton ähnliches Rechtsverhält- 
niß infofern gefchaffen, als ver nächfte Erwerber nur ein beichränttes 
Eigenthum erhält ($. 613). So insbefondere in dem Falle, wenn 


Konkursordnung genannt find (Arg. 88. 20 und 73 ©. G.). Bgl. Note 41. — Be 
zuglich des Theilungsverbotd — foweit e8 ein B.-Berbot in fih fließt — vgl. 
noch 98.831 und 832 ©. B. Sowohl die vertragdmäßig übernommene ald die lept- 
willig verorbnete (obligatorische) Verpflichtung zur „Bemeinfhaft“ erftredt fi nur 
auf die erfien Theilhaber, nicht auf deren Erben. (Dazu 8. 1208 G. B.). 

48) So auch Steinbad ©. 162. Es ift daher die Anfiht Exner's, Hyp. 
R. ©. 161. 457 fig., daß vertragsmäßige . . . B.»Berbote bücherlih angemerkt 
werden können, nicht zu billigen. Die Anmerkung des letztwilligen V.⸗Verbotes be- 
ruht auf dem Eintrag des fideilommiffarifch befchränfkten Eigenthums (88. 610. 613 
G. B. 8. 174 Kaiſ. V. v. 9. Auguft 1854). Die weitere Bemerkung Exner's ©. 161 
Rt 15, daß der 8.612 ©. 2. „wohl analog auch auf Ieptwillige (fol vielleicht heißen 
„werttagsmäßige"?) Alienationdverbote anzuwenden fei”, erfcheint nach unferer Auf- 
faffung gegenſtandslos, — ift aber auch fonft mit dem die Freiheit des Eigenthums 
begünftigenden Grundfage de? A. B. ©. B. (88. 356. 360. 614. 711 u. a.) und ind» 
beiondere mit den 88. 831. 832. und 1208 ©. B. nicht wohl vereinbar. Auch der 
Pa e 8.5 ©. G. paßt nicht; denn er feht voraus, daß der Eintrag überhaupt 

49) Bol. auch Steinbach ©. 174, der aber darin irrt, daß er auch die ver⸗ 
tragdmäßige Theilung des Eigenthums (88. 357—359) ald Einräumung eines 
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ein Ehegatte dem andern kraft Heiratsvertrags das Eigenthum eines 
Grundſtückes mit der Maßgabe überläßt, daß letzteres nach dem Tode 
besfelben gewiſſen dritten Perfonen (Verwandten, Kindern) zufallen 
ſolle. Fälle viefer Art bieten injofern keine Schwierigkeit, als der be- 
dachte Dritte dem Vertrage ale Mitlontrahent beitritt. 

Schwieriger und zweifelbafter geftaltet fich Die Sache dann, wenn 
bie bebachten britten Berfonen dem Vertrage nicht beigezogen wurden, 
bez. wenn biefe noch gar: nicht exiftiren. Bemerkenswerther Weife 
kommen bergleichen Verträge in allen öfterr. Länderu häufig vor, in- 
dem ein Gatte dem anderen vermittelit Heirathsvertrages das Eigen- 
thum oder Miteigenthum einer Stammwirthichaft mit der Maßgabe 
überträgt, daß basfelbe nach dem Tode des Letzteren den Kindern zu- 
fallen folle. (gl. die prowinziellen Varianten ſolcher Verträge bei 
Steinbad ©. 155.)5° Wir ftoßen hier auf die im gemeinen und 
öfterr. Rechte fehr beftrittene Frage, ob Verträge zu Gunſten Drit- 
ter gültig ſeien? Auf dieſelben näher einzugehen, iſt hier nicht der Ort; 
vgl. u. U. einerſeits gegen die Gültigkeit folcher Verträge Unger, 
Verträge zn Gunften Dritter ©. 97 flg., andererfeits für deren Gül- 
tigkeit Stein bach a. O. ©. 174 fig., Krainz 8. 136, Hafendhrl, 
Oblig.⸗R. 8. 34. — M. €. ift die Anficht, daß dergleichen Zuſagen 
gültig find und unwiderruflich und Hagbar werben, ſobald dem Dritten 


folgen Rechtes an Dritte bezeichnet, welches ſtillſchweigend das V.⸗ und Belaftunge- 
Berbot involvirt. Abgeſehen nämlich von dem Falle der vertragsmäßigen Errichtung 
eined Familienfideitommiffes (8. 628), durch welches der Fideikommißbefitzet ein be⸗ 
fhränttes (nicht getheiltes) Eigenthum erwirbt (vgl. meinen Beſitz 8.1. ©. 25 flg.), 
bewirken die übrigen Bälle der fog. Theilung des Eigenthums keine Beräußerung‘ 
oder Belaftungsbefhränfung. Es hat nämlich der fog. Nupungseigenthümer (Bafalle, 
Erb» und Exrbzinspächter und der Superfiziar) nur ein weitreichendes veraͤußerliches 
Rupung dreht an der fremden Sache (jus in re aliena); mit diefem aber kann 
er ebenſo frei verfügen, als der Obereigenthümer mit feinem wahren (aber beſchraͤnt 
ten) Eigenthume. Arg. 88. 363. 1127. 1128 G. B. Vgl. noch Rote 18. — Im Sinne 
der zwingenden Vorſchrift der 88. 611 u. 612 ©. B. erliſcht auch hier die Beſchraͤn⸗ 
tung des Eigenthums in der Hand des erfien, bez. des zweiten Rechtänachfolgere, der 
nicht Zeitgenofie des Auktors war. 

50) Anders, wenn Ehegatten einander wechfelfeitig (3. D. zur Hälfte) zu Erben 
einfeben und auf den Todesfall des Lberlebenden gemeinfchaftlich einen Dritten 
(Kinder xc.) ale Erben einfepen (8.1248 ©. B.). Hier erhält der Dritte die Ber: 
mogenshaͤlfte des früher verftorbenen Gatten nach dem Tode des Anderen ald Fidei⸗ 
tommiffar (8. 608), und die Bermögenspälfte des Lepteren unmittelbar und zwar ale 
Bulgarfubftitut (8. 608), da der inftituirte Gatte die Erbſchaft nicht erhielt. Bel. 
Braff-Hofmann Erkurfe IL. ©. 106. 
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hiervon Nachricht gegeben worben, für das öſterr. Recht im Hinblick 
anf den allerdings wielventigen $. 1019 &. B. im Wefen richtig. 
(So neueftene auch Dfner, Zeitfehr. f. Priv. u. d. R. XVIII. 
©. 321 flg., dem biefe von mir bereits in der erften Auflage d. 2. 
gegebene Löfung unbelannt geweſen zu fein feheint.) ‘Dafür jpricht ver 
biftorifche Entwidelungsgang (Naturrechtslehre, ältere gemeinrechtliche 
Doktrin) und bie freilich ziemlich unklaren Intentionen ver Kompila- 
toren, weldhe Steinbach a. a. O. näher barftellt und wohl richtig 
beutet.51 Es find fomit Verträge des obgenannten Inhalts, in welchen 
Dritten ein Anfallsrecht ftipulirt wirb, gültig und ift Letzteres ver- 
bücherungsfähig, wenn ber eventuelle Eigenthbumsanfall dem Dritten, 
bezieh. feinem gejeglichen Vertreter (Ungebornen muß nad) $. 274 
©. 3. und Hofbel. vom 29. Mai 1845 3. 888 ein Kurator bejtellt 
werben) mindeſtens kundgemacht worden ift. 

Außer den oben erwähnten Fällen begründet das V.⸗ und Be⸗ 
laftungsverbot, auch wenn e8 zu Gunften Dritter, 3. B. eines Pfand- 
glänbigers, Servituts⸗ oder Renlberechtigten verabrebet wurbe, Tein 
Hinderniß einer gültigen Veräußerung, weil einerfeits das V.⸗Verbot 
an fich nicht Gegenstand der Eintragung ift und weil andererſeits bie 


51) In Übereinftimmung mit meinem Fachkollegen Krainz habe ich diefe 
Meinung feit Jahren in meinen Borlefungen vertreten; eine unerwartete Beftätigung 
fand diefelbe in den von Stein bach a. D. veröffentlichten Protokollen der Geſetz⸗ 
gebungshoflommiffion. Bol. noch 8. 1287 ©. 2. und Art. 405 H. G. B. Auch die 
Prarid neigt zur Anerkennung folder Verträge. Bol. Erf. Nr, 423. 2390. 5801. 
6163. 7787. 7845. 9759. 11610 ©. Gl. U. W., Ger. Zeit. 1873, Ar. 89 G. Halle 
1874, Nr. 97. Vielleicht hängt die unverfennbare Strömung ded Natur⸗ und bes 
modernen Rechtes, die Bültigfeit der Verträge zu Gunften Dritter anzuerfennen, mit 
dem Grundgedanken des älteren deutſchen Rechtes zufammen: dag die Annahme eines 
Verſprechens nicht nothwendig durch den Gläubiger gefchehen muß, fondern auch durch 
Intervenienten (Salmannen) erfolgen kann. Bergl. dazu Gareis, Beitfcht. f. 
H. R. 21, 6.357 fig. (Roc viel weiter gebt befanntlih Siegel, Das Berfprechen 
ald Berpflihtungdgrund.) Bogl.auhKradnopoldti, Ztſchr. ſ. H. R. 27. ©. 320, 
der m. R. noch auf $. 996 hinweift, u. Larcher, Not. 3. 1885. N. 8. — Dfner 
a. a. D. beftreitet zwar, daß der Bertrag zu Gunſten eined Dritten im $. 1019 ent- 
halten und deffen Anerkennung von den Kompilatoren beabfichtigt gewefen fei; allein 
er giebt zu, daß derfelbe „aus Gründen der Verkehrsnothwendigleit im Wege der jurifl. 
Fortbildung an ihn (8. 1019) angetmüpft wird”. Die von D fner ſelbſt S. 324. 336 
angeführten Ausführungen Aichen's, Pfleger's und Haan's (Protokolle IL. ©. 53 flg.) 
ſprechen übrigens nicht für die Anficht O.'s, daß der 8. 1019 mur einen zufälligen 
Reft der „alten Theorie von dem Klagerechte des Dritten gegen den Gewalthaber“ 
darftelle (S. 326). — Befriebigender wäre die Beftimmung des 8.413 des deutfchen 
Entwurfs, wenn fie auch die Benachrichtigung für maßgebend erachten würde. 
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jura in re aliena und Reallaſten die Unveränßerlichkeit ber belafteten 
Sache nicht mit ſich bringen. Dies gilt inshefondere in dem Falle, 
wenn fich der Verkäufer einer Wirthichaft, welcher fich oder feiner Ehe 
gattin das Wohnungsrecht oder ein Ausgedinge vorbehält, zugleich bie 
Nichtveräußerung während ber Dauer dieſer Rechte bebingt (ungerecht: 
fertigt war in dem Falle Nr. 946 Samml. Gl. U. W. die Intabula- 
tion bes V.⸗Verbotes), oder wenn fich Ehegatten wechfelfeitig ver- 
pflichten, ihre Realitäten over Antheile an dem gemeinfchaftlichen Gute 
nicht zu belaften over zu veräußern u. f. f. (Vgl. auch Steinbad 
©. 154. 170). 

Eine andere Frage ift e8, ob die Einfchränkung tes V.⸗ und Be 
laftungsverbotes auf jo enge Grenzen unferem NRechtsbewußtjein und 
bem praftifchen Bebürfniffe Rechnung trägt? Meines Erachtens ift 
bie Frage zu verneinen! Die Spruchpraris hat wohl unbewußt ber 
poltsthümlichen Anfchauung Rechnung getragen, wenn fie weit über 
bie durch das Geſetz geſteckten Schranken bie Berbücherung berartiger 
Berbote zuläßt. Es wäre wohl wünfchenswerth, die Zuläffigkeit ves 
Eintrags für alle Fälle geſetzlich auszusprechen, in welchen das Verbot 
anf einem verftändigen Intereffe beruht — allerdings unter gleich 
zeitiger Beſchränkung der Wirkſamkeit besfelben. 

An dieſem Orte ift endlich Die Frage zu erwägen, ob und inwiefern 
nach öfterr. Rechte das Veräußerungsrecht durch ſog. Einftandsrechte 
und Vorkaufsrechtes? befchräntt erfcheint? Das deutſch⸗rechtliche 
Einftandsrecht (Retraktrecht, Näherrecht) entwidelte fich hiſtoriſch ans 
bem Rechte ver nächften Erben, alle Veräußerungen bes Grundeigen⸗ 
thums an Dritte (nicht zur Familie gehörige Perfonen) außer dem Fall 
echter Noth innerhalb Iahr und Tag zu vernichten und bie veränßerten 
Objekte mit binglicher Klage zurücdzufordern.5° Infofern Ing hier 
allerbings eine gewifje Beſchränkung des Veräußerungsrechtes zu 
Gunſten ver nächften Erben vor. Allmählich ſchwächte ſich aber dieſes 
Vindikationsrecht zu einem bloßen Näherrecht“ (Einſtandsrecht) ab, 
beffen Weſen in einem perfönlichen Anfpruch des Retraftberechtigten 
anf Abtretung bes veräußerten Objekt gegen Zahlung des erjten Kauf 


52) Auch Steinbach S. 162, N. 10 und S. 170 zählt dad Vorkaufsrecht zu 
den Beräußerungäbeichränfungen. Dagegen f. R. 63. 
53) Bol. Sachſenſp. I. 52, 8.1, dazu Stobbe 88. 87flg. 
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preifes und ber fonftigen Koften befteht. Das Näberrecht gründete fich 
vorzugsweiſe auf Berwandtichaft, Nachbarichaft, Miteigenthum, Gnte- 
unterthänigteit, Lehensherrſchaft 20.5 In den öfterr. Ländern berubte 
das Retralt- (Einftands-) Recht der Bamilienangehörigen nicht bloß anf 
Geſetz und Gewohnheit, ſondern häufig auch auf verbücherter Privat⸗ 
bispofition.55 Bon dem — aus dem röm. Rechte ftanımenden — 
Borlanfsrechte, welches nur durch Privatwillkür geichaffen wird, 
unterſcheidet fich das Einſtandsrecht nicht nur burch feine biftorifche 
Provenienz, feine eigenthümliche, vorzugsweife familienrechtliche 
Baſis und feine umfaſſende wirthichaftlich-[oziale Bebentung, fondern 
namentlich dadurch, daß das Näherrecht an fich feine Verpflichtung 
des Veraͤußerers enthält, die Sache vorerft ven Einftandsberechtigten 
zum Kaufe anzubieten, daß es die freie Veräußerung überhaupt nicht 
hindert, ſondern nur den Käufer und jeden fpäteren Beſitzer zur ent- 
geltlichen Abtretung des Gutes an ben Retraktberechtigten verpflichtet. 5° 


54) Bgl. Gerber SS. 84. 175 flg., neueft. bef. Stobbe S8. 88—90. Es 
wird nach gemeinem deutfchen Recht darüber geftritten, welche rechtliche Natur das 
Retraktrecht hat. Manche finden in demfelben das dingliche Recht, fi der Sache 
zu unterwinden (vgl. Bluntſchli-Dahn 8.118, Förfter 8.189, N. 15), Andere 
eine bloß obligatorifche durch Rechtsſatz gegebene Verpflichtung ded neuen Er⸗ 
werbere, den Näherberechtigten in den Kauf eintreten zu laflen (fo ſchon Eihhorn 
8.103, Sengler ©. 385, befonderd Gerber8$.175, R. 3, welcher übrigens in der 
10. Aufl. die Konftruftion als Zuftanddobligation aufließ); neuerlich findet Laband 
Civ. Arh. 52, ©. 188 flg., dem Roth $. 142, R.22 und im Wefen auch Stobbe 
II. 8.89. beitreten, im Retraktrechte „da® der Erpropriation vergleichbare Recht des 
einfeitigen Eigenthumserwerbes gegen Entihädigung.” Für dad öfterr. Recht iſt — 
foweit es fi) um verbücherte Einftandsrechte handelt — die zweite Auffaffung die 
richtige; der bücherliche Befiger ift verpflichtet, dem Retraktberechtigten dad Gut gegen 
den fiyirten, bezieh. vom Käufer bezahlten Preis abzutreten. Wir haben es hier mit 
einer wahren Zuftanddobligation, mit einer actio in rem scripta zu thun. M. E. 
verdient auch gemeinrechtlich die hier vertretene Auffaffung wegen ihrer naheliegenden 
juriſtiſchen Konftruftion den Borzug. Vergl. Gareis, Krit. V. Sch. 18, ©.437, 
2: Eine Berlegung des Okkupationsrechtes“ giebt ed nicht, ohne daß ein anderes R. 
„verlegt würde”; ſ. aber auch Laband ©. 151 flg. und Stobbe 8. 89, R. 9—12. 

55) Bol. Ofterr. Ger. Seit. 1873. Nr. 12—14, 1875. Rr. 10. 11. Gemeinrecht⸗ 
li wird von manchen Schrififtellern (bef. Gerber 8. 175. N. 6, Gengler ©. 387) 
die Entfiehung durch Bertrag geleugnet; fiehe aber Dagegen Stobbe II. ©. 129 
(1.9). Gewiß ift jedoch, dag zwifchen dem gemeinrechtlichen Retraktrechte und dem 
modernen verbücherten Borkaufsrechte (Preuß. 2. R. 20. II. 596, Ofterr. G. 2. 
8.1074, Saͤchſ. ©. 8.1127) weientliche Unterfchiede beſtehen; insbeſondere geht 
Lepteres regelmäßig nicht auf die Erben über. Vergl. auch Laband ©. 186 und 
Stobbe a. a. O. N. 5. 

56) Dad Retraktrecht kehrt feine Spitze gegen den neuen Erwerber, das (röm.) 
Vorkaufsrecht gegen den früheren Beſitzer. Das Entgelt ift in den öfter. Ländern 
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Allerdings entwidelte fich aber das Näherrecht in einzelnen Partikular⸗ 
rechten zu einem Anbietungsrechte des Veräußerers mit bem Prä- 
inbiz, baß berfelbe frei verkaufen durfte, wenn die Retraktsberechtigten 
den Kauf ausfchlugen.5” Der Übergang zum Vorkaufsrechte, bezieh. 
bie Identifizirung mit bemjelben, lag ſohin bier fehr nahe.58 Der 
innere Unterſchied: daß das Retraktrecht gegen ben neuen Erwerber, 
das Vorlaufsrecht gegen ven Verkäufer gerichtet ift, wurde allmählich 
verwifcht, Häufig auch das Vorkaufsrecht mit dem Einſtandsrechte ver- 
bunden. Durch das Joſefiniſche Geſetzbuch (SS. 4. u. 6. I. 2) und 
das Hofpk. v. 8. Mär; 1787. 3. 649 3. ©. S. wurden nicht bloß 
das landmänniſche und bürgerliche, ſondern alle Gattungen bes in 
verſchiedenen Lanbesgefegen und Gewohnheiten gegründeten Einftands- 
vechtes ganz aufgehoben; — nur die auf Kontrakten beruhenden blieben 
unberührt. (Hofdk. v. 27. April 1787. 3. 673 J. G. &.)9 Im 
A. B. ©. B. begegnen wir dem Einftanbsrechte nur in einem einzigen 
— nunmehr unpraltiichen — Falle, nämlich lediglich als einem vor: 
bebaltenen gutsherrlichen Realrechte, bez. als einer emphyteutiſchen 
Reallaſt (88. 1140. 1141). Das Gefegbuch fcheint dasſelbe mit dem 


beim Lonventionellen Einftanddrecht regelmäßig für alle Zukunft firirt. Daß dad 
Einſtandsrecht zugleich das Vorkaufsrecht in ſich fliege Eichhorn, Priv. Recht 
8. 100) ift abgefehen von gewiffen hiftorifchen Entwicklungsphaſen nicht richtig. Dal. 
Gerber 8. 175, N. 5 und Stobbe 8.89, 0.3. 

57) Vergl. Hamb. Stat. von 1276 I. 6, Freiburg. Stat. von 1520 bei 
Kraut 8. 167, v. Schulte R.®. 8. 180, Dahn⸗Bluntſchli, D. Pr R. 
8.118, Stobbe 8.89, Rr.3.4. So aud in den böhm. Stadttechten H. 20—22: 
„Jedoch weil durch das gewöhnliche alte hertommene Recht zuvor alle wege alfo ge: 
halten worden, daß man denen Blutövertwandten ſolches gegönnt hat, daß fie... find 
in den Kauf getretten, wann nur diejenige Summe, wie hoch der Grund verkauft ober 
die Erbgelder erlegt worden“ u. f. f. Art. H. 21 beftimmt dann die Frift für dad 
Eintrittsrecht. 

58) So bemerkt die Gloſſe zu H. 22. 21. der böhm. Stadtr. (Ed. Lehmann): 
Jus retractus vel protimiseos. Praesentes inter 14 dies, absentes inter 3 
menses ad retractum se offerant. Pol. auch Jordan, Bürg. Recht (1795) 3.24, 
dazu überhaupt Stobbe8. 89. 

59) Das Einftandörecht der Gutsobrigkeiten fogl. 88.1140. 1141. ©. 3.) wurde 
durch das Kaif. Bat. vom 7. September 1848 u. V. vom 4. März 1849 5. 152 aufe 
gehoben. Das lehnsherrliche Einſtandsrecht hat mit ber faft allgemein durchgeführten 
Allodialiſttung der Lehen feine praktiſche Bedeutung verloren. Die volkswirthſchaft⸗ 
liche Schäplichkeit der Retraktrechte veranlaßte die meiften beutfchen Regierungen ſchon 
gegen Schluß des vorigen Jahrhunderts, dieſelben aufzuheben oder weſentlich zu be⸗ 
hränten. Das preuß. Gef. v. 9. Okt. 1807 hebt den Retrakt der Verwandten, dad 
Geſetz vom 2. März 1850 faft alle Retraktrechte auf. Näheres bei Stobbe $. 88. 
N. 31. — insbeſondere für das übrige Deutichland. 
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Borkanfsrechte zu identifiziren ($. 1140); keinesfalls geftattet es, an 
bas Ionventionelle Einftanbsrecht eine andere Richtichnur anzulegen, 
als die des Vorkaufsrechtes (SS. 1072 flg., Arg. Art. 4 des Einf. 
Geſ.).eo 

Da neueſtens bei der Regulirung der Grundbücher in Rückficht 
der auf verbücherten Kontrakten begründeten Einſtandsrechte der 
Zweifel rege wurde, ob dieſelben nach Einführung des A. B. G. B.'s 
(welches nur das Vorkaufsrecht näher normirt und weſentlich einſchränkt) 
als zu Recht beſtehend anzuſehen und wie dieſelben rechtlich zu behan⸗ 
bein feien,®! fo wurde mit dem Gef. v. 28. März 1875. 3. 37 R. 
G. Bl. erflärt: daß die rechtlichen Folgen der Familieneinſtands⸗ 
rechte nach Beginn ver Wirkfamteit bes A. B. ©. B.'s lediglich nach 
ven das Vorkaufsrecht befchräntenven Beftimmungen ver 88. 1072— 
1079 A. B. G. B. zu beurtheilen und bie vorbem begründeten Ein- 
ftandsrechte als erlofchen zu betrachten feten, fobald feine der Perſonen 
mehr am Reben ift, welche bei ben Beginne ver Wirkfamteit des A. B. 
G. B.'s zur Ausübung berfelben berufen geweien wären. Zugleich 
wurde den Befitern der mit Einftandbsrechten befchwerten Realitäten 
durch Einleitung eines Furzen Ediktalverfahrens die Möglichkeit ge- 
boten, die Retraftberechtigten zur Darthuung ihrer Rechte aufzuforbern 
umb nach fruchtlofem Ablauf der Epiktalfrift deren Recht zur Löſchung 
zu bringen.®2 

Wir haben es ſohin nach dem derzeitigen Stande ver Gefebgebung 
nur mit Borlaufsrechten zu thun. Dieſe befchränten aber offen- 


60) Dal. auch die Ausführungen in der Ger. Zeit. 1873, Nr. 11. Die älteren 
Kommentatoren des A. B. ©. 3.8 (insbeſ. Zeiller, Nippel, Stubenraud) 
betrachten das Einftands« und Vorkaufsrecht als identifch, was bei der häufigen 
Verquickung Beider und bei dem Mangel an hiftorifchem Sinn, der und in der erften 
Hälfte dieſes Jahrhundert entgegentritt, nicht überraſchen darf. Kirchſtetter 
©. 524 (3) unterfcheidet. 

61) Bgl. die in Rote 55 citirten Auffäpe in der öfter. Gerichtezeitung. 

62) Über die legislativen Motive dieſes Gefepes vgl. den Aufſaß der Ger. Zeit. 
1875. Rr. 11: Die Rage der Befiper von Gütern, welche mit Einſtandsrechten be⸗ 
haftet waren, war eine überaus traurige. „Ihr Gut war mit einer Eintragung be- 
ſchwert, welche geeignet war, dasfelbe faft völlig zu entwerthen; denn auf unbeflimmte, 
unberechenbare Zeit hinaus ſchwebt über dem Gute die Möglichkeit, daß ed um einen 
Preis in fremde Hände übergehe, deffen Mißverhältniß zu dem wahren Werth in dem 
Maße fleigen muß, als der Zeitraum größer wird, welcher zwifchen der urfprünglichen 
Feſtſezung desfelben und dem Zeitpunkte der Ausübung des E. Rechtes verfließt.” 
Bol. auch Ser. Zeit. 1873. Nr. 15. 
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bar das Veräußerungsrecht des Beſitzers durchaus nicht, e3 und zwar 
jelbft dann nicht, wenn das Vorkaufsrecht den öffentlichen Büchern 
einverleibt ift; vielmehr bat ber Eintrag nur bie Wirkung, baß jeber 
neue bücherliche Erwerber in die Obligation des urfprünglichen Kon⸗ 
trabenten eintritt und daß fomit der Vorkaufsberechtigte vom Tabular- 
befiter bie Abtretung ver (freiwillig) veräußerten Sache gegen Erfül- 
fung der im Kaufvertrag feſtgeſetzten Bebingungen verlangen Tann 
(38. 1079. cfr. 88. 1073. 1077). Hieraus ergiebt fich aber auch, 
baß ber Tabularrichter nicht befugt ift, die Einverleibung eines Kauf: 
vertrages aus dem Grunde zu verweigern, weil nicht nachgewieſen er- 
ſcheint, daß dem Borkaufsberechtigten die Einlöfung ohne Erfolg an- 
geboten wurbe; nach ber entgegengefeßten (in den Entſch. Nr. 3887. 
3896. 3943 Samml. GL. U. W. und im Judikat Nr. 68 feftgehaltenen) 
Anficht wäre es ja überhaupt nicht denkbar, daß bie im 8. 1079 in 
Ansficht genommene Verfolgung bes Vorkaufsrechtes gegen britte 
bücherliche Beſitzer — ein Verjehen des Tabnlarrichters abgerechnet 
— irgend praftifche Bedeutung hätte. 65 


63) Diefer ift nur perfönlich verpflichtet, dem Berechtigten den Kauf der Sache 
anzubieten; Außerachtlaſſung diefer Berpflichtung hat bloß die Verbindlichkeit ded- 
felben zum Schadenerfage zur Folge (88. 1072. 1073 G. B.). — Übrigen? können 
ſelbſt die Retrakts⸗ oder Einftandsrechte nicht ald Befchränkungen des Veraͤußerungs⸗ 
rechtes angefehen werben, da die Beräußerung gültig und lediglich der neue Erwerber 
verpflichtet ift, dad Gut dem Retraktberechtigten herauszugeben. (BgL Note 54, auf) 
Ger. Zeit. 1875. Nr. 15, Schmid 8.4.R. 2.) "Uber die Stellung der Lehre vom 
Retrafte im Syſtem vgl. Laband ©. 190 u. Stobbe 8. 89. R. 1; für dad öfter. 
N. ift das Einſtandsrecht im Obligationentechte (beim Kaufvertrag) zu behandeln. 

64) Für das öfterr. Recht ift daher der Gefihtöpunft der Zuftand&obligation 
der richtige. Vgl. N. 54, Schiffner$. 96.0. 12, Randa, Befip ©. 55 Rote, 
A. A. Hafendhrl, DO. Obligat. R. ©. 17. 69), weil dad Kriterium ber Ding- 
lichteit hier wie bei der Hypothek (bloß?) im ©egenftand Liege. — Im alle der ges 
richtlichen Feilbietung hat ſelbſt das eingetragene Vorkaufsrecht lediglich die Wirkung, 
daß der Berechtigte zur Feilbietung vorgeladen wird ($. 1076, dazu Stobbe $. 89. 
N. 25). Das Vorkaufsrecht ift ein an die Perfon gefnüpftes, unübertragbared Recht 
(8. 1074) und muß bei Mobilien binnen 24 Stunden, bei Immobilien binnen 
30 Tagen geltend gemacht werben ($. 1075). 

65) Das Iudikat Nr. 68 lautet: Auf eingetragene dingliche Borkaufd- 
rechte hat der Grundbuchsrichter von Amtöwegen Bedacht zu nehmen. 
In der Motivirung heißt ed: dag dieſes Recht ein dinglicheö (2) Recht ſei, ſich alſo 
(?) unzweifelhaft (2) als eine Beſchränkung des Verfügungsrechtes des Eigenthümerd 
in der Richtung darftelle, daß diefer die Sache nicht beliebig, fondern erſt (*) dann, 
wenn das Einlöfungsrecht erioſchen ift, an einen Dritten veräußern Tann, — daher 
der Grundbuchsrichter auf das-B. R. von Amtöwegen Bedacht nehmen müſſe. 
Dagegen iſt aber zu bemerken, daß das intabulirte Vorkaufsrecht fein dingliches, 
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Eine Sache kann nicht mehreren Perfonen in der Weife gehören, 
daß jeder berjelben die volle rechtliche Herrfchaft über die Sache zu⸗ 
fommen würbe.2 Allerdings anerkennt aber pas Gefe eine gemeinfame 
rechtliche Herrichaft (Miteigenthum) in nachftehender zweifacher Weife: 


fondern bloß ein gegen jeden bücherlichen Beſitzer wirkfames, obligatorifches Recht 
ift (wgl. Unger, Syfl.I. ©. 549, Schiffner a. O., Randa a. D.), daß dasſelbe 
bioß die perfönliche Verbindlichkeit begründet, den Borkauf anzubieten, bez. den Ein- 
tritt an Stelle des Käufers zu geftatten, das alfo dadurch das Beräußerungsrecht 
überhaupt nicht befchräntt, jondern lediglich dem Berechtigten ein Eintrittdrecht in 
ein abgefchloffened Beräußerungsgefchäft vorbehalten wird, und daß es alſo nicht 
richtig ift, dag der Eigenthümer „erfi dann, wenn ber B.»Berechtigte von dem Ein- 
löfungsanbote keinen Gebrauch gemacht hat, an einen Dritten veräußern kann“, daß 
vielmehr die Beräußerung aud ohne vorgebenden Anbot gültig und zur Eigenthums⸗ 
übertragung geeignet ift, daß fohin der Grundbuchsrichter um fo weniger befugt ift, 
den Eintrag eines ſolchen Verkaufsgeſchäftes zu verweigern, ald den Vorkaufsberech⸗ 
tigten durch denfelben fein Nachtheil erwächft ($. 1079), und es nicht Sache bes 
Gerichtes ift, von Amtswegen darauf zu dringen, daß ſich derfelbe (vielleicht gegen 
fein Intereffe) aldbald erkläre, ob er von feinem Einlöfungsrechte Gebrauch machen 
wolle oder nicht. Ebenſo irrig ift die weitere Motivirung der Entfdh. 3896 cit.: „daß, 
weil das V.⸗Recht ein gegen Jedermann wirkſames fei, Niemand das Eigenthum (?) 
des belafteten Gutes erwerben könne, bevor nicht die Einlöfung angeboten wurde.“ 
Bol. dagegen au) Steinbach ©. 169, Schiffner ©. 91. 

1) Göppert, Beiträge 3. DB. v. Miteigenthum nach dem preuß. R. (1864), 
Boas, 3. Lehre v. Miteigenthum (1864), Heffe , Rechtsverhaͤltniſſe zwiſchen Grund⸗ 
ſtũücksnachbarn SS. 45. 64. 65, Sirtanner, in Shering’d Sahrb. III. ©. 239 fig. ; 
bei. Steinlehner in dem Note 3 citirten Werke; 3. Kohler, Zeitſchr. f. franz. 
C. NR. 8, ©. 148 fig., 177 flg. (Gef. Abhdl. Nr. 7), Eifele, Civ. Arch. 63, 
©. 27 flg., Rümelin, die Theilung der Rechte (1883), Dernbnrg, P. 8.195. 

2) L.58.15 D. 13. 6: duorum in solidum dominium vel possessionem 
esse non Posse. — Dem Begriff und Namen nad) unbekannt ift dem oͤ ſterr. Rechte 
das fog. Geſammteigenthum, welches Mandye im deutfchen Rechte (Stammgut, 
Markgenoſſenſchaft, Gewerkſchaft u. f. f.) begründet finden wollen, fei es in der Art, 
daß fie folidarifches Eigenthum der Theilnehmer oder daß fie gleichzeitiged Eigenthum 
der Geſammtheit und der Einzelnen annehmen; fo außer Eihhorn $. 168 neuerlid, 
Bluntſchli 8.58 u. Commentar. zu $. 567 zürich. ©. B., Gierke, Genoſſenſch. 
1. ©. 178 fig. 908, Uberficht der Anfiten bei Franklin, runder. d. D. Privatr. 
8.56. Das Zür ich. G. B. 8. 567 flg. fpricht vom Gefammteigenthum bei Genoſſen⸗ 
[haften mit Theilrechten“, 3. B. Almendenbefigern, Altiengefellfchaften u. ſ. f. 
Gegen diefen juriftifch ſchwer konſtruirbaren Begriff vgl. Gerber $. 77, Gengler 
©. 202 fig, Windfheid $. 169 a. N. 8, Förfter 8. 167, N. 22—34, Roth, 
Bayer. C. II. ©. 53 flg., Zur Lehre von d. Genoſſenſchaft S. 58 flg., Stein» 
lechner ©. 136. Eine Mittelmeinung vertreten Stobbe 88. 55. 81. 82 und 
Heine. Scähufter in Grünhutd Zeitſchr. 4, ©. 583 flg., welcher Erftere (ähnlich 
Schuſter 6. 586) wenigftens in einzelnen Fällen (def. bei Almenden, Bergwerken, 

Randa, Eigentum n. öſterr. Recht. 15 
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I. einmal als Miteigenthum nach materiell getrennten Be: 
ftandtheilen des Ganzen (SS. 841—847 B. G.). Condominium 
pro diviso; 

DI. ſodann als Miteigenthum nach intelleltuellen Xheilen 
(88. 361. 833. 854—856 ©. 8. ı. SS. 10. 13 ©. ©.). Condo- 
minium ober communio pro indiviso.° 

ad L Jenes ergiebt fich, wenn trotz ber erfolgten reellen Theilung 
einer Sache ein folcher natürlicher ober juriftifcher Zuſammenhang 
zwifchen ven Theilen fortbefteht, daß fie in ihrer Geſammtheit wieder 
als Ganzes ericheinen.* 3.2. eine Infel und (in gewiſſer Beziehung) 
ber bücherlich einheitliche Grumpbuchelörper. F. 3 Gr. &.5 Allerbings 
ift die rechtliche Gemeinſchaft der Eigenthümer der einzelnen Theile 


Mitrhederei) ein vom Miteigenthum werjchiedene® „Befammteigenthum” in dem Sinn: 
annimmt, daß den Miteigenthümern keine feften ideellen Quoten zugewieſen feien. 
Auch Brinz 8. 131. (2. Aufl.; fpricht Hier von einer „tbeillofen Gemeinfhaft‘ 
und findet felbe auch im röm. ager colonorum und in dem von dem Hausvater und 
den Geinigen erworbenen Bermögen. Allein auch diefe Auffaffung erfcheint umbalt- 
bar; die Antheile der Einzelnen mögen verfhwindend Mein, feinem der Gemoften 
ziffermäßig bekannt und deren Realifirung oder Verwerthung erft bei der Auflöfung 
möglich fein, unabweidbar macht fi) der Gap geltend: concursu partes fiunt und 
diefe fönmen doch wohl nur ald certae gedacht werden. Für das öfterr. Recht 
eriheint diefe Auffafjung ſchon mit Rüdficht auf $. 10 G. &., welcher ziffermäßigen 
Budeintrag der Antheile verlangt, unhaltbar. Die 88. 361 u. 828 dei äflerr. G. B. 
welche doch nur die einheitliche Vertretung der Miteigenthünmer nach außen betonen, 
liefern ebenjo wenig ein Argument für dad Geſammteigenthum ald der. 1. L. 17. b. 
preuß. Landr,, welcher dad Wort „ungetheilt” im Begenfage zum „getheilten” Ober: 
u. Rupungs-) Eigentbum gebraucht. Bal. gegen Stobbe auch Windſcheid a. O. 
u. Förfter $. 167, Rote 29. — Ein Geſammteigenthum will in der dos communis 
patris et filiae u, bei der Pupillarfubftirution finden: Baron, Geſammtrechte⸗ 
verbältnife 88. 3. 37. 42; dagegen vgl. Bernice, Krit. B. Schr. VII, ©. 121, 
Randa, Beſitz 8. 16, R. 2. 

3) Die Quellen gebraudyen nicht den Ausdiud condominium, ſondern com- 
munio. Pal. Windſcheid 8. 169 2., N. 1. 

4) Bol. bei. Wächter, Giv. Anh. 27.9. Rr. VII. und Handb. IL ©. 275, 
Unger, Soſt. I. ©. 413 und neueflend die eingehende Monographie: das Weſen 
der juris communio und juris quasi communio v. P. Steinlechner (1. Abth 
18761. Dieſer fpricht bei der wirklichen (reellen) Theilung von gleichzeitiger forıe 
ivondirender Bervielfältigung des urfprünglic Einen Rechtes (8. 15). Died 
ift wohl richtig; doch finde ich Die Bezeichnung diefer Reflerwwirtung der reellen Thei⸗ 
Ing als wirkliche Thbeilung der dinglichen Rechte“ (©. 43 fig.) unge 
treffend. Der Zufammenbang der Theile wird regelmäßig ein äußerer, fidjtbaret 
fein, 3. B. bei Zerflüdung eined Waldes, einer Infel. 

5. Bol. uun aub Erner, Hop. R. 6.48. Selbſt bei einem Keller wurde 
reelle Theilung (kücherlich: „der halbe Keller“ anerfannt, obwohl keine Mauerſcheide 
befand. E. Nr. 9409 Samml. Gl. U. W. 
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bei der Selbftänbigkeit der letzteren nur eine ſcheinbare, in fachen- 
rechtl. Beziehung befteht überall keine Gemeinfchaft ziwifchen ben Mit⸗ 
eigenthümern.® Über die reale Theilung insbefondere von Häufern 
vgl. das Folgende unter 3. 7. und meinen Befitz S. 367 fig. 

ad II. Das Weſen des Miteigenthums im engeren Sinne (comm. 
pro diviso) befteht darin, daß das Eigenthum einer reell ungetbeil- 
ten Sache mehreren Berfonen in ber Art gemeinfchaftlich zulommt, 
daß die Antheile ver Einzelnen bloß iveell vorhanden, nicht aber im 
Sadlörper (corpore) ausgeſchieden find,” Die rechtliche Herrichaft 


6) Die Frage, ob nur bei unbeweglichen oder auch bei beweglichen Sachen eine 
Zheilung pro diviso möglich fei (vgl. Savigny, Beſitz S. 160, Unger I. 
S. 414, R. 19, Böding, 8.75, R. 7, Arndts 8. 138 gegen Wächter, Handb. 
©. 276, N. 11), iſt reine Thatfrage. Vgl. Eck, Krit. Viertelj. Schr. 18, ©. 226. 
Leugnen läßt fi die Möglichkeit eines ſolchen Miteigenthums auch bei Mobilien 
nicht. Man nehme an, daß die verfchiedenen Blätter eined gebundenen Manuffripteg, 
Goupond, eined Werthpapiers verfchiedenen Eigenthümern gehören, oder daß zwei 
transportable Schaubuden, zwei Badeanftalten, auf denfelben Balken ruhen. ©. Ed 
a. D. und Regelöberger, Grünh. Zeitfähr. 3, ©. 696. Der Sap der L. 8. i. f. 
de R. V. (nunquam [res mobilis] pro diviso possideri potest), weldhen Ban- 
gerom 8. 329, Anm. 2, Steinlehner I. 8. 14, N. 2. 3 u. II. ©. 35, N. 3. 
Krainz 8.91, Eifele, Jahrb. f. D. 30. S. 360 fig. vertheidigen, ift wohl unhaltbar. 
Dageg. L. 83. D. 17. 2. u. L. 36. D. de 8. P. U. Soweit flimmen wir mit 
Wächter a. D., obgleich die von ihm citirten Stellen fi nit auf unfere Frage 
beziehen. Gegen Steinlehnera. D. (dazu 8. 4, N. 3) bemerkte ich, daß gerade in 
dem zweiten Beifpiele „die eine ganze Sache wirklich nicht getheilt, nur abgegrenzt 
if.“ Die Unger’fche Unterfeheidung a. D. tft m. E. unwefentlih. Auch Wind⸗ 
ſcheid 8. 142, N. 4 erfennt die Möglichkeit des Eigenthums pro diviso an Mobilien 
an unter Berufung auf L. 83. D. de socio 17. 2. (arbor in confinio; lapis per 
utrumque fundum). Obgleich Baum und Stein hier ald unbeweglich erfcheinen, 
fo würde doch an fich Nichts entgegenftehen, fie auch nach der Trennung pro diviso 
für getheilt zu Halten. Die Schwierigkeit bei der Tradition u. Bindilation (Eifele 
a. D.) ift bei Immobilien (eingemauerten Balken) nicht größer ald bei Mobilien. 

7) Deutlicher gefagt: die im Rechte enthaltenen Befugniffe und das Dis- 
poſitionsrecht bezüglich ded Ganzen, fowie die Ausübung Beider find getheilt. 
Mit Modififationen im Einzelnen (Getheiltheit ded Umfangs, des Rechtsinhaltes, 
Theilung im Gebrauch und Fruchtgenuß) ift dies im Wefen die herrfchende Auffafiung, 
auch derjenigen, die (wie Bring, Eifele) die „Betheiltheit” negiren; denn ſchließ⸗ 
li) geben die partes doch die Theile an, nach denen die Sache, der Werth, ber Er» 
trag, die Koften, kurz alled, was theilbar ift, zu theilen iſt. Eiſele ©. 34 fig.) Dal. 
bei. Wächter 8. 43, R. 12, welchem Arndts 88.53. 133, Unger. ©. 416 fig., 
Dernburg 8. 222 beiftimmen, im Wefen nicht ander Brinz I. ©. 476 fle. 
(2. Aufl.) „Antheil an der Sache, Betheiligung an allem, was die Sache ift und 
mit ih führt‘), Regelsberger, Hypoth. R. 8. 44, Eifele ©. 29, Ed, Doppel- 
feitige Klagen ©. 93 flg. und Krit. Biertelj. 19. ©. 236 flg., Göppert, ebend. 14. 
©. 549, Till 8. 128 beiftimmen. Die Brinz’fche Auffaffung wird neueftend von 
Rümelina.D. 75. 8Oflg. mit der Modifikation zum Ausdrud gebracht, daß die 


15* 


228 Das Miteigenthum. 8.9. 


über die Sache ift infofern getheilt, als fie in Anſehnng des Ganzen 
feinem der Miteigenthümer ansfchlieglich — vielmehr nur Allen 


Zheilung in Rüdficht des Fruchtbezugs, des Gebrauchs, der Haftung, Aufhebung des 
M. E. als „andefohlene” bezeichnet, in anderer Beziehung eine Theilung des Rechtes 
bebauptet wird (6. 84. 87). Diefe Yormulirung aber verleugnet den einheitlichen 
Orunbgebanten der Idealtheilung. DaB Gegenfland der Lepteren die Sache ale 
Quantum ſei („in der Quote fledt dad Quantum“), wie Ryck, Schuldverhaͤltniſſe 
S. 124 meint, wird faum Anflang finden. Dagegen auch Krasnopolski, Ar. 
3.66. 12. ©. 501 fig. u. 27. ©. 487 fig, der fi der Fommulinıng Scheuerl’s 
anfhließt, übrigene in der Sache mir zuftimmt. (liber die verſchiedenen älteren und 
neuen Anfichten vgl. nun Steinlechner 88. 1—12, der $. 21 überall den Befichte- 
punft der Ungetheiltheit des Cigenthums nachzuweiſen ſucht, wogegen Ed, Krit. B. Sch. 
18. ©. 232 flg. zu vergleichen iſt; für das öfter. R. 88. 361. 828 G. B., 88. 10. 
13 Gr. &. und Note 56). — Dagegen behauptet Windſcheid, P. 8. 142 (dei. 
R. 10.), welchem Förfter$. 182. S. 263 (2.9), Kohler a. O. S. 193 flg., 
Roth 5.120... 42 (fürd. bayer.R.), Schey, Grünh. Zeitichr. 8. ©. 132, bef. 
Steinlehner, L 88. 10. 21 flg., IL ©. 224 fig. beitraten, daß die Theilung 
pro indiviso jo zu verfiehen fei, daß durch den Antheil der Maßſtab bezeichnet 
werden foll, nach welchem den Berechtigten der wirt hſchaftliche Nupen der 
Sade gebührt: kurz der Antheil beziehe fi auf den Werth der Sache. (Gegen bie 
äbnliche, noch weiter gehende Anfiht Sirtauner’da.D. vgl. Arndts 8. 133. 
Rote 1, Steinlechner $. 31). Abgefehen nun davon, dag ed Sachen und Rechtt 
giebt, welche feinen wirthfchaftlichen Rugen abwerfen, wie Patronatö-, Präfen- 
tatione-, Wahl⸗ und aͤhnliche Rechte, fo enthalten die Quellen keine Andeutung 
darüber, daß die Theilung auf die wirtbfchaftliche Seite zu beziehen fei, — wohl aber 
fprechen diefelben von Theilung des Nechts L. 5.8. 15. comm. 18. 6. (pro parte 
dominium habere; — ohne Grund bezieht Steinlehner ©. 74: pro parte 
auf corporis; das widerfpridgt dem Borderfage und wäre ein Pleonadmus), ferner 
L. 66. 8. 2. D. de leg. II. und die von Ed citirten L. 50. pr. D. de leg. 1., 
L. 7.8.3. D. 40. 12, L. 39. D. 7. 8, fr. Vat. 75. Ferner erklärt und diefe Auf 
faſſung nicht, wie wir und die felbfländige Berfügung über den intellektuellen Antbeil 
denten follen, da der Werth doch nicht Gegen ſtand des Antheild ift? Windſcheid 
($. 142, R. 10). Diefen Punkt ignorirt auch Eifele ©. 28 flg., welcher übrigen? 
die Anfiht Steinlechner's betreffs der Werththeilung befämpft. — M. E. be: 
zeichnet die Anficht W.'s bloß die wirthſchaſtliche, nicht die juriftifche Seite der 
intellettuellen Theilung. „Immer wird die Theilung des Werths nicht anders zu 
denken fein... denn ald Wirkung einer Rechtötheilung‘. (Eck a. D. ©. 232). 
Gegen bie herrichende Meinung darf man nicht mit Windſcheid (Rote 11) fagen: 
„wer die Befugniß, feinen Willen geltend zu machen, nur zum Theil hat, hat gar 
Nichte“. Denn der Kondominus kann doch über feinen Antheil disponiten; — ei 
kann alfo feinen Willen „ganz“ d. i. ohne Einfprud der Kondomini geltend machen 
in Anfehung der pars pro indiviso, — nur in Übereinftimmung mit den Übrigen 
in Anfehung des Ganzen. — Die Anfiht W.'s ſucht eingehend zu motiviren und 
auszuführen: Steinlehner, 88. 9. 10. 21—31. Bezüglich der Quellen muß 
indeß St. felbft S. 83 zugeftehen, daß fie wegen „Unbeftimmtheit" des Ausdtuce 
feinen Anhalt gewähren; ohne Grund beftreitet er, daß nach unferer Auffaffung eine 
juris communio beftche (fie eriftirt zufolge der Ungetheiltheit des Objeftö); der 
Borwurf der Mehrheit der Cigenthumsrechte (6. 83) iſt haltlos, da ja erft die Theil⸗ 
rechte (Antheile am Eigenthum) zufammen das Eigenthum ergeben. Die Anſicht 
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zufammen zulommt. ‘Dies und nichts mehr will das Gefek im 
8.361 (vgl. $. 828), insbeſondere foweit e8 das Verhältniß zu Dritten 
betrifft, mit den Worten andenten: „In Bezug auf das Ganze werben 
bie Miteigenthümer für eine einzige Berjon angefehen*.® (Dies ergiebt 
fi auch aus ven Entwürfen, bei. Horten: 9 III. $.11, 20 IH. $. 16, 
Martini 19 II. 8.4: „Solange alle Theilhaber einverjtanden find 
und diefelben nur Eine Perfon vorftellen, haben fie das Recht, über 
bie gemeinfchaftliche Sache nach Belieben zu verfahren.“) * 

Eben darum hat begriffsmäßig Tein Miteigenthümer ein aus 
ſchließliches Recht über ven Heinften materiellen Theil ber gemein- 
Ihaftlihen Sache, dagegen das freie Verfügungsrecht über den ihm 
gebührenven intelleltmellen Antheil. „Infoweit ihnen (den Mit⸗ 
eigenthümern) gewiſſe, obgleich unabgefonberte Theile angewiefen find, 
bat jeder Miteigenthümer pas vollftändige Eigenthum bes ihm gehört. 
gen Theiles“ (8.361). „Infofern er die Rechte feines Mitgenoffen 


St.'s gipfelt in den Sägen ©. 85. 88. 152. 163: daß die intelleftuelle Theilung 
auch in Anſehung des Rechts nur die Bedeutung einer Scheintheilung 
babe und daß in den betreffenden Berhältniffen nur „eine Theilung ded Werthes 
von Recht (reſp. Objekt) beftehe“. Mit Recht führt Ed a. D. dagegen aus, daß die 
angeblich rein thatfächliche, nur. die Ausübung des Rechts betreffende Beſchränkung 
des Mitberechtigten, dem von St. dad ganze Recht zugefchrieben wird, unvereinbar 
fei mit der Succeffion in den beftimmten Antheil, mit dem Kauf, der Tradition zc. 
des Antheild, mit dem Anfall der derelinquirten Quote, der Berpfändung einer Quote 
von Seite des Alleineigenthümerd. Gegen die Anficht W.'3 erklärt ih auch Brinz 
a. O. N. 12, Dernburg, Pr. P. R. 8.222, N.2, PB. 8.195, Eifele ©. 29 flg., 
Rümelin ©. 81 fig., auch Regelöberger, Grünhut's Zeitſchr. TIL, S. 695. 

8) Vgl. L. 4. 8.7. D. fin. regund. 10. 1. und 8. 18.1.8. preuß. L. R., 
welchen Förfter 8. 182, R. 15 ohne Noth auf das getheilte Eigenthum bezieht. — 
Die Auffaffung Steinlechner's 8. 30. „vaß das eine Eigenthum unter den meh⸗ 
teren Subjekten nicht getheilt ift, fi vielmehr auf jedes derfelben ungetheilt 
beziehe”, welche trog aller Berwahrung an das Gefammteigenthum erinnert, beruht 
auf der einfeitigen Betonung der oben gedachten Außenfeite des Miteigenthums, 
ignorirt dagegen die volle Herrfchaft des Miteigenthümers über feinen Antheil, 
welche gewiß keine „bloß durch die Projektion“ der Werththeilung (des oͤkonomiſchen 
Nutzens) Hervorgerufene Scheintheile find. 

Sa) Der Cod. Ther. II. 22. Rr. 1—77, I. 24. Rt. 92—116, III. 19. Rr. 
71—94 u. der Entw. Horten’s handeln von der Gemeinſchaft in verfchiebenen 
Kapiteln; der letztere insbeſ. 25 II. 88. 11—14 (Dienftb.); 19 II. 88. 19. 20. 
(Theilung der Erbſchaft, 15. ILL. 88. 58 flg. (Societät), 20. III. 88. 15 flg. (Quafi- 
fontratt), 21. TIL 88. 20 flg., (deögl.). Erſt der Entw. Martini faßt die bezügl. 
Normen in Ginem Kapitel (II. 19) zufammen u. bildet die Grundlage des A. 2. 
G. 3.8. Diefe Borarbeiten, fowie die Protofolle Ofner I. ©. 110 flg., 123 flg., 
428 fig.) bieten indeß für bie Auglegung des G. B.'s nichts Nennendwerthes. 
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nicht verlegt, Taun er venfelben oder vie Nutzungen davon wilfkürlich 
und nnabhängig verpfänben, vermachen ober fonft veräußern“ 
(8. 829).9 Fremden gegenüber bat der Miteigenthümer kein Bor- 
laufsrecht. (Andere nach 8. 60flg. I. 17 preuß. L. R.) Hieraus 
ergiebt fich num al& Regel, daß kein Miteigenthümer in Anfehung bes 
Ganzen irgend welche Befik- oder Gebrauchſshandlung vornehmen. 
oder eine Berfügung treffen darf, ohne ausdrückliche ober ftill- 
ſchweigende Genehmigung ver anderen Miteigenthümer (8. 828)!°; 


9) So auf nah röm. R. c. 3.4. C. de comm. reb. al. 4. 52, c. un.C. 
si comm. pign. 8. 21, Shmid ©. 11, Windſcheid 8. 169 24, R. T. So au 
58. 60 fig. L 17 preuß. L. R., 8. 329 ſächſ., art. 679 des ital, $. 355 
züt ich. G. B. — übereinflimmend die franz. Doctrin, Zahariä $. 197.8. 5 
10. — Zum Eigenthumdübergang ift Tradition, bez. Eintrag erforderlid, e. 15. 
C. comm. 3. 38, Ed, ©. 232, Eteinlehner 2.8. 8, Förfter $. 182, R. 64. 
— Daß aud der ideelle Antheil Gegenftand der Schäpung, dann der Ber- 
pachtung (felbfi an Miteigenthümer) fein kann, hätte nie bezweifelt werben follen. 
Bol. die oberfiger. Entf. in d. Not. 3. 1877, Rr. 50, Zur. BI. 1882, Rı. 4. 
Über die Sequeftration vol. Ar. 7658 SI. U. W. Geritutöbeftellungen find nur 
bei Zufammemwirfung aller Miteigenthümer rechtlich denkbar. L. 2. D. serv. 8. 1 
Unus ex dominis.. . servitutem imponere non potest; L.8. $. 1. eod. Auf 
Aquitätögründen beruht 1. 11. D. de 8.P. R. 8. 3, welche den Konzedenten die 
Regatoria verweigert. Geſterding ©. 53, Schmid ©. 12, Bindigeid 
$. 209. 17. — Sonderbarerweife bewilligte der D. G. H. gegen die Erf. der Unter 
gerichte die Berbücherung einer Serwitut auf der Quote eines Miteigenthümere 
Sammi. Gi. U. W. Rr. 2988). (Richtig die entgegengefegte Cutſcheidung der 1. u. 
2. Inſtanz, Rot. 3. 1877 Rr. 50 bezüglich der Miethe). — Ebenfo ift es wohl denf- 
bar, daß fämmtliche Miteigenthümer die ganze Sache (nicht je ihren Antheil) für 
eine Schuld verpfänden, fo daß der Gläubiger nach der Intention ber Parteien 
die Bezahlung nur aus der ganzen Sache (nicht aus den Antheilen) verlangen kann. 
Bol. 6.9. David, Ger. Zeit. 1877, Rr. 49. Selbſt in Anfehung ber Immobilien 
erſcheint diefe Möglichkeit nicht amögefchloffen, tropdem dem Miteigenthümer nur 
ideefle Antheile bücherlich zugefchrieben find. Bol. David a. O. — Beräußert 
der Miteigenthünmer die ganze Sache, fo hat die Beräußerung in Anfehung bed ibeellen 
Antheild den Eigentbumsübergang zur Folge; in Anfehung der übrigen Antheile 
ift die Veräußerung nit ungültig (wie mit manchen Alteren bef. Geſterding 
S. 53 noch Schmid ©. 5.11 behauptet), vielmehr haftet der Beräußerer feinem 
Kontrahenten im Falle der der Eviktion nach den Grundfäßen über die Beränßerung 
fremder Sachen (88. 922. 923 fig. G. B., efr. c. 1.C. de oomm. rer. al. 4.52: 
Pproportione, aus Shmida.D., Roth $. 120. 49). — Mit Bezug auf 8. 10. 1. 
17.8. R. meint Förfterg. 182, R. 43, daß im Eviktiondfall der Käufer auch nit 
den Idealantheil des Berkäufers behalte, weil diefer nicht Gegenfland des Kaufe? 
war. Als Regel gilt dies wohl nicht; doch ann es in der Abſicht der Parteien ge: 
legen fein. 

10) L. 28. D. comm. dir. 10. 3. Sebinus ait, in re communi neminem 
dominorum jure facere quidquam invito altero posse. Unde manifestum 
est, prohibendijusesse. Cfr.L.8.27.8.1.D.de8.P. U.8.2.L 11. 
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besgleichen, daß ein nıtr gegen einen Theilhaber erwirktes, die gemein- 
fame Sache betreffendes Urtheil nicht exequirt werben kann, da in 
ber Erefution ein Eingriff in die Befit- ober Nukungsrechte ver 
übrigen gerichtlich nicht belangten Theilhaber gelegen wäre. (Vgl. 
Nr. 12251 Samml. U. Pf. Sch.) 

Wenn nun auch bie rechtliche Herrſchaft getheilt ericheint, fo ift 
biefe Theilung boch nur eine Folge des gleichartigen koönkurrirenden 
Rechtes der mehreren Miteigenthümer, fällt dieſe Schranke weg, fo 
erweitert ſich auch das Theilrecht wieder zur ungetheilten Herrichaft 
über vie Sache. Eine Konſequenz biefer Auffaffung ift es, daß ber von 
einem Miteigenthümer verelinguirte Antheil ven übrigen von Rechts⸗ 
wegen zufällt, woran auch der äußerliche Umſtand nichts ändert, 
daß bie Antheile bücherlich verzeichnet ſind.!! Kine weitere Konfe- 
quenz ift e8, daß ver Alleineigenthümer nicht eine Quote feines 


D. 8.5. Dies ift auch nach preuß. R. die Regel (8. 25 fig. 36 flg. I. 17, Förfter 
8.182, R. 42, ebenfo nach [ächf, R. (8. 330), nah ital. R. (art. 677) und dem 
zurih. ©. B. 88. 556. 561 flg.). Die Größe der Quote fommt dabei nicht in Be⸗ 
tracht. Shmid ©. 5, Arndts $. 133, Brinz 8.131, BPagenfteherl. ©. 26. 
Das franz. G. B. hat zwar — wie überhaupt keinen Spezialtitel über die @emein- 
haft — auch Teine ausdrückliche Beftimmung über diefen Punkt; aber die Doktrin 
adoptirt Die Gonfequenzen des römifchrechtlichen PBrinziped. Bol. Zahariä- 
Buheltg.197,R. 11 b. 12. 13. — Da aber der Miteigenthümer au poffef- 
f orif ch geſchützt wird, fo ift die herkömmliche Nutzungsweiſe, auch wo fie nicht auf 
einem Rechtötitel beruht, von großer praßtifcher Bedeutung. Pol. Mief ch er, Civ. 

Arxch. 59. ©. 186 fig. 

11) Bgl. Ulpian's fragm. I. 18: communem servum unus ex dominis 
manumittendo partem suam ammittit esque acorescit socio. Cfr. c. 8. 
C. Comm. 3. 38. u. 8.4. J. 2. 7: Si communem servum habens cum Titio 
solus libertatem ei imposuit, .... pars ejus.. . socio acerescebat. (Died 
überfieht Förfter 8. 174, N. 20). Bol. BPagenfteherl. ©. 23 fig. II. ©. 390, 
Steinlehner II. 8.35, Schey ©. 140, Dernburg $. 220, R. 2; „Soweit 
die Konkurrenz der Miteigenthümcer nicht eintritt, erfaßt das Necht eines Jeden die 
Sache vollſtaͤndig“; f. au Kohlera. O. S. 188. Darım erwirbt der gemeinfame 
Sklave dem einen Herm ganz, was ber andere zu erwerben unfähig ift, L. 1. 8.4. 
L.7.8.9.D.45.3. Angeblih weitere Konfequenzen diefed Prinzips, foweit fie 
das Sklav enrecht betreffen (Windſcheida. O. R. 6, Dernburg a. D.), bürften 
ebenſo auf Zweckmaͤßigkeitsgründen beruhen als d. o. un. C.7.7. Bgl. Ed, Doppelſ. 
Klag. ©. 82 flg. u. Ar. V. Sch. 19. ©. 233, Eifele ©. 41 flg. — Daß auch 
bũcherliches Eigenthum derelinquirt und über Anfuchen des Derelinquenten gelöfcht 
werben Tann, follte nicht beftritten werden. Vgl. auch den von Turnes, Jurift V. 
©. 126 fig. angeführten Rechtsfall. — Daß die Portion fammt ihren Laflen affres- 
zirt, ift wohl richtig (Kohler S. 194); indeß folgt doch nicht, daß auch das auf 
der Portion haftende Pfandrecht fi auf die Sefammtfache erſtreckt. Bol. au 
Eyner, Pfandr.-Begriff ©, 63 u. L. 10, D. de pign. 20. 1. 
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Rechtes wirkſam berelinguiren kann, ba fie ihm fofort wieder zu: 
wachfen würbe.12 

Aus den 88. 361. 828 flg. G. B. ergiebt fich, daß das öſterr. 
Geſetzbuch für das Gebiet des gemeinen Rechtes den römifchrechtlichen 
Degriff des Miteigenthums aufgenommen unb mit geringen Modi⸗ 
fifationen zur Geltung gebracht Hat.13 Dasſelbe gilt von ver Gefell- 
ichaft des bürgerlichen Geſetzbuchs (88. 1175 flg.). Aber jelbft für 
das Bermögen der bergmännifchen Gewerkichaften, ver Hanbelögefell- 
ichaften, ver Erwerbs- und Wirthfchafts-, ſowie ver Waſſer⸗Genoſſen⸗ 
ichaften reicht der Geſichtspunkt der römifchrechtlichen Communio 
(societas) aus; denn die Anerkennung eines ſelbſtändigen, von dem 
Privatvermögen der Genoſſen abgefonderten Gefellichaftsvermö- 
gens, bie beſchränkte Theilbarkeit desſelben und bie einheitliche Ber- 
tretung ber Genoſſen nach außen erfcheinen zwar als tief einſchneidende 
Mopifitationen der römifchen Sozietät, — heben aber das Wefen ber: 
felben nicht auf.!4 


12) Bgl. L. 3. D. pro derel. 41, 7. Ebenfowenig denkbar iſt es, daß Jemand 
eine herrenlofe Sache nur zu einem ibeellen Antheile occupirt. Bol. Kohler ©. 1%. 

13) So auch das preuß. 2. R. 8. 1flg. I. 17, das ſächſ. G. B. 8. 328 fig., 
das ital. ©. 2. (art. 674 C.), zürich. ©. B. $. 655 fig. 

14) Bol. Berggef. v. 23. Mai 1854, 8. 138; Art. 111. 112. 113. 119-122. 
126. 146. 164166. 169. 216 H. G. B., Genoffenfchaftögef. v. 9. April 1873 3. 
70, Waffergefeg v. 30. Mai 1869 3. 93, 88. 20 fig., dazu Nr. 7701 Gl. U. W., 
Gerber 8.195, R. 5, Randa, Siebenhaar’d Ar. 15 3. ©. 351 flg. u. öfter. 
Handelst. (böhm.) 8. 17, Laband, Ztſch.f. H. R. 31. ©. 56 fig., ſ. aber auch Ktas⸗ 
nopolsti, Grünhut’d Zeitſchr. 8. S. 55 flg., 60 fig. Die Genoſſenſchaften erflären 
für juriſt. PB. namentlich Goldſchmidt, Zeitfhr. f. H. R. 27, ©. 56 flg., 
Gierke, Krit. B. Schr. 24, ©. 387, D. Genoſſenſchaftstheorie u. d. d. Rechts⸗ 
ſprchg. (1887), Stobbe 88. 50. 51 (2. A.). Allein das Genoſſenſchaftsvermögen 
gehört den Genoſſenſchaftern, — ift perfönliches Vermögen. Die Modifitationen der 
commaunio find hervorgerufen durch das Streben, das Geſellſchaftsvermoͤgen feiner 
dauernden Beftimmung möglichft ungefhmälert zu erhalten. Vgl. auch Lehmann, 
Dffene H. G. (1883). Differt. Uber die Almenden vgl. 8.3. R. 13. Richtig weiſen 
Dernburg Pr. P.R. 8. 222 und Steinlechner S. 134 fig. daraufhin, dag den 
Römern dad Miteigenthum nur ald Ausnahmszuſtand galt, welcher möglichft bald in 
das ausſchließende Individualeigenthum auszulaufen hatte, daher jeder die Theilung 
ſchlechterdings ausfchliegende Bertrag nichtig war, während das gemeinſchaftliche 
Eigenthum des deutfchen (und ebenſoldes flavifchen) Rechts eine dauernde Benupungd- 
weife der Sachgüter (Almenden, Bergwerke, flav. Familiengũter) zum Zwed hat, baber 
dieTheilung von Rechtswegen außgefchloffenift. Die möglichft unabhängige Geftaltung 
des Antheilrechtes und das unbedingte Theilungsrecht des R. R. zwangen bie Theil» 
haber von Fall zu Fall zur Berfländigung, während das deutfche und ſlaviſche Recht 
dur die Anertennung eines Majoritätswillend die Gemeinſchaft von vornherein auf 
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Hier find nur jene Regeln anzuführen, welche die gemeinrecht⸗ 
liche Form des Miteigenthums beberrfchen und zwar vor Allem jene 
Fälle, in welchen fich dasſelbe nicht auf einen vie Gemeinfchaft be 
zwedenben Vertrag ber Betheiligten, ſondern auf andere, vom Willen 
ber Theilnehmer unabhängige Thatfachen (zufällige Umftänve, Erb» 
gang) gründet (Comm. incidens).15 Hierbei macht ſich — dem röm. 
Rechte gegenüber — fofort der rechtlich und wirthichaftlich bebeutfante 
Sortfchritt bemerkbar, daß bie Erhaltung ver Gemeinfchaft und bie 
rationelle Bennkung des gemeinfamen Guts nicht der rückſichtsloſen 
Wilffür jedes der Mitgenoffen preisgegeben,1% vielmehr durch An⸗ 
erfennung eines maßgebenden Majoritätswillens eine verftänbigere 
Ordnung bes Rechtsverhältniffes angebahnt ift (8. 833—838).17 
Daburch wird aber das Wefen ber römiſchen Kommunio durchaus 
nicht geändert, zumal die Minderheit bei wichtigen Veränderungen 
nicht nur anf Sicherftellung, ſondern auch auf Aufhebung ber Gemein- 
ichaft dringen kann (8. 834). Es bedarf kaum ber Erwähnung, daß 





auf eine Dauerhafte Bafid geftellt Haben. Ganz verfehlt ift die mit veralteten Irre 
thümern zufammenhängende Beftimmung des $. 847, welcher die Örunbfäge der Ge⸗ 
meinſchaft auch auf „bie einer Familie, ald einer Gemeinſchaft (?) zuftehenden Rechte 
und Sachen, 5. B. Stiftungen, Fideikommiſſe“ angewendet wiffen will. Bei Stif- 
tungen haben wir ed mit einem fubjettlofen Zweckvermögen, bei Fideikommiſſen mit 
einem durch fremde Erbrechte beſchränkten Individualeigenthbum zu thun. Die Familie 
ift weder eine Gemeinſchaft noch eine juriftifche Perfon. Vgl. au Unger. 349, 
Rote 8. Die Fideikommiſſe betrachten als jur. Perfon Pfaff-Hof. I. ©. 321. 

15) In jenen Fällen wird dad Verhaͤltniß in erfter Linie nicht nur durch den 
Geſellſchaftsvertrag, fondern auch durch die befonderen, das Sozietaͤtsrecht betreffenden 
Rormen geregelt. — Eine zufammenfaffende Formulirung ift nit möglih. ©. 
Rümelin ©. 88 fig. 

16) Schon Paulus L. 26. D. 8. 2 bemerft: Itaque propter immensas con- 
tentiones plerumque res ad divisionem pervenit. 

17) Bgl. Rümelin ©. 101. Was in diefer Beziehung Göppert ©. 27 
und Förfter 8. 182 6. 261 für dad preuß. R. ausführen, gilt in gleicher Weiſe 
für das öfterr. Net. Dagegen weift dem preuß. gemeinfchaftlichen Eigenthum eine 
Mittelftellung zwifchen röm. Miteigentpum und deutfch. Geſammteigenthum zu: 
Boas S. 67 flg. Auh Dernburg $. 222, R. 5 meint, daß fich dad Verhaͤltniß 
des Miteigenthümer durch die Schaffung eines Gefammtwillend dem der „juriftifchen 
Perfon nähere”. Allein daraus, dag die Intereffen der Majorität gegen den Egois⸗ 
mus einer vielleicht unbedeutenden Minderheit in billiger Weife gefhügt werben, 
läßt fich weder das „Befammteigenthum“ (R. 2) noch die juriftifche Perfönlichkeit 
der Gemeinfchaft (jo no Zeiller I. ©. 121, Schufter, Kom. I. S. 341 fig.) 
ableiten. Bel. Unger L 6. 322, Stobbe IL. 6.70, Steinlehner ©, 137, 
welcher den Unterjchied zwifchen töm. und german. Miteigenthum mit R. nur in der 
von der Willkür des einzelnen Genoſſen unabhängigen Dauerhaftigkeit findet. 
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das rechtliche Wefen des Miteigenthums auch dadurch nicht berührt 
wird, daß bie Antheile ver Miteigenthlimer ziffermäßig in das Grund- 
buch eingetragen werben (SS. 10. 13 ©. Geſ.).is Die Antheile ber 
Miteigenthümer werben im Zweifel als gleich angejehen ($. 839).1? 
Übrigens ift feftzuhalten, daß dem Miteigenthümer nicht an fich bie 
Berechtigung zum Handeln fehlt, wie fie aus ber Natur des Eigen- 
thums entipringt, fondern daß vielmehr nur der einfeitigen Ausübung 
besfelben bie konkurrirende gleiche Berechtigung der übrigen Theil 
nehmer im Wege fteht.2° Selbftverftänplich kann ein Theilhaber bie 
gemeinfame Sache auf Grund eines Vertrags als Miether ober 
Pächter benugen. Vgl. Nr. 2560. 8889 Samml. U, W. Bf., dazu 
Note 24. 

Im Einzelnen find folgende Regeln hervorzuheben: 

1) Jeder Miteigenthümer tft zum Befik der gemeinſamen Sache 
zu dem ihm gebührenden ideellen Antheil berechtigt ($. 833).21 So⸗ 
weit bei Mobilien bie Detention nicht von Allen ausgeübt werben 
Tann, entfcheibet vie Mehrheit varüber, von wem bie Sache zu ver- 
wahren ift. (8. 833 Sat 2, welcher nicht etiva ven Schluß a contr. 
rechtfertigt, da auch die Verwahrung zu ben Verwaltungsakten ge 
hört.)2?2 Daher kann auch ver Gläubiger eines Miteigenthümers nicht 


18) Es ift eine ſchwer begreifliche Derirrung, wenn Finger, Zeitſchr. f. ö. 
N. ©. 1845. IL ©. 224 u. 1846 I. ©. 199 fig. mit Berufung auf ältere mißver⸗ 
ftandene Hofdefrete behauptet, daß der „Zabularbefig” bei Anfchreibung einer Ren 
Tität zu mehreren beftimmten Antheilen ein „getheilter” fei, daher eine Gemeinſchaft 
nicht beſtehe, indeß der phufifche Beſitz ein gemeinfchaftlicher bleibe. Dagegen ſchon 
Wildner, Juriſt. 15.2. ©. 21 flg., Unger. ©. 417, R. 30 und die Erf. des 
D. ©. Hofes Nr. 363. 8132. Gl. U. W. 

19) Ebenfo nad 8. 2.1. 17. preuß. 2. R., 8.328 ſächſ. G. B. 

20) So ganz richtig Steinlehner 2.6. 180; doch darf man darım nicht 
mit ©t. ©. 191 zu dem rechtlich geftatteten Handeln ein vorausgehendes richterliches 
Erkenntniß für nöthig erachten. S. Mieſcher ©. 162, Rümelin a. O. 

21) Sog. Mitbeſiz pro indiviso. Vgl. auch 88. 854-857 G. B. u 
L. 26 D. de poss.: et certa pars pro indiviso (possideri potest) ; dazu Randa, 
Befig 8.17, Heffe, Arch. für praft. R.W. 4 ©. 122 fg, Mieſcher a. O. 
©. 149 flg.; Rümeling. 8. 

22) Rach 8. 25 flg. L 17 preuß. L. R. gebührt die Gewahrſam demjenigen, 
der den größten Antheil hat; bei gleichen Antheilen entfcheidet dad Loos. Eine ähn- 
liche Beflimmung enthält bezüglich der erbſchaftlichen Schuibinftrumente L. 5. 6. D. 
famil. herc. 10. 2, von welcher 8. 844 &. B. fingulärer Weiſe ohne genügenbe 
Gründe abweicht ; insbeſ. läßt diefer 8. eine analoge Anwendung auf unferen Fall 
nicht zu, 
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bie Sequeftration ber ganzen Realität, ſondern nur bes ideellen 
Antheils vesfelben verlangen. Vgl. Nr. 7658. 7792 Sammil.? 

2) In Angelegenheiten, welche bie „orbentliche" Berwaltung und 
Benutzung (in$bef. vie Iruchtziehung, Vermiethung und Verpachtung 
anf ortsübliche Termine, Kündigung des Miethers, Beftellung eines 
Berwalters u. ſ. f.) betreffen, entſcheidet bie Mehrheit ver Stimmen, 
welche nach der Größe der Antbeile berechnet wirb (8. 833).2 Nur 
bei Stinmmengleichheit entfcheivet hier ber Richter (8. 835)25; außer- 
bem tft bie richterliche Intervention ausgefchloffen. ‘Die Gültigkeit bes 
Mehrheitswillens ift jedoch abhängig von der vorgängigen Be— 
rathung aller Theilnehmer, bezieh. von dem Verſuche einer folchen. 
Dafür fpricht nicht nur Wortlaut und Siun der 88. 833 fig. („ente 
ſcheiden“, „überftimmten“ zc.), ſondern auch bie billige Rückſicht auf 
bas Öfonomifche Intereffe ver Minorität, die boch minbeftens gehört 
werben fol. Vgl. auch Nr. 4190 Samml. GL. U. W., woſelbſt bie 
Klage des Meiftbefigers gegen ven Minverbefiger auf fofortige Räu⸗ 
mung bes Haufes in allen Inftanzen abgewiejen wurbe.26 — Hanbelt 


23) Der Fruchtnießer des Antheild Hat bezüglich der ord. Berwaltung die Rechte 
des Miteigenthümerd (85. 509. 513. 517. 519 ©. 2.), dazu die in folg. Note citirte 
Entſch. d. O. G. H. Bei der Frage, was ald ordentliche Berwaltung angefehen ift, 
wird die Analogie der 88. 233 flg. A. B. ©. B. u. 85. 189 des !. Pat. v. 9. Aug. 
1854 gute Dienfte leiften. Bol. Entfcheidung Nr. 866 Samml. Gl. U. W. (Ber 
miethung auf eine längere als die ortsabliche Zeit gehört nit zur ordent⸗ 
lihen Berwaltung. Stubenraud I. ©. 1109. Auch die Beftellung eines 
„Berwalters” der gemeinfchaftlihen Sache gehört zur ordentlichen Adminiftration 
(8. 836). Vgl. Rr. 749 u. 877 Samml. Gl. U. W. 

24) Daher entſcheidet auch die —** darüber, ob und unter welchen Be⸗ 
dingungen Einer der Miteigenthümer das gemeinfame Objelt ald Pächter, 
Miether u. ſ. f. benupen dürfe. „Thatfächliche Denupung des Tleinften phyſiſchen 
Raums ohne Genehmigung ber Übrigen wäre ein Eingriff in deren Recht. (98. 828. 
829.) Bol. auch die bei Stubenraud an. a. D. Rote 2 citirten Urtheile des D. 
9. H., dazu Rr. 128. 1257. 1271. 4547. 6539, 7018. 8132. S. Ol. U. W. Die 
Minsrität kann daher auch nicht die Miethe kündigen. Nr. 3243 derſ. Samml. 
Dasfelbe gilt von der Kündigung des gemeinfamen Berwalterd. Nr. 7343. Ver⸗ 
miethung auf längere als ortsübliche Zeit, f. Rote 23. — Ein Theilhaber fann 
nur die Schäßung feined Antheild — nicht ded Ganzen — verlangen. Ar. 2023 
derf. Sammi, 

25) Insbeſondere beftimmt dad Gericht nach eigenem Ermeffen den Verwalter, 
wenn feine Stimmenmehrheit bezüglich deffen Perfon vorliegt, (Rr. 877. 7018 Gl. 
U. W., Ertl. v. 3. Aug. 1881, Prav. 1881, S. 630) u. zw. über bloßed Geſuch. 
(Rr. 9955 Samml. ; Dagegen verlangt Klage: Mr. 10270 d. Samml) Auch die 
Kündigung des tehtmäßtg beftellten Berwalterd erfordert Stimmenmehrheit, bei 
Stimmengleichheit entfcheidet der Richter. Bal. Rr. 7343 Gl. U. W. u. R. 34. 

26) Bol. auch die bei Schey⸗Manz, A. B. G. B. ad 8.836 cit. Ert. — Anderd 
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e8 fich Hingegen nicht um bie „orbentliche” Verwaltung, fondern um 
außerorbentliche Maßregeln, welche zur Erhaltung oder zur vor⸗ 
theilhafteren Benutzung ver Sache beantragt werben und bie mit wich. 
tigen Beränberungen verbunden find, jo kann die Minderheit Sicher- 
ftellung für möglichen Schaden und, wenn biefe verweigert würbe, bie 
Aufhebung ?7 der Gemeinſchaft ſelbſt dann verlangen, wenn bie 
vertragsmäßig beſtimmte Zeit noch nicht abgelaufen wäre (8. 834). 
Wollen over können?s vie Überftimmten bie Aufhebung nicht be- 
gehren ober gefchähe dieſelbe „zur Unzeit“, fo entfcheivet auf deren Klage 
der Richter darüber, ob bie wichtige Veränderung bie (anferorbent- 
liche Berwaltungsmaßregel) ftattfinden, aufgefehoben werben ober 
unterbleiben folle und ob im erfteren Falle eine Sicherftellung zu 
leiften fei ober nicht (88. 834. 835). (Vgl. Nr. 5093. 6053. 9919. 
Samml.)20 Im gleicher Weife fteht dem Nichter bei Stimmen- 


die E. d. O. G. H. v. 6. April 1877 3. 8030 Mittheil. d. d. Fur. V. Prag 1877. 
9.4. Der fruchtlofe Berfucd wird zweckmäßig notariell beurfundet. 

27) Diefe ift offenbar (8. 829) unter dem „Austritt” (8. 834) zu verflehen; 
vgl. 8. 645. II. Entw. und übereinftimmend die Kommentatoren. 

28) 3.2. beim leptwilligen Theilungdverbot ($. 832). 

29) Der 8. 835 nennt zwar an erfter Stelle die Entfcheidung durch Loos oder 
Shieddmann (wohl zu unterfcheiden vom Schiebörichter des 8. 2704. G. O., ſ. 
Nippel V. ©. 267, Stubentaud a, D.). Allein da diefe — und jede andere 
— Entfheidungsart nur bei flimmeneinhelligem Beſchluſſe ftatthat, ſtellt fih 
die Sache na öfterr. Rechte in der Hauptſache nicht wefentlich anders ald nad 
preuß. L. R., welches 17. I. 88. 10—43 fehr detaillirte VBorfchriften über diefen 
Punkt enthält, übrigen aber zwifchen ordentlichen und außerordentlichen Verwal⸗ 
tungsmaßregeln nicht unterfcheidet. Bol. Förfter 8.182. ©. 264 flg., Dernburg 
8. 223. — Nach ſäch ſ. ©. B. 88. 330—335 find Dispofltionen über die gemein« 
fame Sache, foweit ed ſich nicht um die Erhaltung derfelben handelt, an die Überein- 
flimmung Aller gebunden, nur bezüglich der ausführenden Maßregeln entfcheibet 
die Majorität, bei Stimmengleichheit ein Obmann (8. 331), Schmidt ©. 250. — 
Die Majorität.entfcheidet auch nach zürich. R. 8. 562 bei der ordentlichen Ber- 
waltung, und nad) Art. 678 ital. ©. 2. felbft bei wichtigen Veränderungen, aller» 
dings unter Vorbehalt von »oportuni provedimenti« von Seite ded Richter. — 
Anders nad) röm. R., nach welchem der Widerfpruc eines einzigen Miteigenthümers 
jede Veräußerung vereiteln fann (L. 28 D. eit. 10.3: potiorem causam esse 
prohibentis constat, vergl. N. 10) ; Ausnahmen von diefer Regel werben aber 
anerfannt: 1) wenn ein Genoffe ohne Widerfpruch Beränderungen vornahm, L. 21 
D. eod.; auch fann die Befeitigung von dergleichen einfeitigen Beränderungen nur 
dann verlangt werden, si toti socletati prodest. L. 26 D. de 8S. P. U. 8.2. 
2) Weſentliche Modifikationen gelten bei gemeinfchaftlihen Mauern (felbftändiges 
Necht der Halbfeitigen Benußung, L. 13. 8, 1. L. 19. 8.1.2 D. 8.2; Reparatur 
recht gegen Erfapanfpruch nad Berhältnig der Antheile L. 32. 36-37. D. de 
damno inf. 39. 3, L. 12 D. comm. d, 10. 3, c. 4. C. de aedif. pr. 8, 10. Die 
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gleichheit die Entſcheidung zu (8. 835). Daß jener Miteigenthlimer 
ohne Einwilligung der Übrigen ven „beftimmungsgemäßen Gebrauch“ 
machen bürfe, ift nur inſoweit zugugeben, als in der folibarifchen 
Benutzung durch einen Theilhaber nicht eine Ausfchließung der Übrigen 
von ber gleichen Benugung gelegen ift.9 Dies ift z. B. regelmäßig 
möglich bei der Benutung eines Brunnens, einer gemeinfchaftlichen 
Wegparzelle, eines Hofranmes 2c. (vgl. Erf. Nr. 11857 der Samml. 
U. W. Pf., welches dieſes Prinzip richtig anwendet). 

3) Führt einer der Miteigentbümer ohne Zuftimmung — aber 
auch ohne Wiberfpruch ver Mehrheit! vie Berwaltung bes Ganzen, 
fo wird er kraft des Geſetzes als Machthaber ver Letzteren angejehen 
und als folcher behandelt (8.337 Sag 3).22 Bei Abgang biejer geſetz⸗ 
lichen Annahme würde ber verwaltende Miteigenthümer lediglich ale 


L.8.D.de8S.P.U. 8. 2 ift von einer nicht ſchadhaften Mauer zu verftehen, fonft 
läge ein Widerfprud) vor). S. Windfheid 8. 169, N. 4, Burdhard, Caut. 
d.i. ©. 522, N. 30, au Steinlehner 2, ©. 191 Anh., der übrigens (ohne 
Röthigung) annimmt, daß die erfigenannten Stellen das jus faciendi erft ald Reful- 
tat eined abgeführten Prozeſſes betrachten (das Urtheil wirkt auch hier nicht konſti⸗ 
tutiv); dazu Gefterding ©. 49 flg., Heffe, NRechtöverh. zwifchen Grundſtücks⸗ 
nachbarn L ©. 109. IL. 243 fig., Schmid ©. 7 flg., Windſcheid 8. 169. N. 4. 
Sintenis 8. 47, N. 11, Kohler ©. 183, Roth II. 8.120, N. 79 flg.; der 
fingufäre Charakter diefer Beftimmungen ift h. 3. T. anerfannt. (Und. A. Roth 
$.120,R.47 und Mieſcher Civ. Arch. 59, ©. 188. 192). Uber ältere Anfichten 
gl. Schmid u. Roth a. D. — Die franz. Gefebgebung und Doktrin ſchließt 
ſich meift an das Röm. Ran; fiche Zachariä⸗Puchelt 8. 197, Ar. 11 flg.; 
näheres bei Kohlera. O. 

30) Bol. Schmid ©. 10; zu allgemein: Gefterding ©. 52, Heſſe I. 
254 und Arch. ©. 122flg., Miefher S. 186 flg, Rümelin ©. 106 flg,, 
Windſcheid 8. 169a, Roth 8. 120, N. 47. Wird nämlih jedem Theilhaber 
ohne Borbehalt die „[olidarifche beftimmungdgemäße" Benupung eingeräumt, fo ift 
damit die Möglichkeit der thatfächlichen Ausfchliegung der Übrigen gegeben, was 
gewiß unannehmbar if. Die Ausnahme bezüglich der gemeinfchaftlichen Mauern 
(R. 29) verträgt feine analoge Ausdehnung. Bei Kollifionen entfcheidet alfo über 
den zeitlich abwechfelnden „beftimmungsgemäßen Gebrauch“ die Majorität bez. der 
Richter (8. 833). — Die unſchädliche Benupung und Obfervanz jhüpt das bayer. 
L. R. |. Roth a. D. — Poffefforifch könnte auch nah öfterr. R. die bloß her⸗ 
kömmliche Benugung gefhügt werden. S. N. 10. 

31) Died muß mit Rüdficht auf $. 833 G. DB. im $. 837 verftändiger Weife 
fubintelligirt werden. Zu undeftimmt Stubenrauh 1©. 1114. 

32) Bgl. d. Entih. d. O. G. H. v. 5. Aug. 1875. 3. 4517. Präv. 1876. p. 
236. Eine ähnliche Beftimmung findet fi in L. 6. $. 2. 7. Comm. div. 10. 3, 
und foweit es fi) um vortheilhafte Änderungen handelt L. 28. D. eod. u. L. 26. D. 
de8.P. U. 8. 2, dazu Shmid 6.6, Windfheid a.D. u. 8. 431, N. 13, 
13a, welcher mit Bezug auf L. 6. 8. 2 cit. richtig bemerft, daß die a. comm. div 
aur dann flatthat, wenn der Genoſſe für die Gemeinfchaft thätig iſt. 
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Gejichäftsführer ohne Auftrag betrachtet werben müffen. Dagegen tft 
fein Theilhaber bei Widerſpruch ver Mehrheit berechtigt, die Sache 
zu verwalten, felbft nicht folche Veränderungen vorzunehmen, welche 
zur Erhaltung der Sache unerläßlich find; im entgegengefegten Falle 
haftet er nach Maßgabe des 8. 1040 G. B. — Bei Stimmengleid- 
heit (insbeſ. alfo bei Meinungsverfchievenbeit zweier je zur Hälfte 
berechtigten Mliteigenthümer) fteht nach 88. 835. 836 G. B. jedem 
Theilhaber frei, die Beftellung eines gemeinfchaftlichen Verwalters 
burch den Richter Im Klagewege zu begehren. Im Falle der Gefahr 
kann jeder Theilbaber auch vie Segueftration bes fireitigen Objektes 
begehren. ©. Nr. 923. Samml. 

4) Jeder Miteigenthümer Hat Anspruch auf den feinem Antheile 
entiprechenven Theil der Früchte und Nutzungen des Ganzen (8. 839).°° 
In welcher Weife dieſe gewonnen werben follen, beftimmt fich nach ven 
bisher bargeftellten Grunbfägen (88. 833—837). Bei untheilbarer 
Nugung, 3.3. nad Umftänden eines Kochherbes, einer Mafchine, 
eines Muſikinſtrumentes, wirb ver Gebrauch abwechfelnd ftattfinben. 
— Nach Verhältniß der Antheile beftimmt fich auch der Beitrag zu 
ven Zaften und Koften zur Erhaltung und Benugung bes Ganzen 
(88. 839. 856 ©. B.). Vgl. Nr. 838 Sammt.37 Jeder Theilhaber 


33) Anders nah röm. Recht indbefondere, wenn es fi) um die nothwendige 
Herftellung einer ſchadhaften Mauer oder eines fonftigen Bauwerks handelt; ja es 
fällt dem Bauenden fogar der Antheil des Anderen zu, wenn ihm biefer nicht binnen 
vier Monaten den auf ihn entfallenden Koftenaufwand fammt Zinfen erſetzt. Bel. 
L. 32. 35—37 D. damni inf. 39. 3. c. 4. C. de aedif. priv. 8. 10. L. 52. $. 10 
D. pro socio 17.2. Shmid ©. 6, Windfcheid u. Steinlehner a. D. 
Kohler ©. 183 flg. 

34) Bol. die Erk. des O. G. H. Nr. 749. 877. 7018 Samml. Gl. U. W., 
welche die Frage: ob ein Verwalter zu beftellen jei, mit Recht als eine Berwaltungd- 
frage anfehen, über welche bei Stimmengleichbeit der Richter zu entfcheiden hat. Ein 
ſolcher Verwalter ift darum kein „gerichtlicher” Verwalter. Die Wahl deöfelben bleibt 
dem Erekutiondverfahren vorbehalten. Bol. Rr. 877 eit. Beftellung und Abberufung 
eine? Verwalters bei Streit: Nr. 9919. 

35) Bgl.8.44.1.17.2.R., Förfter $. 182. ©. 266 ; ebenfo $.334 ſächſ. 
G. B., art. 679 ital., 8. 556 zuͤrich. ©. B. 

36) Bol. Dernburg 8. 223. 2., Stubenraud ©. 1108. — Die erzielten 
Nugungen find in Ratur zu theilen; ift Dies nicht möglich, 3. B. bei Thierjungen, 
fo ift jeder Theilhaber auf die Feilbietung der Rupungen zu dringen berechtigt 
(8. 840). Realpatronatörechte find gemeinfchaftlich auszuüben (8.833). Bol. Richter 
K. R. F. 143. And. A. Stubenraub ©. 1115. 

37) Daher befchräntt ſich das gefepliche Pfandredht der für einen Hausantheil 
ausgemeſſenen Hauszinäfteuer nur auf den betreffenden bürgerlichen Anteil. gl. 





8.9. Das Miteigenthum. 239 


kann anf Rechnungslegung bringen (8. 83). — Abreben über die Art 
ver Benugung der gemeinfchaftlichen Sache Haben dingliche Wirkung 
und binden auch ven Singularfucceffor. Vgl. Note 53 u. 54. 

5) Jeder Miteigenthümer ift im Beſitze und Gennffe feines An- 
theils durch poffesforifche und petitorifche Rechtsmittel gefchügt 
und zwar nicht Bloß Dritten, ſondern auch den Miteigenthümern 
gegenüber. Über bie Zuläffigkeit der poffefforifchen Klagen vgl. meinen 
Beſitz 8. 17 N. 16.39 Aber auch die Negatorientlage findet unter 
den Theilhabern ftatt, |. 7311. 8132. 9793 Gl. U. W.; denn es 
ift nicht abzufehen, warum das bingliche, gegen Jedermann wirkfame 
Antheilsrecht des Miteigenthümers gegen ven Mitgenoſſen nicht eben- 
fogut mit der dinglichen Klage gejchügt werben follte, wie gegen 
Dritte, zumal das Gefebuch ven Theilhaber geranezu „als vollftänbi- 
gen Eigentbümer feines Antheils“ bezeichnet ($. 829 vgl. 88. 361. 
362. 366).20 Daß die A. Neg. nur gegen Servitutenanmaßung 


Rr. 5255. — Bol. au 8.45. 1. 17. preuf. 2. R., 88.335. ſäch ſ. G. B., $. 557 
558 zürich. ©. B. Die weitere Vorſchrift 88. 46—51. I. 17, nämlich die Mög- 
lichkeit, den Zahlungdunfähigen zur Abtretung feined Antheild gegen die gerichtliche 
Zare zu nöthigen, fennt dad öfterr. Recht nicht. 

38) Bol. auch die Entf. Nr. 226. 925. 2086. 3295. 3689. 3716. 5055. 
10013 u. a. Samml. Gl. U. W., L. 3. 8 2.D. 39.1. Mit Unredht werden öfter 
Fragen betreffend den Umfang der Benupung dem Petitorium vorbehalten. ©. 
Rr. 6539. 7311. 7926. 8431. 8988. 9204. 9793 u. a. Gl. U. W. Pf. Richtig 
Bindfheid 8. 152,N. 12, Dernburg $. 158.1, Roth 8 130. 10, Heffe, 
Arch. f. praft. R. W. IV. ©. 113 fig., Miefcher, Civ. Arch. 5965. 170 fig., 
Rümelin ©. 104 flg. — Anders Förfterg. 182, NR. 49, weil fein Miteigen- 
thümer das ausſchließliche Recht auf den Befip habe; allein weder die Ausſchließ 
lichkeit in dieſem Sinn noch das Recht zum Befige ift eine Vorausſetzung des Inter 
diktenſchutzes. 

39) Nach röm. R. iſt die Frage, ob auch den Miteigenthümern unter einander 
die a. negatoria zuſteht, ſtreitig. Yür die Zulaͤſſigkeit derſelben: L. 11. 14. 8. 1. 
D. si serv. vind. 8. 5, L. 27. 8. 1. D. de S.P.U. 8.2, dazu Stölzel, O. 
N. Nunt. S. 60 fig., Pagenſt ech er III.S. 188, Vangerow, 8. 353, Stein⸗ 

echner V. ©. 186 flg. (welcher die N. überhaupt nur gegen Servitutsanmaßung 
zulaſſen will, ©. 185); dagegen mit Bezug auf L. 26. D. 8. 2. L. 4. D. 33. 3. 
L.3.8,2.3. D. de O. N. N. 39, 1, beſ. Heſſe, Jahrb. f. Dogmat. 8. B. ©. 
65 fig. 107 fig, Brinz 8 171,R.8. (2. A.), Burckhard, O. N. N. S. 100, 
BWindſcheid 8. 169 a., N. 4. a. E., welcher aber zugeſteht. daß die Quellen nicht 
allen Zweifel ausſchließen. Wenn Heffe S. 66 meint: „Nur (?) ein perſönliches 
Berhältnig verhindert die eigenmächtige Verfügung ded Socius“, fo ift dies eine 
petitio principii; im Gegentheil ift die Verpflichtung der Miteigenthümer, eigen 
mächtige Berfügungen über das Ganze zu unterlaffen (non facere), eine Folge des 
Tonturrirenden dinglihen Rechtes der übrigen Miteigenthümer. Gegen 
Brinz ©. 666 ift zu erwägen, daß daraus, daß unter den condomini die Con- 
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ftatthabe, ift ebenfomwenig richtig, als daß dieſelbe ausgeſchloſſen fei, wo 
ber Störende Traft feines Eigenthums handeln zu können vermeint. 
(Man vente 3. B. an die Abwehr der Anmaßung von Realrechten, 
Frohnden durch den Eigenthümer des angeblich belafteten Grundes.) 
Ebenſo ift jever Miteigenthümer berechtigt, die der gemeinfchaftlichen 
Sache untheilbar zukommenden Rechte klag⸗ und einrebeweife jelb- 
ftändig geltend zu machen, daher insbeſondere wie bie negatorifche 
fo die Tonfefforifche Mage felbft ohne Zuftimmung der Übrigen an- 
zuftellen. 40 | 

6) Die bisher ausgeführten Grundſätze erleiden aus Rüdfichten 
bes praktiſchen Bebürfniffes wie im römischen Rechte und in den 
älteren Landesrechten,*! fo nach dem dfterr. B. ©. B. einzelne Mobi- 
fifationen in Anfehung der gemeinfchaftlichen Grenzſcheidungen. 
Den 88. 854-856 A. B. ©. B. zufolge find inshefonbere Erd⸗ 
furden, Zäune, Heden, Planten, Mauern, Privatbäche, Kanäle, 
Plätze und andere vergleihen Scheidewände — alſo offenbar auch 
Grenzraine — im Zweifel für ein gemeinfchaftliches Gut der Nach⸗ 
barn anzufehen.*? Nach dem Grundſatz bes $. 828 barf zwar fein 


fessoria nicht denkbar ift, noch nicht folgt, daß auch die Negatoria nicht denkbar 
fei. L. 3.8.3 D. de O. N. N. beweift nur, daß dem Socius auch die obligato- 
rifche Klage zu Gebote ftebt: »prohibebo communi dividundo«. 

40)L. 31.8 7. D. de neg. gest. 3.5, L.4.8.3.4. D. si s. vind. 8.5: 
vietoria et aliis proderit;; L.6. 8.4. eod. si aedes plurium dominorum, anin 
solidum agatur, Papinianus ... ait, singulos dominos in solidum agere..., 
Heffe U. ©. 255, Steinlehner ©. 157, Dernburg 8.223 N. 9. und bie 
daſelbſt cit. Erf. des DO. Tribunald; eine andere Anficht verlangt einen Mehrheit. 
befchluß. Dasfelbe gilt von der a. fin. regund. L. 4.8.5 D. fin. reg. 10. 1, 
dazu Heffe ILS. 63. Vindiziren kann Jeder nur feinen Antheil. L. 6.8.76 D. 
de vind. 6, 1; dad Detentiondrecht ift nach Note 22 zu beurtbeilen. 

41) Bol. L. 8. 13. pr. 8.1,1.19. 8.1.2 D. de S. P. U. 8. 2, L. 27, 
8.10 D.ad leg. Aquil. 9. 2, L. 12. D. comm. div. 10.3 u.a. Bgl. Auete, 
Die Rechtsverhaͤltniſſe hinfichtlich gemeinfhaftlicher Mauern (1833), Heſſe, Rah: 
barrecht 88. 51. 65, ©. 256 flg., Schmid ©. 7 fig., Roth IL 8. 120, ©. 64 flg., 
Windfcheid 8.169. a., N. 4. — Bol. au böhm. Stadtr. K. 29. 30; 88. 118 
fig., 88. 133—136. 149. 160 fig. J. 8. preuß. L. R.; über das franz. Recht 
Art. 665 fig, Zachar ia 8. 239, Koh ler a. a.O. ©, 195 flg.; ferner Art. 551 fig. 
des ital. 8. 367 des ſaͤchſ. u. 88. 609. 610 des zürich. G. B. 

42) Ähnlich nach preuß. 2.R. 8. J. 88.152.160, Förſter 8. 170, R. 45 flg., 
Roth 8.120, ©. 66; vgl. 8. 366 ſäch ſ. ©. B., Art. 653 Code eiv. Das Rechts⸗ 
verhältniß der Nachbarn ift nad römifchem Recht unzweifelhaft als Miteigenthum 
pro indiviso aufjufaffen, wie die unten citirten Stellen darfhun, vgl. Heffe J. 
©. 187. 256, Schmid ©. 7 fig, Wind ſcheid a. O, Roth IL ©. 68. Dieſelbe 
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Nachbar gemeinfchaftliche Grenzraine und ähnliche Scheivepläge eigen» 
mächtig befeitigen, fchmälern oder zweckwidrig benugen.13 Allein eine 
anf wirthichaftlichen Gründen beruhenne Modifikation ber Konſe⸗ 
guenzen der communio pro indiviso in Anfehung der Benukung 
enthält ver 8. 855 infofern, als jever Mitbefiger kraft eigenen Rechtes 
die gemeinfame Wand ober die gemeinfamen Heden, Privatbäche 
(J. Gefet vom 30. Mai 1869 Nr. 93, $8. 5. 14), Grenzpläge und 
Grenzraine bis zur Hälfte (Mitte) derſelben von feiner Seite her auf 
eine ver Beftimmung der Sache Nicht zumwiberlaufende, dem Nachbar 
unnachtheilige Weife benugen barf. Insbeſondere Tann ver Mit- 
befiger in der gemeinfchaftlichen Wand bis zur Mitte (Hälfte) Blind⸗ 
thüren und Wandſchränke dort anbringen , wo auf der anderen Seite 
noch feine angebracht find (8. 855),14 ebenfo kann jeder Mitbefiger 
eines Grenzraines, Grenzzaunes oder Grenzbaumes die Früchte bes- 
jelben (Gras un. f. f.) bis zur Hälfte für fich nehmen. Dies ergiebt 
fich aus ver iventifchen Auffaffung der Grenzmanern und Grenzpläße 
in 8. 854 und aus ven 88. 5 und 14 des Reichs⸗Waſſergeſetzes.“ Da 


Auffaſſung ift für das preuf. und die übrigen modernen Legidlationen maßgebend 
geweien. Bol. die folgenden Noten. Dagegen nehmen viele bayer. Statuten ge» 
theiltes Miteigenthum an, wie Roth a. O. N. 32 u. 80 darlegt. — Im welchen 
Fällen die Bermuthung für das AlleineigenthHum an Grenzſcheiden fpricht, darüber 
1.8.857 9.3. ©. B., für dad gemeine Recht vgl. Heffe II. 188. 

43) Bol. 88. 118. 119. I. 8. preuß. L. R. Förfter II. ©. 147, dazu 
Steinlehner 2. 8. 35. und neueft. Ar. 8132 GI. U. W. 

44) Weſentlich ebenfo nach 88. 135. 136. I. 8. preuß. U. R. $. 367 fädhf., 

88. 609. 610 zürich. ©. B.; ähnlich Art. 657. 662 des franz., Art. 551. 552. 
597 des ital. Cod. — Schon nah röm. Recht hatte der Nachbar ein ähnliches 
(wenn auch nicht fomweit gehendes) felbftändiges Benutzungsrecht der Halbfeite 
der gemeinfchaftlichen Mauer, vgl. L. 13.8. 1. L. 19. 8. 1. 2 D. de S. P. U, 8. 2 
(Rechte des Verputzes, der Bemalung, der Treppenanlehnung), L. 27. 8. 10 D. de 
lege Aquil. 9. 2 (Anlehnung des Dfend), L. 12. D. eomm. div. 10. 3, (Balten- 
einlaffung), L. 35. 36. 40.8. 1 D.d.i.c. 39. 2 (Mauerftügung), cf. L. 52. $. 13 
D. 17. 2, dazu Heffe II. ©. 257, Roth II ©. 69, Steinlechner S. 191, 
Miefqher ©. 188 flg. 

45) Unter „gemeinfchaftlichem” Eigenthum verfieht das Gefep (88. 361.825 fg 
833) nur die c. pro indiviso. Irrig fapt Unger I. ©. 414, N. 18 (dem ich in 
der 1. Aufl. des Befiges beiftimmte) die Fälle der SS. 854—856 als Fälle der com- 
munio pro diviso, wohl verleitet durch die Gewährung des halbfeitigen Benutzungs⸗ 
rechtes. Allein hierin liegt nur eine Modifikation der Konſequenzen der o. pro indi- 
viso, welche in ähnlicher Weiſe ſchon im röm. Recht anerkannt iſt. Tel. L. 13, 
8.1 D. 8.1. Parietem communem incrustare (verpußen) licet... . sicut mihi, 
pretiosissimas pioturas habere; L. 19. 88. 1. 2. D..eod.: Sealas posse me 
ad parietem communem habere, (Bol. dazu Heffe I. ©. 256. 257, Wind- 


Nanda, Eigentäum n. öſterr. Recht. 16 


242 Das Miteigenthum. 8.9, 


das Geſetzbuch nur die dem Nachbar unnachtbeilige Benutzung der 
einen Hälfte der gemeinſamen Sache geftattet, fo verfteht es fich, daß 
jede anderweitige eigenmächtige Verfügung über die Subftanz, z. 2. 
durch Einreißen ber Mauer, Abadern des Grenzraines u. dgl., als 
Eingriff in den Mitbefit mit der Negatoria, bezieh. mit ver Beſitz⸗ 
Mage abgewehrt werben Tann. (Fälle dieſer Art geben in ber Praris 
häufig Anlaß zu poffejforifchen Prozeſſen; vergl. Nr. 1905. 2301. 
6465, dazu 6242. 7311. 8132. 8216 der Samml. GI. U. W.) 

In den erwähnten Fällen ift das Alleineigenthum mit dem Mit- 
eigentbum in einer eigenthümlichen Verbindung; das Lektere er- 
ſcheint als Accefforium des Alleineigenthums an den Nachbargrunt: 
ſtücken.« Über Grenzernenerungen vgl. 88. 850 fig. und 
meinen Beſitz (3. A.) ©. 175 fig. 

7) Kraft des Miteigentbums ift jever Teilhaber, deſſen Eigen- 
thum nicht durch Bebingung, Modus oder auf Zeit beſchränkt ift,*7 in 
ber Regel jeberzeit berechtigt, vie reelle Theilung ber gemein 
ſchaftlichen Sache zu verlangen, beziehentlich wenn biefelbe gar nicht 
ober doch nicht ohne beträchtliche Verminderung bes Werthes ge- 
theilt werden könnte, bie gerichtliche Feil bietung der gemeinjchaft- 
lichen Sache-zu begehren (88. 830. 843). 8 Es ift dies bie natürliche, 


fheid 8 169 a. Note 4.) Auch im preuß. Rechte ift dad Miteigenthum au Grenz 
mauern u. f. w. eim intellettuelled. Bol. $ 133—136 I. 8, Förfter IL $. 170 
©. 151 (anderer Anficht aber Dernburg 8215, R. 13 u. Roth 8 120. R. 32), 
ebenfo nach fächf. und zürich. ©. B., wie die Stellung der 86. 367. bez. 609 bat- 
thut, fowie nah franz. u. ital. Recht. — Für die oomm. pro indiviso ſpticht 
auch 8. 421 ©. B., welcher bezüglich des ftehenden Baumes (ander ald dad röm. 
Recht L. 7.8.13. L. 8 D.41. 1) übereinftimmend mit $. 286.1. 9. 2. R. unzwei⸗ 
felhaft ungetheiltes Miteigenthum anerkennt. Am gefällten Baum nehmen Biele 
mit Bezug auf L. 83. D. 17. 2. comm. pro indiviso an. Pol P agenfleder, 
Eigenthum II. 145, Bangeromw, 8. 329, dagegen Windſcheid, a. O. 8. 142, 
Steinlehner 2, ©. 36; dazu Förfter g 173, N. 44, Gruchot VII. ©. 122. 
— Bon den öfterr. Kommentatoren fpricht ih Stubenraud L ©. 1131 1. 
Nr. 7662 GI. U. W. in unferem Sinne aus; farblod Kirhftetter ©. 210. 

46) Bergl. Roth II. ©. 64. Ein Zwang zum Eintritt in ſolche Gemeinschaft 
findet nah öfterr. R. fo wenig ftatt ald nah röm. R. —, anders nad manden 
PBartitularrechten, f. Roth a. O. — Richtig führt Roth R. 79 gegen Elvets, 
Sem. ©. 424 laus, daß die gemeinſchaftlichen Mauern nicht als ſelbſtändige 
Grundſtücke angefehen werden dürfen. . 
47) Daß der durch Modus oder Zeit befchränfte oder bedingte Eigenthüner zut 
Theilungsflage nicht berechtigt iſt, ergiebt die Bergleichung der 99. 828—830. Bel. 
auch das Erk. des O. G. H. v. 3. Apr. 1878, G. 3. 1879 Nr. 36 u. Rr. 11756 Samml. 

48) Bei Haͤuſern wird daher die Auſhebung der Gemeinſchaft regelmäßig nur 
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ber Freiheit des Eigenthums zuftrebende Löſung ber Gemeinfchaft, 
von welcher es belanntlich mit Recht beißt: c. mater rixarum !# 
Nur zur „Ungeit“ over zum (augenblicfichen) „Nachtheile ver Übrigen“ 
ſoll das Recht auf Aufhebung der Gemeinschaft nicht geltend gemacht 
werden und muß fich ber Theilhaber in beiden Fällen einen angemef- 
jenen Aufichub gefallen lafſen (8. 830).60 Diefes unverjährbare Necht 
($. 1481) ift (nach unferem B. ©. 2.) feiner Natur nach ein ding⸗ 
liches, da e8 ein Ausflug des Eigenthums, ein Recht ſelbſt zu Handeln 
ift, und unmittelbar die Sache ergreift. Die biefem Rechte ent⸗ 
ſprechende Verpflichtung ber übrigen Miteigenthümer ift eine bloß 
negative, paffive.512 Nicht die Pflicht, bie Theilung zu gejtatten, 
fondern das — von ber Mitwirkung ber Übrigen unabhängige 
— Recht, die Theilung vorzunehmen, ift das Primäre.52 Faßt man 


im Wege der Feilbietung erfolgen kͤnnen. Bol. Rr. 363 Samml. GI. U. W. Über 
die Theilbarkeit vgl. R. 57 flg. Da fih das Veräußerungsrecht auf dad Ganze 
und nicht eiwa bloß anf den Idealantheil des Theilhabers bezieht, Hätte bei dem 
Maren Wortlaut die Tendenz und die hiftorifche Grundlage des Geſetzes ($. 843) nie 
beftriiten werben follen, zumal im Hinbli auf 8. 829 ©. B.! Zur Beräußerung 
des Antheild bedarf e8 keiner Intervention des Richterd (8. 829)! Vgl. gegen die ab⸗ 
weichende Anfiht Winiwarter’3 3. ©. 469 ſchon Wildner a. D. ©. 396 fig. 
Kitka, ©. Zeit. 1857, Ar. 126, 127, Stubenrauch L ©. 1122, Kirchſtetter 
©. 423 und die allgem. Prarid: Rr. 180. 3016. 3372. 2c. Samml. GI. U. W. 

49) Doc find die 88. 830 u. 843 ©. B. auf Gütergemeinſchaft der Ehegatten 
88. 1234 fig.), welche nur auf den Todesfall verftanden wird, nicht anwendbar. 
Dal.8.21 9.3. u. Rr. 11783. 5746 GI. U. W., anders Rr. 5897. 

50) Fälle dieſer Art können z. B. eintreten: bei anzuboffender Preiöfleigerung 
wegen Bahnverbindung (Rr. 6053 Gl. U. W.), zu Kriegszeiten, bei inbuftriellen 
oder Handelskriſen, bei unverfchuldeter Abweſenheit einiger Theilbaber u. ſ. f. 

51) Das Petit wird gewöhnlich dahin geftellt (f. Rr. 3461 Sammi. Gl. U. W.: 
der Geklagte fei fehuldig, die wirkliche Theilung vorzunehmen und den Realantheil 
herauszugeben, widrigens die Theilung durch das Gericht vorgenommen werben würbe, 
Allein richtiger jollte e3 lauten: die Theilung zu geftatten. Bei ber Berpflichtung 
ju einem Thun müßte die Eyekution ad factum praestandum durch Geld- und 
Arreſtſtrafen ftattfinden. Eine Obligation befteht nur, foweit es fih um Präftationen 
wegen Impenſen 2c. und ähnliche aus dem Beftande der Gemeinfchaft folgende Prä- 
ſtationen handelt. — Die Koften der Theilumg find von allen Theil habern zu tragen. 
Bol. Rr. 6365 Sammi. U. W. W. Pf. 

52) Bei den Obligationen ift die Verpflichtung, zu Teiften, bei ben dinglichen 
Rechten aber — die Befugniß, ſelbſt zu handeln, das Primäre. Vergl. Sohm, 
Gruupurs Zeitſcht. IV. S. 457 fig. Mit Recht bezeichnet daher der $. 1481 G. B. 
dad Theilungsrecht ald Ausfluß des Rechtes des Eigenthümerd, „mit feinem Eigen⸗ 
thum frei zu ſchalten“, und darum gleich dem Eigenthumsrechte für unverfährbar 
(98. 1459. 1481)... Die herrfchende Meinung betrachtet zwar das Theilungsrecht als 
ein obligatorifched (vgl. 3. D. Arndt 8. 320, Windſcheid 8.449, 3.3, Eck, 
Ka. 6.98 ff., Steinlechner 2. 98. 29 fig.) und zwar als eine obligatio quasi 
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indeß die Theilungspflicht als eine obligatorifche auf, dann erfcheint 
biefelbe aktiv und paffiv als eine Juftandsobligation.5® Eine wahre 
Obligation befteht nur, foweit es fi) um Exfat der Impenfen und 
ähnliche aus der Gemeinfchaft zufolge befonderer Gründe fich ergebende 
Präftationen handelt. 5* 

Ob die Sache phyſiſch untheilbar, bezieb. nur mit beträcht⸗ 
licher Werthverminverung theilbar ſei (8. 843), ift eine Thatfrage. 
Grundftüde find h. T. nad Aufhebung der die Theilbarkeit bes 
bäuerlichen und landtäflichen Grunpbefiges beſchränkenden Borfchriften 
durch bie Landesgeſetze durchwegs theilbar.5* (Val. L. G. v. 20. De 
zember 1869 für Böhmen, v. 30. September 1868 für Mähren, vom 
24. September 1868 für Schlefien, v. 27. Dftober 1868 für Nieber: 


ex contr.; als Grund derjelben wird zumeift die Zweckmaͤßigkeit (Billigfeit: comm. 
mater .rix.) angeführt. Steinlehner.$. 31 findet das Weſen der res, weldt 
den Grund der Comm. Obligation bilde, darin: dag der Werththeil jedes Genoſſen 
„an der gemeinſchaftlichen Sache und dadurd zugleich im Bermögen ded anderen 
Genoſſen ſtecke“ — und zwar sine causa (©. 149 flg.), woraus von felbft dad 
Recht und die Pflicht zur divisio folge. Allein diefe „Sebundenheit des Werththeile 
in der gemeinfamen Sache ift ebenfo wenig eine ungeredhtfertigte (sine causa), ald 
(wie St. felbft ©. 148 zugiebt) die gemeinfame res »sine causa in dem Bermögen 
des Einen oder ded Anderen fieht”. Richtiger faſſen es Reuere als ein dingliches Recht 
auf (dem Keime nach fhon Better, Aktionen L ©. 229 flg. 240 fig, BrinzL 
©. 708 fig. u. 277 [2. Aufl.) befond. Kohler S. 182 fig.) ober reihen dasſelbe 
unter die „Srenzfälle der Obligation” (Hartmann, die Obligation ©. 141 flg.; 
gegen Lepteren ift allerdingd mit Sohm a. O. 472. N. 31 zu bemerken, daß die 
Berbindlichkeit, welche im Gewande“ des dinglichen Rechts auftritt, keine Obligation 
im Sinne des R. R. if). 

53) Daß diefe Gattung von Obligationen auch dem R. R. geläufiger ift, ald man 
gewöhnlich annimmt, darüber vgl. Ihering, Jahrb. f. D. X. S. 516 flg., 562 fly. 

54) Die actio comm. div. umfaßt fowohl das (dingliche) Theilungsreht ald 
auch die oben gedachten (oblig.) Präftationen, und wohl darum fagt 8. 20 J. de act. 
4. 6, daß fie tam in rem quam in personam gehe, mixtam causam obtinere 
videtur. (®gl.1. 1. D. 10.1.) Ahnlich veflektiven auf den Klagegrund: Brinz, 
Bekker a. O., wohl auch Savigny V. ©. 36, während EA S. 91 flg., jene 
Kombination auf den Erfolg der Klage: Begründung dingl. R. und oblig. Lei⸗ 
fiungen bezieht. Gegen diefe und andere Anf. f. Steinlehner 2. ©. 130 fly. 
Diefer erblidt ©. 140 in der a. comm. d. das Mittel, wodurch den Genoſſen der ent- 
ſprechende „Werththeil in irgend einer felbftändigen Form (Sachtheil, Erlös xc.) 
herausgefegt wird“; die Theilung ftellt fi alfo (?) heraus ald die Verwirklichung 
des dem Miteigenthum als wirklichem €. entfprechenden Zuftande8“, und inſofern 
fei die (an fich perfönliche) Klage »in rem«. Allein wodurch ift dies „alfo” gerecht⸗ 
fertigt? Gegen St. fpricht dieſelbe Einwendung, die er S. 139 flg. gegen Ed er- 
bebt: daß die Theilung nicht zur Gewährung eines dinglichen R. (Herftellung einer 
res. ©. 142) führen müffe. S. auch Ed, Krit. B. 21 6. 120. 

54a) Rur in Nordtirol befteht noch das Verbot. 
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öfterreich u. a. (f. 8.23. 3 d. B.).sb Ob die etwa nothwendige Her- 
ftellung neuer Wirthſchaftogebaäͤude für die einzelnen Theile eine be- 
trächtfiche Werthverminverung ($. 843) zur Folge haben würbe, ift 
nach Beſonderheit des Falles allenfall® unter Beiziehung von Sach⸗ 
verftändigen zu beurtheilen.5° — Hänfer bilden mit bem Grunde ein 
phyſiſch untbeilbares Ganzes. Es ift aber Fein abgeſondertes Eigen- 
thum am Grunde und an ver Superfizies möglich (88. 417—419 U. 
3.6. B.). Denn Eigentbum fegt ſelbſtändige Sachen als Ob» 
jet vorans. Aus eben denfelben Gründen ift ein abgefonbertes Eigen- 
thum an verfchievenen Stockwerken ober gar an einzelnen Zimmern 
(aljo condominium des Hauſes pro diviso) unmöglich; denn weder 
ein Stockwerk, noch ein Zimmer ift eine jelbftändige Sache, ſondern 
beide beftehen nur in und mit dem Hanfe.°7 Diefe nun mit dem Ge- 
je vom 30. März 1879 3.50 zur ausprüdlichen Anerlennung ge 
langte Anfchauung Liegt ſchon ven Beftimmungen des A. B. G. B. 
(88. 417—419) zu Grunde, welche ausnahmslos den Grundſatz feft- 
halten, daß das Eigenthum bes Grundes und bes Hauſes jeberzeit un- 


55) Seit dem Wegfall diefer Theilungsverbote giebt ed, abgefehen von dem 
Falle der 88. 843 u. 624 ©. B., keine bloß rechtlich untheilbaren Sachen. Die 
Theilbarkeit wird dadurch nicht aufgehoben, daß zu Veräußerungen oder Theilungen 
der behördliche Konſens erforderlich ift, 3. B. nach 8. 21 des Forftgef. v. 1853 bei 
Gemeindewaldungen. 

56) Dal. den Rechtsfall Nr. 649 Samml. Gl. U. W., in welchem die Untheil⸗ 
barfeit einer Realität gemäß $. 843 G. B. darum angenommen wurde, weil dadurch 
ein Sehötheil des Wertbes in Wegfall gefommen wäre. Die unverhältnigmäßige 
hypothekariſche Belaftung eined Gutes kann nicht ald Grund der rechtlichen Untheil⸗ 
barkeit angefehen werben, obwohl die Hypotheken auf allen Theiltenlitäten ald Simul⸗ 
tanhypotheken einzutragen find, fofern die Bläubiger nicht ausdrücklich oder im Pro» 
volationänerfahren flillfchweigend in die laftenfreie Abtretung willigen. Gef. v. 
6. Februar 1869 Ar. 18. — Gegen Boreinleitungen behufs reeiler Theilung eine® 
gut baden bie Hypothelargläubiger kein Einfpruchörecht. Bol. Nr. 5275 Samml. 

. U. W. 


57) Dad ausdrückliche Verbot der Theilung von Häufern nach materiellen 
Beitandtheilen befteht für Böhmen erft feit der M. Berorbn. v. 27. December 1856 
3. 1R. G. 31. 1857, 8. 1: „die Theilung der Käufer nach materiellen Beſtand⸗ 
theilen ift für die Zukunft verboten.” Für andere Ränder beftchen befondere Verbote; 
ſo die M. Ber. v. 8, Fehr. 1853, 3.25. R. ©. Bl. für Salzburg. Ausgebehnt 
wurde dad Berbot mit Gef. v. 30. März 1879, 3. 50 auf alle Länder, in welden 
das allgem. Grundbuchgefeh Geltung hat. Die Faffung ift nun genau: „An mate- 
riellem Theilen eines Gebäudes, welche nicht fo befchaffen find, daß fie als ſelbſtaͤn⸗ 
Rändige törperliche Sache angefehen werben können, . . kann ein felbftändigeö Eigen 
thum nicht erworben werden”. rüber erworbene Rechte (Antheile) können weiter 
übertragen werben. Daher befteht dad vordem an Theaterlogen, Kellern er- 
worbene €. fort, |. Nr. 5696. 9409. 11940. Gl. U. W. Dazu f. Krainz $. 91. 
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getheilt in Einer Hand verbleibt.59 Vertikale Scheibung ift nicht ab- 
folut unzuläffig,, ein all, den wohl 8. 842 G. B., welcher von ver 
Theilung von Gebaänden fpricht, vor Augen hat. “Die nach den älteren 
Zandesrechten erworbenen Eigenthumsrechte an phyſiſchen Thei— 
len eines Gebäudes bleiben allerdings in Geltung; eine weitere Zer- 
ſtücknug ift jedoch unterfagt und wenn eine Bereinigung folder 
Theile zu Stande kommt, fo kann eine Trennung ober abgeſonderte 
Belaftung berjelben nicht mehr vorgenommen werben (Gejet vom 
30. März 1879). Dies gilt insbeſondere auch von berartigen, aus 
älterer Zeit ftammenben Theaterlogen (Nr. 5696 Sammtl.), Kel⸗ 
lern (Rr. 9409. 11940. Sammtl.), Srüften (Nr. 6677 [?}. 9063), 
Kirchenſtühlen (Nr. 9926. 5861) u. dgl.; ob in einzelnen Fallen 
nicht bloß ein bingliches Benutzungsrecht vorliegt, ift Thatfrage. 
(Bgl. 8. 3 d. B.) 

Der Theilung ſteht bisweilen die wirthſchaftliche Beftimmung 
und die rechtliche Unſelbſtändigkeit der gemeinſchaftlichen Sache ent⸗ 
gegen.®® So insbeſondere bei gemeinſchaftlichen Originalurkunden, 
welche nach 8. 844 G. B., „wem ſonſt nichts im Wege ſteht“, bei dem 


58) Bal. Zaun, C. Arch. 43.8. ©. 212 fig, Unger J. S. 4, R23, 
Sintenis 8.43, Zimmermann, Civ. Arch. 54, ©. 421 fig. Dasſelbe gilt 
vom natürlichen Zuwachs, namentlich von Bäumen. Bel. Entſch. Nr. 1811 
Samml. EL U. W. — Aus den 88. 417419 A. B. ©. B. geht mit Beftimmtheit 
hervor, daß das öfterr. Recht die Orundfäpe des vöm. Rechte angenommen hal. 
Ein materiell getheiltes Eigenthum an Häufern hätte daher fhon nad) Inhalt det 
4.2.6.2. für unzuläffig erfannt werden follen. Trotzdem wurde in einzelnen 
Etädten, 3. B. in Prag und Salzburg, der alte Abufus der materiellen Theilung der 
Häufer auch unter der Herrfchaft deö neuen ©. B. fortgefchleppt, bis endlich die in 
der vorigen Rote citirten Minifterialverordnungen bemfelben fleuerten. — Dad deutſche 
Recht kennt zwar einen Beſitz an Käufern pro diviso (Walter, D. R. Geſch 
©. 583, Bluntfhli, D. Priv. R. $. 57, Rr. 3) und ebenfo der Code Napoleon 
art. 664 (0.4. Zaun ©. 218, N. 15); wohl au das preuß. R. 8. 98. 221. 1.9 
und 8. 199 fig. I. 22, welches ein getrennted Eigenthum an Grund und Boden 
einerfeit? und Häufern und Früchten andererfeits ausdrucklich anerkennt (Roc ©. 170, 
Dernburg $. 150, und das von Dernburg daſelbſt Rote 9 cit. Ext. de} Oberttibu⸗ 
nals Ar. 1570, Förſter 8. 168,R. 34 u. 35). Allein dieſe Abnormität ift dem 
öftert. Rechte, das ſich hier an das logiſch und öfonomifch allein richtige Prinzip 
des röm. Rechtes anfchloß, fremd. 

59) So bei „gemeinfcaftlichen Scheidemauern, Grenzzeichen“ ($. 844 ©. B.. 
daher wohl auch bei Grenzrainen, foweit fie nicht durch andere Marten erfept werben), 
auch bei gemeinfamen Hauszugängen L. 19.8. 1. D. oomm. div. 10. 3, gemein 
ſchaftlichen Brunnen, feltener wohl bei Grenzwinkeln zwifchen zwei Häufern, Dern⸗ 
burg $. 224 N. 1 (8. 120 L 8 beweift Died wohl nit). 
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älteften Theilnehmer nieverzulegen find, während bie übrigen be- 
glanbigte Abfchriften erhalten; jeber Theilhaber hat auch das Recht, 
bie Herausgabe berfelben (Edition) behufs zeitweiliger Benutung ins- 
beſondere in Streitfällen zu verlangen. (Vergl. dazu Nr. 4036 und 
11107 Samml. ©. U. W. Bf.)>® Die Theilung Tann auch durch 
Rechtsgeſchäft nur anf Zeit — niemals auf immerwährende Zei⸗ 
ten (8. 832) — durch Verzicht ausgefchloffen fein. Insbeſondere 
erlifcht die vertragsmäßige Verbindlichkeit zur Einhaltung der 
Gemeinichaft mit dem Tode der Kontrahenten (8. 831) und bie legt- 
willig verorbnete Verpflichtung zur Gemeinfchaft mit dem Tode ver 
erften Theilhaber (8. 832). Auf die Erben berfelben geht baber ver 
Awang zur Gemeinfchaft nicht Über (38. 831. 332) — felbft wenn bie- 
jelbe anf immerwährende Zeiten gefchloffen oder verorbnet worben 
wäre. s! Iſt die Gemeinfchaft auf unbeftimmte Dauer gefchloffen, fo 


59a) Nadı dem Entw. Horten’d 19 IL. 88. 12. 13 ſollten dergleichen Urkunden 
bei demjenigen verwahrt werden, der den größten Antheil (an des Erbſchaft) hat, bei 
gleichen Antheilen bei dem Alteften, ſofern nicht „erhebliche Bedenken wider ihn vor 
walten"; Leptered gilt auch von Familienurkunden“. Doch foll der Berwahrer den 
Miterben die Urkunde „bei erfordernder Nothdurft zum nöthigen Gebrauche ausfolgen.” 
Der 8. 34 II. 19 des Entw. Martini enthält ſchon die gegenwärtige Norm des 
8.844 G. B. Die Protokolle bieten Nichte von Bedeutung. 

60) Daß im 8. 830 ©. B. unter dem „Austreten aud der Gemeinſchaft die 
Aufhebung derfelben und nicht die Beräuferung des Antheild zu verfichen ift, welche 
dem Genofien jederzeit freifteht ($. 828), kann nicht zweifelhaft fein. Stubenraud 
6. 1107. 


61) Bei der Erwerbögefellfhaft (9. 1208) und der (offenen und Kommanbit-) 
Handelsgeſellſchaft (Art. 123. 171 H. &. 3.) kann die Berpflihtung auf die Erben 
audgebehnt werden. Die auf Lebenszeit gefchloffene Handelsgefellfchaft gilt ale 
auf unbeftimmte Dauer gefchloffen. Dieſe Beſtimmungen entfprechen der Freiheit des 
Individuums und des Verklehrs. — Auch nad röm. Recht ift nur der Verzicht auf 
Zeit gültig; der Berzicht überhaupt ift wirkungslos. L. 14.8.2 D. h. t. 10. 3. 
Si conveniat inter socios, ne omnino divisio fiat, hujusmodi paotum nullas 
vires habere manifestissimum est; sin autem in certum tempus, quod et 
ipsius rei qualitati prodest, valet. Die Zeit muß alfo den Berhältniffen und 
Bedürfnifien des Falld entfprehen. Windſcheid $. 449, N, 14. — Auch nad 
preuß. R. 8. 75. I. 17 ift der Theilungsverzicht überhaupt (für beftändig oder auf 
unbetimmte Zeit) ungültig; gültig dagegen der zeitliche Verzicht. Arg. 88. 118. 
121. 289. L. 17, welche wohl ein allgemein anwendbares Prinzip aufflellen. Theil 
weile abw. Dernburg 8. 224. N. 2. — Nah fühl. G. DB. (8. 338) Hindet der 
Theilungsverzicht die Erben nicht. Ein Berzicht auf immer oder (!) auf unbeftimmte 
Zeit verpflichtet mur auf zwanzig Jahre. — Auch dad franz. Recht anerkennt nur 
zeitlichen Theilungsverzicht; insbeſ. erliſcht jeder Theilungsverzicht und das Thei⸗ 
lungsverbot nach Ablauf von fünf Jahren, vorbehaltlich neuer Übereinkunft, Art. 
1660. Bol. Zahariä-Pudelt 8.197, N. 19.20.21. Ahnlich das ital. G. 
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Tann fie jeverzeit (nur nicht zur Unzeit) gelöft werben ($8. 830. 1202). 
— Rege Bedenken wedt die Frage, ob der zeitliche Ausſchluß bes 
Theilungsrechtes auch die Singnlarfuccefjoren des Miteigenthümers 
bindet? Das römische Recht bejaht bie Frage 2 und zwar mit Recht, 
ba das biesfällige Abkommen kein bloß obligatorifcher, ſondern ein 
binglider, das Eigenthum (bingliche Theilrecht) befchräntenter 
Vertrag ift. Dasfelbe gilt von Vereinbarungen über die Ausübung 
bes Miteigenthums (vergl. Seuff., Arch. 34 Nr. 9), fowie auch vom 
legtwilligen Xheilungsverbote. Allerdings ift aber der Eintritt ver 
binglichen Wirkung nach dem Eintragsprinzip (88. 443. 445 ©. 2.) 
durch die Verbücherung bes zeitlichen Theilungsperzichtes bedingt und 
wird bei Mobilien in Konfequenz der 88. 367. 456. 468 ©. B. ber 
gute Glaube des Erwerber geſchützt. 

Die Theilung Tann von ven Theilhabern jelbft vorgenommen 
werden, jedoch nur durch Stimmeneinhelligfeit (8. 841: „zur 
Zufriedenheit eines jeden Sachgenoffen“). Können bie Miteigenthümer 
nicht einig werben, fo entfcheibet über die Klage eines Theilhabers 
bas Gericht. Kompetent ift das NReal-Gericht 8. 53. Iur. Norm. 


B. Art. 681, welches aber die Frift von zehn Jahren fubftituirt und dem Richter auch 
vorzeitige Aufhebung geftattet. 

62) Bol. L. 14.8.3 D. comm. div. 10. 3: quare emptor quoque com- 
muni dividundo agendo eadem exceptione (se ne intra oertum tempus 
societas divideretur) summovebitur, qua auctor ejus summoveretur of. L. 
14. 8.1. eod. u. L. 16. 8. 1 D. pro socio 17. 2. Bgl. auh Windſcheid 
8.449, R. 14 u. Seuff, Arch. 34, Ar. 9. Die übliche Auffaffung bes Verzichtes 
ald bloß obligatorifchen Vertrags würde diefe Wirkung nicht erflären, daher 
Kohler a. O. S. 178 flg., mit Recht demfelben ebenfo die dingliche Natur vindizirt, 
wie ähnlichen Vereinbarungen über die Art der Benupung der gemeinfhaftlihen 
Sache (per tarnum) oder der Ausübung einer Sewitut (L. 4. 8.1. 2. D. de serv. 
8.1.). 

63) Der $. 841 erwähnt zwar aud das Loos oder den Schiedsmann; allein 
diefe — wie aud andere — Enticheidungsarten fepen einftimmigen Beſchluß der 
Gefellfpafter voraus. Dap der öfterr. Richter die Theilung nicht im auge rftreitigen 
Berfahren vornehmen dürfe — gleichviel ob es ſich um das Ob oder nur um dad Bir 
der Theilung handelt, ift anerkannt. Bol. Nr. 3457 Samml. Gl. U. W., Stuben- 
rau ©. 1110. — Rah röm. R. wird die diesfällige Thätigkeit des Theilungd 
richters trotz der Klagsanftellung mehr ald ein Akt der freiwilligen Gerichts⸗ 
barkeit aufgefaßt, nnd zwar auch dann, wenn ein Theilhaber ſich der Theilung über: 
haupt widerfegt. Im Grunde bedarf es wenigftens in dem alle, daß die Parteien 
darüber einig, daß, — und nur darüber uneinig find, wie getheilt werben foll, 
feined prozefjualifchen Verfahrens, und mit Recht faſſen daher in dieſem Galle 
Simmermann, Arch. 34, 6.195 flg., u. Ed, Doppelfeitige Klag. ©. 146 bie 
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und B. vom 17. Mär; 1860, Nr. 67 ©. Bl. Vgl. Nr. 5694 GI. 
U. W. Die Realtheilung erfolgt durch Znweiſung eines verhältniß- 
mäßigen phyſiſch abgejonverten Theiles anftatt des iveellen An⸗ 
theiles.⸗ Die intelleftuwellen Antbeile werben in proportionelle 
reelle Theile umgejegt.°5 Hierbei find bie Theilhaber gegenfeitig 


tihterliche Theilung als Eretutiondverfahren auf. — Auch nad) preuß. R. gilt dad 
Zheilungsverfahren als ein Alt der freiwilligen Gerichtsbarkeit; nur über ftrei- 
tige Fragen entfcheidet der Prozeßrichter; übrigens kann ein jeder Theilhaber nach 
der Subhaflationdordn. v. 15. März 1869 ohne vorgängige Klage die Feilbietung 
der Sache verlangen, wenn er fein Miteigentbum in authentiſcher Form nachweift. 
Bol. Dernburg 8. 223, ©. 478, Förfter, ©. 271. 

64) Doc hat der Richter nach öfterr. Rechte (88. 841. 842—843) bei der 
Realtheilung nicht in dem Maße freie Hand wie nad röm. R., nach welchem er die 
Sache nicht bloß Lörperlich theilen, fondern aud die mehreren Sachen unter die 
Theilhaber nach Ermeflen vertheilen, auch einem Xheilbaber die ganze Sache 
und dem andern bloß eine Entihädigung zufprechen oder die Sache Dritten ver- 
taufen und nur den Kauffchilling vertheilen fann. Bol. 8. 5. J. de off. jud. 4. 
17, e. 3. C. 3. 37. L. 6. 8. 8-10. D.h.t. 10. 3, dazu Arndts 8.320, Wind⸗ 
fheid8.449.3. Vielmehr hat der Richter Die reale Theilung vorzunehmen, wobei 
ihm allerdings freiftebt, die Werthdifferenzen der Antheile durch Geldentſchäädigungen 
u. S. f. auszugleichen, nah Bedarf auch Pfandrechte und Serituten zu beftellen 
(8. 842). Die Bertheilung felbfländiger Parzellen eines einheitlichen Grund» 
buchötörpers erfcheint nach öfterr. R. ald eine Theilung (Parzellirung). Mit Recht 
hat ver O. ©. H. Nr. 3016 Samml. Gl. U. W. das Begehren auf Zuweifung je 
eined von zwei gemeinfchaftlichen Häufern an jeden Theilgenoffen gegen Werthaus⸗ 
gleich im Gelde zurückgewieſen und die Keilbietung beider verordnet. — Das ſaͤchſ. 
©. 2. (8. 341) u. dad zü rich. ©. 2. (8. 564 fig.) folgen dem röm. R., während 
das franz. u. ital. Recht (art. 1686, efr.826 fig. Cod., bezieh. art. 634. 987 fig.), 
dem öfterr. R. nabelommen. 

65) Das Geſchaͤft hat alfo die Natur eined Permutationdgefchäftes: Taufches 
oder Innominatkontralts und bewirkt Succeffiou. Bei der vertragdmäßigen Uber⸗ 
nahme der ganzen Sache durch einen Mitgenoffen gegen Abfindung ter Übrigen in 
Geld liegt ein Kaufvertrag vor: diefer kauft nämlich die ihm nicht gehörigen Antheile. 
Bol. Göppert, Miteig. ©. 53 fig, 66 flg., Förfter 8. 182, N. 81, Ed, Dopp. 
Klag. S. 105 flg., gegen Koch, Recht d. Forderungen III. ©. 653, vgl. noch 8.343 
ſächſ. G. V. — Mit Geſchick durchgeführt, aber unhaltbar ift die an Koch fih an⸗ 
ſchließende Auffafiung Steinlehner’3, Jur. Comm. 2. 88. 22—24, welcher in 
der Zheilung feine Suceeifion, fein Permutationsgefhäft (Kauf, Tauſch der pars), 
fondem Konfolidation zufolge Wegfalls der durch die gleiche Berechtigung der an- 
deren Genofien auferlegten Beſchränkung, — eine Verbindung von Accredcenz und 
Permutation findet. Gegenſtand der „Beräußerung“ fei die Befreiung von diefer Be⸗ 
ſchraͤnkung und deren Wirkung (?), die Translation. Allein diefe Auffaffung ſucht 
Unmoͤgliches zu verbinden; fie verträgt fich nicht mit der Auffaflung des röm. und 
öfterr. R., welche von einer Übertragung, Berpfändung, Kauf, Tauſch, überhaupt 
von Beräußerung (und zwar nicht etwa im Sinne der Berzichtleiftung, Stein lech⸗ 
ner ©. 102) d. Antheild (ber pars), keineswegs von einer liberatio, Befreiung, 
Accredcenz ꝛc. fprechen u. dabei — was weientlich ift — nicht unterfcheiden, ob die 
pars einem Dritten oder einem Benoffen veräußert wird. VBgl. L. 16-18. D. 
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zur Gewährleiftung verpflichtet (8. 922),66 aleichviel, ob die Thei⸗ 
lung von ihnen ober vom Richter vorgenommen wird. Das Eigen- 
t hum geht nicht ſchon durch ven Theilungsvertrag oder das Theilung®- 
urtheil über, fondern erjt durch Tradition, bezieh. bücherlichen Eintrag 
(88. 425 flg., 436. 846 flg.).e” Bezüglich der Möglichleit ver An- 
fechtung bes Theilungsvertrages oder Urtheils gilt nach dfterr. Recht 
nichts Beſonderes.es Iſt die Sache phyfiſch oder rechtlich untheil- 
bar (8. 843), fo erfolgt die Auseinanberfegung im Wege ber gericht: 
lichen Feilbietung und verhältnigmäßigen Vertheilung bes Meift- 
bote8.69% (Es verfteht fich, daß der 8. 843 G. B. weber auf bie Ge- 


de c. emt. 18.1; c. 1.2.8. C. comm. 3. 38, c. 15. C.3. 36. L. 7.8.13. D. 
comm. div. 10. 3. L. 18.8.2. L. 25. 86. D. fam.h. 10.2; 88 361. 828 B. G. B. 
Barum foll die Tradition der pars an Dritte wahre Tradition fein, jene an den Ge⸗ 
nofien dagegen darin beftehen, dag der Tradent „aus dem Mitbefige ausſcheidet, 
wodurd dann der Erwerber von felbft (?) Ahleinbefiper wird. Und wie, wenn, der 
Eigentkümer nicht Befiker ift? St. irrt eben darin, daß er in der pars „nur bie Be 
ſchränkung des R. des Einen durch das gleiche Recht des Anderen“ erblidt. (S. 106.) 
©. dagegen auch EA, Kr. V. Sch. 219. ©. 118 fig. 

66) Bol. Stubenraud II. ©. 88. — So auch nah röm. R. vol. L. 66. 
8.3. D, de eviet. 21. 2, c. 7. C. comm. 3. 38, Windſcheid 8. 392, R. 3, 
Arndts 8. 320, R. 5, Steinlehner 2. S. 110; ebenſo nach preuß. L. R. 
8.97.1. 17, Dernburg $. 224, N. 11, Förfter 8. 182, N. 86; ebenfo nad 
ſächſ. R. 8.2352. — Das Mittel der Verlegung über die Hälfte am Werthe ift 
nad öfterr. R. (8. 934) nicht ausgeſchloſſen; — anders nad preuß. R. 88. 111. 
112. I. 17. Gemeinrechtlich ift die Frage ſtreitig. (Dazu Steinledhner 2. 
©. 108, R. 2.) 

67) Anders nach röm. R. Gaj. IV. 8.42, welchem in Anfehung der Mobilien 
das ſäch ſ. G. B. 88. 257 u. 277 folgt. — Nach preuß. R. (8. 109. I. 17) geht 
Eigenthum nur durch Tradition über, bezieh. bei der Privattheitung durch Auflaffung ; 
die Anfiht Dernburg’3 8. 224 a. E., daß diefelbe Hier überflüffg fei, da ihre 
Wirkung durch die Dereliktion der Miteigenthümer erfept wird, ift gewiß wicht ſtich⸗ 
haltig; f. au Förfter 9.182. N. 84, Göppert ©. 46 fig, Ed S. 232. — 
Über die eigenthümliche Beftimmung des franz. Rechts Art. 883, derzufolge bie 
Theilung nur ald deelaratio, dominium (partis pro diviso) antea aoquisitum 
fuisse, welche dem älteren Rechte entlehnt ft und wohl hauptfächlich auf fiskaliſchen 
Gründen beruht, vergl. JZahariä-Puchelt 8.197, R. 27 und Alf. Renaud, 
L’effet de partages (1874) ©. 31 fig. 

68) Anderd nach röm. R.; die außergerichtliche Theilung kann nur wegen De» 
trugs angefochten werden, c. 3. C. com. 3. 38, Arndts 8. 320. Ähnlich nad 
preuß. R., 88. 112 fig. I. 17, Dernburg 8. 224,R. 16. — Rad ital. 9. 
art. 680 haben die Pfandgläubiger des Theilhabers ein Recht, bei der Theilung zu 
interveniren, bez. fie wegen Betrugs anzufechten. 

69) Der Pfandgläubiger, dem ein Idenlantheil verpfänbet ift, hat dies Necht 
nicht. (Anders nad) der preuß. Subbaft. Ord. v. 18609, Dernburg 8.224, R. 8.) 
Daß die Feilbietung bei Untheilbarkeit der Sache dad zweckm aͤß ig ſte Mittel zur 
Audeinanderfepung der Theilhaber fei, hebt mit Recht Arndts 8. 320 hervor: dem 
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meinfchaft an phyſiſchen Theilen eines Grundſtücks (f. Note 57. 58, 
bazu Ar. 7170. 7924 U. W. Bf.) noch auf die perfonelfe Löſung 
(Anderung) der iveellen Gemeinfchaft durch Verkauf eines Ideal⸗ 
unterantheild ausgebehnt werben Tann. Vgl. Nr. 5132 Samml. Gl. 
U. W.) Die Feilbietungsklage findet ſelbſtverſtändlich auch gegen 
minberjährige Theilhaber ftatt (ogl. Nr. 5891 Samml. SI. U. W.; 
fo auch 20 III. 19 des Entw. Horten’s). Die Veräußerung bat die 
Selbftändigkeit (nach Umftänden alſo die vorläufige bücherliche 
Abſchreibung) des gemeinfchaftlichen Objekts (vgl. Nr. 7170. 12176 
Gl. U. W.) zur Vorausſetzung. Bet der gerichtl. Feilbietung kommt 
ben Theihabern Tein Vorzugsrecht wor Dritten zu. (Anders noch bei 
Immobilien ver Entw. Horten's 20 III. 88.20. 21, dazn Note 8a.) 

Die anf Anfhebung der Gemeinfchaft insbeſondere auf gerichtliche 
Veilbietung gerichtete Klage (fog. Theilungstlage, a. communi 
dividundo ?°) jegt voraus, daß Kläger und Geklagter als Miteigen- 
thümer eingetragen find (Nr. 1008. 7871. 9038 Samml.); das 
Theilungs⸗, richtiger Beilbietungs-Urtbeil find daher ebenfo 
wie bie exekutive Veräußerung Gegenftand ber „Anmerkung“ in ben 
öffentlichen Büchern.’ Die Anmerkung der Klage, bez. des Urtheils 


zöm. Recht ift aber die bindende Norm des 8. 843 unbelannt. Nah röm. Recht 
bat auch der Richter zu entfcheiden, ob zur Feilbietung nur die Theilhaber oder auch 
Dritte zugelaffen werben follen (c. 3. C. comm. 3. 37). Ahnlich nad ſäch ſ. Recht 
(8. 342). — Nach 8. 89, J. 7, 2. R. kann jeder Theilhaber auch bei theilbaren 
Sachen die Feilbietung verlangen, Koch III. ©. 666. — Nach röm., fähf. und 
zürich. ©. 2. ift Alles dem richterlichen Ermeflen anheimgegeben (ſ. R. 64); die 
Bedenken Bluntſchli's Komm. III. ©. 84 gegen das Syſtem bes öfterr. und 
preuß. G. B. find erfahrungdmäßtg faum gegründet. — Wegen Einheit des Grund» 
buchskorpers kann nicht theils auf Verkauf, theils auf Theilung verfchiedener Par- 
zellen geflagt werden. Vgl. Ar. 12176 Samml. 

70) Dieje Klage bezielt übrigend nah röm. R. nicht bloß die Theilung, fon- 
dern dient zur Geltendmachung aller aus der Gemeinfhaft entfpringenden wechſel⸗ 
feitigen Anſprüche der Theilhaber. Vgl. Windfheid 8 449, N. 1, Arndtd, 
8. 320, R.4, Steinlehner2.©.131,R.1. Rah öfterr. R. fann man nur 
die im Text genannte Klage fo bezeichnen. Über das Petit vgl. R. 44. Einen relativ 
guten Auffag hierüber fchrieb Wildner, Jurift 13. S. 396 flo. 

71) Bal.d. Erkt. des O. G. H. Nr. 4690. 4870. 6637. 6672. 6793. 8001. 
8258. 8957. Samml. Gl. U. W. (Spruchrepert. Nr. 18), mit welchen die An- 
merkung der Klage auf Aufhebung der Gemeinfhaft mit Rüdficht auf den „Beifl 
des Geſetes“, mit Bezug auf 8. 20. lit. b. G. ©. v. 1871 und nad) Analogie des 
8. 60 dedf. Gef. (Anmerkung der Hypothekarklage), endlih in der Erwägung ge 
billigt wurde, daß außerdem das Theilungsrecht (88. 830. 843) von dem Geklagten 
durch Beräußerung feined Antheils illuforifch gemacht werben könnte. (Vgl. auch das 
Erf. v. 14. Dit. 1879. Ger. 3. 1879. Nr. 89. Anm. d. Urtheild.) M. E. if bei der 
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bat bie Wirkung, daß das eingeflagte, bez. das urtheilsmäßig formali- 
firte Recht auch gegen jeden fpäteren Singularfucceffor eines Mit- 
eigenthümers wirkſam ift (Arg. 88. 59. 60 G. ©.) und daher ohne 
neuerliche lage (8.12 B. G. B. 8.298 X. ©. OD.) realifirt werben 
kann. Die Rechtswirkung der Anmerkung der Veräußerung beftimmt 
fih nah 8.72 G. G. Die Klage auf Aufhebung der Gemeinfchaft 
muß gegen alle Theilhaber angeftellt werben, ?!* ba außerdem das 
Zheilungsverfahren zu feiner allfeitigen Anseinanderfegung führen 
und insbeſondere nicht die gerichtliche Teilbietung des Ganzen zur 
Folge haben könnte.?? Das Verfahren richtet fich nach ven allgemeinen 
civilprozefinalifchen Regeln, doch ift pasfelbe feiner Natur nach ein 
judicium duplex, welches fomit bie Verurtbeilung des Klägers, be;. 
bie Erelution des Urtheils auch gegen ihn zur Folge haben kann.“ 


tarativen Faflung der88.20 und 73 ded ©, ©. von 1871 zwar die Analogie aud- 
gefchloffen, indeß der Schluß a majori um fo mehr zuläffig, als der dem 8. 60 kor⸗ 
reipondirende 8.5 der M. DB. v. 19. September 1860 Nr. 212 R. ©. BI. zur Be 
gründung der Wirkungen der Anmerkung ausdrücklich auf den 8.443 4.2.0.2. 
Bezug nimmt. ©. auch Meiffels, a. O. Rr. 33. — Was das Feilbietungdurtheil 
betrifft, pflegt die Prarie die „eretutive Einverleibung” desfelben zu bewilligen 
(vergl. Samml. Gl. U. W. Nr. 3372), allein da Segenftand der Einverleibung nur 
dingliche Rechte (8. 9) find, der Eintrag auch nur den Zweck hat, das Recht des 
Klägers „erfichtlich” zu machen, damit es „gegen jeden folgenden Befiber der Realität 
wirkſam werde” — fo handelt es fi in der That nur um eine „Anmerkung“. Bei. 
Rr. 7759. 8258: auch den Rechtsfall ©. 3. 1876, Nr. 90. 

la) Dal. Meiſſels, Zur. BI. 1888 Nr. 31 flg., der jedoch mit Unrecht be⸗ 
bauptet, daß die Klage auch gegen alle dinglich Berechtigte (Pfandgläubiger zc.) ger 
richtet fein müffe, weil fie fonft Schaden leiden könnten ; denn die Rechte der Reßteren 
bleiben völlig unberührt. Vgl. Note 79. 

72) Bol. au Dernburg $. 224 für dad preuf. Recht. Rad gemeinem 
ift die Frage flreitig: für die Yuläffigfeit der Theilung auch nur unter einzelnen 
Genofin: Zimmermann, €. Arch. 34, ©. 222flg. und Windſcheid $. 449, 
N. 26, dem Kirhftetter ©. 425 beitritt, mit Bezug auf L. 8. pr. D. h. t. 10. 
3, L. 2.8.4. D. fam. erc. 10. 2, c. 17. C. 3. 36. 

73) Bali. Rr. 2355 und 3867 Samml. Gl. U. W., Unger IL. $. 131. ©. 612, 
Randa, Befik ©. 160.R. 58. ©. 235. 62. Daher ift auch über die Einwendung 
des Geklagten, daß gemwiffe Güter nicht zur Gemeinſchaft gehören (bez. wohl auch, 
daß andere dazu gehören), in demfelben Prozeß zu verhandeln (Mr. 2355). Daß 
unfer einfeitiges, ftreng formelled Verfahren zur Schlichtung von Streitigkeiten, welche 
der Rechtögemeinfchaft entfpringen, nicht die nöthigen Mittel bietet, heben ſchon 
Unger 8.131. R. 28 und Menger, Civilprozeß S. 25, Nr. 9 richtig hervor. 
Auch die röm. Theilungsflage hat den Charakter der Duplizität, ja die Berurtheis 
lung kann fogar ohne einen Antrag des Beklagten erfolgen: übrigens entſchied ber 
Richter zunaͤchſt die fkreitigen Borfragen und fchritt dann zur wirklichen Theilung, 
bez. Bertheilung, wobei fein Ermeſſen ein freied war (f. Rote 64). Bol. 8. 20 J. de 
act. 4.6, 8. Aflg. I. de off. jud. 4. 17. L. 2. 8. 1 D. comm. div. 10, 3, L. 2. 
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Die anf gerichtliche Feilbietung gerichtete Klage, in welcher ver 
Kläger fein Miteigentbum und die faltifche (bez. rechtliche) Untheilbar- 
feit der Sache zu beweiſen bat,7* ſoll auch die Feilbietungs— 
bedingnifſe enthalten; denn nicht nur die Srage, ob, fonbern eben 
fo gewiß auch die Brage: unterwelchen Bedingungen die Sache 
zu veräußern fei, ift Sache ver Eontentiöfen richterlichen Judikatur 
(88. 830. 843) und e8 ift daher vie allerdings nicht konſtante Gerichts⸗ 
praxis des D. ©. 9. (Nr. 1640. 3016. 4248. 7689 Samml. Gl. 
u. W.), welche die Ausſcheidung der Feilbietungsbebingniffe aus der 
Klage und dem Urtheil verorbnet und bie Beftftellung ver legteren dem 
Erefutionsverfahren nach Maßgabe des 31. Kapitels der Allg. Ger. 
Ordng. vorbehält, keineswegs zu billigen. (Richtig hat dagegen das 
böhm. O. L. ©. in dem Rechtsfalle Nr. 3016 die Klage mangels 


8.3.1. 4.8.4. D. fam. ere. 10.2. Wetzell 8. 5.2. Für das röm. Recht läge 
injofern feine Ausnahme von den allgemeinen Prinzipien vor, ald man das Thei- 
Iungsverfahren zu der freiwilligen Gerichtöbarkeit rechnet. Dal. darüber Ed, Dop⸗ 
peljeitige Klagen, bef. ©. 146 flg. Windſcheid 8. 127,R. 2. 

74) Die Entſch. d. ©. ©. H. v. 29, Aug. 1877 3. 10550 (Prav. 1878, 
©. 17) verlangt übereinftimmend mit den unterrichterlichen Erkenntniſſen vom Kläger 
auch noch den Beweis, dag der außergerichtliche Verfuch der Aufhebung der G., 
indbef. im Wege der gerichtlichen Veräußerung — ohne Erfolg geblieben fei. M. E. 
ift dies nicht zu begründen ; das Gefe verlangt dies nicht und die gerichtliche Gel⸗ 
tendmachung eined Anſpruchs febt nicht nothwendig die Verletzung oder Negirung 
desfelben voraus. Bol. Randa, Beſitz 8. Tb. R. 49. 

75) In der oberftrichterlichen Begründung heißt ed, daß fih das Urtheil nach 
8.2489... O. auf die Feftfteflung der fireitigen Punkte, nicht aber auf die 
Art des Vollzugs des zuerkannten Rechts zu beziehen habe; über den Bollzug ent- 
halte das 31. Kapitel der A. ©. D. beſtimmte Vorfchriften, nach welchen vorzugehen 
fei, zumal aud die Intereffen dritter Perfonen (nämlich der Hypothelargläubiger), 
weiche nicht am Nechtöftreite betheiligt find, berudfichtigt werden müffen. — Allein 
es wird hierbei überfehen, daß auch die Bedingungen der Beräußerung (Kaufpreis, 
Zahlungsmodus zc.) zum Inhalt des Feilbietungsaktes gehören und viel häufiger 
ftreitig zu fein pflegen, al® die gewöhnlich ganz unbeftreitbare Frage, ob die Feil⸗ 
bietung flatthabe. Das Urtheil, welches die Feilbietungsbedingniffe nicht enthält 
oder bezieht, entbehrt eined weſentlichen Beſtandtheils, da es die Stelle des Kauf: 
vertrag einnehmen foll. Werner bezieht fih das 31. Kapitel A. ©. D.: „Bon der 
Gretution“, indbef. der herkömmlich citirte 8. 322 flg. nur auf den Fall, wenn es 
fih um die Exekution einer Geldforderung durch Einräumung des erefutiven 
Pfandrechtes und Beräußerung des Pfandes handelt, — während hier von einem 
„Pfandrecht“ des Miteigenthümers nicht die Rede fein kann. Die Intereffen dritter, 
im Theilungsprozeſſe nicht betheifigter Perfonen (Hypotbelargläubiger) kommen hier 
gar nicht in Frage, weil ihre Rechte durch die Feilbietung in keiner Weife berührt 
werben können (8. 443 ©. B.). Richtig Kirhftetter ©. 423, wohl auch 
Meiffeld, Jur. Bl. 1888 Nr. 33. Dffenbar hängt die oberftrichterliche Moti⸗ 
virung mit einem anderen Irrthum zufammen (nämlich mit der Anficht, daß die Yeil- 
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Angabe der Feilbietungsbebingniffe zurückgewieſen.) Nach ver ent- 
gegengefegten Auffaſſung muß ſchließlich der Richter im Exekutions⸗ 
verfahren über zwifchen ven Miteigenthümern ftreitige Seilbietungs- 
bedingniffe auf Grund einer Tagfahrt enticheiven, wodurch ver Schwer: 
punkt des Theilungsverfahrens verrüdt und dem Exekutionsrichter eine 
ihm nicht zukommende Aufgabe geftellt wird.“s Übrigens ift die ge- 
richtliche Feilbietung der gemeinfchaftlichen Sache (8. 843) — obwohl 
eine zwangsweiſe — boch feine exekutive im Sinne ver 88. 324 fig. 
Allg. ©. D., da fie nicht zu dem Zwecke erfolgt, um einem Pfand— 
gläubiger (88. 322 flg. A. ©. O.) im Wege des Zmangsverlaufs 
Befriedigung aus dem Kaufichilling zu verfchaffen,?7 daher denn auch 


bietung des 8. 843 eine erefutive im Sinne ber 88. 326 fig. Allg. ©. D. ſei. 
Darüber vgl. folg. Note 76 u. 77. 

76) Vergl. den von B. A. in Haimer!’d Magazin 12 B. ©. 188 flg. erzählten 
Rechtsfall, und die von demjelben S. 194 flg. gegen das oberfigerichtliche Urteil 
ausgeführten Gründe; mit Recht wird betont, daß durch diefe Praris die Sache ver- 
ſchleppt wird. ©. auch Kirhftettera. O. N. 2. Die Entf. Nr. 7689 Gl. U. W 
nimmt an, daß im Erelutiondverfahren bei Mangel ded Einverftändniffed der Theil- 
baber dad Gericht die Bedingniffe feftzuftellen habe, u. Erk. 8005 verweift wieder 
deren Feititellung event. an den Progeß-Richter. 

77) So richtig Nr. 5196. 6251. 7689. 8021. 9911. 10311 (Sprucrepert. 
119 Erf. v. 23. Dez. 1884) gegen Nr. 1640. 5673 Samml. Gl. U. W., dazu ®. 
Zeit. 1876, Rr. 90, wofelbft Geſuche um erefutive Feilbietung im Sinne der 88. 311. 
322.4. G. O. zurüdgemwiefen wurden, weil diefe nur zur zwangsweiſen Realifirung 
einer Geldforderung diene; ebenfo die Entſch. v. 10. Aug. 1880, 3. 9315 (Prav. 
1881 ©. 225), welche den auf Grund des Urtheild bewilligten erefutiven Ber 
kauf einer Realität aufhob, weil die Feilbietung nicht nach Vorſchrift des 31. Kapi- 
teld der ©. D., fondern des 6. Hauptſt. des k. Patente v. 9. Aug. 1854 hätte vor⸗ 
genommen werden follen. Irrig behauptet daher Limbed, Haimerl's Magazin 
10 8. ©. 323 flg., daß der Berfauf ein erefutiver im Sinne der 88. 322flg. 
A. G. O. fei und daß alle Folgen desfelben einträten. Dagegen auch den in R. 76 
citirten Auffag und die dafelbft angeführte oberfiger. Entfcheidung, Kirchſtetter 
a. a, O. Meiſſel s a. O. Wohl ift die Feilbietung eine erefutive, fofern fie auch 
gegen den Willen des Miteigenthümerd auf Grund des 8. 298 A. G. O. erfolgt; 
allein fie ift kein erefutiver Pfand verkauf im Sinne der 8. 322 flg. A. ©. D. und 
dürfen daher die demfelben eigenthümlichen Normen (indbef. $. 328. 2) auf 
diefen Verkauf nicht angewendet werden. Man ertväge, daß fonft die Miteigenthämer 
leicht zum Nachtheile der Hypothelargläubiger kolludiren koͤnnten und die befle Ge⸗ 
legenheit hätten, dad gemeinfchaftliche überfchuldete Gut in nicht überlaftetem Zuftand 
oder gar Taftenfrei zu erfteigern, eine um fo bedrohlichere Gefahr, ald hier den Hypo 
thefargläubigern das jus offerendi (8. 462) nicht zufteht. Auch die Erf. Rr. 1640. 
3016. 4190. 4248 Samml. Gl. U. W. berufen ſich auf das 31. Kapitel der A. 6.8. 
und [einen die Feilbietung ald eine exekutive im Sinne des 8.322 9. ©. O. 
anzufehen, o hne indeß die eben gedachten abſchreckenden Konfequenzen zu ziehen. 
— Die Feilbietung des 8. 843 ©. B. ift aber auch feine freiwillige (wie Anonymud 
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die 88. 323 fig. A. G. O. Feine unmittelbare, fondern nur (foweit bie 
Beſonderheit des 8. 843 G. B. nicht entgegenfteht) finngemäße An- 
wenbung geftatten. 73 Insbeſondere bürfen bie Beilbietungsbebingniffe 
nicht die im 8. 328 A. ©. D. vorgefchriebene, aus der eigentbüm- 
lien Natur des zwangsweiſen Pfand verkaufs fließende Norm ent- 
halten: „vaß der Meiftbieter vie auf dem Gute haftenden Schulden 
nur infoweit, als fih ver Meiftbot erftredt, zu übernehmen 
haben wirb”; im Gegentheil wird vorfichtsweife pie Beftimmung ein- 
zufchalten fein, daß das Gut — bei der zweiten Feilbietung (Gef. vom 
10. Juni 1887) zwar unter dem Anusrufspreife oder Schägungswerthe 
— veräußert werben würde, daß aber ver Käufer beffenungeachtet ge- 
mäß 8.443 ©. 3. alle in ven öffentl. Büchern eingetragenen Laften 
zu übernehmen habe.” — Schäßung der zu verfteigernden Sache ift 
zuläffig (Nr. 5841. 7422. 7800. Gl. U. W.), ja finngemäß angezeigt. 
Auch auf den gerichtlichen Verkauf finden die Grunbfäge über die Ge⸗ 
währleiftung Anwendung (8.1089 G. B.), nicht aber das Rechtsmittel 
ber Verlegung über vie Hälfte (8. 935 ©. B.).so — Die Koften der 


8. A. u. Kirhhftetter a. DO. meinen), fofern nicht etwa fämmtliche Miteigenthũmer 
nad) 8. 269 des ?. Pat. v. 9. Auguft 1854 darum anfuchen, vielmehr zugleich eine 
freiwillige und exekutive, relativ nämlich infofern eine eretutive, ald das Uriheil 
gegen die Widerfitebenden zwangsweiſe vollzogen wird (8. 286 G. D.). — Daß die 
Erekution auch gegen den Kläger flattfinde, ift bereitd oben bemerft. 

78) Eine analoge Anwendung ift infofern zuläflig, als die bezüglichen 88. 
niht Befonderheiten des erekutiven Pfandverkaufs (8. 328 A. G. D.) enthalten. 
So kann indbef. von der exekutiven (pfandrechtlichen) ISntabulation (als 1. Exekutions⸗ 
grad) nicht die Nede fein. S. Nr. 5199. 6869 Samml. Gl. U. W. (Unders die Praris.) 

79) Mit Recht haben dagegen neueſtens die in Note 77 cit. Erkenntniffe des 
D. G. H. inden Bedingniffen den Mangel hervorgehoben, daß den Tabulargläu- 
digen nicht ihr Pfandrecht ohne Rückſicht auf den Kaufpreid vorbehalten wurde. 
Borläufige Einvernehmung der Pfandgläudiger ift daher überflüffig. ©. Nr. 7689. 
Sammi. Bol. aud die Entfcheid. des D. G. H. v. 21. Nov, 1878 3. 12960 und 
v. 10. Aug. 1880 3. 9315 (Präv. 1879 ©. 712 u. 1881 ©. 222), welche unter Ber. 
weifung auf den 8. 277 des f. Bat. v. 9. Aug. 1854 die Feilbietungsbewilligung 
wegen jened Mangels aufhoben, fowie die Entſch. d. O. G. 9.8 in dem». 8. A. 
a. a. D. angeführten Rechtöfalle und Kirchftetter a. a. O. Die in dem citirten 
Rechtsfalle gewählte Formulirung des bezuglichen Abfages: „daß das Reale nicht 
unter dem Betrage hintanzugeben fei, der zur Dedung ſämmtlicher TZabulargläu- 
biger erforderlich fei“, ift m. E. ungenau, einerjeits, weil fi der Richter in die ziffer⸗ 
mäßige Beftimmung diefed unbeflimmten Betrages nicht einlaffen kann und darf, 
andererfeitö weil die Höhe des Kaufpreifes für die Tabulargläubiger überhaupt gleich 
gültig ift (8. 443 ©. B.). — Das Überbotverfahren findet nicht ftatt. 

80) Die Demertungen Erner’d, Hyp. S. 233 über den exekut. Pfend- 
verfauf, denen ich nicht beitreten kann, haben hier wohl feine Anwendung. 
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Schätzung und Feilbietung find von allen Miteigenthümern ver 
hältnigmäßig zu tragen (vgl. Nr. 7422. 8399. 9070 Samml. U. 
WB. Pf.); über die Prozeßkoſten ift nach den allgemeinen Grundſätzen 
zu entjcheiven. — Das Eigenthum geht mit dem gerichtlichen Zu⸗ 
ſchlag über. (Über viefe allerdings zweifelhafte Frage vgl. 8.17 0.2). 

Nach dem Gefete v. 7. Juni 1883 3.94 R. G. DI. kann unter 
gewiffen gejeglich normirten VBoransfegungen eine zwangsweife 
Theilung ober Regulirung der gemeinfchaftlichen Befit- und Be⸗ 
nutzungsrechte bei ſolchen Grundſtücken ftattfinden, bezüglich deren ent- 
weder a) zwifchen gewefenen Obrigfeiten und Gemeinten over ehemali- 
gen Unterthanen, fowie zwijchen Gemeinden gemeinjchaftliche Beſitz⸗ 
rechte beitehen, oder b) welche von allen ober von gewifien Mitgliedern 
einer Gemeinte, einer oder mehreren Gemeinbeabtheilungen, Nach⸗ 
barſchaften oder ähnlichen agrarifchen Gemeinschaften Klaſſen von 
Bauern, Beitifteten, Singulariften 2c.) gemeinjchaftlich benugt werben. 

8) Die weiteren ans ver Gemeinschaft entfpringenven obligatori- 
ſchen Wirkungen find nicht an dieſem Orte zu behanbeln.®! 


8. 10. Uberſicht der Eigentinmserwerbsarten.! 


Das A. B. G. B. Handelt vom Erwerb des Eigenthums vorzugs⸗ 
weiſe in drei Hauptſtücken (3. 4. 5. des II. Theiles) und zwar unter 
ven nachftehenven, ven boftrinellen Standpunkt desſelben genügend 
bezeichnenven Aufichriften: 





81) Bol. Arndts 8. 320, Windſcheid 8. 449. 

1) Die Eintheilung der Entwürfe ift nur zum Theil abweichend. Der Cod. 
Ther.IL (unterjheidet: Erwerbung 1) durch Ergreifung, cap. IV., 2) durch 
Zugang oder Zuwachs, cap. V., 3) durch willfürl. Übertragung und infonderheit 
durch Übergabe, cap. VL, endlich (nach Einfügung der Schenkung), 4) Übertragung 
aus Macht Rechtens, cap. VIII. Die „Übergabe” beſchränkt ſich aber bloß auf 
Mobilien, o. 6. IL. 7, 44—46; die Übertragung von un beweglichen 
Sachen erfolgt aus „Macht Rechtens“ durch „bücherlicde Einlage” derfelben, c. 8- 
DI. 4. 17—34, weil hier der „Übertragungswille gefeplich nicht für hinlängfid er- 
achtet wird“, vielmehr „das öffentliche Trauen u. Glauben“ es erfordert, daß 
bie E.⸗Veraͤnderung „offenfundig“ werde, daher zu dem Willen die bücherliche Einlage 
ber Beränderungdurfache hinzutreten müfje" (Rr. 3. 4. II. cap. 8). Unter der Anf- 
ſchrift: Übertragung aud Macht Rechtens wird überdies gchandelt: 2) von der Uber⸗ 
tragung durch rich terl ich en Spruch (Rr. 35—42) ; 3) vom Erwerb „fahrender 
Dinge mit gutem Glauben aus entgeltlicher Urſache“ (Rr. 43—70), worunter bei. 
die Fälle des 8. 367 B. ©. B. (Erwerb bei mangelndem Recht ded Auftors) ver⸗ 
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I. Bon ver Erwerbung des Eigentbums durch Zueignung 
(88. 380-403) .: 
II. Bon der Erwerbung des €. durch Zuwachs (88. 404—422). 
II. Bon der Erwerbung des E. durch Übergabe (88. 423—446). 
Außerdem normiren auch andere Hauptftüde, vorzüglich das 2. 
(Bom Eigenthumsrechte), das 15. 16. des II. Theiles, fowie das Letzte 
Hauptſtück des IIL Theiles (Erfigung) die eine und andere Erwerbsart. 
ad I. Das erftgebachte Hanptftüd reiht nachftehende Erwerbs- 
arten unter ven Geſichtspunkt ver „Zueignung“: 
1. ven Thierfang (88. 383 flg.); 
2. den Fund und zwar „freiftebender" Sachen (88. 385— 387), 
verlorener Sachen (88. 388— 394), verborgener Sachen 
(88. 395— 397) und des Schatzes (88. 398—401); 
3. die Erbeutung ($. 402). 
ad II. Diefes Hauptftüd behandelt unter ver Auffchrift: Zuwachs 
nachftehende Erwerbsarten: 


A. Natürlicher Zuwachs. 


1. Erwerb an Naturprobulten ($. 405). 

2. Erwerb an geworfenen Thierjungen ($. 405). 

3. Erwerb an Inſeln in jchiffbaren und nicht ſchiffbaren Flüſſen 
(88. 407. 408). 

4. Erwerb am verlafjenen Wafferbette (88. 409. A410). 

5. Erwerb am angefpülten Exrbreiche ($. 411). 

6. Erwerb am abgeriffenen Lande (88. 412. 413). 


ftanden worden; endlich folgt 4) der Erwerb dur Erſitzung. (Verjährung) cap. 9. 
dazu 8. II. Ar. 13. Weſentlich diefelbe Eintheilung finden wir im Entwurfe 
Sorten’ 3]. cap. 3: Ergreifung, c. 4: Zuwachs, Vereinbarung (Verbindung) u. neue 
Erzeugung, e. 5: durch willkürliche Übertragung zc. von Mobilien, c. 6: aus Madıt 
Reiten, c. 7. durch Verjährung. Wie gewöhnlich befchräntt fi Horten auf die 
fürzere Faffung de? Cod. Ther. — Anders ſchon der Entwurf Martini! Der 
Titel: Erwerbungsarten „aus Macht Rechtens“ iſt verſchwunden und die betreffenden 
Fälle find theild im allg. Theile: „Bom Eigenthumsrechte“ (fo die Fälle des $. 367 
G. B. = $.20 II. 3), eingefchoben theild in das 6. Hptfl.: Erwerbung dur 
Übergabe” eingereiht, fo der Erwerb von Immobilien dur PVerbücherung „Ein- 
verleibung” 6. II. 88. 15 flg. u. durch richterlichen Spruch 8. 26 eod.; von der Ver⸗ 
jährung wird !erft im vorletzten Hptftüd ded III. Theils gehandelt. Im Weſen 
wurde diefe Eintheilung auch im Urentivurf und im Allg. B. ©. 2. beibehalten. 
Randa, Eigenthum n. öfterr. Recht. 17 
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B. Künftlicher Zuwachs. 


7. Erwerb durch Verarbeitung, Vereinigung und Vermiſchung 
(88. 414—416), insbeſ. bei einem Baue (88. 417—419). 


C. Vermiſchter Zuwachs. 


8. Erwerb durch Säen und Pflanzen (88. 420 422). 
ad III. In dieſem Hauptſtück wird gehandelt vom Erwerb durch 
Übergabe und zwar: 

1. beweglicher Sachen: a) durch körperliche Übergabe (8. 426); 
b) Übergabe durch Zeichen (8. 427) und c) durch Erfärung 
(8. 428); 

2. unbeweglicher Sachen mittelft Einverleibung in bie 
öffentlichen Bücher, insbefonvdere auf Grund a) eines Ber: 
trages ($. 433 flg.), b) eines Urtheils u. a. gerichtlichen Ur- 
funden ($. 436), c) eines Vermächtniſſes ($. 437). 

Allein die eben gegebene Ertheilung und Einreihung ber Erwerbs: 
arten des Eigenthums ift einerjeits unvollftänbig,, andererſeits logiſch 
unbaltbar. Sie ift unvollftänbig, da fie eine große Zahl von Erwerbs: 
arten nicht begreift, als insbeſondere ven Erwerb durch Erfikung, 
bücherliche Verfchweigung, Exrpropriation, Fruchterwerb von Seite 
bes reblichen Befigers u. |. f. Sie ift auch im Einzelnen logifch un- 
richtig: fo 3.3. fpricht das Gefek vom Infelerwerbe ($. 407) im 
Hauptftücde vom Zuwachs, obgleich Inſeln in nicht fchiffbaren Flüſſen 
von ben Ufereigenthümern durch Occupation erworben werben, Infeln 
in fhiffbaren Slüffen Hingegen von Rechtswegen dem Staate zufallen. 
Bom Fund ($. 392) und Schagerwerb (8. 398) Handelt das Gefeg im 
Hanptftüc von der Occupation, während in beiden Fällen von dieſer 
Erwerbsart nicht die Rebe fein kann. 

Bom Standpunkte ber ſyſtematiſchen Darftellung erſcheint ed 
daher geboten, bie Legaleintheilung fallen zu laſſen und eine richtigere 
Anordnung des Stoffes zu treffen. Hierin werben wir durch bie Er- 
wägung beftärft, daß ber Grunbfat des 8. 380 G. B.: „Ohne Titel 
und ohne rechtliche Erwerbsart Tann Fein Eigenthum erlangt werben‘ 
(vgl. 88. 381. 423—425), — vom theoretifchen Standpunkte bejehen 
unrichtig und in praftifcher Beziehung bedeutungslos ift. Belanntlich 
hat das Gefegbuch mit dieſem Satze, ver bis anf bie Gloſſatoren hin- 
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anfreicht, der gemeinrechtlichen Theorie des vorigen Jahrhunderts 
Ausorud gegeben, daß ber Erwerb aller, bezieh. wenigftens ber ding⸗ 
lichen Rechte von dem Dafein zweier Erforderniſſe abhängt, nämlich 
1) eines ſog. Tit el s (titulus acquirendi), d. i. der rechtlichen Mög- 
fichleit, ein Recht zu erwerben, und 2) einer fog. Erwerbsart 
(modus acquirendi), d. ti. eines Altes, welcher jene Möglichkeit 
realifirt.* Man hatte hierbei urfprünglich hauptfächlich ven Umftand 
vor Augen, daß dem Erwerbsalte binglicher Rechte zumeiſt ein obli⸗ 
gatoriiher Anfpruch (Titel, Rechtsgrund) vorauszugehen pflegt, 
insbefonbere der Tradition ein Kauf, Tauſch oder ein ähnliches Ver- 
änßerungsgefchäft.2 Allein man überjah hierbei, daß dies zunächft nur 
bei den fog. abgeleiteten, nicht bei ben originären Erwerbsarten 
bes Eigenthums zutrifft, ſodann verkannte man, daß auch im jenen 
Sälfen des Eigenthumserwerbes, wo fich der vorausgehende Anfpruch 
(Titel, z. B. Kauf) und der Erwerbsakt (Tradition) unterjcheiben Laffen, 
bie fog. Erwerbsart (insbef. die Tradition) den Eigenthumsüber⸗ 
gang bewirkt, und zwar in ber Regel auch dann, wenn ein gültiger 
Zitel völlig mangelt.? Iſt dem aber fo, dann ift der fog. Titel kein 
allgemeines Erforberniß, am wenigſten ein wefentlicher Beſtandtheil im 
Komplex der Erwerbstbatfachen! Dazu kommt, daß es bei ven ur- 
ſprünglichen Exrwerbsarten des Eigenthums ganz unmöglich ift, 
Titel und Erwerbsart in ähnlicher Weife zu ſcheiden, wie beim beri- 
vativen Erwerbe. Worin follte beifpielsweife bei ver Decupation, beim 
Zuwachs, beim Schagerwerb, beim unbe, bei ver Erſitzung ı. |. w. 
ver ſog. Titel beftehen? Denn, daß bier weder bie fog. „angeborne 
Freiheit“ ($. 381), noch das „Geſetz“ ($. 449), welche als „Zitel” an» 
geführt zu werben pflegen, als realer und unmittelbarer „Zitel* (Rechts⸗ 
grund) des konkreten binglichen Rechtserwerbes angeſehen werben kön⸗ 


1a Das Geſet hat diefe Theorie angenommen und feheinbar durchgeführt in 
Anfehung des Eigenthums (88. 380. 424), des Pfandrechtes (8.449), der Serpituten 
88. 480. 481), des Erbrechts (8. 553), nicht aber auch — wie Unger ©. 11 mit 
Bezug auf 8. 427 ©. B. meint — in Anfehung der Obligationen (der Ceſſton 
8.1395). Der 8. 427 läßt eine andere Auslegung zu. Bol. 8.120. 8. Frankl, 
Formerf. d. Schenkung ©. 117 fig, Schiffner 8. 115, R. 9. 

2) Bal. Unger IL ©. Yfig., Hofmann, Lehre vom titulus und modus 
acquirendi. 1873, 

3) Den beiten Beweis liefert für das öfterr. R. der 8. 1431 flg. G. B.; vgl. 
8.11 d.8., Unger 6.12 R. 39, Hofmann ©. 11. Über die abweichende An- 
fht Strohal's, und die Modifikation bei Immobilien vol. 8. 11 R. 56aflg. 
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nen, liegt auf ver Hand.* Die „angeborne Freiheit“ ift eine inhalts- 
leere Phraſe; das „Gefeg" aber ift wohl die Quelle des objeltiven 
Rechts — allein bie fubjeltiven, konkreten Privatrechte entipringen 
nicht unmittelbar aus dem Gefege, fondern aus Thatfachen, mit 
benen das Gefet bie bezügliche Rechtswirkung verbinvet.5 Wollte man 
das Gefet (die Gewohnheit) als die entferntere Grundlage aller Brivat- 
rechte und in biefem Sinne als „Zitel“ Hinftellen, fo müßte man dab⸗ 
jelbe Tonfequenter Weife bei allen Erwerbsarten — und nicht bloß 
als Nothbehelf nur in einzelnen Fällen — als „Zitel" anführen, was 
übrigens ebenfo irreführend als überflüffig wäre.® 


4) Noch unzuläffiger ift ed, wenn aus dem Kompler der Erwerböthatjachen ein- 
zeine willfürlich herausgeriffen und als „Titel“ bezeichnet werben, wie etwa bei der 
Dccupation die Herrenlofigkeit. 

5) So z. B. ſetzt auch das fog. gefepliche Erbrecht ein Zufammentreffen von 
Thatumftänden voraus, welche erft in ihrer Gefammtheit die Erwerbung begründen 
(Tod ded Erblaſſers, Überleben des Erben, ein gewiſſes Familienverhältniß Beiden). 
Rur bei den Privilegien Tann der Erwerb des konkreten Privatrechtes unmittelbar 
aus dem Spezialgefebe fließen. 

6) Nachdem fhon Thibaut, Shömann, Hugo u. A. um die Wende dieſes 
Jahrhunderts die Haltiofigkeit und Verkehrtheit der Theorie vom Titulus ımd Rodus 
nachgewieſen hatten, hat diefelbe h. 3. T. gemeintechtlich keine Anhänger mehr; fie 
wird hoͤchſtens erwähnt, nm fie als veralteten Irrthum zu bezeichnen. Vergl. z. 2. 
Vangerow 8.305, Windfheid 8. 165. ine eingehende Geſchichte der Ent- 
wicklung diefer Theorie giebt Fr. Hofmann a. a. O. S. 3fig. H. gelangt S. 22 
zu dem Ergebniffe, daß diefe Lehre (deren Anflänge fich ſchon bei Azo finden) nicht 
(?) über das 16, Jahrhundert zurüdtreicht, und nennt Joh. Apel (14861536) „im 
gewiffen Sinne“ ald Urheber derſelben. Als Urfachen derfelben bezeichnet er ben 
binglichen Übertragungsvertrag des deutſchen R., das kanoniſche Recht (jus 
ad rem) ; die fcholaftifche Bildung und das Mißverſtaͤndniß der röm, Traditions⸗ 
lehre. Den Hquptantheil dürfte doch wohl die mißverftandene röm. Lehte von der 
justa c. trad. gehabt haben. Bal. Czyhlarz, Grünhut’d Zeitfhr. I 6. 432). 
— Für dad öfterr R. vertreten die richtige Anficht bef. Unger a. D., Stubentauch 
1. ©. 500, Kirchſtetter S. 172, Hofmann ©, 34flg., Schiffner $. 115. — Für 
das preuß. R. hat indeß die Unterfcheidung zwiſchen Titel und Erwerbsart auch 
heute noch eine praktifche Bedeutung. Im Anſchluß an die ältere Doftrin, welche 
wieder an dad jus ad rem des kanonifchen Rechtes anknüpft, wird nämlich der per⸗ 
fönliche Anfpruch, welcher in feiner Realifirung zum binglichen Rechte führen kann, 
gleihfam ald Vorſtufe zum dinglichen Rechte, insbeſondere ald Mittel und Uber⸗ 
gang zum Erwerbe des Eigenthums behandelt, ja gerade „als Recht zur Sad“ 
bezeichnet (8. 124 cfr. $. 133, 134, J. 2.) und daran die wichtige Folge geknüpft, 
daß die Kenntniß des perfönlihen Anſpruchs Dritter auf eine beftimmte Sache den 
guten Glauben, bez. nach Umftänden auch den Erwerb des dinglichen Rechtes auf 
Seite des fpäteren Kontrahenten ausſchließt und diefen zur Leiſtung der Sache an 
den erften Kontrahenten verpflichtet. (8. 25. I. 10,8. 5.1.19. Bergl. Förfter 
8.23.©. 117 flg., Dernburg 8. 37 a. €. Anders nad 98.4. 7. G. ©. v. 1872). 
— Dem franz, Recht if die Theorie vom Titel und Modus fremd, wiewobl fie 
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Die Sache iſt vielmehr hier wie überall im Privatrechte die, daß 
der Erwerb des Eigenthums durch das poſitive Recht an gewiſſe That⸗ 
ſachen geknüpft ift; dieſe find aber im Einzelnen ſehr verſchieden und 
laffen fich durchaus nicht in die obgenannten Kategorien: Titel und 
Erwerbsart zerlegen. Die VBerjchienenheit jener Thatfachen begründet 
bie Berfchievenheit der Erwerbungsarten (Erwerbsgründe) des 
Eigenthums überhaupt. ? 

Was die ſyſtematiſche Anordnung der Erwerbsarten betrifft, 
fo weichen bie Lehrbücher des römischen Nechte und ver neueren 
Kobifilationen ebenfo erheblich von einander ab, al8 vie Letzteren felbft. 
Die nennenswertheften Eintheilungen der Erwerbsarten find: bie in 
derivative (abgeleitete) und originäre (nrfprüngliche), je nachdem 
das Recht vom Bormann (objeftiv) abgeleitet oder unabhängig vom 
Rechte desjelben begründet wirb®; in nothwendige und willfür- 


Zahariä 8. 178 Kineintragen möchte. — Das fähf. ©. 2. erwähnt fie nidt 
mehr. Uber die Bedeutung des jus ad rem vgl. überhaupt Ziebarth, Die Real- 
erefution 2. ©. 192 fig. 

7) Im Gegenfag zur älteren Terminologie nennt man z. X. häufig den Erwer⸗ 
bungsgrund (Entflehungdgrund) ded fontreten Rechtes: „Zitel”, bedient ſich aber 
desielben Ausdrudd auch zur Bezeichnung des Anſpruchs auf Beftellung eines 
dinglichen Rechtes. Bal. dazu Unger$. 72 N. 41. 

8) Uber die römifchrechtlichen Eintheilungen, insbeſ. in die civilen und natu- 
ralen Erwerbsarten vgl. bei. Böding 8. 141, Pagenfleher V. ©. 2flg. — 
Das preuß. Landrecht gg. 5. 6. I. 9 unterfcheidet: mittelbare und unmittel» 
bare Erwerbdarten, je nachdem fich der Eigenthumswechſel in Folge eined Wil lens⸗ 
entfhluffes des bisherigen Eigenthümers vollzieht oder nicht. Zu den erfteren zählt 
es namentlich die Tradition und den Ieptwilligen Erwerb, zu den letzteren die Er⸗ 
figung, gütergemeinfchaftliche Ehe, Inteftaterbfolge, Aneignung herrenlofer oder 
neuentflandener Sachen. Bol. Dernburg 8. 126. Ahnlich ift der Grundgedanke 
der öferr. Entwürfe, (Martini und Urentwurf), welche die Zueignung und den 
Zuwachs zu den unmittelbaren, die Übergabe (einfchliehlich des Richterſpruchs, 
der leptwilligen Erbfolge u. des fog. gefeplichen Etwerbes) zu den mittelbaren 
Erwerbdarten zählen. Zwar fuchen die Entwürfe ben Eintheilungdgrund darin, 
baß bei der Zueigung herrenlofe Sache, dagegen bei der Übergabe Sachen, die bereits 
Jemandem gehören, erworben werden follen. (Bol. 88. 102flg. II. 4. Urentw., 
dazu noch 88. 423.424 A. B. G. B.). Dabei wird aber betont, daß in jenem Falle 
der Wille des Erwerberd, in diefem der übereinftimmende Wille des bisherigen 
u. neuen Eigenthümers für den Erwerb maßgebend fei: „was der Eigenthümer über- 
lafien will oder muß.” (8. 104 IL. 4). Der Zuwachs“ läuft nebenbei mit. Vgl 
nod) Rote 14a. — Schr mangelhaft ift die Aufzählung der Erwerböarten im Art. 
111.712. Code civ. (Erbfhaft, Schenkung, Teflament, Vertrag, Zuwachs, Ber- 
jährung); ebenfo ungenügend unterſcheidet Zahariä $. 199: Erwerbung durch den 
Willen deö bisherigen Eigmthümerd und durch das Geſetz. — Nichts beffer iſt die 
Aufzählung einiger Erwerböarten im Art. 710 des ital. ©. B. — Das fährt. 
6.8. (88. 227—287) zählt ald Erwerböarten auf: a) bei beweglichen Sachen: die 


262 Überficht der Eigenthumserwerböarten. 8. 10, 


licheꝰ; in Erwerbsarten, die burch ven Befi vermittelt werben ober 
ohne Befitergreifung ſtattfinden 10; in unmittelbare und mittelbare. !' 
Nenerlich unterfcheivet Windſcheid (8. 170. 2): Erwerb an Sachen, 
bie bereits im Eigenthum find, und folchen, die e8 noch nicht oder nicht 
mehr find — und hebt ven Erwerb durch Verbindung und Verfertigung 
als qualifizirte Erwerbsarten hervor,1?2 während Mande (Brin; 
8.53, Seuffert $. 125) die einzelnen Erwerbsgründe ohne weitere 
Unterfcheivung oder Unterorpnung aufzählen, Anbere wieber mit Nüd- 
fiht auf das Imftitut der öffentlichen Bücher die Erwerbsarten an 
Mobilien und Immobilien unterfcheiven.1? Die meiften ver 


Zueignung, Fruchterwerbung, Umarbeitung, Verbindung, Übergabe, Richterfprud), 
Erbgang, Erfibung; b) bei unbeweglichen Sachen: den Eintrag ind Grundbuch, den 
Zuwachs und die Verbindung. (Diefe Aufzählung ift unvollftänbig, fo z. B. bedari 
der Erbe gewiß nicht der Eintragnng ; der Erpropriation ift nicht gedacht, u. f. f.). 
— Dad zürich. ©. B. 88. 532 flg. unterfcheidet (nicht erfchöpfenn) bei Immobilien: 
Erwerb durch kanzleiiſche Fertigung, Erfibung, Anfpülung, Verbindung, Landanlagen, 
bei Mobilien durch Zueignung, Fruchterzeugung, Umbildung, Bermifhung (Berbin- 
dung), Erfigung, Übergabe. — Der deutfche Entw. 88. 868 flg. bei Immobilien: 
Nehtögefhäft, Zueignung, Aufgebot; bei Mobilien: Rechtsgeſchaͤft, Erfikung, Ber: 
bindung, Vermiſchung, Berarbeitung, Erzeugniffe, Zueignung, Fund. 

9) So Böcking $. 141.R.15. Die willtürlichen zerfallen nah B. in ein 
feitige, gegenfeitige und foldhe, welche weder ein« noch gegenfeitig find. Mit Recht 
bemerkt Förfter 8. 172, daß neben dem nothiwendigen und willtürlichen Erwerb 
auch der zufällige zu nennen wäre; auch ift ber Fruchterwerb nicht immer nothwen⸗ 
diger, die Adjudikation nicht willfürlicher Erwerb. 

10) Bangeromw $. 307, au Keller 8. 124, jedoch uur aus Zwedmäßig- 
feitögründen, obwohl er die Eintheilung in originäre und derivatine für die „taug- 
Tihfte" Hält. Diefe Eintheilung greift willkürlich gerade nur eine Erwerbsthatſache 
als die angeblich maßgebende, reguläre hervor und verfümmert dadurch — der rich⸗ 
tigen Einfiht zum Nachtheil — die Bedeutung der übrigen; vollends nach heutigem 
Nechte hätte der bücherlihe Eintrag (Auffaffung) viel mehr Anfpruch auf eine ſolche 
ausnahmsweiſe Berüdfichtigung als der Befib: dagegen auch Pagenſtecher U. 
©. 3, Förftera. D. und neueft. Schiffner 8. 115. 

11) Bol. Dernburg 88. 226. 228 flg. und oben Rote 8. 

12) Die Eintheilung ift richtig, aber zu allgemein, um praftifch verwerthbar zu 
fein. Die Betonung der „bloß formalen Natur” der „Verfertigung und Berbindung‘, 
weil dieſelben nicht zum Behalten des Vermögenswerthes berechtigen (Windfheid 
a. D.) hat m. E. mit der Klaffifitation der Erwerbsarten ebenfowenig zu thun, ale 
die causa ded Erwerbs. Pol. Förftera. a. D. — Diefer felbft unterſcheidet: Emerb 
an neu entflandenen Sachen, an berrenlofen und verlaffenen Sachen, und an 
fremden Sachen; die lehztere Kategorie umfaßt dann aber Doch zu verſchiedenartigt 
Erwerböarten, um fie in Eine Kategorie zu preffen. . 

13) So von neueren Kodififationen befonderd dad ſächſ. und zürich. ©. B. 
(. R. 8.) u. der bayer. u. deutſch. Entw. IH. $. 93, bez. 8. 868 fig. u. Stobbe 
88. 91 flg., welche bei Immobilien Erwerb an berrenlofen Sachen, durch ‚dom Billen 
des bish. Eigenthümers unabhängige Thatfachen und durch Vertrag (indbef. Auf 
laffung) unterfcheiden. Indeß beim urfprünglichen €. Erwerb ift die Unterſcheidung 
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bisher angeführten Klaffifitationen leiden an mehr oder weniger weient- 
lichen Gebrechen. 

Die Einficht in das rechtliche Weſen der Exrwerbsarten wird m. 
€. noch am beften gefördert burch die Gliederung berfelben in ur- 
fprüngliche und abgeleitete; allerdings erjcheint nach dfterr. Recht 
beim berivaten Erwerbe auch die Scheibung zwifchen Mobilien und 
Immobilien als unerläßlih. Der Werth ber Eintheilung wird auch 
dadurch nicht beeinträchtigt, daß biefelbe aus Zweckmäßigkeitsgründen 
— insbefondere des Zufammenhangs wegen — im Einzelnen mancher- 
lei Mobifitationen unterworfen wird. Mit Rückſicht auf bie praktifche 
Bedeutung der Fälle beginnen wir mit den berivativen Eigenthums- 
Erwerbsarten; zumal die Darftellung einzelner originärer Erwerbs⸗ 
arten (beſonders die bücherliche Verſchweigung) die vorgängige Dar- 
ftellung des Grundbuchsinſtitutes zur Borausfegung hat. Hiernach 
behandeln wir vie Erwerbsarten in folgender Orbnung: 


A. Derivative Erwerbsarten: 
1. bei beweglichen Sachen: 
a) Übergabe (88. 426 flg.). 
b) Abjonderung der Früchte. !5 


zwifchen Mobilien und Immobilien gegenſtandslos; auch beim derivativen Erwerb 
findet fi viel Bemeinfchaftliches (Succeffion überhaupt, indbejondere durch Erbgang). 

14) So ift der Eigentbumderwerb in den Fällen der 88. 367. 371 und a. dem 
Schein nad derivativ, — in Wahrheit aber originär; indeß empfiehlt fich die Be⸗ 
handlung derfelben im Anſchluſſe an die Tradition. 

14a) Es bedarf faum der Bemerkung, wie unhaltbar die Fiction der Entwürfe 
ift: daß jeder nicht durch Zueignung und Zuwachs erfolgende Erwerb „ein mittel» 
barer und abgeleiteter Erwerb fei, weil es“ felbft in den Fällen des Erwerbes 
durch Geſetz und richterlichen Spruch „doc im Grunde nur aufden beiderfeitigen 
Willen des alten und neuen Eigenthümerd ankomme“, indem das Geſetz „ſchon der 
allgemeine Wille ift. (Bol. den Entw. Martini’3 IL 88. 102—104, I. 6. 88. 
1—4). Segen diefe Fiction hatten fich bereits die jurift. Kacultäten Wien u. Prag, 
fowie das inneröfl. App. G. erflärt Ofner L ©. 277). (Richtiger fpricht hier der 
Cod. Ther. und der Entw. Horten vom Erwerb „aus Macht Rechtens“). Indeß 
auch Zeil ler's Referat identificirt noch die „urfprüngliche (unmittelbare) und die 
ableitende (mittelbare) Erwerbung” ; allerdings bemerkt er: „Der Entwurf führe alle 
mittelb. Grwerbötitel auf den Willen des Eig. zurüd. In einem Rechtsſyſtem ließe 
ſich diefe einfache Darftellungsart vertheidigen (2); aber im &. 2. fei fie zu abftraft. 
... Faßlicher fei ſchon die Vorftellung, daß eine Sache übertragen werde entw. von 
d. Eigenthümer oder von dem Machthaber im Staate* (so. Gefehgeber, Richter). 
Darnach wurden im 8. 424 als vier mittelb. €. Titel angeführt: Vertrag, letzter 
Wille, Gefep, richterl. Ausſpruch. Bgl. Ofner, Prot. J. ©. 255. 276 flg. 

15) Brinz L ©. 546 (2. U.) beftreitet, daß in der Fruchtabfonderung Erwerb 
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c) der gerichtliche Iufchlag. 
d) Univerfalfucceffion.*$ 
2. Bei Immobilien: 
a) die Eintragung im bie öffentl. Bücher (88. 433 flg.). 
bez. bie Übergabe. 
b) der gerichtliche Zufchlag. 
c) die Univerfalfucceffion. 16 


B. Urſprüngliche Erwerbsarten. 

1. Zueignung: 

a) Thierfang (88. 381 flg.). 

b) Inſelerwerb (88. 407. 408). 

c) Erbeutung (8. 402). 

d) Gewinnung vorbehaltener Mineralien (8. 123 Berggei.). 

e) Deenpation berelinguirter Sachen ($. 386). 
. Schakfund ($. 398). 
. Abfonderung von Früchten und Thierjungen (88. 330. 405). 1 
. Verarbeitung u. Verbindung bewegl. Sachen (8$.414—416). 
. Zuwachs (Verbindung) und zwar: 

a) Anſpülung ($. 410). 

b) Bauführung (88. 417— 419). 

c) Säen und Pflanzen (88. 420. 421). 

d) Ausbefferung durch Verbintung (8. 416).17 


aa we m 


bed E. liege; er fieht in berfelben nur Theilung der Sache und folgerichtig in dem 
Fruchterwerb des Fruchtnießerd keinen originären Erwerb. Allein die Frucht if in 
der Regel eine von der frudhttragenden begrifflich verfchiedene Sache und daher ber 
Bergleich mit dem Zerſchneiden eined Bogend Papier ober eines Broblaibs unzuläffig. 
Dagegen vgl. auch L. 12. 8. 5. D. de usufr. 7. 1. verb. in pendenti, dazu 
Czyhlarz, Grünhut's Ztſchr. 6. ©. 625. 

16) Der Erwerb durch Univerfalfucceifion ift allerdingd dem Erbrecht vorzu⸗ 
behalten, da hier der Erwerb der einzelnen Sachen durch den Erwerb eined ganzen 
Vermoͤgens vermittelt wird; allein er wird hier hervorgehoben, um von vornherein 
der in der Prarid üblichen Auffaffung zu fteuern, als ob der Erwerb ber Immobilien 
auch in diefen Fällen durch den Bucheintrag bedingt wäre. Bol. Strohal, Eiger 
thum an Immobilien. S. 94 fig. 

17) In Wirklichkeit Tiegt zwar, wie von Neueren richtig bemerkt wird, in den 
sub 3. 5. lit. a—d und 3.9. it. b angeführten Fällen fein Reu erwerb, fondern nur 
eine Anderung des Umfangs oder der wirthfchaftlichen Befchaffenheit des Grund ⸗ 
ſtückes vor (v. Schey, Gruͤnhut's Ztfchr. 8, ©. 146); allein mit Rüdficht auf den 
damit Häufig aufammenhängenden Eigenthumsverluſt Dritter erfcheint die Beibehal- 
tung dieſer „Erwerböfategorie” aus didaktiſchen Gründen wohl gerechtfertigt. 
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. &rpropriation (8. 365).17 
. Erfigung (Usucapio) ($$. 1460—1466).19 
. Bücherliche Verjährung ($. 64 ©. ©.). 
. Berfchweigung: 
a) Bund verlorener Sachen ($. 388 fig.). 
b) Abgerifienes Land (avulsio) ($. 412). 
c) Nicht vorbehaltene Mineralien ($. 124 Berggeſ.). 
10. Inſelerwerb in fchiffbaren Flüffen ($. 407). 


DD 00 = 


A. Derivative Erwerbsarten. 
1. Beibewegliden Saden. 


8. 11. 


a) Die Übergabe.! 
Begriff und Boransfegungen ver Übergabe. — Zur Über- 
tragung bes Eigenthums an Mobilien unter Lebenden? ift die über- 


17a) Uuguläffiger Weife führt Ofner, Sachent. 8. 28 neben den origi⸗ 
nären u. berivativen Erwerbearten als coorbinirte E. Art: den fog. Erwerb „aus 
Macht Rechtens“ (Cod. Ther.: Erfigung, Verſchweigung, Enteignung 2.) an; denn 
diefe Fälle bilden doch nur eine Spezies des orig. Erwerbes. 

18) Zwar behauptet Brinz I. ©. 561flg., daß die Ufucapion eine derivatine 
Erwerbungsart, Succeffion ift, weil dad Eigenthum „fo wie ed war" — alfo das alte 
€. erworben werde. Ähnlich Hölder, P.8.36, Schey S. 160: „Übertragung dee E. 
— belaftet mit allen Servituten“ zc. Allein beruht das Weſen des originären Erwerb 
in der Unabhängigkeit von dem Rechte des Auktors, dann ift die Ufucapion gewiß 
urfprünglicher Erwerb. Daß der „wirkliche Auktor“ der wahre Eigenthümer ift 
(v. Schey a. O.), tft nicht richtig ; jedenfalls Teitet der Ufucaptent fein Recht auch 
von ihm nicht ab. Daß die jura in re fortdauern, erklärt fich aus der Unmittel- 
barkeit des dinglichen Rechts an der Sache; dauern fie doch au fort, wenn der 
Eigenthümer bie Sache derelinquirt und ein Dritter dieſelbe occupirt. Died Eigenthum 
tft neues E. Daher ift auch die Perfon des Bormannd bei der Ufucapion gleich⸗ 
gültig. Bol. auch Czyhlarz a. D. 6.627. Die Eintheilung v. Schey's ©. 159 
lehnt fi) an jene der 88. 314 (315. 433) A. B. ©. B.’3, welche gewiß nicht gerecht« 
fertigt iſt. S. N. 8S u. Schiffner 8. 114. 

1) Gruchot, Beiträge 2.8.3. S. 402flg., Scheuerl, Beiträge zur B. d. 
Rom. R. (1853) 1. Rr.8. S. 190flg., Leift, Mancipation u. Tradition (1865), 
Erner, Die Lehre vom Rechtserwerb durch Tradition nach öfterr. u. gemeinem Recht 
(1867), Goldſchmidt, Handelst. L 8. 79, Frankl, ©. 33 flg. — Zu bemerten 
if, daß das A. B. G. B. unter der „Übergabe* im weiteren Sinne (88. 425 flg.) nicht 
bloß die Tradition, fondern auch den bücherlihen Eintrag verftcht. Im engeren 
Sinne entfpricht die „Übergabe” der röm. Tradition. $. 426 flg. 

2} Die Übertragung auf den Todesfall ift im Erbrecht zu behandeln. Bergl. 
noch 8. 16.8. B. u. Randa, Erwerb der Erbſchaft. 
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einftimmende Willenserklärung des Veräußerers und Empfängers, 
Eigenthum zu geben und zu nehmen, an fich nicht hinreichend. Hierzu 
ift außer der Willenseinigung in der Regel auch noch bie Übergabe 
(Tradition) ver Sache erforberlich. Der Übereignungsiille muß ſich 
alfo in ver Befigüberlaffung, in ver thatfächlichen Übertragung ber 
Sache auf den Erwerber äußern ($. 425).° Auch das 4.2.6.2. 
bat fomit gleich vem preuf. Landrechte (10. I. 88. 1. 2.) den Grund⸗ 
fat des röm. Rechtes: Traditionibus (et usucapionibus) dominia 
rerum non nudis pactis transferuntur (c. 20. C. de pact. 2. 3. 
cfr. Gajus II. 65. 66) angenommen,* während der franzöfifche 


3) So nah röm. R. nachdem die civilen Erwerbsarten: die Mancipatio und 
In iure cessio weggefallen waren. Dazu Böding 88. 143. 153, 

4) So auch das fähf. G. B. 8. 253, das zürich. ©. 2.8. 646, dad bapyer. 
ER. (fe Roth S. 136, der bayer. u. deutfche EntwurfIIL.a. 93, bez. $. 874. 
— Dagegen erfolgt der Eigenthumsübergang — entfprechend dem Grundgedanten (? 
des germanifhen Rechtes (Sohm, Eheſchl. 76 flg.) — nad franz. u. eng: 
liſch em (auch nordamerif.) Rechte ſchon mit der formlofen Konfenderflärung. Bel. 
art. 711. 1138 Code civ., Gundermann, Engl. Privatrecht I. (1864) ©. 71 fig, 
Goldſchmidt, Zeitfähr. f. Handelör. VIIL ©. 294flg. u. H.R. 8. 79, 9.7, 
Stobbe, 8.148, R.4 Kohler, Annalen d. bad. Ber. 30. ©. 252 flg. ; lepterer 
macht Ar. V. Sch. 23. ©. 20 flg. aufmerkfam, daß auch das indifche R. die dort be 
fannte Kontroverfe in diefem Sinn entſcheidet. (Allerdings ift dem englifchen Rechte 
überhaupt der ſcharfe Gegenfag zwifchen dinglichen u. obligatorifchen Rechten fremd.) 
— Die Römer faffen die Tradition als felbfiverfländliche Form des Eigenthume⸗ 
überganges auf und führen diefelbe auf die naturalis ratio zurüd (L. 9. 8.3. D. 
de A. R. D. 41.1, 8. 40. J. de R. D. 2. 1), — eine Auffaffung, welche auch von 
der älteren gemeinrechtlichen Doktrin unbeſehen hingenommen wird. Dagegen er⸗ 
blidte die Schule der Naturrechtslehrer in der Tradition eine rein zufällige, dem tom. 
Rechte eigenthümliche Übertragungsform des Eigenthums, welche vernunftgemäß aus 
dem Naturrechte verbannt werden müffe. Auch ältere u. neuere franz. Juriſten theilen 
diefe Anfchauung, wobei fie jedoch an die „Fiktion“ der Tradition (zunächſt beim 
const. poss.) anfnüpften. (Traditio contraetu ficta, dgl. bef. Kohler's treffende 
Ausführung ©. 236). Dagegen kehrte die hiſtoriſche Schule wieder zur älteren 
quellenmäßigen Auffaffung zurüd u. findet in der Tradition eine ebenfo verſtaͤndige 
als ſachgemaͤße Übertragungdform. Allerdings gehen mande Neuere (Puchta, 
Bremer) infofern zu weit, ald fie die Tradition ald ein „maturalee Prinzip" dei 
Güterverfehrd anfehen, von welchem die pofitive Geſetzgebung nicht ſtark abweichen 
tönne und dürfe. (Bol. darüber überhaupt Leiſt, Mancip. 85. 40. 45. 46). Allein 
Rechtsgeſchichte und vergleichende Jurisprudenz lehren uns, daß der Gůterverleht 
nicht immer und überall die Tradition als nothwendige übereignungöform poftulirt. 
(©. def. Kohlera. D.) Den beften Beweis hiefür Tiefert der Umftand, daß bit 
Tradition in Anfehung der Immmobilien durch das — der Sicherheit des Berkehri 
u. dem Realkredit weitaus entfprechendere — Inſtitut der Auflaffung, bezieh. des 
Eintragd in die öffentlichen Bücher verdrängt wurbe und felbft in Anfehung bet 
Mobilien in einem großen Verkehrsgebiete (dem des franz.-englifhen Rechts) ohne 
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Code civil (Art. 711. 1138. 1583) und die ihm nachgebilveten Ge⸗ 
ſetzbücher (insbeſ. das ital. &. B. Art. 710) fowie das engliſch— 
ameritanifche Recht — vielleicht im Anfchluß an den Grundgedanken 
bes germanifchen Rechts (Übertragung durch Sale bei allmählicher 
Abſchwächung der Gewere*) — den entgegengefekten Grundſatz feft- 
balten, daß nämlich fchon die bloße Willensübereinftimmung ber Bar- 
teten zur Übertragung bes Eigenthums genügt. Die Redaktoren, 
Zeiller voran, erbliden in ber Tradition — allerbings in über- 
fhwänglicher Weife — eine Bürgfchaft für die Sicherheit des Ver⸗ 
kehrs: „Solle.... . ein Recht als ein vingliches . . . Recht gelten, fo 
müffe e8 zur Sicherheit des Verkehrs ein deutliches Merkmal geben, 
woran Alle das einem Dritten ausfchließend zuſtehende Recht erkennen 
können. Ein folches einlenchtendes Merkmal fei der Beftt, ſei es nun 
ein körperlicher Beſitz, durch aufgedrückte Zeichen ober durch Ein- 
tragung in die . . . Öffentlichen Bücher. Irgend ein Beſitz dieſer Art 


figtlichen Racıtheil dem Grundſatze der formlofen Übertragung Plap gemacht hat. 
Gewiß ift die Tradition eine civilrechtliche Form der Eigenthumsübertragung, fo gut 
als die Mancipatio und In jure cessio, die Auflafiung und der Bucheintrag. 
Allein die Traditiondform ift feine zufällige oder „tendenziöfe*, fondern eine fehr 
naheliegende und dem praftifchen Bebürfnifie ded nicht komplizirten römifchen Ber- 
kehrsweſens wohl entfprechende. Die Befigübertragung ift in der That der plaftifche 
Ausdruck des auf die Sachübertragung gerichteten Willend (vgl. Emer ©. 304.). 
Für die Zweckmäßigkeit und im gewiffen Grade „Ratürlichleit" der Traditionsform 
ſpricht der bedeutfame Umftand, daß wir fie bei Römern, Germanen und Slaven 
finden und daß fie bis auf die Gegenwart in weiten Kreifen Beltung bewahrt hat. 
(Goldſchmidt S. 804.) Daß aber die Tradition auch heute noch „in den meiften 
Fällen die denkbar bequemfte Form des dinglichen Vertrages ſei“ und ald eine natür⸗ 
liche und felbftverftändliche Form der €. Übertragung erſcheine (Ener ©. 305), Tann 
ſelbſt für Mobilien nicht behauptet werden. (Vgl. dageg. bef. Kohler a. D., welcher 
der „Zraditiondidolatrie” ſcharf zuſetzt). Ebenfowenig haltbar finde ich aber die An- 
fiht (Endemann, H. R. 8. 78), daß der moderne Verkehr zur Annahme des franz. 
Grundſatzes pränge. Dagegen fpricht bedeutfam genug, daß das dem Code eiv. 
nachgebildete Holländ. G. 3. (Art. 1495) denfelben verwirft und bedeutende franz. 
Juriſten gerade für dad Handelsrecht trog Art. 711 Befipübergabe verlangen. 
(6. Goldſchmidt, 9.6. 74.) Ebenſo acceptirte dad ſchweizer. Oblig. R. 
(Art. 199 flg.) u. der deutfche Entwurf 8. 874 das römische Prinzip (anders noch der 
ſchweizer. Entw. v. 1879). Auch der Jenaer deutfhe JZuriftentag (1880) hat fich 
gegen die Befeitigung des Erforderniſſes der Tradition erflärt, — ebenfo Behrend, 
Gutachten f. denfelben 1880, ©. 73flg., Frankl, ©. 76, NR. 3., Dernburg, 
Pand. 8. 211. Als Lehr und nicht ala Nechtsfag betrachtet dasſelbe mit Unrecht 
Geller, Eentralbt. f. j. Praxis I. S. 390 fig. 

4a) Darüber Strohal, Jahrb. f. Dogm. 27. ©. 428; dazu Zahariä, 
franz. C. R. 8. 180 R. 3 bezügl. des Älteren fr. R. 
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fet in Oſterreich nach einer vortrefflichen alten Rechtöverfaffung immer 
nothiwenbig, damit und ein bingliches Recht zuſtehe.“ (Bol. Pfaff: 
Hofmann, Komm. J. S. 358.)® Keine Ausnahme von biefer Regel 
bilvet das constitutum possessorium und die traditio brevi manu 
(8. 428), wohl aber vie Übereignung mittelft Übergabe gewiffer Ur- 
Inden (8. 427. 1. Ball) und burch Verfendung ($. 429). Auch bie 
Eigenthumsübertragung von Fluß⸗ und Seefhiffen unterliegt ven 
allgemeinen Grundſätzen des Mobiliareigentbumsrechtes; der Beil- 
brief und fonftige Urkunden dienen nur zum Beweiſe des erworbenen 
Rechtes. Vergl. Gef. v. 7. Mai 1879 3. 65 88.15. 19. (Anders 
wohl bei Pfändungen, $. 12 besfelben ef.) 

Unter Übergabe (Tradition) im technifchen Sinne verftehen wir 
fomit die Übertragung bes Beſitzes an ber Sache mit dem Willen, 
Eigenthum zu geben und zu nehmen, bez. bie Ergreifung bes Beſitzes, 
welche ſich mit Zuftimmung des Vorbefiters zum Zwede ver Eigen- 
thumsübertragung vollzieht.® Auch die Tradition ift ein Vertrag, weil 


4b) Audy in der Sitz. v. 6. Juni 1803 betont Zeiller die Rothwendigkeit der 
Befigübertragung u. bemerkt: daß der röm. Grundfaß: traditione ete. in Oſter⸗ 
reich in noch ausgedehnterem Sinne gelte, ald nad röm. R. (Ofner L ©, 277.) 

5) Rah rom. R. kann — abgefchen von der veralteten formellen mancipatio 
und in jure cessio — nur ber ſog. dom. transitus legalis bei Zuwendung an 
Kirchen und milde Stiftungen (c. 23. pr. 8.1. C. ss. eccl. 1.2.) ald Ausnahme 
angefehen werden. Pol. Windſcheid 8. 171,N. 2. gegen Arndt. 145,01, 
u.Bangerow$. 311. 4, während Brinz $. 150 doch dingliche Klagen zugeftcht. 
Eine „Berflühtigung“ der Tradition erblidt Hier überall Geller a. D. 

6) Die letztere, namentlich v. Bremer, Zeitfhr. f. C. R. u. Pr. 20. ©. 57 fg. 
gewählte Formulirung betont die Thätigkeit des Erwerberd, während die erſtgedachten 
Ausdrüde: „Tradition, E.-Ubertragung” die Thätigfeit de biöherigen Eigenthümer? 
voranftellen. „Das Richtige ift, daß zwar thatſächlich bald die eime, bald die 
andere Thätigkeit in den Bordergrund treten kann, für die rechtliche Betrachtung aber 
beide auf gleicher Linie fichen“ Windſcheid 8. 171, N. 3. Bol. auch Sohm, 
Zeitfähr. f. 9. R. 17, 6. 19flg., Brinz $. 150 (2.9): T. iſt die durch Übergabe 
und Befigerwerb vermittelte Übertragung d. E. — Beftritten ift die Ratur des jao- 
tus missilium. L. 9. 8.7. D. de acq. dom. u. L. 46. J. de R.D. Wand 
finden in demfelben eine einfache oder modifizirte Dereliktion (S heuer ©. 206), 
die Meiften (auh Böding ©. 155, Windſcheid 8. 172, PagenfteherlL 
©. 196, Erner ©. 12 flg, Sohm ©. 51) mit Net (f. Rote 32) eine Tradition, 
Brinz,P.1.8. 149, R. 24, u. Keller $. 128, einen Übergang von der Derelif 
tion zur Tradition. Richtig weifen Erner, Sohm auf zahlreiche tägliche Erſchei⸗ 
nungen, die dem jactus m. analog find und gewiß nur eine fog. tratitio ad incer- 
tam personam enthalten 3. B. das Aufftellen von Streihhölgern, — gewiß auf 
von Speifen u. Geträͤnken am Buffet. Pal. Jhering, Rechtefälle (2. A.) Ar. 16. 
Bol. noch R. 32. 
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— Willensübereinſtimmung, und zwar ein dinglicher und förm— 
licher Vertrag.’ 

Die Trabitionsform,® über deren Naturalität und Zweckmäßig⸗ 
feit die Anfichten allervings auseinandergehen (vgl. Note 4), gewährt 
mehrfachen Bortheil: Einmal ift fie — wie jede Rechtsform — der 
konziſe Ausdruck des reifen Entichluffes, die Schlußphafe, ber 
„Stempel des fertigen juriftifchen Willens*.? Sobann gewährt fie und 
unteäglichen Auffchluß über ven Inhalt bes Willens, über bie juriſti⸗ 
ſche Bebeutung des Nechtsgeichäftes; fie läßt Leinen Zweifel darüber 
übrig, daß e8 fich um bie Übertragung ber vollen dinglichen Herr- 
haft über bie Sache, nicht um die Gewährung eines bloß perjönlichen 
(obligatorifchen) Anfpruches auf viefelbe handelt; der Eigenthums- 
übertragungswille erhält ſomit in der Trabitionsform feinen typiſchen, 
plaftifchen Ausdruck.io Der Übergang ver rechtlichen Herrichaft 


7) Die Bertragdmäßigkeit verkennen Geſterding, ©.125, Bremer a. a. 
O. S. 67, N. 24, Förfter 8. 160, N. 51, Gruchot VII. S. 410, indem fie in 
der Empfangnahme der Sache eine bloß einſeitige Willensthat des Apprehendenten 
gegenüber der Sache erblicken. S. dag. Windſcheid 8. 171, N. 1, Unger II. 
©. 170. Erner ©. 10flg. Dinglich iſt der Vertrag mit Rückſicht auf feine Rechts⸗ 
wirkung im Gegenſaß zu den obligatorifchen, erb» und familienrechtlichen Verträgen. 
Zrefiend ſchon Kant, Rechtslehre (2. A., S. 97flg.): „Diefe Ableitung ald recht⸗ 
iger Alt Tann nicht durch dieſen ald einen negativen Alt, nämlich der Ver⸗ 
laſſung oder... Berzichtleiftung gefchehen, denn dadurch wird nur dad Sei⸗ 
ende aufgehoben, aber Richt? erworben, fondern allein dur die Ubertragung, 
welche nur durch einen gemeinſchaftlichen Willen möglich ift.” (Daß der Beftg nicht 
durch Bertrag übertragen, bez. erworben wird, hat mit diefer Frage nichts zu thun. 
Bol. Randa, Befip 8. 14 u. 15). Entgegen der herrfchenden Anſchauung fieht 
Bindiheid 5. 389, N. 2 auch fon in der Berkaufderflärung eine Ent⸗ 
äußerung (alienatio) und nicht bloß die Übernahme der Verbindlichkeit zur Über 
gabe. So auch Bernhöft, Jahrb. für Dogm. 14. ©. 64 flg., Befigtitel im R. R. 
©. Sfig., welcher darum den Kauf, fowie die Schenkung und Dotirung zc. zu den 
dinglichen Verträgen zählt. Mit der Auffaffung des röm. u. öfter. R. verträgt fi 
diefe Anfigt nicht. Dal. auch Karlowa, Rechtsgeſchaͤft S. 213. 

8) Daß die Tradition eine Form fei, beftreitet m. U. Brinz $. 150 a. €. 

9 So treffend Jhering, Geift des röm. Rechtes II. 8. 45. ©. 521 (1. %.), 
Savigny, Syſtem IIL. ©. 238, Erner S. 306. Der juriftifche Wille entwickelt 
fich eben — gleich anderen wichtigeren Entfchlüffen, aus einer Reihe von Erwägungen ; 
die Form Tennzeichnet dem fertigen Entſchluß. Die Form ift „der Wecker des furi- 
if hen Bewußtſeins.“ Allerdings ift dieſe Funktion der Form, foweit fie die Par« 
teien zn größerer Befonnenheit und Überlegung zwingt, h. 3. T., mo die wichtigften 
obligatorifhen Verträge formlos geſchloſſen werden koͤnnen, nicht zu überfchägen. 
Darüber ſ. Frankl ©. 3flg. 

10) Zu weit geht wohl Kohler S. 240 flg. ſofern er dieſem Moment alle 
praktiſche Bedeutung abfpricht. Bei der entgeltlichen Übertragung der Sache 
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vollzieht fich in naheliegenver und zwechmäßiger Weiſe burch Über: 
lafjung der entſprechenden thatfächlichen Macht.t! Endlich gewinnt 
ber Eigenthumsübergang durch die Trabitionsform mindeftens bei 
Mobilien in der Regel auch einen gewijfen Grad ber Publizität — 
ver Erfennbarteit für Dritte. Wie ver Befik als das „Vorwerk 
und bie „Thatfächlichleit des Eigenthums“ ericheint,12 fo ift die Beſitz⸗ 
übertragung das Medium, durch welches fich der Eigenthumsübergang 
auch äußerlich erkennbar darſtellt; allerdings tft hierbei das Gewicht 
nicht fo fehr auf den Traditionsakt, als vielmehr auf die Wirkung 
besfelben: ben Beftgübergang zu legen und vor ver Überfchägung ber 
DBebentung dieſes Moments zu warnen.1? Maßgebenber als die bisher 
angeführten, für die Trabitionsform fprechenden Gründe, deren re- 
lative und bejchränkte Bedeutung ich nicht verfenne, ift m. €. de lege 


liegt wohl der ftillfchweigende Vorbehalt des Veräußererd, das dingliche Recht erſt 
bei Empfang der Gegenleiftung aufzugeben, fehr nahe. Diefer Auffaffung machen 
felbft die Art. 1612 und 1613 Cod. c. Konzeffionen, welche mit dem dinglichen 
Rechte des Erwerbers fchwer zu vereinbaren find. Die formlofe Servitutäbeftellung 
ift für dad röm. Recht allerdings ein Bruch der Konfequenz — nicht jo aber die 
Formloſigkeit der Geffion, auf deren Objekt die Tradition unanwendbar erſcheint. 
— Daß aus dem abftratten Charakter der Tradition fein Kapital für deren Oppor- 
tunität gejchlagen werden Tann, betont mit Recht Kohler ©. 241. 

11) Bezeichnend fagt Ihering ©. 520: „Die Form ift für die Rechtögefchäfte, 
was dag Gepräge für die Münzen.” ©. auch Karlowa ©. 217, 

12) Bergl. über die Zuläffigkeit diefer Ihering’fchen Charakterifirung 
Randa, Being. 1. N. 5. . 

13) Dad Moment der Erfennbarkeit Dritten gegenüber wird — freilih nicht 
immer mit richtigem Maße — namentlich von den älteren Naturrechtslehretn und 
von den Rompilatoren des U. B. ©. B.s (vgl. Sipung der Geſetzgeb. Kommiſſion 
v. 6. Juni 1803) u. faft von allen öfterr. Kommentatoren betont. Dgl. ftatt Aller 
Zeiller D. ©. 219: „Der Grund der Regel (des 8. 425) ift in ber Sicherheit 
des Eigenthums und bürgerlichen Verkehrs aufzuſuchen“ .... „Der Befip foll das 
allgemein geltende äußere Merkmal, der enticheidende Charakter oder die Erwer⸗ 
bungsart des Eigenthums fein.” Vgl. dazu meinen Befig 8. 11, R. 40. 86e. und 
bie Gitate bei Erner, Note 61; auch Goldſchmidt, 6. R. 8. 79. ©. 813, und 
Dernburg $. 238, welch Letzterer übrigens mit Recht bemerkt, daß die Tradition 
die „wichtige Aufgabe“, den Eigenthumsübergang auch Dritten erfennbar zu machen. 
nicht immer löſen könne, da es Weiſen der Befigubertragung, wie das constit. poe 
sessorium giebt, welche an dem äußeren Zuſtande nichts verändern. Dageg. unter- 
fhäpen Erner, Kohler u. Gellera. O. die publigiftifche Funktion ber Zradi- 
tion; allerdings gewährt diefe Dritten keinen fidheren Schluß auf den Eigentfumd- 
wechfel, fo lange ihnen die causa trad. unbelannt iſt; allein dem Borfichtigen if 
damit immerhin ein wichtiger Fingerzeig zur Orientirung gegeben. Der Gab: Ls 
possession vaut titre hat thatfächlich felbft bei ung eine viel größere Geltung, 
ala man gewöhnlich anzunehmen geneigt ifl. 
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ferenda die Erwägung, daß die Annahme bes franzöftfchen Prinzips 
in bie berfömmliche Auffafjung einen Bruch bringen würde, beffen 
Tragweite nach allen Richtungen hin nicht fo Teicht zu ermeſſen ift. — 
Bezeichnend für die Opportunität der Traditionsform ift übrigens ber 
Umftend, daß felbft das franz. Recht dem Befiter in folchen Fällen 
ben Vorzug einräumt, wo der Eigenthümer biefelbe bewegliche Sache 
verſchiedenen Perfonen veräußert, jofern nur der Erwerber von dem 
früheren Veräußerungsakte feine Kenntniß hatte (Art. 1141).1% 
Soll aber die Trabition den Eigentbumsübergang zur Folge 
haben, fo wirb erforbert: 
a) daß der Tradent Eigenthümer ver Sache ift (dominium 
auctoris) (88. 423. 442) (über die Ausnahmen vgl. den fol« 
genden 8. d. B.); 
b) daß der Tradent die volle Handlungsfähigkeit beſitzt, denn 
bie Tradition iſt Aufgeben von Rechten (88. 21. 273. 865). 
(Die Beſchränkung der Handlungsfähigkeit im Falle des 8.279 
G. 8. ift durch die Novelle v. 15. Novbr. 1867 3. 131 auf- 
gehoben worden.) 15 


14) Bergl. über diefen Fall, ferner über die Art. 1605. 1606. 1867 Code c. 
Zahariä8. 180, Goldſchmidt J. ©. 804, Erner ©. 310flg. Zu einem ähn⸗ 
lihen Ergebniffe führt die dem preu ß. Recht eigenthümliche Modifikation ded römi« 
[hen Grundſatzes: daß bei Veräußerung derfelben Sache an verjchiedene Perfonen 
der Eigenthumderwerb des Empfängers durd die Kenntniß des älteren obligatorifchen 
Anſpruchs Dritter ausgeſchloſſen wird. 8. R. 10. I. 8. 25. Dazu Ziebarth, 
Realerefut. S. 191 fig. 

15) Mangeld Handlungsfähigkeit fönnen daher — abgefehen von den juri- 
ftifchen Berfonen — nit rechtswirkſam tradiren: Wahnfinnige, Minder- 
jährige, Berfhwender. Ausnahmen finden ftatt in den Fällen der 88. 151. 
246. 247. 1421 G. B. (Und. A. Exner S. 51N. 6.) Auch im Falle der SS. 1421 
und 1433 ©. B. überträgt der Minderjährige, welcher eine richtige, fällige und un« 
verjaͤ hrte Schuld zahlt, Eigenthum auf den Gläubiger ; denn ohne Eigenthumsüber⸗ 
gang — keine fofort wirffame Zahlung (L. 14.8. 8. L. 20. 27. 38. 8.3. L. 72. 
98. D. de sol. 46. 3. L. 11.8. 2. 1. f. D. A. E. 19. 1.) und eine folche wird im 
$. 1421 anerfannt. Bol. Unger I. ©. 29. N. 26. Daß der Alt ald Tradition 
nichtig, als Solution gültig fei, wie Erner a. a. D. meint, iſt nach dem Wortlaut 
und Sinne der $$. 1421. 1433 fig. nit anzunehmen. Bielmehr geht — wie nad 
preuß. Recht (88.40. 41. J. 16.) — Eigenthum fofort mit der Zahlung über und 
hat diefe unmittelbar volle rechtliche Wirkung, — im Gegenfab zum röm. Rechte, 
nad welchem Eigenthum durch Zahlung des Pupillen nicht übergeht und die Vin⸗ 
difation, bez. Kondiktion lediglich durch die exe. doli ausgefähloffen wird. (L. 29. 
D. de cond. ind. 12. 6.L. 14. 8. 8.). Gigenthumsübergang und Aufhebung der 
Dbligation wird alfo,nah öfterr. R. direkt, nah röm. R. indirekt bewirkt. - 
S. Gruchot, Zahlung einer Geldſchuld ©. 16. 
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c) daß der Tradent auch dis poſitionsberechtigt, d. h. daß 
ſein Berfügungsrecht über die Sache nicht beſchränkt ſei, z. B. 
durch Konkurseröffnung, Ablegung feierlicher Ordensgelübde, 
Deſertion; 16 

d) daß kein Veränßerungsverbot entgegenſtehe (über dieſen 
Punkt vgl. 8. 8 d. B.); 

e) daß der Empfänger das Eigenthum an der Sache zu erwerben 

fähig fei.1? 

Der Mangel der Hanblungs- und Dispofitionsfähigteit wird wie 
bei anderen NRechtögefchäften,, fo bei der Tradition, durch bie Inter- 
vention (Stellvertretung) ver gefetlich berufenen Vertreter der gedach⸗ 
ten Perfonen ergänzt. 

Einflußvon Willensmängeln. Da die Tradition — als 
Übereignungsvertrag — Einigung bes Willens beiver Theile in 
allen weſentlichen Punkten vorausfekt, fo ergiebt fich, daß ein Miß⸗ 
verftändniß (dissensus) im einem wefentlichen Punkte — insbefon- 
bere rüdlfichtlich des Gegenftandes — das Zuftanvelommen des 
Vertrags ausschließt. 8. 869 G. B.is (Über ven Disfens in Anfehung 
ber causa traditionis fpäter.) — Denjelben Erfolg hat nach der her- 
kömmlichen gemeinrechtlichen Theorie ein Irrthum (error, Dis 
harmonie bes wirklichen und erklärten Willens) in wejentlichen Pun- 


16) Der Unterſchied zwiſchen der Handlungsunfähigfeit und der bloßen Die 
pofitiondbefhränfung liegt darin, daß der Unfähige wegen eines in feiner Perſon lie 
genden Mangels überhaupt nit gültig wollen kann, der Beſchränkte hingegen an 
fi handlungsfähig und nur in der freien Berfügung über fein Bermögen oder gewiſſe 
Bermögenäftüde behindert if. So z. B. kann fi) der Kridatar obligiren, auch 
kann er über das nicht zur Konkursmaſſe gehörige Vermögen verfügen. (Bol. 88.1. 
3. 5. 61 Kont. D.) — Auch Drdensperfonen verlieren nach öfterr. R. nur dad 
Dispofitionsrecht über das bis zum Drdendeintritt erworbene Vermögen (65. 20. 
182 k. P. v. 9. Aug. 1854), vgl. Singer, Commercium m. o. der Orben- 
perfonen (1880) Henner, Orak. z. amor. (1892), deögleihen Dejerteure 
[8.208 M. St. ©. 3.) und unbefugte Auswanderer (vgl. dazu Randa, BVeſih $.9. 
NR.) Dagegen zählen Erner ©. 52 auf die Kridatare, Schiffner $$. 45. 
118 u. A. alle Leptgenamnten zu den Handlungdunfähigen, wobei fi Lepterer mil 
Windſcheid 8. 81, R. 9 gegen die Unterfcheidung der Handlungdumfähigteit und 
Dispofitionsbefhräntung kehrt, weil jene nur eine „Art” ber Regteren fei — was aber 
gewiß nicht richtig if. S.noh Zrodlomwäti, Lehrb. d. röm. R. $. 36. 

17) Bezũglich der Unfähigkeit, Sachen zu eigen zu erwerben, vgl. $. 20.9. 

18) Mangels ded Konfenfed gelangt eben der Bertrag nicht zur Grifieng, da 
jeber Kontraßent einen anderen Gegenfland im Sinne bat. Dazu Erner 

. 262 fig. 
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ten, namentlich in Anfehung bes Gegenſtandes ober einer wejent- 
lichen Beichaffenbeit besfelben (SS. 871 flg.), da der wirkliche Wille 
nicht erklärt — der erklärte nicht der wahre Wille tft.1° Allein zufolge 
ber dem Verkehrsbedürfniſſe Rechnung tragenden — änßerlich der 
älteren naturrechtl. Xehre 2° folgenden Beftimmung ter 88. 871—877 
G. B. ift pie Tradition gültig, wenn der Irrthum durch Zufall oder Ver⸗ 
jehen bes Irrenden entftanden oder durch Dritte (ohne Theilnahme des 
andern Kontrahenten) herporgerufen wurde (88. 874.876); daher ift der 
Traditionsalt nur dann (relativ) ungültig, wenn ber Irrthum durch den 
andern Kontrahenten hervorgerufen wurde ober dieſem wenigftens 
beim Abſchluß des Vertrags bekannt gewefen ift. (Daß wir e8 bier 
in Wahrheit nur mit einem Motivenirrthum zu thun haben, bezeugt 
auch der Umftand, daß das Geſetz ben pfuchologifchen Zwang und ben 
jogen. Wefenheitsirrthum benjelben Regeln unterwirft. 88. 870. 
871 fig.) — Unkenntniß des eigenen Eigenthumsrechtes an der 


19) Irrelevant ift für unfer pofitives Recht die Frage, ob der fog. Wefenheite- 
irrthum (wie Neuere meinen) ein bloßer Irrtum im Motive ift (fo Zittelmann, 
Irrth. S. 551 flg, Pferfhe, Error i. s., und Irrthumslehre d. öſterr. Pr. R. 
[1891], dazu Hanaufet, Haftung d. Bläuf. S. 2 flg. und Ofner, W. Ztiſchr. 
19 ©. 441 flg.); das bürg. ©. 3. behandelt ihn jedenfalld anderd ald den Irrthum 
im Motiv. ($. 871 fig. gegen 8. 901.) 

20) Diefelbe gipfelt in dem Sabe des 8. 16. ITI des Urentwurfs, daß der Kon⸗ 
trabent dad „Necht” Habe, die Erklärung des Mitkontrahenten, fofern dieſelbe nicht 
don ihm erzwungen oder durch Lift erfchlichen ift, für die wahre Willendäußerung 
zu halten. Diefe Begründung ift, mie fih nun aus dem motivirten Antrage 
Pfleg er's bei Superrevifion [Sig. v. 11. Dez. 1809] ergiebt, nur der unrichtige 
Ausdrud der von den Nebaktoren des ©. B. intendirten Berüdfichtigung der Ver⸗ 
tehröficherheit und der Verkehrstreue, weiche verlangen, daß ſich der redliche Kontra- 
trabent auf die Willenderklärung des Gegentheild verlafjen dürfe: ‚‚Declaratio 
voluntatis aequipollet ipsi voluntati.‘‘ Dfner, Prot. IL 550. Bgl. Zeiller 
II. S. 31. 42, Pfaff, Zur Lehre vom Schadenerfag S. 69 ff., Erner ©. 267, 
Shiffner 8.121 u. 124. Haſenöhrl, Oblig. R.I. 88.45. Zu bemerken 
if, daß der Entwurf Horten’3 1. III. 88. 26—30, 1. III. 88. 59 flg. noch auf 
dem Standpuntte des röm. N. ftcht ; erft der Entwurf Martini u. d. Urentw, III. 1. 
$$. 16 fig. nehmen den d. 3. geltenden Standpunft ein; t. d. Sig. v. 28. Jänner u, 
4, Febr. 1805 wurde zwar (gegen Zeiller) Die Rückkehr zur Norm ded röm. R. be⸗ 
ſchloſſen; jedoch bei der Superrevifion (1809) das Princip des Urentwurfd wieder 
aufgenommen! ©. Dfner, Prot. I. ©. 12 flg., 402, 556 fig. u. derjelbe, Wien. 
Ztſcht. 17. ©. 331 fig. — Ohne Zweifel find die von obligatorifhen Verträgen 
handelnden Beftimmungen der 88. 870—877 G. B. auch auf ding liche Verträge 
anzuwenden, wie denn auch noch der Entw. Horten 5. II 8. 1. (= 8.425 A. 2, 
©. 3.) eine den 88. 870 flg. adäquate Zufap-Beflimmung enthält. 

21) Anderd nah röm. Rechte, nach welchem der wefentliche (gegenftändliche) 
Irtthum die Gültigkeit des Nechtögefchäftes ausſchließt. L. 2.8. 6. D. pro emt, 

Randa, Eigentfum n. öſterr. Recht. 18 
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im eigenen Namen veräußerten, vermeintlich fremden Sache hindert 
ſchon nah röm. Rechte ven Eigenthumsübergang nicht, da berfelbe 
ven Beränßerungswillen nicht ausfchließt?? — vollends nicht nad) 


41.4. L. 15. D. de jurisd. 2. 1. L. 57.D. de O.et A. Schmid ©. 74; dazu 
Unger $. 81. 82. Wächter 8. 102. Goldſchmidt $. 79, R. 27. Die An: 
fiht Erner’3 ©. 267 fig., welcher für das öfterr. Recht gegen Unger doloje 
Frreführung durch den Gegentheil zur Ungültigteit verlangt (vgl. auch noch meinen 
Beſitz S. 370) ericheint nad, der von Pfaff a. D. gegebenen Redaktionsgeſchichte 
der 88. 871 fig. kaum haltbar, da die Redaktoren zwiſchen abſichtlicher ald 
unabjihtlicher Irreführung keinen Unterfchied zu machen beabfidhtigten. Vgl 
Ofner, Prot. a. a. O.; aub HaſenöhrlS. 565 fig., Schiffner$ 121,0. 28. 
(Dagegen Menzel, ©. H. 1880, Rr. 52 }lg.). Da der fog. Weſenheitsirrthum im 
Grunde nur ein Rotivenirrtbum ift, fo Tann nicht behauptet werden, daß bier Eigen- 
thum durch Echeinübergabe ’ohne Traditionewillen) übergehe. Bielmebr iſt zu be⸗ 
achten, daß das A. B. G. B. dadurch, daß es bei Verträgen alles Gewicht auf den 
erklärten inicht auf den wirklichen) Willen legt, dem Berkehröberürfnifie gewiß 
beffer Rechnung trägt, ale die herrſchende gemeintcchtliche Doftrin. Gegen Leptere, 
foweit es die bloße „Scheinherrfchaft des Willend“ betrifft, kehrten fich ſchon Bähr, 
Ihering's Jahrb. 14. ©. 393, Regelsberger, Givilr. Grört. $. 5, Schloß⸗ 
mann, Bertrag €. 103 flg., 128, und gegen den gewandteften Bertreter der herr- 
ſchenden Theorie Z ittelmann, Irrtb. S. 281 fig. vgl. Hartmann, Ihering's J. 20, 
S. 1 flg., bei. S. 61, Better, B. 88.84.92, Regelaberger, Endemann's H. R. 
H. ©. 405 flg., welche {diefer wenigftend für „Berfehrögefchäfte und nicht ohne Ber- 
behalt) dad Zurüdtreten des inneren Willens gegen die verkehrsübliche Deutung ber 
Außerung desfelben, wie dies die Berfebräficherbeit fordert, bereits für das rom. 
Recht behaupten und in der neueren Spruchprarid auch nachmweijen. (Roc viel 
weiter gebt Leonhard, Irrtb. bei nicht. Vertt. 1882, weldyer für den consensus 
geradezu den dem Oblaten zugänglichen Sinn einer Außerung für maßgebend erklärt.) 
— Wohl zu beachten ift, daß im Falle eines Mißverſtändniſſes (dissensus 
die Tradition abfolut nichtig ift ($. 869). Zur Erläuterung diene der Fall Rr. 66 
der Fhering’fchen Rechtsfälle. A beftellt beim Kollekteur B das Salmlos 1313, B 
lieſt ftatt 1313 falfch 1331 und ſchickt dem A das leptgenannte Roos 1331. Hier 
liegt ein Mißverftändnig vor und die Tradition ift abfolut ungültig. — Andere, 
wenn B richtig gelejen, aber aus Berfehen dem A flatt Nr. 1313 die Rr. 1331 über- 
fendet. Dan denke, daß das Roos 1331 gewinmt und beide Theile nun erft den In⸗ 
thum bemerken. Rah R.R. ift die Tradition auch in letzterem alle nichtig, nad 
öfterr. R. aber unanfehtbar. Für das röm. R. beftreitet neuerl. Zittelmann, 
Irtth. S. 540 flg., daß der Irrthum im Gegenftande (den 3. ald Motivenirthum 
anfieht) die Richtigkeit der Tradition zur Folge habe; dieſelbe fei vielmehr — wie in 
L.1.8.2. D. 13.7. für das Pfand bezeugt werde — gültig. M. €. iſt der Be 
weis nicht liquid; dazu Hölder, Pand. 8. 45 Anm. 3. 

22) Bgl. L. 9. 8.4. D. jur. et f. ign. 22. 6: Plus in re est, quam in 
existimatione mentis. L. 4. $. 1. D. manum. vind. 40. 2, $. 14 J. de leg. 
2.20, L. 49. D. mand. 17. 1. Ihering, Sahrb. IE ©. 155 flg., Arndts 
8.145, N. 2, Windjcheidg. 172, N. 9, Erner ©. 282, R. 9, Dernbutg 
8.238, R. 19, Brinz$. 151. „Da das zu Tradirende (Gigenthum) da ift, jo 
fehlt es an demfelben nur vermeintlich”; f. auch Karlowa, Dad Rechtsgeſchäft 
€. 67, mit Berufung auf L. 49. D. mand. (dazu neuefl. Esſm arch, Rod ein 
ort zuL. 49) und L. 10. D. de distr. pig. 20, 5. Zittelmann, Jrribum 
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öſterr. Rechte, für welches überbies vie SS. 871 flg. in Betracht 
fommen. — Hat dagegen ber Trabent bie ihm gehörige Sache irrig 
als eine fremde im fremden Namen (3. B. ale Bormund, Mandatar) 
veränßert, jo geht zwar nach röm. Recht Eigenthum nicht über, 23 
nad öfterr. Recht finden aber die obgenannten Beitimmungen ber 
88. 871flg. G. B. auch hier Anwendung und ift daher bie Tradition 
nur dann (relativ) ungültig, wenn der Irrthum vom Gegentheil in 
irgend welcher Weife heroorgerufen oder benutzt worben ift. 

In ähnlicher Weiſe verhält es fich mit dem (pfuchologijchen) 
Zwange (vis compulsiva). Nur der vom Gegenkontrahenten ver- 
übte ober wenigſtens mit deſſen Wiffen vollzogene Zwang bat bie res 
lative Ungültigfeit ver Tradition zur Folge (88. 870. 874877 
G. B.). Geht hingegen der Zwang von Dritten aus, fo ift die Xra- 
dition gültig. 4 (Vgl. dazu Note 20.) — Desgleichen ift nach dfterr. 


S. 542 fig. behauptet die Nichtigkeit der Tradition wegen Mangels des Übertra- 
gungswillens (anim., rem suam transfer), gewährt aber die exoep. r. v. ao 
trad. Gegen die Anfiht Huſchke's, Eiv. Arch. 62. S. 322 flg., u. Amann's 
Begriff ded Prolurator 2c., welche Eigentbumgübergang behaupten, vgl. die aus⸗ 
führlihe Widerlegung v. Brinz, Civ. Arch. 63. ©, 319 flg., bef. ©. 345 fig. 

23) Bgl.L. 35. D. de adquir. r. dom. 41. 1: quia (?) nemo errang rem 
suam amittit. cf. L. 15. 8.2. D. de contr. emt. L. 49. D. mand. 17. 2, 
Shering, Jahrb. 2.5. 149. u. 176 flg., Brinz $. 151: „Das tradirte Eigen« 
thum eriftirt nicht und dasjenige, welches eriftirt, iſt nicht tradirt“, und neueft. 
Civ. Arch. 63. ©. 350 flg., wo B. für Jhering's Anfiht eintritt, Bangeromw 
$. 311, Arndtda. O. Windfheid 8. 172, N. 10, Erner ©. 282 fig,, 
Dernburg$. 238, N. 19, welcher für dad preuß. R. die rom. Enticheidung 
vertritt. Au Zittelmann, Irrthum ©. 535 flg. betrachtet die L. 35 cit. ale 
Regel; „Das Eigenthum, worauf fich die Abficht richtet, gebt nicht über, nicht wegen 
Irrthums, fondern weil ed nicht eriftirt” (S. 538). ©. auch Brinz ©. 350 flg. — 
— In gleicher Weiſe ift der Fall zu entfcheiden, wenn Jemand eine fremde Sache, 
an der er Beräußerungdreht hat, 3. B. ald Bormund in der Meinung veräußert, fie 
ſei feine eigene. 

24) Mit Rüdfiht auf den Sag: coacta voluntas etiam voluntas erſcheint 
bier alfo ausnahmsweiſe die Tradition troß des vorhandenen Willen! wirkungslos, 
Die Nullität ift eine relative, — die Tradition ift ungültig, kann jedoch durch den 
Willen ded Gezwungenen oder durch Verjährung der Nullitätäflage (88. 877, 1487) 
rechtswirkſam werden. Dal. Wächter I. ©. 666, Unger$. 80, R. 17, Erner 
©. 254, Czyh larz in Iher.s Jahrb. 13. ©. 46 flg., Schiffner 8. 124. — Die 
älteren gemeintechtlichen Suriften (bef. Glüc) finden die relative Rullität auch nach 
röm. R. begründet, während die herrfchende romaniftifche Doftrin dad Nechtögefchäft 
für giltig anfleht, und lediglich eine perfönliche (auch gegen bereicherte Dritte wirk⸗ 
fame) Anfechtungdflage gewährt. Mit Recht hebt aber Czyhlarz ©. 5 flg. (zum 
Theil auch Schliemann, 2. v. Zwange S. 88) hervor, daß die in den Quellen 
bernortretende Dieharmonie nur durch den Gegenfab des civilen und prätorifchen 
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NR. eine tur Betrag des Cmrjängert ummitielbar veranlafte 
Zratitien aud) vaun, wenn ein wejentlicher Irrikem ‚S. 871 ilg. 
sicht rerliegt, relatiw ungültig zur wirt jchen tem Zratitioaswillen 
tie rechtiiche Anerleunung ;um Bertheil des Berlür;ies veriagt (dolus 
causam dans'. Die gleiche Felge bat tie betrügerikche Beuntung 
fremren Irctthums.) Für rieje Wirkung res Detrugs ves Witlontro- 
beuten jrrechen tie 88. 1771. 1291. 1357, tie analoge Behaublung 
tes Zwange 8.570; unt ver genetijche Zuſammenhanz mit ber älteren 
Doktrin.* 

Simnulirte Traritien ſchlicht den Eigenthumkübergang ant 
[&. 216. * 

Die Traritien ift auch unter Abweſenden vollendet, ſobald ber 
Oblat Befitz ergriffen bat; ter Kenutnignahme tes Tradenten von 
ter Aunahme des Traditionsantrages bedarf es nicht.” 

Der Übereigmungswille tann auch ein bedingter oder betagter 
fein, in tiefem Falle vollzieht ſich der Eigenthumsũbergaug nach all⸗ 
gemeinen Grundſatzen erft mit dem Eintritt ter Bedingung over des 
Zeitpunttes.7” Dies gilt insbeſondere in vem Falle, wenn tie Über- 


Rehtsiriiemd erflärlic iei; mach jenem (m nach jeßinien. N, ift ind erzwungan 
Gerbiit gültig, nad dieſem aber unyültig ; nad dem biteriichen Cutiiclungẽgangt 
ſei vie relatie Nichtigkeit für dad deut. R. dad allein Riktige. Im Anlehnung ın 
Tie ältere roman. Zixorie und noch mehr unter dem Ginuf der naturtechtlichen 
Deftru 1. Rote 20, ateptirten dad preug.2.R. 85.31 Ag L 4 u. das after 
3.8.9. 58 570 fly. dazu Liner, Brei. IL €. 12 fl. 556) dad Syſten ir 
relativen Rullität ſ. au Deraburg $ 112), chemie der Code cir. art. 1109 fla., 
1304 jlg., ad ital G. B.art. 1108. 1111, wehlamd dad zürid. ©. 3.58. 922. 
923, wäbrent Tas ſachſ. ©. D. 88. 93. 831 ſich am tie heutige gemeintechtlick 
Tbeorie anleknt. 

25, Bleß auf tem legteren Umfland, der allertingd am ſich wicht mapgebent 
wire, berufen ih Unger IL S. S1,R. 22, Grauer, E. 261 da; anf $ 136: 
und tie Kenjequenz der 88. 570 fig. verweiſen Piaif, Schadenerſaß ©. 64 fig, u 
Schiffner 8 121, R. 7. Die ültere, durch naturrechtliche Lehren beeinflußte 
Doktrin vgl. 5. 3. Glück 4. S. 113 fig, Tbikbaut, B. 5.452 u. a, dazu über⸗ 
baupt Bangerom $. 605, betrachtete den durch Betrug des Gegentbeils veranlaßten 

auch wenn Konienä in allen weſentlichen Punkten vorlag) ald nichtig. 
So auch dad preuf. 2. R. 85. 55. 87. L 4. u. Code eiv. art. 1116, während nad; 
der berrichenden Auffajlung der Quellen bloß ein Erſaßanſpruch zugeflanden wirt. 
331. e. 10. C. de rese. vend., tazu Bangerow a. O., Ernera.C. 

26, Dazu Ehiffnerg. 121, beſenders R 7., u. Haſenöhrl $ 8. 
Zritten gewãbrt ausreichenden Schuß das Anfechtungögef. v. 16, Maͤrz 1884 Rr. 36. 

21; Bgl.Eobm, Goltihmirt's Zeitidr. 17.€. 32 flg., B fig. 

27a) Bol Rı. 6462 Eumml. GL.U. ®.: Übergang dee Gigenthumd an ge 
Ihlagenem Holze nad erfolgter Zahlung — nicht jhen mit der Füllung, da die 
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eignung von ber gleichzeitigen Gegenleiftung (3. B. Zahlung bes 
Raufpreifes) abhängig gemacht wird.?s Ein folcher Eigenthumsvor⸗ 
bebalt (pactum reservati dominüi) ift nach der naheliegenden In⸗ 
tentton der Parteien im Zweifel als eine auffchiebende Bebingung 
anzufeben, da die Abficht der Parteien — bis zur Zahlung des Preifes 
— eben nicht auf Übertragung des Eigenthums, fondern ber De- 
tention (Gebrauchsüberlaffung ꝛc.) gerichtet ift. Vgl. auch bie Er. 
Nr. 10757. 10841. 11101 Samml. U. W. Pf.?? 


rung desſelben kontrattmäßig vorher nicht erfolgen durfte. &. auch neueft. 
Kr. 7917 d. S. 

28) Beim Kauf auf Probe wird dieſer Wille im Zweifel ſupponirt. 
88. 1080. 1081. Bol. Erner ©. 57. — Fremd iſt dagegen dem öſtert. R. 
die Beftimmung des röm. R., daß beim Kaufe überhaupt der Eigenthumdübergang 
dur Zahlung oder Kreditirung des Kaufpreifes bedingt iſt. Vgl. 8. 1063 G. B.. 
dazu Rote 29. (Anders nod der Entw. Horten's IH. 9. 8. 59 bei Mobilien). 
Gleiches gilt nady preuß. R., f. Dernburg$. 238, N. 13. Uber den Grund 
und die Tragweite diefed röm. Rechtöfages ($. 41. J. de rer. div. 2. 1.L.19.53. 
D. de contr. e. 18. 1.) vgl. Erner S. 338 flg., Hofmann, Beiträge zur Ge 
ſchichte des griech. u. röm. R. (1870) ©. 43 flg., Windſcheid 8. 172, N. 19. a.; 
€. fuht den Grund in der Mangelhaftigkeit des civilen Kontraktrechtes, H. im grie⸗ 
chiſchen Recht, W. in der natürlichen Billigfeit. 

29) Über die Natur des pactum r. dom. find die Anfichten der gemeinrecht⸗ 
lien Juriften getheilt. (Die Literatur f. bei Windfcheid 8.172, N. 18. Dazu 
Thorſch, Eigenthumdvorbehalt, Wendt, Reuverträge.) Manche (Müller, Eiv. 
Arch. 12. ©. 247 flg., neueft. bef. Windſcheid a. DO.) unterftellen hier eine Re- 
folutivbedingung, „weil die Parteien mit diefem Vorbehalt nichts bezwecken, als 
möglichfte Sicherheit für den rüdftändigen Kaufpreid, und ed ihrem wahren Willen 
entfpriäht, daß nur der Käufer (nicht der Verkäufer) über die Waare folle verfügen 
fönnen.“ Allein dann würde die Beftellung des Pfandrechts am Objekte viel mehr 
der Intention der Parteien entfprechen, ald das pact. r. d., ganz abgefehen davon, 
dag es denn doch zweifelhaft ift, ob das Eigenthum mit dem Eintritt der Reſolutiv⸗ 
bedingung ipso jure an den Perfäufer zurüdfalle. (Dgl. dagegen Czyhlarz, 
Refolutivbeding. 8. 8.) Mit Recht nimmt daher die Mehrzahl der Schriftfteller und 
die Prarid (Seuff. Arch. IL. 10. VIL. 51. XVIIL 10. u. a.) Suspenſion des 
Eigenthumsüberganges (nicht auch des Kaufe!) an bis zur Zahlung. Vgl. L. 20. 
D. de prec. 43. 26. L. 20.8. 2.1. 21. D. 19, 2., 1.17. D. 18. 6; ebenfo Cod. 
Ther. III. 12. nr. 133. Vergl. def. Schmid ©. 92, N. 77, Puchta 8. 148, 
Bangerow$.311,R.2, Goldſchmidt, H. R.S. 81, N. 29. Pfaff, Sur. 
DI. 1884 Nr. 24. auch Erk. Gl. u. W. 6462. 7917.10840 u. a. (Als Thatfrage ſieht 
dies an Erner S. 57, N. 29.) Der Käufer iſt im Zweifel als Prekariſt anzuſehen; 
der Widerruf kann aber durch Anerbietung der Zahlung ausgeſchloſſen werden. L. 20 
D. eit. dazu Goldſchmidt a. O. Für das öſterr. Recht entfallen alle 
übrigend nur ſcheinbaren) Bedenken, die namentli Müller a. DO. mit Rüdficht 
auf den befannten Rechtsſatz des Röm. N. (8.41. 9.2.1. f. vor. N.) gegen die An⸗ 
nahme einer Sudpenfivbedingung anführt. — Allerdings fann dad pactum r. dom. 
nach Abficht der Parteien auch eine Refolutivbedingung enthalten; aber auch, wenn 
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Bon ter Wirkung bes beigefügten Endtermins und ver Rejoln: 
tiobedingung wirt bei der Entigung tes Eigenthums vie Rede fein.’ 

Der Wille tes Trabenten kann tahin geben, nur ber indivi— 
duell beſtimmten Berfon tes Übernehmers das Eigenthum der Sache 
zu überlaflen; fo insbeſondere bei ver Schenkung, bei ter Krebitirung 
von Waaren und bei ter Zahlung einer Schuld; in einem ſolchen 
Valle wird nur biefe Berfon Eigenthum erwerben fönnen.?! Der Tra⸗ 
bitionswille fann auch auf einen mehr weniger unbeſtimmten Perfonen- 
freis gerichtet fein.”? Allein in der Regel ift tem Tradenten tie 
Individnalität des Empfängers gleichgültig. — Und ebenfowenig ift 
e8 nöthig, daß der Tratent eine fpeziell beftimmte Sache im Auge 
babe; ber Tratitionswille kann auch auf einen Kreis individnell nicht 
beitimmter Sachen”, felbft auf eine Sache überhaupt 'ohne nähere 
Bezeichnung gerichtet fein. 

Stellvertretung. 





Nach ven bier aufgeftellten Grundſätzen 


Dies eintritt, fallt diejelbe noch immer nicht mit ter lex commissoria zuſammen, 
da der Kauf ſelbſt nit an Die Rejolutirbetingung geknüpft it. Bgl. Goldſchmidt 
aD. Wobl aber identifiziert dad preuß. L. R. $. 266 fig. J. 11 den E.-Borkr- 
balt mit ter lex commissoria. — Das ſäachſ. ©. 3. $. 292 u. das zũ ri ch. G. B. 
88. 1454— 1455 ftellen die Eudpenfion der übereignung ald Regel bin und erfleres 
interpretirt den €. Vorbebalt „zur Eicherung der Forderung“ als Pijandrehierer- 
bebalt. 

30, Darüber j. Dernburg $. 227, Czvblarz a. C. 

31! Bgl. L.12. D. de don. 39. 5, L. 37. $. 6. D. de aoquir. r. dom., daʒu 
Bindibeing. 172, R. 11flg, Erner©. 53; vgl. aber auch ned; SS. 873. 876 
©. 3., nach welcher der ſelbſtwerſchuldete Irrtbum des Tratenten tie Gültigkeit der 
Tradition nicht audjhlicht. 

32. So beim jactus missilium, L. 9. 8.7 D. de acquir. r. d. M. 1; ta 
Traditionswille fann ;. B. fih bezieben beim Auswerfen von Krönungemünzen au! 
Jedermann, bei Vertbeilung der Beute etwa nur auf die Truppen; in lepterem Fall 
wirt alie der Ribrieldur Cigentbum nicht erwerben, er begeht vielmehr cin furtum. 
S. BagenfteherIL ©. 203, Ernera. O., SchmE. 49 u. 47: der beſondere 
Wille, daß tie Annabmebantlung den C blaten keftimme, macht das Gharaftc- 
riſtiiche des Paciscitens mit einer incerta persona au&*. Dech burj man darum 
nicht jagen, daß Die Ciferte an „einen Ginjigen” gerichtet if. Rur kei einem be⸗ 
Kimmten PBerionenfreije nimmt Tradition an: Runge, Feftichrift zum Ant. an 
Kr S. 22. Dagegen ion Cod. Ther. IL 6. nr. 26. 

33; So wenn ; B. Jemand geflatter wird, ih ein Pferd aus einem Warfial, 
einige Bucher and einer Biblietbet, oder belicbige Früchte amd einem Garten zu 
nehmen. Bl. Scheuerl S. 215 fly, Grner&.54. Der Ubergang zum Gigen- 
töumeerwert deẽ Pãchters am den hünitigen Frücten liegt auf der Hand. 

34, Geĩchent aus dem Sermögen des Schenters, deſſen korperlichet Ohickt völlig 
in die Babl des Beĩichenkten sctelr wirt. 
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ift auch die Frage zu beantworten, ob es im alle der Tradition zum 
Befitz- und Eigentbumserwerbe durch Stellvertreter nothwenbig ei, 
baß dieſer dem Tradenten gegenüber erkläre, daß er im Namen eines 
beitimmten Anderen handle, oder ob nicht wenigftens das Re⸗ 
präfentationsverhältnig überhaupt dem Tradenten befannt fein 
müfje??5° Die Frage ift zu verneinen. ‘Denn bie Thätigleit des Tra- 
denten befchränkt fich bei der Tradition wejentlich auf das Aufgeben 
bes Eigenthums und Beſitzes unter ver Vorausſetzung, daß der Em⸗ 
pfänger durch Befitergreifung Eigenthum erwerben wird, wobei ihm 
— wie bemerft — die Individualität des Anderen regelmäßig 
gleichgültig iſt.ss Es kann aljo lediglich von dem Willensentſchluſſe 
bes Letzteren abhängen, ob er Beſitz und Eigenthum ber Sache für 
fich oder für einen Dritten erwirbt.” Fälle diefer Art kommen all- 


35) Dies behauptet namentlih Ihering, Jahrb. f. Dogm. I. ©. 319 flg., 
unter Berufung auf L. 13. pr. D. de acquir. rer. dom. L. 13. D. de donat,, 
auch BPagenfteher II. ©. 204 flg., Mitteis, Stellvertr. (1885) ©. 26 flg. Hie- 
gegen erflären fich mit Recht Arndts,$. 145, R.3, Vangerow L. S. 446, Puchta, 
Pand. 8. 148. k. und L, Brinz 1. 8.55. u. eingehend Bremer, Zeitſcht. N. F 
XX.6,43—90, Goldſchmidt 8. 66, N. 7, Erner 6.139, N.46, Grün hut, 
Kommiſſ. S. 4290—431. 435, N. 13, Gruchot 8, S. 448460, Förſter 8. 178, 
N. 26 flg., Dernburg 8. 154, N. 2. a. E., Hauſer ©. 18. 19, während Wind- 
ſcheid 8. 155, N. 7 sub 2. der Anſicht Jhering's beitritt. (Allerdings ſpricht 
Windſcheid vom erklärten Willen des Tradenten, ſcheint alſo bei nicht aud- 
drücklich geäußertem Willen desſelben unſere Anſicht zu theilen, ſ. auch 8. 172, 
N. 12. 13.) Der nicht ausgeſprochene Wille des Tradenten iſt irrelevant; erklärt 
er ſich hierüber nicht, ſo muß angenommen werden, daß es ihm gleichgültig iſt, ob 
Empfänger für ich oder Andere Beſitz und Eigenthum erwerbe. L. 9. 8. T. D. 41. 1. 
und Goldſchmidt 8. 66. N. 8S. Grünhlut a. O. Über Stellvertretung über⸗ 
haupt ſ. noch Schiffner's 8. 120 beſ. N. 16 u. 27. 

36) Vgl. auch Sohm, Goldſchmidt's Zeitſchr. 17. ©. 51 flg., welcher darauf 
hinweiſt, wie alltäglich Traditionsofferten an incertae personae ſind, die ſich ſofort 
mit der Beſitzergreifung vollziehen, ohne daß der Tradent davon Kenntniß zu haben 
braucht. (Ausgelegte Waaren mit Preisangaben, Offerten der Speiſewirthe und 
ſ. f). Anders, wenn der Tradent einer beftimmten dritten Perſon fein Eigenthum 
überlaffen will; hier bleibt der Tradent Eigenthümer, wenn der Dritte ed nicht wird, 
mag auch fein Beſitz durch die Apprehenfion eines Dritten aufhören. Hierüber 
Näheres bei Randa, Befib 8.20, Grünhut S. 429 flg., N. 4. u. 6, Erner 
S. 138, ſ. auch Shloßmann, Wien, Zeitfehr. 8. S. 429, insbeſ. über die befannte 
. Kontroverfe der L. 37. 8.6. D. de a. poss. u. dazu Zoll, ebendaf. 8 ©, 37 file. 
u. den Rechtsfall Nr. 3043 Samml. Gl. U. W.; und wieder Schloßmann, Kon- 
trahiren mit off. Vollmacht (1892). Nur gegen die Formulirung erhebt Bedenken 
Krasnopolski, Krit.B. Schr. 27. ©. 490. 

37) Bol. Arndtd, Bring und Dremera.a.D., Grünhut a. O. Dern- 
burg 8. 184, N. 2. a. E. Mit Recht betont Bremer, die Tradition von Seiten 
bed Erwerbes aud gejehen ſei: Beſitzerwerb, in der Abficht, Eigenthum zu erlangen, 
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täglich, insbeſondere bei öffentlichen Verfteigerungen von Kunſtwerken 
und Immobilien fehr Häufig vor und werben won der Gerichtspraris 
(Entſch. Nr. 1645. 3468. 5674. 6653 Samml. Gl. U. W.) als zweifel- 
108 zufäffig hingenommen.s Doch muß ver Wille des Empfängers, 
nicht für ſich — fondern für einen Andern zu erwerben, bei ober fofort 
nad der Tradition ertennbar in die Erfcheimung treten. Anch wenn 
biefer Wilfe nicht ausdrücklich (fei es dem Tradenten over Dritten gegen- 
über) geäußert wurbe: Tann verfelbe gleichwohl Häufig aus den Ver⸗ 
hältniffen erfchloffen werden. Kauft z. B. ver Lehrjunge, Handlungs⸗ 
biener, Hausknecht Gerätbichaften over Waaren für ein Gewerbs- oder 
Handelsgeſchäft, Tchafft der Verwalter eines Gutes landwirthſchaftliche 
Gerätbichaften, ver Fabriksdirektor Mafchinen oder Rohftoffe an: fo 
liegen in allen dieſen Fällen Anhaltspunfte genug zur Entſcheidung 


unter Zuftimmung des biöherigen Eigenthümers (6. 61); es fei nicht einzuſeben, 
wiefo der Erwerber durch den Willen ded Tradenten gehindert fein könne, fofort 
einem Dritten zu eriverben, zumal er doch im nädhften Augenblice nad) der Zrabition 
die Sache dem Dritten übergeben oder ihm dur ein constitutum pomessorium 
Eigenthum verfchaffen könne Bremer macht auch unter Bezug auf L. 2. 8. 20, 
E. de poss. aufmerffam, daß nur die im Terte vertretene Anficht der juriftifchen 
Logik und den Bedürfniflen des Verkehrs entſpreche; denn der Beauftragte hat Eigen 
thum (Befig) nicht erwerben können, weil er es nicht erwerben wollte, der Berkäufer 
bat fidh des Eigenthums begeben, und herrenlos ift wohl die Sache nicht? (©. 85.) 
Bei zweifeitig verbindlichen Berträgen ift allerdings der Empfänger als Kontrahent 
zur Reiftung des Entgelte verpflichtet, allein hier iſt Stellvertretung beim Befitzerwerbe 
von der Begründung der Obligation ohne Stellvertretung wohl and einander zu 
. halten. Bel. Er. Nr. 2010.4143. 4652. Gl. U. W., nicht dagegen ſpricht Rr.6957 
u. 7007. — $emer Erk. d. R.O. H. ©. 18. Ar. 48. 

38) Advofaten betheiligen ſich unter Erlag des Babiumd (Kaution) an der Zeil 
bietung unter Berfchweigung ded Namens ihres Mandanten, ja felbft ohne Angabe 
des Repräfentationsverhältnifies, wenn fie befürdhten müffen, daB durch Bekannt⸗ 
gabe desfelben der Preis unverhältnigmäßig in die Höhe getrieben würde. Bel. d. 
Entſcheidung Rr. 3468 Samml. GI. U. W.: „Ei gefchicht täglich, daß Beftellte für 
einen Befteller etwas kaufen, ohne im Mindeſten daran zu denken, die gefaufte Sad 
für fich erwerben zu wollen, ja fogar bei gerichtlichen Feilbietungen erflärt der Reiſt⸗ 
bieter oft erft, nachdem ihm das Objekt ſchon zugefchlagen, daß er es für einen Dritten 
erftanden habe.” Übereinftimmend Krasnopolski a. D. ©. 490. Rigorefer if d. 
Entſch. d. D. R. G. IL ©. 166. — Eine andere Frage iſt es, ob dad Gericht bei 
gerichtlichen Feilbietungen v erfiegelte (ihm nicht vorher gezeigte) Bollmadhten der 
Ricitanten zulaffen dürfe? Gewiß nicht, weil das Gericht die Intereffen der Vethei⸗ 
ligten (befonderd der Gläubiger und des Erefuten) zu fchüpen, namentlich dafür zu 
forgen hat, daß der Feilbietungsaft gültig vorgenommen werde, diefe Pflicht aber 
ohne Einficht der Bollmacht nicht erfüllt werben kann. Man denfe, daß dad Couvert 
leer oder die Vollmacht befchräntt ift 2.) Bol. auch Heller, ©. 3. 1977, Rr. 9. 
Bei Privatfäufen hingegen ift es natürlich Sache ded Kontrahenten, ob er fi mit 
der verfiegelten Vollmacht begnügen will. 





8.11. Derivative Erwerböarten. 281 


ber Frage vor, ob biefe Perfonen als Stellvertreter des Geſchäfts⸗ 
oder Gutsherrn gehandelt, ob fie alfo das Eigenthum ber eingelauften 
Sachen dieſen oder fich felbft erworben haben.?® Dagegen ift beim 
Einkaufe von Waaren durch einen Kommiffionär von Fall zu Fall 
zu beurtheilen, ob Befit und Eigenthum dem Kommittenten ober dem 
Kommilfionär erworben fei. Das Kommiffionsverhältnig an fich tft 
aber Tein folches Verhältniß, aus welchem darauf geichlofjen werden 
könnte, daß der Kommiffionär unmittelbar dem Kommittenten Eigen- 
thum erwerben wollte. Denn der Kommiljionär handelt, wenn 
auch für fremde Rechnung, fo Doch in eigenem Namen!‘, ein Ver⸗ 
hältnig der Stellvertretung zum Kommittenten liegt 
nit vor. — Man vente nur an ben gewöhnlichen Ball, daß es 
fih um den Einlauf von vertretbaren Sachen handelt, und daß 
ver Kommifftonär von mehreren Kommittenten Aufträge zum Kauf 
berfelben Waare erhalten bat, oder gar enblich zugleich Eigenhanbel 
betreibt! Mit Hecht wurde daher won ber Nürnberger Konferenz ver 
Art. 284 bes preuß. Entwurfs, welcher bei ver Einkaufskommiſſion 
als Regel Eigenthumserwerb des Gutes für den Kommittenten ftatuirte, 
abgelehnt. Es wird daher lediglich nach dem erklärten Willen des 
Kommiffionärs zu beurtheilen fein, ob mit ber Übergabe des ein- 
gekauften Gutes Befig und Eigenthum ihm ober dem Kommittenten 
erworben fei; im Zweifel (Art. 360. 368 H. ©. B.) ift er als Be- 
figer und Eigenthümer anzufehen. ‘2 


39) Bol. au Goldſchmidt 8. 66, Note 7 bezüglich der Gefchäfte der Handels⸗ 
bevollmächtigten, Prokuriften, Senfale u. dergl. Vgl. Art. 56.59.69. 3. 1, 96. 97 
H. G. B. Auch beim Befigerwerbe durch Occupation find Berhältniffe denkbar, aus 
denen ſich ergiebt, daß Jemand nur ald Stellvertreter handle, 3. B. aus der Anftell- 
ung ald Forftmann (Häger) oder Fifcher. Eine Kundgebung des Vertretungsverhält- 
niſſes nach augen durch Worte Hätte hier feinen Sinn. 

40) Berorbnet doch Art. 360 9. ©. B. auddrüdlih: „Kommiffiondr ift Der- 
jenige, der gewerbömäßig in eigenem Namen für Rechnung eines Auftraggebers 
(Rommittenten) Handelsgeſchaͤfte fchließt”. Pal. auch Goldſchmidt 8. 66, ©. 615, 
und Grünhut, Recht des Kommiffionshandeld 8. 42, in welchen beiden Schriften 
aud die Literatur und Gefeggebung erfchöpfend angeführt ift, dazu neueft. Grün» 
Fi : a Endemann's H. B. d. H. R.III. 8.327, Han auſek, Haftung für Mängel 


41) Bei vertretbaren Sachen forderte der Art. 284 Entw. Ausſonderung mit 
hinreichender Bezeihnung oder Abfendung. 

42) Bol. Brinkmann, HN. 8.112, Rote 23, der fih nur unklar aus⸗ 
drüdt; bef. Bremer a.a.D. S. 92—94, und die dafelbft citirten Entſcheidun⸗ 
gen ED. A. G. zu Kübel und Kiel, nun auch die überzeugenden Ausführungen 
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Wurde hingegen dem Nepräfentanten bie Sache für eine be- 
ftimmte dritte Berfon übergeben, während der Nepräfentant das 
Eigenthum für einen Anderen ober für fich erwerben will, fo iſt 
zwar für den Befiterwerb ber Wille des Empfängers maßgebend, 
allein das Eigenthum verbleibt beim Travdenten. ‘Denn für den 
Rechtseriverb des Dritten fehlt e8 an dem vermittelnden Erwerbsakt 
des NRechtöpräfentanten, während dem Nechtderwerb bes Empfängere 
(ober des von ihm Vertretenen) ver beftimmte Wille des Übergebere 
entgegenfteht.*? 

Über ven Befit-(Eigenthums-) Erwerb durch Stellvertreter über: 
haupt vgl. noch Erner ©. 125flg., Schiffner $. 120, Ranta, 
Beſitz $. 20. 

Die causatrad. — Der Wille des Trapenten und Empfän- 
gers erftwebt mit der Eigenthumsübertragung in ber Regel einen be 
ftimmten, rechtlich zuläffigen Zwed. Der Zwedwille kann auf einen 


Goldſchmidt's a. a. D., indbef. bezüglich der legislativen Vorarbeiten R. 14, 
Laband, Zeitfhr. f. H. R. IX. ©. 439 flg, Hahn, Komm. z. H. G. B. I zu 
Art. 368, und Anfhüg-Bölderndorf IH. ©. 353. So auch Grünhut 
S. 435 flg., wenn es ſich um einen Einkaufvertretbarer Sachen oder eined Genus han 
delt, während er beim Ankauf einer Spezies im Zweifel unmittelbaren Erwerb 
für den Kommittenten behauptet, weil hier im Zmeifel anzunehmen fei, daß er auf: 
traggemäß den Willen habe, Befip und Eigenthum unmittelbar für diefen zu 
erwerben. Wltere Schriftfteller nebmen Erwerb des Kommittenten ald Regel an, 
fo ſelbſt auf Grund des neuen H. G. B. Krämell S. 498, Bad, Handb. d. a. 
H. R. 6. 266, Brir S. 376, während Andere(Endemann, H. R.$.171ad IL; 
Allee auf die in concreto erfennbare Abficht des Kommiffionärd ftellen. Jrrig von 
den älteren namentlich auch Fiſcher-Blodig 8. 258. Für unfere Anſicht vgl. 
Erk. d. R.O. H. ©. XVL 65. XIX. 24. 

43) Bezüglich des Befigmechfeld vgl. meinen Beſitz ©. 429. — Bezüglich 
des Eigenthums kann cd auch nach röm. Rechte füglic nicht zweifelhaft fein, daß 
dasfelbe beim Tradenten verbleibt. L. 37. 8. 36. D. de acq. r. dom. 41.1 (3u- 
lian): Nam etsiprocuratori meoremtradideris, ut meam faceres, is hac 
mente acceperit, ut suam faceret: nihil agetur. (Bom 2efigübergang 
fpricht Julian nicht; ob Ulpian L. 13. D. de donat. 39. 5 bloß Mentalrefer- 
vation im Auge habe, wie mit Donell V. 10. 8. 6 und Bremer XL 249. bie 
meiften Neueren (Windfcheid 8. 155, N. 7) meinen, fcheint zweifelhaft. Dal. 
neuerl, Brinz 8. 140 (2. Aufl), Erner ©. 136, N. 39, Dernburg $. 154, 
N.2. Während aber Erner der Anfiht Julian's, ald der folgerihtigen, 
den Borzug giebt, entfcheiden fih Dernburg und Brinz für Ulpian: „denn 
billiger ift ed, dem übereinftimmenden Willen der Hauptperfonen zu folgen, ald 
durch den der Mittelöperfon alles verderben zu laffen —“. — Für das preuß. R. 
adoptirt Dernburg a. O., für das bayer. R. Roth 8. 132. N. 11 die 
Ulpian'ſche Meinung. Goldſchmidt 5. 66. ©. 614 tritt im Weſen der herr 
fhenden Anfiht bei, 
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bloß thatjächlichen Erfolg gerichtet fein, 3. B. auf fchriftliche Mit- 
tbeilung bei Überfenvung von Briefen, Überreihung von Eingaben, 
Abgabe von Beſuchskarten zc.** Aber zumeift wird fich zu dem that- 
ſächlichen Erfolge ein rechtlicher Erfolg gefellen, welchen der Tra⸗ 
bent durch die Übergabe zu erzielen fucht, 3. B. die Bereicherung durch 
Schenkung, die Begründung einer Obligation durch Darleiben, bie 
Zilgung derjelben durch Zahlung ꝛc. Jedenfalls wird nach der Inten- 
tion der Parteien der Beftand ver Rechtswirkung der Tradition von 
der Erreichung des Zwedes abhängig gemacht. Wir bezeichnen 
daher biefen Zweck als den jnriftifchen Zwedf der Übergabe. Der 
Zrabditionswille beruht fohin, da das Wollen des Zweds — Be- 
weggrund (Motiv), d. i. wirkende Urſache für pas Wollen ift, 
auf einem juriftifchen Beweggrund (causa traditionis).5° Der 
animus tradendi äußerft fich vernünftiger Weiſe nothwenbig als 
animus donandı, solvendi, obligandi, conditionem vel modum 


44) Gewöhnlich werden diefe Falle überſehen. Es kann nicht bezweifelt werden, 
dag das Eigenthum an Briefen an den Adreffaten übergeht; es entfpricht dies ber 
präfumtiven Intention der Parteien. Vgl. den intereffanten Aufſatz v. Steinbach, 
Zur. 31. 1879 Nr. 12; bazu L. 14. 817. D. 47. 2. und L. 65. D. 41. 1. Die 
Bereicherung don. c. if fein rein thatfächlicher Erfolg (a. A. Hofmann ©. 85), 
wohl aber die datio ob rem, 3. B. mit der Auflage, ein Monument zu errichten. 
Karlowa S. 174, 

45) Die Frage über die justa causa traditionis weiſt in neuerer Zeit eine 
ſtattliche Literatur auf. Hervorzuheben find außer den Lehrbüchern von Sapigny, 
Oblig. R. 8. 78, Arndts SS. 145. 340, Windſcheid $. 172, Baron, P. 
88. 67. 68. Brinz ©. 202. 1500 (1. Aufl), $. 150 (2. Aufl), Strempel, J. 
causa bei der Tradition (1856), Leiſt, Manzipation (1865), Schloßmann, 
Zur Lehre von der causa oblig. B. (1868), Better, Hrit. V. Schr. IX. S. 260 
fle., Erner, Trad. ©. 74 flg., 317 flg., Fitting, im Arch. f. civ. Pr. 52. ©. 
385 flg., 406 flg., Fr. Hofmann, Lehre vom tit. und mod. adquir. u. v. d. 
justa causa tradit. (1873), Ph. Lot mar, Über die causa im Röm. R. (1875), 
D. Karlowa, Das Rechtögefhäft ꝛc. (1877) 88. 28-33, Kohler a. O., 
Hruza, Lehre von der Novation S. 49—82, Hafenöhrl, Oft. Obligat. R. 
8.27, Franklha. O. ©. 15. 75 flg., 103 flg., Otto Mayer, Die justa causa bei 
der Tradition u. Uſukapion (1871), Bernhöft, Befigtitel im röm. R. (1876), 
Better, P. 8. 100. Richtig weift Lotmar ©. 32 fig. darauf hin, daß die Römer das 
Wort causa mit einer gewiſſen technifchen Unfreiheit im doppelten Sinne nehmen : ald 
Grund, Urſache (Beweggrund) und ald Zweck, obwohl fie felbftwerftändlich zwifchen 
beiden wohl unterfchieden. Wird F auch von und das Wort „Rechtsgrund“ in 
gleihem Doppelfinn gebraucht (vgl. 3. 2. 88. 26. 36. 42. ©. ©.) Bei der Kaufa- 
lität von Grund u. Zweck if gegen bie ſprachlich e Identifizierung derſelben kaum 
viel einzuwenden (Brinz ©. 582). ber die verſchiedene Bedeutung von causa 
vergleiche Die Quellencitate bei B oigt, Condictiones ob causam, Seite 1 fig. 
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implendi etc. Diefe fogenannten causae traditionis find femit 
wejentlihe Momente, pſychologiſche Omalitäten bes verftän- 
digen Übereignungswillens auf Seite des Tradenten und Empfän- 
gers.“ Wir finden hierin eben nur eine Anwendung des das geſammte 
Dermögensrecht‘8 beherrichenden Grundſatzes, daß jedes Rechts⸗ 
gefchäft, welches eine gewilffürte Anderung ver Vermögensſphären 
(Begründung, Änderung, Aufhebung von Vermögensrechtsverhält- 
niffen) zu bewirken geeignet ift, einen beftimmten juriſtiſchen Zwed 


46) In die causa solvendi, credendi, donandi will mit den Alteren alle 
denkbaren; Gründe der Vermögenszuwendung faufgelöft wiſſen Brinz $. 150. 
©.582 (2. A.), was jedoch (vgl. N. 44) nicht durchführbar erfcheint, daher die Meiften 
Arndts 8 80, NR. 2, Windfcheid 8.98, N. 1. Hofmann 8.8, Erneı, 
©. 319, R. 4, Bavlilet, Bereiherungäfl. 8.2, ©. 3. 1877 R. 56, Karlowa 
©. 172, Hruza a. O. S. 57) diefelben nur demonftrativ anführen. Das Rechts⸗ 
geſchäft verfolgt übrigens bisweilen einen mehrfachen (komplizirten) Zweck, fo ind 
befondere bei Bermögendzuwendungen mit einer Auflage (Donatio sub modo,. 
Dazu Frankl a. O., Pferfhe, Bereiher. Kl. ©. 93 fig. 

47) Vergl. Bähr, Anerfennung ©. 12. 13, Erner ©. 76, Hofmann 
©. 9%, Gruchot 8,6. 470 flg., Brinz ©. 582, der dad Motiv „nicht ſowohl 
als ein juriftifches, als ein pſychologiſches und natürliches Erforderniß der Tradition" 
betrachtet, damit aber (5. 583) die juriftifche Bedeutung nicht unterfchägen will. 
Richtig Karlowa ©. 208. Für die Erreihung ded Zweds (die Realifirung des 
Wollend, z. B. Zahlung, Schenkung) ift die Tradition wieder Mittel. — Eine 
andere Frage ift ed, ob es pofitivrechtlich zur Übereignung erforderlich ift, daß 
derfelbe ein wahrer, wirklich er — nicht bloß vermeintlicher fei. Richt darüber 
fann indbef. ein Zweifel beftehen, daß der Beftimmungdgrund (die causa) da jein 
müſſe; nur darum kann ſich die Kontroverfe drehen: ob dad Wollen von rechtlichen 
Erfolg begleitet, alfo das intendirte Rechtögefchäft verwirklicht fein müffe? Dieſer 
Kernpuntt der Frage wird häufig überfehen. Die Identifizirung von causa im ſub⸗ 
jeftiven Sinne (Motiv, Endzwech und causa im objektiven Sinne (Titel, Rehte- 
geſchaͤft) Hat viel zur Verbreitung der irrigen Doktrin beigetragen, daß zur Uber 
eignung ein „Erwerbötitel” erforderlich fei. Bejahen könnten die Frage nur Die 
jenigen, welche das Inftitut der Kondiktionen in feiner gegenwärtigen Geftaltung 
ignoriren oder ftreichen. Auf den Unterfchied zwifchen Tubjektiver und objeftiver 
causa, juriftifchem Beftimmungsgrund und Realifirung deöfelben, fowie darauf, 
daß bie Bedeutung der causa bei der Tradition nach öfterr., wie nad röm. R. ein 
lediglich ſubjektiver juriftifcher Beftimmungdgrund, Zweck ift, habe ich bef. in ber 
Ser. Zeit. 1871, Nr. 44. hingewiefen ; ausführlich find diefe für dad R. R. unbeftreit- 
baren Sätze in ihrer literarhiftorifchen Entwicklung dargeftellt von Hofmann 
©. 54 flg. und Bähr a. D. 8. 3 fig. Dazu neuerl. Hruza S. 50 flg. (Mit 
Unrecht wird diefe Unterſcheidung in der nicht fehr Maren, von Hruza ©. 52 fe. 
mit Recht befämpften Darftellung Hafenöhrl’8 8. 27. R. 31 abgelehnt) Mit 
der Unterfcheidung der causa im fubj. und im obj. Sinne darf nicht verwechielt 
werden der Gegenſatz zwifchen justa und injusta causa trad. Beiderlei causse 
fönnen nur vermeintlich (fubjettiv) oder wirklich (objektiv) da fein. 

48) Über dad Zweckmoment im Perfonenreiht vgl. Karlowa ©. 163. 
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verfolgt, beziehentlich — bei dem kauſalen (pfuchologifchen) Zu- 
fammenhange zwifchen der Urfache des Wollens und dem Gewollten 
— auf einem juriftiichen Beweggrunde berubt, gleichviel, ob es 
ih nun um Eigenthbumsübertragung, Servitutsbeitellung, Begrün- 
bung ober Übertragung einer Forderung, Erlaß, Legat handelt. 


49) Wir können diefe Gattung von Recht sgeſchäften die „neutralen 
vermögendändernden”“ nennen im Gegenſatz einerfeitd a) zu jenen Rechtsgeſchäften, 
welche zwar auch Vermögendänderungen bewirken, bei denen aber das Geſchaͤft durch 
den vom Rechtsverkehr individualifirten (einzigen) Zweck volllommen gedeckt 
erfcheint (ald da: Kauf, Miethe, Mutuum, Schenkung), im Gegenfag andrerfeit® 
b) zu jenen Rechtögefchäften, welche überhaupt keinen Bermögengftoffwechfel zur Folge 
haben, bei denen übrigens gleichfalls der rechtlich beftimm te (indiwidualifirte, einzige) 
Zweck in der Wirkung völlig beſchloſſen liegt, (al® da: Pfand«, Bürgfchaftöverträge, 
Depofitum 2c.). Schon Fitting, E. Ar. 52, ©. 393, u. bef. Hoffmann $. 6 
machen darauf aufmerffam, wie wir je nad) Berfchiedenheit des Eintheilungdgrundes 
verſchiedene „Seichäftächarattere” zu umterfcheiden haben; Jener (dem Buhl, Zur 
Lehre vom Anerfennungdvertrage, und Shloßmann, ©. 38 flg., folgen) unters 
ſcheidet eine Reihe von ſpezifiſch juriftifchen und eine Reihe von wirthfchaft- 
lichen Geſchäftscharakteren, 3. B. einerfeit® Manzipation zc. andrerfeitd Kauf, 
Tauſch zc., wogegen freilich zu bemerken ift, daß die lepteren auch juriftifche und die 
erfteren auch wirthfchaftliche Gefchäfte find. (S. auch Hruza ©. 57 flg. deffen Ein- 
wand aber, daß der Endzweck der Schenkung keine wirtbichaftliche Bedeutung habe, 
unzutreffend ift.) Hofmann bemerft, daß jedes Geſchaͤft nothwendiger Weiſe 
mindeftend zwei juriftifhe Prädikate (Seiten) bat, fo 3. 2. fei die unmittelbare 
Wirkung der Tradition: Übertragung des Eigenthums, die mittelbare: Tilgung der 
Obligation. Zu ähnlichen Ergebniffen gelangt neuerlich Die verdienftliche Unterfuchung 
Karlowa’dgg. 28. 31—34. 36—43, Better, 85. 100 fig. (Über die allzu formale 
Schematifirung Lot mar's vgl. Eifele, Krit. V. Sch. 20 ©. 1flg.) — Dieerwähnte 
Scheidung iſt prinzipiell gewiß richtig, allein m. E. einerſeits nicht ausnahmslos (man 
denke an Briefeigenthum N. 44.), andrerſeits auf die vermögendändernden neu» 
tralen Rehtögefchäfte zu befchränten, d. i. auf folche (reine) Rechtsformen, welche 
eine Mannigfaltigkeit der Beftimmungsgründe (Zwecke, causae) zulaffen (al? indbef.: 
Tradition, Servitutäbeftellung, Ceſſion, Erlaß). Jedes derartige vermögendändernde 
Rechtögeichäft beruht auf einem juriftifchen Grunde, bez. bezweckt einen (in der Regel 
juriftifchen) Grfolg, der durch jenes Rechtsgeſchäft, das fich hier ald Mittel darftellt, 
erreicht werben fol. Wir können fohin bei jedem derartigen Rechtögeichäfte wmter- 
fheiden: das Werfen (Eigenthums⸗, Forderungsübertragung, Servitutöbeftellung 2c.) 
und den Zwed, bez. Beſtimmungs grund (Erfüllung oder Begründung einer Ob» 
ligation, bez. die darauf gerichtete Abficht, bei der Schenkung bloße liberale Be- 
reiherung). Der juriftifche Zwed, realiſirt gebadht, ift (abgefehen von den Fällen 
R. 44) wohl auch ein Rechtsgeſchäft: Zahlung, Schenkung, Dodbeftellung u. f. w., 
bewirft aber nicht an fich eine Dermögendänderung, ſondern nur verm itteift 
eines konkreten vermögensändernden Rechtsgeſchäftes. Es ift übrigen? begreiflich, 
daß, vom Geſichtspunkte der leptgedachten Rechtögefchäfte gefeben, Die vermögend- 
ändernden Rechtögefchäfte wieber ald Mittel zur Realifirung der erfteren erfcheinen, 
3. B. die Eigenthumsübertragung ald Mittel der Zahlung, ber Schenkung, Dos 
beftellung 2c. Beiderlei Rechtsgeſchaͤfte kreuzen ſich „wie Zettel und Einſchlag im Ge⸗ 
webe.” — Bon den auf Dermögendänderung gerichteten R.-Gefhäften find namentlich 
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Dergleichen Rechtsgefchäfte find bie Rechtstypen, die Rechtsformen 
in welchen fich die Erreichung bes gefchäftlichen Parteien zwecke s voll⸗ 
zieht; der Beftimmungsgrund ift Die causa im ſubjektiven Sinne, ver 
rechtlich erreichte Zweck ift die causa im objektiven Sinne. — Daß 
in8befonbere zur Begründung von Vertragsohligationen das Dafein 
eines rechtlich gebilligten Zweckes unerläßlich fei, ift nicht zu bezwei- 
feln; nur foviel ift beftritten, ob zur gerichtlichen Geltendmachung des 
Anſpruchs die Angabe biefes rundes (ver causa promittendi) 
nöthig ift oder nicht. Dagegen — und fomit für die Anerkennung 
des fogenannten abftraften Vertrags nach bürgerlichen Rechte — hat 
ih Hruza, Novation (1881) ©. 49 flg., erflärt; allein mit Recht 
hat fich die Mehrzahl ver öſterr. Suriften (Hafendhrl, Oblig. R. 
©. 348flg., ſ. meine Abhandl. Jur. BI. 1882, Nr. 2flg., 
Strobal, Wien. Zeitſchr. X. ©. 441, Krasnopolsti, Krit. 2. 
Schr. 25 ©. 20, Frankl, Schenkg. ©. 108, Krainz $. 206, 
Pavlicek, a. O. 8. 2 für die Nothwendigkeit der Angabe des mate- 
riellen Bejtimmungsgrundes ausgefprochen, welche allein e8 dem 
Richter ermöglicht, ven individuellen Charakter der obligatorifchen Ber- 
binblichfeit, deren Nechtswirkungen, ja deren Gültigkeit und Klagbar⸗ 
feit zur beurtheilen. Die Analogie zwifchen dem juriftifchen DBeftim- 
mungsgrunde der Tradition (Ceffion, Erlaß) und ber causa promit- 
tendi ber Obligation leidet nur infofern eine Mopiftlation, als bie 
Gültigkeit der Übergabe nur das Dafein der causa im fnbjektiven 
Sinne verlangt, während die Entftehung ber Obligation das Dafein 
eines objektiv gültigen Rechtsgrundes zur Voransfekung bat. 

die auf Bermögensfiherung abzielenden (Pfand, Bürgſchaft) ſchon weſentlich 
dadurch unterfchieden, daß das Gefchäft Durch den einzigen Deftimmungdgrund (Sicher: 
ftellung) ſtets fpecialifirt ift. In letzterem Punkte kommen denfelben gewiſſe Kategorien 
der vermögendändernden Rechtsgeſchäfte (f. oben Kit. a) gleich. Eine eigenthüm« 
liche Stellung hat das Legat, welches von Manchen (Hartmann, Bermädt.) zu 
den reinen Rechtöformen der Bermögendverleihung gezählt wird, während Karlo wa 
$. 44 meint, daß es ſtets die individuelle Gaufa: dad Vermögen von Zobeöiwegen 
zu ordnen, in fich ſchließe. (IN dies die causa?) Ahnlih Czyhlarz, Dotalr. 
S. 138. — Da jedoch der Beftimmungsgrund des Legats nicht bloß Bereicherung, 
jondern auch Erfüllung von Obligationen zc. fein fann, fo zähle ich das Legat zu 
den neutralen Bermögensänderungen. Nur bei diefen reinen Rechtöformen Tann 
die Frage entftehen, ob die Angabe der causa im ſubjektiven Sinn zur Subftan- 
ziirung der Klage nothwendig tft oder nicht. Über Bernhöft's Anf. ſ. R. 7. 
Neueſt. ſtellt fich Frankl 8. 2 auf den Standpunkt Fitting-Hofmann’d mit 
ber m daß er Gefchäfteztwedte (insbeſ. die Schenkung) anerkennt, die auch 
Typen find. 
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Der juriftifche Zwed, bezieh. Beitimmungsgrund, den man 
immerbin als den „erften“ ober „nächjten” Zweck ober Grund ber Tra- 
dition bezeichnen Tann, 50 ift von dem fozialen oder fittlihen Beweg- 
grund berfelben wohl zu unterjcheiven. Wer z. B. ſchenkungsweiſe 
trabirt, kann dies thun, um eine Wohlthat zu üben, um ein Geſchenk 
zu vergelten, um zu glänzen, zu verbinden 2c. Diefes foziale ober fitt- 
liche Motiv geht den Iuriften in ber Regel nichts an. (Ausnahms⸗ 
weiſe macht ver faljche Beweggrund bie ſchenkungsweiſe Tradition un- 
gültig 88. 572. 901.) Das juriftifche Motiv (Zwed) ver Tradition 
ift aber in allen dieſen Fällen eben nur die Abficht, Iemanden unent- 
geltlich zu bereichern (a. donandi).5! 

Es iſt ſomit vollftändig gerechtfertigt, wenn ſich das pofitive 
Recht mit dem Beweis des abftrakten Übereignungswillens nicht be- 
gnügt, vielmehr auch die Angabe des konkreten juriftifchen Be— 
ftimmungsgrundes (ber fubjeltiven causa traditionis) verlangt 
($. 424 ©.3.).52 Sämmtliche Vorarbeiten zum A. B. G. B. nehmen 


50) So Windſcheid a.D.; gegen die Formulierung W.'s laßt fich freilich 
Manches einwenden, vgl. Karloma ©. 169, welcher ſeine Meinung S. 171 ſo 
faßt: der Übereignungswille iſt ein Theilwille, ein „Ausfchnitt” aus etwa Umfaſſen⸗ 
derem, der feiner Ergänzung bedarf durch eine Beziehung auf einen Zweck; nicht 
„wirklicher“ und „wahrer Wille“, fondern Theilwille und zufammengefehter Geſammt⸗ 
wille fteben ſich hier gegenüber. Dazu Pferfche, S. 94 fly. 

51) Ebenfo kann bei der Tradition auf Grund eined Kaufe dad foziale oder 
nttlihe Motiv das fein: das gegebene Wort zu erfüllen, den Kredit zu erhalten u. ſ. f. 
Der juriftifche Beftimmungsgrund oder Zweck ift: ſich durch die Übergabe von der 
Berpflihtung aus dem Kaufvertrage zu befreien. 

52) So auch dad röm. Recht: 8.40. J.de R.D.2. 1., L. 31 D. de acquir. 
r.d.41.1. Nunquam nuda traditio transfert dominium sed ita, si venditio 
vel aliqus justa causa praecesserit. Anders bei der mancipatio und in jure 
cessio, bei welcher bie Außerung des abftraften Übertragungswillend” genügte. Die 
L. 31.D. cit. hat den fehr gewöhnlichen Fall vor Augen, daß der Übereignungs- 
wille durch einen vorhergehenden Rechtsakt (insbeſ. Vertrag) auger Zweifel ſteht, 
jo daß alfo hei der Übergabe (nuda tr.) „nichts mehr erklärt, fondern bloß gehandelt 
wird“. Rothwendig ift died aber gewiß nicht; der den Traditions g rund enthaltende 
Rechtsakt (Kauf z. B.) und der Übereignungsmwille fann mit dem Übereignungsatte 
zujammenfallen, wie bei Handgeſchenken, Almofenfpenden, bei Dotirungen, bis⸗ 
weilen bei Kreditirungen, felbft bei Verkäufen; er kann demfelben auch zeitlich nad» 
folgen, wie bei der brevi manu traditio. (Sch kann fohin der Anfiht Kohler's 
©. 242 fig., welcher die X. als Erfüllungs- und ale Grundvertrag verfchieden beur⸗ 
theilen will, nicht beipflichten.) Auch darüber ift man heute einig, daß nah Röm. 
R. die Wirkfamkeit der Tradition weder von dem Dafein, noch von der Gültigkeit 
des die causa involvirenden Rechtsaltes abhängt, (wie Altere häufig annahmen); 
nichts defto weniger gehen die Anfichten über die Bedeutung der causa tr. auch heute 





288 Derivative Erwerbsarten. 8. 11. 


— entſprechend dem biftorifchen Rechte — dieſen Stanbpunft ein. 
(gl. Cod. Ther. II. 6. nr. 32, Horten's Entw. IL 5. 88.1.2, 


— — — — — 


noch ſehr auseinander. — 1) Viele betrachten die j. causa als ein ſelbſtändiges, 
pofitives Erforderniß der Tradition, jedoch unter Hervorhebung bes Umſtandes daß 
auch die Putativcaufa genüge. So Sell, Eigth. ©. 55, Keller $. 126, Seuf⸗ 
fert$.132, Roth 8.136, in genauerer Form Lotmar ©. 171 flg., Brinz $. 150, 
Karlowa ©. 208. — 2) Andere finden in der j. o. lediglich ein Erkenntnißmittel 
des Ubereignungswillens, jo ſchon Donell IV. 16.8.7, Savigny, ObL 8. 78, 
Bähr 8.4, Windfheid 8.172, N.5.16a., Dernburg I. 6.508. — 3) Daran 
fließt fich die Auffaffung, daß der Ubereignungstoille und (die j. causa identiſch 
find. (Pudta 8.148, Bagenfteher I. S. 194, Böding, Band. 8.153, R. 28, 
Schmid S. 72, Scheuerl, Inf. 8. 86, Förfter 8. 178, N. 7, van Wetter, 
Droit rom. $. 174.) Die Anſicht Exner's ©. 318 flg., welchem Hofmann 
©. 72 beitritt, gebt wefentlih dahin, daß die justa causa die „Summe aller objek⸗ 
tiven und fubjeltiven Thatfachen fei, welche zuſammenwirkend die Veranlaffung ( 
eines konkreten Traditiondgefchäftes gewefen find” (S. 330) ; fie fei weſentlich etwas 
Negatives, Impeditives, nämlic das Richtvorhandenfein gewiſſer verpönter Elemente 
in dem Kreife der Thatſachen, aus welchen die Tradition hervorging. Als ſolche 
„verpönte” Fälle zählt €. auf: 1. die donatio i. v. et. ux. u. donat. supra modum, - 
2. Eigenthumdvorbehalt wegen Ridhtzahlung des Kaufſchillings, 3. Beräußerungen 
gegen das S. C. Vell. u. 4. Maced., 5. furfive Empfangnahme. Richtig ſchließt 
Hofmann $. 10 den Fall 4 und 5 bier aus, fügt aber dafür ohne triftigen Grund 
den Fall verbotenen Spield (Wette, Vergleich) an. Der Verſuch H.'s, dieſe Fälle 
auf einen einheitlichen Grundgedanken zurüdzuführen, ift ein vergeblicher. Dagegen 
auh Czyh larz a. O. J. S. 433. Gleich mir (G. Zeit. 1871, Nr. 44) betont auf 
H. die lediglich fubjektive Bedeutung der causa. — Im Übrigen ift gegen die Auf 
faffung E.s und H.'s mit Lotmar ©. 167 flg. 172 und Brinz $. 150, S. 584 
geltend zu machen, daß das Erforderniß der j. causa = idonea causa von din 
Quellen ſachgemaͤß als ein pofitived Erforbemiß hingeftellt wird und daß weiter der 
Umftand, daß eine ihrer Gattung nach taugliche causa nach der Beſonderheit des 
Falld eine injusta c. fein kann, es gewiß nicht rechtfertigt, Die causa in dem oben 
angeführten „ganz allgemeinen und vagen Sinne” ald Summe ıc. zu befiniren. S. 
dagegen auch Windſcheid 8. 172, N.5, und Karloma ©. 205 fig). — Auch 
nach öfterr. R. ift die justa causa („tauglicher Rechtsgrund“, $. 316 ©. B. in ber 
im Terte bezeichneten fubjektiven Bedeutung zu nehmen und als pofitived Erforderniß 
der Tradition aufzufaflen. Die oben erwähnten Fälle (Nr. 1-3) der injuste causa 
des R. R., in welchen der generell tauglichen causa die Wirkung ber E. Übertragung 
benommen ift, find dem öfterr. R. unbelannt. Insbeſondere kann ed gewiß nicht 
zweifelhaft fein, daß mit der im $. 1063 zum Ausdruck gefommenen älteren (an fid 
freilich itrthümlichen) Meinung, daß in jeder kaufweiſen Hingabe, bez. Belafjung 
von Waaren ohne Zahlungdempfang eine Kreditirung liege, — der römische Rechts⸗ 
fag, betreffend den Eigenthumsvorbehalt bei Käufen ohne Zahlung ober Krebitirung 
ded Preiſes — indirekt völlig befeitigt ift. Vgl. Note 28. 29, Erner ©. 79, 
N.108, Goldſchmidt 8. 81, N. 35, Kirchſtetter S. 521 (3. A.); unbeſtimmt 
Stubenrauch II. ©. 222. — Daß aber der wiſſentliche Empfang eines Inde⸗ 
bitums den Eigenthumserwerb des Empfängers nicht zur Folge hat (L. 18. D. de 
cond. furt. 13.1, efr. L. 43. pr. D. de furt. 47. 2), erflärt ſich daraus, daß 
nah unferer Auffaflung der causa trad. hier fein Gonfend im Ubereignung® 
willen vorliegt; denn der dolofe Empfänger nimmt die Sache nicht solvendi, fon 
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Martini's Entw. II. 6. 8.2, Urentw. II. 88. 159 flg., dazu Be⸗ 
rathungsprot. bei Ofner I. S. 276flg.) Der Übereignungswille ift 
nur ein Theilwille, der feine Ergänzung und volle Rechtfertigung erft 
burch bie Aufdeckung des beſtimmten wirthichaftlichen und juriftifchen 
Zwedes (der causa) gewinnt. Der Trabitionswille in feiner indivi⸗ 
bualifirten Richtung, in feiner konkreten Färbung (das ift ver Über- 
tragungswille und der Beitimmungsgrund) erhellt aber am beften aus 
dem Rechtsgeſchäfte, welches die Barteien durch die Übergabe reali- 
firen ‚wollen und das der Tradition gewöhnlich vorauszugehen pflegt 
(causa im objektiven Sinn, titulus). Diejes Nechtsgefchäft nennt pas 
Geſetzbuch in Anlehnung an die ältere romaniftifche Doltrin fowie an 
das ba yer. und preuß. Landrecht „Titel“ (88. 424. 435), „Rechts- 
grund“ (88. 26. 42. ©. ©. cf. 88. 435. 1053. 1461 ©. B.). vs 
(Der Cod. Ther. II. 6. nr. 32, Horten’® Entwurf II. 5. $. 2. 
iprechen von ber „Urfache ver Übertragung“; Martini's Entw. vom 
„Rechtsgrund oder Titel“, ver Urentw. IL. 8. 159 nur vom „Zitel*.5%) 


dern furandi causa. Vgl. auh Hofmann ©. 114, Karlowa S. 210. Die 
wiffentliche Annahme der Zahlung eines Indebitums erfcheint nah röm. R. ale 
furtum, nad öfterr. R. als Betrug ($. 197 Str. ©.). Daß in diefem Falle nad 
öfterr. R. die Bindifation mit der Deliktsklage (88. 1295 fig.) konkurrirt, ift nichts 
Beſonderes. 

53) Vergl. bayer. L. R. A. 3. 7, Nr. 5, Roth 8. 136, N. 26; preuß. 
%.R.10.1.8.1. „Die mittelbare Erwerbung . . erfordert außer dem nöthigen 
Titel auch die wirkliche Übergabe”. — Die röm. Quellen bedienen ſich richtig faft 
ftet? nur ded Ausdrucks causa tr., womit die [ubjeltive, innere Seite des Tra- 
ditiondwillend bezeichnet ift, während der bei der Erfikung gebräuchliche Ausdruck 
titulus (pro emtore, donato ete.) die objeftive, äußerliche Seite des ihm zu 
Grunde liegenden Rechtsgeſchäfts kennzeichnet. Die auf die Gloſſe und noch weiter 
hinaufreichende Fdentifizirung von causa und titulus, bez. der faft ausſchließliche 
Gebrauch ded Wortes titulus hat, wie ſchon Hugo hervorhebt, weſentlich zu der 
irrigen Doktrin geführt, daß der Eigenthumdübergang von dem Dafein eines „gül« 
tigen Titeld (88. 424. 435) abhänge. Doch bemerkte ſchon die Gloſſe: c. justa vel 
putativa, alioquin..... totus titulus de cond. indeb. repugnaret. Vgl. ſtatt 
Ale Olüd, Komm. g, ©. 113: „ed muß ein ſolches Gefchäft vorausgegangen fein, 
welches auf die Übertragung des Eigenthums abzweckte. . . 3. B. Kauf, Schenkung, 
Zauſch rc” S. auh Hofmann ©. 36. — Dagegen iſt im indeſtens nach öfterr. 
R.) die justa cause usucapionis (S&. 1461) entſchieden objektiver Natur, — fie iſt 
das Rechtsgeſchäft, auf Grund deſſen befefien und erfeffen wird, während für das 
vom. R. Fitting 52. ©. 416 flg. aus der Anerkennung des Putativtitels ſchließt, 
daß es bei der Tradition und Erfigung nicht fowohl auf beftimmte, äußerlich ob- 
jettive, fondern — auf innerliche fubjektive Borausfegungen ankommt. (Dagegen 
aber Hofmann ©. 104 und H. v. David, Zur Lehre vom Erfipungstitel [1869)). 

53a) Sonnenfeld beantragte ( 1806), daß ſtatt „Titel“: NRechtögrund gefagt 
u. in der Klammer ſtets „Titel“ eingefchaltet werden. Ofner J. ©. 277. 


Randa, Eigenthum n. öſterr. Recht. 19 
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Es Tiegt anf der Hand, daß ter durch den Entzwed (causa trad.) 
näher beftimmte Übertragungswille vorliegen Tann, während das 
NRechtsgeichäft ſelbſt ungültig ift (fo namentlich bei Zahlung einer 
irrthümlich vorausgefegten Schuld, $. 1431 G. B.), und daß ım- 
gelehrt das Rechtsgeſchäft (ver Titel) objektiv beftehen faun, ohne 
daß die Parteien hierauf den Übereignungswillen ftügen (3. B. der Erbe 
verkauft irrthümlich dem Legatar vie diefem vermachte Sache). Der 
Wille, Eigenthum zu übertragen, und ber juriftiihe Zwed (Beitim: 
mungsgrund) 3. B. eine Schuld zu tilgen, find offenbar verſchiedene 
Dinge; ber erjtere kann realifirt werten, ohne daß zugleich ber letere 
erreicht würbe, 3. B. bei Zahlung eines Indebitums. Tem Willen 
bie rechtliche Wirkung zu verfagen, weil ver Zwed nicht erfüllt werden 
fonnte, dafür ift ein zwingender Grund nicht erfindlich. Hieraus er- 
giebt fich vie Nothwendigkeit, zwifchen causa im ſubjektiven Sinne 
(Beftimmungsgrund, juriftifchem Motiv) und causa im objektiven 
Sinne (Rechtsgrund, Titel) zu unterfcheiven. Zur Übertragung des 
Eigenthums ift erftere unerläßlich, da der Übereignungswille ohne 
biefelbe nicht gedacht werden Tann, — nicht aber bie letztere.5° Auch 
pofitivrechtlich Tann e8 Teinem begründeten Zweifel unterliegen, daß 


54) Hat der Empfänger den Befip sine vitio erlangt, jo gewährt ihm L. 1. 
8.5. D. de exc. rei v. ac tr. 21. 3. die exceptio doli, und das Gleiche wirt 
nad öfterr. R. zu bebaupten fein. Vgl. Dernburg $. 238.5. 

55) M. E. ſteht es mit dem Erforderniſſe der causa bei den obligatoriſchen 
Berträgen nicht anders als bei der Tradition. Ohne juriftifchen Zweck kann der Ber» 
pflichtungs· und Traditionswille pfochologifch, juriftifh und öfonomifh nit ge 
dacht werben ; — allein es ift Sache des pofitiven Rechts, ob es ſich mit der Kom 
flatirung ded Willens begnügen, oder — um eine Garantie für die Ernſtlichleit 
des Willend zu geiwinnen — überdies auch die Angabe des juriftifchen Beſtim⸗ 
mungögrundes verlangen wolle. In diefem Punkte befteht ein weſentlicher Unter: 
ſchied zwifchen dem dinglihen und obligatorifhen Vertrag durchaus nit. 
And. A. Dernburg, Eiv. Ur. 40.6. 420. R. 3.) Die Konfequenz würde ee 
fordern, das Erforderniß der causa hier und dort nach demfelben Orundfape zu 
beftimmen. gl. dazu ©. 286 d. B. Bei gewiſſen typiſchen Geichäftöformen für 
gewiſſe Übertragungs- und Berpflichtungsafte kann von der Nachweiſung der cause 
ohne Bedenken Umgang genommen werden. So war died nach röm. Recht bei ber 
mancipatio, in j. cessio, stipulatio, fo ift es heute bei der Auffaffung nad 
preuß. R.. beim Wechfel verfprechen u. ſ. f. Die Regel bildet aber heute das 
Boftulat des Nachweiſes der causs. Weſentlich zu demjelben Refultate gelangt auch 
Karlowa ©. 171. 208. 259; vergl. noch Eifelea.D. ©. 4. 10. und Hruza 
©. 50 flg. Gegen die irrige Anfiht Strohal's, 3. Eig. ©. 35, daß die Intab.: 
Urkunde den Titel nicht enthalten müffe, vgl. Krasnopolsti, Mittb. d. 3. % 
9.6. 16 flg., Frankl S. 87 fig. u. ſchon Cod. Ther. II. 8. $. IL 17. 
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ber Eigenthumsũbergang erfolgt, auch wenn ein gültiger Titel (SS. 424. 
435) nicht vorhanden ift, fofern nur beide Theile die Eigentbums- 
übertragung aus dem vermeintlichen Titel bezwedten. So 
namentlih in dem Falle, wenn pas Nechtsgeichäft Mangels Form 
oder aus anderen Gründen ungültig, ober fogar verboten (88. 878. 
879) oder zu einem unfittlichen Zwede gegeben (8. 1174 und Hofd. 
vom 6. Sunt 1838, 3. 277), ober wenn irriger Weife eine Verpflich- 
tung zur Eigenthumsübertragung vorausgejegt (8. 1431 — 1437), 
ober ber urjprünglich gültige Erwerbsgrund fpäter hinfällig wurde 
(88. 877. 1447). Beruht doch auf dem Grundjage: daß Eigenthum 
auch bei Abgang des vorausgeſetzten Rechtögrundes (Titels) über- 
geht, das dem römischen Rechte entnommene Inftitut der Kondik⸗ 
tionen! Vgl. die 88. 877. 878. 991. 1048. 1059. (in Rüdficht des 
Rückerſatzes des Tarüberfchußes) 1174. 1247. 1265. 1431—1435. 
1447. A. B. ©. B., dazu 8. 78d der Gewerbenov. v. 8. März 1855 
Nr. 227 (mit gefeklicher Änderung des Gläubigers); dann $. 8 nes Gef. 
v. 28. Mai 1881 Nr. 47 R. ©. betreff. unredliche Vorgänge bei Ere- 
bitgejchäften. (‘Die mitunter ungenaue Faſſung des Geſetzes darf über 
die Natur bes Rechtsanſpruchs nicht irreführen 3. 3. 88. 1059. 1247). 

In allen dieſen und ähnlichen Fällen gewährt das Geſetz nad) 
dem Borgange des röm. Rechtes eine obligatorische Klage (Berei- 
herungsflage, Kondiktion) auf Rüderftattung deſſen, was ohne recht- 
lichen Grund oder aus einem fittlich verwerflichen Grunde (turpitudo 
accipientis) durch Tradition aus dem Vermögen bes Einen in das 
Bermögen bed Anderen übergegangen ift.°° Die Gewährung einer 
ſolchen obligatorifchen Klage wäre überflüffig, ja geradezu unverftänd- 


56) Übergiebt ;. B. der Erbe irrthümlich die ihm gehörige Sache dem ver- 
meintlichen Legatar, fo kann er diefelbe nur mit der condictio indebiti (nicht mit 
der Vindicatio) von dem redlichen Empfänger zurüdfordern. Arg. $. 1431. 1432, 
1435. 1436, welche fländig den Ausdrud: „zurüdfordern” gebrauchen. Feſt ſteht 
der Srundfag: Et proditum est nemini rem suam (nisi furi)condicere posse. 
L. 12. D. ususfr. quemadmodum 7. 9. (Rur wiffentliher Empfang eined In⸗ 
debitums jchließt den Eigenthumdübergang aus. L. 18. D. cond. furt. 13, 1. 
Pfaff und Exner a. O., Paplicet, &. 3.1872, Rr. 24 flg., Brinz 88. 300 fig, 
®rudot VIO. ©. 435. 438, dagegen ohne Grund Förfter 8. 178, Nr. 3, dazu 
ſ. R. 52 a. E.) Die näheren Quellenbelege für diefe allgemein anerkannte Regel 
tönnen hier füglich wegbleiben, ebenfo die Citirung der außerordentlich reichen Lite⸗ 
ratur. Bol. bei. Dernburg, Windfheid 8. 421429, Goldſchmidt 8. 79, 
N. 26; von öfterr. Schriftftellern vgl. Unger 8. 72, NR. 30, Pfaff, Ger. Zeit. 


19* 
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ih, wenn in ben gebachten Fällen wegen der Ungültigkeit ober 
Mangelhaftigfeit der causa oder wegen Abgangs ber vermeintlichen 
Schuld der Eigenthumsübergang nicht ftattfänbe; denn alsdann hätte 
ber Zrabent bie gegen Jedermann wirkjame Eigenthumsklage — und 
nicht bloß Die obligatorifche, auf die Berfon des bereicherten Empfän- 
gers beichränkte Rüdforberungsflage (SS. 1174. 1435). 

Dagegen vertreten nunmehr wieder Strohal, Jahrb. f. Dogm. 
27 ©. 335 fig. und in dem Bortrage: Die Gültigkeit des Titels als 
Erfordernig wirkſamer Eigenthumsübertragung [Graz 1891, Iur. Bl. 
1891 Nr. 5] und ihm folgend Pferſche, Irrthumsl. ©. 291 fig. n. 
Krasnopolstti, Prager J.“V. Schrift 1891 ©. 76 flg., Ofner, 
Sadenr. ©. 74 gleich älteren Kommentatoren (Note 56) bie entgegen- 
geſetzte Anficht. Erſterer beruft fich Hauptfächlich parauf, daß der Cod. 
Ther. und der übereinftimmenbe Entw. Horten's vollbewußt mit den 
Grundſätzen bes röm. Trabitionen- und Kondictionen-Shftems ges 
brochen und ber Übergabe bei wejentlichen Mängeln bes Titels bie 
Wirkung des E.-Überganges verfagt hätten; „Har durchdacht“ und in 
ſchärfſter Weile würde dem Geber in folchen Fällen nicht bloß die 


1868, Rr. 30 flg., Swoboda, ebenda Nr. 4. 5, Erner©. 75. 321 flg., Pav⸗ 
Lite, Zaloby z obohacenf 8. 2, 12. 14. u. Bereicher.Kl. 88.1. 2, Pferide 
S. 206 fig. Kra inz, IL $. 206 (dazu 8. 223). Das öfterr. ©. 2. hat ſich bei 
Mobilien jo dürftig auch diefer Stoff behandelt ift, in allen wejentlichen Punften 
dem roͤmiſchen Rechte — und zwar in der Formulirung zumeift der Doftrin feiner 
Entftehungszeit angeſchloſſen. Hier wie dort ift die Bereicherungstlage ihrem juri- 
ftifchen Weſen nach audgefchloffen, fo lange die Eigenthumsklage ftatt hat; denn 
alsdann ift der Empfänger noch nicht bereichert, weil die Sache noch nicht in fein 
Bermögen übergegangen ift. (Die Zulaffungbercondictio furtiva iſt für das 
R. R. fingulär; die Polemit Hofmann's 8. 11 iftm. E. gegenſtandslos.) — 
Obgleich unfere Kommentatoren (Kirchftetter S. 222 u. 676 [3. A.] audgenom- 
men) von der Anficht ausgehen, daß zur Übertragung des E. ein „Titel“ nothwendig 
ift, fo bricht ſich die richtige Au ffaffung doch nicht felten Bahn, Bol. 3. B. Zeil: 
ler IV. ©. 165, wo richtig zwiſchen Kondiktion und Vindikation unterſchieden 
wird, (dagegen aber IV. ©. 157. 158); Nippel VIII. ©. 187. 200, defien 
freilich unzulängliche Begründung (aus den 98. 871—876) auch Stubentaud II. 
©. 545, N. 2 mit der Bemerkung acceptirt: daß unfer G. 2. allerdings einen 
titulus pro soluto anzuertennen fheine (!) und ... die Eigenthumderwerbung 
von Seiten des redlichen Empfängers nicht wohl geleugnet werben könne.” (Das 
flimmt freilich nit zu Stubentaud I. ©. 536). Konfequenter leugnen Bini- 
warter II. 6. 98 und Ellinger ad $. 1431 den Gigenthumsübergang, weil die 
Zahlung einer Nichtſchuld „kein gültiger Titel“ fei. Unconfequent ift daher auch die 
Redeweiſe Stubenrauch's J. S. 600 bezüglich der Irrigkeit der Lehre vom titulus 
und modi acquirendi. 
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Kondiction, fondern auch die Vindiction gewährt (6 II. nr. 32. 35. 
37—39; 20. IH. nr. 29. 30. 65 Cod. Ther.). Allerdings trete in 
dem Entw. Martini’8 88.12.13. IL. 6 und dem kongruenten weſt⸗ 
gal. G. B. 88. 169. 170 II. ein völliger Umschlag im Sinne bes 
röm. R. ein. Allein die Revifionsfommiffion unter Führung Zeil- 
ler's fet zu dem Grundſatze des Cod. Ther. (Horten) zurückgekehrt 
und babe ven E.-Übergang wieber von ber Giltigfeit des Titels ab- 
hängig gemacht, wie daraus hervorgehe, daß (laut Prot. DfnerL 
S. 276 lg.) die Löſung der Frage, ob ein gültiger Titel worliege, 
als in bie Lehre von den Verträgen gehörig — dorthin gewiejen 
wurde. Weitere Belege für feine Anficht findet St. darin, daß das 
Wort „„urüdfordern“ (8. 1431) auch die dingliche Klage involviere, 
und daß an die Stelle ver 88. 159. 160 weitg. ©. B., welche alle 
Erwerbstitel auf ven Barteiwillen reducirten, der 8. 424 A. B. G. B. 
gejegt worden jet. 

Indeß all’ diefe Gründe find näher befehen unhaltbar! Abgejehen 
davon, daß bie Teßterwähnte Änberung der Faffung der doktrinären, 
ſachlich auch fonft nicht zutreffenden SS. 159. 160 weitg. ©. B. (gleich 
$.424 A. B. ©. 3.) feine materiellvechtliche, ſondern eine doktrinelle 
und rebaftionelle ift (f. Ofner I. ©. 225.276 fg. u. 0. N. 14a)5%; 
abgefehen ferner davon, daß ver Ausbrud „zurüdforbern“ regelmäßig 
nur für den obligatorischen Anspruch gebräuchlich ift,5%° muß vor Allem 


568) Diefe Berweifung beruht auf der offenbar unjuriftifchen Auffaſſung, daß 
die Tradition — fein Vertrag iſt! Als ob der dingliche Traditionsvertrag (Ent: 
äußerung) eines Minderjährigen i. d. R. nicht ebenfo relativ ungiltig wäre, wie dad 
obligat. Berfaufägefchäft. (8. 865, der gewiß in den allgem. Theil gehört!) Auf 
dergleichen Irrthümer der Redactoren kann der wiſſenſchaftliche Aufbau nicht bafirt 
werden. Dazu Krainz, II. ©. 29., Wendt, Jahrb. f. D. 29. ©. 46 fig. 

56b) Der 8.424 ©. B. ift nicht weniger doctrinär, theor. unhaltbar u. prak⸗ 
tifch belanglos, als anerkannter Maßen der 8. 380 G. B.; Erfterer ift nur die Gon- 
fequenz des Letzteren! 

560) Obgleich kein entſcheidendes Gewicht auf dad Wort „zurüdforbern“ zu 
legen ift, fo gebt Doch die Behauptung St.'s, daß died Wort „in jo weitem Sinne ge: 
nommen werde, daß es ſowohl auf die Bindication ald auf die perfönliche Klage paßt, 
viel zu weit; über den Sinn diefed Wortd kann nur der Zufammenbang, in dem es 
gebraucht ift, entfheiden. Die Berufung St.'s auf die 88. 366. 1421 u. 1433 ©. B 
beweift Nichts ; denn der $. 366 präcifirt näher: Durch die Eigenthumöäflage 
zurüdfordern“: der 8. 1433 negirt bloß den Ausſchluß der Rückforderungsklage, 
ohne die flatthafte Klage pofitiv zu nennen; im $. 1421 endlich Haben die Redaltoren 
died Wort wohl im engeren Sinne genommen, wie dic einbellig acceptirte Bemerkung 
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nachbrüdlich betont werden, taß der Cod. Ther. und ver Entwurf 
Horten’8 in diefer Lehre gerade fo völlig auf bem Boden bes 
römischen Rechtes ftehen, wie unbeftrittener Maßen ver Entwurf 
Martini's und das weftgal. G. B., wie fofort gezeigt werben wirt. 
Sowohl der Cod. Ther. (II. 6. nr. 2, 35 flg., III. 20. nr. 7—34) 
als der Entw. Horten (II. 5. 88. 2. 4, III. 21. 88.1.4. 5.7. 13 lg.) 
und der Entw. Martini (TI. 6. 88. 2flg., III. 12. 88. 19—26) ver: 
langen nur die ſubjektive, auf die Eigenthumsübertragung gerichtete 
Abficht der Parteien, ohne auf das objektive Dafein des Titels Ge: 
wicht zu legen 54; ja der Entw. Martini II. 6. 88. 13. 14 (Urentw. 
II. $8. 169. 170) beftimmt fogar, daß der Eigenthumsübergang durch 
ben Diffens in der Caufa nicht verhindert wird, wenn nur „ber beiber- 
feite (Übertragungs-)Wille“ übereinftimme. Alle diefe Vorläufer des 
DB. ©. B.'s nehmen ferner in der Kondiktionenlehre — abgejehen 
von unzuläffiger Generalifirung — durchwegs den Stanbpunlt des 
röm. Rechtes ein, wie fchon der charakteriftiiche Umſtand zeigt, daß 
das Rückforderungsrecht wegen mangelnden ober mangelhaften 
Nehtsgrundes im 3. Theile (Obligationen) in einem bejonderen 


des Präfidenten zu diefem $. bezeugt, daß „unfähige Perſonen vor Schufben zu jhüpen 
find.” (Ofner I. ©. 247.) Inden von Krasnopolsti citirten 88. 370. 403. 
456 kann nach der wortklaren Beziehung auf den Eigenthümer über bie Ratur 
des Anſpruchs kein Zweifel fein. Die Behauptung St.'s, dag jener Ausdrud im 
8.1431 „die Bindication nicht nur nicht ausſchließe, ſondern in fich begreife’(St.©.34), 
bedeutet bei Sach leiſtungen nichts weniger ald — die Identificirung der Bin 
dication und Eondiction, obgleich Beide nach Wefen und Gegenftand grundverjchieben 
find. Keinesfalls könnte nah St.'s Anficht der Empfänger alddann als bereichert an 
gefehen werben; trogdem foll gegen ihn die Bereicherungsklage ſtatthaft ſein? 
Im Falle der Comſumtion der Sache endlich wäre der redliche Empfänger (nad 
Zeiller's Citat. des 8. 329 und einer verbreiteten wörtlichen Auslegung des $. 1437) 
ganz hHaftungsfrei. (Bol. 8. 329, dazu Dfner, Prot. II. ©. 251.) Dies find 
durchwegs unhaltbare Ergebniffe! (Derunredliche Empfänger haftet bekanntlich aus dem 
Delict des Betrugd.) Auf Krasnopolski's Zweifel S. 81 fig. bemerfe ich, daß 
nach dem Gefagten die Worte „wird angefehen“ im 8. 1431 (gleich wie im $. 1080. 
ſowohl Gleichſtellung (1. Fall) ald Identificirung (2. Fall) bedeuten. 

56d) Cod. Th. VI. nr. 2.: „Hinreichend iſt nur jene Übertragung, welche aus 
einer rechtmäßigen zur Übertragung d. Eigenth. hinlänglihen Urfach gefchieht‘; 
nr. 32: „Urfach, welche aus Abficht u. Einwilligung ber Eontrabenten 
darauf (sc. auf die Eig. Übertrag.) gerichtet find.” Ebenfo Horten, D. 5. 
8.2: Hinlängliche Urfachen find „foldhe Handlungen, die entw. am ſich ſelbſt oder 
nad der Öefinnung der Handelnden ohne Übertragung des Eig. nicht vol 
zogen werben fönnen“ ıc. Der Erfaß des Wortes Urſach“ durch Rechtsgrund (Titel 
beruht gewiß nur auf ſprachlichen Gründen. (Bal. Rote 53a.) 


8.11, Derivative Erwerbsarten. 295 


Kapitel: „Von den aus bloßer natürlicher Billigfeit herrührenden 
Berbindungen“ (Cod. Ther. 20, Horten 21), bezieh. „Bon Ver- 
muthungsverträgen” (Entw. Martini u. Urentw. 12) normirt wird. 5% 
Nicht nur, daß das Rüdforberungsrecht auf das Prinzip der ungerecht- 
jertigten Bereicherung, welche ohne Eigenthumswechſel nicht 
vorhanden ift, baſirt wird, beftimmt der Cod. Ther. III. 20. nr. 7. 8 
ausdrücklich: „Wegen nicht erfolgter Urfach... . Hat der Gebende vie 
Auswahl, ober... auf Erfüllung oder Entſchädigung andringen 
ober aber das Gegebene zurüdfordern wolle“ (füralle Fälle wird 
ſohin &.-Übergang voransgejegt); hierbei wird als Bedingung 
geftellt: „daß wirklich etwas gegeben und auf den Nehmenben eigen. 
thümlich übertragen worden“. Desgleichen wird die Jurüdforderung 
ausgeſchloſſen, wenn die Sache früher an einen Dritten veräußert 
und von biefem vechtmäßig am fich gebracht wurbe56; ver Anfpruch 
beſchränkt fich Hier auf die Rückſtellung veffen, was ber Veräußernde 
dafür erhalten. (Nr. 65 Cod. Ther. glei 8. 13 Entw. Horten.) 
Der Anſpruch wird als „Nechtsforderung“ auf Wiebererftattung bes 
Empfangenen (tantundem e. g. oder berfelben Sache) bezeichnet und 
vie Rüdftellung mit allen aus der Sache gezogenen Nußungen 
verorbnet (nr. 39. 63. 64); auch wird für diefe „Rechtsforderung“ die 


56e) Alle Entwürfe beruhen auf dem Gedanken des Cod. Ther. IH. 20. nr. 5. 
29. 30 und Horten’® III. 21. 8. 1., daß Allee, was Jemanden vom fremden Gut 
ohne rechtmäßige Urſſach zu Handen kommt, zurüdgeftellt werden müffe. „Aug 
diefer Grundregel rühren die Zurüdforderung einer Sache wegen nicht erfolgter Ur⸗ 
fadhe,.... die Zurüdforderung einer aus ungebührlicher oder unbilliger Urſache em- 
pfangenen Sache” (Th. nr. 5). Hiemit ift das in der vor. Rote Angeführte zu ver- 
gleichen. Übrigens befchräntt ſchon der Cod. Ther. IH. 19. nr. 61 flg. und Horten 
Ill. 21 8. 1. die cond. indeb. auf den redlichen Empfänger. 

565) Strohal ©. 20 findet zwar einen Beleg für f. Anficht in der letzt⸗ 
erwähnten Beſchraͤnkung: „und von diefem rechtmäßig an... 2c.“, indem er Daraus 
acontrar. debucirt, daß der Geber die Sache von dem Dritten, der jie un⸗ 
rehtmäßig an fi gebracht, vindiciren könne. Allein diefer Schluß à contrar. 
ift unzuläffig. Die Anfechtung des Dritten“ kann ja 3. B. wegen Diebftahl auch 
ım ftrafgerichtl. Wege geſchehen; äußerftien Falls könnte nur der Schluß auf eine 
Delittsklage gegen den Dritten gezogen werden, womit flimmen würde derſ. Cod. 
Ther. 20 III. 19, mwofelbft die cond. ob caus. datorum im Falle der Veräußerung 
gegen Dritte gänzlich verfagt wird. Gegen Strohal ſpricht auch, dag die R. Vind. 
den Rechtserwerb Dritter ausgenommen) fogar bei rechtmäßigem Anfichbringen 
3. D. Verkauf außer den Fällen des $. 367. G. 2. ſtatthaben müßte; denn „recht- 
mäßiged Anfihbringen“ darf nicht mit „Erwerb aus Macht Rechtens“ ibentifizirt 
werden! Cfr. Cod. Ther. 6. II nr. 32. 33. Nicht erfindlich ift die angebliche Con⸗ 
fequenz, von der Krasnopol ti S. 87a. E. fpricht. 
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für „alle Forderungen überhaupt ausgemeſſene VBerjährungs- 
zeit“ normirt (nr. 70). — Auch der Entw. Martini u. ver Urentw. 
geben von der Anficht aus, daß die Haftung bes grundlos Bereicherten 
auf einem „vermutheten Vertrage“ berube (III. 12. 88. 1—3, 
refp. III. 88. 380 flg.); ferner find die SS. 1431 u. 1437 erfter Sat 
zum Theil wörtlich aus den legtgenannten Entwürfen herübergenom- 
men, nach welchen Eigenthun unbeftritten auch ohne gültigen Titel 
übergeht, fonach gewiß nur ber obligator. Anfpruch zurüdbleibt. — 
Dazu fommt, daß der Entw. Martini (III. 6. 8. 24 gleich Urentw. 
II. $. 403, glei 8. 1437 B. ©. B.) nach den Worten: „Der Em- 
pfänger ... . muß als reblicher oder unreblicher Befiger angejehen 
werben" den Zuſatz enthielt: „man kann ihn fchlechterbings nicht als 
Ausborger (Ürentw. Entlehner) beurtheilen“ 568 — und daß biefer 
Saß fowie der weitere Folgefaß, betreffend die Tragung der Gefahr 
in ver Situng v. 15. September 1806 nach dem Antrage Zeiller's 


nn nn 


568) Der Grundgedanke Zeiller’s ift wohl diefer: Der redliche Empfänger wird 
Cigenthümer (nicht bloß „Entlehner“) ; aber da er vom Gefepe dem redlichen Befiper 
gleihgefteltt wird, trägt nicht er die Gefahr (Zeiller citirt nämlich den $. 50 
Urentw. = 329 ©. 8. f. Prot. I. ©. 251). Der unredliche Empfänger ift ald 
malae f. p. gleichfalls nicht „Entlehner”, trägt vielmals als folcher die Gefahr. Die 
Anführung diefer nah Zeiller’8 Auffaffung felbfiverftändlichen Gonfequenzen 
im 8. 1437 hielt derfelbe für überflüſſig. Wie naiv die Gitirung des $. 50 Ur. €. 
(= 8.329 6.2.) ift (Zeiller verfprach „die hierher paffenden $$. anzuführen,“ that bies 
aber glüdlicher Weiſe nicht), zeigt der Umftand, dag nad) diefer Berufung der redliche 
Empfänger, der die Sache verbrauchte, nie aus der Bereicherung haften würde! (Bl. 
auch Pavlidek, Bereiherungäflagen S. 91—105, Pfaff, ©. 3. 1868 Rr.30 fig, 
34 u. Nr. 11656 Samml. Gi. U. W. Pf.) Überhaupt haben Martini u. die fpäteren 
Redactoren — im Gegenſatz zu den älteren Entwürfen — die Bedeutung des aus dem 
preuß. 2. R. (88. 186 I 16.) entnommenen 8. 403 (U. E. = $. 1437) „nidt durch⸗ 
dacht“ ; dad Ercerpt ift flüchtig u. ungenau, zumal der praftifch wichtigfle Sag: Daß 
der Empfänger von verbrauchbaren Sachen (Geld ꝛc.) dafür wie für ein Darlehn 
haftet, unter den Tifch fiel (wohl weil die Redactoren meinten, daß die allgemeine 
Bereifung des 8. 403 auf die Norm vom b. und m. f. poss., auch auf diefen Fall 
paſſe! (©. dageg. auch Krasnopolsti, S. 90.) Kurz, die Protokolle geben une 
bier wieder ein Todificationsbild, dad wohl — verwirten, aber nicht klaͤren kann. Mit 
Rüdfiht auf 8. 1437 kann nur behauptet werden, daß der redliche Empfänger zur Re⸗ 
ftitution der Früchte nicht verpflichtet fei (Nr. 11656 Samml.) u. dieſe Auffaſſung 
wird nicht nur durch Die Abſicht der Redactoren, die Analogie des gutgläubigen Beſihes 
thunlichft heranzuziehen, fondern auch durch dad preuß. 2. R. (bei. 88. 193—195 
I. 16), welches Hier ald Vorbild diente, wefentlich beflärkt. (So auch nach franz. 9. 
Gegen die abw. Anf. Pfaff’3 u. Pavlidek's S. 93 bemerfe ich, daß ber $. 1447 
dom Shader‘ ſpricht, worunter der entgangene Gewinn nicht nothwendig zu verfteben 
ift 8. 1293). 
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nur darum weggelaflen wurbe, weil beide Sätze überflüffig er- 
ſchienen. (Beffer wäre der ganze unglüdlich gefaßte $. 1437 weg- 
gefallen!) Nun beruft fich zwar Strohal ©. 19 hauptfächlich darauf, 
baß ber Cod. Ther. 6. II. nr. 37 beim tit. pro soluto ven E.⸗Über⸗ 
gang anerlenne, auch wenn jeder Theil „eine andere Urfach“ vor Augen 
bat, „wenn nur bie ein- oder anderfeitige Urſach wahrhaft tft" — und 
dies wäre allerbings ein fchlagender Beleg gegen uns, wenn nicht 
St. ven Schlußſatz berfelben nr. 37 überfehen und ausgelaf- 
fen hätte, und dieſer Schlußfat lautet: „anfonft, wenn keine wahre 
Urſach unterwaltete, kann das aus Irrthum zur Ungebühr Be— 
zahlte anwieverum zurüdgeforbdert werben“. Dieſer offenbar auf 
bie Condictio indeb. anfpielende Schlußfag fpricht baher in Wahr- 
heit gegen Strohat.5eh 

Die Nichtbeachtung des Umftandes, daß die Bereicherungstlagen 
nur ven billigen Erfat ber verfagten Eigenthumsklage bilden, ferner 
bie herkömmliche Ipentifizirung der causa im ſubjektiven und objektiven 
Sinne hatten zur Folge, daß die Kompilatoren des A. B. G. B.'s im 
Anſchluß an die Doktrin und Gejetgebung ihrer Zeit (vgl. Note 47) 
bie causa im objektiven Sinne — alſo das Rechtsgeſchäft (den „Zitel”) 
als Erforderniß ver Eigenthumsübertragung durch Übergabe hinftellten 
(88. 424. 425). Aus den bisherigen Erörterungen ergiebt ſich jedoch, 
daß Die Beſtimmungen ver 88. 424. 425 (cf. 8. 380) G. B., denen 
zu Folge zum mittelbaren Erwerb bes Eigenthums Titel und Übergabe 
erfordert wird, eben nur als irrige theoretifche Lehrſätze erſcheinen, 
welche in anderweitigen materiellen Bejtimmungen des Geſetzbuchs 
ihre fachliche Korrektur finden und jeder praftifchen Konſequenz ent⸗ 
behren.°” Dazu vgl. noch Note 56%. 


56h) Über die Bedeutung des Titels bei Übertragung von Immobilien wird 
im Zufammenhange mit dem Tabularrecht gefprochen werden. Richt aus dem $. 424, 
wohl aber aus der hiftorifchen Entwidelung und den 88. 434. 435.438. ©. B., 
88. 12 flg., 18. 32. böhm. 8. Tafelpat., nunmehr aus den 88. 26 fig. 32, 35. 42. 
61 fig. Gr. ©. v. 1871 ergiebt fich, dag zum Erwerb von Immobilien allerdings ein 
giltiger Titel erfordert wird (bedemflich drückte ich mich in der I. A. aud); dazu 
Krainz, ©. 223. Mit St. flimmt Dfner, Wiener Zeitfchr. 19, S. 446, der fich 
übrigen® gegen die Behauptung St.’3 verwahrt, dag die Condictio des $. 1431 eine 
bald dDingliche, bald perfünliche Klage fei. 

57) Daß das Dafein eines „gültigen Titeld” troß 85. 424 fig. feine Voraus⸗ 
ſetzung des Eigenthumdüberganges fei, erfennen Neuere an: Unger IL ©. 9. N. 30, 
S. 12. N. 39, 41, Pfaff a. O. Kirhftetter S. 222, Erner ©. 84, Schiff⸗ 
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Die bisherigen Erörterungen ergeben, daß bie (nach röm. Recht 
fontroverfe) Frage: ob zum Eigenthumsübergaug auch Übereinftim- 
mung ber Parteien über die causa traditionis nothwenbig fei, im 
Sinne Ulpian's L. 18. pr. D. de reb. cred. 12. 1 bejaht werben 
müffe. Es erfolgt aljo fein Eigenthumsübergang, wenn ein Theil bie 
Sache zu verkaufen, ver andere viefelbe geſchenkt zu erhalten vermeint. 
Zwar wird die entgegengefeßte Entſcheidung Julian's in L. 36. D. 
de acg. r. dom. 41. 1 von ver herrichenven Theorie gebilligt. Auch 
ber Entw. Martini (6. II. 88. 13. 14) und das weſtgal. ©. 2. 


— — — nn 


ner $. 115, Krainz II. $. 206 (bei Mobilien), während die älteren Kommentatoren 
die Beflimmungen der cit. 88. 424 fig. ohne fritifche Bemerfung als richtig hin⸗ 
nehmen. Trotzdem bricht fich die richtige Anfchauung bei den Meiften derjelben an 
einem anderen Orte Bahn, nämlich bei der Auslegung der 88. 1431—1436. Pal. 
vorige Rote. — Dad bayer. L. R. II. 3. 7. Nr. 5. fagt ausdrüdlich, daß bei „Irt- 
thum oder Ungerechtigkeit”... .. „das Eigentum trangferirt wird” und nur die per« 
tönliche Klage erübrigt. Roth 8. 136, Note 28. Obgleich die ältere Doftrin den 
Titel“ ziemlich allgemein ald Erforderniß hinſtellt, fo machen doch Die meiften Schrift⸗ 
fteller zugleich den Vorbehalt, daß auch der bloß putative Titel genügt, fo ſchon 
die Gloffe: causa vera vel putativa. (Vgl. die Lit. Angaben bei Hofmann 
6.54 flg.) — Für dad preuß. R. vertreten befonderd Gruchot, Beitt. VIH. 
©. 429 fig., Förfter $. 178, N. 7. 23. 24 die hier vorgetragene Meinung, indeß 
Baron, Abbandl. a. d. preuß. Recht (1860. Nr. 2.) ©. 98 fig. aus 88. 189. 
190. I. 16 ohne ausreichende Gründe nachzuweiſen verfucht, daß der Empfänger 
eined Indebitumd Eigenthum nicht erwerbe, und auch Dernburg $. 238 b. be 
hauptet, dag nach L. R. der E. Ubergang „geradezuabhängig iſt von dem Beſtehen eined 
Rechtsgrundes.“ Neueſt. wird dieſe Anſicht (auch f. d. röm. R.) lebhaft vertteten 
von Kindel, Jahrb. f. Dogm. 29. ©. 397 fig., 430 flg., dazu Kindel, Das Recht 
an der Sache (1889), Kap. 4. 5., — dagegen jedoch Hellmann, Krit. B. 3. Schr. 
34. ©. 359 flg., auh Endemann, Goldſchm. Ztfh. 38. S. 319 fig. Die preuß. 
Braris fchwankt. — Das fühf. ©. B. 88. 253. 256. 1547 flg. läßt feinen Zweifel 
übrig, daß daſelbſt die herrſchende gemeintechtliche Doktrin adoptirt fei. S. Schmidt 
I. ©. 202. So wohl auch nad) SS. 646. 1224, 1225 zurih. G. B. 

58) Bol. Bangerow $. 311 und die Literaturangaben dafelbft, Arndts 
8. 145, Windſcheid 8. 172, R. 15, Erner©. 76, R. 8, Baron $. 131. 
Zittelmann, Irrth. ©. 531 flg., neuerl. Lenel, Zeitfähr. d. Sav. Stift. 3 (Rom. 
Abt.) S. 115 f, Strohal, Jahrb. f. Dogm. 27. (©. 363 flg.), während Brinz 
$. 150, S. 587 (abweichend von der 1. Auflage S. 200) die Frage dahin geftellt 
fein läßt. Alle Verſuche (von Neueren vgl. Windfheid, Brinz a. O., He 
mann 8. 7, Zittelmanna.a. D.), die beiden Stellen in Einklang zu bringen, 
find, wie ſchon oft bemerkt wurde, vergeblich. Died gilt auch von dem Verſuche 
Jhering's in feinem Jahrb. XII. S. 380 flg., daß Jul ian nur dad Nichterreichen 
des Zweckes für unweſentlich halte. Die Ju lian'ſche Anficht führt übrigens zu 
großen Schwierigkeiten, insbeſ. bei Berüdfichtigung des Falles der L.19. 53. D. de 
contr. emt. 18.1. Soll hier die einfeitige Willendmeinung des Verkäufers darüber 
entfheiden, ob Eigenthum übergeht oder nicht? 
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(Urentw.) hatte im Sinne diefer Doktrin entſchieden (8. 169. II), 
während ver Cod. Ther. II. 6. nr. 35 flg. und der Entw. Horten 
nur bei der causa solut. diefer Auffaffung Raum gaben, im übrigen 
aber bei Diffens in der „Urfach“ ven E.-Übergang verfagen.5®* Indeß, 
wenn e8 richtig ift, was oben nachzuweisen verfucht wurde und was 
auch Shering, Geift III. S. 200, anerkennt: daß die causa „ein 
zur vollftändigen juriftiichen Charalteriftit dieſes Aktes (sc. der Tra- 
bition) völlig unentbehrliches Merkmal“, „ein Element des Gejchäftes 
jelbft“ fei, wenn der Übereignungswille nur aus feinem Beftimmungs- 
grunde begriffen werben kann und mit biefem in unlösficher Verbin- 
bung fteht: dann muß and) die Divergenz über die causa von weſent⸗ 
licher Wirkung fein, alfo ven Eigenthumsübergang hindern. Und dieſe 
Einficht dürfte die Kompilatoren des B. G. B. bewogen haben, (im 
Einflang mit dem fehon von Azzoni [Cod. Ther. II. ©. 101 Note 4] 
vertretenen Standpunkte) den 8. 169 IL des Entwurfes fallen zu 
lafien. Vgl. auch Witte in Schletter'8 Jahrbuch X. ©. 12, Rande, 
G. Z. 1871, Nr. 44. N. 41, auch Hofmann 8.7, ©. 95, welcher 
indeß mit Glüd, Komm. 8, ©. 122 Julian's Meinung als bie 
tecipirte anertennt, neueft. Karlowa ©. 209, Eifele S. 4, Kohler 
©.244, Strohbal, 27. ©. 376 flg.; dazu Brinz a. O. ©. 587: 
„die Frage mußte, je nachdem man... auf den Willen over beffen 
Grund ven Schwerpunft legte, verjchieven beantwortet werben; nach 
ihrem Grunde gewogen, war die Tradition kaum rechtlich begründet, 
wenn bie Gründe der Handelnden auseinander gingen, ftatt der Einen 
ganzen causa — zwei halbe vorlagen“.59 — Bon den dfterr. 
Schriftftellern find Erner ©. 77, Rirchftetter ©. 222, Krainz 
II. 8. 206 ver Anficht Julian's, ob auch Zeiller IH. ©. 36 und 
Nippel VI. ©.58, fcheint mir zweifelhaft. — Die Julian'ſche 
Anficht aboptirte S. 256 d. ſächſ. ©. B. So auch Gruchot 8. 
5.437, Förfter 8. 178, N. 22 für das preuß. R. 

Soweit ein „Titel“ im Sinne des G. B., alfo ein die Übereig- 


58a) Anders noch der Cod. Theres. II. 3. $. III. 38. 

59) Hiernach follte ih Brinz zu Ulpian's Anficht bekennen; vgl. auch 
Lenel a. O. 6. 179 flg., Strohbala.D.u. Czyhlarz, Grünhurs Zeitfhr. 8. 
©. 628, welche mit R. bemerken, daß die (interpolierte) Stelle Julian’ 8 den For⸗ 
malakt der Manzipation vor Augen haben dürfte, u. daß diefed Prinzip unzutreffend 
auf die Tradition, die kein Formalakt ift, angewendet werde. 
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nung bezwedenbes Rechtsgeſchäft voransgeht, bezieh. mit vemfelben 
zeitlich zufammenfältt,s0 ann verfelbe beftehen: 

a) in einem anf die Eigentbumsübertragung gerichteten obliga- 
torifchen Vertrag, z. B. Kauf, Taufch, Darlehns- oder Schen- 
Iungsverfprechen, im Darlehn oder im Handgeſchenk, in ver 
Zahlung, Beftellung einer dos (vergl. 88. 1461. 1226. cfr. 
88. 316. 317); 

b) in einem Segate $. 68481; 

c) in einem richterlichen Erkenntniß. Letzteres trägt aber die 
Natur eines wahren (Eonftitutiven, vechtichaffenden) Erwerbs: 
grundes nur in nachftehenvden Fällen an fich : °2 

a) beiter Theilung einergemeinfchaftlichen Sache, $. 841. 
cfr. 436 83; 

ß) im Falle ver gerichtlichen Keilbietung, mag nun dieſe 
eine exekutive (8. 336. A. G. D.) ober eine freiwillige 
(8. 269 k. P. v. 9. Auguft 1854) fein.‘ Mas von ber 
gerichtlichen Feilbietung bemerkt wurde, gilt auch von ver - 
BVerfteigerung durch politifche Behörden, Gemeinde: 
ämter, Notare und Senfale (8. 269. 270 k. P. v. 1854, 
8.29 ©. zum H. G. B.); 

y) im Verlaßabhandlungswege kann das Gericht den unbe 
beutenden Nachlaß den Gläubigern bes Erblaffers an 


60) Es ift fchon früher bemerkt worden, daß der fogenannte Titel mit der Tradi⸗ 
tion auch zufammenfallen, bez. derfelben auch nachfolgen fann; z. B. beim Handge- 
ſchenk, beim Darlehn, — bez. bei der trad. brevi manu. 

61) Der Teftamentserbe erwirbt das Eigenthum an beweglichen Nachlaßgütern 
ſchon fraft der Univerfalfucceffion (durch die Einantwortung, vgl. Judik. 85), fomit 
ohne Übergabe, hingegen der Legatar erft durch die Übergabe Seitens des Erben 
(8. 684.) 

62) Zuerkennung des Eigentums im Eigenthumoöſtreit ſchafft nicht Recht, ſondern 
erfennt lediglich das beftehende Recht an: quodadquisitum est, declaratur. cf. L.8. 
8. 4. D. si serv. vind. 8. 5. Konftitutiv würde das Urtheil nur bei irrthümlider 
Anerkennung eines ungültigen Rechtsgrundes wirken. 

63) Nah röm. R. ift bei der Adjudikation Tradition nicht nöthig. 9. 4-7. 
J. de off. jud. 4. 17. Arndts 8. 146. — Anderd nach preuß. 2. R., nach welchem 
das Theilungsverfahren in der Regel nicht mit der Adjudikation abſchließt. Foͤrſtet 
8.178,N. 11. 12. 

64) Denn aud) hier wird Eigenthum nicht ſchon durch Zufehlag, fondern erſt 
durch Tradition erworben. Arg. SS. 367. 424 ©. B. Anders bei Immobilien. 
58. 17 d. B. 
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Zahlungsftatt einantworten (8. 73. G. vom 9. Auguft 
1854).65 Im allen übrigen Fällen wirkt das richterliche 
Erkenntniß nur beflaratin. 66 

d) indem Erfenntniß eines Abminiftrativorgans (vgl. oben lit. c. P. 

u. $. 7 des Kommaſſat. Gef. v. 11. Juni 1883 3. 92). 

Der 8. 424 ©. B. nennt zwar auch noch das, Geſetz“ als Eigen- 
thumstitel. Allein das Gefeg ift nie unmittelbarer Entſtehungsgrund 
eines konkreten Rechtes. Dies gilt insbeſondere von jenen Fällen, 
wo von einer „gejeglichen“ Verpflichtung zur Übergabe gefprochen wirb 
(8. 859).07° Vollends nicht hierher gehören jene Fälle, welche unfere 
Kommentatoren als „gefegliche Titel” anzuführen pflegen: der Fund, 
bie Erfikung und der Zuwachs, da fie originäre Erwerbsarten ent- 
balten und bie Tradition in feinem derfelben ftatthat. 

Mit Rückficht darauf, daß das Eigenthum an Mobilien einzig 
durch Tradition übergeht, beftimmt der $. 430 ©. B. folgerichtig 
baß, wenn ber Eigenthümer die Sache an verjchiebene Perfonen ver- 
äußert, fie derjenigen „gebührt, welcher fie zuterft übergeben worben 
ift.” Es Liegt anf ber Hand, daß nichts darauf ankommt, ob der 
Empfänger davon Kenntniß hatte, daß die Sache bereits früher einem 
Anderen veräußert worden war ober nicht; denn die Kenntniß bloß 
obligatorifcher Anſprüche Dritter kann keineswegs als Unreblich- 
feit aufgefaßt werben (Arg .8. 326, „zugehöre"); der Veräußerer blieb 
eben bis zur Übergabe Eigenthümer und ift leviglich demjenigen, dem 
er bie Sache früher veräußerte, für die Folgen ber Nichteinhaltung 
bed Vertrages verhaftet. Die Regel bes $. 430 gilt auch in dem 


65) Die Einantwortung von Forderungen auf Grund de? 8. 314 A. G. 0. 
gehört nicht hierher, es wäre denn, daß es fi) um Inhaber» oder Ordrepapiere han- 
dein würde, da bei diefen dad Forderungsrecht an das Eigenthum am Papier ge 
knüpft ift. 

66) Vgl. Rote 62. In dem Falle Nr. 7 Samml. GI. U. W. nahm der DO. ©. 
5. Eigentfumdübergang an den bei Bericht deponirten Sachen durch bloße Zumeifung 
derfelben an Zahlungsftatt an. Allein diefe Zuweifung, die im konkreten Falle über- 
dies nur ale Ausführung eined Privatübereinfommend gedacht werden kann, erfebt 
die Tradition (Ausfolgung) ded Depofitumd gewiß nicht. 

67) Bol. Unger II. ©. 4. Immer wird der Erwerb des konkreten Rechtes durch 
Thatſachen vermittelt, wie auch die oben genannten angeblichen Fälle „gefeglicher 
Eigenthumstitel” darthun. Richtiger werben darum die fog. gefeblichen Obligationen 
(8. 859) Zuftandsohligationen genannt. Dazunun Schiffner$. 115. 

68) Bol. auch c. 6.C. 4. 39. Das Wort „zuerft“ ift zwar nicht „widerfinnig”, 
aber überflüffig. So auch die meiften unferer Kommentatoren, vgl. Winiwarter 
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Valle, wenn die Sache dem Einen ſymboliſch (8. 427), dem Anderen 
törperlich übergeben wurbe; es entfcheivet auch Hier nur die Priorität 
bes Trabitionsaltes. Bei gleichzeitiger Tradition (ſymboliſcher und 
wirklicher, mehrfach ſymboliſcher) entjcheidet die frühere wirkliche Be: 
figergreifung. 69 

Zum Schluffe foll die Frage unterjucht werven, ob die Tradition 
als ein Formalakt zu betrachten ift? Vielfach wird die Tradition 
als ein jolcher angefehen (Bähr $. 4, Windſcheid 8. 172, N. 5 
u. 16a., Erner ©. 78flg., Hofmann ©. 72, Goldſchmidt 
8.79). Hier ift vor allem nöthig, über ven Begriff „Bormalakt* einig 
zu werden. Zunächſt ift zu bemerken, daß ein abftrafter, auf Ber- 
mögenszumwendungen (dinglicher oder obligat. Natur) gerichteter Wille 
ohne juriftiichen Beſtimmungsgrund (Zwed) überhaupt nicht ge 
bacht werben kann, daß es fich vielmehr nur darum handeln kann, ob 
bie Parteien beim Abſchluß des Rechtsgefchäftes, folglich auch bei deſſen 
gerichtlicher Geltendmachung biefen Beftimmungsgrund (causa im 
jubjeftiven Sinne) erflären, bezieh. angeben und beweijen müſſen 
oder nicht. Verſteht man nun unter „Formalakten“ ſolche Gefchäfte, 
bei denen dieſe Angabe nicht erfordert wird, wie beim Wechiel- 
verjprechen u. f. w., dann kann die Tradition nicht zu den Formal: 
akten gerechnet werden. Denn die abftratte Willenserklärung gemügt 
zur Eigenthumsübertragung lediglich in den Fällen der altrömiſchen 
mancipatio und in jure cessio (vgl. hierüber, insbeſ. über vie 
Scheinklaufel der erjteren einerſeits Shering, Geift des römiſchen 
Rechtes III. S. 200flg., andererſeits Behmann, Kauf ©. 3, 
und hinwider Karlowa 8. 31)70, — nicht aber bei ber Traditio: 


OD. &. 205, Stubenrauch J. 541. 542, Unger, Sächſ. Entw. ©. 198, Kird- 
fetter ©. 224, Erner ©. 289 fig, Krainz a. O. And. Anf. Schufter, Pat. 
Mater. 6. ©. 220 fig., welcher in der Empfangnahme bei Kenntniß der früheren Ber. 
äußerung ein doloſes Vorgehen erblict; noch irriger Nippel IH. ©. 379, 380, der 
die Reftitutionäpflicht des Empfängers aus dem angeblichen Delikt (der fraus) deö- 
jelben ableiten will. Andere allerdings nach dem preuß. 2. R. $. 25. I 10, welches 
den Begriff der Unreblichkeit in unjuriftifcher Weife maßlos erweitert. Rod infon 
jequenter ift die Beftimmung des Art. 1141. de frang., bez. 1226 des ital. Geb. 

69) Bol. Zeiller II. 228, Erner ©. 291 ; theilweife abweichend dad preuß- 
L. R. 8. 74,1. 7, welches in Anlehnung an ältere Schriftfteller ftet s der körperlichen 
Übergabe den Vorzug giebt. , 

70) And. Anf. Goldſchmid 8. 79, N. 24: Der Übereignungdwille „ann ein 
abftrakter, auf nicht als den Eigenthumsübergang gerichteter fein“, wo jedoch (mit 
Brinz 5. 150, N. 15 bemerkt) wohl Willenderflärung gemeint ift. 
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Gaj. Inst. I. 20, 8. 40. J. de rer. divis., L. 31. pr. D. d. ad- 
quir. r. dom.: Nunquam nuda traditio transfert dominium, sed 
ita si venditio vel aliqua justa causa praecesserit. Zwar wenn 
man nun unter ber justa causa eben nur den Übereignungswillen ver 
Barteien verjteht (wie 3. B. Puchta, Pand. 8. 148, Pagenftecher 
D. S. 194, Windſcheid $. 172, Note 15), kann man die Tradition 
als Formalakt auffallen. Sowie man indeß — wie mit Recht Erner 
©. 328, Hofmann ©. 72 — diefe Meinung verwirft und in ver 
causa etwas vom Trabitionswillen Verfchievenes erblickt, nämlich den 
juriſtiſch⸗ wirthſchaftlichen Beitimmungsgrund (Zwed) des Willens, 
dann darf man bie Tradition nicht mehr als Formalakt auffaffen. Der 
Unterjchieb, ven man (Erner ©. 336) zwifchen der causa promit- 
tendi und traditionis finden will, ift nicht ftichhaltig. Der Nach- 
weis der causa gehört hier wie bort regelmäßig zum Klagsfundament 
(Bähr ©. 45, Brinz ©. 1578, Karlowa ©. 208. 259 flg.). 
Ohne benjelben vermag ja der Richter oft nicht einmal zu beurtbeilen, 
ob der Trabitionswille rechtlich feinen Zwed erreichen kann oder nicht, 
wie 3. B. bei Schenkungen unter Ehegatten nach römiſchem Rechte 
(injusta causa), beim Kauf einer Reliquie nach dfterr. R. (unent- 
geltlicher Erwerb ift bier zuläffig), bezieb.. ob der Wille auf einem 
gültigen Rechtsgruud beruht oder nicht, 3. B. nach öſterr. R. bei 
Berlaufs-, Zaufch-, Darlehensgeichäften unter Ehegatten (Gef. v. 25. 
Inli 1871), ferner im alle des 8. 373 u. S. f. Für das römische 
Recht beweifen bie oben angeführten Stellen unfere Meinung, dazu 
bie hiftorifchen Ausführungen IShering’s, Geift III. ©. 97, Kar⸗ 
lowa 88. 28. 31—33, vergl. and Brinz ©. 1578 (1. A.) Stro- 
hal, a. O. 27. ©. 340flg., Canſtein, Wechſ. R. 8. 19 N. 28a. 
Für das dfterreichifche Recht verweife ich auf die SS. 424. 435 
A. B. ©. B., welche ausprüdlich den Nachweis des , Titels“ fordern, 
übrigens, foweit e8 fih um Mobilien handelt, dahin zu interpretiren 
find, daß nicht etwa das wirkliche, fondern nur das vermeintliche 
Dafein des ſog. Titels (de der Übergabe zu Grunde liegenden Rechts- 
geichäftes) ein Tonftitutines Moment des Eigenthumsüberganges ift. 
(Ebenfo ohne Unterfcheivung des Gegenftandes nach preuß. Rechte 
I, 10. 8. 1, dazu Förſter II. 8. 178, deſſen fachlich richtige Dar- 
ftellung jeboch (Note 7 und 22) von Widerſpruch nicht frei ift; ferner 
Gruchot, Beiträge VII. 432.) 
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Berfteht man aber unter „Sormalakt” einen Rechtsakt, welcher 
bei Vermögenszuwendungen Rechte begründet, gleichviel ob ber recht: 
liche Beftimmungsgrund der Wirklichkeit entfpricht, ber Endzweck er: 
reicht wird oder nicht, m. a. W. gleichviel, ob objektiv eine gültige 
causa vorliegt ober nicht, fo erfcheint die Tradition allerbings als ein 
Formalakt, gleichwie die Manzipation, Stipulation, der Wechfel- 
kontrakt u. |. w., weil die Eigenthumsübertragung nicht davon ab⸗ 
hängt, ob eine objeftiv gültige causa (Titel) befteht oder nicht. ”!.72, 
Und diefen Stanbpunkt nimmt nun ver Entwurf d. beutjch. bürgl. 
©. B. ($. 874) ein, welcher ven Eigenthumsübergang unabhängig 
ftellt von der vemfelben zu Grunde liegenben causa. Mit Recht 
wird gegen biefe unjerer Voltsüherzeugung widerftrebende juriftifche 
Neuerung nachdrücklich Einipruch erhoben. 72* 
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Das Weſen des Trapitionsaktes befteht in ver Befitergreifung 
mit Zuftimmung des Vormanns. Der Empfänger erwirbt mittelft 
bes Beſitzes pas Eigenthum. (Vgl. Note 11.) Bloße Traditions⸗ 


71) Bgl. auch meinen Auffag ©. 3. 1871, Nr. 4244. Entſchieden erflärt ſich 
gegen die Auffaffung der Tradition als Formalakt Boigt, Cond. ob. c. ©. 121 fig. 
124 fig., Heffe, Weſen und A. der Verträge ©. 43, Karlowag. 33, auch Brinz 
©. 1438. 1578 (2. A.) und 8. 150, ©. 588, weil die T. kein typifcher Ausdrud für 
dad Dafein des Willen? und des Grundes zugleich fei. (Offenbar faßt B. hier den 
Formaltontraft in dem erfigedachten Sinne, währenddie Meiften Bähr 8.4, Wind 
ſcheid 58. 172, N. 16a.) den Formalakt im lepterwähnten Sinne fallen. Auf beide 
Momente bezieht fi die Argumentation Erner’3 ©. 82. 336.) Leiſt, Manzip. 
©. 204 flg., hält zwar die T. für einen Formalakt, macht aber beim Kauf eine Au 
nahme, weil der Eigenthumsübergang von der Zahlung ober Krebitirung des Preiſes 
abhängt; er verlangt darum vorgängige Feftftellung, daß nicht ex causa vend. über: 
geben wurde, gelangt alfo praftifch zu demfelben Ergebniffe wie wir. Fitting, 52 
©. 406 fig. 418 findet, daß die Tradition im älteren Rechte ein materieller Alt, ihre 
Wirkung vom Dafein der j. c. abhängig geweſen fei, während im fpäteren Rechte bie 
causa nur (?) die Bedeutung eined Erkenntnißmittels des Parteiwillend gehabt habe. 
©. auch Hruza, Rovat. ©. 79. Richtig Frankl ©. 75 fig. 

12) Selbſtverſtändlich ift hier nicht vom Formalakt in dem Sinne eined „fürm- 
lichen“ oder Solennitätäattes die Rede; denn allerdings ift die Tradition ebenfo gut 
eine pofitivrechtlihe Form der Willenserflärung, ald in anderen Fällen bie dies⸗ 
falls vorgeſchtiebene Foͤrmlichteit. Daß die T. ſogar mehr leiſte, als eine bloße Form, 
darũber vgl. N. 9, dazu Karlowa S. 217. 

72a) Dagegen nicht nur Kindel a. O., ſondern u. A. auch ſ. Gegner: Wendt, 
Jahrb. f. D. 20. ©. 35 flg, F. Endemann, Goldſchm. Ztſch. 38. ©. 346 fig. 
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erflärung, wäre biejelbe felbft in einer Notariatsurfunde gegeben, ge- 
nügt nicht. (Vgl. Nr. 8397. 10523. Samml.) — Indem ich in 
biefer Beziehung auf die ausführliche Darftellung des Apprebenfions- 
altes in meinem „Befig” SS. 11 flg. verweise, beſchränke ich mich hier 
tarauf, die Ergebniffe derjelben für die Eigenthumslehre zufammen- 
zufaſſen. 
Das Geſetzbuch unterſcheidet nachſtehende, Arten ver übergabe“: 
a) die körperliche Übergabe (8. 426). 
b) die Übergabe durch „Zeichen“, insbef. Urkunden (8. 427). 
c) die Übergabe durch „Erflärung“ (8. 428 trad. brevi manu 
u. const. poss.). Hinzuzufügen tft jedoch noch: 
d) die fittive Übergabe durch „Überfenbung“ (8. 429). 
ad a) Die fog. körperliche Übergabe „von Hand zu Hand“! 
($. 426, dazu $. 312) ift zwar eine häufige — aber 
durchaus nicht nothiwendige Form des — ben Eigen- 
thumsübergang vermittelnden — Befikerwerbes. 
Nach der Auffaffung des Gejebuches über das 
Weſen des Befites Tann nur ein folcher, muß aber 
auch jedweder Akt zum Erwerb desſelben hinreichen, 
ber die Möglichkeit unmittelbarer und ansfchliep- 


1) Es ift die fog. apprehensio corpore et tactu im Gegenſatz zur ſog. ſym⸗ 
boliſchen Tradition. Über letztere vgl. Strohal, Succeffion in den Beſitz (1885) 
©. 206 fig. u. neueft. 3. Biermann’ Traditio fieta (1891), welcher (in Bielem 
mit Strohal übereinftimmend) nad) einer Darftelung der Doktrin und Prarid vom 
frübeften Mittelalter bis auf die Gegenwart (6. 403) zu dem allerdings „nicht ein- 
wand freien Ergebniß gelangt, daß „Befigübergang durch bloße acceptirte Tra di⸗ 
tionserklärung (Succeffion unter Xebenden in den Befis) dad Prinzip des gel- 
tenden (2) gemeinen Civilrechts fei.” Zu diefem Ergebniß konnte B. nur dadurch 
gelangen, daß er bei dem angeblihen Schwanken der heutigen Jurisprudenz — nicht 
das richtig erfaßte röm. R. — fondern die vor Savigny herrfchende Praris für aus⸗ 
ſchlaggebend erachtet. — Die neue Befipliteratur, foweit fich diefelbe zunäch fi mit 
der Befigfrage befaßt, insbeſ. Die durch Jhering' s Theorie hervorgerufene Be- 
figliteratur (Better, Graf Pininsti, Strohal, Klein u.a.) wird in der dem- 
nächft erfcheinenden vierten Auflage meines „Beitg nach öfterr. R.“ gewürdigt werben. 
Strohal S. 126 definirt den Befip: „ald einen mit auf die Dauer veranlagter Aus⸗ 
übung ded Eigenthumsinhalts beginnenden Zuſtand, deſſen durchhaltendee 
Element durch das fortdauernde Dafein einer bei allem Wechjel mit der Ausfiht auf 
Fortſetzung der begonnenen Ausübung des Eigenthumsinhaltes vereinbar bleibenden 
Sadjlage gebildet wird.“ Er behauptet, daß Succeffion in den Befig, bez. in die 
Rechtsfolgen eines alten Befipthatbeftandes hei Wechfel des Subjekts ſchon im R. NR. 
anerfannt fei. S. 150 flg. Diefe Behauptungen werden in m. Befiß eingehend ge- 
prüft werden. 


Rande, Eigentkum n. öflerr. Recht. 20 
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licher Beherrſchung ver Sache gewährt; Törperliche 
Derührung ift hierfür weder nothwendig noch an 
fih genügend. Aufzählen ver geſchuldeten Gelt- 
jumme genügt fohin nur dann, wenn ber gegen- 
wärtige Gläubiger auch die Übernahme des auf 
gezählten Geldes in irgend welcher Weife erklärt; 
vgl. Nr. 10818 Samml. GI. U. Pf., wofelbft vie 
Apprebenfion durch tie Wegnahme von Seite eines 
unberufenen dritten Gläubigers vereitelt wurde. 
(Darüber vergl. überh. meinen Beſitz 3. Aufl. 
©. 315 flg., 334flg.) Es iſt fomit erflärlich, daß 
das Gefegbuch außer ver „Lörperlichen“ Übergabe 
„von Hand zu Hand“ noch andere Arten berjelben 
aufführt, nämlich: 

ad b) Die Übergabe „durch Zeichen“ (8. 427). Diefer 
nach Form und Inhalt mißlungene Paragraph han⸗ 
delt im Sinne ber älteren Doktrin von ber foge- 
nannten ſymboliſchen Tradition.? Wir haben hier- 


2) Über die fombolifche Tradition vgl. Randa, Beſitz S. 311—329 bei. 
Rote 40a, Erner, Trad. ©. ©. 153— 252. Biermanna. D. Die „Ipmbolifchen” 
Traditionsakte der älteren Doctrin find übrigens feine Symbole, weder der Tradi⸗ 
tion noch der tradirten Sache, ſondern Surrogate der Tradition. — Schon 
Savign'y, Beſitz S. 14—17, hat für das röm. Recht die Quellenwibdrigfeit der älte- 
ren, bis in den Anfang dieſes Jahrhunderts fortwirtenden Lehre nachgemiefen, welche 
unter der Apprebenfion das körperliche Berühren der Sache verftand, und fohin den 
Begriff derfelben bei Mobilien auf das Ergreifen, bei Immobilien auf das Betreten 
befchräntte und folgerichtig alle übrigen Akte, durch welche nach dem Zeugniß der 
Quellen Befig erworben wird, z. B. die Schlüffelübergabe, ald fombolifche Appre- 
henfionsatte (a. fieta) bezeichnete. Savignymies nach, daß nicht die körperliche Be⸗ 
rührung, fondern die Möglichkeit unmittelbarer Herrfchaft über die Sache dad Weſen 
der A. bildet und daß alle Fälle, in denen man eine fombolifhe A. annahm, unter 
den richtig gefaßten Begriff der natürlichen phufifchen Apprehenfion fallen. Die ältere 
Lehre hat wie im preuß. 2. N. (7. 1.88. 61 flg.), fo imöfterr. ©. 2. (88. 315. 
427) Eingang gefunden, wiewohl der Irrthum mehr in der Redeweiſe als in der 
Sache beruht. (Derdeutfche Entw. 88.797 flg. kennt die fog. [ym b. Uebergabe nicht.) 
Bon den drei Fällen des 8. 427 enthält — wie ich gegen die übliche Auffaffung 
unferer Kommentatoren im Beſitz ©. 316 flg. nachgemwiefen zu haben glaube — nur 
Einer (Übergabe dur Urkunden) einen fogen. ſymboliſchen Traditiondfall, die zwei 
übrigen ftellen fich ala natürliche (phyfifche) Apprehenfiondarten dar. Dem entgegen 
verfuchte Exner a. O. darzuthun, daß alle drei Fälle des F. 427 im Sinne der älteren 
Dottrin als fombolifche Traditiondarten anzufehen find; er trennt ſich aber von ber 
bei den älteren Kommentatoren herrſchenden Auffaffung darin, daß er in diefen Fällen 
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bei drei Fälle zu unterfcheiben: 1) die Übergabe 
„much Urkunden, wodurch das Eigenthum dar⸗ 
gethan wirb“. 2) Die Übergabe „buch Wert. 
zeuge, durch bie ber Übernehmer in den Stand 
geſetzt wird, ausſchließend ben Befitz der Sache zur 
ergreifen“, und 3) vie Übergabe durch Bezeich- 
nung, indem man „mit ber Sache ein Merkmal 
verbindet, woraus Jedermann deutlich erkennen 
kann, daß die Sade einem Anderen überlaffen 
worben iſt“. 

Allein im Falle 2 kann von einer ſymboliſchen Übergabe nicht bie 
Rebe fein, ba hier ver Übernehmer wirklich die ausfchließliche faktiſche 
Herrichaft über die verfperrten Gegenftänbe erhält. Für unzureichend 
muß daher die Übergabe des unrechten Schlüffel® ober des Schlüffels 
zu einem offenen Behältniffe erklärt werden, (Richtig Nr. 1181 
Samml. SL. U. Pf.: Schenkung verjchloffener Werthpapiere durch 
Übergabe bez. brevi m. tr. des Kaffafchlüffels; bedenklich aber bie 
Entf. Nr. 11933 Samml.: Übergabe eines Piano’s durch Über- 
reichung des Schlüffels dazu, jofern nicht — wie wahrjcheinlih — 
ſchon die Gegenwart zur Tradition genügte) .3 — Aber auch im Falle 


bloß Übergang des Eigenthums — nicht aber des Beſitzes — annehmen will. 
(So auch Burdhard, Syft. $. 1376. 45.) Allein diefe Anficht ift gewiß unhalt⸗ 
bar. Bemerkt doch E. felbit S. 161: „ES ift die (sc. im vorigen Jahrhundert) ... 
von Allen gleichmäßig vorgetragene Meinung, daß auch durch die traditio symbolica 
dem Empfänger zunähft immer Beſitz und vermittelft desfelben ſodann je nad 
den Umftänden Eigenthum, Pfandreht. . . übertragen werden“. Diefelbe Anfchauung 
theilten gewiß auch die Kompilatoren des A. B. G. B.'s, wie E. ſelbſt N. 67 zuge 
ſteht. E.'s Anſicht ſteht daher im Widerſpruch mit der hiſtoriſchen Entwicklung und 
der offen liegenden Tendenz der Geſetzgebung, welche in der ſymboliſchen Tradition 
ein „volgüftiged Surrogat“ der wahren Übergabe erblickt. Vgl. auch Dernburg 
©. 300, R. 1, ver E.'s Anfiht „weder hiftorifch noch dogmatiſch gerechtfertigt“ findet, 
au Soldfämid t, Zeitfchr. 29, S. 22 N. 5, dazu meinen Bell ©. 298. 316. 
Frankl, Form d. Schentung ©. 56 flg. und Stubenrauch (Schufter- 
Schreiber 4. Aufl. I. ©. 515. Lacken bacher, Jur. BI. 1886, Nr. 44, Stro- 
Hal, Succeſſion S. 204, neuefl. Hanaufet, Factura (1891) ©. 16, R. 9. und 
Biermann a. O. S. 345 fig. Sonderlich find die Motive der E. des O. G. 9. 
Ger. Zeit. 1873 Nr. 90. 

3) Bol. meinen Befig ©. 319. And. A. Erner a D., ebenfo Laden 
bach er a. D. Unter der „wirklichen“ Übergabe verfteht das Geſetz vom 25. Juli 1871, 
3. 76 betreffend das Erforderniß des Notariataktes nicht koͤrperliche Übergabe im 
Gegenfape zur ſog. ſymboliſchen u. fingirten Übergabe (fo Ext. Nr. 5607 u. 7673 
BLU. W.), fondern jede Übergabe, durch welche das gejchentte Objekt in das Ber- 


20* 
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lit. b. 3, liegt ein natürlicher — Tein ſymboliſcher Apprehenfionsattvor, 
benn entweber fignirt der Erwerber den Gegenftand — und dann 
haben wir e8 mit einer körperlichen Befigergreifung (tactu) zu thun 
— oder es fignirt ver Tradent und dann ftellt fich die Bezeichnung 
al8 constitutum possessorium — als Befiterwerb durch Stell- 
vertretung — bar (88. 319. 428). Nicht nothwendig ift bei ber 
Übergabe durch Signirung, daß diefelbe (etwa wie jene bei ver Ber- 
pfänbung durch Zeichen 8. 452) in einer auch für Dritte erkennbaren 
Weile erfolge. Vgl. Nr. 10475. 10849 Samml. (anders Nr. 11 304). 
Richtig auch Biermann ©. 347. 

Diefe Auffaffung wird nun durch die Genefis des 8. 427 be- 
jtätigt: Der Cod. Ther. 6. II. Nr. Yflg. unterſchied nämlich einer- 
ſeits die „Leibfiche Übergabe von Hand 3. H.“ und anberfeits, die „gleich- 
giftige“ Übergabe a) durch eine That“ (Ü. mit Kurzer oder langer 
Hand zc., Hinlegen der Sache unter Gegenwärtigen, nachträgliche 
Ergreifung der angewiefenen, nicht gegenwärtigen Sache) ober b) durch 
„jonftige Kennzeichen“: wenn man nämlich „ein Zeichen übergiebt, 
womit bie zu übergebende Sache angedeutet wird“, als ver 
„Schlüffel von einem Haufe, Speicher“ oder wenn dem Andern nad 
geichlofjenem Kaufe 2c. geftattet wird, Die Sache zu verfiegeln, zu be» 
zeichnen, eine Wache darzu zu ftellen und ver Andere fich (!) dieſer 
Berftattung gebra uchet“. Endlich c) erwähnt der C. Ther. 6. II. 
Nr. 22. ver „Übergabe der Kaunfbriefe u. anderer Urkunden, welche 
bie Erwerbsurfache, woraus die Sache an den Übergebenpen 
gebiehen, enthalten.“ Üübereinſtimmend im Wefen ift Horten's 


mögen des Befchenkten jofort übergeht. Bol. den Schluß d. $. und Frankl, 
S. 133 flg. 58. 

4) Das Nähere vgl. in meinem Befip ©. 419 fig., dazu Lacken bacher, Jur. 
BI.1886 Nr. 44. Insbeſ. kann die Auffepung des „Laufmännifchen Zeichend“ nicht 
ale Befigübertragung angefehen werden, fofern nicht entweder die Bedingungen ber 
Tradition durch Gegenwart oder dad constitutum possessorium ($. 428) votliegen. 
Hiefür ſpricht ſelbſt Cod. Ther. 6. II. nr. 12. 14. 20 u. Horten 6. II. 8. 7, wit 
aus dem folg. Tert erhellt. — Gegen die Behauptung Mancher, dag ein pofitiver 
Handelsbrauch der faufmännifchen Bezeichnung die Wirkung der Tradition beilege, 
vergl. befondere Thöl, Handeisrecht 8. 79 und die von ihm N. 5a citirten Ent- 
fheidungen der ©. A. ©. der v. f. Stäbte, dann Goldſchmidt, H. R. 8.68, u.d. 
Entiheidung d. Lübecker DO. A, ©. bei Mathiae, Kontrov. 2er. I. ©. 118. Auch 
feine praͤſumtive Apprehenſion, wie Kuntze zu Holzſchuher II. ©, 20 meint, 
enthält die Signirung. Vgl. FranklS. 60. 
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Entw. II. 5. 88. 7flg. Dagegen ließ der Entw. Martini I. 
6. 88.7 flg. ($. 164 Urentw.) auffälliger Weiſe die ebengebachten ſog. 
ſymboliſchen Trabitionsarten ganz fort und erwähnte bloß bie „Über- 
gabe von Hand 3. H.“, bezieh. „auch ohne biefe in der Kürze" bie Di. 
durch „Erklärung, die Sache nur im Namen des Übernehmers behalten 
zu wollen!“ Erſt in der Sigung v. 6. Juni 1803 wurde bie fog. 
ſymboliſche Übergabe über Antrag Zeiller’s wieder aufgenommen. 
Diefer berief fich nämlich parauf, daß das gemeine und preußifche 
Recht die trad. symbolica kennen, und daß „es für die Sicherheit 
und Xeichtigeit des Verkehrs nicht gleichgültig fei, ob 
man wenige oder mehrere Arten ber Übergabe anerkenne“. Schränte 
man fie zu fehr ein, fo erſchwere man die Veräußerung, hauptfächlich 
bei einem Inbegriffe von Sachen, ferner unter Abwefenden, unter dem 
Handelsitande u. a. Verhältniſſen. Sei man zu freigebig, jo öffne 
man die Gelegenheit zu Überliftungen ber Gläubiger bei Ganthand- 
lungen und zur Vereitlung ber gerichtlichen Verbote und Exekutionen. 
Darnach wurden nach Zeiller's Antrag an bie Stelle des S. 164 
des Entwurfs die drei Baragraphen 426. 427. 428 des gegenwärtigen 
G. B. geſetzt, von denen der erfte und leßte bereits im $. 7. ($. 164) 
enthalten waren, während ber 8. 427 neu hinzugefügt wurbe: „Bei 
diefen brei Arten ber Übergabe (nämlich ver körperlichen, ſymboliſchen 
und Ü. durch Erklärung) könne man es auch bewenden laſſen“. Bl. 
Dfner, Protof. LS. 278 lg. — Sofern Zeiller im Sinne der 
Theorie des vorigen Jahrhunderts unter „Übergabe“ Iebiglich die Tra- 
bition „von Hand zu Hand“ ($. 426) verftand, ift e8 begreiflich, daß 
er „aus Rüdfichten des Verkehrs“ die „ſymboliſche“ Übergabe (8. 427) 
empfahl; denn mit jener allein ift „im Leben fchlechterbings nicht aus⸗ 
zulommen“ (Erner ©. 165.) 

Aus dem Gefagten leuchtet hervor, daß wohl ver Cod. Ther. u. 
wohl auch der Entw. Horten’s bei der „Schlüffelübergabe“ und der 
„Urtundentrabition“ eine ſymboliſche Übergabe vor Augen hatten, 
baß aber alle übrigen daſelbſt genannten Übergabsarten, insbeſ. 
durch Hinlegen ber Sache, Anweifung bes nicht gegenwärtigen Ob- 
jets, Bezeichnung, Bewachung — unter den Gefichtspunft ver 
reellen Befigergreifung fallen. Nachdem ſpäter der Urentwurf bie 
ſymbol. Übergabe (durch Schlüffel u. Urkunden) gänzlich fallen ließ, 
nimmt Zeiller viefelhe in 8. 427 ineimer Faffung auf, welche — 
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abgejehen von ber Urkunventrabition — durchwegs anf die Möglich: 
feit unbehinderter thatfächlicher Herrichaft betont, — eine Neue: 
rung, welche mit bem gleichzeitigen Erſcheinen des Sapigny’fchen 
Buchs (1. Aufl. 1803) im Zuſammenhang ftehen dürfte.“ 

Es erübrigt fomit im 8. 427 nur ber erfte — und einzige ſym⸗ 
boliſche — Travitionsfall: „vie Übergabe mittelft Urkunden .... 
bei ſolchen beweglichen Sachen, welche ihrer Befchaffenheit nach feine 
törperliche Übergabe zulaffen, wie bei Schuldforderungen, Srachtgütern, 
bei einem Waarenlager ober einer andern Geſammtſache“. Dabei fei 
zunächft bemerkt, daß ber bezügliche Abſatz des 8. 427, ſoweit berjelbe 
von „Schuldforberungen” fpricht, wohl nur auf Inhaberpapiere 
(als Werthpapiere) zu beziehen ift, in Anfehung welcher ver 8. 1393 
G. B. beftimmt, daß fie fehon durch die bloße Übergabe des „Schulb- 
ſcheines“ erworben werden. Auf die Abtretung von anbermweitigen 
Forderungen bezieht fih 8. 427. ©. B. nicht. Für dieſe (ſchon in 
ber 1. Aufl. vertretene) Anficht fpricht auch bie Geneſis ber bezüg- 
lichen 88. 427. 1392 u. 1393. Der Cod. Ther. IH. 23, Nr. 5. 
6flg. beftimmt nämlich ausdrücklich: „Zur Abtretung (von perfönlichen 
Rechten) ift die Einwilligung beiber Theile... genug." Nur 
zum Erweiſe berfelben wird „nebft ver Ausantwortung bes Schuld» 
ſcheins ... eine Abtretungsurfunde ober die Ausfage zweier geſchwo⸗ 
rener Zeugen erforbert, obſchon die Schulpverjchreibung ausdrücklich 
anf alle getrenen Briefsinhaber lautete... .“ Ebenfo Entw. Horten 
IH. 24 8. 11. Ähnlich Entw. Martini II. 16 $. 20 (glei 
8. 1392): „Eine folhe Übereinkunft führt ven Namen eines Ab- 
tretungsvertrages (Ceffion)“; doch ändert biefer Entwurf die Norm 
bezüglich der Inhaber papiere dahin: Schuldſcheine Hingegen, bie 
anf den Überbringer lauten, bedürfen gar keiner Ceſſion (?)* Auf bie 
zutreffende Bemerkung Zeiller’s (Sig. v. 18. Aug. 1806, Ofner 
D. ©. 236), vaß doch auch ſolche Schulvfcheine „vom rechtmäßigen 
Inhaber dem jegigen Befiger überlaffen werden müfjen, denn dadurch, 


— — — — — 


4a) Ein „überfchäptes, verfehltes Beifpiel" findet im 8. 427 Frankl ©. 119. 
Die Betonung des Bebürfniffes des Verkehrs ftimmt ganz zu der älteren naturrecht⸗ 
lichen Theorie, zu deren waͤrmſten Bertretern Zeiler bekanntlich gehörte. Bemer⸗ 
kenswerth ift, daß Zeiller, Komm. II. ©. 224, dad römifche Recht zur Begrun- 
dung und Erläuterung des $. 427 herbeizieht und fih hierbei auf Gavigny'® 
Buch 88. 14—19 beruft! — Über die Auffaffung der franzöfifchen Jurisprus 
denz vgl. Kohler, Bad. Annalen 30, ©. 236 flg. 
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daß er fie z. B. finde o. entwende, könne er doch nicht Eigenthümer 
geworben fein“, wurde einftimmtig die berzeitige „beutlichere‘ Tex⸗ 
tirung bes 8. 1393 befchloffen: „Schulpfcheine, die auf den Über- 
bringer lauten, werben ſchon durch Übergabe abgetreten“ ıc. Statt 
bes Wortes „Übereinkunft“ wurbe (f. Ofner IE. 445) befchloffen, zu 
jegen: Handlung“, weil Ceſſion die Handlung ſelbſt, ver Modus 
fein (2) Vertrag ſei — womit dentlich anerkannt (wenn auch unrichtig 
motivirt) wird, daß bie Ceffion mit ber „Übereinkunft“ perfekt fei. 
Wollte man tie jo gerechifertigte Auslegung bes 8. 427 nicht 
billigen, jowürbe man ben hiftorisch überfommenen und in den 88. 380. 
449. 451. 481. 1392 ©. 2. feftgehaltenen Unterſchied zwifchen ding- 
lichen und obligatorifchen Rechten preisgeben und bedenklicher Verwir⸗ 
rung Thür und Thor öffnen. Belege dafür liefern pie Entſch. Nr. 4534. 
5631. 7398. 7862 u. a. Samml. Gl. U. W., von denen bie erft- 
nannte fogar den 8. 367 ©. B. auf Forderungen jeder Art zu be- 
ziehen verjucht. (Näheres fiehe in meinem Beſitz S. 354 fig. 3. Aufl.) 
Die neuere ftänd. Gerichtspraris fchließt ſich der hier vertretenen 
Anficht an; ebenfo Krainz $. 329, ver früher anderer Anficht war.> 
Wir verftehen aljo ven 8. 427 im Zufammenhange mit dem 8. 1393 
und in vollem Einklang mit der Abficht der Redactoren des Geſetzes 
dahin: Forderungen aus Inhaberpapieren werben burch Übertragung 





5) Daß zur &efjion von Forderungen überhaupt der Konfend genüge ($. 1392), 
und eine „UÜbergabe* (8. 427) durch Tradition der Schuld urkunden nicht erforderlich 
fei, erfennt auch die Praridan. Dal. Nr. 1237, 5218. 7862. 11872. 12036. 12165. 
12175. 12478 Sammf. ©. U. W. (Under freilich die abfonderlichen Entſch. 
Rr. 5531. 4410. 4534. 6420. 7398. 7862, welche „Inmbolifche Tradition” durch 
Übergabe der Ceſſi ons urkunde fordern; dagegen Randa, Befig ©. 354, Hof- 
mann, Grünh. Zeitihr. 8.6. 306.) — Zeiller IV. ©. 84, Nippel II 
©. 368, Dfner, ©. R. 8. 32., fordern die „Übergabe“ nur, wenn Schuldurfunden 
beftehen ; Stubentaud I. &. 811 Note poftulirt fie auch bei unverbrieften For: 
derungen u. findet diefelbe (wieNT. 7862 Samml.) in der Demungiation an den Ceſſus! 
(Dagegen vgl. Nr. 4534. 12165. 12175. 12478 Samml.) Irrig meint Unger II. 
©. 11. Rote 34a, daß die ältere Anficht, daß zur Eeffion Übergabe des Schuldfcheing 
erforderlich fei, in's öfterr. R. übergegangen fei. Dagegen Unger ſelbſt I. ©. 526 
und ſchon Winimarter V. S. 68, ferner Kirchftetter zu 8.1392 N. 6, Erner, 
Hyp. R. S. 378, Schiffnerg. 115, 0.9, Frankl ©. 117 flg.. 118, R. 1, bei. 
Haſenöhrl, Oblig. R. IL.8.73 N. 64. — Krainz, $. 329 vertritt zwar im Texte 
noch die ältere von Stubenrauch getheilte Anficht, ſchließt fich aber in der (jpäter ab» 
gefaßten) Rote 11 der im Tert vertretenen Anfchauung an, da nicht abzufehen fei 
warum der Conſens bei der Geffion von verbrieften Forderungen weniger wirkſam 
fein folle, ale bei unverbrieften. 
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bes Eigentbums am Papiere übertragen‘ — ein Grundſatz, ver 
auch mit der Beitimmung bes 8. 371 B. ©. D., des Art. 74 ber 
Wechjelorhn. und der Art. 301—308 des Handelsgeſ. über Erwerb 
von Ordre⸗ und Inhaber⸗Papieren übereinftimmt und in Verbindung 
mit den art. 9. 10. 17. 36. 39. 73. 82. allgem. Wechſ. D. bezüglich 
ber Werthpapiere eine Hauptſtütze ver berzeit nach Anerkennung rin⸗ 
genden fog. „Eigentbumserwerbstheorie” iſt. (Ich freue mich, daß 
biefe von mir bereits 1873 verfochtene Auffaffung ver Werthpapiere 
neueftens von Carlin, Goldſch. Ztichr. 36. ©. 6flg. [1889], Can⸗ 
ftein, Wechſ. R. 8.15 (1890), Baplicet, Prävnik 1890 ©. 681 fig., 
1892 ©. 37flg. und: Die öfterr. Euratorengejege von 1874 (1891) 
©. 25; etwas abweichend: von Affolter, Goldſchm. Ztſchr. 37. 
B. ©. 467 [1890], principiell von Grünhut, deſſen Ztichr. 19. 
©. 281 („Ontgläubigfeitstheorie“), theilw. auch v. Lehmann, Wed. 
R. [1886], 8. 43—69, Theorie ver Werthpap. [1890 „Eigenthums: 
verfchaffungstheorie") und Hafenöhrl, I. 8. 59, in näherer Aus: 
führung vertreten wird, — entgegen ber hauptſächlich von Gold⸗ 
ſchmidt, Brunner, Bappenheim, Begriff u. Arten ver Inhaber: 
papiere, Felner, Inhaberpap. ©. 61, in modif. Form auch v. Herr- 
mannu. X. feftgehaltenen „Bertragstheorie”, welcher auch ich ehe⸗ 
dem hulbigte. (Gute Überfichten ver neueren Theorien geben Golv- 
Ihmidt, Syitem d. H. R. [3.] $. 83*, dazu derf. in f. Ztſchr. 
28. ©. 64 flg. 116. B. 36. ©. 126flg. u. 596flg. u. neueſt. Hob. 
d. H. R. [3.4] I ©. 385flg. [1892], Lehmann, Canftein, 
Srünhut, Hafenöhrl, a. a. O. Herrmann, O rektapapirech 
[1892]; daß mich Manche heutenoch al8 Anhänger ver Vertragstheorie 
anführen, beruht, wie Goldſchmidt, Carlin Ztichr. 36 ©. 5%, 
auch Canſtein felbft, Check, Wechfel ꝛc. S. 54 [1890] anerkennen, 
auf einem Überfehen).® ’ 


6) Die nähere Begründung habe ic) ſchon in meiner Schrift: Über einige zweifel- 
bafte Fragen des Genoſſenſchaftsgeſetzes vom 9. April 1873. (Wien, 1874) S. 13 fig. 
verjucht, u. in meınem Befip 8. 11, N. 48 (2. U. 1876, 3. A. 1879), angedeutet, 
Das Weſen der Inhaber⸗ und Ordrepapiere — welche in den eben citirten Schriften 
und jüngft von Brunner in Endemann’d 9. B. II. ©. 145 flg. werthvolle Dar- _ 
ftellungen gefunden haben — fehe ich darin, daß die Urkunde zum alleinigen Träger 
des Rechtes und der etwa korrefpondirenden Verbindlichkeit gemacht wird. Mit der 
Skriptur fteht und fällt Recht und Verbindlichkeit; meift entfteben fie auch erit 
mit der Schrift. (Die Amortifation ift eine Ausnapmöbeftimmung.) Bei Forderunge: 
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Aber auch nach Ausfcheivung der Forderungen mit Ausnahme 
ber Snhaberpapiere) aus dem Geltungsgebiete des $. 427 ©. DB. ver- 


papieren haftet nicht nur die Verbindlichkeit (wie gewöhnlich gelehrt wird), jondern 
auch das Recht an der Scriptur. Der Eigenthümer der Striptur ift Gläubiger; 
der Übergang der Forderung vollzieht ſich durch Übertragung des Eigentbumd am 
Bapier. Die Ausübung desfelben ift an die Präfentation (Aushändigung) des 
Papierd gebunden. Darum ift die Striptur — Werthpapier. (Zueng ift aller- 
dings der Terminug Stripturobligation, f. 8.13 Rote 49 u. Goldſchmidt, 
Syſt. $. 83a [1891], Brunner S. 171, Sierte, Zeitihr. f. H. R. 29. ©. 264) 
Der Nehmer des Papiers juccediert daher nicht in das obligatorifche Recht des Bor: 
mannes, fondern erwirbt mit dem Eigenthum ded Papiers die demjelben inhä- 
tirende Horderung nach Maßgabe ded Inhalts in originärer Weife (ſ. Gold⸗ 
ihmidta. O., Stobbe $. 171, S. 107, Gareis, HR. 8. 79, Sarlin, 
Goldſch. Ztſchr. 36, ©. 36 flg, Srünhut 19, ©. 295 flg., anders Brunner 
8. 195 und Bierte ©. 259). Darauderflärt fich der Ausſchluß aller Einreden 
aus der Berfon ded Bormannes. Der Ausiteller des Inhaber» oder Ordrepapieree 
erwirbt durd) Kreation desjelben dad Eigentbum am Papier, wenn ihm diejes nicht 
ſchon früher zugeftanden hat; die Bereicherungstlage ift dem bisher. Eigenthümer dee 
Stoffes vorbehalten. (Denn die cit. Art. der W. D. denken u. poftuliren unabweis⸗ 
lich die Einheit und Untrennbarfeit des Rechts aus dem Papier u. an dem Papier! . 
. And. A. jüngft Grünbut, S. 319 flg., defien Behauptung einer angeblichen Ein- 
rede ded gutgläubigen W.⸗Gläubigers gegen den Bindicanten S. 321 beweislos da- 
ftebt, — des ſchlech tgläubigen nicht zu gedenken.) Dieſe Orundfäge find enthalten 
in den Art. 9.17. 36. 39. 73. 82 der Wechfelordnung, den Art. 301—308 H. G. B., 
88. 371. 1393 3. ©. B. und dem Pat. v. 28. März 1803, 3.599, welches zugleich 
die Präfumtion ausſpricht, daß der Beſitzer ded Inhaberpapierd Eigenthümer 
ift , ebenſo betont das Lagerhausgeſ. v. 28. April 1889 3. 94 ftändig das Eigenthum 
am Lagerjchein und Warrant (88. 26—38.— Eigentum am Papier und Forderung?» 
recht find fohin untrennbar verbunden; dag leßtere ift von erfterem abhängig, und jo- 
mit den — durch Spezialnormen (8. 371 ©. B., Art. 74 W. O., Art. 301—307 
9. ©. 3.) modifizirten — Regeln der Vindikation unterworfen. Auch dem Schuld. 
ner gegenüber ift nur der Eigenthümer des Inhaberpapieres forderungsberechtigt ; 
allerdings wird aber gegenüber dem Schuldner jeder Inhaber ald zum Empfang legi- 
timirt präfumirt, fei ed nun als Eigenthümer, Pfandgläubiger, Mandatar xc. (Hofd. 
v. 28. März 1803 u.a.). Gegen den von Brunner ©. 150 flg. 211 fig. behaupteten 
Dualidmus der Gläubigerfhaft des Eigenthümers und der „Släubigerrolle” des Ins 
habers vgl. bef. Goldſchmidt 2. f. H. R. 28. ©. 64 fig, Syſtem $. 83a (3}, 
Gierke 29. ©. 260 fig. Der Zahler ift daher zur Prüfung der Legitimation (auf 
eigene Gefahr) nicht nur berechtigt, fondern auch verpflichtet ;, — allerdings ift er von 
jeder Berantwortung frei, wenn er dem Richteigenthiimer im guten Ölauben und ohne 
grobe Fahrläffigkeit Zahlung geleiftet bat. (Prinzip der Art. 74 W. O. 3059. ©. 
B.; — andersd. Erk. R.O. 9.6. XVII ©. 150) Nur bei Staatdichuldver: 
ſchreibungen au porteur ift die Zahlung „unaufgehalten” an jeden Inhaber zu Teiften 
(Hofd. v. 28. März 1803). Die Inhaberpapiere können — aber müſſen 
nicht — ein abftrattes Schuldverfprechen enthalten; Lade» und Lagerfcheine, Di⸗ 
videndenkoupons, See⸗Verſicherungspolicen liefern Beifpiele für Kauſal⸗Skriptur⸗ 
obligationen. Berpflichtet wird der Auöfteller der Skriptur in der Regel erft durch 
die Begehung — Tradition des Papierd, welche darftellt ein Berfprechen zu Gun⸗ 
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bleibt uns im erften Abſatze desſelben ein Reſt der älteren gemeinrecht⸗ 
lihen Doktrin von der ſymboliſchen Übergabe, nämlich die Eigen- 
thumsübertragung „buch Urkunden, wodurch das Eigenthum bar- 


— — — 





ſten jedes Eigenthümers des Papiers — ſ. Carlin, Ztſchr. 36. ©. 16 flg., Gar 
fteina.D., dazu Brunner, Endemann's H. R. IL ©. 165 flg., R. O. H. G. 
XIX. ©. 31, Goldſchmidt, a. O. und Zeitſchr. f. H. R. 28. ©. 88 fig. 109 fig. 
Handb. d. H. R. [3.] S. 389.) — nicht ſchon durch Ausfertigung (Runge, Inh. 
Pay. S. 332flg., Fuchs, Die Karten ıc. S. 31, Dernburg IL. 8.12, Affolter 
a. O.) 39. S. 380, 384 flg., dagegen Goldſchmidt, ebenda, ©. 432, Bavlitet 
a. O.; — noch durch abfichtliches Aufgeben der Detention (S tob be 88.271, ©. 107, 
Gierke, Zeitfchr. 29. ©. 256 flg, Gareis, H.R.$. 79). Aber auch wenn das 
Papier in anderer Weiſe — als durd) Tradition — indas Eigenthum eines Dritten 
gelangt, ift diefer ale Eigenthümer forderungebercchtigt, 3. B. wenn Jemand 
das derelinquirte Papier occupirt, das Papier erfipt, durch Fund erwirbt, oder 
redlich vom treulofen Berwahrer (Mandatar) des nicht emittirenden Ausfteller® oder 
vom bandlungdbefchränften eriten Nehmer erhält; dennnicht bloß dem erſt en Rehmer 
— fondern jedem Eigenthümer ded Papiers will der Augfteller gebunden fein. (Kar 
lina. O. S. 13 flg., Ganftein, W. R. 8. 15 ©. 213 fig., Grünhut a. O. 
©. 304 flg.; anderd Brunner I. ©. 167 fig, Goldſchmidt, Zeitichr. 28. 
©. 109 fig., auch Stobbe 8. 171, NR. 21, Giertea. D. Lehmann, 88. 60-69, 
bef. ©. 212 fig. ; theilweife im Ergebniffe übereinftimmend: Endemann, H.R. 
88. 83. 86, Siegel, Das Berfprehen S. 110, Thöl 8. 224 un R.D. H. ©. 
XVII. ©. 150, Affolter, 39. ©. 381 flg. ; die Konftruftion Gierke's ©. 259 
iſt zu fünftlih.) Das bloße Verkehrsintereffe würde allerdings zur Motivirung diejer 
Behauptung nicht ausreichen; allein der behauptete Recht sſa tz ergiebt ſich aus dem 
8. 37192. G. B., Art. 74W. D., Art. 305. 307 9. ©. B., welche die Bindikation 
des Papiers prinzipiell gegen jeden redlichen (und nicht grob fahrläffigen) Er- 
werber (Inhaber, bez. formell legitimirten Indoffatar) ausſchließen. S. auch folg. 
$. dieſ. B. — Die Auffaffung, daß für die Gläubigerſchaft das Eigenthum am 
"Bapier und nicht der Befig maßgebend ift, wird durch die Materialien zum A. 2. 
G. B. Pfaff S. 50, Ofner, I. ©. 236) beftätigt. Zeiller beforgte nämlid, 
man würde aus der urfprünglichen Faſſung (Schuldforderungen zc. . . . bedürfen feiner 
Ceſſion) fhliegen, „der Inhaber fei ſchon als folder forderungäberehtigt. . .- 
allein dadurch, daß er fie 3. B. finde oder entwende, könne er dody nit Eigen: 
thümergemworden fein“. Darnach wurde der Schlußfaß des 8. 1393 formulirt. (Srrig 
bezeichnet Krainz $. 334 ſchon jeden Befiger, gleichviel von welcher Beſchaffen⸗ 
heit u. Hafenöhrl, 8. 60 fogar den bösgläubigen Befiper als forderungsberechtigt. 
Am nächften ſteht unfere Auffaffung jener Savigny's, Oblig. R. II. ©. 9 flg., 
Gerber's, P. R. 8. 161, und hauptfählih Goldfhmidt's, Zeitſchr. f. H. R. 
VII. €. 314, IX. ©. 1 fig. XXVIII. ©. 88 flg., H. R. II. 8. 80 u. Stobbet 
8. 171. &. 106 fig., überwiegend auch Brunner's II. ©. 141—225, deſſen 
Ausführungen wefentlich auch Gier ke a. D. billigt. Die Einfügung der ſog. Legt 
timationgpapiere in die Lehre von den Werthpapieren follte ficher ganz vermieden 
werben. (Über jene vgl. Fuchs, Die Karten und Marten d. tägl. Verkehts ©. 23. 
29 fig. [1880. Sept. Abdr. aus d. Ger. Zeit.) und Brunner ©. 174 fig. 206; 
beide rechnen aber mit Unrecht eine Reihe von Regitimationspapieren zu den Inhaber: 
papieren, 3. B. Theaterbillets, Fahrkarten zc. Näheres Randa, Pravnik 1889. 
©. 1 flg., Herrmanna.d. 
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gethan wird“.“ Es ift nur bie Srage, was für Urkunden es find, 
welche ver 8. 427 im Sinne hat? Zunächft ift nicht zu bezweifeln, 
daß nur foldhe Urkunden zu verftehen find, wodurch das Eigenthum 
des Bormanns bejicheinigt wird. Dieſe Anficht wird nunmehr durch 
ben Cod. Ther. 6. II. Nr. 22 (f. oben ©. 308) vollauf beftätigt. 
Bol. au Nr. 10523 gegen 4936 Samml.s (Nicht entgegen fteht 


7) Die Beitimmung enthält in Anlehnung an den art. 1605 Cod. c. eine Re⸗ 
minifcenz an c. 1. C. de donat. 8. 54: »Emtionum mancipiorum instrumentis 
donatis et traditis et ipsorum mancipiorum donationem et traditionem fac- 
tam intelligis «, welche von Alteren als fombolifche Übergabe durch Kaufbriefe, von 
Anderen alö const. poss. (jüngft Bernhard, Kr. B.23. ©. 343), — dagegen 
von Savigny 8. 16, und nad) ihm von den Meiften (auch Böcking, P. S. 462, 
R.33, Windfheid, P. 8.153, N. 10, Goldfhmidt, Handels. II. 8. 67, dazu 
Rud orff, Anh. R.63, Erner, 6. 156, 177 fig.) von dem Falle verftanden wird, 
wenn die Sklaven bei der Übergabe ded Kaufbriefed gegenwärtig find. Dagegen 
tehren Jhering, Grund des Befipfh. ©. 206 u. Strohbal, Succeſſion in d. Befig 
©. 186, 206 flg. zu der älteren bei. von Donell, Leyſer und Underen vertretenen 
Anficht zurüd, daß die Tradition der Papiere ald vollgultiged Surrogat der Tradition 
der Sklaven anzufehen fe. So auch Dernburg $. 152, N. 5, Harburger, 
Const. p. 6.77, Endemann, H. R. V. S. 43 fig., Biermann, ©. 273 fig., 
303 flg., 403 flg. — Dad preuß. Landrecht weiß von einer fombolifchen Übergabe 
durch Urkunden nichts. Dal. Gruchot, Beiträge IV. ©. 473. 475 fig., a. U. aber 
Derinburg 8. 152, N. 5. — Dagegen erfennt diejelbe dad franz. Recht art. 1605 
bei Smmobilien (nicht bei Mobilien) an; diefelben werden nämlich für übergeben 
erachtet, wenn die Eigenthumsurkunden (les titres de propriété) tradirt worden 
find. Da übrigens zur Eigenthyumsübertragung der bloße Konſens der Parteien ger 
nügt, hat bie Übergabe nur die Bedeutung der Kontraftderfüllung und des Befip- 
wechſels. Bol. noch Note 10. 

8) In diefem Sinne äußert ſich mit Recht die überwiegende Zahl der älteren 
Schriftfteller, def. Donell, Carpzow, Leyſer (vgl. Erner, ©. 157, R. 14, 
Biermann, 6.300 flg.). Handelt es ſich doch um das Rechtsverhältniß des Vor⸗ 
manns zur Sache! Wir ſtimmen daher in der bekannten Kontroverfe, ob im 
$.427 das Eigenthum deö Übergeberd oder Übernehmers gemeint fei, mit Nippel 
OL &.363,5tubenraud L ©. 811 (6. 538 2. Auflage, 4. A. v. Schufler- 
Schreiber S. 614), Ellinger S. 169, Lackenbacher a. O., während Fiſcher, 
Zeitſcht. für öfterr. Rechtög. 1827 II. ©. 312, meint, e8 jei nad) Umftänden bald 
diefer, bald jener hierunter zu verftchen, (cf. N. 11) u. Winiwarter ILS. 200 (ähn» 
lich Erk. Nr. 5631 Gl. U. W.), diellbergabe von beiderlei Urkunden fordert. Richtig R. 
Zeit. 1872 Rr. 51 u. die guten Bemerkungen in Nr. 107 Ger. Ztg. 1861, gegen die 
Entfheidung eines Untergericht3 u. neueftend Biermann, ©. 273 flg. 303 fig. 341., 
Erner ©. 180 fig. Für nicht genügend find daher zu erachten: folche Urkunden, 
welche bloß dad Recht ded Empfängers darthun follen, 3. 3. Fakturen, Verkaufs⸗ 
technungen über den lebten Kauf. Dies verfennen die Entih. Nr. 2547 u. 4936 
SLUB. Bol. Stubenraudb ©. 538 (2. Aufl), Biermann, a. D. — Auf 
Immobilien bezieht fih $. 427 Abſ. 1. nicht. (Andere Cod. Ther. 6. II. 22.) — 
Der v. Stubenraud ©. 538, R. 2 angef. Fall bezieht fih auf das Berfprechen zu 
Gunſten Dritter. — Übrigens muß vorausgefept werden, daß Tradent bereits das 
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die Entich. Nr. 10849 [Inventarsaufnahme], da hier die Übergabe 
durch Gegenwart erfolgte.) 

Es ergiebt fich aber weiter dev Zweifel, ob unter den Urkunden, 
wodurch „das Eigenthum dargethan wird“, bloß jolde zu ver: 
ftehen find, durch welche da8 dingliche Recht des Vormanns (alfo 
Eigenthum im ftrengen Wortfinn) bewiejen wird, oder auch ſolche 
Dokumente, welche bloß den Eigenthbumstitel darthun, oder vollends 
jelbft folche Inftrumente, aus welchen lediglich die obligatorifche Ber 
pflichtung eines Dritten zur Herausgabe ver Sache folgt, gleich 
viel ob einer der Kontrahenten ein vingliches Recht auf tie Sache hat 
oder nicht, 3. B. Frachtbriefe, Depofiten-, Gepäd- und Verſatzſcheine. 
Mit Rüdficht auf den Wortlaut des Gefeges Tönnen nur Urkunden, 
welche das Eigenthum oder doch minbejtend ven Eigenthums- 
titel darthun, zur Tradition für hinlänglich erachtet werden — nidt 
aber Dokumente der zulett genannten Gattung.” So Samml. SL. 
u. Pf. Nr. 8592. 10523. — Zwar fucht Erner a. D. nachzuweiſen, 
daß auch dieſe Urkunden zur Tradition genügen, indem er fich auf bie 
ältere Doktrin beruft, welche im 8. 427 ihren „treuen“ Ausbrud ge: 
funden habe. Allein einmal fprechen die älteren Schriftiteller im Ans 
ſchluß an die c. 1. C. de donat. überwiegend doch nur von Juſtru⸗ 
menten, welche den Eigenthums titel des Tradenten nachweiſen!o; 
jodann nennt auch ver Cod. Ther. 6. II. Nr. 22: „Urkunden, welde 


Eigenthum beziehentli den Befig an der jumbolifch zu übergebenden Sache erlangt 
hat. Anderer Anfiht iſt Erner S. 183, R. 94. 

9) Diefe Entſcheidung ift m. E. gerechtfertigt durch die ältere Doktrin, melde 
faft allgemein von instruments, jus vel titulum venditoris continentia 
fpricht, und durch die Rückficht auf den Sprachgebraud) des Geſegbuchs, welcher unter 
Eigenthum bisweilen nur den Eigenthumstitel meint ($. 438 ©. B., vgl. 434. 40). 
Roc, weiter zu gehen und auch die Urkunden der dritten Kategorie bier einzubeziehen, 
wie Erner thut, fcheint mir weder mit dem Wortlaut des $. 427 vereinbar, noch 
durch die gefchichtliche Entwidlung gerechtfertigt zu fein. ©. folgende Note und Erf. 
Rt. 487 Samml. Adler- Clemens. 

10) Bol. die bei Erner ©. 157 u. neueft. bei Biermann ©. 22, 47, 102 fl. 
273 fig., 303 flg., cit. Juriften und Sprüde; fo indbefondere Donell, V. 9, 
Cujac, Parat.ad c. 1.C. cit., Carpzow, Jur. for. II. 33. def. 15: quando 
traditur instrumentum continens jus vel titulum venditoris ete. Unbe 
flimmter Ccyfer, Med. VII. sp.445: instrumenta ad rem pertinentia. Gloſſa- 
toren und Poftgloffatoren find ziemlich einig in der Anficht, daß in der e. 1. C. eit. 
die Erwerböurkunden des Veraͤußerers zu verfiehen find ; unbeftimmter ſchon die 
Accurs. Gloſſe. — Auch unfere Kommentatoren (f.e Stubenraud a. D.) haben 
faſt ausſchlicßlich ſolche Urkunden vor Augen, die den Titel darthun. 
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die Erwerbungsurfade... (des Übergebenven) enthalten“; end⸗ 
lich hat das A. 9. G. B. weber die ältere (übrigens vage und be— 
ftrittene) Auffaffung, noch auch die unbeftimmte Faſſung des Entw. 
Sorten II. 5. $. 8 aufgenommen, vielmehr durch bie Worte: „Ur- 
Inden, wodurch das Eigenthum dargethan wird”, eine genauere For- 
mulirung, beziehentlich eine rejtriftive Norm gegeben. 

Gelbfiverftändlich kommt auch ver in die Veräußerungsurkunde 
aufgenommenen Erflärung: daß mit der Übergabe verfelben fofort 
Beſitz und Eigenthum auf den Erwerber übergehe (ſog. Übergabe 
per cartam), dieſe Wirkung nicht zu! Vgl. Nr. 10523 Samml., 
irrig dagegen Nr. 9770 derſ. S.'! 

Hiernach find als taugliche Traditionsinfteumente anzufehen : 
Raufverträge, gerichtliche Theilungsinftrumente oder Einantwortungen 
(88. 367 Abſ. 1. 819. 844 ©. B.), Fakturen und jaldirte Verkaufs- 
rechnungen, foweit biefe Urkunden das Eigenthum oder doch ven Eigen- 
thumstitel des Tradenten nachweifen (vgl. bef. Hanauſek, Fakturen⸗ 
n. Fakturenflaufeln [1891] ©. 14flg.) — nicht aber Frachtbriefe, 1? 


11) Über die Bebeuteng, welche das Mittelalter den Urkunden überhaupt und 
deren Übergabe indbefondere beilegte, |. Gareis, Zeitfhr. f.H.R. 21, S. 365 flg., 
bef. aber Brunner, Zur Rechtögefchichte der römifch. und german. Urkunden (1880), 
S. 112 flg., ©. 128 flg., 272 fig, Heusler, Inft. d. d. Pr. R. DI. 86 flg. Die 
Übergabe durch eine die Traditionderflärung (per cartam) enthaltende Ur» 
funde beruht wohl auf röm. Bulgarrecht unter Einfluß germanifcher Ideen, ift für 
die Romagna für dag 8. Jahrhdt. nachweisbar, findet fich auch in anderen roman., 
german. u. flav. Rechtögebieten, — fteht jedodh in feinem erfichtlichen Zu- 
fammenbang mit der fpäteren fog. fombolifchen Tradition. Vgl. Biermann, 
8.1, dazu 8. 18 RN. 11. dief. B. — Gleichwohl erhält fich jener roman.»germ. Gedante 
in der Literatur und Prarid, und dürfte mit Anlaß gegeben haben zu der häufig 
wiederkehrenden irrigen Meinung : daß die Übergabe des legten Kaufbriefs (sc. des 
Erwerbers) (f. N. 8) zur Übertragung des €. genügt. Bol. Biermann, ©. 275, 
303, auch Strohal, Succeſſion ©. 206 flg., welch Lepterer indeß einen inneren 
Zufammenbang der tr. p. cartulam mit der fymbol. Trad. p. instrum. behauptet. 
Geht man übrigend, wieStrohal, ©. 208. joweit, daß man meint: „nach freier 
ſachlicher Erwägung“ (d. h. wohl de lege fer.?) fönne die Übergabe des instrumen- 
tum novum diefelbe Funktion verrichten, wie das instr. antiquum (sc. des Ber- 
äußererd), — dann ift es jedenfalle confequenter bei der Befigübertragung von offenen 
Grundſtücken (mit Dernburg, Pr. R. $. 153) von jedem Traditiondcorpus 
gänzlich abzufehen und den Traditions wil hen für allein maßgebend zu erflären! 

12) Wie Zeiller I. S. 223, Fifher-Ellinger-Blodig, Handelsr. 
©. 282, Ernera. D., Kirhftetter ©. 169, NR. 10 (3. Aufl.) annehmen. Schon 
Stubenraud ©. 811 (S. 538, Anm. 1, 2. Aufl.) macht geltend, daß durch der⸗ 
gleichen Papiere nicht Eigentbum dargetban werde. Symboliſche Übergabe durch 
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Depofitenicheine, Verſatzzettel (Bfandfcheine)13, Gepäckſcheine, Aviſo⸗ 
und Bezugsſcheine und ähnliche Urkunden, durch welche ver Anfpruch 
bes Trabenten auf Herausgabe der Sache aus einem andern als bem 
anf Eigentbumsübertragung gerichteten Rechtsgeſchäft, alfo 
nicht der Eigenthums⸗, ſondern bloß ein Ertrabitionsanfprud, 
bes Tradenten bejcheinigt wird, der auf fehr verfchiebenen Titeln be- 
ruhen kann. — Die Gerichtspraris erkennt ale Traditionsinſtrumente 
— wie auch hier gefchieht — durchwegs nur folche Urkunden an, durch 
welche der Eigenthumstitel des Tradenten nachgewiefen wird; vergl. 
Samml. Gl. U. W. Nr. 7 (Übergabe durch exekutive Einantwor- 
tung von Depofiten), Nr. 163, (Übergabe durch Fakturen, — 
dagegen aber Röll, Samml. Nr. 75 und Not. 3. 1872 Nr. 51), 
Nr. 2547 und 4936. (Übergabe durch Raufinftrumente — nur 
wird hier irrig das legte Inftrument für genügend erflärt, dagegen 
ſ. Note 8). Hält man legteren Irrthum fern, fo erflärt fich die ver- 
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Frachtbriefe nimmt an d. Entſch. v. 7. Mai 1853 u. v. 6. Auguſt 1856, ©. Zig. 
1856, Nr. 139. Dageg. aber Erf. Not. Ztſch. 1872 Nr. 51., Nr. 487 ©. Adler» 
Glemend. In dem von Stubenraud ©. 539, N. 4 cit. Falle erfolgte die Über 
gabe bei der Waare ſelbſt. Vergl. auch das Erkenntniß Rote 9. — Daß durch Uber- 
gabe des Frachtbriefes Befis (Eigenthum) nach gemeinem Rechte und dem 6. 
©. B. nicht übergehe, wird audnahmelos anerkannt. Bol. Erner ©. 185, Zhöl 
8.80,N0.15, Sad, H.R. ©. 210, Brintmann, H. R. 8. 79, Endemann, $. 
R. 8. 78, N. 40, bei. Gol dſchmidt, Handelör. IL. 8. 66. N. 35. 88. 67. 75. u. 
Syſtem 8. 83a, Hanauſek, ©. 15 flg. Note 8. 9. Eine andere Frage ift es, ob 
nicht der Deftinatar durch den Frachtführer ala Stellvertreter Beſitz erwerben 
könne? Die Frage ift nur für den Fall zu bejahen, wenn der Frachtführer nach ber 
endigtem Transport den Frachtbrief übergiebt und der Deftinatar denf. übernimmt, da 
bier der auf den Befipmwechfel zielende Wille Beider i. d. Regel vorausgefegt werden 
muß. (Dal. Art. 402 H. ©. B.) Dies war au die Anfiht der Nürnberger 
Konferenz (Brot. S. 4776 flg., 5047 fig), dazu Goldſchmidt 8. 66, R. 35,9. 75, 
N. 60. Beſtätigt wird diefe Auffaffung durch Art. 402 H. ©. B. u. den öſtert. 
Fin. Din. Erl. vom 5. Dezember 1865 3.130, deinzufolge nur jene auf den Ramen 
des Kridatars im Zollhaufe Iagernden Waaren an die Konkursmaſſe desfelben auf 
zufolgen find, deren Frachtbriefe bereits vor der Eröffnung des Kon- 
kurſes gelöſt waren. Bol. auch das Eifenbahnreglem. 8. 59. Ebenfo fann die 
Meiterbegebung des Frachtbriefes, des Gepäckſcheines zc. von Seite des Deftinalare, 
bei entfprechender Willen&beziehung den Übergang des Befiged und Eigenthums zur 
Folge haben, jedoch nur in der Weife, daß der Dritte vermittelft des Deftinatard 
durch den Frachtführer befipt. Bol. Goldſchmidt S. 754, Endemann, Hande. 
D. ©. 42, deſſen Darftellung jedoch betreffö der „Reigung“ folcher Papiere, ald Re 
präfentanten der Waare zu fungiren, zu allgemein lautet. 

13) And. U. Fuchs, Die Karten u. Marten ꝛc. (6.32, R. 55, welcher die fog- 
Legitimationspapiere zur fumbolifchen Tradition geeignet findet. 
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hältnigmäßig geringe praftifche Bedeutung, welche ver 8. 427 
äußert. (Bgl. auch Hanauſek a. O.) — Reine Belege finde ich in 
ber Judikatur für die Anſicht, daß auch bie britte Kategorie ber ob- 
genannten Papiere zur ſymboliſchen Tradition genügt — mit einziger 
Ansnahme ver Frachtbriefe. Vielmehr erklären tie Ext. Nr. 487 u. 
934 Samml. Adler-Elemens, ferner Nr. 75 der Roll' ſchen 
Samml. eifenbahnrechtlicher Erfennt., daß Frachtbriefe, Fakturen (2), 
Dezugs- und Avifofcheine nicht als Urkunden im Sinne des $. 427 
angejehen werden lönnen. Daß Talturen, welche nach gemeinem 
Rechte zur Eigenthbumsübertragung nicht genügen (f. Endemann, 
Handb. II. ©. 43. ©. 16.0. 9), nach dfterr. Recht gemäß $. 427 
hierzu geeignet fein können, ift bereits S. 317 bemerkt worben. !* 
Eine ganz andere Bebeutung für den dinglichen Mobiliarverkehr 
haben diejenigen Wanrenpapiere, deren Befit die Vorausſetzung 
bilvet für bie Übertragung und Geltendmachung bes darin beurkunde⸗ 
ten Rechtes, — fog. Traditions« oder Waaren-Werthpapiere.1 
Dahin gehören der Ragerfchein, ver Ladeſchein und das Konoffe- 
ment (Art. 302.413 lg. 9.9. B., dfterr. Gef. v. 28. April 1889 
3.64 R. G. Bl. über Lagerhäufer). Da nämlich die Auslieferung 
der in den genannten Papieren bezeichneten Waaren nach Maßgabe 
ber Urkunde einzig und allein gegen Nüdftellung bes Papiers 
und nur an die im Papier bezeichnete Perſon, bezieh. an ben Indoſ⸗ 
ſatar oder font legitimirten Befiger des an Orbre geftellten Papiers 
erfolgen darf (Art. 303. 415. 417. 418 H. G. B., 88. 29. 30 des 
Gef. v. 1889), fo vertritt bie Übergabe des Papiers die Über- 
gabe der Waare und hat jomit die Tradition des Waaren⸗Werth⸗ 
papters bingliche Wirkung. Ausdrücklich wird dies rüdfichtlich ber 
Lagerſcheine anerkannt in ben 88. 23—25 des cit. Gef. v. 1889. 





14) Die älteren Kommentatoren erwähnen Urkunden dieſer Art entweder gar 
nicht oder nur Frachtbriefe. Erner a. D., dem Kirchſtetter ©. 162 beitritt, findet 
in den gedachten Urkunden taugliche Traditionsinftrumente. So wohl au Wini⸗ 
warter II. ©. 200. Dageg. tbeilt Ullmann, Mittb. d.d. J. V. 13. ©. 33, die 
bier vertretene Anficht. Eigenthümlich Strohal, Sur. BI. 1881, Nr. 3. 4. 

15) Den Terminus: „Iraditiondpapiere” empfiehlt Brunner, Zeitſchr. f. H. 
22.©.525 flg., in Endemann's H. R. I. S.150. 206, u. billigt Goldſchmidt, 
Ztſchr. 29. S. 22; Endemann, eb. I. ©. 35, nennt fie Diepofitionspapiere ; 
befier würden fie ald „Waarenpapiere“ bezeichnet werden. Der Begriff des Werth: 
papierd wird von Brunner II. ©. 145 fig. richtig firirt. 
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(Ahnlich Schon früher die Verordnung vom 19. Juni 1866 Nr. 86 
88. 12—15.) Der $. 23 dieſes Gejetes beftimmt nämlich, daß „bie 
Übergabe des indoffirten Ragerbefigfcheines an ven Inboffatar für 
ben Erwerb ber von ber Übergabe ver Waare abhängigen Rechte die— 
jelben rechtlihen Wirkungen babe wie die Übergabe ber 
Waare felbft“. (Vgl. auch art. 649 H. G. B. bezüglich der Konoſ⸗ 
femente.) Diefe Norm will nur fagen, daß die Übergabe des Lager- 
befißfcheins in Rüdficht des Erwerbs dinglicher Rechte an ber 
im Waarenhaus Tagernden Waare die Übergabe ver Waare ver— 
tritt! Und ver zweite Abfa bes cit. 8. 23 fügt fachlich zutreffend — 
wenn auch in ber Faſſung zu weit — hinzu: „Wenn ein Lagerſchein 
ausgeftellt ift, Tann bie Übergabe ver Iagernden Waare in anderer 
Weile nicht ftattfinden“ nämlich von Seite des Lagerſchein— 
beſitzers; denn es ift nicht zu bezweifeln, daß der rebliche Empfänger, 
dem die Waare von der Lagerhausverwaltung veräußert und übergeben 
wird, das Eigenthum verfelben erwirbt. Arg. 8. 3674.82. ©. B., 
Art. 306 9. G., 88.33. 34 L. H. G. (Auch der Befit geht in jenen 
Fällen kraft des Geſetzes über; vgl. meinen Befit [3.4] ©. 362flg., 
N. 57 a. E., im Refitltate übereinft. Goldſchmidt 8.73 ©. 723 fig., 
wohl auch B. Adler, Das öſterr. Lagerhausrecht [1892] ©. 173 
— gegen Erner, Trad. ©. 206210, welcher Befitübergang 
läugnet.)!® Wir begegnen bier alfo einer neuen, durch das Wefen bes 
Waarenpapiers im Intereſſe des Kredits gebotenen Art des binglichen 
Rechts — fowie des Beſitzerwerbes an ver lagernden Waare. 
(CA. Exner, a. a. O.) Diefer Grundfag gilt finngemäß auch bezüg- 
[ich der Erefution; vgl. Note 53°. Kraft der Norm bes $. 23 unt 
auf Grund des den gutgläubigen Indoſſatar des Drbrepapiere 
ſchützenden NRechtsfages ber art. 74 W. O. bez. 305 9. ©. 2. kann 
es allerdings gefchehen, daß ver rebliche Giratar (nicht auch der Cef- 
fionär) durch Übergabe des Befigfcheines mehr Recht erlangt als er 
durch die Übergabe der Waare felbft von Seite des Scheinbeſitzers 


158) Mit Unrecht behauptet aber Adler, S. 174 und Gonrabe Jahre. 19 
©. 626, daß der cit. zweite Abfap d. 8. 23 für nicht gefehrieben zu erachten fei; Per 
Wortlaut deffelben bedarf nur der im Tert gegebenen reftrictiven Auslegung. Vgl. 
auch Rieger, Goldſch. Ztſchr. 39 ©. 276. Bon einem „Ausnahmafall“ kann alſo 
bei Veräußerung der Waare durch dad Lagerhaus (88. 33. 34. Gef.) nicht 
gefprochen werden. Die weitere Lagerhaus⸗Litteratur ift in Note 53 angeführt. 
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erworben baben würde; fo 3. B. erwirbt berjelbe gewiß Eigenthum 
an ber geftohlenen, gegen Lagerſchein eingelagerten Waare (art. 305 
H. G. B., 74 W. O.).is Aus dem 8.23 cit. folgt aber noch durchaus 
nicht, daß die Warrantirung zur Folge hat, „daß der legitimirte In- 
baber des Befiticheines als Eigenthümer ver Waare anzufehen 
fei* 15°; denn durch die Ausstellung des Lagerſcheins wird das Rechts⸗ 
verhältniß des Deponenten zur Waare nicht geändert: der Frachter, 
Spediteur oder Agent bleibt eben nur Inhaber, auch wenn ber Lager⸗ 
ein anf feinen Namen lautet; bloß der redliche Indoſſatar des 
Scheines kann kraft des art. 305 9. ©. (74W. O.) Eigenthum er» 
werben.1%d Der regelmäßige Fall ift aber allerbings ber, baß ber 
Eigenthümer bie Waare gegen Lagerſchein einlagert. — Jeder legitimirte 
Inhaber des ungetheilten Lagerſcheines, bezieb. die legitimirten In- 
baber ber beiden getrennten Scheine zufammen find berechtigt, bie 
hinterlegte Waare in beliebige Partien abzutheilen und gegen Rück⸗ 
ftellung des urfprünglichen Scheines die Austellung neuer LXager- 
icheine unmittelbar auf den Namen des gegenwärtigen Beſitzers bes 
Befigicheines zu verlangen ($. 26).16 





15b) Richt aber weniger Recht, wie Adler a. D. meint; denn in den Fällen 
des Verkaufs ded Lagerguts durch die Unternehmung (88. 33. 34.) ift eben dad Recht 
aus dem Lagerfchein nachträglich foerlofchen wie durd den Untergang der Waare. 

150) Wie Adler, Sonr. Jahrb. S. 626 meint: Auch der weitere Nehmer bed 
Papiere wie z. B. der zweite, dritte Spediteur, kann nach Umftänden nur Inhabung 
erwerben, indeß der redliche Käufer durch Indoffament Befip und Eigenthum erlangt. 
Bol. Dazu Goldſchmidt 8. 73 ©. 717 fig. 

15d) Dad ‚öfter. Warrantgeſetz acceptirte mit Recht dad Doppelicheiniyftem, 
beide Scheine müffen an Ordre lauten: Durch Übergabe des indoffirten Befip- 
ſcheins wird Eigenthum, durch Übergabe bes indoffirten Warrantd (Ragerpfand- 
ſcheins) wird Pfandrecht an der lagernden Waare erworben.“ (Irrig nimmt Adler 
&. 175 an, dag das Pfandrecht auch durch Berpfändung des Beſitzſcheins er- 
worben werden kann; dagegen fpricht fategorifch 8. 25: „Zur Deftellung des Faufl- 
pfandes ift.. . die Übergabe des indoff. Warrants erforderlidh...”) Das Regreß⸗ 
recht gegen die wechjelmäßig haftenden Indoffanten ift bedingt durch ve Präfentation 
de8 Warrants bei der 2. H. Unternehmung (bez. ded benannten Domiciaten), Proteft- 
levirung und Beranlaffung des Verkaufs der Waare innerhalb 30 Tagen von der 
Erhebung des Protefted gerechnet; es beſchraͤnkt fich auf den durch den Verkauf nicht 
gededten Reft derverfchriebenen Bfandfumme. 88. 25— 36. — Waaren, über welche 
ein Lagerſchein ausgeſtellt ift, können nicht mit Eretution belegt werben; Gegen⸗ 
fand derfelben find nur die beiden Theile des Lagerſcheins (8. 37). 

16) Im Wefen ſchließe ich mich der Anfiht Goldſchmidt's an, Handelär. LI, 
88. 70—74 (mit hiſtoriſch⸗ dogmat. erfchöpfender Begründung), dazu derfelbe neueftend 
Zeitſchr. f. H. R. 29. ©. 18 flg., und die Erf. des R.O. H. ©. XXV. Rr. 84 be» 


Randa, Eigentium n. öſterr. Recht. 21 
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Der Lagerfchein muß nach öſterr. Rechte (8. 18 Gef. v. 1889) 
auf Ordre geftellt fein; im Übrigen macht e8 aber keinen Unterſchied, 
ob das Wanrenpapier ein Namenspapier oder Orxbre- (Inhaber-)Papier 
ift; denn weder das Hanbelsgefeßbuch, noch andere auf dergleichen 
Werthpapiere bezüglichen Gefege machen in Rüdficht der oben an- 
geführten bie dingliche Wirkung der Übertragung des Papiers bejtim- 
menden Rechtsſätze einen Unterſchied zwifchen Recta⸗ und Ordre⸗ 
papieren (vgl. Art. 415—418 9. ©. 3. und die im $. 13 sub 3.5 
angeführten Gefete.!? 


treffe des Kagerfcheind und des R. G. V. Nr. 19 betreffs des Ladeſcheins. In neuerer 
Zeit hat der Streit über Weſen und Wirkungen der Konnoffementsbegebung ein: 
umfangreiche Literatur hervorgerufen. Für die bloß obligationdrechtlichen Wirkungen 
der Übertragung ded K. haben fih Brintmann$. 79, Thöl 8.80, Kräwell ©. 
590, Shering, Jahrb. J. ©. 176 flg., Laband, Zeitfchr. f.H.R. 19, S. 121 fig., 
erflärt, jo auch die Erf. Seuffert J. 8. 232; VI. 241. VII. 8.— Dagegen für 
die dingliche Wirkung außer Goldſchmidt: Erner, Trad. ©. 185 flg., Arit. 2. 
Sch. 13. 6.313 flg., Haufer, Stellvertr. im Befip $. 15, Endemann $. 78 und 
Hdb. II. $. 170. ©. 38— 41, Meifcheider, Befig $. 68, neuerl. Hahn, Komm. 
II. ©. 682, R. 3 (2. Aufl), Strobal, Succeſſ. ©. 210 flg., Adler a. O. 8.46, 
Die theoretifhe Konftruftion Soldfhmidt’d, H. R. 88.70. 75. 76, bei. ©. 717. 
722, welcher zu dem obigen Rechtöfage (art. 649. V. H. G. 3.) durch die bloße Sup: 
pofition gelangen will, daß der Schiffer, Frachtführer, Depofitar für den jeweiligen 
Inhaber ded Konnoffements, Lader oder Lagerſcheins befigen wolle, theile ich nicht. 
Die Annahme der Stellvertretung im Befige (j. auch Haufera. D.), insbeſ. des 
bezüglichen Willend auf Seite des angeblichen Vertreters und des Bertretenen erſcheint 
doch höchft bedenklich, wo nicht willkürlich; die bezügliche Intention fann, aber 
wird nicht immer vorhanden fein, und doch geht auch in legterem Falle Befig und 
Eigenthum auf den Empfänger über. Auch mit der Hinftellung des „Dienftverhält- 
niſſes“ (2) des Schiffere (Fuhrmanne) ald „Medium“, durch welches der Inhaber des 
Papiers Befiger der Waare wird Meiſcheider 8 68), ift nicht? anzufangen. Hin- 
gegen will Erner ©. 206. 210 in der Begebung des Papierd eine durch modernes 
Gewohnheitsrecht eingeführte neue Form des dinglichen Vertrags und zwar Eigen 
thumserwerb ohne Befigerwerb erbliden. (Dagegen ſpricht der hiſtoriſche und 
logifche Paralleliemus des Befig- und Rechtserwerbs bei der Tradition, ſ. dagegen 
auch Goldſchmidt 29. S. 24, und Randa, Befip 8.11, N. 64.) Im der That 
bleibt nur übrig, in den gedachten Fällen Befig- und Eigenthumsübergang ohne 
die regelmäßigen Vorausfegungen (ohne Tradition der Waare) kraft des Geſeßes 
anzunehmen, analog dem (fog. fingirten) Befig- und Eigenthumdübergang an ver- 
jendeten Waaren im Falle des 8. 429 G. B. — (Meine abweichende Anficht in Rüd]. 
der Ladefcheine [Befig, S. 361 N. 57] habe ich ſchon in der 1. Aufl. aufgegeben.) 

17) Bergl. auch Goldſchmidt II. 88. 75. 76, Haufer $. 15, Endemann 
8. 78, Erner ©. 206, Meiſcheider $. 68, Lewis, in Endemann’d H. R. I. 
8. 37. Adlera.a. D. Die Konferenz (Prot. ©. 4015) lehnte allerdings den dies 
fälligen Antrag ab; allein jachlich fann aus diefer Ablehnung uichts gegen die obige 
Auffaffung dedueirt werden. S. auch das Erf. des R. O. H. G. VI. 94. VL 125, — 
aber auch XV. 73. ' 
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Die hier vertretene Auffafjung betreffend die fachenvechtliche Wir- 
tung ber Übertragung des Papiers wird bezüglich ber drei genannten 
Arten des Waarenwerthpapiers, deren rechtliche Struktur offenbar 
biejelbe ift, wejentlich beftärkt durch bie im den Art. 313. 374 u. 382 
9. 6. 3. gegebene, ven Beſitz „ver Konofjemente, Ladeſcheine oder 
Zagericheine“ dem „Gewahrſam“ ver Waare gleichitellende Norm. 
In diefer Aquiparirung gelangt der Grundgedanke zum Ausdruck, daß 
der Befiter folcher Bapiere fachenrechtlich über die Waare mit derſelben 
Wirkung verfügen könne, als ob er Inhaber derſelben wäre. Die 
Übergabe des Waarenpapiers fteht der Übergabe der Waare gleich. 
(Für Deutichland jind als weitere Belege binzuzufügen: das Neichs- 
geſetz betreff. die Einf. der Konf. Orb. v. 1877 8. 14 und bie bezüg- 
lichen landesgejeglichen Ausführungs-Verorbnungen, welche Golp- 
ſchmidt, Zeitſchr. f. H. R. 29. ©. 19 flg., anführt.) Kein maf- 
gebendes Argument Tann gegen die hier vertretene Anficht aus dem 
Umſtande gejchöpft werden, daß die Nürnberger Konferenz den Sat 
des Entwurfs zweiter Lefung: „Die Übergabe des Ladeſcheines fteht 
ver Übergabe des Gutes gleich“ in ber dritten Leſung leiver geftrichen 
bat (Brot. S. 4774); damit wurde nur das negative Ergebniß erzielt, 
daß jener Anftcht eine wichtige — aber weitaus nicht die einzige — 
pofitive Stüte entzogen wurde. Für das öſterr. Necht bat dieſer 
ſchon in der 1. Aufl. vertretene Gefichtspuntt in dem oben gebachten 
Lagerhausgeſetz v. 1889 rüchaltslofe Anerkennung gefunden. 

Übrigens geht aus den vom Geſetze angeführten Fällen hervor, 
daß die Übergabe durch Urkunden nicht nur dort ftattfinbet, „wo eine 
körperliche Übergabe der Sachen“ wegen ihrer Beichaffenheit nicht 
möglich ift, wie das Gefeg wörtlich fagt, ſondern auch port, wo dieſe 
mit großen Schwierigkeiten verbunden wäre, 3.3. bei einem ganzen 
Waarenlager, oder wo die fofortige Übergabe wegen Abweſenheit von 
der Sache, z. B. bei Frachtgütern, nicht fofort thunlich ift. 18 


18) Dies ift auch die herrſchende Anficht der Gerichte, vgl. die ©. 318— 320 
citirten Entjcheidungen und Stubenraud- Schufter- Schreiber (4. 4.) IL, 
8.427, Unger, Entwurf ©. 190, Erner ©. 213, N. 160—162. Biermann, 
©. 341 fg. Bol. Pr. L. R. I. 20. 8$. 271.330 Ungenau find die Worte „ihrer 
Beichaffenheit wegen“. Die Anführung der „Befammtjachen“ dürfte wohl weniger 
auf die Irrlehre zurüczuführen fein, daß dieſelben ala jolche Rechtsobjekte find, ale 
vielmehr auf die ältere engherzige Auffaffung der Apprehenfion ale „Übergabe von 
Hand zu Hand“. Berkehrerudfichten forderten johin bei derartigen „Bejfammtfachen” 

21* 
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Selbftverftänplic) wird erforbert, daß Übergeber und Übernehmer 
die Urkunde in der Abficht übergeben und übernehmen, daß Befik 
(Eigenthum) übertragen werbe.19 Wird alfo die Urkunde zu anderen 
Zweden übergeben, 3. B. um deren Richtigkeit zu prüfen, Kaution zu 
leiften, fo ift Befig nicht übergegangen. — Iſt eine Sache zu gleicher 
Zeit dem Einen ſymboliſch, dem Anderen körperlich übergeben worben, 
fo kann nur dieſer Letztere als Befiter angeſehen werden. 20 

ad c) Die fogenannte Übergabe vurch „Erklärung“ (8. 428) enthält 
zwei Fälle: 
a) das constitutum possessorium. (Erſter Sat d. 8. 428, 
cfr. 319.) 
P) die traditio brevi manu. (weiter Sat tes 8. 428.) 
ad a) Diefer Fall wird von unferen Kommentatoren im An⸗ 
ſchluß an bie ältere Doktrin zumeift als „fumbofifche” Über: 
gabsart aufgefaßt und die Stellung des $. 428 fowie der 
Gegenſatz zu 8. 426 fcheinen dies zu befräftigen.21 Gleich 
wohl beftätigt die Geneſis des 8. 428 und ber Vergleich 
mit vem $. 319 dieſe Auffaffung burchaus nicht. Der 
Cod. Ther. 6. II. 88. 9 fig., 15—18 erblickt nämlich in 
bem const. poss. unb in ber trad. brevi m. eine Über- 
gabe durch die „hat“ und zwar „durch kurze Hand*.2*, 
ebenfo, nur kürzer, Entw. Horten 5 II. 8.7, währent 
Martini6ll.8.7nurfagt: Erwerb ohne förperl. Übergabe 
„in Kürzeburch Erklärung bes Übergebers, (Die Sache) nur im 


eine minder „Lörperliche” Form der Übergabe — nämlich die fog. fombolifche. Vgl. 
die Protofolle Rote 11. 

19) Dies beftimmt ausdrücklich der $. 63. J. 7. des Landrechts. 

20) Dal. Stubenraud I. ©. 614, Nippel II. ©. 372, Meifheider 
8.55. Bol. Erk. d. R.O. H. ©. 14, N. 64. 

21) Rippel III. ©. 374, BWiniwarter U. ©. 202, Stubentraud L 
©. 814. 1, indem fie behaupten, es wäre eigentlich nöthig, dag der Beräußerer die 
Sache dem Übernehmer übergebe, und fie von diefem wieder zurüdtempfange. Offen« 
bar wirkt hier die ältere Doktrin nah. Bol. Heineccius, Erfl. 8. 204. 

21a) Nr. 15: „Mit kurzer Hand gefchieht die Übergabe, wenn (nr. 16) die Sache 
in Händen desjenigen, der fie einem Andern zu übergeben hätte, belaffen wird, um 
ſolche von nun an nicht mehr in feinem, fondern in ded Anderen Namen zu befigen“, 
(nr. 18) „gleichergeftalt, da der Berfäufer die Sache von dem Käufer pachtet, miethet 
oder entlehnt...“ Aufeinemlapsus calami beruht wohl die Ausführung Ofner's, 
Sad. R.$. 32 ©. 76. 





8.12. Die Formen der Übergabe. 325 


Namen bes Übernehmers behalten zu wollen". In ver That 
erfcheint dieſe Art ver Übergabe alß ein regelvechter Fall 
des Befikerwerbes durch Stellvertreter und findet eben 
darum gewiß bei Mobilten und Immobilien gleichmäßig 
Anwendung. Wer nämlich überhaupt Befit für Dritte 
durch feine Handlungen zu erwerben im Stande ift, wird 
bie8 darum nicht weniger können, weil er (ber Stell- 
vertreter) zufälligerweife ſelbſt im Befit der Sache ift. 
Da er nun die phyſiſche Macht über die Sache bereits hat, 
fo bedarf es nicht erft der Apprehenfion, bie er ale 
Stellvertreter fonft im Namen des Vertretenen hätte vor- 
nehmen müffen, fonvern e8 genügt fehon die Willens- 
änderung und bie Erklärung, die Sache künftig im 
Namen des Übernehmers befigen zu wollen. (8. 428 cfr. 
$. 319 ©. B.)?? Hierbei wird ein wirklicher ober ver- 
meintlicher Detentionstitel vorausgefegt, vgl. Nr. 9317 
Samml.; ein abjtraftes von der Cauſa abſehendes Kon- 
ftitut kennt das öſterr. Necht troß ber fehr allgemeinen 
Faſſung des $. 428 nicht. Der Wille, im fremden Namen 
zu beftten, ift unter verftändigen Barteien nur als kon- 
freter Inhaberwille ex deposito, locato :ıc. benkbar. 
Dei einer allgemeinen Ausprudsweife der Parteien wird 
Depofitum oder Mandat zu verjtehen fein. (Vgl. Nr. 4938. 
8038. Das Nähere |. im 8.20 ©. 4A65flg. meines 


22) Savigny$. 27, Randa, Befib 8. 20, Schiffner, Xehrb. 8. 120. 
Die äußere Erkenn barke it des const. poss. Dritten gegenüber ift nicht er- 
forderlih. DBergl. Nr. 1620 Sammlung GI. U. W.; anderd dagegen Nr. 10475. 
11 304 derf. Samml.; der in diefen Erf. berufene $. 428 verlangt bloß eine „erweis⸗ 
liche" — nicht aber offenſichtliche Art der Erflärung. S. aud Biermann, 
©. 347, — In Rt. 2010 wird die vom formell legitimirten Sachverwalter des A 
an B erfolgte Beräußerung und Aufbewahrung von Wechfeln in einem Kouvert mit 
der Auffchrift: Eigenthum des B. zum Erwerb ded E. für genügend erfannt. In dem 
unvollftändig erzählten Falle Nr. 4428 Samml. Gl. U. W., in welchem der Käufer 
das gekaufte Kalb (nach feiner Rückkehr) aus dem Stalle des Verkäufers holen zu 
wollen erflärte, lag — wenn nicht Befipergreifung dur Gegenwart — fo doch 
ein const. poss. vor. Ebenſo unmotivirt ift die Entf. Nr. 11383 der. Samml.: 
Die dem Stalleigenthümer vom Verkäufer in Gegenwart ded Käuferd abgegebene 
Erflärung, daß diefer nunmehr ald Eigenthümer der Pferde anzuſehen fei, ift nicht 
„unerheblich“ zumal die Übergabe ſchon durch Präfenz im Stalle als erfolgt anzujehen 
iſt; einer ausdrücklichen Zuftimmung des Beſitzers bedurfte ed nicht! 
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„Befig“.)23 — Inhabung auf Seite des lÜbergebers 
wird hierbei nicht erfordert — wohl aber Befig.2” 

ad P &8 ift ſelbſtverſtändlich, daß Tradition dann nicht noth⸗ 
wendig ift, wenn ber zu übergebenve Gegenftand fich be- 
reits in ben Händen des Empfängers befindet; hier ge- 
nügt die mit Zuftimmung bes Tradenten ſich vollziehende 
Willensänberung des Inhabers, vie Sache in Zukunft als 
eigen zu befigen ($. 428)24 — bie traditio brevi manu. 
Daß dieſe Art per Defizübertragung nicht als ſymboliſche 
Übergabe angefehen werben kann, bevarf feiner Erwäh—⸗ 
nung.?5 Bon einem burch die traditio brevi manu fid) 
vollziehenden Befit- und Eigenthumswechſel kann natür- 


23) Gewiß verlangt der Cod. Ther. (f. Note 21a) dad Dafein eines auf die 
Inhabung Namend des UÜbernehmers gerichteten Gefchäftes, mie die dort angeführten 
Beifpiele bezeugen; die Weglaffung der Lebteren in den fpäteren Entwürfen erfolgte 
nur der Kürze halber. — Biermann ©. 245. 315. 371 flg., 399 behauptet, daß 
die ältere gemeinrechtliche Prarid bis Thibaut das abftrac te Conftitut anerfenne 
u. zwar ald bloße Formel dazu beftimmt: die Vorſchriſt der Zradition zu um- 
geben. (2. findet darin das Succeffiondprinzip.) Allein die dafür angeführten Be 
lege find nicht überzeugend ; in den bezogenen Fällen wird meift Bermahrungdauftrag 
fubintelligirt u. oft genug die Stellvertretung erwähnt. Bol. dazu Harburger, 
Das const. poss. (1881), Ernerund Behrend, Gutachten f. den deutichen Ju 
riftentag 1880. Daß ein abftrakter Bertrag obigen Inhalts nicht genüge, vielmehr 
eine fpezielle Cauſa für das Berbleiben der Sache inder Gewahrſame des Deräußerers 
nothwendig ſei, wird von der herrfchenden Lehre (auch im deutfch. Entw.$. 805) an: 
erfannt. Bol. Windfheid 8. 155, Behrend und Ernera.D., bei. Harbur— 
ger, deffen Lehre vom ausdrüdlichen und ftillfchweigenden const. poss. jedoch nicht ge⸗ 
rechtfertigt erfcheint (f. auch Krasnopolsti, Grünhut's Zeitſchr. 8. ©. 420, und 
Leonhard, Krit. V. Sch. 23. ©. 321 flg.). Daß die Ungültigfeit des Detentiond- 
titel® das const. poss. nicht eliminirt, erfennt auh Harburger ©. 70 fig. bezüg⸗ 
lich des fog. ftillfhw. c. p. an. (Anders Leonhard ©. 337.) Gegen Schlof- 
mann, Befigeriw. durch Dritte S. 150 flg., ift zu bemerfen, daß das c. p. Erwerk 
fowohl ab aliquo als auch per aliquem (eundem) ift; vergl. übrigend ned 
Baron, Krit. V. Sch. 23, ©. 511 flg., und Frankl, a. D. ©. 74 flg., der weſent⸗ 
Lich unfere Anficht theilt. 

23a) Mit Recht wurde in Nr. 8038 (Audftellung eines Depotſcheins) u. 9502 
E. Übertragung angenommen, da der Eonftituent den Befiß durch den Afterverwahrer, 
bez. Pfandgläubiger ausübt. Einer PVerftändigung des Repteren vom Befigwechiel 
bedarf es nicht. Dal. meinen Beſitz ©. 461, dazu Biermann. 346. 355; auch 
Krainz II. S. 206. 

24) Bgl. L. 9. 8. 5. D. de acquir. r. dom. L. 62. D. de eviet., L. 9. 8. 9. 
D. de reb. ored. Die Faffung des 8. 428 ift allerdings mißglüdt, nicht auf „ein 
dingliches Recht“ auf diefer oder jener Seite, fondern einzig auf den Übereignunge- 
willen fommt Alles an. Über die älteren Entwürfe u. deren Terminologie vgl. R. 238. 

25) Die Alteren (vgl. 3. B. Rippel IH. 72) ſprechen hier von ſymboliſchem 
Beſitzerwerb. Dagegen fhon Pachmann, Berjähr. ©. 74. 
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lich da nicht die Rebe fein, wo das betreffende Objekt be- 
reits früher im Befit und Eigenthum des Kontrahenten 
geweſen.?s (Unrichtig ift die Entfch. Nr. 11883 Samml. 
welche ven E.-Übergang läugnet, obwohl das verkaufte 
Pferd bereits vorher beim Käufer eingeftellt war, weil fich 
Berläufer das fünftige Füllen vorbehalten hatte.) 
add) Das dfterr. Recht fennt außer dem oben berührten Falle der 
„ſymboliſchen Übergabe“ noch einen Fall der fingirten Tradi⸗ 
tion, in welchem nämlich zu Folge gefeglicher Beſtimmung 
ohne „Zeichenübergabe“ und ohne die Voransfegungen ber 
Stelivertretung Befig übergeht. Es ift dies der Fall des 
8.429 08 G. B.: „In der Regel werben überfchidte 
Sachen erft dann für übergeben gehalten, wenn fie ber Über- 
nehmer erhält, e8 wäre denn, daß biefer hie Überſchickungsart 
felbft beftimmt ober genehmigt hätte“.““ Wenn in Über 


26) Diefe triviale Wahrheit wird leider nicht felten verfannt, fo namentlid) in 
dem Falle, wenn der Gläubiger dem Darlehnsſchuldner die Schuld unentgeltlich nach⸗ 
fieht. Ganz verkehrt ift daher die Argumentation Nippel's 6. ©. 221 und der 
Entf. Nr. 435. 4581. 6090, welche mit Bezug auf die 88. 943 u.428 ©. B. die 
Übergabe des geſchenkten Geldes darum für überflüffig und johin Die Schenkung darum 
für rechtswirkſam erachten, weil fich die gefhenkte Sache ſchon in den Händen des Be 
ſchenkten befinde! Dagegen bemerkt fhon Stubenrauh LI. ©. 114, N. 2, dag 
bier eine Berwechdlung der Forderung und des (entfernteren) Gegenftandes berfelben 
unterlaufe. Nebenbei fei bemerkt, daßıfich das Formerfordemif des 8. 943 und nun- 
mebr des Gef. v. 25. Juli 1871 nur auf die nicht vollzogene Schenkung bezieht. 
Bol. Unger Il. ©. 206, R. 17.18, Frankla. O. ©. 101. 

27) Mit dem 8. 429 flimmen wejentlich überein der $. 204 des ſächſ. G. 2. 
und die 88. 128—130 I. 11 des preuß. 2. R., für welche daher gleichfalld das im 
zerte Geſagte gilt. Nach gemeinem Recht (vgl. auch 8. 649 des züricher ®. 2.) 
tann die bloße Berfendung (d. i. die Aufgabe der Waare zur Beförderung an den 
entfernten Deftinatar) nicht ale Tradition angefehen werben, — auch nicht, wenn 
die Perfon des Frachters oder die Ueberſendungsart vom Deſtinatar beſtimmt wor⸗ 
den iſt. Dies iſt in Theorie und Praxis faſt allgemein anerkannt. Vergl. Thöl, H. 
R. 8. 78 a. E. bef. Goldſchmidt II. 8. 66. ©. 617 flg. Hieran wurde durch art. 
344 6. G. B. Richts geändert (irrig Bad, H. R. 8. 104, N. 123, Endemanu, 
3. Aufl. 8.112, R. 31); denn derSchlußfag ded art. 261 preuß. Entw. (art. 344): 
„und die Abgabe an die vom Verkäufer beftimmte Perfon gilt als Uebergabe*, 
wurde in der zweiten Lefung mit dem Beifape abgelehnt, daß fein Grund vorliege, 
die richtigeren gemeinrechtlichen Grundfäge über die Übergabe zu ändern (Prot. 
€. 1375 flg.) Bol. Goldſchmidt a. O. N. 16, Hahn, Komm. I. zu art. 345. 
Andere freilich wenn der Deftinatar den Frachter ermächtigt, die Waare für ihn zu 
übernehmen, oder wenn der Abfender die Waare im Namen des Adreffaten zum 
Zranöport aufgiebt, da alddann der Fall dee const. pose. vorliegt. Die Behauptung 
Haufer’s, Gtellvertret. 8. 12, daß der vom Erfüllungsorte verfendende Verkäufer 
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jendungsfällen der Empfänger bie Abficht bat, ven Befik 
burch den Frachter (Spediteur) zu erwerben, biefer bie Ab- 
ficht, für jenen Befig zu ergreifen, fo liegt einfach Belik- 
erwerb durch Nepräfentanten vor. Aber auch ohne dieſe 
Borausfegungen gebt zufolge geſetzlicher Anordnung Befit 
und Eigenthum auf den Empfänger mit dem Momente ver 
Abfendung (Übergabe an die Poſt, an ven Frachter u. f. f.) 
über, — und in dieſem Falle erfolgt aljo der Befiterwerb 
ohne Apprehenfion. Vgl. Nr. 9717 der Samml. Gl. U. 
Pf., Nr. 934 Samml. Adler⸗Clemens.28 Ebenſo verhält 
fich Die Sache in den oben ©. 320 erwähnten Fällen der Tra⸗ 
bition des Konoffements, Lade⸗ und Lagerſcheins. Die Über- 
gabe durch Verſendung finbet fich im Cod. Ther. unt 
Entwurf Horten noch nicht, erft der Entwurf Martini's 
(6. II. 8. 8) erwähnt biefelbe nach vem Vorgang bed preuß. 
L. R. J. 11. 8. 128flg. Die irrige Motivirung diefer Norm 
mit ber Behauptung einer angeblichen „Bevollmächtigung“ 
bes Frachters wurbe ſchon in der Sitz. v. 29. Aug. 1795 mit 
R. abgelehnt (Harrafowsty V. ©. 99); trogdem wieber- 
holt Ref. Zeiller in d. Situng v. 6. Juni 1803 benfelben 


den Befig für fih aufgebe und dem Verkäufer ubtrete (S. 66), ift unhaltbar. 
Denn der Berfender hat im allgemeinen niht den Willen, fich des Beſitzes durch 
Verſendung zuentäußern, er fept vielmehr den Befig durch den Transporteur 
als Zwifchenperfon fort; diefer hat bis dahin feinen Befehlen Folge zu leiſten 
(art. 402 H. G. B.). Überhaupt fihließt der Trandportauftrag noch nit 
das Mandat in fih, Beſitz für den Deftinatarzu ergreifen. (Vgl. aud art. 344. 
345 im Gegenfaße zu art. 3429. ©. B. u. Goldfhmidt 8. 66.) Die Annahme 
Hauſer's muthet dem Berfender eine Entäußerung zu feinem Nachtheil zu, 
welche im Zweifel nicht fupponirt werden Tann. — Über die Frage, ob Eigenthum 
ber überfendeten und in Empfang genommenen Waare auch noch vor der Geneh mi⸗ 
gung derfelben übergehe, vgl. Zimmermann in Goldſchmidt's Zeitſchr. 19, 
©. 397 flg., Gareis, Stell. zu Dispof. ©. 150 flg., und neueft. eingehend Ha⸗ 
naufet, Haftung d. Berfäuf. II. ©. 106 fig. Die Frage ift von Fall zu Fall nad 
allgemeinen Grundſätzen zu entfcheiden. Bol. noch Entſch. des R. O. H. G. 11. 
Nr. 103, 17. Nr. 37. 

28) Erner ©. 147 flg. nimmt nur Eigenthumsübergang an, leugnet aber den 
Befigübergang. Gegen diefe Unterfcheidung vgl. Rote 2. a. E., Randa, Befip $. 11. 
N. 64. Daß es ſich im 8. 429 nicht lediglich um die Überwälzung der Gefahr handle, 
zeigt ſchon die Stellung desfelben im Kapitel vom Eigenthumserwerb. Bergl. auch 
neuerl. Frantla.D.6. Keine Abweichung gilt bei Briefen. A. A. Steinbach— 
Eig. an Briefen. Irrig wil Ofner, Sach. R.$. 32. die Norm des $. 429 aud 
dem Geſichtspunkt der Stellvertretung erflären. 
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Irrthum, zieht aber überbieß das fchon früher betonte &e- 
fahrsmontent zur Begründung heran, „ven übrigen DBei- 
figern . . . erichienen diefe Erörterungen volllommen ein» 
leuchtend“ (Ofner, Prot. I. ©. 279. 280. 

Bei der großen Verſchiedenheit ver Übergabsarten ver 88. 426 — 
429 ©. B., welche theils Tradition find, theils verfelben rechtlich 
gleichftehen, fowie bei dem ſchwankenden Begriff des Wortes „Über- 
gabe” (vergl. Rubrik zu 8. 426—431), darf das Beweisthema ber 
Eigenthumsklage nicht allgemein dahin geftellt werben: daß die Sache 
„übergeben“ worben fei, ſondern e8 muß auch die Art der Übergabe 
näher bezeichnet werben. Es ift daher die Entſcheidung dee O. ©. H. 
Nr. 4015 Samml. ©. U. W,, welche gegen die Anficht des Ober- 
gerichtes den Haupteid in jener vieldeutigen Bormulirung zuließ, nicht 
zu billigen. 

Zum Schluffe jei noch die Frage berührt, in welchem Sinne bie 
Beitimmung des Gef. v. 25. Juli 1871, 3.76 auszulegen fei, daß 
zur Gültigfeit von „Schentungsverträgen ohne wirkliche Über- 
gabe” vie Errichtung eines Notariatsattes nothwendig ſei? Der Sinn 
berfelben (vgl. den korrelaten $. 943 B. G. B.) geht dahin, daß nur 
ſolche Schenktungsverträge, durch welche das gefchentte Objekt (Sache 
oder Recht) nicht jofort in das Vermögen des Beſchenkten übertra- 
gen wird, ver Form bes Notariatsaktes bedürfen, — nicht aber jene 
Schenfungsverträge, durch welche das zugebachte Objekt ſofort mit 
bem (binglichen, obligatorifchen ꝛc.) Vertrage in den Vermögenskreis 
bes Donatars übergeht. Dieje Auslegung ergiebt fich aus der Ver⸗ 
gleichung des Gef. v. 1871 mit ven 88. 50. 51. 59 III. des Urentw. 
und dem $. 9436. G. B., aus dem Sprachgebrauche des Geſetzbuches 
88. 252. 315. 331. 378. 451. 787. und der Fallit. Ord. v. 1734. 
(Frankl, Formerford. der Schenkung S. 42 flg.) Diefe Auffaffung 
wird nunmehr auch durch ven Cod. Ther. I. 7. nr. 39 fig. 50 fig. und 
ven Entw. Horten III.2 8.1. geftüßt. Jener erforbert bei Immobilien 
bie Verbücherung ver Schenkung, bei Mobilien über 500 fl. gericht: 
liche Anmeldung und beftimmt (nr. 50 fig.), daß die Wirkung einer 
giltigen Schenkung verſchieden fei, jenachdem dieſe „nur in einer Zu- 
füge beftehe oder durch eine wirkliche Übergabe vollzogen werbe“; 
aus der „Zufage” entftehe..... „die Forderung auf Erfüllung“. (Da- 
zu Horten $.1.) Die „wirkliche Übergabe" bildet alſo — wie auch 
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wir oben behaupten — den Gegenfaß ber nicht vollzogenen, aber 
(nicht etwa bloß durch Tradition) vollziehbaren Schenkung. Hierin 
liegt eine Beftätigung unjerer Auslegung. Es bebürfen alſo insbe⸗ 
fonbere der Form des Notariatsaktes nicht: Schenkungen von be: 
weglichen Sachen mit fofortiger Übergabe derſelben (ba fich vie 
Übereignung durch ven Traditionsvertrag volfzieht), auch nicht bie 
ſchenkungsweiſe Ceſſion, welche mit dem Konfens ver Parteien ohne 
alle Übergabe perfektift (8.1392) (dazu Nr. 7699, dag. 5631 Samml.),“ 
noch auch der ſchenkungsweiſe Erlaß ($. 1444, fo richtig Spruch⸗ 
repert. Nr. 15 auch Nr. 11850 — dageg. wieder Nr. 10884 Samml.; 
wohl aber bevürfen der Notariatsforn: die Schenkung unbeweg- 
licher (in den öffentlichen Büchern eingetragener) Güter, ba ſich ja 
bie Schenkung nicht ſchon mit ber faltifchen Übergabe ober mit dem 
ſchriftlichen Veräußerungsvertrage vollzieht,30 desgleichen aus bem- 
felben Grunde die ſchenkungsweiſe Beftellung binglicher Rechte z. D. 
von Serpituten an Immobilien. So ſchon Nippel 6. ad $. 943, 
Unger I. ©. 204 fig., Hofmann, Grünhut's Zeitſchr. 8. ©. 
286 fig. 306, Randa, Krit. B. Schr. 21. B. ©. 380, Stuben: 
rauh-Schufter-Schreiber, 14.4. ©. 293 flg.), Frankl, Not. 
Zeit. 1878, Nr. 74 fig. u. bef. Formerf. der Schenkung 88. 3. 4, 
während Andere unter der „wirklichen Übergabe“ die phyſiſche Über- 
gabe verftehen nnd fohin auch (in der Regel) in ben erftgenannten 
Fällen bie Notariatöform verlangen.?! So Bürgel, Prav. 1872. 
©. 806 fig., Strobal, Eig. an Immob. ©. 78, ähnlich Krainz, 
1.S. 113, Schrutla, Not. 3. 1884 Nr. 16, Haſenöhrl, I. 
©. 183 fig. 570 flg., Ofner, Centralbl. Cell. 6. S. 644 fig. 
Meiſſels, Grünh. Ztichr. 19. ©. 989. Separ. ©. 151 flg., Roy 


29) Worin follte hier die „VBollziehung” der Schenkung beſtehen? — Uber ae 
Berhältniß der Ceffion zur Cauſa, über welche in unferer Prarid oft verkehrte An- 
ſchauungen zu Tage treten, vgl. oben $. 11. ©. 289 fig. Mündliche fhenkungdweile 
Ceſſion hält nicht für genügend das Erf. Nr. 5631 Samml. Gl. U. W. u. Ernet, 
Hyp. R. I. 6. 390. R. 3, lehterer darum, weil die Redaktoren den Unterſchied zwiſchen 
Eeffion u. pact. de cedendo überfehen haben (2). Dagegen f. Frankl S. 122 fg. 

30) Die Uebereignung von nichtver büch er ten Immobilien vollzieht fid nad 
Analogie der Mobilien durch Uchergabe. Vgl. Erf, Rr. 6327 Eammt. Gl. U. ®. 

31) Näheres f. bei $rantla. O. ©. 61 flg., 75 fig. Die Berwerthung det 
8. 1068 II. 11 des preuß. 2. R. ift wohl ſchon darum ausgefchloffen, weil dad ®. 
G. B. (anders als das L. N.) der Tradition von Immobilien die Wirkung Mi 
Uebereignung abfpridt. 
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tokil, Not. Ztfchr. 1892 Nr. 46. 47.9 Unter Schenkung mit 
„wirtlicher“ Übergabe verftehen wir alfo bie mit der etwa rechtlich not: 
wenbigen thatfächlichen Übergabe fich fefort vollziehende Schenkung, 
im Gegenfage zu dem fog. Schenfungsverfprechen und dem Schen- 
fungsvertrage, durch den der Donatar nicht fofort das zugebachte 
Objekt erwirbt. Zur thatfächlichen (wirklichen) Übergabe rechnen wir 
aber nicht bloß die Fälle phyſiſcher Übergabe, fondern auch die Über: 
gabe durch constitutum possessorium ($. 428), durch brevi manu 
traditio (vgl. Nr. 11181: Schenkung eine® Bons durch Vermeifung 
tarauf, daß der Beſchenkte Die Schlüffel zur Caſſe bereits habe), durch 
Übergabe von Urkunden (8.427.1) und durch Verfendung (8. 429). 
Daß bei Schenkungen von Werthpapieren die Trabition derſelben 
genüge, wird allgemein anerkannt. Vgl. Nr. 6420, Haſenöhrl, 
I. ©. 184. Nr. 70; ©. 573.) 


8.13. Eigenthumserwerb trog Mangels des Eigenthums 
des Übergebers.! 


Durch Tradition wird Eigenthum in der Negel nur dann über- 
tragen, wenn ber Tradent zur Zeit der Übergabe Eigenthümer war 


3la) Alle diefe Schriftfteller berufen fich bei der Zweideutigkeit des geſetzlichen 
Ausdrucks hauptfächlich auf die ratio legis: durch die Form „die Befonnenheit zu 
wecken u. von leichtfinnigem Gebahren abzuhalten.“ Richtig ift, daß noch der Ent- 
wurf Martini 2. 8. II. dies Motiv: „Übereilung oder rechtswidrige Berfeitung“ 
zu verhüten, hervorhebt ; vgl. auch die Berathungsprot. (Ofner, II. ©. 29 u. 562): 
Habe Schenker den „ernftlichen Willen“, fo übergebe er die Sache oder ftelle die Ur- 
kunde aus.“) Indeß bleibt dieſe Abficht des Geſetzgebers felbft nach gegentheiliger 
Auslegung unerreihbar; Webereilungen find bei fofortiger Tradition ebenfo leicht 
möglich, wie außer diefem Falle; — insbeſ. Werthpapiere u. Schmudfachen können 
Millionen a: Mit Recht hatte dafür die Minorität der Commiſſion (Pra- 
tobevera 2c.) für alle Schenkungen bis zu einem gewiſſen Betrag (100fl.) die Schrift- 
form verlangt. (Ofner; a. O.) — Ähnlich fhon der Cod. Ther. a. a. O., indeß 
der Entw. Horten III. 2. 8. ı für Schenkungen feine Form vorſchreibt, u, gegen 
Klagen auf Vollzug nur die Einrede der Übereifung die ſchenkungsweiſe „Zufage” 
zuläßt. Auch die Herrenhauscommiffion bat, wie fhon Haſenöhrl II. ©. 573 
heworhob, unfere Auffaffung getheilt. 

32) Die Epruchpraris ift freilich geneigt, dem const. poss, diefe Wirkung zu 
verfagen. Vgl. Nr. 5607. 6733. 9329. Sammi. Gl. U. W., Rot. Zeit. 1875, 
Nr. 29; dagegen ©. H. 1878, Nr. 65, dazu Hofmann ©. 306, Franti ©. 76, 
Rote 2, Stubenrauh-S hufter-Schreiber, a. O., Ofner a. O. 

1) Vgl. Gaſton Carlin: Niemand kann auf einen Anderen mehr Recht über 
tragen ıc. (1882); 9. Kraſsnopolski, Der Schug des redlich. Verkehrs (1892) — 
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($. 442 ©. B.).? Bon dieſer römischrechtlichen Regel finden wir, 
wie in allen mobernen Gefeßbüchern, jo auch im A. B. G. B. fehr 
weitgehende Ausnahmen, welche t heils auf beutichrechtlichen Grund— 
fügen beruben, theils der ausgefprochenen Tendenz, die Sicherheit tes 
redlichen Verkehrs zu fördern, ihre Entitehung verdanken. Zunächſt 
brachte der beutiche prozeſſualiſche Grundfag: daß der Eigenthümer 
anvertrautes Gut in dritter Hand nicht verfolgen fünne, einen Bruch 
in das faft unbefchräntte römische Vindikationsſyſtem. Man mag 
über ven Charakter der Anfangsflage im älteften Recht wie immer 
benfen:? fo viel ift gewiß, daß bie Nechtsbücher des Mittelalters den 


zwei tüchtige Arbeiten. Die Ausführungen des Lepteren ftimmen bie aufdrei weſent⸗ 
liche Punkte (Marktkauf, Verkauf d. Urprodukte und die Prinzipfrage) mit den Er⸗ 
gebniſſen der erften Aufl. d. W. überein. 

2) So auch nad) röm. Recht L. 20. pr. D. de a. rer. d. 41. 1. Audnahmen: 
Verkauf durch den Fiskus und Regenten, ſowie durch den Pfandgläubiger, ef. c. 2, 
C. 7.37; dazu Windſcheid 88.172. 237, Gol dſchmidt 8. ©. 230 fig, Er: 
ner ©. 62, NR. 46, Carlin ©. 39 und Endemann, Handb. IL S. 174. 

3) „Die Natur der deutfchen Mobiliarkfage ift noch immer nicht im Klaren. 
Jede neue Bearbeitung bringt eine neue Anficht.” So mit Recht Bruns, Beiipfl. 
S. 229. Soviel fheint durch neuere Forfhungen (bef. Laband, Die vermögen 
rechtl. Klagen nach den jächf. Rechtsquellen 88.12 flg., Stobbe 8. 146. Heusler: 
Gewere S. 487 flg. u. Inſtit. IL. 8. 119. Pland, Deutiche Gerichtsverf. I. 88. 64 flg. 
77. 95.) fichergeftellt, daß die ältere deutfche Mobiliarklage keine dingliche Klage aus 
dem Eigenthum oder einem anderen dinglichen Rechte, fondern eine actio in rem 
scripta auf Rüdgabe einer widerrechtlich entzogenen Sache if. (©. aud Golt- 
ſchmidt 8. ©. 246. 251 flg., Erner S. 59 flg.) Pland fucht die Erklärung in 
dem deutfchen Beweisſyſtem, welches dem geflagten Befiger dad Beweis vorrech! 
ertheilt und den Beweisſatz dahin ftellt, ob fein Haben ein relativ rechtmaͤßiges if; 
Heusler findet die Löfung in dem eretutiven Charakter ded älteren Mobiliarpro— 
zeffes, welcher eine Ausdehnung der Unterfuchung auf das materielle Recht auf 
ſchloß, zur Unterfuchung des Rechtes des Klägers komme es nicht; nicht wegen de} 
„Anvertraueng fei die Eigenthumsklage ausgefchloffen, fondern weil in dem engen 
Kreife des Beitreibungsverfahrend fein Raum fei für die Unterfuhung des Rechte", 
Dagegen macht aber Stobbe $. 146, R. 3 mit Recht geltend, daB mit der prozeſſu⸗ 
alen Befchränfung wohl auch das materielle Recht übereinftimmte; in der fpätern Zeit 
konnte die prozeffuale Geftaltung keineswegs ein Hinderniß gebildet haben. So auch 
Carlin ©. 50 flg., der wieder die Erklaͤrung in dem Mangel der Vindicatio ſuch. 
So viel fheint m. E. gewiß, daß zwar das ältere deutfche Recht eine Eigenthums- 
Mage nicht fannte — (Bruns a. D. u. Beſitz ©. 315, Gerber $. 102, Ernet 
S. 65 flg, Laband, Stobbe a. O., Pland 8.95, Heusler ©. 493); allein 
ſchon in den Rechtsbüchern und den ſpäteren Land- und Stadtrechten vollzog ji die 
Entwicklung der dinglichen Rechtöflage aus der urfprünglich rein detentoriſchen Klage 
auf Reititution widerrechtlich entzogener Sachen. Uud zwar iſt es dad Derbienft bei 
Berfafferd ded Sachſ. Sp. (K. R. II. 60.8.1. 2), das gewonnene neue Prinzip zuen! 
ſcharf dahin formufirt zu haben, dag die Dingliche Rechtäverfolgung bei freiwilliger 
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Grundſatz feithalten: daß der Eigenthümer geftohlene oder ihm fonft 
wider Willen abhanden gelommene Sachen von jedem britten Be⸗ 
figer (ohne Rüdficht auf deſſen Gutgläubigkeit) zurückverlangen,“ da⸗ 
gegen, wenn er fie freiwillig aus der Hand gegeben, nur von dem⸗ 
jenigen, dem er fie übergeben, zurückfordern, bez. von ihm Erfag 
verlangen kann.“ Die erftere, gegen jeden Beſitzer zuläffige Klage 
ift keine Eigenthumsklage, denn fte fteht nicht bloß dem Eigenthümer, 
fondern auch dem Verwahrer, Pfandglänbiger, Kommodatar, kurz 
jedem Detentor zu, ber unfreiwillig die Gewahrfame verlor; 
bie Klage ftüßt fich bloß auf den unfreiwilligen Beſitzverluſt und bar- 
auf, daß der beflagte Inhaber ober fein Vormann durch eine unrecht⸗ 
mäßige Handlung den Befig erworben habe. Die Klage ericheint alfo 
gleichfam als eine erweiterte condictio furtiva und mit Recht bezeich- 
net fie Bruns (Beſitzkl. S. 229) als „rein detentorifche“.® 


Aufgabe der Gewahrſame ausgeichloffen, fonft aberzufäffig fei. (Bol. Goldſchmidt 
©. 247 fig.) Daß dabei der alte Grundgedanke fhon im Sachſ. Sp. in Bergeffen- 
beit gerietb (Heusler ©. 493. 502) beftätigt eben unfere Auffaffung. Heudler 
felbft (S. 496) verfennt nicht, daß der dem alten Rechte unbelannte Gefichtäpunft 
der Beſchränkung der Eigenthumsklage ſchon im Sachſ. Sp, II. 60 hewortrete. 
Damit war aber eine neue felbftändige privatrehtliche Grundlage für dad Mo- 
biliarfachenrecht gewonnen. So auch Schulte, D. Reichsgeſch. (6. A.) 8.147. Bol. 
no Brunner, Gefchichte und Quellen d. D.R. S. 251. 

4) Den Hauptfall bilden: Raub, Diebftahl, zufälliger Berluft. Vgl. Stellen 
bei Kraut 8. 90. 102. 103, Bruns Beſitz ©. 313 flg., Laband ©. 70 fig. 

5) Dazu Stobbe 8. 146, N. 25. Hauptfälle waren: Leihe und Berpfändung. 
Bol. ſchon Sähf. 2. NR. II. 60.8.1. Swelk man enen anderen liet oder 
sat perde oder en kleid oder jenegerhande varende have to swelker wis he 
die ut von sinen geweren let mit sime willen, verkoft sie die, ....... 
oder versat he sie oder verspelet hesie...... die ne mach dar nene vor- 
derunge up hebben, ane uppe den, deme he sie leih oder versatte. Spätere 
Stadt⸗ und Landrechte formuliren bündiger, wie die befannten Parömien: » Hand 
wahre Hand« etc. zeigen. Bergl. Goldſchmidt 8. ©. 250 flg. Über einzelne 
partituläre Ausnahmen von diefem Satze vgl. Stobbe 8. 146, N. 27—33. Daß 
dem älteren deutfchen Rechte die Tendenz der Verfehröbegünftigung fremd war, Tiegt 
auf der Hand; nur thatfächlich kam dasfelbe der Berkehrsficherheit zu ſtatten; erft 
in der neuen Rechtsentwicklung tritt gerade „diefe vorwiegend praftifche Zendenz“ 
Har zu Tage. 

6) Die Einwendung ded mangelnden Eigenthums ift irrelevant. Bol. Laband, 
Klagen ©. 118 flg., Stobbe 8.146, R. 17. Doch fheint es, daß ſich der Geklagte 
mit der Einrede des Eigenthums habe fchügen lönnen, wie Brund ©. 230 flg. näher 
ausführt. Erft fpätere mittelalterliche Partikularrechte Laffen die Einwendung eine? 
qualifizirten rechtmäßigen Erwerbs (Kauf auf offenem Markte, Kauf von Seite 
jüdifcher Kaufleute 2c.) zu. Vgl. Stobbe 8. 146, N. 20. 21. 
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In der neueren Rechtsentwiclung trat mit dem Einbringen des 
römifchen Rechts ver Grunbgebante des älteren deutſchen Rechts 
immer mebr in Hintergrund; mit ber Rezeption ver römiſchen Bin- 
dikation war auch bie Nothwendigkeit des Beweiſes bes Eigenthums- 
rechtes des Klägers gegeben. ‘Dennoch pflanzte fich partikularrecht⸗ 
lich die deutſchrechtliche Auffaffung in verfchiedener Geftaltung fort.’ 
Hierbei machte fich allmählich der Gedanke geltent, daß nicht bloß auf 
bie Art, wie ver Befiß verloren ging, ſondern ebenfo jehr auf bie 
Art, wie der Defig vom gegenwärtigen Befiger erworben wurde, 
zu fehen fei, namentlich wurde nunmehr unterfucht, ob ber Erwerb 
aufrehtmäßige und redliche Weife erfolgte. So wurde denn 
einerjeit8 die Vindikation felbft unfreiwillig entzogener Sachen 
allgemein over unter gewifjen Borausfegungen zu Gunften des red⸗ 
lihen und titulirten Befigers eingefchränft, andererfeits bie Bintis 
tatien ſelbſt anvertrauten Gutes in ſolchen Fällen zugelaffen, we 
fi ver Befiger nicht auf Gutgläubigkeit und Kechtmäßigteit res Er- 
werbes zu berufen vermochte.® Obwohl nun dem älteren deutſchen X. 
vie Tendenz, die Sicherheit des Verkehrs zu fördern, fremd war, je 
tam der Rechtsſatz: »Hand wahre Hand« tem Mobiliarvertehr 
tharjächlich zu ftatten; tagegen tritt uns fchon in dem jüdiſchen 
Kaufmannsrechte und einzelnen, ven redlichen Befiger ſchützenden Par⸗ 
tiularnermen (Kauf auf gemeinem Markte, von überfeeifchen Import: 
waaren, in Öffentlicher Feilbietung), ganz bejenters aber in ben auß 


7) Merkwürdiger Weiſe bat, wie Stobbe 8. 146, R. 3 anführt, gerade die 
ſachſiſche Praris trog es Sachſ. Ey. jchen im 16. Jahrhundert den Eag: „Hand 
wabre Hand“ aufgegeben. Auch das ſächſ. ©. B. 8. 295 ſchließt fich mit geringer 
Arweihung an Tas röm. N. an. 

8) Über die Divergenzen der einzelnen Richtungen und die höchft mannichfaltige 
Miſchung roͤmiſch und» deutichrechtlicher Prinzipien vergl Goldſchmidt 8. S. 259 
fg. Stobbe 8.147, Garlin S. 53 fig. Selbſt die gemeintechtliche Praris d. 17. 
u. 18. Abdts.' wurde durch dieſe Richtung beeinflußt; insbejondere wurde für das 
gemeine Recht in Anlehnung an die Gruntjäge der a. de in rem verso die Anfiht 
vertreten, daß der rebliche Erwerber ton dem Vindikanten den Erſaß des Kauſpteiſes 
vertangen könne, wenn der Gigentbümer die Eadyc außerdem ſchwerlich wieder erlangt 
baten würde. Bgl. Stobbe 8.147, R. 10. 11, der auf die ähnliche Beflimmung der 
Bormier Referm und ſchen vr L. Wisigoth. VIL 28 L. Bejur. Di. 7) ur 
weilt, in welder Dabn, Geldibmitrs Zeitſcht. f. H. R. 16. ©. 404 fig., und 
Garcis, Gründurs Jeitſchrift VI. ©. 238 jemitijde (unächſt jüdiiche) Anſchauunz 
ertliden. Dieſe Auffaſſung ging nicht nur in das prend. 2. R. 15.1. 21. 22, fen 
tem auch in daa öſtert. 4. B. G. B. 5. 333. dazu $. 103; und das ſächſ. ©. 
2.8. 314 über. 
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der Wende dieſes Jahrhunderts ſtammenden Geſetzbüchern die Tendenz 
entgegen, den redlichen Mobiliarverkehr thunlichſt zn jchügen.* 
In keinem der großen neuen Geſetzwerke iſt das in feinen Konſequenzen 
rüdfichtslofe und für ven Verkehr bedenkliche römische Shftem der 
Eigenthumsverfolgung ohne weientliche Modififationen angenommen, 
von Manchen ift e8 ganz fallen gelaffen worden.” An vie Stelle des 
abfolut verfolgbaren binglichen Rechts tritt der durch Rückſichten auf 
bie Verfehrstrene beſchränkte Nechtsjchug des erfennbaren Eigen- 
thums, und die Erfennbarkeit nüpft ſich regelmäßig an das äußere 
Faktum des Befites.1° Ein Blick auf die unter einander ſehr abwei- 
chenden modernen Gejeßbücher wird dies zeigen. 

a) Am engften fchließt jich das ſächſ. G. B. dem röm. Rechte 
an (88. 295. 298 flg.).t 

b) Das preuß. Landrecht hat die veutichrechtliche Unterſcheidung 
des freiwilligen und unfreiwilligen Befitzverluftes nicht angenommen; 
e8 legt fein Gewicht darauf, wie der Kläger die Detention verloren, 
vielmehr alles Gewicht darauf, wie der Geklagte ven Befig erworben. 


Sa) Bol. nun dazu Heusler, Inft. II. $. 119 ©. 214, der bemerkt, daß 
Irft im fpäten Mittelalter u. zunächft in den Stadtrechten Rückſichten auf den red» 
lihen Verkehr hewortreten. 

9) Das reine römiſche Recht hat nur in einem kleinen Theile Deutſchlands 
und der Schweiz (Hargau, Teifin, Bern) unveränderte Geltung erlangt, während das» 
felbe in den meiften deutfchen Partikularrechten, in ſterreich, ebenfo wie in Gefeß 
und Praxis der größen Handelsftaaten Italien, Niederlande, felbft England, Amerika 
und ebenfo in den Ländern des franzöfifchen Rechts theild tiefgreifende Änderungen 
erlitt, theils grundfäglich verlaffen wurde. In der Schweiz hat mit der Einführung 
des jchweizer. Obligat. Recht? (1883) der Grundſatz des Schuges des redlichen Mobi- 
iarerwerbes allgemeine und weitreichende Unerfennung gefunden. Die geringfte Ab- 
weidhung von dem römischen Vindikationsrechte weift dad nordamerikaniſche und das 
englifche Recht auf; dieſes durchbricht die Regel bei redlichem, entgeltlichem Erwerbe 
von Inhaberpapieren und bei auf offenem Markt (im offenen Laden) gefauften Sachen, 
jenes nur bei Inhaberpapieren. Die Nachweiſe ſ. bei Goldſchmidt 8. 80 u. Carlin 
©. 58 fig. 82. 

10) Mit Recht heben Munzinger, Motive 3. Schw. H. R. ©. 226, und 
Goldſchmidt ©. 813 flg. auch dieſes Moment: die Publizität des Mobiliarver- 
tehreö hervor, welches — wie $. 11, ©. 249 gezeigt — auch den Redaktoren unjeres 
Geſetzbuches vorſchwebte. Über neuere Gefepgebung vergl. noh Goldſchmidt 8. 
©. 278 flg., Stobbe $. 147. 

11) Die weientlichfte Modifitation befteht darin, dag die Vindikation @er in 
öffentlicher Berfteigerung oder von befugten Gewerbsleuten redlich erworbenen Waaren 
nur gegen Erſatz des Preiſes flattfindet, und die Vindilation von öffentlichen In⸗ 
haberpapieren gegen den redlichen Erwerber ganz ausgeſchloſſen ift. 
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Gegen ben gutglänbigen und entgeltlichen Erwerber, vereinen 
unverbächtigen Bormann anzugeben vermag, ift die Eigenthumsklage 
nur gegen Erfat des Preifes zuläffig; gänzlich ausgeſchloſſen ift 
diefelbe nur bei den in einer Öffentlichen Verfteigerung over im Laden 
eines zünftigen Kaufmanns erfauften Sachen (15. I. 88. 18—26. 
36. 37. 42). 

c) Am nächſten kommt der germanifchen Auffaffung bie auf älte- 
ren franzöfifchen Statutarrechten beruhende Norm des franz. Code 
eivil. Die Vindikation von Mobilten ift gegen den (redlichen) Erwer- 
ber in der Regel ausgefchloffen!?; zuläffig ift fie nur bei geftohlenen 
und verlorenen Sachen; doch findet fie nur gegen Löfung ftatt, wenn 
fie der redliche Befiger auf gemeinem Markte, in öffentlicher Verftei- 
gerung oder von einem Kaufmann an fich gebracht hat (art. 2279. 
2280). — Das ital. B. ©. 2. hat fich dem franz. Recht ange- 
ſchloſſen (art. 707— 709). — Dasjelbe gilt bei unfreiwilligem 
Befitverluft nach dem zürich. ©. B. ($. 651—656), während bei 
freiwilliger Hingabe die Vindikation nur gegen Erfat des Preifes ftatt 
hat. — Nach dem neuen fchweizerifchen Oblig. R. (art. 205 fig. 
213) erwirbt der repliche Empfänger einer beweglichen (nicht geſtoh⸗ 
lenen oder verlorenen) Sache das Eigenthum und andere bingliche 
Rechte, auch wenn ber Bormann nicht Eigenthümer war. (Fahrlaͤſſig⸗ 
keit wird ber Unredlichkeit gleichgeftellt) 1% Const. possess. genügt 
bier nicht. Für Inhaberpapiere gilt diefelbe Regel; nur Banknoten, 


12) Art. 2279: En fait de meubles la possession vaut titre (sc. de pro- 
priete). Diefer Grundfag galt auch in mehreren tomanifchen Kantonen der Schweiz. 
In Luzern galt öfterr. R., in Aargau, Teffin, Bern: rom. R. Näheres Gold⸗ 
ſchmidt 8. S. 278 fig, Munzinger, Motive zum Entw. des Schw. H. ©. B. 
©. 219 flg. — Das Erfordernif der Redlichkeit refultirt aus art. 1141 Code. Dies 
ift auch die herrſchende Anficht der franz. Doktrin und Praxis. Vgl. Goldſchmidt 
8. S. 284, N. 7 und H. R. 8. 80, N. 52, Stobbe 8. 146, N. 23, D. Mayer, 
Dingliche Wirkung d. Obligat. S. 23 flg., Carlin ©. 62 gegen Zachariä⸗Dreyet 
8. 215a. Laurent, VI. (3. 9.) or. 157 flg. Ob die mala f. den E.⸗Erwerb auf 
ſchließe, oder bloß eine oblig. Klage gewähre, ift flreitig; dazu Laurent, nr. 159 fig. 
Über das ital. R. f. Pacifici, Istit. III. nr. 137 fig. Daß durd den obigen 
Sag der römische Eigenthumsbegriff behoben fei (DO. Mayer ©. 7flg.), will mr 
nicht einleuchten. 

13) Bol. dazu Schneider, Schweiz. Oblig. R. ©. 189. 180, Garlin © 
78 fig® Iſt eine Sache in öffentl. Steigerung, auf einem Markte oder von einem 
Kaufmann, der mit derartigen Waaren handelt (alfo auch vom Trödler! — andere 
Saneibe ©. 181) erworben worden, fo muß der Vindikant den Preis erjepen 

art. 206). 
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fällige Konpons und nach Umständen ausländische Inhaberpapiere 
können, ſelbſt wenn fie geftohlen oder verloren find, nicht vindizirt 
werben (art. 208). — Der deutſche Entw. 88. 877flg. beftimmt in 
verſchwommener Faffung: daß der rebliche Erwerb von Mobilien durch 
Tradition (mit Ausfchlu des const. poss.) bei Abgang des Rechts 
bes Trabenten geſchützt wird, außer bei geftohlenen, verlorenen ober 
in anderer Weife ohne den Willen des Eigenthümers (oder deſſen 
Stellvertreter) aus deſſen Befig gelommenen Sachen. (In biejen 
Fällen ftatuirt $. 939 einen Löſungsanſpruch mit Retentionsrecht.) 
Bei Geld, Inhaberpapieren und öffentlicher Verfteigerung tft auch der 
Befitwerluft wider Willen fein Hinderniß des &.-Überganges. Fahr- 
läffigfeit wird der Unredlichkeit gleichgeftellt. — Es ift offenbar, daß 
bie Rechtsbilvung in dieſem Punkte noch heute nicht abgejchloffen ift, 
und auf ven Trümmern römijcher und germanifcher Auffaffung einem 
ben heutigen Verkehrsbedürfniſſen entfprechenden Abjchluffe entgegen- 


geht. 14 
Das dfterr. Necht ſteht zwar grundfäglich auf römijchrechtlicher 


14) Dies gilt indbefondere in Anfchung der Werth. und Waarenpapiere und 
des durch Teptere vermittelten Cigenthbumsübergangd an den Mobilien. Der bayer. 
Entwurf Art. 171 macht einen Rüdfchritt zum röm. Recht und läßt bei anvertrau- 
tem Gut nur die Bindifation gegen Löfung zu, wogegen dad bafeler Geſetz von 
1864 nur bei geftohlenen Sachen die Bindilation zuließ. Der Entw. des ſchweiz. 
9. ©. v. 1865 (art. 234 flg.) hatte jich dem franz. R. angefchloffen. Am weiteſten 
ging der Entwurf des ſchweizer Oblig. R.v.3.1876: Eigenthum geht durch bloßen 
Konſens (art. 202) über und der redliche Erwerber erhält an Sachen jeder Art, 
felbft wenn fie geftohlen find, das Eigenthum (art.206). Der Urheber diefer Reform 
(Munzinger) empfahl den Ausſchluß jeder Vindikation gegen den redlichen Ber 
fiper ohne Löfungspflicht (anders noch Motive zum Entwurfe ded H. ©., ©. 226 fig.) 
mit dem Hinweis, daß dasſelbe Prinzip binfichtlich der wichtigften Gattung von 
Sachen: der Inhaberpapiere längft gelte, und auh Kid u. Laband billigten am 
15. Schweiz. Juriftentage diefen völligen Bruch mit dem hiftorifchen Recht (Fur. DI. 
1877, Rr. 32), Indeß käme denn doc, zu erwägen, daß man fich gegen unfteiwilligen 
Berluft von Werthpapieren in ungleich wirkſamerer Weife (insbeſ. durch Amortifirung) 
fügen kann und zu fchüpen pflegt, ald das bei Sachen anderer Art thunlich und 
üblich iſt. Selbft in dem Handelsſtaate par excell. (England) ſchützt nur der Ber 
fauf auf dem Markte und im offenen Laden gegen die Vindikation; hingeg. dad hol⸗ 
land. G. 2. ſchließt ih dem franz. R. an. (Darüber Goldſchmidt 8. S. 286 
flg., 293 flg., 9. Bd. ©. 67, Carlin ©. 65, 72 flg.) Erwägungen diefer Art 
mochten wohl zur Reftriftion jenes Grundſatzes im ſchweiz. Oblig. R. v. 1882 geführt 
haben. Über neuere m. E. unbefriedigende Entwürfe vgl. Hofmann, Arch.f. prakt. R. 
Wiſſ. R. F. VU. S. 171 fig.; die Ausnahmeftellung geftohlener Sachen zc. bat h. z. T. 
feinen Sinn. 


Randa, Eigenthum n. öfter. Recht. 22 
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Dafis, allein die abfolute Eigenthumsverfolgung, genauer gejagt: 
bie Regel, daß ver Tradent Eigenthum gehabt haben muß, ift durch 
zahlreiche tiefgreifende Ausnahmen burchbrochen 88. 367. [456. 
468. 527, dazu art. 306 9. ©. B.] $. 371 [art. 74 W. O., 305. 
307 9. ©. B.], 8. 849.2. G. B.); „ja von durchſchlagender 
Debeutung“ für die richtige Formulirung war, wie Carlin ©. 9 
bemerkt, gerade das dfterr. G. B. „Was weder das preuß. X. R. 
noch der Code civ. deutlich zu fagen ven Muth gehabt, fpricht es mit 
ben Worten aus: ... „ber rebliche Befiker ... hat Eigenthum er- 
worben und dem vorigen Cigenthümer fteht nur... . das Recht 
der Schabloshaltung zu‘. Noch mehr! Nicht erft das A. B. G. B., 
ion ter in den Beginn ber zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts 
fallende Codex Theresianus fpricht dieſen Sag unverblümt aus, 
OD. Cap. 8 Nr. 43: „der gute Glaube in Erwerbung einer fremden 
beweglichen Sache aus entgeltlicher Urſache übertraget deren Eigen: 
thum an den Erwerber aus Macht Rechtens . . . (troz) mangelnden 
Eigenthums an Seite des Übergebenben.“ art. 64: Wäre aber eine 
ſolche rechtinäßig erworbene Sache in die Hünte des „vorigen Eigen- 
thümers“ gelommen, kann fie von ihm mit ver „Eigenthumsflage 
zurüdgeforbert werben. — In ter That normirt bereit der Codex 
Theresianus, der beſſer ift als fein Ruf, alle Fälle des 8. 367 und 
bes 8. 824 G. B. (Die art. 43—70 eod. jtammen ſchon aus der 
Ausarbeitung Azzoni's! Harraſowsky I. ©. 131. N. 5., 
3a ber Cod. Ther. II. 2.Rr. 21. u. I. 8. 43—65 (übereinft. Entw. 
Öorten II. 6. 88. 5—13) hat ſogar ven redlichen Erwerb von 
Mobilien auf einer viel breiteren Grundlage: in derſelben Allge- 
meinbeit wie ver Code civil anerlamnt; ja in Rüdficht ver geftohlenen 
unt verlorenen Sachen gehen beite Entwürfe fogar über ben Code 
eiv. hinaus!1® Denn fie ftellen ven allgemeinen Grundſaz auf, 


14a) Dies babe ich jhen in der 1. Aufl. Rote 4 erwähnt und dies wurde neuer⸗ 
ib von Krasncpeidfia.D. S. 10 fg. mitrellem Recht betont. Ich citire bier der 
Kürze wegen den Gntw. Herten: $. 5. Ferner wollen wir auch wegen der Sicher⸗ 
beit gemeinen Hanteleu Banpeld... vererdaet baben: wenn Jemand eine 
fremde bdewoglicht Sache in der ungezweifehten un? webl begrundeten Meinung, dab 
der Beräußerer teren Gigentbümer jei, tergeflaften se gegen angemeffenen Preis) 
an fi) bringet. ..... je jell ein ſolcher das Gigentbum dieſet Sache auf die nämliche 
Urt, al wenn der Erwerber der wahre Gigentbümer acmeien wäre, alſogleich 
erwerben.” 6.6. Wieier Grwerbung Üchet wicht ö im Ziege, wenn gleich der Ber- 
äußerer dit Sade item? zu fin gewaft bat oder wenn er dierelbe gar ſelbſt geraubet 
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daß der redliche verivatine Erwerb bewegl. Sachen von dem Inhaber 
— ohne Rüdficht auf das Recht des Letzteren — Eigenthum u. andere 
dingliche Mechte begründet, bez. das Erlöſchen fremder dingl. Rechte 
bewirkt! Die Rebactoren des C. Ther. konnten dieſes neue weit- 
tragende Principaus feinem pofitiven Rechte gefchöpft haben; denn weder 
ber in vem Commiſfionsvortrag v. 1771 berufene Sachfenfpiegel noch 
bie ebenda citirten , dentſchen Iuriften, insbef. Mevius ad jus Lubec.* 
geben fo weit, und bie Motivirung mit der Billigfeit, ver „Nachläfftgkeit 
oder Sorglofigteit” des bisher. Eigenthümers ift gewiß unzutreffend 
und ungenügend. (Harrafowsty, II. ©. 132.)1® Die Quelle kön⸗ 
nen wir daher nur in naturrechtlicher Meditation, vermeintlicher 
Billigkeit und vollswirthfchaftlichen Erwägungen erbliden. (Bergl. 
Note 14* 8. 5). 

Allein der allgemeine, principielle Geſichtspunkt der vorgedachten 
beiten Entwürfe wurde im Entwurfe Martini's II. 3. 88. 16. 


oder diebiſcher Weiſe entwendet hätte“. $.7. „Doch... müffen dabei folche Umſtände 
zujfammentteffen, woraus der Erwerber dad E. des Veräußerers oder wenigft. die Ge⸗ 
wait, mit diefer Sache zu fhalten und zu walten, vernünftiger und wahrſcheinlicher 
Weife bat vermuthen Tönnen“. Als ſolche Umftände werden (gewiß nur beifpield- 
weise) angeführt: Das ord. Gewerbe des Beräußerers, mit ſolchen Sachen zu handeln, 
der entfprechende Bermögeneftand u, der kundbar gute Name des Veräußerers; aus⸗ 
drücklich wird ferner erwähnt der Verkauf auf öff. Markte ($. 8) u. die öffentl. 
Veilbietung (8. 9); außer dem Marktkauf wird ftetd Angabe ded Gewährsmannes 
gefordert (8.10). Sa nr. 21 II. 2 Cod. Ther. erfennt allgemein den Rechtsſatz an, 
daß der redlihe Erwerb einer Sache auch dad Erlöſchen aller dinglichen 
Rechte Dritter zu Folge hat, von denen der Erwerber keine Kenntniß gehabt hat. 
(So rihtig Krasnopolstia. D., der jedoch mit Unrecht bezüglich der Servituten 
eine Ausnahme behauptet, weil diefer Satz im Cap. von den Dienftbarfeiten nicht 
[wie DIL 7 nr. 40. C. Ther. beim Pfandreht] ausdrücklich zur Anwendung ge- 
bracht wird; allein ebendanım hat hier die Analogie Geltung.) 

14b) Pol. Krasnopoläfi, 6.12. Wohl enthalten, wie ſchon Letzterer bemerkt, 
die franz. Coutumes (f. Franken, das franz. Pfandrecht im Mittelalt. 1879. 
&. 290 flg., 303 fig.) ähnliche Rechtsſätze: Schuß des redlichen Erwerbed: zuerft 
an Marfttagen, Marktplägen, üblichen Berkaufsftellen, dann bei gewerbömäßigem Be- 
trieb, paſſendem Befig, gutem Ruf des Beräußererd; allein diefe Quellen dürften den 
Redactoren nicht befannt gewefen fein. Vgl. Krasnopolsfia.D. Ob die von 
mir in Rote 24 citirten böhm. Judenrechte indbef. das oft beftätigte Privileg 
v. 8. April 1648 den Redactoren vorgefchwebt hatten, Tann nicht conftatirt werben ; 
aber auch dieſes Judenrecht fpricht nur von der Veräußerung anvertrauter Sachen 
u. von deren Einlöfung. Dahbingeftellt bleibt fohin die Bemerkung Krasno- 
polsti's S. 19: „Zebenfalld Tiegt eine gewiſſe Ironie der Gefchichte darin, daß 
gerade das Recht der Juden im 18. Ihdt. als allg. Mobiliarfachenrecht für Ofterr. 
im Entwurfe eines bürg. G. B. Aufnahme fand”. 


22* 
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20 flg., II. 18. 8. 50 («-Urentw.) fallen gelaflen; das wohlburd: 
bachte Kapitel: „Übertragung des E. aus Macht Rechtens“ verſchwand; 
bie bezüglichen gründlich geänderten Normen wurden gelegentlich lins⸗ 
beſ. als Anhang zur E. Klage) eingeſchoben. Dieſer Entw. erkennt 
nicht mehr grundſätzlich ein neues, auf den guten Glauben des 
Erwerbers geſtütztes Recht an, fondern ſchützt diefen nur in gewifien 
tarativ angeführten Fällen: öff. Teilbietung, Veräußerung von 
Handelsleuten, Veräuß. von anvertrauten Sachen, von Inhaber: 
papieren, durch ben legitimirten vermeintlichen Erben. Und dieſe 
Normen find (ohne große Änderungen) in das A. B. G. B. aufge: 
nommen worden.1# “Die Urfache bes geänderten Standpunktes tft 
uns nicht bekannt; geänderte naturrechtliche Anfchauungen und das 
Streben, ſich nicht zu fehr won der gemeinrechtlichen Praxis zu ent- 
fernen, dürften ven Ausschlag gegeben haben. (S. auch Krasnopolski 
©. 21). Mit diefem geänderten Standpunkte fiel der grundſätz— 
liche Schuß des „reblichen Mobiliarverkehrs“; denn für den Rechts⸗ 
fung werden außer ver Neblichkeit des Erwerbers gewiſſe im Ein- 
zelnen jehr verfchiedene Vorausfegungen auf Seite des Verän- 
Berers erfordert: das Zurüdführen auf ein einheitliches Princip 
ift daher unmöglich!1“d Damit fällt auch die Zuläffigfeit ver ana- 
logen Anmwenbung dieſer Normen, die doch nur ald Ausnahmen 
bon der Regel ver 88. 366. 443 u. U. erfcheinen. (Daber ift 8. 367 
insbeſ. auf nicht verbücherte Realitäten analog nicht anwendbar; 
a. Anf. Ofner, Sachenr. $. 34; irrig wird fohin in der Entic. 


14c) Die Motivirung des $. 11. II. 6. mit der „Sicherheit des Handeld und 
Wandels“ fiel fort. Den Schu des redlichen Servitutenerwerbes ($. 527 9.8. = 
8.65 II. 9) kann ich gegenüber dem C. Ther. nicht ald Neuerung anfchen; 
vol. dazu Note 14a, 

14d) Bergeblich bemüht fih Krasnopolsti ©. 39 flg. wenigftend für bie 
drei Fälle des 8. 367 (456) ein ſolches einheitliche® Prinzip zu conflatiren; ©.44: 
„Wir haben die ratio der 88. 367 u. 456 in einem Berhalten, einer Handlung 
des Eigenthümerd gefunden, die feine Sache in eine Lage brachte, welche fie als 
einem Dritten, dem Inhaber, gehörig erſcheinen läßt." Kann denn dies von der Feil⸗ 
bietung, von der Beräußerung durch Gewerbsleute behauptet werden, zumal ſelbſt 
an geſtohlenen Sachen Eigenthum erworben wird? Dieſe ratio paßt nur auf den 
3. Fall des $. 367. — Selbſt der 1. u. 2. Fall des $. 367 (für welche Kr. ©. 22 fig. 
dad Princip der Publicität behauptet) beruhen auf theilmweife verſchiedenen 
rationes legis (nicht juris), bei der öff. Verfteigerung entfcheidet zunächft die Con⸗ 
trolle der öff. Autorität, bei Gewerbsleuten neben der Publicität die Berechtigung 
zum gewerbemäßigen Berkaufe. 
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Nr. 6327 Gl. U. W. der 8. 456 auf folhe Immobilien bezogen.) 
Bloß die extenfive Interpretation — insbeſ. ver Schluß a majorı — 
ift ſelbſtverſtändlich auch bier zuläffig, bez. geboten.14° Imsbef. folgt 
aus ven SS. 367 u. 371 G. D., daß dingliche Laſten der Sache unter 
ben Borausfegungen dieſer SS. auf pen Erwerber vann nicht über: 
gehen, wenn ihm biefelben zur Zeit ver Übergabe unbekannt ge- 
wefen noch auch deutlich erfennbar waren. Vgl. (aufer 88. 468. 
527. ©. 3.) bei. art. 306 Abſ. 1.9. G. B. u. die K. Verord. v. 
28. Oktober 1865 3. 110, woſelbſt diefer Grundſatz bezüglich ver 
unter Staatsaufficht ftehenden Erebitinftitute in noch weiterem Um⸗ 
fang (nämlich auch ohne die Bebingungen ber SS. 367. 371) aus— 
drücklich anerfannt werben. 14 

Das bürgerliche Gefetbuch zieht einerfeits die Grenzen enger als 
das deutſche Recht, infofern e8 Reblichkeit und zumeift anch Entgelt- 
fichleit des Erwerbes ($. 367. 1 und 3) verlangt, andererfeits geht 
es infofern über dasſelbe hinaus, als e8 auf den Umſtand, daß bie 
Sachen geftohlen und verloren fine, fein Gewicht legt. Dies foll nun 
genauer ausgeführt werden. Wie bemerkt, ftebt nur ausnahmsmeife 
der Mangel des Eigentums auf Seite des Tradenten dem Eigen- 


14e) Trotzdem treffe ich, wie ſchon ind. 1. Aufl. S. 321 nachgewieſen, im Reful« 
tate mit den Ausführungen Krasnopolski's 5.43 flg., insbeſ. betreffs des Schutzes 
des redl. Ermwerberd der Sache rüdfichtlich des ihm unbekannt gebliebenen erecu- 
tiven Pfandrechts zufammen; ich gelange hierzu durch den unabweisbaren Schluß 
a majori aus dem 8. 367, (dazu auch Nr. 2867. 4055 d. Samml.), wie denn auch 
der zweite Satz ded art. 306 H. ©.: Jedes früher begründete Pfandrecht ... erlifcht, 
wenn dasfelbe dem Erwerber bei der Veräußerung unbetannt war” — nur eine Eon- 
jequenz des erften Satzes desſ. art. 306 ift! Denn wenn felbft das vollſte ding- 
liche Recht (E.) durch die Veräußerung der Sache von Seite des bloßen Inhabers 
(4. B. des Gonftituenten $. 428), welchem diefelbe vom Gigenthümer belaffen 
wurde, zu Gunften des redlichen Erwerbers erlifcht, fo muß unter gleichen Ber- 
hältniffen umfomehr das minderwerihige Pfandrecht eines Dritten, der die Sache 
freiwillig im Befig des Eigenthümers belieh, zu Gunften des redlichen Erwerbere 
erlöfchen. (Bol. Note 30). Und ebendies gilt finngemäß von der Beräußerung der 
Gewerbsleute, von der Feilbietung, von der Veräußerung von Inhaberpapieren! 
Dder foll man, wenn 3. B. die fremde Sache mit dinglichen Rechten belaftet war, 
anderd bezüglich des E's und anders bezüglich ded Pfandrechtd 2c. entſcheiden? 
Unrichtig find daher die Entfch. Nr. 3019. 6804 Samml. 

14£) Ya bei bloß zeitlicher Befchräntung (bez. Refolutivbedingung) des Rechte 
des Auftors genügt die Redlichkeit des Erwerbers ſelbſt ohne die Boraugfepungen 
des $. 367, wie die Gleichſtellung mit dem Immobiliarrecht beweift. Hier blieb ein 
Reit aus dem C. Ther. And. A. Zeiller II. ©. 282. 
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thumserwerbe bes veblichen Empfängers nicht im Wege.'5 Über ben 
Degriff der Neblichleit vergl. den Schluß dieſes 8. Die hierher ge- 
hörigen Ausnahmefälle, welche zum Theil aus deutjchrechtlichen Rechts- 
anſchauungen bervorgingen, zum Theil auf Rüdfichten der Verlehre- 
ficherbeit beruhen, 18 find folgende: Es erwirbt Eigenthum an beweg⸗ 
lichen Sachen durch Üübergabe,“ auch wenn ver Übergeber nicht 
Eigenthümer ift: 


15) In diefem Punkte beruht die Ausnahme von der Regel: Nemo plus 
juris transferre potest, quam ipse habet. So haben mir es denn hier mit einer 
Erwerbdart zu tbun, welche in der That feine derivative, jondern eine originäre 
ift. Die Tradition ift hier nicht Recht übertragender, fondern Recht fchaffender Akt, 
nit Succeffion, fondern Kreation. Bol. Regeldberger, Stud. im bayer. Hyp. 
R. ©. 165, au Erner ©. 67, N. 58, und neuerl. ausführlich Gaſton Garlin 
©. 97. 100 fig., 115, welche beide aber infofern zu weit geben, als fie hier über: 
haupt feine Traditionsfälle anerfennen wollen; allein die Tradition iſt eben nicht 
bloß „abgeleitete Rechtserwerbsform. In dem Sa, daß redlicher Beſitzerwerb an 
an ih Eigenthum originär begründet, gipfelt allerdings die Jahrhunderte lange 
Rechtsentwiclung, zu deren Marer Kenntnig — wie Carlin ©. 97 bemerkt — die 
Jurisprudenz auch h. z. T. noch nicht gelangt iſt. Trotzdem ſcheint es angezeigt, 
die im Text erwähnten Fälle in unmittelbarem Anſchluß an die wahre Tradition zu 
behandeln, da — abgeſehen von dem Erforderniſſe der Berechtigung des Auftord — 
alle Borausfebungen des dinglichen Übertragungsvertraged vorhanden fein müſſen. 
Diefer Umftand rechtfertigt die fuftematifche Einreihung der in Rede ftehenden Fälle 
an dieſer Stelle. Bal. auch Shmidt$.8.6©. 73, Goldſchmidt 8. 79. €. 811, 
Ernera. D.: anders Carlin S. 126, welcher den Erwerb „durd qualifizirte Be 
figerlangung“ im Anſchluß an die Erfigung behandelt wiſſen will. 

16) Beiderlei Momente werden ſchon im Cod. Ther., Entw, Horten u. Martini 
ij. oben Rote 14a u. ©. 304 a), ebenfo in den Protokollen (Ofner J. ©. 251) und 
von Zeiller II. ©. 133 flg. erwähnt. Verkehrt find die Verfuche älterer Kommen- 
tatoren (Zeillera. O., Nippel III. ©. 217), die Ausnahmsnormen des $. 367 
G. 3. auf die „ſchuldbare Unvorfichtigkeit oder Sorglofigkeit des Eigenthümerd ... 
folglid) auf den Grundfag zu flügen, daß der Schuldige den Schaden nor dem Schuld⸗ 
lofen ... tragen fol.” Bon einem „Berfhulden“ ded Eigenthümers im Sinne des 
$. 1295 fann offenbar nicht Die Rede fein. Schon Azzoni a. a. D. betont richtig 
das Poftulat des redlichen Verkehrs. Dagegen beruft ſich freilich der Comm. Bericht 
v. 1771 auch auf die „Nachläffigkeit” ded Eigenthümerd. Bol. ©. 338 lg. 

17) Unter „Ubergabe” ift in den hier folgenden Fällen nad öfterr. Recht nicht 
bloß die körperliche, fondern auch die fog. Übergabe durch Zeichen ($. 427) und da? 
constitutum poss. ($. 428) zu verftehen. Vgl. Erner ©. 71, N. 81, Gold⸗ 
ſchmidt, Mittheil. des Prager D. 3. B. 1874, S. 118flg., Dernburg $. 188. 
N. 13. — Zweifelhaft ift nur der Fall des Art. 306 H. ©. B., in Anſehung deſſen 
Goldſchmidt, 9. Bd. S. 17 fig. und H. R. 8. 80, N. 13. 14, anf. Böldern- 
borff V. ©. 157, Fitting, Zeitfehrift für H. R. 18. ©. 333, Behrend, Gut- 
achten für den Juriftentag 1880, S. 85, Gareis⸗Fuchs berger, ©. 647 nr. 210 
— das const. poss. und die fumbolifche Übergabe für unanmwendbar erklären, 
weil dies allein anerfanntermaßen der germanifchen Auffaffung des Sates: Hand 
wahre Hand entfpredhe, zur Vermeidung gefährlicher Kollufionen unentbehrlich ſei, 
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1. Wer reblicher Weile eine bewegliche" Sache in einer öffent- 
lichen (gerichtlichen over außergerichtlichen, exekutiven oder frei« 
willigen) Feilbietung gekauft Hat (8. 367. 1.) Dies gilt felbft in 
Anfehung geftohlener oder verlorener Sachen. Zu ben öffentlichen 
Feilbietungen find insbefonvere nicht nur die von den Notaren als 
Gerichtstommiffären, von ben Berwaltungsorganen, von ben amt- 
lichen Handelsmäklern und von den conceffionixten Zagerhäufern, 
fondern auch die von Privaten mit behördlicher Bewilligung vorge- 
nommenen Berfteigerungen zu zählen.!s Diejelbe Ausnahmsbeitim- 
mung, welche zum Theil durch die Rückſicht auf die Autorität ber 
intervenirenden Behörde, noch mehr aber durch das Bedürfniß bes 
Verkehrs gerechtfertigt erfcheint, ift modernen Urfprungs; fie hat in- 
deß einen vechtspiftorifchen Rüchalt in den Statuten vieler deutſchen 
und franzöfifchen Städte, infofern dieſe die Vindikation der auf öffent- 
lichem Markte oder durch Vermittlung eines öffentlichen Senſals 
gelauften Waaren ausfchließen oder nur gegen Löſung gejtatten. 
Schon ver Codex Theresianus U. c. 8. $. IV. Nr. 52 und der 
Entw. Horten enthalten den bezügl. Rechtsſatz unzweidentig (vergl. 
Note 14°) und es ift ſohin nicht zutreffend, das preuß. X. R. 15. 1. 


und weil bei dem Umftande, als Eigenthümer und Erwerber in gleicher Vertrauens⸗ 
lage find, erflerer den Vorzug verdiene. Auch ich theile diefe Meinung, doch haupt- 
ählich darum, weil Art. 306 augenfcheinlich die phufifche Übergabe betonen will. 
(And. Anf. Dernburg a. O.) — Zu beachten ift, daß der Waarenerwerb mittelft 
Konnoffements, Lager- und Ladeſchei ns ſich nicht nach Art. 306, ſondern 
nad Art. 305 9. ©. B. (dazu Art. 649 fig.) richtet, daher hier zur Eigenthumsüber⸗ 
tragung nur Redlichkeit ded Erwerberd erfordert wird. Bal. das Folg. sub 5, dazu 
Goldſchmidt 8. 80,N.13, Randa, Befig $. 11, R. 57b., — anderer Anf. 
Hahn zu Art. 306, N. 6 und Endemann, Handb. II. S. 57, welcher zwar die 
Inkongruenz zwifchen Erwerb ded Papiers und der durch dasfelbe repräfentirten 
Waare, welche fih nach letzterer Anſicht ergiebt, anerkennt, allein die Unterfcheidung 
„logifch für... volllommen berechtigt” erflärt. Diefe Anfiht ift unhaltbar. Vgl. 
Rote 53. Unklar Sprechen fih aus: Gareis⸗Fuchsberg, D. H. G. B. S. 646. 
ar. 208. 

18) Bol. 8. 183 lit. c, Not. Ordn. v. 1855, welche mit Art. 2der Rot, Ordn. 
v. 25, Juli 1871 in Kraft erhalten wurde; ferner Art. 5 des Reichsgemeindegeſetzes 
v. 5. Mär; 1862, Art. 709.9. B., Gef. v. 4. Upril 1875, 3. 68, Hofd. v. 3. Zuli 
1786, demzufolge feine Feilbietung ohne behördliche Bewilligung abgehalten werben 
darf und jeder Licitation ein befugter Ausrufer und in der Regel ein obrigfeitlicher 
Rommiffär beizuordnen iſt; endlich Lagerhausgeſ. v. 28. April 1889 8. 64 (88. 16. 
3234.) — Die Feilbietung muß formell gültig fein; vgl. Nr. 6646 Samml. 
— B.; dies überficht die Entfch. Nr. 8174 d. S. Uber den deutſch. Entw. 
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8. 36. 42 (welches außerdem ben Verkauf durch ven Fiskus erwähnt) 
und eine für ben Xriefter Platz erlaffene dfterr. Verordn. v. 6. Juni 
1791 3. 161 al8 unmittelbare Vorbilder des $. 367. 1 zu bezeichnen. 19 
Die Öffentliche Veräußerung von Sachen, welche nach dem Gefälts- 
ſtrafgeſetzbuche einer dinglichen Haftung für die Gefällsftrafen 
unterliegt, durch die Gefällsbehörven ($. 167. &. Str. ©. 3.) hat 
nichts Beſonderes auf fich; fie erfolgt behufs Nealifirung des gejep- 
lichen Pfanprechtes und 8. 167 beftimmt bloß Selbftverftändliches. 20 

2. Wer reblicher Weife eine bewegliche Sache von einem Han— 
dels- oder Gewerbsmanne an fich gebracht hat, welcher nad) 
Maßgabe ver Gewerbeorvnungen zum Verkehr mit vergleichen 
Gegenſtänden befugt ift.2! Es ift gleichgültig, ob die Befugniß zu 
dieſem Verkehr auf einer behörblichen Konzeifion (Bewilligung) oder 


19) Rur diefe Vorläufer erwähnen Pfaff, Materialien S. 6, u. Zeiller's 
Bericht, Erkurfe I. ©. 75. Der Art. 8 des ©. Ther. betont die nothiwendige „Sicher 
beit des gemeinen Handeld und Wandels” und Urt. 52 cit. beftimmt : Jener foll zum 
Meiften gefichert fein, der eine öffentlich feilgebotene Sache .. . erhandelt“. — Bgl. 
auch art. 2280 d. franz. Code, Gol dſchmidt 8. ©. 230—243, Laband, Ber 
mögendrechtliche Klagen, u. die ſächſ. Rechtsq. (1869) 8. 12. 13, Erner ©. 67, der 
aber den Spezialfall des 8. 167 Gef. Straf. Gef. hierher ziehen will, ohne der 
Öffentlichen Feilbietung zu erwähnen. — Die Beitimmung des preuß. Land- 
rechts 8. 15. I. 42 (Verfteigerung) will Suarez irrthümlich auf das R. R. zurüd« 
führen. Bol. noch Förfter 8. 180, R. 57, Dernburg 8. 188, N. 5—7. Irrig 
behauptet Goldſchmidt, Mittheil. d. Prager I. B. 1874, ©. 117, daß hier die 
Tradition nicht nöthig fei. Gemeinrechtlich ift allerdings ftreitig, ob das Eigenthum 
ſchon dur Zufchlag oder erft durch Tradition übergeht. Nach preuß. 2. R. 11. 
1. 8. 342 bedarf e8 der Übergabe nicht; anderd nah) bayer. R. Vgl. Roth $. 136, 
R. 15, dazu. 15 dief. 2. 

20) Naͤmlich, dag der frühere Eigenthümer die Sache nach der Veräußerung von 
dem Erwerber nicht zurüdfordern dürfe. Hiernach ift Exner's ©. 67 u. meint 
Ser. Zeit. 1867, Nr. 101, geäußerte Meinung richtig zu ftellen. Bol. die 88.249251, 
253 der Zoll und Mon.-DOrdn,, denen zufolge die Veräußerung der haftenden Sachen 
nur im Wege der öffentlichen Yeilbietung erfolgen darf. 

21) Die Befugniß zum Gewerbe» (Handeld«) Betriebe ift nach der Gewerbenovelle 
v. 15. März 1883 3. 39, fowienacd dem im Art. V. des Einf. Gef. v. 1859 citirten 
Vorſchriften zu beurtheilen. In Nr. 6953 Samml. wird der Eigenthumsklage gegen 
den Käufer einer öffentl. Obligation darum flattgegeben, weil der Berkäufer (Wechfler) 
nur mit bem niedrig ften Steuerfage befteuert war; ich halte Diefe Begründung 
für falſch, da die Unrichtigkeit des Steuerſatzes die Berechtigung zum Gewerbebetrieb 
nicht ausſchließt. — Nach dem H. B. ©. Art. 11. u. 306 kommt auf die „Befugnih” 
nichts an. Über das preuß. R. f. ©. 301. Die Redlichkeit wird durch groben, 
nicht entſchuldbaren Irrthum ausgefchloffen ($. 3268. ©. B.); fo aud Gierke, 
Zeitfhr. f. H. R. 29. ©. 247 u. Erk. d. deutfchen R. G. VI 4. 23, dazu Schluß 
des 8. 
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anf dem Umſtande beruht, daß das Gewerbe ein „freies“ ift (88. 1. 
11—15flg. d. Gew. Nov. v. 1883). Es mag erwähnt werben, 
daß bie Berechtigung zur Erzeugung eines Artikels auch das Necht 
zum Handel mit ben gleichen fremben Erzeugniffen in fich fchließt 
(88. 36. 37 Gew. Nov.). Dem Rechtserwerbe fteht nach dem A. B. 
6. 2. der Umftand nicht entgegen, daß die Sachen geftohlen oder 
verloren waren. (Anders nach Art. 306 9. ©. B.).2 Selbft Ent- 
geltfichkeit bes Erwerbes wirb nicht erforbert, wie die Vergleichung 
nit dem britten Falle des 8. 367 ergiebt. (Anders nach Art. 306 
9. ©. 3.).2 


22) Anderer Ani: ohne Grund WiniwarterlI. ©. 126. „Befugt bebeute 
nicht fonzeffionirt”. Die „handwerksmäßigen“ Gewerbe ($. 14) gehören prinzipiell 
zu den freien. Mit Unrecht beftreitet die Entfch. Nr. 6953 Sammt. Gl. U. W., daß 
ein Geldwechsler, der bloß 3 fl. 5 fr. Steuer zahlt, ale ein zum Verkehr mit Kredit- 
papieren befugter Gewerbsmann anzufehen fei. 

23) Nach dem Grundgedanten des germanifchen Rechts ift die Eigenthumsver- 
folgung bei geftohlenen, geraubten und verlorenen Sachen nicht ausgeſchloſſen (Sachſ. 
Sp. IL 36); diefe Auffaffung erhielt fih im franz. R. art. 2279. 2280 und im 
Hand. 6. B. Art. 306, auch im Entw. des deutſch. B. ©. 2. Bol. Goldſchmidt 
8. ©. 249 fig. Erner ©. 59. 62; beſ. Stobbe $. 146. Streitig ift nach Handele- 
recht, ob der Begriff derigeftohlenen und verlorenen Sachen aufalleohneoder wider Willen 
des Eigenthümers abhanden gekommenen Sachen audzudehnen fei (Boldfchmidt 
8. 80, R. 2) oderniht (Endemann II.&.62 fig.) Für die ertenfive Interpretation 
haben ſich auch das Reichsgericht Erk. L 93. 148 und Gierke a. D. auögefprochen. 

24) And. Anf. find Winiwarter ©. 127, Nippel II 219, Stubenraud 
©. 491, weil dad Gefeg nur (?) den unentgeltlichen Erwerb insbeſ. fehügen konnte (?) 
und wollte; auch Erner ©. 65, R. 51, weil unentgeltliche Beräußerungen nicht zum 
Handeld-(Gewerbe)Betriebe gehören. Allein das erftere Argument enthält eine petitio 
prineipii, das letztere trifft nur bezüglich des Art. 306 5. G. 2. zu. Nach dem 
Cod. Theres. II. 8.8. IV. 43 fig., follte allerdingd nur der entgeltliche Erwerb 
gefhügt fein; im Übrigen genügte ed nad) 8. 47 flg, wenn das Eigenthum auf Seite 
des Beräußererd „aus den Umftänden wahrfeheinlicher Weife vermuthet werben 
fonnte”. Als „derlei Umftände” werden beifpielgmweifeangeführt: „Hantirung, 
Bermögendftand und guter Leumund alsda es deffen ordentl. Gewerbe wäre, mit derlei 
Sachen zu handeln” ꝛc., felbft (8. 49) „öffentliches Anſehen“ zc. Bergl. Note 14a. 
— Dad preuß. L. R. 8. 24.1, 15 legt allerdings auf die Entgeltlichleit Gewicht. 
Dem älteren deutſchen R. ift aber dad Moment der Entgeltlichkeit fremd. Das 
preuß. L. R. 8. 43. J. 15 fließt die Bindikation gänzlich aus bloß binfichtlich der 
in Läden von Kaufleuten, welche die Gilde gewonnen haben, verkauften Sachen, 
während das ſächſ. G. B. (8.315) in Rüdficht der befugten Kaufleutenur die Löfung 
des Binditanten zuläßt. Das franz. undital. N. (art. 2280 reſpekt. 709) geftatten 
beim Berkauf geftohlener und verlorener Sachen durch Kaufleute die (fonft regel 
mäßig unzuläffige) Vindikation von Mobilien nur gegen Löfung. Ähnlich das zürich. 
©. 8.8. 651. 655, obwohl cd die Bindifation nur ausnahmsweiſe bei wider 
Willen abhanden gefommenen Sachen zuläßt. Überall wird rebliher Erwerb vor- 
ausgeſetzt. Die hier behandelten Normen find überwiegend neueren Urfprungs und 
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Auf Veräußerungen der Urprobuzenten (Grund-, Bergwerks— 
befiter 2c.), foweit fie nicht zugleich da Handelögewerbe mit Urpro- 
bucenten betreiben, bezieht fich diefe Norm nicht. ?* Gewiß irrig iſt 
bie Anficht, vaß der 8. 367. 2 auf die auf offenem Markte ver- 
kauften Waaren anzuwenden fei25; bie bezügliche Beſtimmung bes 
Codex Theres. und des Entw. Horten’s („vahingegen ift Niemand 
gefichert, der von einem Fremden ... außer öffentlichen 


beruhen auf der bewußiten Tendenz, die Sicherheit des kaufmänniſchen Verkehrs zu 
fördern. (5. Endemann, 9.8.1.6. 53.) Möglich, ja nicht unwahrſcheinlich, 
daß die Wurzeln deöfelben in den auf jüdifcher Rechtsanſchauung beruhenden 
Zudenprivilegien des Mittelalters zu fuchen find, welche im Allgemeinen ver- 
fügen: Ausſchluß aller Vindikation an anvertrautem, von Juden redlich erkauftem 
Gute, Beſchraͤnkung derfelben durch Löſungspflicht bei geftohlenem und verlorenem 
Bute. Bol. d. Priv. Heinrich IV. v. 11. März 1090 für die Juden von Speier, 
welches den Charakter eines Reichsgeſetzes trägt; damit ſtimmt überein das Privilegium 
Friedrich IT. von 1238 u. 1244 für die Juden von Wien, das Priv. Ptemyel 
DtafarlI.v. 1254 (8. 5—7) für Böhmen u. Mähren (beftätigt von Karl IV. 
1356), fowie das Priv. Bela’s für Ungam (1235—1270 das er fte materiell über- 
einftimmende Geſetz f. Böhmen, Ofterreich, Ungarn). Ähnliche Privilegien genoſſen 
die Juden in Frankreich. Bol. Stobbe, Die Juden in Deutſchland ©. 119 flg,, 
D. Pr. R. 46, N. 40, 8. 146, N. 22, Goldſchmidt 8. ©. 266 fig., Jiredet. 
Codex J. Boh. I. ©. 133 fig. Weſentlich dasſelbe Recht galt für Wechsler unt 
Goldſchmiede in Holland ſchon im 17. Jahrh. Goldfhmidt ©. 277, R. 19a. 
Jenes Privileg der jüdischen Kaufleute bezüglich geftohlener Sachen wurde in Deutid- 
fand durch die R. Pol. D. von 1548 und 1577, fpäter durch Partikulargefehe aufge 
hoben ; insbefondere können nach dem ren. Privil. Ferdinand IL f. Böhmen v. 
8. April 1648 anvertraute, den Juden verfepte Sachen gelöft, geſtohlene einfach vin⸗ 
dizirt werden. (Bol. dazu Stobbe 8. 146, N. 4. 15. 16, Krasnopolskia. O. 
©. 116 fig.) Ahnliche Anklänge bezüglich der von überſeeiſchen Händlern gekauften 
Importwaaren finden ſich ſchon in der L. Wisig. XI. 3. 1 fig., wie Dahn, Zeitir. 
für H. R. 16. ©. 404 flg., Stobbea. D., Carlin ©. 50 fig. ausführen. 

248) Richtig Krainz, II. d. 206 N. 22; ſ. auch P... in den Jur. Bl. 1868, 
Mr. 14, gegen D fner, ebenda Nr. 9 u. Sachenr. $. 34. Beleg deſſen iſt auch der 
Sprachgebrauch, insbeſ. der 88. 29. 31. 233. 252. 1027. 1030. 1299 A. 8.8.2. 
dann 8. 1 deö Ermwerbfteuer-Bat. v. 31. Dzbr. 1812; Gewerbeorbn. v. 1859, art. 
3—6 u. 8. 38 der Gem. Nov. v. 1883. 

25) So Stubenraud ©. 491, „weil bier den Käufern die Einholung genauer 
Erkundigungen über die Berhältniffe der Verkäufer noch weniger zugemuthet werben 
tann“; u. Krasnopolsti S. 24 (f. folg. Note). De lege lata ift dies fein Ar 
gument. Allerdings ſchließen aber einzelne ältere deutſche Stadtrechte die Bindie 
fation der auf offenem Markte gekauften Sachen ganz aus (fo dad Yrünner Schöffen. 
Rr. 57 u. a. bei Boldfhmidt ©. 263, N. 10 genannte St. R.) oder geflatten fie 
nur gegen Loͤſung (fo zahlreiche franz. Statute, dad preuß. L. R. 5. 44 I. 15, ber 
franz. u. ital. Code eiv. art. 2280 refp. 709, fähf. ©. B. 8. 315, zürid. 
G. B. 8.655). Bergl. Laband S. 81 flg., Goldſchmidt ©. 259 flg., Stobbe 
8.146, R. 23, 8. 147 Rr. 13. 14. Über das neueſte ſchweiz. R. vgl. ©. 302. 
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Marktzeiten . .. etwas erkaufet) wurde in fpäteren Entwürfen 
eliminiert und die analoge Ausbehnung des $. 367 ift vermöge ber 
fingulären Natur desselben ausgefchloffen. (Aber auch die ratio legis 
bes $. 367. 2. trifft beim Marktverkauf nicht völlig zu, da zu letzterem 
nicht einmal (wie bei freien Gewerben) eine behörbliche Anzeige er- 
forverlich ift).2°° — Bon der ähnlichen Beftimmung bes Art. 306 
9. ©. 3. unterfcheidet fich der $. 367 G. B. dadurch 1) daß berfelbe 
einen zu dieſem Verkehre befugten Gewerbemann worausfekt, 
während es nach Art. 11 und 306 9. G. B. nur auf den thatjäch- 
lichen Hanbelsbetrieb ankommt. 2) Daß ver Art. 306 feine Anwen⸗ 
dung findet, wenn bie Sachen geftohlen oder verloren waren oder von 
bem Kaufmann unentgeltlich veräußert wurden. (Der Cod. Theres. 
II. 8. 8. IV. 44 fagt noch ausbrüdfich: „Und hindert viefe Übertre- 
gung ber üble Glanbe des Veräufßerers . . . keinerdings, wenngleich 
derſelbe ... (die Sachen) ſelbſt mit Gewalt oder diebiſcher Abficht 
entwenbet hätte.“) 3) Daß fich ver Art. 306 auf die von Hand- 
werkern in Ausübung ihres Handwerksbetriebs vorgenommenen 
Veräußerungen nicht bezieht, va lettere eben keine Handelsgeſchäfte 
find (Art. 273, Abſ. 3).26 Übrigens gelten in Hanbelsfachen bie 
Beftimmungen des 8. 367 und bes Art. 306 neben einander und 


258) Richtig Krainz II. 8. 206, N. 22; zweifelnd: Stuben. -Schufter- 
Schreiber J. ©. 465 (5. A.) — Unvderer U. Krasnopolski ©. 24, welcher ins⸗ 
bef. den Markwerkehr der Urproducenten der Norm ded 8. 367. 2. unterwerfen will. 
(3a, Ofner, Sad. R. 8. 34 zählt jven Randwirth zu den befugten Gewerbsleuten, 
joweit ed Urproducte betrifft.) Die Annahme Kr.'s jedoch, daß der 8. 367 ein Prin- 
zip enthalte, ift nicht richtig. Pol. Rote 14d. Die ganz allgemeine Beziehung 
Zeller’ 8 (Brot. Ofner L ©. 251) auf das preuß. 2. R. und die Borentwürfe beweiſt 
Nichts für die gegentheilige Meinung, da Niemand den Marktverkehr erwähnte. 

26) So Haufer, Arch. für H. u. W. R. 16, S. 273, früher auch Gold⸗ 
ſchmidt RX. S. 24, N. 6, der aber ſpäter H. R. II. 8. 80, NR. 11 feine Anfſicht 
änderte und auch die Veräußerungen der Handwerker der Begünſtigung des Art. 306 
unterwirft, weil die Konferenz beidemfjpäteren Einfchub des Art. 306 an dieſe Beichrän- 
fung wohl nicht gedacht und der „Handelöbetrieb“ (Art. 306) auch ben Handwerks⸗ 
betrieb“ umfaſſe. (So auch Dernburg 8. 188, N. 13, Thöͤl 8. 234, Völdern- 
dorffll.©. 156, Hahn H. ©. 143, Endemann, H. B. U. ©. 57), Gareis⸗ 
Fuchsberger, D. H. G. B. ©. 646 nr. 207). — Allein fo mißlich die Befchrän- 
fung (Art. 273. 306 9. ©.) fein mag, m. €. ift fie nicht wegzuinterpretiren, da die 
Deftimmungen des 4. Buchs (mo nicht dad Begentheil ausnahmsweiſe beftimmt gefagt 
iſt) nu r auf „Handeldgefhäfte" Anwendung haben. ©. auch die Aufſchrift des 2. Ab⸗ 
ſchnittes: „Allgemeine Beftimmungen über Handelögefchäfte.“ 
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fommt im einzelnen Falle jene Norm zur Anwendung, welche vem Er⸗ 
werber günftiger ift (Art. 308 9. ©. B.).“ 

3. Wer eine bewegliche Sache redlich und gegen Entgelt 
bon demjenigen an fich gebracht hat, dem fie der Eigenthümer (felbft) 
zum Gebrauche, zur Verwahrung ober in was immer für einer anderen 
Abficht anvertraut hatte (8. 367. 3). Diefe Beſtimmung beruht auf 
dem befannten veutfchrechtlichen Sae: »Hand wahre Handı. „Wo 
man feinen Glauben gelaffen, da muß man ihn fuchen“.2° Im Sinne 
dieſes Rechtsſatzes und der näheren Erklärung des Geſetzes felbft kommt 
es bier nicht auf ein „Anvertrauen“ im wahren Sinne, ſondern wefent- 
(ih darauf an, daß die Sache mit dem Willen bes Eigenthümers 
ans deſſen Inhabung in fremde Hand gelangte ober barin belajien 
wurde, 3. B. durch Leibe, Miethe, Übergabe zur Bearbeitung, zum 
Pfande zc.% Hingegen findet die Beftimmung bei unfreiwilligem 
Berluft ver Gewahrfame keine Anwendung, z. B. wenn die Sade 
geraubt, entivendet, verloren over durch Naturereigniffe (überſchwem— 
mung) entzogen wurbe,?! ebenfowenig in dem alle, wenn das Ge- 


27) Die mehrfach günftigere Beftimmung des $. 367 ©. B., z. B. bezůglich ge⸗ 
ftohlener und verlorener Sachen, überfieht Erner ©. 68, R. 62, fofern er meint, 
daß h. 3. T. nicht leicht ein Fall vortommen wird, der nad) $. 367. 2 zu beurtheilen 
wäre. Immer muß jedoch entweder der Handeld- oder der gemeinrechtliche Rechts⸗ 
fa Bald Ganzes zur Anwendung gelangen; eine ſtückweiſe Berquidung einzelner Bruch⸗ 
ftüdte ift ausgefchloffen. Gol dſchmidt 5. 79a. E. Hahn IL S. 153 ff., Ende: 
mann IL. ©. 54. 

28) Beftellung einer Mitgift ift felbftverftändlich auch dann ein unentgeltliche 
Geſckaͤft, wenn der Befteller hierzu verpflichtet war ($. 1220). 

29) Die Parömie findet fich in den Stellen bei Kraut $. 82, R. 39 fig. Dal. 
auch Stobbe 8.146, N. 25. — Weder das böhm.smähr. Landrecht, noch jelbft die 
böhm. Stadtrechte v. 1579 enthalten den deutfchrechtf. Grundfag: „Hand wabre 
Hand“, obwohl ihn noch die älteren Stadtr. v. Briccius v. Licsko v. J. 1536 (VIL 2 
8.) ed. Firelet, entfprechend dem Brünner Curs. sent., bez. dem Prager Rechtöbudh, 
recht wohl kannten; dazu Krasnopo1lsti ©. 15 flg., vgl. noch $. 18. R. 75 die. 
Buchs. 

30) Darin herrſcht Übereinftimmung. Vgl. Stubenrauch S. 492, Erner 
S. 68, R. 65.66. — Dies ift'ganz im Sinne der älteren u, neueren deutſchrechtlichen 
Quellen. Bol. Stobbe 8. 146. R. 11. 24—26 und oben R. 3 fg. an 

31) Dagegen kann der von Goldſchmidt 8. 80, N. 7 weiter angeführte Fall 
des Befigverluftes durch weſentlichen Itrthum (Verwechslung) ebenfowenig hierhei 
gerechnet werden, als der Verluſt durch betrügerifche Entlockung (richtig Gol dſchmidi 
8. 80, R. 30 a. E.), da in jenem Falle doch nur durch den felbfteigenen Übergabe 
at des Eigenthümers die Gewahrfame, ja nach öfter. Recht nach Umfländen fegat 
Eigenthum auf den Empfänger übergeht (8. 876 G. B., dagegen Sachſ. Sp. II. 89. 
Zweifelhafter ift der Fall der widerrechtlichen Drobung (8. 870): nach dem Eatt 
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ſinde over Hausgenoffen die dem Dienft- oder Hausherren gehörigen 
Sachen unbefugter Weife veräußern, ba Letzterer nicht aufhört, Be- 
figer berjenigen Gegenftände zu fein, zu welchen das Gefinde ober 
Hansgenofjen freien Zutritt haben. Sachlich richtig fchon Zeiller, 
[Ofner, Brot. 1.©. 251], welcher gegenüber ven diesfalls erhobenen 
Bedenken bemerkte: „Auf biefe Erinnerung uehme er fein Bedacht, 
denn der $. handle von Fällen, wo ber Eigenthümer feine Sache ge- 
wiffen Berjonen eigens (2) anvertraut hat“.3 m jeboch alle 
Bebenten zu beheben, wurden im folgenden 8. 368 noch bie auf Dienft- 
leute 2c. bezüglichen Worte „over andern Verhältniſſen“ Hinzugefügt.) 
— Übrigens ift die Geltung des 8. 367 trotz ber fcheinbar entgegen- 
ſtehenden Faſſung („ber Kläger ſelbſt“) auch dann nicht ausgefchloffen, 
wenn die Veräußerung nicht unmittelbar von demjenigen, dem ber 
Eigenthümer die Sache anvertraut bat, fondern von beffen weiterem 
Bertranensmann veräußert wurbe, 3. B. vom Aftermiether, After: 
fommobatar, Afterpfandgläubiger 2c.; denn dies forbert die Konſe⸗ 
quenz des Satzes: »Hand wahre Hands, vemzufolge der Eigenthümer 
bei freiwilliger Detentionsüberlaffung fih nur an den Empfänger 
halten varf.33 (Bezeichnender Weiſe normirt der Cod. Theres. dieſen 


— — 


coacta voluntas etc. möchte ich ſelbſt für das öfterr. Recht trotz des „widerſtreben⸗ 
den Rechtsgefühls“ auch hier die Vindikation ausſchließen, zumal die Tradition nur 
elativ ungültig ift (8. 870. 875.) Vgl. nun auch Krasnopolsti, ©. 41 fig. 
And. Anf. Goldſchmidt R. 6. 30. Dal. noch folg. Note 32. 

Jia) Daß Zeiller a. D. das Wort „eigens“ (vielleicht flatt: „eigentlich“ ?) 
ungenau gebraucht, ift richtig; nicht nur „eigene“ — fondern überhaupt nichts 
wird hier „anvertraut“; nur der Zutritt zu den Sachen ift Haudgenoffen leichter! 

32) In der Aneignung bezieh. Deräußerung diefer Perfonen liegt eine Entwen- 
dung, feine Beruntreuung. Damit ftimmt auch das ältere deutfche Recht, Sachſ. 
Ey. IIL 6, 8. 1. ©. 298 fig.; der Herr behält hier die Gewere. Vgl Laband, 
Klagen, a. D. 80. 82 filg., Erner S. 61, Goldſchmidt 8. ©. 253 flg., Stobbe 
8.146, R. 14. — Allerdings fällt aber unter die Norm des $. 367 der Fall der Ver⸗ 
untreuung von zur Verarbeitung anvertrauten Sachen durch Gewerbsleute. (Anders 
nad) dem deutſchen R., vgl. Laband ©.82 fig., Goldſchmidt 8. ©. 253, wel- 
her died aus dem ehemaligen Hörigkeitsverhältnig der Handwerker, und Stobbe 
8. 146, Nr. 28, der died aus dem Netentiond- und Beräußerungsrechte wegen vote 
enthaltenen Lohns erklären will.) Einzelne PBartitularrechte laſſen ausnahmsweiſe 
auch die Bindilation der vom Depofiteur veruntreuten oder vom Kommiffionär an 
Zahlungsftatt hingegebenen Sachen zu (vgl. Gol dſchmidt 8. ©. 254, N. 22, 
Stobbe 8. 146.N. 27. 20); dem Öfterr. Rechte ift dieſe Beichränkung fremd. — 
Der Art. 306 H. ©. B. bezüglich des Erloͤſchens unbekannter Pfandrechte gilt 
eoncl. a maj. auch nach 8. 367. Irrig: Nr. 6804 Samml. Gl. U. W. 

33) So aud ber deutfche Entwurf, vgl. ©. 302. — And. A. Stubenraud 
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Tall des $. 367 nicht ausdrücklich, obwohl nach der vorhin angeführten 
weiten Faffung der SS. A3flg., bei. 49 der Eigenthumserwerb des 
reblichen Erwerbers auch in diefem Falle keinem Zweifel unterliegt.) 
Auch bei Veruntreuung ber einem Amte (Steneramt ıc.) anvertranten 
Sachen insbef. von Werthpapieren durch Beamte bat daher ver $. 367 
(bez. $. 371) Anwendung. (Dal. 6953 Samml., wojelbft der Klage 
bed Deponenten gegen ven Erwerber nur wegen Abgang der Red⸗ 
Lichteit des Letzteren nicht ftattgegeben wurbe.) — Bon ihrer deutſch⸗ 
hiſtor. Grundlage unterfcheibet fich die Norm des $. 367. 3). haupt- 
ſächlich dadurch, daß diejelbe auf Verkehrsrückſichten beruht, ſodann 
entgeltlichen und redlichen Erwerb voraugfett?* und daß (mas 
für das ältere deutſche Necht minveft zweifelhaft ift), ver Übergang 
bes Eigenthums auf den Erwerber in beftimmter Weife ausge: 
ſprochen ift,3° — Normen, die gewiß zu billigen find. Noch jei be- 


©. 492 (5. A. v. Schufter-Schreiber, ©. 466), der die Worte: „der Kläger 
jelbft" zu fehr betont; „felbft“ dürfte ſoviel wie „freiwillig“ bedeuten. — Krasno⸗ 
poläti ©. 9 perhorrescirt zwar die Berufung auf das deutfche Recht, weil die hiflor. 
Gontinuität nicht nachweisbar fei. Indeß haben ſich nicht nur die Redactoren bes 
C. Ther. (Harraſowsty II. ©. 132, Rote 1), fondern auch Zeiller in der Compi⸗ 
lationscommiffion (Brot. Ofner IS. 251) ausdrücklich auf deutſche Redhtöqueilen 
bez. d. preuß. 2. R. berufen. Diefe Quellen liegen hier näher als ber C. Ther., 
welcher ja prinzipiell auf einem andem Standpunkt flieht. ©. Rote 14a. — Fi 
jedoch die Sache dem Depofitar verloren gegangen oder entwendet worden, fo findet 
allerdings die Vindikation ftatt (8. 367) ; nicht fo nach älterem deutſchem Rechte, vol. 
Stobbe$. 146, N. 26. Richtig daher Erk. Ar. 6953 Samml. Gl. U. W. (De 
fraudation des Steuerbeamten an Depofiten.) 

34) Daß nad) Alterem deutfchen Recht auf die Entgeltlichkeit und Redlichkeit des 
Erwerbes nichts anfommt, ergiebt fi aus der Srundanfchauung, daß die Klage ein⸗ 
fach darum audgefchloffen ift, weil fich der Eigenthümer der Sache freiwillig ber 
geben, ihm daher bloß der Empfänger einzuftehen hat; nur bei unfreiwilligem Befig- 
verluft findet die Bindikation ftatt und hier wieder ohne Rückſicht auf bie Redlichkeit 
deöjgegenmwärtigen Befiperd. Keine der älteren Rechtöquellen, insbeſondere fein Rechts⸗ 
buch erwähnt daher jener modernen Zuthaten. Bergl. auch Gerber. 102, Stobbe 
8. 146, R. 26, Erner ©. 65, N. 51. Zwar ſuchen u. A. Bluntſchli 5. 73 un 
Goldſchmidt 8.6. 256 hauptſächlich aus den Grundſätzen des deutſchen Beweie⸗ 
rechts nachzuweiſen, daß die Vindikation anvertrauten Guts gegen die untitu⸗ 
lirten Befiper zuläſſig geweſen ſei (f. dagegen auch Stobbe a. D.; allein ©. 
ſelbſt vermuthet nur, daß dabei das Moment der Redlichkeit im einer nur nicht 
näber nachweisbaren Art in Betracht gekommen fei. 

35) Für dag äfterr. R. kann die Frage nad) dem Schlußfape des $. 367 und 
nah Art. 306 H.©. B. nicht zweifelhaft fein. Bol. oben ©. 308, dazu neue. 
Garlin ©. 95 flg., Unger J. S. 518, N. 30. Richt bloß die Klage, — dad Eigen- 
thum felbft geht verloren. Die verfchiedenen Anfichten der Germaniften bei Garlin 
©. 94 fig., Goldſchmidt 8.6. 256, N. 27, welche ſich gleih Stobbe $. 145 


I) 
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merkt, daß die Beftimmungen des $. 367 Ab. 2. u. 3 freiwillige 
Übergabe von Seite des Inhabers voransfegen, daß daher die ere- 
kutive Einantwortung und Abnahme von fremden Sachen, welche unter 
gleichen Berhältnifien (8. 367) in den Händen des Exekuten fich be- 
finden, des auf die Wahrung bes „reblichen Handels und Wandels“ 
berechneten Rechtsſchutzes nicht theilhaftig ift.3%° Ebenfo wenig be- 
ziehen ſich dieſe Beſtimmungen kraft ihres fingulären Charakters auf 
unbewegliche Sachen, ſelbſt wenn dieſe nicht verbüchert wären 
(anders Nr. 6327 Samml.), noch weniger auf Forderungen, es 
wäre denn, daß e8 fich um nicht indoſſable Namens-Werthpaptere han⸗ 
veite. (Darüber vgl. das sub 4—6 Folgende). 

Die Beftimmungen der brei Fälle des 8. 367 ©. DB. und bes 
Art. 306 H. ©. B. beziehen fich ohne Zweifel auch auf Geldſtücke 
und Bapiergeld (Bapierwerthe)36 — ob auch auf Werthpapiere? 
— darüber |. Abſatz 5. 

4. Unvermifchtes baares Geld (3. B. in Beuteln, Einfchlag ꝛc. 
gleichviel ob Papiergeld, Banknoten oder Münzen)?”, fowie In- 
haberpapiere erwirbt der redliche Empfänger jchon durch vie 
(entgeltliche oder unentgeltliche) Tradition des Befigers, auch wenn 
der Trabent nicht Eigenthümer geweien ift. Hier genügt aljo einzig 
bie Übergabe an ven redlichen Erwerber. Diefer Grundſatz er- 


R. 6 für den Übergang des Eigenthums und nicht bloß für den Ausſchluß der Rüd- 
forderungötlage des Eigenthümerd audfprechen. Dagegen ſchon Walter, R. Geſch. 
$. 506. Die Quellen entfcheiden eben nur die praktiſch wichtigfte Seite der Frage. 

35a) Vgl. auch Schrutka⸗Rechtenſtamm, Grünh. Ztihr. XI. ©. 731 fig. 
welcher vor dem ©. 713 flg. audy die Frage, ob der 8. 456. ©. B. auf das richterliche 
Pfandrecht auszudehnen fei, mit Recht verneint. — Daß pſychologiſcher Zwang 
(Drohung) den Willen nicht ausſchließt, ift allgemein anerkannt. Vgl. 8. 870 fig. 

35b) Richtig Nr. 1047, Nr. 9881 Samml. ; dagegen ganz verkehrt iſt die 
Entf. Ar. 5619 Sammi., welche Wechfel ald gemeine Forderungen anfieht. (Der 
Remittent hatte einen ihm zum Schein audgeftellten Wechfel einem redlichen Drit- 
ten verpfändet; dazu vgl. $. 456 u. art. 74. W. O., und Entfch. d. deutich. R. G. 
IL ©. 6 fig.) Ebenfo verkehrt ift die Anwendung des $. 367 auf cedirte For de⸗ 
tungen in Nr. 4534 Samml. 

36) Bol. dazu Soldfhmidt, Zeitihr. f. H. R. 9. ©. 8. 59. 

37) Weber diefe Begriffe ſ. neueft. vorzüglih Hartmann, Internationale Geld» 
fdulden; dann Koh, Endemann’d H. B. II. ©. 113 flg., dazu jedoch auch die Rich⸗ 
tigftellung von Gierke, Zeitſchr. f. H. R. 29. ©. 249 flg. 

38) Bot. 88. 296. 297 fühl. ©. B., a. 57. L ital. 9. G., 88.4547. 1. 15. 
preuß. 2. R. (welches überbied entgeltlihen Empfang fordert. Ohne Grund bes 
bauptet Dernburg 8. 188, N. 17, daß der Erwerb der Inhaberpapiere auch nad 
Handelsrecht (Art. 307) durch die Entgeltlichleit ded Erwerbs bedingt ift. Die Ver⸗ 
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giebt fih aus 8. 371, befonters dem (erſt in ver Sig. v. 2. Mai 1803 
hinzugefügten) Schlußſatze, welcher lediglich auf die Gutgläubigkeit 
bes Empfängers Gewicht legt. (S. Ofner, Brot. I. ©. 248.) Ja 
bei Bermifchung des baaren Geldes tritt ver E. Wechfel wegen 
ber Ununterſcheidbarkeit ver Spezies unbedingt ein, ba die im $. 371 
für die ausnahmsweiſe Vindicivharkeit geſetzte Bebingung: daß bie 
Spezialbezeichnung der Gelpftüde in folder Weije erfolgt ift, daß 
ber Empfänger daraus erfehen mußte, „daß er die Sache fich zu- 
zuwenden nicht berechtigt jei“, bei Baargeld nach ver Natur vesjelben 
als allgemeinen, imperativen Zahlungsmittel geradezu undenkbar 
ijt.399® — Doch beruht die Norm des 8. 371, wie der Schlußfat zeigt, 
weniger auf bem Gefichtspunfte der Ununterfcheivbarleit der Spezies 
al8 auf dem — des guten Glaubens — der Verkehrsſicherheit, 
und wäre baber beffen Einreihung nach $. 367 ficherlich richtiger ge 
weien. (Auf die VBermengung anderer z. B. vertretbarer Sachen 


weifung auf allgemeine Rechtögrundfäge verfängt hier nicht. Vgl. Goldſchmidt 
9.6.59, N. 6a. Für den Geldempfang des Kommiffionärs gilt nicht? Befonderee. 
Bol. Goldſchmidt, H. R. 8. 105, N. 8—10, Zeitfhr. 8. S. 297. — Mit Un 
recht befchräntt auch Ofner, Sachenr. ©. 81 den$.371 auf den Fall des unentgelt- 
lichen Erwerbs. 

39) Als ſolche „Umftände, aus denen der Kläger fein Eigenthum beweifen kann 
und aus denen der Geflagte wiffen mußte (vgl. $. 368: wiflen konnte), daß er die 
Sache ſich zuzuwenden nicht berechtigt fei“ (8. 371), d. i. folche Umftände, welche die 
individuelle Erkennbarkeit fihern und den guten Glauben des Erwerbers aus⸗ 
Schließen, könnten nad) Umftänden beifpielöweife angefehen werden : bei Inhaber 
papieren, die nichtbehördliche Vinkulirungsklauſel, überdies nach Umftänden (nicht 
bei Geldnoten) felbft das in die Augen fallende fchriftliche plaufible Beräußerunge- 
verbot ded Eigenthümerd. (Vgl. 8.45 L 15 preuß. 2. R.) Die behördlid 
außer Kurs gefepten (vinkulirten) Papiere verlieren die Eigenſchaft des Inhaber 
papierd. Vgl. Hofd. vom 10. Sanuar 1638, 3. 18188 und 8.15 des preuß. E. ©. 
zum 6. ©.; Dernburga. D., Goldſchmidt ©. 49 fig., bef. Brunner. 
©. 214 flg. — Es ift fehr bemerkenswerth, daß der im Tert ausgeſprochene Grund⸗ 
fag im deutfchen Rechte ſchon fehr frühzeitig anerfannt war. Vgl. Brunner, 
Zeitfhr. fe H.R. 23. (Sep. Abdr.) S. 30 flg., indbef. den Spruch des Iglauer 
Oberhofs an die Czaslauer Schöffen v. ca. 1368 Tomaſchek, Oberhof Iglau x. 
©. 152 flg., N. 259). 

39a) Ramendunterfchriften 2c. önnen gewiß nicht ald ſolche Bezeichnungen an⸗ 
gefehen werden! Die Beftimmung bed 8. 371 in Anfehung des Geldes: „Baden, 
die fi auf diefe Art nicht unterfcheiden laffen, wie baared Geld mit anderem baren 
Gelde vermenget... . find fein Gegenftand der E. Klage”, beruht auf einer unbe 
dachten und unverftändlichen Berquidung des röm. Satzes betreif. die Nichwindicir⸗ 
barteit von Geld (si discerni non possunt, cf. L. 78, D. 46. 3.) mit der unpaflen- 
den Rorm des preuß. 2. R. 88.4547 I. 15, welche die Vindikation ded Geldes aut 
bei redlichem u. unentgeltlichem Erwerb ausfchließt (S. Dernburg, Pr. PR 
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darf ſohin 8. 371 nicht bezogen werben). — Auch hier kommt 
übrigens nichts darauf an, ob die Sachen mit oder wider Willen des 
vorigen Eigenthümers aus beffen Befit kamen. Denjelben Grundſatz 
enthält in Anfehung ver Inhaberpapiere der Art. 307 H. G. B., 
welcher im Gegenſatz zu Art. 306 ausdrücklich hervorhebt, daß bie 
Beftimmungen des letteren auch in Anſehung ver geftohlenen und ver- 
lorenen Inhaberpapiere Geltung haben. 

Die Norm des $. 371 und Art. 307 bezieht fih auf alle (nicht 
bloß — wie noch der Urentwurf $. 88 II. fagte — öffentliche) In- 
haberpapiere, ohne Rüdficht, ob der Gegenftand verjelben eine Gelb» 
fumme, andere vertretbare Sachen oder ein fonftiges Werthobjelt (An- 
theil am Vermögen einer Aktiengefellfchaft) betrifft. — Dagegen kann 
bie Behauptung, daß fich biefelbe nach der Tendenz des Gefetes auch 
auf Legitimationspaptere, 3. B. Theaterbillete, Fahrkarten (ins⸗ 
bei. og. Retourbillette der Eifenbahnen), Bfandfcheine erſtrecke, 10 
nicht gebilligt werben. (Über Sparkaffenbüder ſ. Note 42.) 


8. 188). Wörtlich gilt die Beftimmung des $. 371 allerdingd nur bei Commix⸗ 
tion ded Geldes; allein gerade hier hat die beigefügte Ausnahme aus dem im 
Zert erwähnten Grunde feine Bedeutung; hinwider hatlegtere Ausnahme wieder nur 
beiunvermifhtem Gelde Bedeutung, 3. B. wenn bie Beldbeutel, Umfchläge ıc. 
mit dem Namen des Deftinatars verfeben find. Der Schluß a majori führt wohl zu 
dem im Terte angeführten Reſultate. Übrigens ift die Rorm des $. 371 bezüglich des 
Geldes bei ihrer geringen praktiſchen Bedeutung nicht ded Kopfbrechens werth, das 
fie dem öfterr. Zuriften verurſacht. Zu allgemein Krainz II. 8. 219. 

39b) Dal. neueft. Sarl, Jur. BI. 1893 Nr. 2 gegen Kirchftetter zu $. 371 
u. Dfner, Sachenr. S. 81. Allerdings fept der $. 371 voraus, daß der Bermen- 
gende Alleinbefiger des Gemenges wird; bei Bermengung durch Zufall in der 
Hand eines unbetheiligten Dritten 3. B. auf der Poſt, durch Bahnunfall kommt der 
8. 415 auch bier zur Anwendung. Dal. Krainz a. O. 

40) So Goldſchmidt 9. ©. 56 flg.; dagegen Steinbach, Jur. DI. 1878, 
R. 5u. 6, Fuchs ©. 31 und Brunner. ©. 176, 

41) Das Wefen der Inhaberpapiere befteht bekanntlich darin, daß die Urkunde 
zum ausfchlieglichen Träger des Recht? gemacht wird, und vermöge ihres Inhalts 
an ſich zur Begründung der Klage genügt. (Berg. Näheres oben $. 12, N. 6.) Das 
Recht für den Inhaber entfteht, wird übertragen und geltend gemacht durch das 
Papier. Der Eigenthümer desſelben ift Gläubiger. Das Papier ift feinem Wefen 
und Zwecke nach zum Verkehr geeignet und gewöhnlich beftimmt. Für die bild- 
liche Bezeihnung: „Träger“, „Berförperung” des Rechts ſ. Gierke ©. 255 fig., 
Boldfhmidt, Syſt. 8. 83. a. — Das Regitimationdpapier aber dient nur zum 
Demweife des Forderungsrechtes und bezweckt im Intereffe ded Schuldners, diefen 
bei der Zahlung der Berpflichtung zu entheben, zu prüfen, ob der Präfentant 
(Produzent) auch wirtlih Gläubiger fei. Vergl. F. 1033 A. B. G. B., Kunpe, 
Inhaberp. ©. 401, Unger, Inhaberp. 8. 15, Randa, Genoſſ. Fragen ©. 16. 

Randa, Eigentkum n. öſterr. Recht. 23 
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Denn nach der Abſicht ver Geſetzgebung ſoll vie Beſtimmung bes Art. 307 
H. G. B. nur ſolchen Papieren zu ſtatten kommen, in denen ſich das 
perſönliche oder dingliche Recht verkörpert und welche daher ihrer 
Natur nach zur Cirkulation geeignet und gewöhnlich auch beſtimmt 
ſind. Die Konferenzprotokolle S. 4620 beſtätigen dieſe Auffaſſung, 
indem fie darauf Gewicht legen, daß die Inhaberpapiere als „Han: 
dels-und Börfenartikel“ zu betrachten feien und daß die Sicher: 
heit des Verkehrs, bei. ver Schuß gegen unvorgejehene Eviltion 
bie Beſchränkung ver Vindikabilität dringend gebiete.*? Die Ein- 


Fuchs ©. 20 fig, Brunner II. ©. 174. 206. Darnach gehören m. E. Theatere, 
Bade» und Fahrbillete zu den Legitimationdpapieren; die Abficht, Inhaberpapiere 
audzuftellen, Tiegt wenigftens den Bade», Theater- und Fahrbetriebödireftionen x. 
fem! Darum trete ih in d. befannten Eontroverfe: Ob Retourbillete über- 
tragbar find, der Anfiht M. de Jonge's, Unübertragbarkeit der Retourbillete 
1888) u. Coſack's, H. R. 6.367 bei. (Und. Anf. Ihering, Jahrb. f. D. 23. 
S. 327.) Legitimationsmarken kannten ſchon die Römer, z. B. in d. fog. tesserae 
frumentariae: Anweifungen auf Getreide; vgl. A. Pernice: Parerga II. 6. 9 
(1884). 

42) Mit Recht hat daher dad Erk. Seuff. Ar. 29, Ar. 72 prinzipiell die 
Anwendung des Art. 307 auf Legitimationspapiere (Einlagebücher einer Sparanftalt) 
audgefchlofien. Eine andere Frage ift es, ob nicht gerade Sparkaſſen bücher nad 
öfterr. R. ald Inhaherpapiere im Sinne ded Art. 307 anzufehen find? Zwar find 
biefelben ihrem Wefen nad nur Regitimationspapiere, dazu Ramendpapiere; vgl, 
auch dad mit Min. E. v. 7. März 1855, 3. 3651 kundgemachte Mufterflatut für 
Sparkafien (8. 19). (Bel Randa ©. 14, Steinbad a. O.) Da aber nad 
art. 14 des Sparkaſſenregul. v. 26. Septbr. 1844 Nr. 832 J. ©. ©. jeder Inhaber 
des Sparbücheld als Eigenthümer desfelben angefehen wird, fteilt fich dieſes als 
Inhaberpapier dar! Ja in dem Gef. v. 3. Mai 1868, 3. 36 werden „Sparkafien- 
bücher“ geradezu unter den „zum Verkehr beflimmten Wertpapieren” angeführt 
und in Anfehung der Amortifation den Werthpapieren gleichgeftellt. Es liegt alſo 
im Sinne der öſterr. Gefepgebung,, die Sparkaffenbücer auch in Anfehung ber 
Bindikation ald Inhaberpapiere zu behandeln. Dafür fpricht auch, daß es geſeßlich 
zuläffig und üblich iſt, Sparfaffenbüchel auf fingirte Namen auszuſtellen. Vgl. 
auch Herrmann, a. O. S. 25N. 9, Hafendöhrl US. Alflg. u. Erf. v. 17. Febr. 
1891 3. 1828, Präv. 1892 ©. 272, Rr. 6428 — dageg. Ar. 10051. 10342. GL.U. 
W. Pf.; dagegen ferner Steinbad a. D., Pavlicet; Präv. 1890 ©. 687 R.13, 
1892. ©. 39. Rr. 5, Kradnopolsti, in ©. Ztſchr. 34 ©. 587. — Goldſchmidt 
96. 56 flg., Kunge S. 113, Fuch s u. Brunner a. O. zählen übrigend Spar⸗ 
taffenfcheine, Theater-, Bader, Speiſe⸗ u. Fahrbillete zu den wahren Inhaber- 
papieren. Dagegen aber vergl. vor. Note und Bluntſchli⸗Dahn 8. 263, Unger 
8.15, Gare is, H. R. 8.77, Ran da a. O. Die im Terte vertretene Anficht zwingt 
allerdings zur fcharfen Unterfcheidung der Legitimationd- und Birkulationd- (In 
haber«) Papiere, deren Schwierigkeit in einzelnen Fällen nicht zu leugnen iſt. Poſt⸗ 
anmeifungen find gewiß nur Legitimationspapiere; dagegen erflärt fie das Erf. 
Nr. 10225 Gl. U. W. Pf. für Inhaberpapiere! Pfandſcheine (Verſatzzettel) find 
ohne Zweifel ald bloße Regitimationspapiere zu betrachten. Bol. Steinbach a. D. 
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wenbung aber, daß ſonſt der Zweck ber Legit.⸗Papiere: bie Legitimation 
im Intereffe des Schuldners zu erleichtern, unerreichbar bliebe, ift 
nicht ftichhaltig, da ber Präfentant nach dem Wejen dieſer Papiere 
jedenfalls zur Empfangnahme legitimirt erfcheint und ter Art. 307 
H. ©. DB. nicht das Verhältniß des Präfentanten zum Schuldner, 
fondern deſſen Verhältniß zu ben Borbefigern betrifft. 

Aus der Nichtunterfcheibbarkeit der Spezies folgt ferner mit 
Nothwendigkeit, daß Gelpftüde aufhören, Gegenftand ver Vindikation 
($. 370 ©. 3.) zu fein, ſobald fie mit fremdem Gelde vermengt 
wurben.23 Gegen ven Befiter — gleichviel, ob er reblich oder un- 
redlich gehandelt, ferner gleichviel, auf welche Weiſe er in den Beſitz 
bes fremden Geldes gelangt tft, findet nach erfolgter Vermengung nur 
bie Bereicherungs- ober Deliktsklage ftatt (58. 371. 1295. 1431 flg. 
©. B.).“ Dies gilt auch von Inhaberpapieren (8. 371). Bei 
andern Sachen, welche durch die Vermengung mit anderen die indivi⸗ 


und das daſelbſt cit. Hofd. v. 3. Dftober 1801. Pol. ©. ©. 16. ©. 163, u. v. 
20. Januar 1802, Bol. G. ©. 17.©.4. 

43) Hier ift die Bermengung (nicht die Übergabe) der Grund des Eigenthumd- 
rechtes (8. 371). Zu enge ift die Anfiht Bechmann's, Eigenthum durch Acceffion 
©.32, der dad Gewicht auf die Fonfumtion (Husgabe) legt, die bloß den Berluft 
erflärt. Bel. L. 78. D. de solut. 46. 3. . si nummi mixti essent, ita ut 
discerni non possent, ejus fieri, qui accepit, dazu Windfheid 8. 189. 
8, Arndté 8.151, N. 2, Dernburg 8.188, NR. 10. 11. Findet fi dagegen 
dad Geld unvermiſcht in fremdem Befig, 3. D. in gezeichneten Rollen oder Beu- 
tein, fo findet gegen den unred lichen Befiger die Vindikation nach der allg. Regel 
ſtatt. Auf exekut. Erwerb bezieht fih 8. 371 nicht. Vgl. das Erf. Ar. 6531 u. 6849 
Samml. Gl. U. W. — Anders nad preuß. 2. R. 15.18.45, welches in jenem 
Falle die Vindikation nur gegen den redlichen und entgeltlichen Erwerber 
ausſchließt. Vgl. Förfter I. S. 237, Dernburg a. D.; zu allgemein Er- 
ner ©. 69, 

44) Bekanntlich gilt nah röm. (u. öfterr.) Recht für die Vermengung von 
Geld etwas andered als für die Bermifhung von anderen beweglichen Sachen, 
deren Abfonderung Mangeld individueller Erkenntnißzeihen unmöglich iſt. Bol. 
einerfeitd L. 78. D. cit. (8. 371), andererfeitd 8.28 J. 2.1 (8. 415), dazu Bech⸗ 
mann 8. 28, Windſcheid a. O. M. €. beruht die Verſchikdenheit der Be⸗ 
flimmung darauf, daß bier einerfeit# eine Sekretion einzelner Gtüde wegen 
Der verfchwindenden Kleinheit und Werthlofigkeit derfelben (Getreidekorner zc.) prak⸗ 
tiſch undurchführbar, andererſeits aber auch die Qualität der vermengten Stücke 
erheblich, dort die Qualität bedeutungslos ifl. Darum wird hier (ausnahmsweiſe) 
die Bindifation „mit quantitativer Bezeichnung des Objekts na) Maß, Ge⸗ 
wiht, Zahl“ (irrig gewöhnlich Miteigentfum genannt), dort bloß die oondiotio 
auf tantundem (Zahl) eiusdem generia gegeben. Letzteres gilt daher nicht bloß von 
Metallgeld, fondern auch von Papiergeld. 


23* 
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buelle Erkennbarkeit verlieren, 3. B. nicht numerirten Legitimation: 
papieren, Spielmarlen, Büchereremplaren ꝛc. findet bie im $. 415 
G. B. bezeichnete Klage ftatt. (S. N. 44.) 

5. Wefentlich diefelben Grunpfäge wie bei Inhaberpapieren gel» 
ten auch von Orbrepapieren unb überhaupt von foldhen Werth: 
papieren, welche (mit ven bezüglichen Rechtswirkungen) inboffirt 
werben können, jedoch mit ber im ber rechtlichen Natur bes Ordre⸗ 
papiers liegenden Mobifilation, daß ber Beſitzer durch eine munter: 
brochen fortlaufende, bis auf ihn berunterreichende Reihe von In- 
boffamenten als Eigenthümer bes Papiers äußerlich legitimirt 
eriheinen muß.15 (ft das legte Indoſſament ein Blankogiro, fo wird 
jeber Inhaber als Eigenthümer vermuthet, Art. 36 W. O.).“ Die 
Forderung wird mit bem Eigenthum am Bapier originär eriworben 
und biefes wird — abgefehen von ven gemeinrechtllichen Erwerbsarten 
— begründet durch das rebliche Anfichbringen (Tradition), and wenn 
ber Veräußerer nicht Eigenthümer war und bie Veräußerung nicht von 
einem Kaufmann in Ausübung feines Handelsbetriebes erfolgte und 
jelbft wenn das Papier verloren oder geftohlen war. Beweis befjen 
find die Art. 11. 17. 36. 74 W. O., ferner Art. 305 9.6.92." 


45) Es genügt alfo die Gutgläubigkeit nicht, wenn die Giroreihe unterbrochen 
erfcheint. Dies ift aber auch die einzige Modifilation. Die Behauptung Gold⸗ 
ſchmidt's 9. S. 66, daß ein weiterer Unterfchied auch darauf beruht, daß bei 
Drbrepapieren der Grund des Erwerbs gleichgültig fei, bei Inhaberpapieren aber 
auf Beräußerung u. Übergabe beruhen muß, iſt wohl nicht richtig; denn auch dad In- 
doffament fegt Beräußerung und Übergabe voraus. Arg. Art. 9. 10. 14 fig. 36. 39 
W. D., welche durchwegs auf die Inhabung des Indoffatard Gewicht legen, alſo 
die Übergabe vorausſetzen. Allerdings ift aber das Indoffament eine abftralte 
Übertragung! 

46) Daß ein Ordrepapier durch Blankogiro nicht zum Inhaberpapier wird, if 
richtig (Goldfhmidt 9. S. 64, Grünhut in feiner Zeitfchrift 4 ©. 495, bei. 
BrunnerIL ©. 193 u. Erf. Seuff. 37. Nr. 16 gegen Thö V. 6.45); im 
Punkte der Bindilation beſteht aber zwifchen beiden kein wefentlicher Unterfhied, da 
Art. 74. W. O. u. Urt. 307 H. G. B. ſachlich nicht differiren. (And. 4. Brunner 
©. 194.) Auf tn blanco girirte Orbrepapiere findet nicht Art. 307, fondern Ad. 
305 H. ©. B., bez. Art. 74 W. D. Anwendung. (Über abweichende Anfihten 
fe Soldfhmidta. OD) 

47) Der Eigenthümer des Papiers ift Wechfelgläubiger; die Rechte aus dem 
Wechſel werden mittelft Erwerbes des Cigenthums der Wechfelurkunde begründet. Das 
Eigenthum der letzteren wird u. a. erworben durch wechfelmäßige Übertragung de? 
Papiers, fofern der Erwerber bei dem Erwerb gutgläubig war; grobe Bahrläffigfett 
fließt hier wie nach Handelsrecht (Art. 305) die bona fides aus. Der Streit über 
die Wechfelforderung wird in Form des Eigenthumsſtreites über bie Urkunde ent- 
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— Daß die Drbrepapiere auch nach Maßgabe ber civilrechtlichen 
Beitimmungen über Sacdenerwerb erworben werben können, 3. B. 
durch Univerfalfucceffion, Ceſſion, gerichtliche Einantwortung, Erftei- 
gerung, Bund, Erfigung, kann nicht bezweifelt werben und wird nun⸗ 
mehr auch von Goldſchmidt, Ztſchr. f. H.R. 39 ©. 433 — (anders 
noch ebend. 8 S. 337) rüdhaltlos zugegeben. Dazu vgl. 8. 12 N. 6, 
übereinftimmend Canſtein, W.R. 8.15 S. 210 u. Indicat des dit. 
O. G. H. Nr. 42. Nach dem Wejen des Werthpapiers ift auch zur 
Perfection der Ceffion die Übergabe bes Papiers erforberlich und 
bie Geſetzgebung zieht auch biefe Conſequenz. Arg. art. 183. H. G. B., 
art. 9 Abſ. 2 W. R., welcher dem Indoſſament des Rectawechſels 
[d. i. der Ceſſion) nur die wechſelrechtliche Wirkung entzieht; (vgl. 
N. 45). Dazu das dfterr. Gef. vom 15. Febr. 1860 3.41 u. d. 
Din. B. vom 6. März 1869 3. 29, bezüglich der Staatspapiere. *7° 

Zu den invoffablen Papieren gehören: ver Wechfel,‘7® vie 
Drbrepapiere der Art. 301. 302 und 304 9. G. 3. (kaufmän- 
nische Berpflihtungsfcheine und Anweifungen, Konnoffe- 
mente, Lade- und Lagerjheine, Warrants, inbofjable Priori- 
tätsobligationen und Theilfchulpverfchreibungen [Gef. vom 
24. April 1874 3. 49, dazu Note 49], weiter Bopmereibriefe und 
Seeaſſekuranzpolizen), ferner Steuervergütungsanweifungen R. G. B. 
1870, N. 139), endlich die auf Namen lautenden Aktien, ſoweit 


ſchieden. Der wechſelmäßig legitimirte Beſitzer wird als Eigenthümer präfumirt. 
Beweis deſſen: Art. 17. 36. 74 W. O.) Die Anfiht G.'s ©. 330. 3. 2 theile ich 
indeß nicht, ebenſowenig die Meinung Brunnere’3 II. ©. 163. 172. 208. cf. 
©. 148, daß die Gruudfäpe über den Eigenthumderwerb am Papier auf der „An« 
wendung desfelben Prinzips” beruhen, aus welchen die Säge über dad Recht aus 
dem Papier fließen (S. 172), d. i. dem Prinzip des fog. öffentlichen Glaubens des 
Werthpapiers. Bielmehr folgt dad Forderungsrecht ganz den fachenrechtlichen Regeln 
des Eigenthumderwerbed am Papier. (S. auch Gierke S. 265, Goldſchmidt, 
Syfl.8.83a., Canftein, W.6t.8.15., Pavlilet,a.D., Herrmann, 88.15.) 
Die Beichränfung der Einreden (Art. 82 W. D., Art. 303 H. ©. 2.) erklärt fi 
daraus, daß der Erwerb der Forderung fletd origimär ift, und aus der Intention des 
Ausftellers der Striptur. Bol. $. 12, R. 6. 

47a) Bol. auch das Erf. d. deutfch. Reichäger. III N.88 ©. 326, XI. ©. 251: 
„Vielmehr gehört zur Übertragung des Forberungsrechtes neben der Geffiond- 
erflärung auch die Übergabe des Wechſels.“ And. Anfiht Herrmann, ©. 45 flg., 
der übrigen® zugiebt, daß art. 183 H. &. B. bezüglich der Aktien die Berfnüpfung 
des Recht? aus dem Papier mit dem Rechte am Papier anerfenne. 

47b) Unrichtig Erk. Nr. 5619 Samml.; nad art. 74 W. D. war die Berpfän- 
dung des Wechſel s gültig; 8. 367 &. DB. war unanwendbar! 
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bas Statut nichts anderes beftimmt (Art. 182. 223 9. G. 3.) — 
nicht aber Öfterr. auf Namen lautende Stantöpapiere.*® 

In Rüdficht dieſer Papiere insbe. der Wechfel weiche ich von ver 
Conſtruction Goldſchmidt's Ztſch.f. H. R. 8. ©. 326 flg., 9. S. 64 
hauptſächlich infofern ab, als ich nicht ben Vertrag, fonbern bie 
Ausftellung der Schrift durch den Einen (Unterfchrift in ver Ver⸗ 
pflihtungsabficht) und den Erwerb des Eigenthums durch ben 
Andern als die fonftitutiven Momente betrachte. (S. o. S. 314 Note.) 
Bon einem Contrahiren bes Ansftellers mit fich felbft Affolter 


48) Daß auf indoſſable Namendaktien auch Art. 305 H. G. bezieh. Art 74 
W. D. anzumenden fei, trogdem ſich Art. 182. u. 223 auf Art. 74 W. O. niht be⸗ 
ziehen, follte nicht bezweifelt werden. Die Analogie ded Art. 305 drängt fi unab- 
weisbar auf. Vergl. auch Renaud, Altiengef. 8.45, Thöl (5. Aufl) $. 220 
gegen Goldſchmidt 96.66 u. F. H. Behrend, Die unvolifländigen DOrbrepapiere 
(1892) ©. 31 fig. Zwar wurde ein biedbezüglicher Antrag von der Konferenz ver: 
worfen, aber nicht aus fachlichen Gründen, vielmehr nur aus dem formalen Orunde (?), 
weil die Namensaktie nicht an Orbre lautet (Prot. S. 5073). Es ift durchaus nicht 
abzufehen, warum Papiere, welche kraft deö Gefeped indoffirbar find, in An- 
fehung der Bindifation andere und ungünftiger behandelt werden follen, ald Papiere, 
denen der Privatwille die Sndoffabilität verleiht. Mit dem art. 11—13.8.D. bez. 
art. 182. 5. ©. allein tft fein Austommen möglich. (A. A. Behrend a. D.) Das 
e3 auch außer den im Geſetze vorgefehenen Fällen den Parteien freiftehe, Papiere an 
Ordre zu ftellen (Thöl $. 218) ift m. E. nicht richtig. — Einzig durch den Eintrag 
des Beſitzers im Aktienbuch wird gegenüber der Gefellfchaft der Beweis des Eigen⸗ 
thums liquid geftellt, Art. 183 H. G.; zur Unterfcheidung einer befonderen Kategerie 
von (fogenannten relativen) Werthpapieren liegt darum kein rund vor. Siehe Gierke 
©. 263 gegen Brunner II. ©. 149. 

48a) Mit Unrecht zählt Brunner IL. ©. 180 R. 17 die öfter. Staate 
papiere zu den gefeßlich indoffirbaren Papieren, irtegeführt durch den $. 1. der 
Berord. v. 6. März 1869 3. 29, welcher beflimmt: „Bei der Umwandlung MI 
Obligationen auf Namen ift der Iegalifirte © ito der auf den Obligationen inteflirten 
Eigenthümer, nach Umftänden die urfundliche Nachweiſung des Überganges des 
Eigenthums an den Unmandlungswerber erforderlich“. Allein der Zuſammen⸗ 
hang ergiebt, daß es fich hier gar nicht um die Ubertragung, ſondern eben nur um 
„die Umwandlung” (Umfchreibung, Umtauſch) der Ramenepapiere in Iunhaberpaptere 
und viceversa handelt. Vgl. auch d. Gef. v. 15. Febr. 1860, „Geffion oder Giro“, 
V. O. v. 25. Sept. 1883 3. 154: „Die (Grund-E.)-Obligation ift fodann mit bem 
legal. Giro des Eigenthümers verfehen ober falls ein Cigenthumsweqhſel 
ftattgefunden hat, mit den den Eigenthumdübergang darthuenden Urkunden belegt — 
einzureichen.” Unter „Giro“ („Giro oder Eeffion“) wird nur eine gekürzte Legitimation 
des jeweiligen Eigenthümerd behufs Eigenthumsauflaffung an dem biöherigen 
Papier unter Vorbehalt des Umtaufched gegen neue Papiere verftanden. gl. kei. 
Herrmann, O rektapapfr. S. 49 R. 12. Das „Giro“ der Stantöpapiere wäre 
übrigens rechtlich unfaßbar, da es weder bie Transport noch die Regreßfunctien 
ded wahren Indoffaments (art. 10. 14. W. D., dazu 303 H. ©.) beſaͤße, — ein 
Meffer ohne Heft und Klinge. 
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Ztſchr. f. H. R. 39. ©. 384flg.) kann nicht die Rebe fein. Iſt die Abficht 
nicht anf die Wechfelverpflichtung (bez. auf bie entfprechende ander⸗ 
weitige Oblig.) gerichtet (3. B. bei Unterfchrift in Folge Irrthums, 
Betrugs, zum Scherz, behufs Unterricht, Simulation), jo tritt bie 
Haftung nah Maßgabe bes in der Schrift erflärten Willens 
kraft des Gef. nur zum Schuß bes reblichen dritten Indoffa' 
tars, — nicht aber zu Gunften des an dem widerrechtlichen Gebahren 
oder an der Scheinhandlung Betheiligten ein. Vgl. 88. 871—876 
B. G. B., art. 82 W. O., 303 9. G. B., Min. V. v. 6. Oft. 1853 
Nr. 200 R. G. B.; dazu Grünhut, in ſ. Ztſchr. 19 ©. 304 flg., 
Ofner, ebend. 17 ©. 336, Haſenöhrl J. 8. 43flg., Unger, 
Jahrb. f. Dogm. 30 ©. 381, Krainz 8. 106 ©. 342. — Dagegen 
ift bie betrügerifche Hinzufügung einer Wechfelerflärung zu einer zu 
anderen Zweden abgegebenen Unterfchrift 3. B. auf einem Gratu⸗ 
lationsbogen — Fälſchung [art. 75. 76 W. D.] und erzeitgt Feine 
Verbindlichkeit (vgl. Grünhut, a. O., der aber ©. 308 die Unter- 
jchrift eines Wechſelblanquets mit Unrecht zu dem letzterwähnten 
Tale zählt; vgl. obige Min. V. v. 1853.) 

6. Hingegen find auf ven Erwerb der fog. Rectapapiere, 
b. i. ber auf Namen lantenden nicht inpoffirbaren Namen$- 
papiere bie Beftimmungen des $. 367 B. ©. B., bezieh. des Art. 
306 9. ©. B. anzuwenden, ba unter „beweglichen Sachen“ des 8. 367 
und Art. 306 gewiß auch Werthpapiere, d. t. folche Papiere zu 
verftehen find, bei welchen Recht und Verbindlichkeit an bie Schrift 
wenigftens foweit gefnüpft find, daß bie Übertragung und Geltenp- 
machung ber Forderung durch ven Beſitz des Papiers bebingt ericheint. 
Zu biefen Berthpapierengehören: Rectawechfel (art. 9Abf.2W.D.), 
Rectaactien (art. 182: Verbot des Inboffaments), die einfachen 
nicht an Ordre lautenden Taufmännifchen Anweifungen und Verpflich- 
tungsſcheine (a. 301 9. ©. B.), fowie bie im art. 302 9. ©. ge 
nannten nit an Ordre lautenden Papiere, ſodann die dfterr, 
Staatspapiere und Grundentlaftungsobligationen (Gef. vom 
15. Febr. 1860 3. 41, Fin. Min. Erl. v. 6. Mär, 1869 3. 29 R. ©.), 
ferner nichtindoffable Bfanpbriefe, Partialſchuldverſchrei— 
bungen und Xoofe (Gef. v. 24. April 1874 3. 48.49 R. ©.),* 


49) Das Gefep v. 1874 erwähnt zwar nur Inhaber u. indoffable Priori⸗ 
tätöobligationen; indeß ift nicht zu bezweifeln, daß die Indoffabilität an der Werth 
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endlich Boftipartaffebüchel (Gef. v. 28. Mai 1882 3.560. G.) 
und vintulirte Inhaber⸗ und Orbrepapiere; ebenfo die preuß. Hypo⸗ 
theken⸗ und Grumdfchulpbriefe (Gef. v. 5. Mai 1872.)® Auch das 
dfterr. Gef. v. 18. September 1892 3. 171 und bie Durchführ. 
Verordn. v. 17. Nov. u. 22. Dezemb. 1892 3. 224 u. 237 führen 
als Beifpiele von „Werthpapieren” (ohne Rückſicht darauf, ob fie auf 
Namen ober Inhaber lauten) an: Actien, Actienantheiljcheine, Renten, 
Zheilfchulbverfchreibungen, Interimsfcheine über Einzahlungen auf 
tolhe Papiere ꝛc. — Einen weiteren Beleg für unfere Auffaffung 
liefert die Min. ®. v. 28. Oltbr. 1865, 3. 110 R. ©. Bl., welche 
in augenjcheinlicher Berücfichtigung des 8. 367 B. ©. 3. u. Art. 306 
9. ©. 3. beftimmt, daß „Nechte dritter Berfonen auf Werthpapiere 


papier-Qualität bier fowenig ändert als beim Wechfel und bei den im art. 301 u. 
302 9. ©. B. genannten Papieren. Dgl. auch $. 16 desſ. Gef. — Nur wenn diefe 
Schuldſcheine von Handeldunternehmungen auf Ordre audgeftellt werden, find fie 
indoffirbar. Art. 301.9. ©. 

49a) Unter Werthpapieren verftehen wir Papiere, bei welchen dad Recht, ind- 
befondere die Obligation in und mit dem Papiere (bezieh. deſſen Begebung) mo nicht 
(wie zumeift) entfteht, fo doch dur den Inhalt ded Papiers beftimmt, mır 
mittelft des Papierd übertragen werben und die Leiftung nur gegen Rüdftellung 
des Papiers erfolgen kann. (Brunner, H. B. II. ©. 147, Goldſchmidt, Snfl. 
8. 83a, H. R. (3) IS. 385 flg. Zu weit faßt Thöl 8. 211 den Begriff.) Gleich⸗ 
gültig ift ed, ob fie nur auf beftimmte Namen (Rektapapiere), oder an Ordre oder 
auf den Inhaber lauten. (Der Wechfel und die Namensaktie find kraft Gefeher 
Drdrepapiere. Art. 9. W. O., Art. 182. 223 H. G. 3.) Gleichviel ift, ob fie zur 
Girkulation beftimmt find oder nicht, — wenn fie nur dazu geeignet erfheinen. 
Gleichviel ift ferner, ob fie die causa des Rechtsverhältniſſes angeben oder nicht. 
(Bol. dazu Goldſchmidt, a.D., Kuntze 8. 109, Gareis, Zeitfähr. f.H.R. 21. 
©. 356 flg., Brunner, ebend. 22. 5.89 fig.) Denn es giebt Inhaber- und Drbre 
papiere mit indivibualifirter causa (Kaufalftripturen), 3. B. Zinſen⸗, Dividenden 
toupond, Partialfchuldverfchreibungen, Lader und Lagerfcheine, Bobmereibrieft, 
Aſſekuranzpolizen (Art. 302 H. G.). (Abſtraktion von der causa gehört alfo nicht 
zum Mefen diefer Papiere). Auch die Beichräntung auf Geldforderungen und 
und überhaupt auf Obligationen ift unweſentlich. (Die Aktie repräfentiert einen 
Bermögendantheil. Bol. Knied, Kredit ©. 182. 185 flg. mit trefflichen Be⸗ 
merkungen, auch Gol dſchmidt a. D.). Wir können darum die Wertpapiere ald 
Präfentationg- oder Einlöfungspapiere (Brunner a.D. und Gierke ©. 264), 
oder ald Stripturrechte bezeichnen. — Bold fchmidt fah ehedem nur den Rekta⸗ 
wechfel ald wahres Rektapapier an, neueft. anerkennt er in f. Hand. R. (3. A) I 
©. 390 R. 28, daß diefe Klaſſe von Werthpapieren in fortfchreitender Entwidlung 
begriffen fei; anderer Anf. wieder Kunge 8.108; richtig fehon Bluntfhli-Dahn 
8.163, Knie8 ©.175, bef. Brunner, V. ©. 178 u. neueft. Herrmann's tüch— 
tige böhm. Monographie über Rektapapiere(O rektapap., 1891), auch meine Schrift 
über Werthpapiere (O cennych papfrech 1889). Gleich dem Lepteren zählen wir 
nach öfterr. R. fämmtliche im Tert genannten Skripturen zu den Rectapapieren. 
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und andere bewegliche Sachen“. .. ven Krebitanftalten nur dann 
„vorgehen“, wenn fie ihnen „bei ber Übergabe befannt oder doch beut- 
lich erfennbar waren.“ Die Anwenbbarfeit des 8. 367 und des Art. 
306 auf Werthpapiere ift nur foweit ansgefchlojfen, als für gewiſſe 
Gattungen berfelben (Inhaber- und Orbrepapiere ſowie Wechfel) befon- 
bere, noch günftigere Beſtimmungen Geltung haben. Für ben De- 
griff des „Werthpapier s“ im obigen Sinne, welches vom Rechte 
nach fachenrechtlichen Grundbfägen behandelt und im Verkehr den Mo⸗ 
bilien gleichgehalten wird, ift die Art, wie ber Berechtigte bezeichnet 
und in welcher Form (Indoſſement, Ceſſion) die Übertragung erfolgen 
kann, prinzipiell gleichgültig. Auch das „Namenspapier”“ ift 
Wertbpapier, alfo Objekt des Sachenverkehrs, wenn das bezügliche 
Recht nur mittelft des Papiers übertragen und geltend gemacht werben 
Tann, aljo mit ihm fteht und fällt.5I Einen Beleg für die Richtigkeit 


50) Bal. auh Endemann, H. R. 8. 83, N. 8, 8. 84. N. 4, und Handb. II. 
©. 54, Renaud, Altiengefellfch. 8 44, Stubenrauch, H. R. S. 408, Gierke 
S. 265; nun auch Goldſchmidt, in ſ. Zeitſch. 39. S. 432, anders früher — 
Zeitſcht. 9. ©. 8 flg. H. R. 8. 80, N. 13; auch Bareid-Fuhäberger Comm. 
©. 646 Nr. 206, dagegen aber in Anſehung des Art. 306 (jedoch nicht ohne Zweifel) 
Hahn IL S. 142 (2, Aufl.), Brunner, Handb. IL ©. 183 flg., Lehmann, Werthp. 
©. 18 N. 27, gegen welche jedoch zu bemerken ift, daß es der Ratur der Namens⸗ 
werthpapiere durchaus widerfpricht, fie ald bloße Beweismittel anzuſehen. (Irrig 
ift daher das Erk. d. R.O. 9. ©. VII 34.) Bergl. noh Dahn⸗Bluntſchli 
8.163, Knies, Kredit ©. 176, Gierke ©. 265, Herrmann, $. 5 und bezüg- 
lich ded Konnoffement? Goldſchmidt 8. 73,N.32u. Hahn IL ©. 143 felbft). Der 
Beſitz des Papiers wird hier nie zu einem „nackten Eigenthum an einem Stüd Papier, 
... weldhes für den Eigenthümer rechtlich völlig werthlos ift“. Auch die Berufung 
auf den Wortlaut ded Art. 306 („Sachen“) hält nicht Stich. Werthpapiere werben 
nicht überall im Gegenſatz zn „beweglichen Sachen (Waarenj” vielmehr neben 
denfelben ald gleihartige Handeldobjekte angeführt (Art. 67. 271. 1, 273. 309. 
313 H. ©.); keineswegs ift die Aufzählung der einzelnen Gegenftände logiſch richtig 
Waaren und andere bewegliche Sachen”, Waaren, Schiffe), vgl. Goldſchmidt, 
H. R. 8. 47, N. 17.18. 21a. Jedenfalls zählt das öfterr. R. (wie die oben citirte 
Min. V. v. 28. Dftr. 1865 bezeugt) die Werthpapiere zu den beweglichen Sachen. 
Die Streichung des Art. 229 des preuß. Entwurfs, welcher die Kreditpapiere ald 
Waare erflärt, beweift nichts, da der Say trogdem wahr bleibt. Daß die Citirung 
der Art. 36. 74 d. W. O. im Art. 182 H. ©. trog der richtigen Begründung der 
Antragfteller unterblieb, beruht nicht auf fachlicher Entkräftung ded Antrags, viel- 
mehr auf formalen Rückſichten. Bol. N. 48. Jedenfalls zwingt und die „bedenkliche 
Lücke“, welche außerdem dad H. G. B. in diefem Punkte aufweifen würde, zu der 
hier vertretenen Interpretation. Richtig daher Erf. Nr. 6953 Samml. GI. U. W. 
bezügl. öffentl. Obligationen au nom. 

51) Richtig bemerft Knie ©. 175 gegen die übliche Auffaffung der Juriften 
(Thöl 8. 215, Goldſchmidt 9.6. 9 fl.), da das gemeinjame rechtliche Weſen 
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biefer Anfchauung bieten das Bat. v. 23. Juli 1819, 3. 1582, Hof. 
v. 10. Sebr. 1838, 3. 18188 und d. Gef. v. 3. Mat 1868, 3. 36, 
welche die Namenswerthpapiere und bie vinkulirten (gefperrten) In⸗ 
haberpapiere prinzipiell in gleicher Weiſe ver Amortifation unterwerfen, 
wie bie Inhaberpapiere; ferner das Gef. v. 15. Sehr. 1860, 3. 41 
(Verordn. v. 6. März 1869, 3. 29) und V. v. 25. Septbr. 1883, 
3.153, welche bei Staatspapieren und Örundentlaftungsobligationen 
bie Umfchreibung ber Namenspapiere auf Inhaber, fowie umgelehrt 
geitatten und in beiden Fällen das Forderungsrecht an das Eigen- 
thum bes Bapiers Inüpfen (vgl. Note 48*); desgleichen das Gef. v. 
24. April 1874, 3. 48, welches bei Bfanpbriefen nicht näher unter- 
ſcheidet, ob biefelben auf Inhaber oder auf Namen lauten, auch das 
Gef. v. 24. April 1874, 3. 49 (8. 16), welches beftimmt, daß bie 
Anwendbarkeit vesfelben dadurch nicht ansgefchloffen wird, daß in 
Folge ber Vinculirung einzelner Theilſchuldverſchreibungen vie 
Zahlung berfelben nur an beftimmte Perſonen erfolgen kann. ‘Das 
Unwefentliche ver Stellung des Papiers auf Namen oder auf Orbre 
geht Schon daraus hervor, daß es bei den alltäglichen Namenswerth- 
papieren, nämlich bei Stantspapieren, Pfanbbriefen, Prioritäten ıc. 
dem Nehmer in der Regel freifteht, ein Namens- oder Inhaberpapier 
zu wählen, bez. das eine gegen das andere umzutaufchen, ohne daß 
baburch das Weſen bes Papiers (Verkörperung bes Rechts in der 
Urkunde) berührt würde. Die Erleichterung der Legitimation und bie 
Förberung ver Zirkulation durch Stellung des Papiers auf Ordre oder 
Inhaber hat mit dem Wefen des Werthpapiers nicht8 zu fchaffen.°? 


der Werthpapiere, alfo auch der NRamendfwerth)papiere Beachtung finden muͤſſe; 
doch geht Knies zu weit, wenn er meint, daß die Rechtöwiffenfchaft das wahrhaft 
Neue und Hochbedeutende am Werthpapiere, das fich aud) am Namenspapiere finket, 
überhaupt nicht (2?) in Betracht gezogen habe. Pal. ſchon Dahn⸗Bluntſchli 
8.163, Goldſchmidt, Heitfär. 9. ©. 94 fl, H. R. 88. 68. 69 fig. — 80, und 
nach dem Erfcheinen des Knied’fchen Buches bef. Brunner’ 3 glänzende Darftellung 
in Endemann’® Handb. II. ©. 149 flg., dazu Goldſchmidt, Zeitſcht. 28. €. 
76 fig. und Gierke, Zeitſcht. 29. ©. 254 fig. 

52) Für das öfterr. Recht ift Died namentlich durch die Gef. v. 15. Febr. 1860 
3.41 u. v. 3. Mai 1868 3. 36 über die Amortifirung von Privatwerthpapieren um 
Gegenfap zu Beweisurtunden Mar ausgefprodhen. Zu denfelben werben gezäßlt: 
Aktien, Interimsſcheine, Pfandbriefe, Partialen eines Anlehens, Dividenden- und 
Zinfenfheine, Cheques, Koupons, Genußſcheine, Kaffaanweifungen, Depotſcheine, 
„Sparfaffabücher und ähnliche für den Verkehr beſtimmte (alle?) Papiere‘, ohne 
Rüdficht darauf, ob fie auf den Namen oder Überbringer lauten ($. 2); ed werben 
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Aus dem Werthcharakter ver Rectapapiere, welcher in ben ange- 
führten Normen, ſowie weiter in den art. 9 Abf.2W. ©. u. art. 183 
9. ©. 3. anerkannt ift, ergiebt fich einerfeits: daß bie Zahlung nur 
gegen Aushändigung des Papierd geforbert werben kann (art. 39 
W. O. 303, Abſ. 3 9. ©. B.)5%, daß die Übertragung unter 
Lebenden durch Ceſſion, exefntive Einantwortung 2c. nur mittelft 
ver Übergabe bes. Papiers perficirt wird, zumal art. 9 Abf. 2 dem 
Indoffament des Rectapapiers lebiglich die ſpezifiſch wechfelrechtlichen 
Wirkungen ter art. 10 u. 14 W. O. verfagt, (vgl. Noten 47° u. 
‚48, dazu Brunner II. ©. 179, Erk. d. NReichöger. IH. ©. 326, 
XI. ©. 251); ergiebt fich aber auch anderfeits: daß in Folge des Ans- 
fchluffes der art. 100. 14 W. OD. im Gegenſatze zu art. 82 W. O. 
alle Einwendungen aus der Berfon der Bormänner (Cedenten) ſtatt⸗ 
haben, daß weber art. 36 noch art. 74 (art. 305 9. ©. 3.) anwend⸗ 
bar find, endlich daß fich die Haftung bes Vormanns nach dem allg. 
bürg. R. (88. 922. 1397) vegelt.52 

7. Bei Waaren, über welche Lager ſcheine, Ladeſcheine ober 
Konnoffemente ausgeftellt find, richtet fich der Eigentbumsüber- 
gang nach den über den Erwerb des Papiers geltenden Grunbfägen, 
baber nach Art. 305 und nicht nach Art. 306 H. ©. B.5° Darüber 


die für die Amortifation von Staatöpapieren der bezüglichen Kategorie geltenden Vor⸗ 
ſchriften zur analogen Anwendung gebracht und wird beftimmt, daß felbft Namen 
papiere, wenn denfelben auf den Überbringer Tautende Koupond beigegeben find, 
bezüglich der Amortifationdfrift wie Werthpapiere au porteur zu behandeln feien. 
Dagegen werden Talond zu den Werthpapieren nicht gerechnet und von der Amor» 
tifation audgefchloffen. Geſ. v. 2. Juli 1868, 3. 88. 

52a) Daher richtet fih die Amortifation der Rectapapiere nach denjelben 
Vorſchriften wie jene der Ordrepapiere. Art. 73.8. O., 306. H. G. B., dazu Herr⸗ 
mann S. 90 fig. Im praktiſchen Effekt ſtehen ſich hier Verluſt und Vernich⸗ 
tung des Papiers gleich! 

„52b) Zumeift ũbereinſtimmend Herrmann S. 39 flg., der nur behauptet, daß 
zur Übertragung die Übergabe des Papierd nicht erforderlich fei. ©. Rote 47 a. — 
Bei allen Werthpapieren ift die Erefution gegen den Schuldner ſtets nur durch Pfän- 
dumg 2. des Werthpapierd — nicht etwa des Objektes desfelben z. B. der Spar- 
einlage, ded Lagerguted ꝛc. — zu führen. Vgl. art. 37. öfterr. Warrantgeſ. von 
1889. 


53) Pol. über dad Konnoffement Art. 649 H. ©. B., dazu Goldfhmidt 
88. 73.74, Erner, Trab. E. 186 flg., überdenLager- und Ladefdhein: Gold- 
ſchmidt 8. 75. 76; Zeitfchr. 29. ©. 18 flg., Brunner, Endemann’d Handb. II. 
©. 150. 206, Lewis, Serreht S. 303., Strohal, Succ ©. 20 flg., Cohn, 
Hdb. Endemann III. 8. 432, Rieger, Revifion D. H. ©. B. (Beil. 3. 33. 2. 
Ztſchr.) S. 164 flg, Hecht, Warrants (1884) ; für Oſterr.: Reonhardt, Der 
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kann nunmehr nad) vem Lagerhausgeſ. vom 28. April 1889 Nr. 64 
R. ©. 8.23, welcher beftimmt, daß die Übergabe bes inboffirten 
Beſitzſcheine s an den Iuboffatar für den Erwerb ver von ver Über- 
gabe ver Waare abhängigen Rechte viefelben Wirkungen habe, wie 
bie Übergabe ber Waare felbft, fein Zweifel beftehen. Vergl. noch 
S. 320 dief. Buche.) 

8. Wer redlicher Weife Nachlaßgegenftänte vom vermeintlichen 
Erben, welchem bie Exbichaft gerichtlich eingeantwortet wurde, 
durch entgeltliches oder unentgeltliches Rechtsgeſchaäft — insbeſondere 
Mobilien durch Übergabe — an ſich gebracht hat, der erwirbt Eigen- 
thum daran, auch wenn ber Tradent nicht wahrer Erbe gewejen fein 
jolite ($. 824 letzter Sas).* Diefe Beftimmung gewährt ven Schuß, 
welchen das Vertrauen Dritter auf die gerichtliche Autorität zwingend 
beansprucht. 55 


Warrant (1886) u. insbeſ. Wertheimer, D. Lagerhausgeſ. v. 1889, Simonfon, 
d. öfterr. Warrantrecht (1889), K. Adler, das öfterr. Lagerhausrecht 1892. Sie 
alle fehreiben dem Befige diefer Waarenpapiere diefelben dinglichen Rechtswirkungen 
zu, wie dem der Konnoffemente, fo daß der Umlauf derfelben den Wechſel der Deten- 
tion, oder nad) Umftänden des Befipes und Eigenthums der bezüglichen Waare bewirkt. 
Pol. darüber oben. 12, 5.319 flg. Dagegen find Andere (bef. Endemann, Hdb. IL 
©. 57, Hahn II. ©. 143. 144, N. 6) der Anfiht, daß zwar der Erwerb dee 
Papiers nad Vorſchrift des Art. 305, dagegen der Erwerb der durch Papier ter 
präfentirten Waare nach Art. 306 fich richte, daher für legteren Erwerb Kaufmannd- 
eigenfchaft und Veräußerung im Handelöbetrieb erforderlich fei. Cine ſolche Inkon⸗ 
gruenz verftößt gewiß gegen die Abficht der Gefepgebung ind würde im Handel zu den 
ärgften Derwirrungen führen. Die leptgedachte Anficht widerfpricht aber aud dem 
Weſen ded Traditionspapierd. Bergl. S. 320 flg., ©. 357, ©. 360, N. 49a. — Bei 
Kolifion des gutgläubigen Waaren- und Papierbefipes gebührt dem erfteren der Bor 
zug. So ausdrücklich I. 7. 8. 74 des preuß. 8. R., Art. 209 ſchweiz. Obl. R., 
vol. auch Randa, Beſitz ©. 328. 

54) Unter dem „Dritten redlichen Befiger“ (8. 824) können natürlich 2egatare 
nicht verftanden werden. Erner ©. 69, R. 67. — Dies gilt nun auch nach $. b des 
preuß. Erblegit. Geſetzes v. 12. März 1869, jedoch nur in Anſehung entgeltlichet 
Rechtsgeſchäfte. Bol. Märker, Nachiaßregul. (1877) ©. 3 fig. — Die Norm des 
8. 824 findet ſich ſchon im Cod. Ther. II. 21 nr. 46. 195 (Horten IL. 18. $. 41.) 
und erfcheint daſel bſt nur ald Ausflug des allgemeinen Prinzips beöredlihen 
entgeltlichen Erwerbs. (Bol. Note 14a.) Der Entw. Martini II. 18. 88. 50 fla. 
fpricht ausdrüdlich nur von der Nüdfehr ded Todterflärten, erwähnt aber ber 
Entgeltlicteit nicht mehr. Die allgemeinere Faffung des $. 824 wurde in ber Siß. 
v. 10. Nov. 1806 (Prot. LI. S. 294) beſchloſſen. Bol. auch Krasnopolski ©. 4. 

55) Doch erklaͤren ſich mit Recht Unger, Erbr. 8. 40. Rachtr. S. 390, und 
Erner ©. 69, R. 68 gegen den ungerechtfertigten Schup ſelbſt des unentgelt- 
lichen Erwerberd auf Koften der wahren Erben, was um fo bedenflicher ift, ald auf 
den guten Glauben des Scheinerben nicht? antommt. Richtiger dad preuß. Geſeß. 
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In allen Hier (1—8) angeführten Fällen verliert ber vorige 
Eigenthümer fein Eigenthum und gebt dieſes auf den neuen Erwerber 
über. (Vgl. 8. 367 letzter Sat und Art. 305. 306 H. G. B. 
74 W. O., dazu S. 338.) Die logifche Conſequenz diefer Normen, 
ber unabweisliche Schluß a majori ergiebt, daß, was vom Eigenthume 
gilt, umfomehr in Anfehung ber dasfelbe beſchränkenden binglichen 
Rechte Dritter Geltung haben muß, voransgefett, daß dergleichen 
Eigenthumsbefchränkungen dem Erwerber bei ber Übergabe ohne 
grobes Verſchulden unbelannt geblieben waren. Diele Konfequenz 
ipricht der Art. 306 aus: „Iedes früher begründete Pfandrecht ober 
fonftige dingliche Recht erlifcht, wenn basfelbe dem Erwerber bei ver 
Veräußerung unbelannt war." So auch bie M. V. v. 28. Oft. 1865, 
Z. 110 R. G. 2. in Anfehung ter von unter Staatsanfficht ſtehenden 
Erebitanftalten erworbenen Waaren und Werthpapiere, auch wenn bie 
jpeciellen Vorausfegungen ver SS. 367. 824 nicht vorhanden find. 
Gleichgültig ift, ob das dingliche Necht auf freiwilliger Beftellung, 
anf richterlichem Spruch oder anf dem Gefet beruht. Vergl. oben 
Note 14°,56 — Ebenso ergiebt fich nach einer anderen Richtung hin 
die (hier nicht weiter zu erörternde) Eonfequenz, daß, wenn unter ana⸗ 
logen Berhältniffen (2—8) von Nichtberechtigten an Mobilien ein 
Pfand, eine Servitut ober ein fonftiges dingliches Necht beftelft 
wurbe, ein früher begrünbetes Eigenthum, Pfand- oder anderweitiges 
bingliches Recht zum Nachtbeil des redlichen Erwerbers ober beffen 


©. Rote 54. Es verſteht fich, daß der vebliche Dritte nicht gejchüßt wird, wenn der⸗ 
jelbe die Sache nicht von dem vermeintlichen Erben, fondern von demjenigen erwirbt, 
der fie unreblicher Weiſe von letzterem erworben hat. Ohne Zweifel hat 8. 824 auch 
auf den Fall Anwendung, wenn der Immittirte Sachen veräußert, die dem Erblaſſer 
anvertraut waren (8. 367.) Bergl. Erner ©. 69, der aber den 8. 824 mit Unrecht 
auf Mobilien befehräntt; dagegen Randa, Ger. Ztg. 1867, Ar. 101 und Erf. d. 
D. ©. H. in der Ber. Zeit. 1872, Nr. 6. 

56) Bol, auch die Entſch. d. O. G. H. v. 9. Oft. 1867, 3. 7742, Ger. Zigr 
1868, Rr.9. Und zwar gilt dies — gleichpiel, ob der wirkliche Eigenthümer ode 
Nichteigenthümer veräußert hat. Vergl. auch 88. 468. 527 B. ©. B. Art, 306- 
Erner©. 72, Hahn I. ©. 105, Goldſchmidt 8.80, N.25, Krasnopolski, 
a. D. S. 43 flg. Daß Art. 306 zweiter Sap „eine felbfiverftändliche Folge“ des 
erften Satzes fei, leugnen mit Unreht Endemann, Handb. II. ©. 60. und Hahn 
DI. S. 145 (2. Aufl.). Der Schup, welchen das Geſetz dem redlichen Mobiliarerwerb 
im Art. 306 zu Theil werden laffen will, wäre rechtlich und öfonomifch vielfach illu⸗ 
forifh, wenn diefe unabweisbare Konfequenz, welche den Grundgedanken des 1. Abſ. 
zu Ende denkt, nicht anerfannt würde. Unrichtig ift daher Erk. Rr. 6804. Sammlg. 
GSl. U. W.; vol. noch &. 340 d. B. 
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Nechtsnachfolgers nicht geltend gemacht werben kaun bezieh. erlifcht. 
(Bergl. $. 456 ©. B., Art. 306.29. ©. 2.) 

Zweifelhaft ift, ob ber Eigenthumsübergang auch dann erfolgt, 
wenn die Sache einem VBeräußerungsverbote? unterliegt? M. 
&. tft die Frage bejahend zu beantworten, benn fteht nicht ein völ⸗ 
liger Mangel bes Rechts dem veblichen Erwerbe entgegen, um fo 
weniger — ber Abgang bes bloßen Veräußerungsrecdhtes.® 

In allen Fällen wirb die „Redlichkeit“ des Erwerbers voraus: 
gefeßt (88. 367. 371. 824). Hierunter ift (wie bei ber Erfigung) im 
Sinne bes 8. 326 ©. B. (dazu $. 328) zu verſtehen, die pofitive 
Überzeugung, durch die Aneignung kein Recht (fremdes Eigenthum) zu 
verlegen, alfo regelmäßig bie Meinung, Eigenthum erworben zu 
haben — und nicht etwa die bloße Nichtlenntniß der dem Erwerbe ent- 
gegenftehenden Hinderniffe.59 Diefe Überzeugung wirb felhftverftäub- 


57) Vgl. oben 8.8, ©. 200 fig. Man denke an Fideikommiß⸗, Kirchengüter x. 
(damilienfhmud, Wertbpapiere u. dgl.) 

58) And. Anf. Goldſchmidt 8. 80, R. 25 u. Endemann II. ©. 61, R. 70 
— wegen der im öffentlichen Intereffe gegebenen zwingenden Norm. Aber auch die 
Beflimmungen der $8. 367. 371. 824, Art. 306 find, wie fhon Dernburg 8.189, 
N. 13 bemerkt, im öffentlichen Intereffe — zum Schuße von Treue und Glauben ger 
troffen. ©. auch Schiffnerg. 130. Mängel der Handlung sfähigkeit, z. 2. 
Minderjährigkeit, werden felbſtverſtändlich durch die obigen Normen nicht gedeckt. 
Eine Ausnahme will Dernburg 8. 189, N. 15 wegen Faffung des $. 47. 1.15 
L. (m. €. ohne ausreichenden Grund) bei der Veräußerung von Inhaberpapieren 
machen. 

59) So auch die Ältere gemeinrechtliche Doktrin, welche in d. 8. 326. 328. ©. 2. 
ihren Ausdrud findet: „Wer aus wahrfheinlichen Gründen die Sade für die 
feinige hält“, dazu $. 1494 G. B. So auch die öfterr. Kommentatoren, ausgenommen 
Kirchſtetter ©. 169 (2.Aufl.), deſſen Definition: Überzeugung von der Fehler⸗ 
Iofigteit (2) des Befiges (2) verkehrt if. Auch Krasnopolski, Arit. V. Sch. 27 
©. 491 faßt die B. F. nur ald Nichtkenntniß des dem Erwerb entgegenftehenden 
Hinderniffes auf. — Wenn Windfcheid 8.176, R. 3 fagt: „Es iftgleih, ob man 
bie Definition des guten Glaubens auf die Überzeugung von der Abweſenheit des Un⸗ 
rechts oder auf die Überzeugung von dem Borbandenfein des Rechtes ſtellt, denn 
jene ift dieſe,“ — fo ift dies wohl nicht richtig; man Tann jene Überzeugung haben, 
und doch wiffen, daß man das Recht nicht erworben habe. Vergl. L. 5. pr. D. pro 
der. 41. 7 und andere von W. 8. 176, N. 6 citirte Fälle, 3. B. Tradition eined 
Grundſtücks in Ländern, in denen der Cigenthumsubergang an den Bucheintrag ge 
nupft if. Hier genügt die Überzeugung, daß man trog des Formmangels die Sache 
wieeigen behandeln dürfe. Go au Lang ©. 216. — Eine andere Frage ift 
es, ob zur bona fides die pofitive Überzeugung erfordert wird, ober ob zu berfelben 
bie bloße Abweſenheit der Überzeugung des Unrechtes — alfo bie bloße Riät- 
kenntniß der Rechtsmängel — die Table Negative genüge? Gewiß ſprechen Sitte 
und Sprachgebrauch für die erſtere Anficht, ebenſo die Identifizirung ber poſitiven 
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fich auf einem Irrthum oder einer Unwiffenbeit beruben; gleichgültig 
ift e8, ob fich der Irrtum (die Unkenntniß) auf Thatfachen oder auf 
Rechtsnorichriften bezieht (8. 326). 60 

Der gute Glaube ift nicht vorhanden, wenn ber Erwerber „ans 
ben Umftänben vermuthen muß“ (8. 326), daß dem Eigenthumserwerbe 
ein vechtliches Hinderniß entgegenftehe, m. a. W., wenn bie Unkennt⸗ 
niß des letteren auf grober Sahrläffigleit (auffallender Sorglofigkeit 
88. 1324. 1331) beruht (88. 326. 368, befonbers 8. 1494). Der 


und negativen Faffung in den Quellen. L. 9. D. de V. O. 50.16. Ähnlich faßt 
den Begriff der bona fides d. Cod. Ther. II. c. 5. 8.I.n. 11 flg. u. die ältere 
gemeinrechtliche Theorie; vgl. Höpfner 8. 396; von Neueren vgl. Puchta 8. 157, 
Gavigny IL ©. 370 fig., Böcking 8.147, Keller 8. 133, Windfheid a. O.; 
für dad preuß. Recht beſ. Gruchot 7 ©. 611, Dernburg $. 174.5, vermittelnd 
Goldſchmidt 9. Bd. ©. 26 flg., $. 80, R. 15—17. (Über Stintzing's die Re 
gative einfeitig betonende Anfiht vgl. Windfcheid 8. 176, N. 3-6.) Für die ne 
gativeFaffung, obgleich in vorfichtiger Referve Zrod lowski, Unter. ©, 11. Näheres 
im Abſchnitt von der Erfigung. Darüber, daß jedoch in Anfehung der öffentlichen 
Bücher die Reblichkeit (Vertrauen auf die Bücher) nicht noth wendig den Glauben, 
E. erworben zu haben, voraugfebe, vgl. 8.25 d. B.; Erner H.R.$. 16, Strohal, 
Zur Lehre vom Eigenth. ©. 151, Schiffner$. 109, ©. 87, Krainz, $. 220. 

60) Anderd nah röm. und preuß. Rechte. L. 31. D. 41. 3.; 8.12.17, 
Dernburg 8.174. 3. 

61) VgL.8.326.371.368 „gegründeten Verdacht hätte fchöpfen können“, 8. 1493 
„oder [huldlofer Unwiſſenheit· entgegen der Faſſung ded Entwurf? „wer nicht weiß“, 
Im Einflange mit dem A. B. G. B. ftehen die Beftimmungen der allg. Wechfelordn. 
Art. 74, wofelbft die grobe Fabrläffigkeit dem böfen Glauben ausdrüdlich gleichge⸗ 
ſtellt ift (dazu Goldſchmidt S. 29 flg., Habn IL, 106, Dernburg $. 188, 
R.13, TH61,9.N.$. 54). Daß diefelbe Gleichſtellung auch für dad Handeldrecht 
zutrifft, kann nach öfterr. R. nicht zweifelhaft fein (Art. 1 und 305 H. ©. B., und 
die früher angeführte Min. B. v. 28. Dt. 1865, 3. 110), aber auch nicht nach ge- 
meinem Rechte, obwohl die Konferenz die Frage dahin geftellt ließ (Prot. ©. 4613. 
5069 fig, Gol dſchmidt ©. 30, N. 13); denn abgeſehen davon, daß fi Art. 305 
auf Art. 74 W. O. beruft, ftellt auch das röm. R. die oulpa lata dem dolus gleich. 
L. 3. 6. 9. D. de jur. ign. 22. 6.L. 44.8.4. D. 41. 3. vgl. Arndts $. 160, 
Brinz, P. ©. 628 flg.(2.9.), Windſcheid 8. 178, Goldſchmidt ©. 32 fig., 
Bruns, Wefen d. b. fides (1872) ©. 78 flg, Endemann II. ©. 58, und neuefl. 
d. Ert. d. R. ©. VI. 4. 17, Gierke 29. ©. 261 fig. Gareis⸗Fuchsb. ©. 649 
Rr. 214, u. die Entf. d. deutſchen R. ©. VI. 23 fig. 86 fig. — So auch die Mehr⸗ 
zahl unferer Schriftfteller: Stubenrauch L ©. 438, Kirchſtetter S. 170(2. A.), 
Srodlowätia.D., Erner, H. R. ©. 109, Pferfche, Abhandlungen ©. 117. 
(And. Anf. Unger, Oſterr. 3. Schr. I. ©. 79 fig., und Rüttimann, Beſitz 
©. 41, welche meinen, dag der gute Glaube auch durch den groben Irrthum und die 
unverzeihlichfte Unwiſſenheit nicht ausgefchloffen were). So auch nah preuß. 
R.L 7. 8. 11—16. 19. 20, I. 15. 8. 18 fig., d. ſächſ. ©. B. $. 267 u. dem 
bayer. Entw. III. 18. So verfteht die franz. Doktrin und Praxis auch den Art. 
550 Code, vgl. auch Schneider, Schweiz. Oblig. R. ©. 180 (2. Aufl.) So fon 
der Cod. Ther. f. R. 59. 
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faktiſche oder rechtliche Irrtum muß alfo ein entſchuldbarer fein. 
Auch die Revif.-Kommiffion [1803] betrachtete die Erinnerung des 
innerdfterr. Appell-Gerichts, daß es im $. 93 bes Urentw. ($. 326 
G. B.) heißen folle: „Wer aus ſchuldloſer Unwiſſenheit nicht 
weiß“ 2c. für begründet und formmlirte hiernach eine neue Faffung 
(Ofner, Brot. I. S. 231), welche fpäter (1807), ohne die Tendenz 
einer fachlichen Anderung durch die gegenwärtige Textirung erjegt 
wurde (Ofner, I. S. 270.) — Maßgebend ift in Betreff der Gut: 
gläubigfeit der Zeitpunkt des Erwerbes der Sache und kann der 
einmal erfolgte Rechtserwerb durch bie fpäter erlangte Kenntniß des 
früher beftanpenen Rechtshinverniffes nicht wieder aufgehoben werben.®? 
— Der Rechtsnachfolger des reblichen Erwerbers erwirbt felbftver- 
ſtändlich Eigenthum nach der allgemeinen Regel, ohne Rüdficht daranf, 
ob ihm befannt war, daß fein Vormann die Sache von einem Nicht: 
eigenthümer an fich brachte oder nicht. Won Unreblichkeit kann bei ihm 
nicht die Rebe fein, da das Erwerbshinderniß bereits in der Perſon 
bes Autors geheilt war. Schabet doch felbft dieſem bie m. f. super- 
veniens nicht!63 Übrigens muß die Gutgläubigteit — falls ein obli« 
gatorifches Veräußerungsgefchäft voransging, auch im Zeitpuntte bed 
Abſchluſſes des letzteren dageweſen fein und bis zur Übergabe ver Sache 
fortgebauert haben. Es bedarf kaum ver Bemerkung, daß ber gute 
Glaube den mangelnden Titel nicht zu erjeßen vermag.®5 

Beim Erwerb durch Stellvertreter ift zu unterfcheiben: 

a) Im Falle der fogen. nothwendigen Stellvertretung willene- 
unfähiger Perſonen (88. 147. 187. 244. 269. 335. 1034 ©. 9.) 
fommt lediglich der Wille und fomit das demſelben immanente Ber 


62) Dal. Thöl 8. 56.6, Goldſchmidt S. 37 u. H. R. 8. 80, N. 19, dazu 
MWindfheid 8. 177, R. 1. 2. 

63) Bol. Goldſchmidt 8. 80, NR. 20, Dernburg $. 189, Hahn II. 
S. 104. Endemann D. ©. 59. Gareis⸗Fuchsberger, H. ©. 2. ©. 648 
nr. 215. Ebenſo ift ed bei dem Erwerb auf Grund des Vertrauens aufdieöffentlien 
Bücher. Dies verfennt Erner, H.R. ©. 112. 

64) Bal. Goldſchmidt 8. 80, N. 19, Endemann II. ©. 59, deſſen Re 
ferne R. 54 nicht begründet if. — Dagegen Dernburg $. 188, N.13, der nur den 
Zeitpunkt der Tradition berüdfichtigt. _ 

65) Daß insbeſondere der Putativartifel nah Art. 306 H. ©. nicht genügt, 
darüber ſ. Hahn, H. R. V. 3. 8. 306, und Gold fhmidt, 6. R. 8.80, ©. 827, 
auch Endemann IL ©. 59, womit aber deffen Äußerung S. 51. 55 rädfidtlid 
der causa nicht wohl flimmt. 
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wußtſein des gefeglichen Vertreters in Betracht (8. 337 in Anfehung 
ber Gemeinden); benn auf den Willen ver Vertretenen nimmt bier das 
Recht Feine Rückficht. 89 

b) Bei der ſog. freiwilligen Stellvertretung (Benollmächtigung, 
Geſchäftsführung oder Auftrag) ift wieder zu unterfcheiven, ob ber 
Geichäftsherr im Zeitpunkte ver Erwerbshandlung des Repräfentanten 
von dem beabfichtigten Erwerbe in feiner konkreten Geftaltung (alfo 
auch von den Mängeln) Kenntniß hatte ober nicht. 

1. Hatte er keine Kenntniß, fo kann fachgemäß lebiglich pie Wil» 
lensmeinung des Stellvertreter in Betracht kommen, ba ber 
Eigenthumserwerb von dem Willen des Vertretenen nicht abhängt, 
fich vielmehr ſchon mit dem Befiterwerb des Vertreters vollzieht.67 
Hierbei ift e8 gleichgültig, ob ber Gefchäftsherr dem Stellvertreter 
einen allgemeinen oder Speziellen Auftrag gegeben bat. °8 


66) So bei der Vertretung juriftifcher Perionen ($. 337 ©. B.), Bevormun⸗ 
deter und Pflegebefohlener. Bol. Stuben rauch ©. 439, Zrodlomweti ©. 23. 
Unter den „handelnden Mitgliedern” find im$. 337 (dazu 8.26 ff. I. Tpreug.X.R.) 
die die Gemeinde im einzelnen Falle „Bertretenden” zu verftehen. So aus⸗ 
drüdlid die Revif.-Gommiff. 1803 (Ofner, Prot. J. S. 237): „weil die Gemeinden 
nie felbfi, fondern durch ihre Vorfteher oder Machthaber erwerben.” (In den Borent- 
würfen fehlt der 8. 337.) Bol. Stubenraub J. ©. 448 fl. 2. Aufl. u. 4. Aufl. v. 
Shufter-Schreiber, ©. 418); Krainz II. 8. 242, wefentlih auch Zrod- 
lowsti 6.15 flg. Gegen die Annahme eines fog. „indifferenten“ (weder reblichen 
noch unredlichen) Befipers bei völlig handlungsunfähigen Perfonen Winimwarter 
L. ©. 60 fl.) hat fi mit nt fchon Stuben rauch ©. 439 erklaͤrt. (Näheres 
im Abſchnitt von der Erſitzung) Vgl. 8. 189 ſächſ. G. B 

67) Eben darum kann Pr die Winesemeinune des ðVnaftshermn zur Zeit der 
erlangten Wiſſenſchaft nichts ankommen. Daß auch fein Wlaube zur Zeit de er⸗ 
theilten Auftrags nicht maßgebend fein kann, ergiebt ſich aus der Erwägung, daß 
nachträgliche Ereigniſſe ſeine Meinung anders beſtimmen können. Vgl. Gold⸗ 
ſchmidt ©. 40. — Daß nah röm. Recht L.49.8.2.D.deA.R.D. 41. 2, L. 
47. D. de usurp. 41. 3 beim Ufulapiondbefip die Meinung des Prinzipals im 
Augenblide, wo er von der Befigergreifung Kenntniß erhält, entſcheidend ift, er⸗ 
MHärt fi daraus, dag nah R. R. der Ufutapionsbefig überhaupt erft mit diefem 
Momente beginnt, während nah öfterr. R. auf diefe Wiſſenſchaft nichts an« 
kommt. Pol. Randa, Bei S. 20,R. 14. Daher wird auh nah R. R. in Fällen, 
wo der Befiperwerb ohne den Willen des Bertretenen (juriftifcher Perfonen und Be⸗ 
pormundeter ze.) erfolgt, der Glaube des Repräfentanten zur Zeit des Erwerbes in 
Betraht kommen. Bol. Zrodlowsti S. 17.— Dad preuß. L. R. 7.188. 21. 
22 beftimmt allgemein, daß auf den Glauben des Bertretenen, nicht des Vertreters 
zu ſehen fei; trogdem dürfte dieſe Vorſchrift fachgemäß auf diefen Fall nicht anzu- 
menden jein. 

68) Auf diefen Umſtand will Dernburg SS. 113. 174, R.6 alle Gewicht 
legen. Bei der Spezialvollmacht foll nur der gute Glaube des Bertretenen nöthig 


Randa, Eigentum n. öſterr. Recht. 24 
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2. In dem Falle jeboch, wo der Gefchäftsherr von dem beabfic- 
tigten Erwerbsalte des Vertreters in feiner konkreten Geftaltung zur 
Zeit de8 Erwerbes Kenntniß hatte, ift die Redlichkeit des Erwerbes 
burch ben guten Glauben des Vertreters und des Vertretenen bevingt 
und zwar aus dem Grunde, weil nach dem Wefen ver jogenannten 
freiwilligen Stellvertretung der auf das Rechtsgeſchäft gerichtete ver 
einte Wille des Einen und bes Anderen erfordert wirb, aljo and die 
nöthige Qualifikation des redlichen Bewußtſeins bei Beiden vorhanden 
jein muß.e® Allerdings wird im wirklichen Leben faft ſtets nur die 


fein, hingegen bei der allgemeinen Bollmacht (trotz 88. 21. 22. I. 7 Landr.) nur der 
Wille des Bertreterd entfcheiden, weil der Mandant zu der Handlung des Bertreters 
im Allgemeinen zugeftimmt habe. Ahnlich Mitteig, Stellvertretung ©. 281 fig. (da 
gegen vgl. Laband a. O. S. 225 fig.) Allein in einer Richtung ftimmt die Anfiht 
D.s mitder unferen überein, infofern nämlich der Bertretene im Falle der Spezial 
vollmacht von dem beabfichtigten Erwerb in feinerfonfreten Geftalt regelmäßig Kennt- 
niß haben wird. (Dal. auch Windſcheid 8. 73, N. 19.) Hat er fie aber nit, jo 
ſchadet troß der Spezialvollmacht feine Kenntniß des Hinderniffed nicht. Man denke, 
daß. der mit dem Ankaufe von alten Kunftwerten betraute Mandatar von einem Kunſt⸗ 
händler Bilder kauft, von denen der Gefchäftäherr weiß, daß einzelne demfelben hie? 
anvertraut wurden. Bergl. Goldſchmidt ©. 40, N. 27. 

69) Im erfieren Falle wird auf das Bewußtſein des Bertretenen nur aus dem 
Grunde nicht reflektirt, weil derfelbe eben keine Kenntniß von dem Erwerböatte bat. 
Richtig Goldſchmidt S. 39 flg. And. Anf. die älteren öfterr. Kommentatoren, 
welche allgemein behaupten, daß es ftetö auf den Glauben des (handlungsfähigen. 
Bertretenen anlomme (Winiwarter I.©.57, Stubentaub I. ©. 439 [2..);, 
während andererfeitd? Erner ©. 140 allgemein einzig den Glauben des Bertretere 
entfcheiden laſſen will. Mit der Hier gegebenen Beichränkung erſcheint daher das Er- 
gebniß der Auseinanderfegungen Frodlowski's ©. 20 flg. richtig. Gewiß find 
die Erforderniffe des Errichtungsaftes, indbefondere der Wille und deifen Qualifife- 
tion aus der Perfon des Stellvertreter zu beurtheilen, aber es fommt, ſoweit es fich 
um handlungsfähige Bertretene handelt — gerade nach dem Wefen der Stellver⸗ 
tretung fletö zugleich auf das rechtliche Beiwußtfein des Lepteren an. — Die hier 
vertretene Anficht fcheint auch dem $. 189 (cf. 8. 846) ſächſ. ©. B. zu Grunde zu 
liegen; fie dürfte auch für das heutige Röm. Recht zutreffen; denn daß der Wille zu- 
nächſt aus der Berfon des S tellvertreterd zu beurtbeilen ift, wird allgemein an 
ertannt, vgl. Windfcheidsg. 73.0.17—19, und$. 77, Atndts 8.160,2abant, 
Goldſchmidt's Zeitfehr. 10. ©. 225 fig., Karlowa, Rechtögefhäft S. 57 fie. 
Allein nicht bloß der Wille des Repräfentanten ift bei der Vertretung volllommen 
bandlungsfähiger Perfonen maßgebend, fondern auch der Wille der letzteren. Bel. 
L. 2. 88. 10—14. L. 7. 8. 8. D. pro emt. 41. 4. L. 43. 8. 1. D. de usurp. 
41.3: Patrem non capturum propter suam vel filii scientiam, certum est, 
dazu Bangerow$. 321, R. 3. Daher wird au in L. 51. D. de aedil. ed. 21. 
1. of. L. 12. D. 18. 1 die Kenntniß der Mängel beim Kauf auch aus der Perion 
des Prinzipald beurtheilt. S. Laband a. D. — Nach dem preuß. L. R. I. i. 
88. 21. 22 richtet fich Alles nach der Redlichkeit oder Unredlichkeit des (willendfähigen, 


\ 
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Neblichteit des Vertreters maßgebend fein, da dem Vertretenen felten 
vie konkreten Umftänbe, unter denen fich der Erwerb vollzieht, bekannt 
fein werden. 70 

3. Dei der Genehmigung des ohne Auftrag vollzogenen Erwer- 
bes (neg. gestio $. 1016 ©. DB.) wird dem Gefagten zufolge nebft 
ber Reblichkeit des Gefchäftsführers zur Zeit des Erwerbes auch ber 
gute Glaube des Gefchäftsheren im Moment der Ratihabition gefor: 
bert werben müffen. Denn burch bie leßtere wird ber gegenwärtige 
Wille des Prinzipals kundgegeben, allervings mit rüdwirtender 
Kraft. 

In Anjehung der Frage, ob der Erwerb als reblich oder unreblich 
anzufehen ift, hat das richterliche Ermejjen einen weiten Spielraum. 
Bei der Schwierigkeit des birelten Beweiſes eines Seelenzuftanves 
wird der Beweis ans Umftänden (Indizien) die Regel bilden und bie 
88. 326 und 368 ©. B. deuten geradezu auf venfelben hin.”? Für 
zweifelhafte Fälle ftellt das Geſetz (8. 328) die „Bermuthung“, richti⸗ 
ger die Annahme der Redlichkeit auf.73 


Bertretenen, was Dernburg ©. 308, N. 9 auf den Fall der Spegialvollmadht 
beichränfen will. 

70) Bol. Goldſchmidt ©. 41. 

71) Bgl. dazu Zimmermann, Stellvertret. Neg. gestio $. 12. 

72) Ueber die Zuläffigkeit, ja Unerläßlichleit ded Indizienbeweiſes auch nad 
öfterr. R. gleichwie nad röm. und fanon. Rechte vgl. Randa, Befig $. 12, 
N. 11. Für denfelben hat fi die fländige Spruchprarid des D. ©. Hofd ausge⸗ 
fprochen. Bol. Freih. v. Sanftein, Öfterr. Eiv. Proz. $. 77. Ullmann, Eiv. 
Pr. (2. U.) 8.96 ©. 251 flg., Krainz, I. 8. 165, ©. 153 file. 

73) Denn die wahre Präfumtion befreit nit vom Beweiſe, jondern ändert 
nur den Beweisſatz. ©. Unger II. 30. ©. 581. Die Annahme der Redlichkeit er- 
fheint allerdings überall da überflüffig, wo der Kläger fein Recht auf die Unredlich⸗ 
feit (den dolus) des Geflagten gründet ($$. 335. 1331 u. a., 8.62.63 ©. ©.), allein 
fie ift dort nicht überflüffig, mo die Redlichkeit zum Klage- oder Einredefundament 
gehört, wie gerade in unferen Fällen und bei der Erfigung (88. 1460 flg.) And. U. 
Unger OD. 592 X. 39, Zrodlowäti ©. 11, Krainz, ©. 3. 1872 Nr. 12, 
Kirchſtetter S. 177 (3. A.), welche „der Bermuthung“ des 8. 328 in unferen Fällen 
gar keine Bedeutung beilegen wollen, weil angeblich nicht der gute Glaube ein Erfor- 
derniß, fondern die mala fides ein Hinderniß des Rechtderwerbes jei. Allein diefe 
Auffaffung unterjhägt den hiftorifchen, bis auf die neuefte Zeit herkömmlichen Sinn 
des Poftulats des guten Glaubens u. ignorirt die pofitive Faflung der 88. 326 („aus 
wahrfcheinlichen Gründen”) 328. 367. 1460 u.a. Bol. noch 8. 328: „Die Red⸗ 
lichkeit... muß entſchieden werden. Im Zweifel ift die Vermuthung für 
die Redlichkeit“. Der Richter fol alfo abwägen, erfennen und im Zweifel für die Red⸗ 
lichkeit entfcheiden. Der $. 1477 beweift nichts für Die gegentheilige Anficht. — Für 
das röm. Recht läßt fich die gefepliche Präfumtion der bona fides nit mit Grund 
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8.14. 
b) Derivativer Fruchterwerb. 


So lange die Erzeugniffe einer Sache mit verfelben verbunden 
find, find fie als Theile der Hauptfache Eigenthum vesjenigen, dem 
bie leßtere gehört. (88. 295. 420 flg. 437 ©. B.)t Erſt nach ihrer 
Trennung Tönnen fie als ſelbſtändige Sachen Gegenftand ſelbſtän— 
diger dinglicher Herrfchaft werden. Während nun ver Eigenthümer 
und rebliche Befiker das Eigentbum an ben Früchten einer Sache in 
urfprünglicher Weife und zwar durch Abſonderung (Separation) 
erwerben (88. 330. 354. 405 ©. B.), ftüten obligatorifch Nutzungs⸗ 
berechtigte ihr Recht auf ven Erwerb ber Früchte ber fremden Saden 
auf das Necht ihres Auktors. Die Erwerbsart ift fomit eine derivative. 

Diejenigen nämlich, welche nur ein obligatorifches Nutzungs— 
recht haben, wie namentlich Pächter, Prelariften u. f. f., erwerben 
Eigenthum an den Früchten erft durch Zueignung (Perzeption)?; 


behaupten. Vgl. Windſcheid 8. 177 a. E. Goldſchmidt S. 42 u H. R. 5.80, 
N. 42. — Dagegen enthält das preuß. 2. R. 8. 18. 179 J. 7, der Code art. 2268, 
d. ital. G. 3. art. 701 u. das ſäch ſ. ©. B. 8. 188 gleich dem öfterr. G. B. die 
Präfumtion des guten Slaubend. Vgl. auch Note 59. 

1) So auch nach röm. R.L.49D. deR. V. 6. 1.: fructus pendentes 
pars fundi videntur. Pgl. au) Code civ. art. 520. 521. 585. Im Gegenfage 
hierzu findet fih in deutſchen Rechtäquellen die Auffaffung, daß in Fällen, in wel 
hen der Fruchtbezug einem Anderen ald dem Grundeigenthümer gebührt, von Jenem 
die Früchte fehon erworben (die Früchte „verdient”) find, wenn die erforderliche Arbeit 
aufgemwendet worden ift („Wer fäet, der mäht”) Sachſ. Sp. IL 58, 8. 2, dazu 
Stobbe 8. 152. Nur das preuß. & R. 8. 221. I. 9 u. theilweife das ſächſ. 
B. ©. B. 8. 76 (in Anfehung der Früchte, auf welche Arbeit verwendet wurde) fe 
kennen fi zu diefer Auffaffung, während die übrigen neueren Geſetzbücher die rö m. 
Anihauung theilen. Dazu Dernburg 8. 234. — Daß ed nicht richtig ift, die ab⸗ 
gefonderte Frucht lediglich fo wie andere abgefonderte Subftanztheile zu behandeln, 
ergiebt ſich nicht bloß aus der Erwägung, daß die Frucht meift eine Sache anderer 
Art ift ale die Hauptfache (Baumfrüchte, Eier ıc.), fondern geht auch ſchon für dad 
fpätere rom. R. aus L. 4. $. 19. L. 33. D. de usurp. 41. 3, und namentlich aus 
den über das Pfandrecht an Früchten geltenden Grundſätzen ($. 457 ©. B.) hewor. 
Bol. Bangerow 8. 326, Windſcheid 8. 144, N.4, Köppen ©. 3 (ſ. R. 3), 
Schiffner 8. 79, N. 5, gegen die Auffaffung Savigny’s, Befig ©. 276, Göp 
pert’3 6.163 flg. (ſ. N. 3), Brinz's 8. 145. Czyh larz', Glüd'd Com. 41.42, 
8, 1730. Auch der Eigenthümer hat dad Eigenthum an den ſtehen den und er⸗ 
wirbtesan den abgefonderten Früchten — ald neuen Sachen. Bon der ab» 
weichenden Auffaffung gebt aus 8. 243 ſächſ. G. 2. 

2) So auch Stubenraud I. ©. 253 — doch ohne Begründung. So auch 
nah röm. R. L. 15. 8.8. L. 25.8. 1. Loc. cond. 19. 2. L. 61. 8.8. D. de 
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benn in Ermanglung eines unmittelbaren Rechtes auf bie Sache und 
beren Nutzungen gründet fich der Anfpruch auf ven Fruchtbezug ledig⸗ 
(ich auf Die Bewilligung bes jeweiligen Eigenthümers (oder fonftigen 
binglich Nugungsberechtigten) zur Aneignung der Früchte; der Er- 
werb beruht alfo gewifjermaßen auf einer longa manu traditio, und 
erfordert jomit vie Empfangnahme oder Erhebung (Perzeption) der⸗ 
jelben.® (Dies Verhäftni erleidet auch dadurch feine Anderung, daß 


furt. 47.2: quia voluntate domini eog percipere videatur, suos fructus 
faeit. Schmid 8.9, R. 12.13, Köppen ©. 18. 24, Brinz 8. 145, Wind— 
fheid 8. 186, N. 16. Das preuß. R. macht zwiſchen dem Beſitzerwerb des 
Pächters und Uſufruktuars keinen Unterichied. Bol. R. 1 u. 3 und Förfter$. 173, 
R.5. Nah dem fähfifhen ©. B. 8. 244 erwirbt der Pächter gleich dem Ufu- 
fruftuar Eigentbum an Nupungen jeder Art durh Einhebung, Thierjunge durch 
Trennung. 

3) Hier fann allerdinge von einer Ouafitradition der Früchte geiprochen wer» 
den (L. 6. D. de donat. 39.5 ... quasitraditio enim facta videtur, cum 
eximitur domini voluntate). (Vgl. Cayhlarz, $. 1731a.) Diefe Auffaffung wird 
au durch den $. 1101 ©. B. und die Hofd. v. 3. November 1819, 3. 1621 J. G. 
©. und v. 11. März 1820, 3. 1571 (Weffely, Ger. Ordn. J. ©. 406 and. gal. 
App. ©.) beftätigt; denn diefelben geftatten dem Berpächter behufs Sich erftellung 
des ihm nach $. 1101 ©. 3. zuftehenden gejeblichen Pfandrechted auf die zur Zeit 
der Klagsüberreihung auf dem Pachtgute befindlichen Früchte: einerfeit die 
Sequeftration, die fih natürlih auf die noch flehenden Früchte bezieht 
($. 320 A. ©. D.), anderfeitd die pfandmweife Befchreibung (Pfändung, nad 
Umftänden Trandferirung), welche nur die bereitd eingebobenen oder doch abge⸗ 
jonderten Früchte zum Gegenftande hat. (8.340— 342 A. G. O. u. Hofd. v. 3. Nov. 
1819; dazu 8.242IIL weftgal. G. B. weſentlich = III 7. 8. 24 Entw. Martini); 
dazu das Hofdekr. v. 31. Oktober 1800 3. 5123. G. S. Die Entſtehungsgeſchichte 
des 8.1101 ergiebt, daß derfelbe lediglich den $. 242 II. weſtgal. ©. B. (welcher das 
Pfandr. verleiht einerfeitd auf „die noch nicht abgefonderten Nutzungen“, anderfeits 
„aufdie eingefammelten u. noch nicht veräußerten Früchte“) in fürgerer Faſſung 
wiedergeben foll. (Bgl. Ofner, Prot. I. ©. 306). Richtig ift daher dad Judicat 
Nr. 77., welches im Sinn des $. 1101 die Sequeftration geftattet. — Auf Früchte, 
weiche vor jenem Zeitpunkte abgefondert, bez. veräußert wurden, bezieht fich dag 
Pfandrecht nicht. (Bol. 88.457. 1101; die von der Sllation zu berechnende Prio- 
rität hat bei Gutderzeugnifien feine Bedeutung.) Der Sequefter erwirbt für die 
Hppothelargläubiger das Pfandrecht an den Früchten durch Einhebung. (Pol. 
8.3209. G. D., wofür auch der Abgang eines dinglichen Rechtes des Sequeftere 
ſpricht.) — Überhaupt ift zu bemerfen, daß fich zwar die Hypothek auch auf die noch 
fiebenden Früchte ale Theile des Gutes erſtreckt, daB jedoch die lepteren durch 
Separation aus dem Pfandnerus austreten (8.457 ©. B., dazu Nr. 5532 Samml. 
GSl. U. W.), ed wäre denn, daß der Hypothekargläubiger das Pfandrecht quoad 
fructus dur bücherlichen Eintrag, fowie durch Einführung des Sequefterd er- 
wirkt hätte, im welchem Falle aber nicht nur der erequirende Hypothelargläubiger, 
fondern auch deſſen bücherliche Bormänner (diefe — allerdingd nur in Anſehung 
der Zinfen) nad der bücherlichen Ordnung aus den vom Sequefter erhobenen 
Früchten die Zahlung erhalten. Vgl. $. 320 A. ©. D., 8. 85 Abi. 3 Gr. G., Hof. 
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8.14. 
b) Derivativer Fruchterwerb. 


So lange die Erzeugnifle einer Sache mit derjelben verbunden 
find, find fie als Theile der Hauptjache Eigenthum desjenigen, dem 
bie lettere gehört. (SS. 295. 420 flg. 437 ©. B.)! Erſt nach ihrer 
Trennung können fie als ſelbſtändige Sachen Gegenftand felbftän- 
biger dinglicher Herrichaft werden. Während nun der Eigenthümer 
und rebliche Befiter das Eigenthum an den Früchten einer Sache in 
urſprünglicher Weife und zwar durch Abſonderung (Separation) 
erwerben (88. 330. 354. 405 ©. B.), ftügen obligatoriſch Nutzungs⸗ 
berechtigte ihr Recht auf den Erwerb der Früchte der fremden Sachen 
auf das Necht ihres Auktors. Die Erwerbsart ift fomit eine derivative. 

Diejenigen nämlich, welche nur ein obligatorifches Nugungs- 
recht Haben, wie namentlich Pächter, Prefariften u. f. f., erwerben 
Eigenthum an den Früchten erft durch Zueignung (Perzeption)?, 


behaupten. Bol. Windſcheid 8. 177 4. E, Goldſchmidt S. 42 u. H. R. 8. 80, 
N. 42. — Dagegen enthält das preuß. L. R. 8. 18. 1791. 7, der Code art. 2268, 
d. ital. G. 2. art. 701 u. das ſäch ſ. ©. B. $. 188 gleich dem öftert. ©. B. die 
Präfumtion des guten Slaubend. Vgl. auch Note 59. 

1) So auch nach röm. R. L. 49 D. deR. V. 6. 1.: fructus pendentes 
pars fundi videntur. Vgl. auch Code civ. art. 520, 521. 585. Im Gegenſatze 
hierzu findet fih in deutfchen Rechtsquellen die Auffaffung, daß in Fällen, in wel» 
chen der Fruchtbezug einem Anderen ald dem Srundeigenthümer gebührt, von Jenem 
die Früchte fchon erworben (die Früchte „verdient“) find, wenn die erforderliche Arbeit 
aufgemwendet worden ift („Wer fäet, der mäht”) Sadf. Sp. IL. 58, $. 2, dazu 
Etobbe$. 152. Nur dad preuß. L. R. 8. 221. I. 9 u. theilweife das ſächſ. 
B. ©. 3. 8. 76 (in Anfehung der Früchte, auf welche Arbeit vertvendet wurde) be- 
kennen fih zu diefer Auffaffung, während die übrigen neueren Gefepbücher bie rom. 
Anfhauung theilen. Dazu Dernburg $. 234. — Daß c8 nicht richtig ift, die ab⸗ 
gefonderte Frucht lediglich fo wie andere abgefonderte Subftanztheile zu behandeln, 
ergiebt ſich nicht bloß aus der Erwägung, daß die Frucht meift eine Sache anderer 
Art ift ald die Hauptfahe (Baumfrüchte, Eier zc.), fondern geht auch fehon für das 
fpätere röm, R. aus L. 4. 8. 19. L. 33. D. de usurp. 41. 3. und namentlid aus 
den über das Pfandrecht an Früchten geltenden Grundfägen ($. 457 G. B.) hewor. 
Bol. Bangerom 8. 326, Windfcheid 8. 144,R.4, Köppen 6.3 (. R. 3), 
Schiffner 5. 79, N. 5, gegen die Auffaffung Savigny's, Befip S. 276, Böy- 
pert's S. 163 flg. (ſ. R. 3), Brinz's 8.145. Czyhlarz', Glüd'd Gom. 41.42, 
8.1730. Auch der Eigenthümer hat das Eigenthum an den ftehenden und er» 
wirbt es an den abgefonderten Früchten — ald neuen Sachen. Bon der ab- 
weichenden Auffaffung gebt aus 8. 243 ſächſ. G. B. 

2) So auch Stubenraug I. ©. 253 — doch ohne Begründung. So auch 
nah röm. R.L. 15. 8.8. L. 25. 8. 1. Loc. cond. 19. 2. L. 61. $.8. D. de 
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benn in Ermanglung eines unmittelbaren Rechtes auf die Sache und 
beren Nutungen gründet fich ver Anfpruch auf den Truchtbezug ledig⸗ 
(ich auf vie Bewilligung des jeweiligen Eigenthümers (ober fonftigen 
binglich Nutungsberechtigten) zur Aneignung der Früchte, ver Er- 
werb beruht alfo gewilfermaßen auf einer longa manu traditio, und 
erfordert fomit die Empfangnahme oder Erhebung (Perzeption) ver- 
felben.3 (Dies Verhältniß erleidet auch dadurch feine Änderung, daß 


furt. 47.2: quia voluntate domini eog percipere videatur, suos fructus 
faeit. Schmid 8.9, R. 12.13, Köppen ©. 18. 24, Brinz 8.145, Wind- 
fheid $. 186, N. 16. Dad preuß. R. macht zwifchen dem Befitzerwerb des 
Pächterd und Uſufruktuars keinen Unterſchied. Vgl. NR. 1 u. 3 und Förfter $. 173, 
N. 5. Nach dem ſächſiſchen ©. B. 8. 244 erwirbt der Pächter gleich dem Ufu- 
fruftuar Eigentbum an Nutzungen jeder Art durch Einbebung, ZThierjunge durch 
Trennung. 

3) Hier fann allerdings von einer Duafitradition der Früchte geiprochen wer: 
den (L. 6. D. de donat. 39.5... quasitraditio enim facta videtur, cum 
eximitur domini voluntate). (Bgl. Cziyhlarz, 8. 1731a.) Diefe Auffaffung wird 
auch durch den $. 1101 ©. B. und die Hofd. v. 3. November 1819, 3. 1621 3. ©. 
©. und v. 11. März 1820, 3. 1371 (Weſſely, Ser. Ordn. I. ©. 406 and. gal. 
App. ©.) beftätigt; denn diefelben geftatten dem Verpächter behufs Sicherftellung 
des ihm nach $. 1101 G. B. zuftehenden gefeßlichen Pfandrechted auf die zur Zeit 
der Klagsüberreihung auf dem Pachtgute befindlichen Früchte: einerfeits die 
Scequeftration, die fih natürlih auf die noch ſtehenden Früchte bezieht 
($. 320 U. ©. D.), anderfeitd die pfandweife Befchreibung (Pfändung, nad 
Umftänden Trandferirung), welche nur die bereitd eingehobenen oderdod abge: 
jonderten Früchtezum Gegenftande hat. (8.340— 342 A. G. O. u. Hofd.v. 3. Nov. 
1819; dazu 8.242III weitgal. G. B. wefntlih = II 7. 8. 24 Entw. Martini); 
dazu dad Hofdekr. v. 31. Oktober 1800 3. 512%. G. S. Die Entſtehungsgeſchichte 
des 8.1101 ergiebt, daß derfelbe lediglich den $. 242 II. weflgal. ©. B. (welcher das 
Pfandr. verleiht einerfeits auf „die noch nicht abgefonderten Rupungen“, anderſeits 
„aufdie eingefammelten u. noch nicht veräußerten Früchte‘) in fürzerer Faſſung 
wiedergeben fol. (Bgi. Ofner, Prot. I. ©. 306). Richtig ift daher dad Judicat 
Rr. 77., welches im Sinn des 8. 1101 die Sequeftration geftattet. — Auf Früchte, 
welche vor jenem geitpunfte abgefondert, bez. veräußert wurden, bezieht fi dag 
Pfandrecht nicht. (Bal. 88.457. 1101; die von der Fllation zu berechnende Prio- 
rität hat bei Gutderzeugnifjen feine Bedeutung.) Der Sequefter erwirbt für die 
Hypothelargläubiger das Pfandrecht an den Früchten durch Einhebung. (Bol. 
8.320 0. ©. D., wofür auch der Abgang eines dinglihen Rechtes des Sequeftere 
ſpricht.) — Überhaupt ift zu bemerken, daß fi) zwar die Hypothek auch auf Die noch 
flebenden Früchte als Theile des Gutes erſtreckt, daB jedoch die letzteren durch 
Separation aus dem Pfandnerus austreten (8. 457 ©. B., dazu Ar. 5532 Samml, 
Gl. U. W.), ed wäre denn, daß der Hypothelargläubiger dad Pfandreht quoad 
fructus durch bücherlichen Eintrag, fowie durch Einführung ded Sequefters er⸗ 
wirft hätte, in welchem Falle aber nicht nur der erequirende Hypothelargläubiger, 
Sondern auch defien bücherliche Bormänner (die ſe — allerdings nur in Anfehung 
der Zinfen) nah der bücherlichen Ordnung aus den vom Sequefter erhobenen 
Früchten die Zahlung erhalten. Vgl. 8. 320 A. ©. D., $. 85 Abi. 3 Gr. G., Hofd- 
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das Bachtrecht in die Öffentlichen Bücher eingetragen wirt.)* Da fi 
nun das Perzeptionsrecht der obligatorifch Berechtigten lediglich auf 
ven Überreichungswillen bes Eigenthümers ober bes dinglich Nutzungs⸗ 
berechtigten ſtützt und biefer ſelbſtverſtändlich bis zur Erhebung der 
Früchte fortbauern muß , jo ergiebt fich, daß der Pächter an Früchten 
Eigenthum nicht erwirbt, wenn der Berpächter die Berzeption verboten 
bat. Der Vertragsbruch macht zwar jenen verantwortlich, allein ber 
Traditionseffekt ift trotzdem vereitelt.5 Wurden bie Früchte vor der 


v. 12. Oftober 1790, 3. 63. Dieſes Hofdekret beftimmt indbef. daß der Sequefter 
aus den Einkünften des fequeftrirten Gutes den früher vorgemerften Hypothekar⸗ 
gläubigern die Intereſſen nah Ordnung der Priorität abzuführen und erft 
den Reft zur Befriedigung der erequirten Poſt zu verwenden habe. And. A. Erner 
Hp. R.1. ©. 277. 278, u. Ganftein, E. Proz. ©. 812; richtig aber Erner- 
Beiffer M. S. 335. Daß unter den vorhergehenden Gläubigern nicht die bücher- 
Lich voraudgehenden, fondern alle zur Zeit der Bewilligung der Sequeftration 
eingetragenen Hypothelargläubiger zu verftehen feien, ergiebt fi nunmehr aus dem 
Motivenberichte ded Entwurfs der Ein. Pr. O. v. 1881 (Dtt, Borlef.) und aus dem 
von Pantucek, Sekvestrace, ©. 288 N. 5. erwähnten Hofberichte von Keee, 
mit welchem der Entwurf jened Hofd. zur Genehmigung vorgelegt wurde. — Die 
Früchte fcheiden Durdy Trennung aus dem Hypothekennexus; allein eine Ausnahme 
findet dann und nur dann ſtatt, wenn ſchon in diefem Zeitpuntte die Einfüh- 
rung des Sequefterd vollzogen, oder die Realität erelutiv veräußert worben 
war. (Bol. auch d. Erf. v. 15. Januar 1878 3.8, Zur. BI. 1878, Nr. 12). Richt 
maßgebend ift alfo der Moment der Exekution (exefutive Pfändung [?) oder Se 
queftration,, fo Erner R. 18), da durch die Bewilligung (bez. Anmerkung) der Se⸗ 
queftration ohne Einführung des Sequefterd das Recht ded Eigenthümerd zum Frucht. 
bezug nicht alterirt wird. (8. 320 ©. O., dazu $. 296 u. Hofd. v. 27. Febr. 1784, 
3.248, Hofd. v. 6. Mai 1814, 3.1085 u. 8. 83 Konkursordn.) Die Sequeftration 
ift eben das einzige Mittel, das Pfandrecht auf die ftehenden Früchte jeparatim gel- 
tend zu machen. Im Weſen richtig Biniwarter IL ©. 262 fig. 

4) Denn dadurh wird das Pachtrecht nicht zum dinglichen Recht. Bol. 
Randa, Beſitz S. 54, N. 2, wogegen neuerlih Hafenöhrl, Dbl.R.8.1,N.72, 
und Bellera.Dd. 

5) Der Gebrauch der Sache (alfo auch der Fruchtbezug) wird für getauft 
angefehen (8. 1094). Vgl. die cit. L. 15. 8.8. D. loc. 19. 2, L. 61. 8.8. u. 
L. 6. D. de dongt. 39. 5: siantequam eximat (sc. saxum), me penituerit, 
meus lapis durat. Bol. Windfcheid 8.186, N.6, Sohm, Thon a. O. 
Die Traditiondofferte muß eben bis zur Perzeption fortdauern; erft mit dieler 
vollzieht fich die Empfangnahme und der Erwerb. (Vgl. 8. 11, ©. 278 über d. Trab. 
ineertae rei). Aus demfelben Grunde hört das Perzeptiondrecht des Pächterd 
auf, wenn der neue Eigenthümer den Pachtvertrag ded Bormanns nicht einhalten 
will. (L. 25. 8.1. D. loc. cond. 8. 1120 ©. 8.) Unferer heutigen Auffaſſung 
entfpricht allerdings der im Xert angeführte Rechtsſatz nicht (f. auch Thon und 
Geller a. D.); allein prattifche Intonvenienzen find nah öfterr. R. nicht zu 
befürchten, da der Pächter durch poffefforifche Rechtömittel im Beſitz des Pachtrechtes 
geſchüht (wgl.Randa, Befitz S.548 fig.) und gegen die petitorifchen Klagen bed Der- 
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Perzeption des Pächters durch Dritte entwendet, jo gebührt ihm — 
da er unmittelbar in feinem Rechte verlegt ericheint — die Delikts⸗ 
klage auf Rüdftellung ber Früchte, bezieh. auf vollen Schabenserfak 
(88. 1295. 1324. 1331).6 Es verfteht fich, daß der Pächter — ab- 
gejehen von dem Falle einer bejonveren Verabredung — nur während 
der Pachtzeit zur Berzeption ver Früchte berechtigt ift, und daß hieran 
nichtS durch den Umſtand geändert wird, daß bie letzteren erft nach 
Ablauf der Bachtzeit reif oder überhaupt perzipirbar wurben.? 


Anhang zu 8. 14. 


Driginärer Fruchterwerb durch Perception und 
Abjonderung.® 


So lange die natürlichen Früchte mit der fruchttragenden Sache 
verbunden find, find fie — als Theile derſelben — Eigenthum bes 
Eigenthümers der Letzteren. Erſt mit der Trennung werben fie jelb- 
ftändige Dbjelte des Sachenrechtes. Der Natur der Sache entſpre⸗ 
hend beftimmt das öſterr. Necht, daß die natürlichen Früchte fofort 
nach ihrer Trennung — fofern nicht beſondere Nechtsverhältniffe 
obwalten — dem Eigenthümer ber fruchtbringenden Sache zufallen. 


pächtere durch die Einreden aus dem Pachtvertrage fichergeftellt ift, ja felbft dem 
neuen Eigenthümer erft „nach der gehörigen Auflündigung zu weichen bat“ ($. 1120, 
dazu Nr. 4038. 4830 Samml. SI. U. W.). 

6) Rad röm. R. L. 60. 8. 5. D. loc. cond. 19. 2 gebührt dem Eigen- 
thümer die condictio furtiva (nicht, wie Sohm S. 37 anzunehmen ſcheint, die 
Eigenthumsklage), während dem Pächter (abgei. v. d. a. condueti) nur die in ihrer 
urfprünglichen Geftalt nicht mehr praftifche a. furti, bez. die Schadenerfaßflage 
zuftebt. Bal. Köppen ©. 23, Windfheid 8.143, N. 2, 10, 16, Arndts 
8. 323, Brinz $. 145, R. 12. 

7) Bol. Rr. 1201 Samml. Gl. S. W. (Schneiden von Schilf nah Beginn 
der Pachtperiode des Nachfolgere), dazu Nr. 4463 derf. ©. 

8) Unter Frucht werden auch bier ſowol die naturgemäßen neuen, organifchen 
Erzeugniffe ald auch die unorganifchen Beftandtheile von (unbeweglichen) Sachen 
verftanden, weiche wirthichaftlih den Ertrag derjelben darftellen. Bel. $. 14. 
dief. B. — Der Erwerb der Eivilfrüchte gehört nicht hieher. Zu den Früchten 
gehört bei Thieren auch der Dünger, dad abgemworfene Geweih u. f. w.; daß der 
Fruchtberechtigte auf dergleichen Erzeugnifie wegen ihred nach Umfländen geringen 
öfonomifchen Werthes kein Gewicht legt, ift juriftifch gleichgültig. Der Servituts⸗ 
belaftete bat daher kein Recht auf den Bezug ded vom fremden Thiere auf feinem 
Grunde abgelagerten Düngere. Vgl. Prävnik 1877 ©. 213 fig. 
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($. 405, vgl. $. 330 Schluß a maj.) In gleicher Weile erwirbt der 
Eigenthümer eines Thieres alle Erzeugniſſe besfelben, insbeſ. bie 
Zhierjungen fofort mit der Abfonderung ($. 405.) Daß vieler 
allerdings nicht glüdlich gefaßte und unrichtig eingereihte Paragraph 
bie abgefonderte und nicht bie ſtehende Frucht vor Augen hat, ergiebt 
fih aus der Randgloſſe vesfelben: „Natürlicher Zuwachs a) an Natur- 
probulten, b) Werfen ber Thiere* — im Gegenfat zu $.295 ©. B., 
welcher nur die noch nicht abgefonberten Naturprodulte als Zuwachs 
(„Zugehör $. 294) bezeichnet. * 

Defindet fich die fruchtbringende Sache zur Zeit der Abſon⸗ 
berung in ber Hand eines redlichen Befigers, dem das Eigen: 
thum nicht gebührt, jo erwirbt diefer — und nicht der Eigenthümer 
— alle Früchte jofort mit ihrer Trennung zu unwiderruflichem Eigen- 
tbum. 8. 330 © 3. Er ift — anders ald nad röm. Redt? — 


8a) Beſſer Cod. Ther. IL c.5, 88.1. II: „Was von Jemandes Thier erzeugt 
wird, gehört wie alle andern abfallenden Nutzungen dem Herrn“. 

9) Anders nah röm. R., nad weldem derfelbe die fructus extantes zu 
reftituiren hat; bonae fidei possessor fructus consumptos suos facit. 
L. 40.48. D. h. t. 41.1. L.4. 8.2. D. fin. reg. 10.1. 8.35. J. h. t. 2.1. 
Mehrere nah röm. Rechte von Alters her ftreitige Fragen, insbeſondere ob der red⸗ 
liche Befiger an den Früchten Eigentum oder nur Ufucapiondbefiß erwerbe, und 
was er dem Vindikanten zu reftituiren habe, find für das öfterr. Recht ohne un 
mittelbared praßtifches Intereffe. Für den Eigentbumserwerb an Früchten iſt 
die herrfchende Anfiht: Keller 8. 143, Puchta 8. 166, PagenfteherlL 
©. 101, Shmid ©. 110, Brinz 8. 145, Bangeromw 8. 326, Arndts 8. 156 
(mit guter Überfiht der Meinungen), Köppen, Fruchterwerb deö b. f. p. 1872, 
welcher mit Arndts das Erforderniß deö rechtmäßigen Befiged mit Recht betont 
(S. 99 flg., auch Fitting, Civ.⸗Arch. 52, ©. 275 flg.), wogegen Savigny, Bei. 
©. 277 (7.4), Windfheid 8. 186, N. 11 fig, Goͤppert ©. 220 flg., 
Czyhlarz, Glück's Comm. 41 S. 514 fig. (nach Überfiht des neueren Standes der 
Lehre) nur Ufutapiondbefig mit dem Bortheil der Richthaftung für die konſumirten 
(Söppert: und veräußerten) Früchte anerkennen wollen (dazu f. Kräwell, Ev. 
Arch. 58, ©. 261 flg.). M. €. ift die letztere Auffaffung troß der ſcheinbar entgegen 
ftehenden Faffung der meiften Quellenftellen mit der Totalauffaffung der röm. Juriſten 
beſſer zu vereinbaren, zumal dem redlichen Beſitzer fein dominium an den Früchten 
zugefchrieben wird. In Stellen, wie: fructus consumptos suos facit, fann vom 
Eigenthum im techniſchen Sinne nicht die Rede fein; gemeint ift nur, daß der Der- 
mögenswerth behalten werben dürfe. Dies befräftigt L. 40. i. f. D. 41. 1. fructus 
consumtos lucrari oportet. Auch Köppen ©. 44 erkennt an, daß ſich ber 
Fruchterwerb des b. f. poss. durch juriftifche Konfequenz nicht begründen laſſe: 
daß ihm aber das rom. R. trogdem Eigenthum einräumt, will er dadurch erflären, 
daß die Konſumtionsbefugniß, die man doch anerkennen wollte, fein beſonderes 
Necht fei. Damit wird aber der röm. Jurisprudenz ein recht unnöthiged Aus⸗ 
tunftömittel zugemuthet, nicht zu gedenken des fonderlichen Sachenrechts, das erfl 
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nicht verpflichtet, die bis zur Klagszuftellung (8. 338) durch Separa- 
tion erworbenen Früchte bez. im alle der Konfumtion ober Vers 
äußerung beren Werth dem bie Hauptjache vindizirenden Eigenthümer 
zurüczuftellen over zu erſetzen (8. 330)10 — eine Beftimmung, welche 
ihre Entftehung weniger einer unbewußt zum Ausdruck gelangten 
beutfchrechtlichen Auffaffung, als vielmehr ſehr wohl eriwogenen 
Utilitätsgründen verbantt.11.12 Daß der unredliche Befiger Eigen- 


mit der Bertilgung der Sache entftehen fol. Radikaler fuht Brinz a. D. (u. Recht 
der b. f. possessio, Feftfchrift 1875) die Frage zu löfen; ihm ift die b. f. poss. 
‚nicht fowohl Nichteigenthum, als nicht das volle Eigenthum, .... . die Nutzſeite 
des E.“; von hier bebürfte das Fruchteigenthbum des b. f. poss. allerdingd nicht 
der Erflärung. Allein trog der feharffinnigen Begründung iſt diefe Annahme des 
„bonitarifchen E.“ auf gerechte Bedenken geflogen. Vgl. Hartmann, Kit. V 
Schr. 18, ©. 162 flg., Czyh larz, Glücks Eomm. 41. ©. 50 flg,, Arndts a. O. 
N. 3 (9.9). — Gewiß ift, daß die problematifche Lehre vom b. f. poss. (wie 
Ihering und Hartmann richtig bemerken) in der klaſſiſchen Juridprudenz zu 
feinem befriedigenden Abſchluß gelangt ift! Und dies fpiegelt fich in den modernen 
Theorien vom „relativen, unvollfommenen Eigentbum, eigenthumsartigen Rechte ꝛc. 
Die die Redaktoren des A. B. ©. B. darüber dachten, darüber f. folg. Roten. 

10) Schon der Cod. Ther. II oap. 3. nr. 148 fig. und der Entwurf Horten 
II. 2.8. 19 fprechen dem b. f. p. das Eigentum an den Früchten zu. Azzoni be 
zeichnet dies ald Wirkung des „gleichfamen Eigenthbumd”. (Harraſowsky I. 
©. 96, N. 2.) Aber jene Entwürfe entheben bloß von der Reftitution der gefams 
melten und verzehrten oder veräußerten Früchte, obwohl der b. f. p, „dadurch bes 
reichert iſt.“ 

11) Der Hauptunterſchied vom röm. Recht beſteht darin, daß der b. f. poss. 
felpft die fructus exstantes behält. Diefe Abweichung wurde von den Redaftoren 
nach reiflicher Erwägung aus Utilitätd- und Billigkeitögründen beſchloſſen. Laut 
Prof. Pfaff’3 Auszug aus dem Prot. vom 4. April 1803 (vgl. nun DO fner, Prot. 
I. ©. 232) begründete Zeiller, welchem alle Kommiffionsmitglieder beipflichteten, 
die Norm des $. 330 folgendermaßen: „Rad dem Naturrechte laſſe es fich ſchwer 
bemweifen, daß dem tedlichen Befiger ein Vortheil aus der fremden Sache zukommen 
fol; die renlihe Meinung fpricht ihn von der Strafe frei; allein ſie kann ihm 
fein Recht ertheilen, ausder fremden Sache Nutzen zu ziehen. Allein 
die bürgerliche Geſetzgebung könne, um verwidelte Streitigleiten und Be— 
rehnungen zu befeitigen, nunmehr einen Abfchnitt machen und dem Ted» 
lichen Befiger einen Bortheil zuerfennen“ ..... . Die Redaktoren erkannten alfo an, daß 
fie im $. 330 in Anfehung der fructus exstantes einen Bruch in die Konjequenz bed 
Rechtes machten. Ähnlich äußerte fi Suarez in Anfehung des preuß. U NR. (ſ. 
folgende Rote). Noch fei bemerkt, daß der $. 50. II. des Entw. (= 8. 329 A. 2. 
©. 3.) in der Sitzung v. 4. April 1803 in der Weife geändert wurde: „Ein redlicher 
und zugleich rehtmäßiger Befiger”.... , Die durchfchoffenen Worte wurden 
fpäter wieder fallen gelaffen. (Die ältere gemeinrechtliche Theorie verlangte ausbrüd- 
lich redfihen und titulirten Befip. Vgl. 3. B. Höpfner $. 332, Glüd 8, 
8. 591, Geſterding 8. 24; von Neueren mit Recht bei. Köppen ©. 99 flg., 106, 
während die Meiften davon keine Erwähnung thun. Die böhm. Stadtrechte H. 15 
ftehen auf dem Boden des röm. R. Pol. Jordan J. 8. 44.) 

12) Die fälligen Civilfrüchte erwirbt der b. £. p. durch Einhebung ($. 330). 
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thum an den Srüchten nicht erlangt, bebarf keiner Bemerkung (8. 335, 
dazu $. 338.) 

Außer dem Eigenthümer und reblichen Befiker erwerben das 
Eigenthum an Früchten in originärer Weife diejenigen, welchen ein 
dingliches Nutungsrecht an fremven Sachen zufteht, nämlich: ber 
Uſuar, Uſufructuar und der fog. Nutungseigenthümer!® und zwar: 

1. Der Gebrauchsberechtigte (Uſuar $. 504) erwirbt bie 
Früchte durch Perzeption, da er die Sache nur nad Maß feines in- 
dividuellen Bebürfniffes benuken darf und dieſes erft in der Zueig- 
nung ber Früchte zum Ausdruck gelangt. !* 

2. Andere dinglich Nutungsberechtigte, insbejondere Nutznießer 
($. 509), Erbpächter (8. 1122), Superfiziare ($$. 1125. 1147) er» 
werben Eigenthum an Früchten ſchon burch die Abfonderung 
($. 519: „nach geenbigter Sruchtnießung gehören die noch ftehenden 
Früchte dem Eigenthümer“), nicht erft burh Aneignung (Perzeption).'® 


— Nah deutſchem Rechte (Sachſ. Sp. II. 44, 8. 2. IL. 46, 8.3, Schw. Sp. 211) 
braucht der rebliche Beſitzer die bereit? bezogenen, wenn auch nicht konſumirten 
Früchte dem Vindikanten nicht herauszugeben, ja konnte fogar die Früchte, welche er 
durch Beftellung deö Ackers vor erhobener Klage verdient batte, gegen Entichädigung 
erheben. — Dad preuß. 8. R. 88. 189. 194. 195. 201. I. 7 u. 221. I. 9 fließt 
ſich der in der vor. Note ausgeführten Auffaffung an: die feparirten Früchte bleiben 
Eigenthum des redlichen Befipers, gleichviel „ob fie verzehrt, veräußert oder noch 
wirklich vorhanden find.” Suarez motivirt diefe Abweichung vom röm. R. mit 
Utilitätdgründen, um die Sache zu „fimplifiziven“. Auch das franz. R. art. 549, 
ital. Cod. art. 703, das fächf. ©. B. 88. 244. 308 u.dadzürich. ©. B. 88.509. 
510. 550 gehen von demfelbeu Geſichtspunkte aus, während fich der bayer. Entw. 
Art. 16—18. 100. 163 mehr dem röm. R. anfchließt. 

13) Die Erwerbung ift eine originäre, wie ich (abweichend v. der 1. Aufl.) be 
merke, weil der dinglich Berechtigte, auch wenn er das Nutzungsrecht derivativ er⸗ 
warb, doch den Erwerb der Früchte nur auf jein Recht flügt, nicht aber auf das 
Eigenthum des Bormannd. Bol. Göppert ©. 293, Czyhlarz, ©. 434. 

14) Nach öſterr. R. (88. 504 fig., 509 fig. iſt der Unterfchied zwiſchen Usus 
und Ususfructus älterer Auffaffung entſprechend nur ein quantitiver, fein qualita- 
tiver. Weber den Fruchterwerb des Uſuars enthält das N. B. G. B. feine Beſtim⸗ 
mungen. Doch ift nad) dem Wefen derfelben der 8. 519 hier nicht anwendbar. 

15) Bol. Stubenraud I. ©. 703, Kirhfletter ©. 285, Shiffner, 
8.79,N.5. Krainz (Pfaff) IL. 8. 252. — Rad) röm. R. erwirbt der Ufufruftuar 
die Früchte erft durch Perzeption (nur der Emphyteuta ſchon durch Sepatation — 
ebenfo nach deutfch. R. der Erbzinspächter, vgl. Stobbe$. 132, N. 10, femet 
auch 21 1.8. 199 preuß. 2. R.) Bol. L. 25. 8. 1. D. de usur. 22. 1.1.13 D. 
quib. mod. usufr. 7.4. L. 12. 8. 5 D. de usufr. 7.1. Vgl. Arndts $. 156, 
Göppert, Organ, Erzeugniffe S. 282 flg., Windfheid 8.186, Brinz J. 8.145, 
Köppen, Fruchterwerb d. bon. f. poss. (1872) ©. 24 flg., Cyhlarz, Glücs 
Comm.a.D. Daß der Eigenthümer der Mutterſache die Früchte ſchon durch Separatton 
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(gl. auch Cod. Ther. II. 28 Nr. 51 u. Entw. Horten II. 24 8. 19: 
„die noch hangenden Früchte". Dies wird indirekt auch im Cod. Ther. 
II. 7 Nr. 125 und Entw. Horten III. 7 8. 23 anerkannt, indem das 
Erelutionsrecht des Pfandgläubigers auf die auf dem Gute vorhan- 
denen und von dem Pfandfchulpner weder veräußerten noch Dritten 
verpfändeten Früchte beſchränkt wird.) — Vermöge des dinglichen 
Anfpruches ift der Eigenthumserwerb dieſer Nugungsberechtigten vom 
Willen des Eigenthüimers ganz unabhängig.!° Unter „Brüchten“ 
find hier, fo weit e8 fich um den Gebrauch (Ufus 8. 504) und Frucht- 
genug (Ufusfructns 8. 509) Handelt, nur Früchte im technifchen Sinne 


erwirbt, beruht, wenn auch nicht auf unabmweisbarer Konfeauenz, fo doch auf einer 
jehr natürlichen Auffaffung. (L.1.8.2.2. D.de A.R. D. 41.1. ratione naturali.. 
und L.25 D, eit. Richtig Windſcheid 8. 144, N. 4 gegen Göppert.) — Der 
Unterfchieb zwifchen Emphyteuta und Fruktuar ift auf den verfähiedenen Umfang ihres 
Rechts zurüdzuführen. Die Stellung auf den jurift. Befi (ſo Schmid ©. 101) 
trifft nicht zu. Bol. Göppert, ©. 314 flg. Died beruht aber ebenfowenig auf 
innerer Nothwendigkeit ald der Erwerb der Früchte durch den Fruftuar gerade durch 
Perzeption; fein ausfchließendes Recht auf alle Früchte läßt die Auffaffung der 
modernen Geſetzbũcher, melde den Fruchterwerb desſelben ſchon mit der Separation 
eintreten laſſen, ald ebenfowohl begründet erfheinen. (Code civ. art. 585, öfterrt. 
©. 2. 8. 519, ſäch ſ. G. B. 8. 76, aber auch $. 245; noch weiter geht das p reuß. L. 
R%.9.1.8.221.) Was Köppen ©. 24 für die Perzeption ind Treffen führt: „Da fein 
Recht nur ihm (dem Fruktuar) perfönlich zum Vortheil gereichen fol, „darf er bloß 
die Früchte erwerben, die er zu feinem Gebrauch in Befig genommen“, — yaßt nur 
auf den Ufuar (f. N. 1), nicht auf den Fruktuar. — Nach der deutfchrechtlichen Auf 
fafjung des preuß. 2. R. erwerben die Nutzungsberechtigten (Nupnießer, Pächter — 
wie auch derredliche Befiger) Eigenthum an den Früchten ſchon mitderen Entfiehen 
und zwar auch dann, wenn fie aus fremden Samen oder Pflanzen flammen. 2. R. 1.9 
88. 221. 275. 289. 292, vgl. Förfter 8. 173, Dernburg 8. 234. 

16) Der Rechtserwerb findet felbft gegen den Willen des Eigenthümers flatt; 
der dinglich Berechtigte ann eben unmittelbar die Sache benugen und die Früchte 
fih aneignen ; vgl. auch Arndt 8. 156. 1, Windfheid 8. 186, N. 6, Erner 
S. 17, Sohm, Zeitfehr. f. Handelär. 17, ©. 35.flg., Göppert S. 263, Köppen 
©. 25 gegen Savigny, Beſitz ©. 281, Puchta 8. 150 u. a., welche denfelben 
gleich jenem des Pächterd) auf den Geſichtspunkt der Tradition zurückführen wollen. 
Mit Recht betont Sohm a. D. u. Grünhut's Zeitſch. 4, S. 460 flg., daß der ding- 
lich Berechtigte befugt ift, Durch feine Handlung Eigenthum zu erwerben, während 
in dem Fruchtbezug des Pächters ein Gewähren des Fruchtziehens ſeitens des Ver⸗ 
pächterd liegt. Dort haben wir ed mit einem Dccupationd-, hier mit einem Traditiond- 
akte zu thun. Dal. au Thon, Normen ©. 305. Was Geller, Grünh. Zeitjchr. 
5, ©. 349 fig., 357 für den dinglichen Charakter des Mieths⸗ und Pachtverhältnifiee 
durch „Befig” und „Intabulation“ fagt, beweift nur die Modifikationsfähigkeit der 
Obligationen ; dagegen Randa, Befik 8. 5,N.2. Daher fann zwar der Eigen- 
thümer und der Ufufruftuar ($. 519), nicht aber der Pächter Die durch Zufall abhanden 
gefommenen (3. B. weggeſchwemmten) Früchte vindiziren. 
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gemeint, alfo 1. folche neue, organifche Erzeugniffe, zu deren Produk⸗ 
tion die Sache naturgemäß beftimmt erjcheint, 17 außerdem aber auch 
2. bie unorganifchen Beſtandtheile einer Sache, welche zufolge ihrer 
befonderen Bejchaffenheit den wirthichaftlichen Ertrag berfelben 
barftellen, ald 3. B. Sand, Kreide, Steine, insbeſondere Marmor, 
Lehm, 18 überhaupt auch Mineralien — ausgenommen bie vorbehal- 
tenen, welche ein beſonderes Objekt des jog. Bergwerks⸗Eigenthums, 
bez. des B.⸗Fruchtgenuſſes bilden (8. 511). Die fog. civilen oder 
juriftifchen Früchte, d. i. der Ertrag, welchen wir nicht unmittelbar 
aus der Sache felbft, ſondern vermittelft eines Rechtsverhäͤltniſſes 
gewinnen, 3. B. Miethgelver 2c. kommen bier nicht weiter in Betracht) .1? 


17) So z. B. Grad, Bäume, Feldfrüchte (8. 295 ©. B.), die Thierjungenu. |. w. 
(8. 405 ©. B.). Kein Gewicht ift bei der Begriffe beitimmung darauf zu legen, 
ob die Separation nah wirthſchaftlichen Grundſätzen verftändig ift oder nicht; 
der Baum hörtnicht auf Frucht zu fein, wenn auch mehr Holz gefällt wird, ald nad 
forftwirthfchaftlichen Regeln gefchlagen werden foll. (Richtig ſchon d. Cod. Ther. 
u. Horten’® Entw. I. 1. $. 61) ©. auch Czyhlarza. O. S. 440 fig. Eine andere 
Frage ift es, ob der Ufufruktuar das über Maß gefchlagene Holz, bez. den gejamm: 
ten Wildbruch behalten darf? Gewiß nicht, weil er fein Recht ald bonus pater 
familias (L. 9.8. 2. L. 15. $. 4.D. deusufr. 7. 1), ale „guter Haushaͤlter“ ($. 513 
G. 3.) ausüben und daher nur auf has „Forftmäßig gefchlagene Holz“ (8. 511) An 
ſpruch hat. Soweit er die Grenzen feines Rechtes überfchritten, daher die Sache de⸗ 
teriorirt bat, ift er haftbar. Dies und nicht mehr fagen Stellen, wie L. 10—12. 
pr. D. de usufr. 7. 1: Arboribus evulsis vel vi dejectis ad usum suum et 


villae posse fructuarium ferre.... . alioquin et si totus ager sithunc casum 
passus, omnes arbores aufferret usufructuarius. L. 7.8. D. sol, matr. 24. 3. 
si vi tempestatis oeciderunt, ..... non in fructum cedere.... deteriorem 


fundum facere .... etc. Soweit der Fruchtbezug das wirthſchaftliche Maß über: 
fchreitet, hört er auf, ordnungemäfiger Fruchtbezug ($. 1276 cf. 511) zu fein, 
und macht den Fruktuar verantwortlich. Dies verkennt die herrfchende Lehre, vgl. 
3.8. Böding, 8. 164,|R. 41, Windfcheid 8. 144, 7, welch' Repterer übrigene 
richtig auch die unreif gepflücten Früchte zu den fructus zählt. Bon Windbrüden 
darf darum (8. 511) der Fructuar (Fideilommißbefiger) nur fo viel behalten, be} 
fi) abrechnen laffen, ald er in dem fraglichen Zeitraum nach forſtwirthſchaftlichen 
Grundfägen hätte fehlagen dürfen, wobei nichtö darauf antommt, welches Forſtſyſtem 
fpeziell (Schlag. oder Plänterwirthfchaft) der Wirtbfchaft zu Grunde liegt. (Hierin 
irrt der Autor des Auff. G. H. 1870, N. 92. 93.) Die Worte ded $. 511 (unge: 
gewöhnlichen Ertrag“... .) dürfen nicht irre führen, da hier der öfonomifch unge 
wöhnlic; günftigere Wirthſchaftsertrag, nicht aber wirthfchaftliche Kalamitäten (mie 
Windbrüche zc.) gemeint find. 

18) Bal. L. 77. D. de V.S.50. 16: frugem appellari..... et quod ex 
vino, eilvis oaeduis, cretifodinis, lapidicinis capitur. L. 9. 8. 2. 3. L. 12. 
V. 13. 8. 5. D. h. t. 7. 1. Bol. Windſcheid g. 144, N. 8. Daß aud der 
Marmorbruch zum Fruchtbezug gehört, kann nach oͤſterr. Recht nicht zweifel 
haft ſein. 

19) Schmid 8. 9, N. 1 will den Erwerb der Civilfrüchte analog nach den 
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8. 15. Gerichtlicher Zuſchlag. 


Das Eigenthum unbeweglicher Sachen gebt im Falle ber exe- 
kutiven gerichtlichen Feilbietung, wie fpäter (vgl. 8. 17) gezeigt werben 
ſoll, ſchon mit dem gerichtlichen Zufchlag auf den Exfteigerer über. 
(88. 337. 338 A. ©. D., und bef. 8.72 ©. ©.) Bezüglich ver be- 
weglichen Sache bildet hingegen ver Zufchlag bloß den Übereignungs- 
titel; das Eigenthum geht nach ber allgemeinen Regel erft mit ver 
Übergabe über. (8. 425, cfr. 8. 367.)1 Die befonveren Grüne, 
welche rücfichtlich der Immobilien zu der entgegengefetten Entſcheidung 
führen (vgl. insbef. $. 337 ©. O. verb. „das Gut abtreten“, $. 72 
G. ©. verb. „bisheriger Eigenthümer“ 2c.) Haben auf Mobilien nicht 
Bezug und ift hier bie diesfällige, bei Immobilien zwedimäßig getrof- 
fene Sonverbeftimmung um fo entbehrlicher, als fich die Übereignung 
feilgebotener Mobilten regelmäßig fofort nach dem Zuſchlag durch 
Aushändigung derjelben vollzieht. — An diefem Drte wird der Zu- 
ſchlag nur darum erwähnt, um in diefer durchaus nicht unzweifelhaften 
Trage der Anschauung Ausprud zu geben, daß das Eigenthum un⸗ 
verbücherter Güter, deren Erwerb fonjt analog nach ven für ven 


Grundfägen über natürliche Früchte behandeln, ftellt die nicht fälligen Rupungen 
den fr. pendentes, die fälligen den fr. separati und die eingehobenen den fr. per- 
cepti gleih. Die Unalogie ift aber feine durchſchlagende. L. 58 pr. D. h. t. 7. 1, 
beweift nichts; für das ö fterr. Recht zeigen die 88. 330. 519 die völlig verf hie 
dene Behandlung. Dol. au L. 121. D. de V. 8. 50. 16. usura..... in 
fructu non est, quia non ex ipso corpore sed ex alia causa est i. e. nova 
obligatione. Bergl. auch die Bedenken Windfcheid’s 8. 203, N. 9. Eigen- 
tbum an den Früchten geht felbftwerftändlich nur dur Tradition feitend ded Obli⸗ 
girten über; inwiefern ein Anfpruch auf Theilung oder eine Erfagpflicht flattfindet, 
ift nach Befonderheit des Rechtsverhältniſſes zu beurtheilen. So verlangt der $. 330 
dauigtot be Leiſtung, nicht fo der 8. 519. 1096 G. B. Bol. auch Schiffner 
8. 79.N 

1) Deräher vgl. bef. Stobbe, D. Pr. R. II. $. 92, welcher bezüglich der 
Mobilien und Immobilien Eigenthumdübergang durch Zufchlag behauptet. Ebenſo 
nah preuß. L. R. 8. 342.1 11, dazu Dernburg $. 350. — Mit der Auffaffung 
der Erfteigerung als originäre Erwerbsart (Ex ner, Hyp. R. 6.233. 366, Stobbe 
a. a. D., — dazu vgl. Strohal, 3. Eigenth. an Imm. ©. 100 fig.) fann ich mid) 
nicht befreunden; es Tiegt fein zwingender Grund vor, der hiftorifchen Entwicklung 
und der offenfichtlichen Anfchauung der Gefeggebung (vergl. 8. 1089, 8. ©. 2. 
88. 326 fig. A. ©. D.) entgegen den Grundgedanken eined Zwangsverkaufs fallen zu 
laffen; die Modifikationen des Exekutivverkaufs widerftreben nicht dem Weſen des 
Verkaufsvertrags. Bol. auch Menzel, Überbot (1891) ©. 7 fig. 
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Erwerb von Mobilien geltenden Grundfägen zu beurtbeilen ift 
(f. Nr. 6213 Samml. Gl. U. W., dazu Nr. 5914. 6044. 75340. ©.), 
im Fall der erekutiven Verfteigerung gemäß 88. 337 u. 338 A. G. O. 
ſchon mit dem Zufchlage übertragen wirb.?2 Vgl. noch 8. 17 ad 10 
dief. B. 


8. 16. 
0) Eigentiumserwerb durch Uninerfaliucceifion SS. 547. 819. 


Der Erbe erwirbt kraft Erbrechtes alle Bermögensrechte des Erb- 
laſſers, welche nicht mit dem Tode desfelben erlöſchen, ſomit auch das 
Eigenthum an den zum Nachlaß gehörigen beweglichen Sachen. Ent- 
jcheidend für den Erbſchafts- und jomit für den Eigenthumserwerb ijt 
aber nad) öſterr. Rechte in Folge des eigenthümlichen Inſtituts ber 
Verlaßabhanblung nicht ver Antritt, ſondern bie gerichtliche Ein- 
antwortung ber Erbſchaft, alfo die Zuftellung der Einantwortungs- 
urkunde (88. 797. 819, cfr. 807. 810. 811. 813 ©. B., 88.43. 
46. 122. 145—148 des f. Bat. v. 9. Auguft 1854).! 


2) Aud die legislativen Utilitätsgründe treffen in beiden Fällen gleichmäßig zu. 
Dol. dazu Strohal a. O. S. 117 flg., 126 fig. (Eine falfche Anwendung ber fin 
gulären Norm des $. 367 findet fich in Nr. 6327 der Sammtl. ; dazu ſ. S. 340 flg.). 
Übrigens hat die Anmerkung der erefutiven Verfteigerung nach $. 72 ©. ©. eine 
wefentlih andere Natur ald die Pränotation ded Eigenthums ded Käuferd; nur in 
der negativen Funktion begegnen fid) Beide. Theilw. a. A. Erner, H. R. ©. 366, 
richtiger $. 50, N. 20. 

1) Es gilt alfo nicht der vöm. Srundfag, daß der Erbe die Erbſchaft ſchon mit 
dem Antritt erwirbt; vielmehr ift durch die biftorifche Geftaltung der Verlaffen- 
ſchaftsabhandlung der Schwerpunkt in die gerichtliche Einantwortung gelegt. Pol. 
Randa, Erwerb der Erbſchaft S. 92—95, Krasſsnopolski, Mittheil.d. d. Jur. 
V. 1877, S. 95, Krit. B. Sch. 27. 6.492, von Ganftein, Grünhut's Zeitfähr. VI. 
©. 155, N. 37, Schufter, Bfahr. a. Streitfadhen, ©. 202, Krainz (Pfaff), Sof. 
8. 511, wohl auch der Ungenannte in Grünh. Zeitfehr. 14 ©. 140 flg., zum Theil 
Haſenöhrl, Obl. 8. 10, ©. 111; fo auch die "Kommentatoren von Zeiller IL 
©. 863 bi Stubenraud II. S. 807, welche allerdingd mitunter unpaffender Beife 
den Geſichtspunkt der Tradition einflechten ; dagegen hält den Erbfchaftsantrittfür maß⸗ 
gebend Unger II. 8. 74, N. 24, VI. 8. 40, obwohl nicht ohne Schwanten: „Bor 
diefem Zeitpunkt (der Einantwortung) wird der Erbe in den meiften Beziehungen fo 
betrachtet und behandelt, ald hätte er die Erbſchaft noch nicht angetreten ...; der 
Erbe fteht dem Nachlaß, der ihm aktuell doch nicht gehört, wie ein Fremder gegen. 
über, die Gläubiger haben die Erbfchaft, noch nicht den Erben zu ihrem Schulbner; 
auch Strohal, Eigentb. 8. 8, R.1, Graf Chorinsky, Berlafabh. ©. 164, u 
Pfaff-Hofmann I. S. 41. 53, Menzel, Anfechtungsgeſ. S. 83 N. 20, Stein- 
lechner, Das ſchwebende Erbrecht zc. (1893) ©. 435 fig. Note, halten ander rom. 
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Wohl Ließe fich der Bermögenserwerb (Eigenthumserwerb) durch 
Erbſchaftsantritt bei befehräntter Vermögensverwaltung bis zur Ein- 
antwortung denken; allein dies ift nicht pie Auffaffung des öfterr. R., 
welches den Erben als bloßen „Verwalter“, „Beforger“, „Vertreter“ 
ber Verlaſſenſchaft (her. jacens) betrachtet und ihn dem Kurator der⸗ 
jelben gleichftellt. Träte der Bermögensübergang ſchon mit dem Erb⸗ 
ichaftsantritt ein, fo müßte ber Erbe ſchon während ver Verlaßabhand⸗ 
lung ans den Schulden der Verlaffenfchaft geklagt werden können, 
während boch nur die Letztere (vertreten durch den „erbserflärten" Erben 
oder Kurator) belangt werben darf (88. 811. 813 flg., 8. 37 Sur. 
Norm., Entſch. d. O. G. H., ©. 3. 1876 Nr. 66). Für bie hier 


Auffaffung feit, trogdem fie zugeftehen müflen, daß der Nachlaß „während der Ber: 
laſſenſchaftsabhandlung auch nad) dem Erbfchaftsantritt noch in vielen Beziehungen 
wie ein ruhender zu behandeln ift”. (Die Bemerkung, daß die h. jac. durd den An⸗ 
tritt „aus dem Kreife der Rechtsſubjekte fheide”,beruht auf ciner petitio prineipii.) 
Auch die Einwendungen Strohal's, Menzel’? u. Steinlechner’3 überzeugen mich nicht; 
denn 1)die Separation kann nur während der Abhandlung begehrtimerben (8. 812: vor 
der Einanttvortung ...); nach diefem Zeitpunkt ift die rechtliche Bereinigung der Ber: 
mögendmaffen des Erblafferd und Erbenunwiderruflich (vgl. Hofb. v. 27. März 1846, 
3.948) ; eine theilweife Separationiftm. E. unzuläffig (8.812; durch Sicherftellung 
erlifcht dad Separationgrecht). 2) Die Berechtigung des Erben nad) 8.145 dest. Bat. 
v. 1854 ftügt fich aufdieverlaßbehörbliche Ermächtigung zu Verfügungen über das ihm 
noch nicht gehörige Vermögen; 3) auf die Frage, mann der Erbſchaftserwerb eintritt, 
wenn der rechte Erbeerftnacdh der Einantwortung klagend auftritt, antworte ich, daß das 
Urtheil die Stelle der Einantwortung einnimmt; jenes hat hier fo wenig fonftitu- 
tive Kraft als diefe, gehört aber zum Gompler der Erwerböthatfachen ; das Erbrecht 
wird dem Geklagten ab- und.dem Kläger zuerkannt und eben damit die Fortdauer der 
h. jacens bis zu diefem Zeitpunkt ftillfchweigend anertannt. 4) Die angeblich ber 
denklichen praftifchen Refultate beftehen m. &. nicht: die h. jacens fann ohne Ap⸗ 
prebenfion nicht befigen und erfiken. Daß der unbedingt erbderklärte Erbe ein 
praktiſches Intereffe haben könne, feine Forderung gegen die Nachlaßmaſſe einzuflagen, 
leuchtet mir nicht ein. Gegen Steinlehnera.D. fei bemerkt, daß gerade der Cod. 
Ther. beweijet, daß die „Einantwortung nicht bloß eine öff. Legitimation ift, fon- 
dern mortis c. diejelbe Rolle fpiele wie inter viv. die „Übergabe“ (cfr. $. 797). 

2) Ungerw. Randaa. O. u. krit. V. J. Sch. 16. ©. 527 (gegen Mages, 
Geſammtſchuldverhandl. ©. 57), neueftend auh Hafenöhrl S. 112, der aber in 
Anfehung des unbedingten Erben die perfönliche Haftung fehon mit der Erbser⸗ 
klaͤrung eintreten lafjen will (Arg. 88. 550. 820). Allein wenn fih die Univerfal- 
fucceffion (in die Aktiva und Paffiva) überhaupt erft mit der Einantiwortung voll 
zieht, dann fann auch bezüglich der Haftung für die Nachlaßſchul den kein Unter 
ſchied zwifchen bedingt und unbedingt erbserklärten Erben gemacht werden. So fiebt 
fich denn auch H. S. 113 zu dem Zugeftändniffe genöthigt, dag, wenn einige Erben die 
Erbichaft bedingt, andere unbedingt antreten, auch die unbedingten Erben bis zur 
Einantwortung die Bortheile der bedingten Erbderlärung genießen ($. 807), d. h. 
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vertretene Auffaffung fpricht der allerdings nicht widerfpruchsfreie 
Cod. Ther. I. 21. nr. 157—159, ver dem Erben erft nach ber Ein- 
antwortung „das volle Eigenthum, folglich auch alle Befugniffe eines 
wahren Eigenthümers" und insbef. die Eigenthumsklage zuerkennt 
(ähnlich Horten IL. 17. 88.25. 29); dafür fpricht wortbeutlich auch 
ber 8. 7 des böhm. Landtaf. Pat. v. 1794,3 ferner die Beſtimmung 
des $. 23 Gr. ©., derzufolge derjenige, ber ein in ben Nachlaß ge- 
böriges Gut während der Verlaßabhandlung erworben hat, unmittel- 
bar nad) dem Erblaſſer an die Gewähr zu fchreiben tft. (Im der Praxis 
ift dieſe Anficht die herrſchende und durch die Entjcheibungen des oberft. 
Ger. Hofes wieberholt gebilligt worden.) * 


perfönlih nicht haften. Wo follen wir aber den inneren rund für diefe Unter 
fheidung finden? Bom Standpuntte H.'s ift fie unerflärlih. Allerdings iſt die 
Faffung der 88. 807 u. 820 irreführend ; allein fie erflärt fi) aus der unklaren, 
ſchwankenden Auffaffung der Redaktoren, die fich des Gegenſatzes zwifchen dem röm. 
und öfterr. Recht nicht bewußt waren. Auch H. nimmt den $. 550 nicht wörtlich. 

2a) Allerdings ſpricht derfelbe Cod. Th. II. 21 nr. 7. 86. 156 (= $. 541. 
G. B.) vom Erwerb der Erbfchaft durch Antretung; 8. 156 fagt dageg.: Daß der Erbe 
durch die Einantwortung in den Genuß aller Erbvortheile gefegt werde. Vol. dazu noch 
Harraſowsky, IL. ©. 404, N. 1, S. 406. R. 3, 423 R. 9, 425 R. 10 und 
Steinlechner a. O. Die Protokolle OfnerI. ©. 324, II. 8. 286 geben und feine 
Aufflärung über die Antinomie zwifchen $. 547 u. 88. 797 flg. ©. 3.) 

3) 8. 7 lautet: „Da nad) der beftehenden Berfafiung das Eigenthum eines er- 
erbten Guts oder landtäflichen Kapitals nicht durch die Erbserklärung, fondern durch 
bie Einantwortung erworben wird“ u. f. f. Vgl. auch 8. 178 des k. Pat. v. 9. Aug. 
1854. — ©. auch die Protokolle der Kompilationdtommiffton zu 8. 425 (Gipung v. 
6. Juni 1803), wofelbft Zeiller bemerkt: „der bloße Vertrag gebe in Ofterreich fein 
dingliches Recht ; auch nicht das Teftament, fondern erft die Einantwortung oder 
Eintragung der vermachten Sache in die öffentlichen Bücher. (Ofnerl. ©. 325.) 

4) Bol. aud das Jud. Nr. 85:, Der 2. Abf. des 8. 83 Jur. Norm (Erforder- 
derniß der Genehmigung des Gerichtöhofes zur Deräußerung unbeweglicher 
Sachen eined Mündels) findet feine Anwendung, wenn dad Immobile noch im Zuge 
der Berlagabhandlung verkauft wurde”, — natürlich weil dad Gut erft mit ber 
Einantwortung zum Mündelgut wird. Intereffant ift das Ergebniß der über diefe 
Frage eingeholten Gutachten der Gerichte; die Motive des Plenarerkenmiſſes bemer- 
ten hierzu: „daß der Erbe gemäß SS. 797 u. 819 ©. B. das vollwirffame Eigen 
tbum....erft mit der Einantwortung erlange, wurde von feiner Geite ernfl« 
(ih beftritten, und daß durch die Beräußerung eines noch nicht eingeantworteten Erb- 
gutes nur ein Beftandtheil der Erbſchaftsmaſſe — nicht etwa ein Dermögend- 
flüd der Erben hintangegeben werde, findet im $. 23 Gr. ©. feine Betätigung.” 
Dal. auch Rr. 6162 Samml. GI. U. W.: „Es handelt fich nicht um die Veräußerung 
der Güter des Erben, welcher erft durch die Einantwortung das volle Eigenthum. . 
erwirbt". So Nr. 8788. Ebenſo die E. d. Verwalt. ©. 9. i. d. Sammt. Yubwindfi 
Nr. 61. 230. 693.1842.1843 u.a., dazu Wolski, Judicatenbuch Rr. 1678—1680. 





8 17. Das fogen. Natural» und Bucheigenthum. 385 


2. Derivativer Erwerb unbeweglider Saden. 
8. 17. Das ſog. Natural⸗ und Bucheigenthum. 


Sehr verbreitet iſt unter den öſterr. Juriſten die Auffaſſung, daß 
(von geringen Ausnahmen abgeſehen) Eigenthum an Immobilien über⸗ 
haupt — und insbeſondere in den Fällen des berivativen Erwerbes 
unter Lebenden und auf ben Todesfall einzig und allein durch Eintrag 
in die öffentlichen Bücher erworben werde. Dieſe Auffaffung erklärt 
fich einerfeit$ aus dem Umftanbe, daß für die praftifch wichtigften 
Fälle der Bucheintrag von Alters her imperativ vorgefchrieben war, 
anbererjeit8 aus ber ſcheinbar ausnahmsloſen Vorjchrift der 88. 425. 
431 u. 436 9.8.6.9. (Noch weiter geht vie legislative Tobt- 
geburt des 8. 322: daß „das Beſitzrecht ausſchließlich demjenigen 
zufteht, welcher als Befiger verfelben eingefchrieben tft“. Vgl. 8.321.)1 


I) Der Entwurf (de3 weſtgal. &. 3.) verlangt zum Eigenthumderwerb ſcheinbar 
neben der Berbücherung auch noch die (wirkliche) Ubergabe. Vgl. 8. 172. MW: „Um 
bewegliche Sachen können weder durch den bloßen Willen des Eigenthümerd noch 
durch die... . Übergabe allein erworben werden; ſolche Erwerbungsgefchäfte müffen 
noch überdies. . eingetragen werben“, Allein die Bergleichung der $. 43. 44 
178. 182. V., welche mit den 88. 321. 322. 440 u. 441 A. B. G. B. Ebereinfimmen, 
ergiebt, daß hier wohl mur eine ungenaue Redaktion vorliegt und daß auch nach dem 
weitgal. G. V. die Tradition zum Erwerb ded Eigenthums nicht erforderlich war. 
Bol. StroHpalg.3,N.1. Im übereinſtimmung mit den älteren Quellen beftimmt 
ſchon die Nov. Decl. Ee. V. X., daß Landgüter „anders nicht als mit der Landtafel 
afficiret, vergeben“ 20. werden tönnen ; die phufifche Übergabe begründe „tein jus 
possessionis, nod) weniger translatio dominii” oder die Möglichkeit der Ufu- 
fapioncontra tabulas. Del. Böhm. Stadtr. D. 33.8. 3, F. 21. 24. Auf 
diefem Standpunfte fieht auch der Cod. Ther. IL 6 nr. 44; 8. nr. 17—19; 
33—34; 9 nr. 31. 40; 24 nr. 19. 89. 144. 156. 157 ; ebenjo der Entw. 'Horten 
II. 5.88. 8. 10-12; 2. 88. 5. 23; 7 88. 8. 22; zum Theile noch der Entw. Mar⸗ 
tini: IL 18. 88. 23. Nur durch den bücher. Eintrag wurde der „rechtliche Beſitz 
ded Gutes erworben. (Cod. Ther. II. 24. nr. 19, Horten II. 21. 88. 8.9. 13.) 
Aus den zahlreichen Stellen fei nur Yolg. citirt: Sorten IL. 5. 88. 8: „Bei unbeweg- 
lichen Sachen wie auch bei den auf unbew. ©. haftenden Rechten fol feine Uber- 
gabe, feinlanger Befig, kein em für ſich allein die Übertragung des 

Eigenthums noch auch des rechtlichen (sc. rechtmäßigen cf. 8. 10) Beſitzes wirken, 
fondern hierzu allegeit erforberlich fein, daß diefe Übertragung in der Landtafel, 
Stadt» oder Grundbüchern ... behörig einverleibt werden.” Rur der bücherlicdhe 
Befiger hat rechtmäßigen Befip, nur er ift dur) a. Publiciana gefchügt u. nur er 
hat die Möglichkeit der (bücherlichen) Erfigung (Verſchweigung); cf. Horten IL. 5, 
$.10: „Riemand fol... für den wahren u. rechtmäßigen Befiger ... . gehalten wer⸗ 
den, als defien Eigenthum oder Befigrecht ... . vorgemerkt iſt.“ Bol. 88. 321. 322. 
9.2.8.2.) Diefem Grundfag wird der Entw. Martini theilweife untreu und 


Rande, Eigenthum n. öſterr. Recht. 25 
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Allein der oben erwähnte Grundſatz ift in biefer Allgemeinheit gewiß 
ebenjo unbaltbar und fcheitert ebenfo fehr an der Natur ver Sache, 
als der viel zu generelle Grundſatz des $. 4 des Grundb. Geſetzes v. 
J. 1871: „Die Erwerbung, Übertragung, Beſchränkung und Auf- 
hebung ber bücherl.? Rechte ($. 9) wird nur durch bie Eintragung 
berjelben in das Hauptbuch erwirkt."3 Kine genauere Erwägung 
wird ergeben, daß es troß ber fcheinbar ausnahmslofen Vorfchrift der 
88. 431 und 436 A. B. ©. 2. und bes $. 4 Gr. ©. eine ganze 
Reihe von Fällen giebt, in welchen das Eigenthbum von Grundſtücken 
jelbft derivativ ohne Verbücherung erworben wird und in denen johin 
bie Unterfcheibung zwifchen bücherlichem und anßerbücherlichem (Na- 
tural-)Eigentbum unmwiderftehlich ſich aufdrängt — eine Konfequenz, 


eben darum unconjequent u. widerſpruchsvoll: er geftattet die 30 jährige Naturaler- 
figung mit nadfolgender Tabularerfigung (! III. 18. 8. 23), u. gewährt auch dem 
Naturalbefiger diea. Publiciana (II.3.88.18.19). So auch Urentw. 8.609 u. das 
A. B. G. B. jedoch mit Weglaffung des Requifited dernachfol. TZabularerfigung (88. 37 
u. 1468.) Bei diefer Rechtslage erfeheinen allerdings die 88. 321 u. 322 B. G. B., 
welche gemäß dem Cod. Ther. u. Horten vollkom men zutreffend waren, in Rüd- 
fiht der Immobilien veraltet, unwahr und anachroniftifch; fie find nur verftändlic, 
wenn wir ihre Dorgefchichte kennen. Das mangelnde biftorifche Berftändnig Mar- 
tini’d u. der fpäteren Redactoren hat ung hier ein abgeftorbenee Recht überant- 
wortet! Pal. dazu meinen Befig $. 5; theilweife abweichend Czyhlarz, Grünh. 
Ztſchr. X. ©. 263 flg., Krainz, Syſt. I. ©. 158 fig., Pfaff, Zur. BI. 1984, 
Nr. 18, 1887 Nr. 41, Burdhard, 8. 192. Eigenthümlich find die Anfichten Leo 
Seller’ 3, in deffen Ofterr. Eentralblatt für d. juriſt. Prarid L (1883) Heft 8 u. 
9. Sie combiniren oft Richtiges u. Unrichtiged zu einemdem poſitiven Rechte frem« 
den Gebilde. Der Berfuch Geller's, zu beweifen, daß nicht Tradition oder Ein- 
trag, fondern dad nudum pactum die alleinige oausa der Eigenthumdübertragung 
bilde, hat die Bedeutung der Erfcheinungdform ded Willens u. den Imperativ des Ge 
ſeßes völlig ignorirt. 

2) Unter , bücherlichen“ Rechten find offenbar die verbücherungsfähigen ($. 9 
d. i. die dinglichen Rechte, die Neallaften und die drei dafelbft genannten obligato- 
rifhen Rechte gemeint. Pal. Strohal ©. 12 fig. 

3) Diefer generalifirende Sag ift nicht nur überflüffig, fondern geradezu un 
richtig; denn nicht nur ift der Erwerb, dielibertragung ac. der verbücherungd fähigen 
obligatorifchen Rechte (8. 9), 3. B. des Beftandrechtes vom Eintrag unabhängig, ſon⸗ 
dern felbft Dingliche Rechte (Eigenthbum, Servituten, Pfandrecht) werden bieweilen 
ohne Eintrag erworben, man denke z. B. an die Naturalerfigung (9.1498), an die 
geſetzlichen Pfandrechte! Soweit etwa der 8. 4 das Schwergewicht auf den Eintrag 
ind Hauptbuch legen wollte, fo hätte zu dieſem Zwecke eine entfprechendere Faſſung 
des 8. 5 genügt. Richtiger Tautete der F. 4 der R. Borlage v. 1869, zumal die Der 
ziebung auf die allgem. civifrechtlichen Beftimmungen umgangen werden wollte (art. 
IV. Einf. ©.). Vgl. auch Stropal ©. 10 flg., deffen Ausführungen ich jedoch nicht 
durchwegs theile. 
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welche neuerlich in ven 88. 22 und 78 Gr. ©. durch Erwähnung ber 
„außerbücherlichen“ Übertragung einer Liegenfchaft ausdrücklich an- 
erkannt worden ift.* 

Bon vorn herein mag darauf aufmerkſam gemacht werben, daß 
e8 zwar bei dem berivativen Singular-Erwerb in der Hand der Geſetz⸗ 
gebung liegt, die Formen zu beftimmen, in welchen fich der Über- 
tragungswille äußern muß, um ben Nechtserwerb zu vollbringen, 
daß aber das Weſen der Univerfalfucceffion die willfürliche Firtrung 
ſolcher Formen nicht zuläßt und daß e8 überdies bei manchen originären 
Erwerbsarten aus zwingenden Gründen nicht wohl angeht, den Erwerb 
vom Eintrag abhängig zu ftellen. Ein Blid auf das pofitive Recht 
wird dies klar machen: ® 

Nach öfterr. R. wird insbef. Eigenthum ohne Bucheintrag in 
folgenden Fällen begründet: 

1. Uferanrainer erwerben nen entjtandene Injeln in nicht 
Ichiffbaren Flüffen vurh Zueignung 68. 407), dasſelbe gilt vom 
verlaffenen Flußbett (8. 410).° 


4) Den Beweis hiefür habe ich bereits in der Öfterr. Ger. 3. 1867, Ar. 101; 
1871, Nr. 39, Erwerb der Erbfchaft S. 34, Vlasnietvf $. 32 geführt; im Weſen 
zuflimmend: Ogonowski, Ger. 3. 1875, Nr. 89-92, Schiffner, E.R.$.108, 
Geller a. O. Ausführlich befaßt fich nachher mit diefer Frage die Schrift E- Stros 
hal's: Zur Xehre vom Eigentbum an Immobilien (Graz 1876), dazu Randa, 
G. 3.1876, Rr. 94, Schiffner, Grünhut's Zeitfchr. IV. ©. 515 flg.: die Dif 
ferenzen zwiſchen St.'s und meiner Anficht find von untergeordneter Bedeutung, nach⸗ 
dem ich eine Ältere, nunmehr aber von Ogonowski a. DO. Nr. 89 u. Ofner, Sad. 
R. 8. 32 vertretene Anficht (Eigenthumserwerb durch Tradition) vorlängft aufgegeben 
habe. (Ofner fpricht hier von einem „Näberedht.”") Daß auch einzelnen deutichen Par⸗ 
ditulargefeggebungen der Unterfchied zwifchen Natural» uud Civileigenthum nicht 
fremd ift, darüber ſ. Stobbe, Ihering's Ihrb. 12, ©. 239 fig., Hdb. $. 94 a. E. 
Die Regel, daß Eigenthum nur durch Eintrag übergehe, hat in der Natur der Sache 
ihre Grenzen und e8 heißt der Geſetzgebung Unmögliched zumuthen, wenn man ver- 
langt, daß fie über diefelben hinausgehe. Übrigens kann auch die Exiſtenz gewiſſer 
öffentlichrechtl. Hypotheken (für Steuern ꝛc.) u. Reallaften (8. 23 R. Waſſ. Gef. ꝛc.) 
nicht wohl von der Eintragung abhängig gemacht werben. 

5) Sachgemaäß befchränft dad preuß. Gr. G. v. 1872 (88. 1. 3. 5) dad Erfor- 
derniß der Auflaffung und des Bucheintragd auf die Fälle der freiwilligen Ber- 
äußerung. Vgl. Strobal S. 23 ff., Dernburg $. 242. 

6) Näheres in meinem Waſſerrecht (3. A.), S. 70 u. oben®. 79. Burdhard, 
Syſt. III. 8. 188 will die obigen Fälle Rr. 1. 2. 3 darum nicht hierher rechnen, weil 
die bezuglichen Objefte angeblihnicht Gegenftand des bücherl. Eintrags find. Allein 
das Gegentheil ift wahr; vgl. 8. 2. der 2, Cr. B. Geſetze. Auch Krasnopolsti, 
Krit. B. Sch. 27. S. 492 will die Fälle 1. 2. 3. 8 nicht hierher zählen; indeß be- 
ftreitet er nicht, dap Eigenthum hier ohne Eintrag erworben wird. 

25* 





25 Zei wen. Rırzrzl- a Dabeiyuttem. 8.17. 


2. Tem Einst allen vie im Ichrifbaren Flüffen neu entfianbenen 
Jz12/x zı7 ba troeden geleı’e Flugbett von Redhtöwegen zu /8. 407. 
419, Derst. 2. 19. Arril 1542 3, 609). 

3. Derrenlete me imsbeicntere dereſinquirte Grũnde werten 
sub Jze:rırı3 erwerben ($. 356. va;z $. 3871.7 

4. Exteizmete Grunritüde geben durch Zahlung Erlag) des 
Schayrıztwerthes ins Eigentbam des Unternehmers über, zu deſſen 
Oxzıien ne erererriict murten. 8.365 G. B., Gef. v. 14. Sep 
tember 1554 3 238, $. 9, 8. 97 Bergg. und dazu meueft. Geſetz v. 
19. Fehr. 1375 3. 30, 88. 19 u. bei. 34. demzufolge vie Anmerkung 
es Erlags rer Entihärigungefumme rie Zirtung ter Zwang$- 
zertteigerung bat, dazu ſ. R. 25 und $. 17 des Eif. Buch. Sei. 
zur Erf. Rr. 5767 Sammi. Gl. U. W.' Nach Ablauf ber (regel⸗ 
mäs:z 90 jährigen! Kcnzeifienevaner füllt das Eigenthum ber meijten 
fouzerficnirten Eiienbabnen „ohne Entgelt unt unmittelbar" von Rechts⸗ 
wegen vem Staate zu.? 

5. Ter Eigenthümer tes Gruntes erwirbt das Eigenthum ber 
auf temielben errichteten Gebänlichkeiten ıc. :SS. 417—419),1% und 
im einem Falle erlangt der rerliche Banfũhrer das Eigenthum an ter 
Bauftelle 18.415 a. E.)."! 


7 Aur in Torol find die Glericher als Staatögut erflärt werden. Räberee ſpaͤter 

5 Bil. Rantaa O. Brajäf, Enteign. E49, Srünbut, Enteign. 6.179. 
u. Schiiiuer $. 108, R. 7, Krainz, Eof. $. 216, während Strohal a. O. 5.11 
den Eigenibumdüubergang ſchon mit tem Grlafie Datum) des Gnteiguungderlennt- 
nines eintreten lãht. Dagegen |. $. 7, Rote 106 u Geller ©. 527. 

9. Bgl. $. 8 des vorcit Gef. v. 14. Eert. 1854, Randa m Schiffner a. D 

10) Bgl. Strobal $. 14, mit Beihränfung auf Gifenbahn-Enteign., Burd- 
hard IIL. $. 188. Auch im Fall der Alluvion und Apulfion (88. 4111 412 
2.6.2.) tritt felbfiverfländli Erwerb ohne Berbücherung ein, was Strobal, 
©. 162 in Anfebung der Aoulfion mit Bezug auf $. 3 Gr. G. — mit Unteht — 
leugnet; denn ver $. 3 cit. bezieht jich wur auf gewillfürte, wicht auf durd Ratur- 
ereignijie begründete Änderungen des Umfanges einer Realität. Pal. $. 23 dieſes 2, 
wozu bemertt wird, daß bier im Grunde kein Reueriverb, fondern nur räumliche Cr» 
weiterung des Rechtsobjektes vorliegt. Bol. aub Schiffnet $. 106, R. 8 und 
Rr. 4232, 5550 Eamml. GI. U. W., wofelbft dad Raturaleigentbum nur nicht gegen 
den b. f. bũcherlichen Erwerber gejhüpt wird. 

11, Dafür, daß hier Eigentbum und nicht bloß ein obligatoriſcher Anfpruh 
(wie Strebal$. 14 u. Burkhard IIL.$. 188 meinen) erworben wir, ſpricht, abat- 
fehen vom der Fafjung deö 8. 418, dad preuß. 2. R. 86. 334. 335, L 9, welchem 
die Beſtimmung entichnt ift (dazu C fner, Brot. v. 27. Juli 1807, Förſter 8. 176, 
R.40, Dernburg LS. 501 fig.), ferner die Tendenz des Gefepgeberd, den redlihen 
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6. Durch dreißig⸗, bezieh. vierzigjährigen qualifizirten (veblichen) 
Beſitz (Erfigung) wird Eigenthum an Grundſtücken auch gegen ven 
Bucheigenthümer erworben (88. 1468—1477. 1498. 1500 9. 8. 
®. 3. und $. 70 Gr. ©.) 1? — Aber nicht bloß in den eben genannten 
Fällen des originären Erwerbs, fjowie im alle ver weiteren 
Übertragung bes fo erworbenen Eigenthums, fondern auch im Falle 

7. der exekutiven gerichtlichen Verfteigerung, und 18 

8. im Falle ver Univerfalfucceifion auf den Todesfall ift trog der 
ſcheinbar entgegenftehenden Norm ber 88. 431.436. 819 A. B. G. B. 
zum Eigenthumserwerb von Immobilien die Berbücherung bes Eriwer- 
bungsaktes nicht erforderlich. 14 Die Unabhängigkeit des Eigenthums- 
überganges von ber bücherlichen Erfichtlichmachung besfelben iſt eine 
unvermeidliche Konſequenz des Weſens ver Univerfalfucceifion 
(88. 547. 820. 821 ©. B., 8. 145 Bat. v. 1854, 8. 78 Gr. ©.). 
Der Erbe, welcher in die Geſammtheit der Bermögensrechte und Ver- 
binblichfeiten des Erblaffers (in universum jus defuncti) eintritt, 
erlangt, jobald er die Erbichaft erworben hat, auch das Eigenthum 
ber zum Nachlaß gehörigen Immobilien ohne allen Bucheintrag. 
Denn daß bis zum Eintrag weder das Grundſtück herrenlos ift, noch 


Bauführer nicht bloß gegen den dolojen oder nachläffigen Srundeigenthümer ficher zu 
ftellen, fondern gegen Jedermann, fofern nicht etwa dem Erwerber das Vertrauen auf 
das öff. Bud) (8. 1500) zu ftatten kommt. Eigentbum wird bier firafmeife verwirft. 
So auch Stubenrauch J. S. 553 u. Randa, ©. 3. 1876, Nr. 94. 

12) Sowohl der Wortlaut der bezüglichen Geſetzesſtellen „Eigenthum, Zuer- 
tennung des Eigenthums, bis herige Eigenthümer”) ala die Vorarbeiten (f. Entw. IL. 
88. 607.609) beweifen, daß Eigenthum und nicht bloß ein „obligatorifcher Anſpruch“ 
(Unger, Ger. 3. 1868, Nr. 26, Krainz, ebenda Ne. 97, Burkhard, IIL$.188 
Stobbe 12, ©. 266) durch Erfigung erworben wird. Vgl. auch meinen Aufl. Ser. 
Zeit. 1871, Rr. 40, Harrafowäty, Rot. Zeit. 1872, Nr. 47 Beil,, Ogonowski, 
Ger. 3. 1875, Nr. 85, Strohal 88. 12. 13, Schiffner $. 108, N. 5, Geller 
a. O. Die Protokolle (Ofner II. ©. 452) geben in ihrer lakoniſchen Kürze keine 
Aufklärung. 

13) Uber die Verfteigerung vgl. ©. 393 flg. 

14) Die Protokolle der Kompilationdtommiffion Ofner J. ©. 276) geben in 
den Referaten über 8.425 A. B. ©. 2. ($. 159, II. Entwurf) intereffante Belege 
dafür, daß die Kompilatoren durchaus nicht verfannten, daß in einzelnen Fällen 
Eigenthum auch ohne Übergabe, bez. Eintrag übertragen werde. Insbeſondere wurde 
im $. 159, IL. Entw. dad Wort „einzig“ geflrichen und in der neuen Faſſung des 
8.425 der Zufag eingefchaltet: „außer den im Geſetze beftimmten Fällen“ (vgl. Prot. 
v. 6. Juni 1803); ald Ausnahmefälle werden faft nur jene des „geſetzlichen“ (ipsa 
lege) Erwerbes dinglicher Rechte gedacht. 





390 Das fogen. Ratural- und Bucheigenthum. 8.17. 


ber Erblaſſer als fortlebend fingirt werben darf, liegt auf der Hand'5; 
bie ruhende Erbichaft (hereditas jacens) aber hört auf, ſowie ber 
Nachlaß ven Erben eingeantwortet worben ift (88. 819821. 8. 145 
cit.). Und wer wollte bezweifeln, daß der gerichtlich anerkannte Erbe 
über bie ihm angefallenen Mobilien und Immobilien willfürlich ver- 
fügen Tann? Und bildet nicht eben das volle Verfügungsrecht das 
Weſen des Eigenthums? 

9. Das (laftenfreie) Eigentum konzefflonirter Bahnen fällt nach 
Ablauf der Konzeſſionsdauer von Rechtswegen an den Staat ($. 8. 
ber M. 3. v. 14. Septbr. 1854, 3. 238). Vgl. ©. 388. 

10. Endlich entfällt in jenen nicht ganz feltenen Fällen, wo für 
das Grundſtück in ven Öffentlichen Büchern noch fein Foltum eröffnet ift 
(insb. 8. 2 Gr. A. ©.), bie Erwerbungsart durch Eintrag, ba hier bie 
Analogie des Mobiliarerwerbes zur Geltung fommt. (Bgl. d. Folg.) 

Es erübrigen uns fomit nur bie Fälle der Singularſucceſſion 
unter Lebenden und auf den Todesfall, — insbeſ. ver Erwerb auf 
Grund von Verträgen (VBeräußerungen, bie gerichtliche Verſtei— 
gerung inbegriffen), von Vermächtniſſen und des gerichtlichen 
Theilungsurtheils. In allen hier genannten Fällen — mit einziger 
Ausnahme ber eretutiven gerichtlichen Verfteigerung — wird dad 
Eigenthum nicht fchon burch den Veräußerungsvertrag, den Ber- 
mächtnißanfall oder das Theilnngsurtheil — auch nicht Durch bie etwa 
nachgefolgte Trabition erivorben, 1% fondern einzig burch den Buch— 


15) Schiffner a. O., N. 4, Geller a. O. So weit it Strohal mit meiner 
Auffaſſung (Ger. 3.1867, Nr. 101, 1871, Nr. 39, Erbſch. 8. 9) einverſtanden; unſere 
Anfichten geben nur darin auseinander, dag m. E. der Vermögens⸗ (Eigenthums⸗) 
Übergang erft mit der Einantwwortung der Erbfchaft eintritt, während Strohal gleich 
wie Unger II. 8. 74, R. 24 den Zeitpunkt des Erbfchaftsantritted für maßgebend 
hält. Darüber vgl. 8.16 d. B. u. Ger. 3. 1876, Nr. 94. — Man könnte etwa ge 
neigt fein, den Erben bie zum Eintrag als „gutgläubigen Befiper“ zu betrachten; 
indep alddann müßte ber Erbe das Eigenthum der Nachlaßſachen durch Dccupar 
tion erwerben! — Anders Krainz, Ger. 3. 1868, Nr. 97, welcher im Anſchluß 
an die ältere Doktrin Erbgang und Erfigung nur ald Eigenthums titel behandelt ; 
dagegen Randa, Ger. 3. 1871, Nr. 39, ©. 17, u. Strohal ©. 98, A. 4. — Die 
biöherigen Ausführungen haben felbftverftändlich auf die Singularfucceffion von 
Todeswegen feine Anwendung. Bgl. Strohal ©. 107. Irrig Geller a. D. 6. 527. 

16) Anders Og onow ski a. D. Nr. 98, welcher behauptet, daß im Falle der Sin- 
gularſucceffion durch Tradition Naturaleigenthum erworben werde, weil der Über- 
nehmer das volle Difpofitiongrecht über die Sache erlange. (Ahnlic die Motive 
des Erf. Nr. 4170 Samml. GI. U. W.). Allein Letzteres ift nicht richtig. Das po⸗ 
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eintrag. Hier fommt bie imperative Norm bes 8.431 ©. DB. zur vollen 
Anwendung, da fie (anders als in ven bisher erwähnten Fällen) durch 
entgegenftehenve, zwingende Rechtsſätze weber ansgefchlofien, noch 
reftringirt erfcheint. Insbeſondere wird im Falle vertragsmäßiger 
Veräußerung, over eines Theilungsurtheiles durch bie phyſiſche Über- 
gabe nicht etwa Eigenthum, fondern nur (nach Umſtänden gutgläu- 
biger und titulixter) Beſitz erlangt (8. 329).17 Diefer Befig genügt 
übrigens zur Begründung nicht nur der poſſeſſoriſchen Rechtsmittel 
(88. 339. 346 ©. B.), fondern auch ber fogen. Klage aus dem 
vermutheten Eigenthbum ($. 372flg. 523 ©. B., actio Publi- 
ciana), wie nunmehr unzweifelhaft aus ben Berathungsprot. 
(Ofnerl. ©. 249. 250) hervorgeht. (Gegenüber ven erhobenen 
Bedenken erinnert nämlich Zeiller, daß die 88. 372—374 nur bie 
gemeinvechtliche Regel enthalten: Publiciana adv. eum obtinet, qui 
nullo aut infirmiori titulo possidet; „in Übereinftimmung mit dem 
gemeinen Rechte" wurde von ihm die gegenwärtige Faſſung des $. 372 
vorgeichlagen und angenommen) .1° S.noh N. 1. — Auch Tann ich der 


fitive Recht kann in Form des fachenrechtlichen Einze lerwerbes, bez. die Vor⸗ 
ausſetzungen des Eigenthumserwerbes auf Grund des Vertrags ꝛc. willkürlich bes 
flimmen, ohne mit unabänderlichen Konfequenzen faft elementarer Rechtsſaätze in 
Widerfpruch zu geratben. Die Vorſchrift des 8. 431 bat daher in faft allen 
Fällen des Einzelnerwerbes (indbef. des derivativen) — weil nicht in Widerſpruch 
mit anderweitigen Rechtöfägen — volle Geltung. Der Empfänger, dem tradirt 
worden ift, kann daher nur ale (redlicher) Befiger angefehen werden. Die mögliche 
Einwendung, daß ja der Tradent derelinguiren (?) wolle und der Empfänger ſohin 
durch Zneignung erwerbe, fcheitert u. E. an der Erwägung, daß die Dereliktion ohne 
Eintrag (Löfhung) nicht wirkſam ifl. Bol. noh Strohal V. ©. 21. 24 flg., 
44 flg., welcher (88. 6. 7) näher ausführt, daß insbeſ. bei der Realerefution 
gegen den zur Eigenthumsübertragung Obligirten (Rondemnirten) und im Yalle des 
Theilungsurtheild der Eintrag ebenfo unerläßlich ift, wie bei der vertragdmäßigen 
Beräußerung. 

17) Es ift bereits bemerkt worden und geht ſchon aus den SS. 1468 u. 1498 
G. B. enident hervor, dag die Nedlichkeit des Beſitzes hier nicht nothiwendig in dem 
Glauben befteht, Eigenthum erworben zu haben; denn der Befiker wird troß dee 
Bewußtſeins, daß Tradition zum Eigenthumderwerb nicht genügt, ald Uſukapions⸗ 
befiger behandelt. Ebenſo ift ohne Zweifel das Veräußerungsgefhäft (Kauf 2c.) auch 
bei eingetragenen Immobilien als ein zur „Erwerbung taugliher Rechtsgrund“ 
Zitel) im Sinne der 88. 316 u. 320, $. 424. 1461. (1468. 1498) ©. DB. anzu- 
fehen. Vgl. 8.5 dert. V. v. 27. Oftober 1849, 3. 12, dazu Strohal ©. 90, 
Dgonowäti a. O. Nr. 89. — Auch nah ſächſ. b. G. B. 8. 276, zürich. G. 2. 
8. 532 flg. u. preuß. ©. ©. 88. 1 fig. iſt die Tradition für den Erwerb des Eigen⸗ 
thums bedeutungslos. 

18) ©. Randa, Bei. 8. 5, N. 22, Eigenth. 8. 32, Unger, Ger. 3. 1868, 
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Beſitzer gegen die Vindikation des Bucheigenthümers burch bie Einrede 
berobligatoriichen Verpflichtung Des Letzteren (exceptio doli, beziehent- 
li exc. rei venditae ac traditae im weit. ©.) ſchũtzen (8. 366. 
Vgl. Nr. 4232 Samml.).19 Berner gehen Gefahr und Nutzungen ver 


Nr. 87, Kirhftetterzug. 432 flg., Ogonomäti, ©. 3.1875, Rr.89, Strohal, 
Eigenth. ©. 91. — Anderer Anfiht namentlih Krainz, Ger. 3. 1868, Ar. 99, 
Syſt. 8.245., welcher die Publiciana nur dem Tabularbefiger einräumen will, weil 
zur Begründung der Klage ein „gültiger Titel“ nothwendig fei und der $. 322.2. 
den petitorifchen Rechtöfchug dem Buchbeſitzer vorbehalte. Allein daß der Natural⸗ 
befiger den titulirten Befig haben könne, beweifen die in der vorigen Note citirten 
Gefegeöftellen; unter „Befigrecht” aber ift im 8.322 (foweit man diefem anachronifli- 
hen Theorem Sinn beilegen will) nur dag jus possessionis tabul. zu verftehen. 
Bol. oben Note 1. und meinen Befip 8. 5, NR. 3au.R. 22, Ogonow ski a. O., 
Strohal ©. 54flg. 89. Doch will der Reptere S. 89 die Publ. dem Naturalbefiper 
nur zuerkennen gegen den befigenden „nicht eingetragenen non dominus“, nicht 
aber gegen den (befigenden) im Buch eingetragenen non dominus. M. €. ift 
diefe Unterfcheidung nicht gerechtfertigt. Denn ift (mie auch Strohal ©. 89 aner- 
kennt) unter dem rechtmäßigen Befiper auch der titulirte phyſiſche Beſitzer zu ver- 
ftehen), jo fann nichts darauf ankommen, ob der Beklagte zugleich im Buch einge 
tragen ift oder nicht. Ja die 88. 372-374 ©. DB. beziehen fih zunächſt nur auf 
den phyſiſchen Befig (arg. v. „echte Art“. .) und find nur analog auf den Tabular- 
befiger anzumenben. (Vgl. Nr. 8354 Samml. u. meinen Beſitz a. D.). Auch wenn der 
Letztere durch die Publiciana nicht aus dem bücherlichen Befik verdrängt werden 
fönnte, fo erlangt er doch durch diefelbe den praktifch wichtigen phyſiſchen Beſiß 
(88. 372— 374). Dem Eigenthümer muß natürlich der publicianifche Beſiter weichen, 
3. B. dem auf dad Buch vertrauenden bücherlichen Succeffor ded Auftord ded Ra: 
turalbefigerd. Ähnlich verhält es fih nah preuß. Recht 7. I. $. 176 (f. Dern- 
burg 8.243, N. 4, Stobbe gegen Meifcheider, Beſitz ©. 364 flg.), und dem 
bayer. Entw. Art. 180—182;, anderd aber nach 8. 325 flg. des fähf. ©. 2. 

19) Rr. 4232 will fogar „Titel und Erwerbungsart“ anerkennen. Richt die 
exc. rei v. ao tr. im technifchen Sinn, welche nach röm. Rechte befanntlih aktiv 
und paſſiv auch auf die Son dernachfolger übergeht, fondern nur die exc. doli 
fteht dem Befiper zu. Im Sinne der Redaktoren ift zwar anzunehmen, daß jene 
charakteriftifche Eigenthümlichkeit der röm exco. r. v. ao trad. (f. Windſcheid 
8.197, 9.6) im Allgem. auch für das öfterr. Recht (8. 366 B. ©. 3.) gelten 
fol; jedoch gegenüber dem bücherlichen Singularfucceffor ift diefe Einrede doch 
wohl aus dem Grunde unftatthaft, weil bei Immobilien die Tradition nicht mebt 
Form ded Eigenthumsüberganges ift (denn nur dadurch erflärt ſich die dingliche 
Wirkung deö töm. exc. r. v. ac tr.); die entgegengefeßte Auffaffung führt zur 
Umgehung, ja Negirung des Grundſatzes der 98. 431.440 4.2. G. B., melden 
zu Folge durch Eintrag Eigenthum felbft dann übertragen wird, wenn ber Er⸗ 
werber den älteren Titel eines Anderen kannte, und diefem bereit früher der Befip 
überlaffen wurde. Bol. Strohal ©. 56 u. ©. 64 flg, Stobbe 8.95, R. 30, 
Leonhard, Iher. Jahrb. 170. 183 fig. 220 fig. gegen Arndts, Civ. Schriften 
III.©. 167 fig. 372flg., Unger, Ger. 3. 1868, Rr. 26, welche unter Herbeiziehung 
der Analogie des bonilarifchen Eigenthums die Exec. im techniſchen Sinne aud 
gegen die bücherlichen Singularfuccefforen zulaffen. Gegen diefe auch von Geller, 
Gruͤnh. Ztſchr. V. ©. 350, N. 16 vertretene, fehr gefünftelte Auffaffung Krainz 
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veräußerten Sache mit dem Zeitpunkte ver Übergabe über (88. 1051 fig. 
1064).2° Endlich erlangt der redliche Erwerber nach Ablauf der Er- 
ſitzungszeit auch gegen den Buchbefiger die dingliche Klage aus dem 
Raturaleigenthum ($. 1498), Im alle des Konkurſes des bücher- 
lichen Befigers bat die Konkursmaſſe, in welche pas veräußerte Grund⸗ 
jtüd einzubeziehen ift, die Rechte des $. 22 Konk. Ordn., ba das 
Letztere trog der Tradition bem Cridatar „eigenthlimlich gehört.” (8. 26 
Kon. Ordn.) 

Zweifelhafter ift die Trage, wann das Eigenthum einer exekutiv 
veräußerten Realität auf den Exfteigerer übergeht. Iſt der Zeitpunkt 
ber Eintragung bes Meijtbieters,21 oder jener der Zuftellung des 
Adjudikationserkenntniſſes?2 oder der Moment des Zufchlags23 ent- 
ſcheidend? Gewiß ift leßtgenannter Zeitpunkt maßgebend. Denn nach 
dem Zwed der Zwangsveräußerung, welche in biefem Punkte der Ex⸗ 
propriation nahe kommt, wird das Recht des bisherigen Eigenthümers 
mit dem Zufchlage völlig aufgehoben (vgl. 8. 3374. G. O.: „uno 


Ger. 3. 1868, Nr. 98. 99 vgl. Strohal ©. 84, Nr. 31 u. ©. 100, R.5. Selbft- 
verftändlich gebührt dem Befiger die obligatorifche Einrede (exo. doli) aud dem 
Beräußerungegefhäfte auf das Behalten der Sache und die Klage auf Geftattung 
der Berbücherung. — Anders das preuß. Gr. &. 8.7, welches die Geltendmachung 
der aus dem Rechtögefchäft hergeleiteten Rechte nur im Wege der Klage geftattet. 
©. Dernburg I. ©. 523 u. Leonhard, der die Anwendung der exo. r. v. a. tr. 
für dad moderne R. überhaupt perhorreszirt. Vgl. auh Strohal ©. Täflg., 
weicher jedoh S. 78, R. 21. 22 flg. irrig annimmt, daß trog des Gef. v. 25. Juli 
1871 durch formlofe Schenkung eine Raturalobligation eniftehe, ja bei erfolgter Tra- 
dition fogar einen Klag s anſpruch auf Berbücherung annimmt: denn die Rotariatd- 
form ift hier Boraudfegung der Gültigkeit des Gefchäfted. Bol. ©. 329 fig. 

20) Doch geht die Gefahr auch ohne Übergabe mit dem Eintrag auf den neuen 
Eigenthümer über ($. 1311). Bal. dazu Stobbe XII. ©. 241. 255, R. 310. Daß 
fie Thon mit der Auflaffung ohne Eintrag übergebe, wie Stobbe 8. 9, R. 11 
meint, ift faum richtig; f. dageg. Förfter, Grundb. R. ©. 93 fig. 

21) So Krainz, ©. 3. 1868, Nr. 97, Meibom, Hyp. R. ©. 214, Roth, 
8.6.6.8. 136, R.15, Erner, H. R. S. 366, R.38, Menzel, Uberbot, ©.22, 
Ullmann, Civilpr. $. 187 n. 71; Erf. d. Berwalt. &. H. Samml. Budwinski's 
Ar. 1101. Auch Burdhard, IH. 8.188 meint, daß durch die Berfteigerung bloß 
das Alienationdrecht (?) ded bish. Eigenthümers „audgefchaltet werde”. 

22) So Dernburg, Pr. S. 778, ähnlih Pfaff, Geld ald Sicherftellung zc. 
©. 32: nad Erfüllung der Rizitationdbedingniffe. Allein 8. 339 A. G. D. ſpricht 
nur aus, dag die Adjudikationsurkunde behufd des Eintrags nit vor Erfüllung 
der Feilbietungsbedingniffe ausgefolgt werden dürfe. Vgl. dazu Samml. Nr. 1179. 

23) ©o bei. Stobbe II. ©. 153 u. für dag öfterr. R. Strohal ©. 112flg., 
meine Anzeige, Ger. 3. 1876, Nr. 94, Schiffner $. 108, N. 6, Geller a. O. 
©. 527 flg.; unflar Kirchſtetter 8. 432. N. 5. 
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ſoll dem Schuldner felbft nach gejchloffener Verfteigerung einiges 
Recht zuftehen“ ... .2* Darum wirb auch bie verfteigerte Realität 
nicht zur Konkursmaſſe des Exekuten gerechnet (Samml. Nr. 1801. 
2024. 2813); darum Tann bdiefelbe nicht mehr von den Gläubigern 
bes Legteren in Exefution gezogen werben. ©. Samml. Nr. 356.725. 
1422. 1811. 1941. 2813. 2575. 3206. 7547 — Enticheibungen, 
bie durchwegs auf der Anficht fußen, daß die Realität durch die Ver⸗ 
fteigerung auf ven Dkeiftbieter zu eigen übergeht. — Anders Nr. 7341. 
9246. Nicht widerſprechend Nr. 5328, auch nicht Nr. 12181, wo⸗ 
jelbft nur (richtig) behauptet wird, daß ver noh nicht verbüderte 
Käufer nicht den Erwerb durch das Vertrauen auf das Grundbuch 
für ih in Anipruch nehmen kann.” Darum geftattet das Geſetz 
(8. 338 ©. D.) die Relizitation nur gegen den Meiftbieter. Auch 
das Gr. Geſetz ($. 72) beftätigt, wenn auch in unleugbar mißlungener 
Zertirung, biefe Auffafjung; denn der $. 72 verfügt die „Anmerkung 
ber exekutiven Verfteigerung” von Amtswegen mit ver Wirkung, „Daß 
weitere Eintragungen gegen ven bisherigen Eigenthümer nur für 
den Fall ein Recht bewirken, als die Verfteigerung für unwirkſam 
erklärt wird. “25 


230) Diefer Anfiht widerſpricht nicht der 8.17. des Gef. v. 10. Juni 1887 
Nr. 74. verb. „folange das Gut demfelben nicht in dad Eigenthum übergeben ift“ 
(fo Menzel a. O.). Da hiermit nur die Übergabe (Zuftellung) der Einant» 
wortungsurkunde gemeint ift. In der Commiſſion ded Herrenhaufed wenigftend, 
welcher auch ich beiwohnte, wurde fein anderer Sinn angenommen. Mit Rückſicht 
auf die Möglichkeit des überbots erfcheint der Zufchlag ald Verkauf mit gefeplichem 
Vorbehalt eines beſſeren Käufers; vgl. Menzela. D. ©. 7fl., andere Meiffel®, 
Jur. BI. 1887 Nr. 36 fig. 

24) Anders die doftrinären Motive zu Nr. 4784 u. 7341 derf. S.: daß Eigen 
thum nur gemäß 431 B. ©. B. erworben werde. 

25) Hieraus darf aber gewiß nicht a contrar. der Schluß gezogen werden, daß 
diefe Rechtsfolge nicht eintritt, alfo die Eintragungen (3. B. felbft Eigenthumsein- 
träge) unbedingte Geltung haben, wenn die „Anmerkung“ durch Berfehen ded Ge⸗ 
richte unterblieben ift. Denn die bedingte Wirkfamteit fpäterer Einträge ift eben 
nur eine nothwendige juriftifche Folge des durch die Verfteigerung ſich voll- 
ziehenden Eigenthumswechſels; fie müßte fohin auch ohne die Borfchrift des $. 72 
G. G. anerkannt werden; die amtliche „Anmerkung“ ift daher lediglich deklara⸗ 
tiver Natur, die Publizität ift damit wohl verträglich, da die exekutive Einver⸗ 
leibung erfihtlih ift. Vergl. auch $. 22 dieſes Buches. Aus der Unterlaffung 
der Anmerkung kann daher um fo weniger auf die unbedingte Wirkſamkeit der 
der Berfteigerung nachfolgenden Einträge gefchloffen werben, als dieſe Folgerung zu 
völlig unzuläffigen Refultaten führen würde. Mußten doch auch ſchon nad bis⸗ 
herigem Rechte mit der Einverleibung des Meiftbieterd auf Grund der Kaufſchillings⸗ 
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ft eine Realität überhaupt nicht in den Öffentlichen Büchern 
eingetragen, fo tft bie Erwerbsart des $. 431 ©. B. unanwenbbar 
und Eigenthbum an berfelben wird im Falle der Singularfucceffion 
nach Analogie der 88. 425—427 4. B. ©. DB. durch Tradition 
erworben.?s Fälle diefer Art waren alltäglich in jenen Kronländern, 
in welchen das Inftitut der Grundbücher bisher in Wirklichkeit nicht 
vollftändig eingeführt war (vgl. $. 19 dieſ. Buchs), kommen aber bie- 
weilen auch in Ländern vor, in welchen das Grunbbuchsinftitut alther- 
gebrachtes Recht ift; denn gar viele Grundſtücke, welche dem Stante, 
dem Lande, den Gemeinden gehören, wie insbeſ. öffentliche Wege 
und Pläße, Feftungswälle, find bis heute nicht in den Grundbüchern 
eingetragen; erſt nach vurchgeführter Neuanlegung ber letteren wird 
bie Vorſchrift des 8. 431 ©. DB. zur faft ausnahmsloſen Herrichaft 
gelangen.?? 


berecänung die Hupothefen aller leer ausgehenden Forderungen gelöfcht werden. Die 
Unterlaffung der Anmerkung hat nur die Wirkung, daß die Löfchung fpäterer Ein- 
träge nur im Wege der Klage zuläffig ift (Zadina, Prävnfk 1875. ©. 789, 
Kirhftetter 8.432, N. 8, Strohal S. 117 flg., Geller a. O. S.532flg.). Da 
nad der Feilbietung der Meiftbot an die Stelle der erequirten Realität tritt, fo find 
fpätere gegen den Exekuten gerichtete Erelutiondfhritte nur in Form der Mo- 
biliarerefution (auf den eventuellen Meiftbotd-Überfchuß) rechtswirkſam. Bol. 
Sammi. Rr. 2813. 3206, dazu Prävnfk 1875. ©. 59, Entſch. v. 21. Mai 1873, 
3.4751. And. Anf. Erner, H. R. ©. 366, N. 38. Bal. noch $. 22 dief. B. 

26) Bgl. die Entfch. Nr. 5359. 6213. 6327. Samml. Gl. U. W. So au 
Stubenraud I. ©. 825, allerdings nur mit Bezug auf das chem. Lomb. Venctian. 
Königreih. Es verfieht fich hiernach, dag auch das Pfandrecht auf Realitäten, 
die in den öffentlichen Büchern nicht eingetragen find, nur durch Übergabe zum 
Pfandbeſitz, bezieh. durch pfandweiſe Beichreibung erworben werben fann, und 
ebenio das erekutive Pfandrecht auf die Früchte (mittelft Sequeftration) durch bloße 
Einführung des Sequefterd. So die Entfh. Nr. 2604. 2605. 2751. 3997. 4826. 
5914. 7534 Samml., obwohl die analoge Anwendung diefed Grundſatzes auf 
Faͤlle, wo die Realität eine bücherliche Einlage hat und nur der Naturalbefiger nicht 
an die Gewähr gefchrieben ift (fo Nr. 2508. 2604. 5359), nicht zu billigen iſt. 
Richtig Nr. 4338. 5474 Samml., cfr. 8.13 GOr. G. Damit ift felbfiverftändlich 
nicht beftritten, daß die erelutive Pfändung des „Befigrechted” (im Gegenſatz zum 
Eigenthum) fehr wohl möglich if. Pol. Sammi. Nr. 3799. Dageg. behauptet 
Bellera.D. 6. 518 fig. E. Übergang nudo pacto; aber das ©. 523 cit. Hofb. 
v. 13. Rov. 1812 negiert nur d. Nothwendigkeit der „gerichtl. Intromiffion“. Bol. 
noch ©. 381 fig. dief. Buches. 

27) Vgl. $. 2. Gr. Anl. Gef. v. 1874. Nur das „öffentliche Gut“ ift vom 
Eintrag ausgeſchloſſen (8. 2. cit.;vgl. 8.3, N. 12 u. 88.19. 20 dieſ. B.) Wird das⸗ 
felbe durch Verfügung der tompetenten Behörde in Privatgrund umgewandelt, fo ift 
auch hier die Tradition eine Vorausſetzung des Erwerbes; die nachträgliche Aufnahme 
in’® Grundbuch bleibt vorbehalten. — Nach der preuß. ©. B. O. (8. 2, cfr. 8. 59) 
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Die bisherigen Ausführungen ergeben, daß wir auch nach dem 
bürg. ©. DB. Eigenthum an Immobilien ohne Bucheintrag an 
ertennen müfjen u. zw. felbjt in Fällen, wo die Realität in den dff. 
Düchern eingetragen erfcheint. (Vgl. auch SS. 22. 78 Gr. ©.) In 
ben früher (Nr. 3.—9.) angeführten Fällen ergiebt fich von felbft die 
Unterfcheidung des Natural: und Bucheigenthümers.2° Es verfteht 
fih, daß trogbem nur Einer von Beiden — und zwar in unferen Fällen 
ber Naturaleigenthümer — wahrer Eigenthümer fein kann, mag ihm 
auch das formelle (bücherliche) Dispofitionsrecht mangeln.2? Es be- 
fteht alfo nur dem Namen — nicht aber der Sache — nach eine 


find Grundſtücke ded Staates, der Gemeinden, der Kirchen, Schulen, der Eifenbabnen 
u. öffentlichen Wege fein Objekt ded Grundbuchs, ed wäre denn, dag folhe Grund: 
flüge veräußert oder befaftet würden oder der Eigenthümer felbft den Eintrag br 
gehrte; bei Erwerb von Parzellen für dergleichen Grundbefig genügt die Abfchreibung 
vom bisherigen Befipblatt. Dazu Dernburg 8. 240 flg., Platner, Sachent. 
8.18. 

28) Selbftverftändlich ift nach dem Gefagten von dem Naturaleigenthiimer der 
bloße Raturalbefiger und fauch der Ufulapiondbefiker (88. 309. 372 flg.) wohl zu 
unterfcheiden. In den Fallen 1 und 2 ift das Objekt felbit noch nicht bücherlic 
erfichtlich und entfällt daher obiger Gegenfag. In Wirklichkeit ift auch der Berftorbene 
Pan „Bucheigenthümer“; indeß tritt die Verlaffenfchaft als jurift. Perfon an deſſen 

telle. 

29) Aber nicht bloß in den Fällen des fogen. Naturaleigenthums zeigt ed ſich, 
daß der Eingetragene nicht immer Eigenthümer ift, ſondern außerdem in allen Fällen, 
wo der Eintrag der materiellen Vorausfegungen des Rechtserwerbes entbehrt, und 
diefer Mangel nicht durch die Publizität geheilt if. Man erwäge, daß der Eintrag 
auf Grund eines falfchen Berkaufeinftrumentes, einer falfhen Vollmacht des Gigen- 
thümerd, einer durch Namensidentität begünftigten betrügerifchen Unterfchiebung ber 
Urkunden zc. erfolgen, ja auf einem Manipulationsirrthum (Schreibfehler) beruhen 
kann. In allen diefen Fällen kann daher der wahre (indbef. der wiberrechtlich gelöfchte) 
Eigenthümer die Herftellung des dem materiellen Rechte entfprechenden Zuftandes im 
Klagwege verlangen. Vgl. 88. 61 flg. G. G. — Nicht anders nach dem ſächſ. ©. 
3. 8. 276 und felbft nach d. preuß. Er. Gef. 88. 1. 2. 9, dazu bef. Bähr, Mit. 
d. preuß. ©. Entw., Ihering's Jahrb. 11, ©. 45 flg.., 47, 67 flg., Stobbe, ebend. 
12, ©. 260 flg, Hartmann, ebenda 17, ©. 78, R.1. Die Motive zum legten 
preuß. G. €. geben felbft zu: daß die Eintragung nicht immer Eigenthum giebt, 3.2. 
wenn Jemand die Auflaffung von einer Perfon erhält, die ſich Fälfchlich als der ein« 
getragene Eigenthümer audgiebt, oder wenn die Erbbefcheinigung eine faljche ift, ober 
das Teftament für ungültig erflärt werden mußte. Wenn Stobbe 12, ©. 263 u. 
P. R. 8. 95, Abf. 5. 6 auch hier wahre? E. annimmt, und nur die oblig. Klage auf 
Rüdauflaffung zulaffen will, fo ift zu bedenken, dag hier eine „Veräußerung des ein- 
getragenen Eigenthümerd” im Sinn ber 88. 1.2. ©. ©. nicht vorliegt, bez. daß 
auch diefer 8. 1 bei der Perfon des erſten Erwerbers gerade fo Redlichkeit vorausſeßt, 
wie der 8. 9 in Anfehung Dritter. Bol. auch Dernburg $. 202, R. 6. 7,8. 241, 
N. 3, Förfter, Er. R. ©. 185 flg., Hartmann a. O. 
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Duplizität des Eigenthums, die fich eben daraus erflärt, daß ver 
Eingetragene (genauer: „ber al Eigenthümer Vorgefchriebene*) ftets 
„bücherlicher Eigenthümer“ genannt wird, obgleich der Eintrag an 
ſich noch durchaus nicht den ficheren Schluß geftattet, daß er wirflich 
Eigenthümer ift. Die Wirkfamteit ver bücherlichen Dispofitionen bes 
„nichtberechtigten Eingetragenen“ beruht nur auf dem Schuß des Ver- 
trauens Dritter anf das öffentliche Buch; von einem Dispoſitions⸗ 
recht bes eingetragenen Nichteigenthümers Tann fo wenig bie Rebe 
fein, als von dem bes Verwahrers in ven Fällen bes 8. 367 ©. 2. 
(„Hand muß” 2c.)30 Ebenſo ift es Har, daß der Naturaleigenthlimer 
unter Vorlage der erforderlichen Dokumente jederzeit den Bucheintrag 
verlangen, bez. ben bücherlichen Beſitzer auf Geftattung der Eintra- 
gung feines Eigenthumsrechtes Klagen kann (8. 1498). Diefe Klage 
bes (wahren) Eigenthümers ift gleih allen Anſprüchen auf Berich⸗ 
tigung des formellen Buchſtandes nach Maßgabe des wirklichen (mate- 
riellen) Rechtes unverjährbar. So 3. B. Tann derjenige, der das 
Eigenthum durch Erfigung erwarb, auch nach vier, fünf Iahrzehnten 
auf Eintrag feines Rechtes Magen (8. 1498. cf. 8. 547 ©. 2. 
8.22 ©. B.), und ebenfowenig verjährt pas Necht des Grundbefigers, 
bie Loſchung von indebite haftenden Laften zu verlangen ($. 118 
Gr. ©., 8. 469. 1500 ©. B.); — felbftverftändlich hört der Be—⸗ 
rihtigungsanfpruch auf, ſobald das materielle Necht durch den gut- 
glänbigen Erwerb Dritter ($. 1500) aufgehoben worden ift.2! 

30) Wenn die fü hf. Decif. v. 1746 in ähnlicher Meife ein domin. eivile und 
naturale unterf&heidet, fo ift Died m. E. fein Widerſpruch (f. Stobbe 12, ©. 240, 
Pr. R. 8. 94, 95), fondern eine ungenaue Bezeichnung. Und dasfelbe gilt von jenen 
älteren Bartitularrechten, welche wie das württemb., bayer. u. früher d. preuß. 
L. R. den Eigenthumsdübergang mit der Tradition (bez. wie dad franz. R. mit bem 
Bertrag) eintreten laffen. Es entfteht hier nicht wie Stobbe 8. 94 a. E. meint, ein 
„boppeltes Eigenthum“ (ein Bucheigenthum ded Eingetragenen und ein materiellee 
Eigenthum deffen, der durch Tradition (Bertrag) Eigenthümer geworden ifl), — fon» 
dern Eigenthümer ift nur der Reptere. Es ift auch ein Irrthum, wenn Stobbe 8. 95 
meint, daß der angebliche Dualismus des Eigenthums“ dadurch befeitigt worden ift, 
daß neuere Geſetze (wie das öfterr. und ſächſ. ©. B., d. preuß. Gr. ©. v. 1872) 
den derivativen Eigenthumserwerb einzig von dem Bucheintrag abhängig machen. 
Denn felbft nah preuß. und ſächſ. Recht geht (abgefehen v. Erbgang) das Eigen- 
thum der verfteigerten Realität durch Zuſchlag, dad des enteigneten Grundes durch 
Zuftellung des Er.» Befchluffes ($. 44 Ent. ©.) über ohne allen Bucheintrag. Deran- 
geblihe Dualismus ift nur ein ſcheinbarer — ein terminologifher — und überhaupt 
(wenn man dad Materielle nicht der Form opfern will) gar nicht zu vermeiden. Vgl. 


auch Strohal, S. 2, N. 1. S. 45, N. 2 und die in der vor. N. Eitirten. 
31) Bol. Strohal, Ger. 3.1874 Nr. 13. 14. Daher verjährt auch bei Ein» 


398 Das fogen. Natural» und Bucheigenthum. 8. 17. 


Wir wollen nunmehr das Verhältniß zwifchen Natural» und 
Bucheigenthümer genauer feititellen : 

Nur der Naturaleigenthümer darf ven Eigenthumsinhalt (8. 354 
362) ausüben; — nur er — nicht der Eingetragene— kann alfo die 
Sache willfürlich gebrauchen und verbrauchen. Der Mangel feines 
Rechtes äußert fich aber in folgender Richtung: 

1. Der nicht eingetragene Eigenthümer kann nicht bücherlich über 
feine Realität verfügen. Insbeſondere können diejenigen, denen ber: 
jelbe verbücherungsfähige Rechte (Pfandrechte, Servituten 2c.) beftellt 
hat, vie Verblicherung ihrer Anfprüche nicht bewirken, folange nicht 
ihr Bormann (Auftor) (vorher over gleichzeitig) in das öffentliche Buch 
eingetragen worben ift. (88. 432. 445 ©. B., 88. 21. 22 Br. ©.) 
Nach diejer Richtung Hin ift der Eintrag rechtsergängender Natur. 

2. Wenn in den oben genannten Fällen 3. 3. 5 u. 6 ein ‘Dritter 
das Buchobjelt im guten Glauben, d. i. ohne Kenntniß ber materiel- 
len Rechtölage von dem bisherigen bücherlichen Eigenthümer ent- 
geltlich oder unentgeltlich, im Wege ber freiwilligen oder Zwangs⸗ 
veräußerung erwirbt, fo muß ihm ver Naturaleigenthümer weichen! 
(8. 1500 ©. B., 88. 70. 71. Gr. G.)?n In gleicher Weife find bie 
bücherlichen Rechte, 5.3. Servituten, Hypotheken, welche britte Per- 
jonen von dem, bezieh. gegen ven bisherigen bücherlichen Befiter im 
Vertrauen auf das öffentliche Buch erlangt haben, vollwirkfam be, 
gründet. (gl. über biefen Punkt ben $. 25 d. B. zu Ende.) Die 
Legitimation des bücherlichen Befiters zu bücherlichen Dispofitionen 
ift indeß nur eine thatfächliche — durch ven Buchftand gegebene, 
feine nothwendig rechtliche (ſ. Note 30); doch kann felbftverftändlic 
ber Zabularrichter, welcher im Grunpbuchsverfahren lebiglich ben 
Buchſtand im Auge behalten muß, nur bie vom Eingetragenen ber» 
rührenden Verfügungen berüdfichtigen. ($. 432 ©. B., 88. 21. 97 
Gr. ©.) Hieraus ergiebt fich, daß die Verbücherung des Natural⸗ 


trägen auf Grund von Falfififaten der Löfchungsanfpruc des im Befipe verbliebenen 
Eigenthümers fo lange nicht, als der erfte Erwerber (u. feine Erben) bezieh. unred- 
liche Dritte im Buche eingetragen find. Bol. S. 396. . 
31a) In den übrigen Fällen ift die obige Regel aus naheliegenden Gründen 
nicht anwendbar, felbft nicht im Falle unterbliebener „Anmerkung“ der erecut. Ver⸗ 
fteigerung. Vgl. Rote 25 u. Krasnopoldti, K. V. Sch. 27 ©. 493. 
32) Vgl. Schiffner $. 112, Abf. 4. 
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eigentbümers zur Folge bat: bie Legitimation zu bücherlichen Ver⸗ 
fügungen und den Ausfchluß der eventuellen Folgen des Schubes der 
Glaubhaftigleit des öffentlichen Buches. ‘Dagegen befreit ver Buch- 
eintrag an fich noch nicht won dem Beweiſe der (übrigen) materiellen 
Borausfegungen des eingetragenen Rechtes 33; denn bie Eintragung 
ftellte fih nur al8 Eine der zum Rechtserwerbe erforberlichen That: 


fachen var. (88. 423 flg., 480 flg., SS. 26 flg., 35 flg., 41 flg., 
61 fig. Gr. G.) Nach dieſer Richtung hin wirkt der Eintrag rechts- 
ſichernd. 

Im Einklange mit den hier aufgewieſenen Grundſätzen entſcheidet 
das A. B. G. B. die Frage, wem das Eigenthum gebührt, wenn der 
verbücherte Eigenthümer dasſelbe Grundbuchsobjekt an zwei verſchie⸗ 
dene Perſonen veräußert hat? Da das dingliche Recht nur durch die 
Eintragung erworben werden kann und ſelbſt die Tradition für den 
Eigenthumsübergang bedeutungslos iſt, ſo gebührt das Eigenthum 
demjenigen, welcher eingetragen wird, bez. nach dem Prioritäts⸗ 
prinzip, welcher früher beim Grundbuchsgerichte um die Eintragung 
angeſucht bat (8. 440. cfr. 8. 430. 88. 29. 103 Gr. G.), und 
zwar auch dann, wenn berjelbe von ber früheren Veräußerung ober 
jelbft von der früheren Trabition an einen Anderen Kenntniß gehabt 
haben follte. (So nunmehr auch Erk. d. O. ©. 9. Spr. Rep. 59.) 


33) Wie Strohal ©. 46 u. 103 annimmt. Allerdings wird der Eingetragene 
felten nöthig haben, den Beweis für fein Recht progefjualifch zu erbringen, weil die 
Beftreitung des fast immer richtigen Buchftandes fruchtlog, ja muthwillig wäre und 
darum felten unternommen wird. — Dagegen ift der Bucheigenthlümer nach $. 7 dee 
preuß. Gr. ©. Schon kraft des Eintrags berechtigt, alle Klagerechte des Eigenthümers 
auszuüben und ſich auf alle Klagen gegen denfelben einzulaffen. &. Bahlmann 
©. 40, R. 46. 47. 

34) So auch die herrfchende Doktrin; vgl. Winiwarter I. ©. 205, Unger, 
Entw. S. 197, Stubenraug I. ©. 817, Randa, Vlast. $. 32, Erner, Publ. 
©. 62. 84, Hofmann, titulus u. mod. ©. 34, Kirchſtetter ad $. 440, Stro⸗ 
hal S. 40, N. 21—23, (allerdings mit eigenthümlicher Begründung aus der „Auf- 
laſſungstheorie). Die Protot. (Ofner J. ©. 280. 285) erwähnen mit feinem Worte 
des nahen Einwandes, ob die Kenntniß des obligator. Anſpruchs den E.⸗Ubergang 
hindere. — Anderer Anficht waren Schufter, Mater. VI. ©. 220 flg., Nippel DU. 
S. 379. 406, welche in der Kenntniß des früheren Veräußerungsgeſchäftes Mangel 
des guten Glaubens erblickten. Ähnlich Füger, Rechtswirkungen d. Einträge $. 15, 
welcher aber die Kenntniß nur dann für entfcheidend hält, wenn die Sache auch über- 
geben wurde. Auch Burckhard, 8. 188 vertritt die Schufter’fche AUnficht, weil der 
Erwerb des zweiten Käufers „eine Baunerei fei“, und beruft fi auf den „durch jurifl. 
Deuteleien nicht beflectten Verſtand des Laien“, ſowie auf den Cod. Ther. IH. c. 
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Denn ber 8. 440 G. B. unterfcheidet nicht — und die Wiffenfchaft 
von bem bloß obligatorifchen Anfpruche Dritter gegen ben bisherigen 
Eigenthümer kann offenbar nicht als böfer Glaube (d. i. Kenntniß des 
mangelnden dinglichen Rechtes des Veräußerers, der ja Eigen- 
thümer blieb) angefehen werben. (Im Falle Nr. 10933 Samml. war 
baber wegen bücherlichen Einheit des Grundbuchskorpers bie Entſch. 
bes Grazer D. 2. ©. richtig, während der O. G. H. irrig bie An- 
wendung bes 8.440 G. B. mit dem Scheingrund bes angeblich fehlen 
ben Titels ausſchloß; richtig ift dagegen die Entfcheibung Nr. 10488 
Sammtl., welche denfelben Fall in unferem Sinne entichieb.) 


8.18. Die geſchichtliche Entwidinug des Juſtitnts Der öffent 
lichen Bücher. 


Wie fehr der Verkehr eine gewiffe Offentlichkeit (Publizität) 
für die Begründung des Eigenthums und anderer binglichen Rechte, 
namentlich an Immobilien, poftulirt und in diefer Öffentlichkeit eine 
Garantie der Nechtsficherheit erblickt: davon giebt die Rechtsgeſchichte 
ber verichiebenften Völker ber alten und neuen Zeit überrafchende Be⸗ 
lege. Bei Griechen und Römern, Germanen und Slawen finden wir 
gewiffe feierliche, mehr weniger öffentliche Übertengsformen des 
Eigenthums und anderer dinglichen Rechte, deren wechfelfeitige Ähnlich: 
feit einerjeit8 aus ver Einheit des Urftammes, andererſeits aus ben 
vielfach identiſchen Bedürfniſſen des praktifchen Lebens dieſer Völter 


8. 12. Allein gerade die letztgedachte Norm wurde in das Gefegbuch nicht aufge 
nommen. Die älteren Erf. Nr. 559. 1369. 2374 Gl. U. W. u. das neuere Ar. 5968 
derf. Samml. (bezüglich der Hypotheksbeſtellung) theilen zwar die Schufter-Rippel’fche 
Anfiht; richtig dagegen nun Spruchrep. Ar. 59. Wurden die kollidirenden Geſuche 
beider Kontrahenten gleichzeitig überreicht, fo mußten Beide (ald unvereinbar) zurüd« 
gewiefen werden. Vgl. Schiffnerg. 111, N. 9. — Das ältere preuß. R. (U R. 
10.1. 8. 25) und auch der franz. C. C. art. 1141 gehen freilich von dem entgegen 
geſetzten Standpunfte aus (dazu Dernburg $. 184); allein dad neue preuß. ©. 2. 
$. 4 erflärt ausdrücklich jene Kenntniß mit Recht für unweſentlich. Bol. Erneru. 
Strobala.D., Stobbe 11. ©. 254flg. und 8. 95. 

348) Fall Rr. 10933: A. verkaufte nämlich dem B. ein Tabularobjekt, zu 
weichem eine früher dem C. abverfaufte, aber noch nicht abgefhriebene Parzelle ger 
hört, der Eigenthumsklage des intabulirten B. gegen C. war fomit flattzugeben. 
(8. 440). Richtig find dagegen die Entf. Rr. 10488 und 12182 Samml. 
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erlärlich it. Daß den Griechen eine Art öffentlicher Grundbücher 
nicht unbelannt war, ift erwiefen.! Platon poftulirt geradezu Auf- 
zeichnung aller Immobilien und ihrer Eigenthümer auf chpreffenen 
Tafeln. — Auch bei ven Römern beherrfchte anfangs der Gebante 
ber Publizität den fachenrechtlichen Verkehr, denn Eigenthumsüber- 
tragung und Pfanpbeftellung erfolgten in ben feierlichen Formen ver 
mancipatio und in jure cessio; ja jelbft die traditio hat in einem 
gewifien Maße ven Charakter ver äußerlichen Erkennbarkeit. Zum 
großen Nachtheil der Rechtsficherheit verichwand im fpäteren römiſchen 
Rechte ver Gedanke ver Publizität faft volfftändig. Über das auf- 
getheilte Kolonialland (ager divisus et assignatus) führten die Römer 
befanntlich eigene Karten und Protokolle. — Das germanifche In- 
ftitnt der „Auflaffung* in der Volksverſammluung, vor Gericht zc., an 
beren Stelle fpäter der Bucheintrag trat, ift allgemein befannt.? — 
Bei den Slawen wirden Veräußerungen von Immobilien auf öffent- 
lichem Markte kundgemacht (N. 66), verzeichnet und frühzeitig in 
eigenen Tafeln (desky, tabulae, Holzbrettchen, Umfchlägen), ſpäter in 
Bücher eingeſchrieben.“ Hier befchränfe ich mich auf bie vergleichende 
Darftellung der Entwidlung des Grumbbuchsinftituts in Oſterreich. 
Die Entwiclung des Immobiliarrechtes in den dfterr. Erblänbern, 
für welche anerfanntermaßen das böhmiſche Tabularrecht maßgebend 
auftritt, ift eine fo eigenthümliche, von jener in Deutfchland weſent⸗ 
lich abweichende, daß bei dem innigen Zufammenhang bes heutigen 
Nechtes mit der Älteren Nechtögeftaltung die Turze Skizzirung bes 


1) Bol. Telfy, Corp. jur. attiei Rr. 1507—1509, bef. Hofmann, Beiträge 
zur Geſchichte des griech. und röm. N. (1870), ©. 95 flg. Auch Egypten iſt hier 
zu nennen. ©. neueft. Mitteis, Reichd- und Volksrecht in den öftl. Provinzen dee 
röm. Reihe (1891) ©. S1flg. 95 flg., welcher nachweiſt, daß egypt. und griech. No⸗ 
tare in jeder Stadt ein Archiv führten, in welchem Befigurfunden aufbewahrt und 
Kain wurden; f. au Hermann's Lehrb. d. griech. Antiquitäten, ed. Thalheim 

IT. (3. %. 1884), 8. 11 ©. 73, 8,13 ©. 89. Unter ®. Sefoftrid wurde dad 
Imundationdgebiet des Nils genau vermeffen und nach den jährlichen überſchwem⸗ 
mungen der frühere Stand hergeſtellt. Die Flur⸗ und Lagerbücher, welche von den 
Ortsſchreibern Komo⸗ und Topogrammateis) geführt wurden, gaben die Lage und 
Grenzen, ſowie den Eigenthümer genau an. ©. Stöber, Die röm. Grundver⸗ 
meffungen (1877) ©. 3. 

2) In England wurden unter Wilhelm dem Eroberer (1086) Die domesday- 
books über die verliebenen Reben in 34 Grafſchaften angelegt. 

28) Die Verzeichnung auf Brettchen ift Hiftorifch nicht nachweisbar. Die Be- 
zeichnung tabulae dürfte von der Art der Aufbewahrung herrühren. 

Randa, Eigenthum n. öflerr. Recht. 26 
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hiftorifchen Entwicklungsganges desſelben einiges Interefje für ſich in 
Anfpruch nehmen barf.3 

In Sranfreich macht ſich in den lebten Jahren das Beſtreben 
Träftig geltend, Grundbücher nach dem Realfolienſyſtem, wie folche 
in Ofterreich und Deutfchland beftehen, anzulegen und mit bem bie- 


3) Bei dem leidigen Mangel einer öfterr. Rechtögefchichte ift dies doppelt noth⸗ 
wendig. Die Quellen des böhmiſch⸗mähriſchen Tabularrechtes find fehr veih und 
vielfach bereit durch den Drud veröffentlicht. Die Hiſtoriker Palacky, Gindely, 
Erben, Emler, Jiretek, Zar. Celakowsky u. U. haben fih um die Samm- 
lung und Bearbeitung diefed Quellenmateriald bejonders verdient gemacht. Wertb⸗ 
volle Daten zur Gefchichte ded Urfunden- und Bücherweſens, der Kanzleien, Notare 
und Gerichtsfchreiber und der Landtafel insbe. bieten nun die Schriften: J. Cela- 
kowsky’sO dom. a eigfch registrech (Abhdlgen. d. k. böhm. Geſellſch. d. 
Wiſſenſch. VIL 3. 1890), und F. Tadra, Kanceläfe a pfsafi v zemich Cesk. 
(1310—1420) i. d. Abhandl. d. böhm. Akademie f. Wil. u. Kunſt J. 2. (1. Kl.) 1892. 
(Dazu C elakowsky, in Otto's Slovnſk Nauöny s. v. Desky.) Nicht Alled 
fann hier genannt werden. Abgefehen von den böhm.⸗mähriſchen Landesordnungen 
find die wichtigften älteren Rechtsquellen gefammelt in Herm. Jiretet's Codex 
juris Bohemici (Pragae, Tom. I. II. mit hiftorifchen Einleitungen bei. im 2. 
I. 2). Die böhmifche Landtafel ift bekanntlich im 3. 1541 durch eine Feuerd- 
brunft faft gänzlich vernichtet worden. Um fo verbienftlicher ift die im neuefter Zeit 
von Dr. Emler ind Werk geſetzte Redintegration der Landtafel. Das für die Rechte» 
gefchichte wichtige Wert: Reliquise tabularum terrae regni Bohemiae a. 1541 
igni consumptarum, Pragae 1870 (mit geſchichtlichem Rückblicke) enthält die aus 
anderweitigen Quellen mit unendliher Mühe gefammelten, ehedem in der böhm. 
Landtafel ingroffirt gewefenen Urkunden (ungefähr 8000 Dokumente). Dazu vergl. 
Reliquiae tabularum terrae citationum vetustissimae 1316 bi® 1320, die ein- 
zigen im Original durch Zufall erhaltenen, in Neuhaus aufgefundenen Refte der 
alten Landtafel, heraudg. von Dworsty und Emler (1868). Für die mähriſche 
Landtafel Hat K. T. Demuth in feiner „Sefhichte der Landtafel in Mähren” eine 
lehrreiche Monographie geliefert. Derfelbe edirte die Olmüger u. Brünner Kauf 
quaterne (1348— 1466), während Brand I die Libri citationum et sentent. d. 
Olmüg u. Brünn (1374—1494) publicirtt. Vgl. ferner Hasner, Handb. d. land» 
täflichen Verfahrens im 8. Böhmen mit einer ron. Geſchichte (1824), Schmidt 
von Bergenhold, Gefchichte der Privatgefepgebung in Böhmen (1866), ©. 94 fig, 
L. Freiherr von Saan, Studien über Randtafelmefen (1866), Jirelet im Codex 
J. B. II. p. 1 flg., Randa, Entwidlung der öffentlichen Bücher in Öfterr., in 
Grünhut's Zeitfehr. VI. ©. 81 flg. u. ſchon früher die böhm. Monogr.: Prehled 
vzniku desk. 1870, ferner M. Fr. v. Maasburg, Die Entwidlung ded Inſti⸗ 
nutg ber öffentlichen Bücher in Böhmen (1877) u. a. Hanel, O vlivu präva nem. 
v. Cechäch (Einfluß des deutfchen Rechtes in Böhmen, 1874), Krasnopolski, 
Grünh. Ztſchr. X. S. 472 flg., XL, S. 530 flg., Eyhlarz, ebenda X. 
©. 260 fig. Für das polniſche Recht giebt Czemerynski, Powsz. prawo 
pryw. I. ©. 250 fig. eine kurze Überficht. Uber das öfterr. Tabularwefen überhaupt 
ift in mehreren der genannten Schriften reichliches Material und weitere Literatur 
angedeutet. ©. au Brandl, Glossarium ill. boh. mor. h. fontes. (1867). 
©. 28 flg. Die bisherigen Kommentare des A. B. ©. B. geben höchſt flüchtige, viel: 
fach ungenaue hiftorifche Notizen. Richtig Schiffner $. 91. 
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berigen Hypothekenſyſtem aufzuräumen; ber bezügliche Entſchluß ver 
franz. Regierung wurde von ber Deputirtenlammer am 2. Dezember 
1890 allfeitig gebilligt. Mit dem Entwurf der Vorlagen ift eine be- 
ſondere Commiffion (c. de catastre) betraut worben, welche 1891 
die Einführung des Grundbuchsſyſtems beſchloß. Vergl. Wehli, 
Sur. Bl. 1892 Nr. 14. Wie ich nun fehe, ift der Antrag auf Ein» 
führung eines Grundbuchs nach dem Realfolienſyſtem mit Rüdf. auf 
bie Koftenfrage von einem ad hoc berufenen Juriſten⸗Kongreſſe ab- 
gelehnt worden. ©. Prävnik, 1892. ©. 826. 


I. Das Buchweſen in Deutſchland. 


In Deutichland find bekanntlich die Formen ber Eigenthums⸗ 
übertragung von unbeweglichen Sachen nach Vollsftänmen und Beri- 
oden wohl zu unterjcheiden. Nach ven gründlichen Ausführungen von 
Stobbe, Sandhaas, Laband, Brunner, Sohm, Pland, 
Heusler, Bülowins u. A. auf welche hier des Näheren verwieſen 
werben kann, * find folgende Perioden zu unterfcheiben, 

I. In der älteften Periode (5.—10. Ihrh.) erfolgte die Über: 
tragung der Immobilien durch Übergabe, welche feit jeher® aus zwei, 
uriprünglich zeitlich zufammenfallenden Akten befteht, 1. ver tradi- 


4) Bal. Sandhaas, German. Abhandl. 1852, ofen, D. Privatrecht nad 
d. einen Kaiferreht (1866), Mafcher, D. deutſche Grundbuch (1869), Stohbe, 
Die Auflaffung zc. in JIhering's Jahrb. 12, ©. 137 flg., Laband, Vermögens» 
rechtl. Klagen nach d. ſächſ. Rechtsquellen des M. A. (1869), ©. 235 flg., 303 flg., 
Kit. B. I. Schr. XV. ©. 403, Heudler, Gewere (1872) SS. 1. 2. 11, bef. 
©. 163 flg., 183 fig., derfelbe: Snftitut. II. 88. 92 flg., Bülowiud, Diss. 
utrum ad dominium rerum immob. transferendum sec. jus Sax. m. ae. re- 
signatione solemni ... opus fuerit (1872), Sohm, Eheſchließung ©. 78 flg., 
Zur Gef. d. Auflaffung (1879, Feſtgabe zu Thöl's Jub.), W. Haiß, Traditio u. 
Investitura (1876), Deutfched Hypothekenrecht I. Gefchichtl. Entwickl. (1887), 
Gareis, Zeitfchr. f. H.R. XXI. ©. 359 flg,, Brunner, ebend. XXI. 
©. 526 flg. und Zur Rechtögefchichte der röm. u. german. Urkunde L beſ.S. 130 
flg., 273 flg., 305 flg. — Dazu Kraut, 8. 78 flg., 97, Schulte 8.148, Geng- 
ler J. 8.90, Homeyer, Stabtbücher des Mittelalters (1860), bei. Stobbe, D. P. 
R. 8. 94. Übertragung per praeceptum u. testam regis: f. Schulteg. 142, 
N. 2. 25. (6. Aufl.) 

5) Gegen die Annahme (Befeler), daß die Inveftitur eine Reubildung des 
9. Ihrh. fei, vgl. Heusler ©. 5 flg., welcher fogar für die ältefte Zeit den Er⸗ 
werbsakt in die Inveftitur verlegt und der Tradition erft fpäter diefen Charakter bei⸗ 
legt. Nur die Bezeichnung investitura wurde erft im 9. Jahrh. üblich und iſt 
wohl fränfifchen Uriprungd. Bol. Hai ©. 162 fig. 

26* 
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tio, sala, d. i. der öffentlichen Erklärung (vor Zeugen, in der Volts- 
Derfammlung, in ber Kirche, vor Gericht — aber nicht nothwendig 
vor biefem), daß man das Grundſtück übertrage (überlaffe, fich vom 
Gute losfage). Dieſe Erklärung erfolgte regelmäßig (wenn nicht — 
wie urfprünglid — auf dem Grunbftüde) unter Anwendung von 
Symbolen (Scholle, Stod, Zweig, festuca, stipula); bei der Erklä⸗ 
rung vor Gericht findet fich bisweilen eine Scheinvinbilation und ge- 
richtlicher Zufpruch.® 2. Zu der Tradition trat ſchon in alter Zeit bie 
investitura (gewere), d. i. vie feierliche Befiteinweifung unter 
Inmbolifchen Formen hinzu.” Sala und Invejtitur bilveten urfprüng- 
(ich ein juriftifch ungetrenntes, ven obligatorifchen und dinglichen Über: 
eignungsvertrag zufammenfaflentes Gejchäft ®; fpäter fielen fie einer- 
ſeits zeitlich auseinander, andererſeits nahm die Sala zugleich bie 
Formen ber ſymboliſchen Inveftitur in fich auf. Bei aller Meinungs- 
verſchiedenheit in biefer immer wieder beftrittenen Frage, welche zeigt, 
„daß das ganze beutjche Immobiliarrecht noch der richtigen Erkenntniß 
barıt" (Sohm, Teitg. ©. 84), feheint mir doch als ficher angefehen 
werben zu können: daß der Erwerb bes Eigenthums in dieſer Periode 
bereit8 durch die traditio erfolgte (Stobbe $. 94, N. 7. 15), der 
Erwerber konnte ſich auch eigenmächtig in den Beſitz ſetzen und hatte 
eine bingliche lage gegen britte Berfonen, Denen bas Gut fpäter trabirt 


6) Laband XV. ©. 384, Stobbe 8. 94 (dazu Brunnera. D. ©. 528), 
Haiß ©. 161 fig., dazu Lörſch, Urkunden Nr. 19. 20, Schulte 8. 142, Ar. 4. 
9. 6. 


7) Die Vestitio war nicht etwa bloß fränkifches Recht, Heusler ©. 2 fig., 
Stobbe$.94,R. 3 flg. Befig durch drei Tage und Nächte (triduana sessio) 
wird häufig erwähnt. 

8) Dgl. bei. Brunner J. a. O., Sohem, Feſtgabe zu Thoͤl's Jub. ©. 83 fig., 
96. Heudler, Inf. II. S. 71 fig. Die Auflaffung wird lediglich als Beſtand⸗ 
theil (Schluß) der Inveſtitur angejehen; fie ift Befipverzicht durch Halm und 
Mund (exfestucatio, resignatio). Was die herrfchende Lehre „Traditio” nennt, 
war vielmehr die Berbindung der Sala mit der ſymboliſchen Inveftitur (Sohma. O. 
&.103). Über die Entwiclung der Inveftitur, zunächft Übergabe der Scholle (erft 
in loco) und indbef. das exire (erft realiftifcher, dann mündliher Befigein- 
Täumungsvertrag, zulegt Auflaffung) vgl. bef. Brunner ©. 120 flg., 274 fig. u. 
Deutfch. Recht S. 249. Kohler, Beitr. 3. german. Privatrechtsgeſch. (1885) ©.41. 
Seit dem 9. Jahrhd. ift nah Sohm, Fränk. u. röm. R.) die Renunciation auch 
außergerichtlich, fern vom Grundftüd zufammen mit der Sala vorgenommen worden. 

9) Bol. Stobbe$.94, N. 7 (2. Aufl). Bei Abweſenheit eines Theils wird 
die Intervention von Treuhänden oder Salamanen zugelaffen; darüber 1. 
Heudler, Inſtit. I. S. 214. 
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und zu Beſitz übertragen wurbe.10 Eine beſondere bisher unbeachtete, 
bon Brunner fichergeftellte Art der ſymboliſchen Inveftitur beftebt 
in der rechtsförmlichen Begebung der Veräußerungsurkunde 
(investitura per cartam v. cartulam); bie fohriftliche Erklärung ift 
eine formelle, an gewifle Worte gebundene; fie erfolgt unter Aufruf 
von Zeugen und fchließt mit ver Einhändigung ber cartula durch ven 
Notar (Schreiber). Die Übergabe ber Urkunde ift das Wefentliche 
und begründet den Eigenthumsübergang.!“ 

II. In ver zweiten Periode (der Rechtsbücher) tritt bie territoriale 
Spaltung jcharf hervor. 

1. An vielen Orten, befonbers in den Städten bes ſächſi— 
ſchen Rechts, bilbete fich allmählich der Nechtsfat heraus, daß e8 zur 
Übertragung bes Eigenthums ber gerichtlichen Auflaffung, bes 
richterlichen Ausſpruches bedürfe. Die lange Zeit verbreitete Anficht, 
daß ter Sat des Sachſ. Sp. I 52. 8. 1: ane echt ding ne mut 
nieman sin egen noch sie lide geven — gemeines beutiches 
Recht geweſen, ift wohl unhaltbar; außerhalb Sachſens (in&bef. in 
Bayern, Franken, Schwaben) hatte dieſer Sat feine Geltung.1? Im 


10) Vgl. bei. die Urkunden Capit. Hudlovici Pii ab a. 817 c. 6 bei Kraut 
8.97. Theilw. and. A.Sohm, Feſtg.S. 98 flg., Brunner a. O.; f. aber Stobbe 
a. O. Über gewiſſe Vortheile des Inveftirten vgl. Heusler ©. 470 flg., Stobbe 
a. O. 

11) Quellenbelege bei Brunner a. O., Urkunde I. ©. 299 flg., bei. 307, 
dagegen für das fränt. R Sohm, Feſtg. ©. 85 flg., 101), auch Adria und 
Schröder Ur. 66. Kohlera.a. D.(2. H.) S.16, Pfandr. Forfgungen S.176 fig., 
Heudler, Inftit. IL. ©. 68 flg.; Letzterer bemerkt ©. 70, daß diefe Übertragung 
keine (?) ſym bol. Inveſtitur p. cartam, fondern gleich wie "Früher eine inv. per ra- 
mum arboris et cespitem terre fei; Ießtere gelten ald Repräfentanten des Grund» 
ſtũcks; ald Schlußatt folgte das: se exitum dicere. Diele Form findet fich nicht - 
unr bei den Longobarden, fondern auch bei den Franken, Alemanen, Gothen, Baiern 
(L. Alem. I.1 und L. Baj. I. 1)u. beruht auf d.röm. Bulgarrecht u. dem Einfluffe 
ded can. R.3. Vgl. übrigens auch Meibom, Pfandr. ©. 223, dagegen aber 
Stobbe XI. ©. 182 fig. Dal. noch oben $. 11, N. 10. 

12) Nachweife bei Bülowiud ©. 5 flg, Sandhaa a. D., Laband 
Klagen ©. 235, Stobbe XU. ©. 166 flg., Randa ©. 32. ©. aber aud 
Brunner, Duell. d. Deutſch. R.S. 249: „In Süddeutſchland hat fi) neben der 
gerichtlichen Auflaffung die Übereignung durch Urkunde und die durch reale Inveftitur 
erhalten“. Neueft. treten wieder Sohm, Ztſch. der San. Stift. L germ. Abth. 41 flg., 
Heusler, Inſt. I. 8.95, u. Schulte, D. R. ©. (6. X.) $. 142, N. 23 für die 
Anficht ein, da die Mitwirkung des Richterd zur E. Übertragung nothwendig gewefen 
fei; dies wird indeß durch die beigebrachten Belege keineswegs fichergeftellt, es fei 
denn, daß man diesfalls Landtage, Eonfulen, Rath zc. dem Gerichte gleichftellt. 
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manchen Städten erfolgte die gerichtliche Auflaffung nicht vor Ge⸗ 
richt, fondern (gleich anderen Akten ber freiwilligen Gerichtsbarkeit) 
vor dem Stabtrathe; bisweilen vor beiven Behörben eleftiv. 13 
Die Auflaffung beftand in ber feierlichen Erklärung, fein Recht 
aufzulaffen (aufzugeben), bezieh. zu übertragen und in ver gerichtlichen 
Beftätigung ber Übertragung. Sie bewegte fich regelmäßig in prozeſ⸗ 
ſualen Formen (Scheinprozeß, Befragen, Aufforberung zur Einfprache, 
Zufpruch [Urtheil]); darauf folgte häufig das Friedewirken und bis⸗ 
weilen bie Befigeinweifung. In manchen Stäbten (bei. der Magte- 
burger Stäbtegruppe) hatte vie Auflaffung die befondere Eigenthüm- 
lichkeit, daß fle nicht bloß vor, — fonbern geradezu an ven Richter 
erfolgte, welcher ſodann das Recht auf den Erwerber übertrug; vor- 
zugsweile in biefer Gruppe1t erlangte der Lebtere bei Abgang bes 
Nechts des Auktors nach Ablauf der Anfechtungsfrift von Jahr und 
Tag die „rechte Gewere“, fomit das (relativ) unanfechtbare Eigen- 
thum.15 Bezüglich der Bedeutung ver gerichtlichen „Fertigung“ (Sale, 


©. dag. auch 2. R. Buch Ruprecht v. Freifing c. 32: etwo gewohnhait etwo nicht.“ 
(Auch der Livländer Spiegel erwähnt nicht die Übergabe vor Gericht. Bol. Bunge, 
Altlivl. Rechtsbücher S. 105.) 

13) Bor Gericht in Magdeburg, Brünn, Iglau, Hamburg, Dortmund, Goslar, 
Münden, Bamberg u. a. Bor dem Rathe in Luͤbeck, fpäter auch in Hamburg, Dort 
mund, Stralfund, Wien u. a. Elektiv in Celle, Olmütz (Urk. v. 1343 bei Biſchoff, 
Dlmüger Stadtr, ©. 6, Homeyer ©. 39, anderd Biſchoff S. 36), — dazu 
überhaupt Stobbe ©. 182 flg., Brunner ©. 250. In Prag gefchieht die Auf 
laffung vor Gericht, die Eintragung auf dem Rathhaufe im Stadtregifter. Stat. R. 
70. 109, Homeyer a. O.; uber Wien Schufter, Wien. St. R. ©. 29 fig. 

14) Nach Landrecht und in den nichtſächſiſchen Stäbtegruppen genügt zur „rechten 
Gewere“ der Jahr und Tag unangefochtene Beſitz mit Nutzung (Gewere) auch ohne 
gerichtliche Auflaffung. Stobbe 8. 74, N. 2. Im den deutfch-öfterr. Ländern 
(audgen. einzelne Städte, wie St. Veit in Kärnten, Brud a. d. M.) kommt dieſe 
Berjährungsfrift im Landrecht überhaupt nicht vor, fondern nur die (röm. )) 30 bez. 
31 jäͤhrige Berjährung. Hafenshrl, Ofterr. Landr. ©. 199, Stobbe 8.74, 8.3. 

15) Stobbe XL, ©. 193 fig. So in Brünn (Schöffenb. 322), Münden, 
Soeft, Torgau ꝛc., dann bef. bei der Beräußerung von Lehen⸗ und Bauerngütern. 
Nach Magdeburger Recht führt zu rechten Gewere nur der durch Auflaffung erworbene 
Beſitz (Kaband S. 303, Stobbe IL 8. 74, R. 10), während nad) anderen Stadt 
und Landrechten ein folcher qualifizierter Erwerböaft nicht gefordert wird. 

Die Frift von „Jahr und Tag“ bedeutet bald ein Jahr ſechs Wochen, bald cin 
Jahr, 6 Wochen, 3 Tage (3. B. Prag. Stat. R. c. 62, Breslauer Stadt⸗R. ſächſ. 
Lehenrecht, denn die Berechnung von 6 Wochen = 45 Tagen ergiebt hier 6 Wochen 
und 3 Tage, dazu Stobbe 8. 68, N. 7), bald 1 Jahr, 6 W., 1 Tag (Lübed u. a.) 
u. f. f. Die erweiterte Frift wird dadurch erflärt, daß zu dem Jahr (Erntejahr oder 
Zeitraum don drei ungebotenen Dingen) noch die Zeit von drei gebotenen Dingen, 
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Auflaffung ꝛc.) verwirft Heusler, Inftit. $. 95 ©. 100 fig. für die 
Zeit der Nechtsbücher die Meinung, daß die außergerichtliche Auf- 
laffung und Befigübergabe bloß obligationenrechtliche und nur bie ge⸗ 
richtlihe Auflaffung vingliche Wirkung hatte; vielmehr habe letztere 
nur die Bebeutung, ben Konjens der Betheiligten durch Aufgebot gegen 
Erben und Richter zu erzwingen; haben biefe fein Verlangen, bie Ver: 
äußerung zu hindern, fo fei der &.-Übergang nicht zu beanftanben; 
nur die Gebühr an ven Schultheißen ſei nachträglich zu leiſten. (Dazu 
noch Heusler 8. 98.) 

2. Anders nah ſchwäbiſchem, bayerifchem und fränfi- 
ſchem Recht, nach welchen bis in das 12. Jahrhundert die dffentliche 
(aber nicht die gerichtliche) Übertragungserklärung und überdies Tra- 
dition als regelmäßige Form des Cigenthumsüberganges hingejtelit 
wird, (Urkunden und Beiziehung von Zeugen find bei der Übertragung 
üblich.) Der oben cit. Sat des Sachſ. Sp. IS. 52, 8. 1, welcher 
gerichtliche Übertragung verlangt, findet fich nicht im älteren Text 
des Schwab. Sp. 22. (Laßb.), fondern nur in ſpäteren Handfchriften. 19 
Und mit dem fübdentfchen Nechte ftimmt zumeift das Herkommen und 
Statutarrecht der deutſchen Erblande Ofterreichs (bef. Inner- 
Öfterreichs). Es genügt bie Übertragungserflärung vor Zeugen, auf 
welche die Befigeinweifung zu folgen pflegt.17 In Nord» und Süd» 


welche alle 14 (15) Tage ftattfanden, hinzugerechnet wurde. (Stob be a. O.) Die 
Bedeutung von Fahr und Tag war häufig flreitig (Brünner Schöffend. c. 327.) 

In Prag war doch wohlnur die Auflaffung vor und nicht anden Richter üblich 
(Stat. R. c. 70. 107. 109). Der amtliche Bericht der Prager v. 1571 vgl. Dtt, 
Zur Rezeptiondgefh. d. röm. com. Proz. in d. böhm. 2. (1879 ©. 186), findet einen 
Hauptunterſchied zwifchen den Magd. und Prag. R. darin, daß dieſes feinen richter- 
lichen Zufpruch verlangt. (Hanel, a. D. Beil. 2, ©. 51). 

16) DBergleiht man Ficker's Spiegel deutſch. Leute 24, und das fog. Tleine 
Kaiferrecht II. 92, 106 (vor den luten), dazu mehrere fübdeutfche Stadtrechte Augs⸗ 
burg u. a.), fo ergiebt ſich klar, daß das füb- und mitteldeutiche Recht in diefer Frage 
einen anderen Standpunkt einnahm, als das ſächſ. Recht. Bol. Sofen$. 17, 
Schulte $. 148, Stobbe ©. 180, Gengler a. D., dazu N. 12. 

17) Wiener Stadtr. v. 1221 8. 4: Auflafjungen vor zwei oder mehreren 
Zeugen („Benannten”) ; aud dad Wiener Stadtr. v. 1278—1296 (f. Schufter: 
Wiener Stadtrehtd- und Weichbildbuch 1873, S. 36) verlangt (art. 119, 120) hei 
entgeltlichen Deräußerungen die Intervention ded Grundherrn, nicht aber jene dee 
Rathes; erfi vom Jahre 1368 werden in Wien Grundbücher über die unter Intervention 
des Rathes gefchloffenen Immobiliarverträge geführt. Bal. dazu Chabert, Bruch» 
finde einer St. und Rechtsgeſchichte der deutfch-öfterr. Länder. Denkfchrift der Aka⸗ 
demie d. Wiſſenſch. 1853. IV. 8. 69, Stobbe XII. ©. 180. Nur wenige Städte 
Süddeutſchlands verlangen gerichtliche Auflaffung (München, Bamberg). 
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beutfchland erfolgte auch häufig die Verbriefung des Gefchäfts (durch 
Handfeſten, Raths- oder Währbriefe) bezieh. die Hinansgabe von mit 
dem Stadtſiegel befräftigten Urkunden. !8 

Für die Beurkuntung der Auflafjung forgte man in manchen 
Städten frühzeitig durch Eintrag in die Stabtbücher, welche aller- 
bings in jehr verfchievener Form und zu den verfchtebenften Zwecken 
geführt wurden. Der Bucheintrag, welcher meift an bie Stelle ber 
Handfeſten (Rathsbriefe) trat, Lieferte vollen Beweis für vie rechtliche 
Übertragung; nur felten ift er Voransfegung bes Rechtserwerbes. 1 


18) So in Köln, Url. v. 1159 bei Lörfh u. Schröder (1874) Nr. 77; 
sigillo urbis signari, Goslar, Zürich, Nürnberg, Frankfurt (Körſch, Ur. Nr. 114 
ab 1264), Prag, Olmütz, Iglau, Görlig, Kulmer R. und fühl. Weichb. 
art. 20 (Kraut $. 78, Nr. 66), dazu Walter II. ©. 546, Homeyer ©. 45, 
Gengler 8. 42. 

19) Belege bei Homeyer ©. 43, Stobbe XII. ©. 207 flg., Kraut 8. 97; 
dazu Pland, Das deutiche Serichtöverfahren Mittelalter (1879) Il. $. 123, 
©. 199 flg., auch Heusler, Inftit. $. 95 (f. vor. S.) Auch die fehr intereffante 
Quellenedition v. Rob. Hoeniger: Kölner Schreindurfunden des 12. Jahrhdts. 
(Bonn 1884—1888) I. beftätigt für Köln die Anficht, daß es fich Hier zuuähft um 
öffentl. Beurtundungen handelt; vgl. die wpiſche Formel ©. 19 Nr. 4 le. 
1135—1142): Notum omnibus tam futuris quam praesentibus, qualiter 
Rudolfus (Dux) nec non et uxor sua Olisela emerunt domum pro Marc- 
wardo et uxore sua coram judieibus et civibus quibus amam vini prae- 
sentaverunt, utsinteis testes; ähnlih Nr. 5: ut nobis sint testes, si ne- 
cessitasnobisingruerit. Die „Schreindfarten” der vier Pfarren (Martine- 
Pfarre ıc.) in Köln (d. 3. im Stadtarchiv) find zw. zumeift nichtdatirt, allein die in, 
direkte Zeitbeftimmung ergiebt, daß die älteſten Cintragungen in die Zeit v. 
1135—1142 fallen ; vorerft werden folche Rechtögefchäfte firirt, welche den Charakter 
der Dauer haben: Kauf, Bererbung, ewige Renten zc., fpäter auch Verpfändungen 
2c.; bei Befipänderungen wird die ältere Notiz durchſtrichen. Auch die fpäteren 
Einträge bezeugen immer nur Übertragungsakte vor Gericht, Bürgern u. Parochianen: 
3. B. S. 225: notum sit, quod... domum... manumisit sine omni contra- 
dietione (sc. her. cf. ©. 281) coram judice et parochianis; ©. 219: Hujus 
testes sunt et erunt omnes magistri civium s. Laurentii ete. ©. 237: Haec 
carta vobis notificat, ... manifestamus etc. ... inde dederunt testi- 
monium. ine Steigerung auf ©. 219: ut factum a nullo mutari et ine 
fringi possit. Größer ift die Autorität der Bücher in Schweidnig: librum 
plenam firmitatem et robur habere. Die Anlegung von Stadtbühern wird 
von Homeyer ©. 17 flg.(abgefehen von den zu rectificirenden Angaben in Anfehung 
der Kölner Schreindordnung) erwähnt: für Magdeburg circa 1215 oder 1245 (bie 
Bücher eriftiren nicht mehr), Köln 1229 (Einträge v. 1135 bie ca. 1190; wörtlich 
abgedruct bei Höniger, a. a. D. ©. 13 flg.; einige fhon bei Schröder, Urk. 117 
a. 1271 Nr. 121, a. 1277, Nr. 125 a. 1284), Lũ beck 1227 (Bücher verloren ger 
gangen) und 1284; Hamburg 1248, Stralfund und Roftod circa 1260, Kiel 
1269, Stralfund 1270 (2), Stade 1279, Bremen 1304, Görlig 1305, 
München 1347 x. Jedoch hatte der Eintrag nicht überall diefelbe 
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Doch war die Anfechtung noch durch Jahr und Tag (Abweſenden auch 
noch ſpäter) geftattet.2° Bisweilen erfolgte bie Eintragung nicht fofort 
nach der Auflaffung, fondern erſt Jahr und Tag nach verfelben, ob» 
ſchon durch dieſe Eigenthum erworben wurde. 21 

3. Während der Eintrag urfprünglich nur zur Sicherung bes 
Beweiſes viente,22 knüpfte fich ſpäter, namentlich nach der Re- 
zeption bes römiſchen Rechtes, in einzelnen Gebieten fogar ber Eigen- 
thumsübergang an die Infkription, fo daß bie Auflaffung nunmehr 
ven Charakter einer worbereitenden Kognition annahm. Allerbings 
trat biefe Wandlung nur in einem verhältnigmäßig Heinen Territorium 
ein.? In anberen Gebieten erlangte die früher übliche gerichtliche 
Intervention eine andere Bedeutung (Konfirmation des obligatorifchen 
Beräußerungsgefchäftes), und in jehr vielen Partikularrechten gewann 
vollends ber gemeinrechtliche Sat, daß Eigenthum nur burch Tradition 


Rechtswirkung. Ge ift indbefondere nicht flets klar, ob die Eintragung den Über« 
gang des Rechtes bloß beweift oder denfelbenvermittelt. Erſteres ift wohl die 
Regel (Homeyer a. O.); das legtere Prinzip findet fih nur in Kübel (f. Stobbe 
©. 208), meined &. auh in Hamburg (Stat. 1270, VII. 2, Stadir. v. 1497 
c. 3: das geyt vor alle segele und breve edder rowelike besyttynge), 
und nah Pland ©. 204 auch in Stade. Dazu Stobbe ©. 208, Maſcher 
©. 55 flg. und die dort citirten Belege, C. W. Pauli, Lübiſche Zuftände im Mittel, 
(1872) ©. 63. Für das Magdeburger Recht gilt dieſer Grundfah nit 
„JHomeyer ©. 43,44, Bland a. O.), ebenfo wenig gilt er nach Frankfurter Lörſch 

u. Schröder, Ur. Rr. 114, Homeyer ©. 45), älterem Olmützer (Bifchoff, 
Olmütz. St. 3. ©. 36), und Breslauer Neht (Syſtem. Magd. Scöffenr. IV. 
1. e. 21. 23. ed. Laband, und desfelben: Klagen 2c. ©. 303 flg., 330 fig.) Die 
Berjchiedenheit der Bedeutung ded Eintrags ignorirt Weisl, Deutfh. Pfandrecht 
©. 41 flo. 

20) So namentlich in Hamburg, Lübeck, Stade; dazu Stobbe, ©. 206 fig. 

21) Pol. Prager Stadt.107 u. 109, und die Belege im Prager Stadtbuch fol. 
57 ai 1331; Nößler ©. LXI; zweifelnd Stobbe XL. ©. 206. Nr. 190. 

22) Bol. Homeyer ©. 43—45, Stobbe ©. 207 fig. 

23) Bol. Note 19; ferner Stobbe ©. 211 flg., 218 flg. Brunner, Quellen 
d. d. R.S. 250. So nah Rüb.,Hamb., Frankfurter, Köln., Berlin, Mecklenb., 
Stadt-R., der ſächſ. deeisio elect. v. 1661; vgl. Homeyer ©. 47, Stobbe 
©. 228 fig., dazu auch Pland ©. 204 fig. Nr. 30: Die Bücher erſetzen erft dad 
mündliche Gerichtszeugniß u. find unwiderleglich (pro judicato teneantur), üb» 
rigend ebenfo anfechtbar durch Einreden wie jene; crft wenn, wie in Hamburg, 
Kübel, Stade, über dad Stadtbuch fein Zeugniß geht, fomit auch der Einredebeweid 
ausgefchlofjen ift, nehmen die Bücher einen anderen (sc. Tonftitutiven) Charakter an; 
ebendeswegen werden die Intereffenten auf andere Weiſe geſchützt, insbeſ. durch Feft- 
jegung einer Frift zur Einbringung von Einreden gegen den Eintrag, vor deren Ab⸗ 
lauf jene gefteigerte „Beweidtraft" nicht eintreten ſoll. 
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übergehe, bie Oberhand. Ein Umſchwung ſchien fich zwar in 
Preußen mit dem Edikte Friedrich's J. vom 28. September 1693 
vorzubereiten, mit welchem für Köln u. Berlin sc. die Eintragung ber 
Defigtitel und Hypotheken behufs dinglicher Wirkung vorgejchrieben 
wurde; vgl. dazu bie Hypoth.Ordnung von 1722 und die allgemeine 
Hypoth.⸗Ordnung Frievrih’8 IL. v. 1783. Indeß gerade das preuß. 
L. R. von 1794 und mehrere andere Geſetzgebungen aus der Wende 
dieſes Jahrhunderts halten den Grundſatz feſt, daß zwar nur der im 
Grundbuch eingeſchriebene Eigenthümer Hypotheken und gewiſſe 
andere dingliche Laſten rechtswirkſam beſtellen könne; allein fie be 
ſtimmen zugleich, daß ſich der Eigenthumsübergang durch Tradition, 
beziehungsweiſe (in ben Ländern bes franzöſiſchen Rechts) durch Ver⸗ 
trag vollziehe.25 In mehreren deutſchen Ländern blieb es erſt ver Ge⸗ 
jeßgebung der neuteften Zeit vorbehalten, den in einem großen ‘Theile 
Öfterreich8 von Altersher beobachteten Grundſatz zur Geltung zu 
bringen, daß Eigentum im alle des berivatinen Singularerwerbes 
nur buch Bucheintrag erworben werde. Hierher gehört na» 
mentlich bie Medlenb. Stabtb. Ordn. v. 1857, die Bremer Hand- 
feſt. Ordn. v. 1860, das Sächſ. B. ©. 2. ($. 276) v. 1863, das 
Hamburger Geſetz v. 1868, befonters das Preuß. Gr. Gel. vom 
5. Mai 1872 und die an basfelbe fich anfchließenden Gr. Gef. für 
Oldenburg (1876), Anhalt, Braunfchweig, Heflen-Darmftabt, Lippe, 
Waldeck u. a., und neueſtens ver Entwurf eines deutſchen bürgerlichen 
G.⸗B.s 88. 829. 874 (Eintrag ver Auflaffung in das Grunpbudp.)?* 


II. Die Landtafeln in Öſterreich. 


Während in Deutfchland zu Feiner Zeit ein einheitliches Recht 
ober auch nur gleichmäßige Nechtsfäte über den Erwerb des Grund⸗ 
eigenthums Geltung gehabt haben, begegnen wir in einem Theile der 


24) Näheres bei Stobbe XII. S. 221 flg., Hdb. 8. 93. 94. 

25) So bef. d. Württemberg. R. (dazu Wächter, H. B. J. ©. 373 flg., 
Lang, Hdb. 8.54, S. 292), das Bayer. R. (Roth, 8. 136, S. 146 flg., Regels⸗ 
berger, Hyp. R. ©. 68 flg.), das Preuß. Landr. (I. 11, $. 124 bid 126, dazu 
Förfter, 8. 172, Dernburg 8. 191), bez. das franz. R. und das Bad. Land 
teht; dazu Stobbe XII. ©. 242 flg., Hdb. 8. 94. Burdhard II $. 159. 
Hiedurch entftand allerdings die Außerliche Spaltung des Eigenthums in ein mate- 
rielled und Bucheigenthum. 

26) Dazu bei. Stobbe XII. ©. 247 u. Pr. R. 8. 95 mitnäheren Angaben. 
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Öfterr. Monarchie, nämlich in den böhmifchen Erblanden (Böhmen, 
Mähren, Oberjchlefien), vom Ende des 13. oder doch jeit Mitte des 
14. Jahrhunderts dem ftändigen, auf altem Herfommen beruhenden 
Grundfage, daß Eigenthum und andere (dingliche) Rechte an Grund» 
ftüden in der Regel nur vermittelft Eintrags bes Nechtstitels in 
bie beſonders hierzu beftimmten öffentlichen Bücher (tabulae, Tafeln, 
desky) gefichert erworben werben können. (Die Literatur hiezu vgl. 
in N. 3.) Damit ift nicht gefagt, daß Eigenthum ausnahmslos bloß 
durch Eintrag erworben werben konnte. ‘Denn einerfeit wurben auch 
im 14. Jahrh. troß ber üblichen Intabnlation noch Immer Veräuße⸗ 
rungen vor Gericht oder durch Befigeinführung mit Zengen als gültig 
anerfannt, andererfeits finden wir damals — wie heute noch und wie 
nicht anders denkbar (f. 8.17 d. B.) — eine Reihe von Erwerbs» 
arten, welche vom Eintrag unabhängig find, und in biefem höchſtens 
ihren formalen Abſchluß finden, 3. B. Erbfolge, Heimfall, Konfista- 
tion, Offupation, unvorbenkliche Zeit, Privilegien, insbeſondere Ver: 
fügungen kraft fogenannter Töniglicher Machtbriefe (mocny list) 
(ſ.N. 28c) 2c.; endlich wurbe in Zeiten des Gerichtsftillftandes vom 
Eintrag abgefehen. Auch waren wohl viele Güter niemals Objekt des 
Eintrags. Schließlich ift begreiflich, daß bei Grenzftreitigkeiten ver 
langjährige Beflgftand, bezieh. der Zeugenbeweis zc. heute wie damals 
viel maßgebender war, als die Lanktafel. (Vgl. dazu Men3ik,R.B. 
o soudu meznim bei Jirelet IV. 5. ©. 177. 189.)2” Allein als 
Regel darf feit der Earolinifchen Zeit angenommen werben, daß Ver⸗ 
äußerungen und VBergabungen auf ben Todesfall nur durch Eintrag 
materiellvechtlich fichergeftellt werben konnten.?s Belege hierfür find 


27) Die Übereignung vor Gericht erwähnen bef. viele Urkunden aus dem 
13. Ihdt., vgl. 3. 3. Codex dipl. Boezek IV. ©. 273, 276. [Urf. v. 1282. 
1283: abrenuntians omni juri coram nobis (duci Opa viae), coram cu- 
da ut consuetum est. Ob diefe Urkunde, wie Ruber, Not. 3. 1883 Nr. 49 
annimmt, einen Beleg für die Eriftenz der Eudatafel a. 1283 liefert, laſſe ich dahin» 
geftellt ; vgl. d. Schluß der Urf. verb. pagina ⁊c. In der älteren Zeit war die 
Übereignung dur Befipeinweifung (Umfchreitung, eireumitus) oder Urkunden 
wohl die gewöhnlichfte Form. So auch in Schlefien, vgl. Cod. diplom, Siles. I. 
anni 1234. 1309 2e., Regeften zur Schlef. ©. v. Grünhagen a. 1202. Nr. 78, 
1203. Nr. 91, 1208. Nr. 127 2e.), Krasnopoläfi, Grünh. Ztſch. XI. ©. 530 
Note 10. Vgl. folg. Note. 

28) Diefe Faſſung befeitigt die Einwendungen, foweit felbe gegen meine Be: 
hauptung Grünh. Ztfhr. VL ©. 89 von Czyhlarz, ebenda X. ©.263, u. Kras, 
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(zum Theil auch für ven Anfang des 14. Jahrh.): die S. 419 fig. und 
N. 44 citirte mähr. L. T. Inſtruktion v. 1359, welde fich ausbrüd- 
lich auf die böhmifche Obſervanz beruft und biefe fomit erhärtet, 
ferner die materielle Identität des böhmiſch⸗mähr. Rechtes in biefem 
Punkte (vgl. Note 35—40), die Gloffe 2. zu art. 74 des ordo jud. 
terrae (item notandum, quod tabulae in omnibus causis loco 
testium producuntur et eisdem productis omnino statur) 2%, tie 
das bezügliche Gewohnheitsrecht bezengende Urkunde des Rathes ver 
Stabt Brüx v. 1312: ‚„‚promisit idem J. hunc venditionis con- 
tractum secundum jus provinciale imponi solemniter ad 
Prag. beneficiariorum tabulas procurare, prout jus et con- 
suetudo terrae requirit“ (Jiretek 1.2. ©. 4. 5), desgleichen 
bie Urkunde 9. v. Rabjteyn vom J. 1373: „villam Hr....in- 
tabulando et Prage in tabulis terre praedictis H. 2. et 
H.J... acticando‘‘,2% ſodann das gleichlautende Herrenurtheil 


nopolefi, X. ©. 472, YI. ©. 530 flg. erhoben wurden ; jener will die materielle 
Bedeutung des Eintrags für Böhmen nicht vor dem 17. Ihdt., dieſer nicht vor dem 
14. bez. 15. Ihdt. anerfennen. Für Mähren wird deffen tonftit. Bedeutung wegen 
der mähr. Landtafelinftruft. Carl's IV. v. 1359 (f. Note 44) nicht beftritten. Allein 
da ſich diefe Inftruftion, welche jeden Veräußerungsakt ohne Eintrag 
für nichtig erflärt, ausdrüdlich auf die Böhmische Obfervanz Eeruft, liefert die 
felbe gewiß einen entfcheidenden Beleg für meine Auffaffung:; vgl. ferner Maj. Car. 
24, 26. 59. 60. 65. 71, auch Burdhard III. 8. 159, ©. 182 u. Czyhlarz 
ſelbſt R. 4a. 9. u. 12, Wenn Cz. bemerkt, daß der Eintrag zwar eine regelmäßige 
aber feine notbiwendige Vorausſetzung der Übereignung war, fo ift die nur in dem 
im Tert entwidelten Sinne richtig. Mit Unrecht wird aber dafür angeführt, daß das 
Nofenberg. R. B. V. 80—126 in f. Beweidmittelfatalog die Landtafel nicht an⸗ 
führe und Nr. 116. 122. bei Klagen aus Grundeigenthum nur Zeugen anführe; 
denn gerade die ſes Rechtsbuch nennt in den 88. 70. 71 die Landtafel ald einzig 
ſicheres Beweismittel; die Zeugenführung in 116 aber bezieht fich auf den 
Störungdaft (uväzänf). Dazu vgl. noch dasf. R. B. 197. — Daß das pignus 
dotal. auch ohne Eintrag gültig war, gebe ih zu. Daß endlich Andr. v. Dubaa 
21. 22 fig. die E. Klage sine tabulis neben der Querel cum tab. anführt, erklärt 
fich aus den im Tert angeführten Gründen. (Auch auf die böhm. 2. T. pafien bie 
Schlußbemerkungen Planck's Note 23.) Daß übrigend auch nad) Einführung ber 
Landtafeln (unter Ottakar IL?) Übereignungen vor Gericht, durch Urkunden, oder 
Befigeinweifung noch lange Zeit hindurch in Ubung ſich erhielten, haben Emler, 
O zbyt. desk. &. 17 und id, Prehled x. ©. 10 R. 18 betont. 

28a) Während alfo der Ordo. jud. noch Zeugen und tabulae gleihftellt, gibt die 
fpätere Gloſſe den Letztern den entfcheidenden Borzug: omniostatur. Dgl.R.23. 

28b) Diefe von Celakovsky mitgetheilte Urkunde ift abgedrudt in Henners: 
O rak. zäkonech amort. ©. 11/1892) u. bezeugt zugleich, daß ſchon zu Karl IV. 
Zeiten Amortifationdgefege gegen Mehrung der Güter der todten Hand beftanden, 
Dazu vgl. Celatonsty, O registrech (1890) ©. Aflg. 
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aus der Wende bes 15. Jahrhs. bezüglich der Eigenth.-Prozefie (cf. 
Jirecet IL. 2. ©. 37: domini baroni invenerunt, quod nullae 
aliae memoriae praeter tabulas debent amitti (1389), das Rofen- 
berger R. B. (ca. 1325) 88. 70. 71 (Überfegt: Wer will, daß er nicht 
geflagt werbe, trage feine Grundftüce feinem Freunde, feinen Rindern 
in bie Landtafel ein, indem er fie ihnen giebt und abtritt; . . . er kann 
nicht mehr geklagt werben, .... weil e8 in der Landtafel eingetragen, 
nach Recht georonet und aufgelaffen ift), ferner Maj. Car. 59. 60. 
65. 71 u.a. Für die materielle Bebeutung des Eintrags Spricht auch 
ber Umftand, daß der unterlaffene Einſpruch (otpor) während 
ber BVerjährungsfrift den mangelhaften Eintrag unanfehtbar 
macht. Einen weiteren Beleg bilden zahlreiche königl. Machtbriefe 
(Privilegien), Traft deren ausnahmsweife Süterveräußerungen 
(aljo die Rechtsakte) gewilfer Perſonen des Herrenftandes dieſelbe 
Geltung genießen, als ob biejelben ver Landtafel einverleibt 
worben wären.28° Mit meiner Auffafjung haben fich jüngft auch Ee- 
latonsty (f. N. 28b) und Ruber, Not. Zeitichr. 1884 ©. 259 ein- 
verftanden erflärt. — Aus fpäterer Zeit find Zeugniffe zum Überfluß 
porhanten.?? Daß die Landtafel ftets zugleich eminentes Beweis- 
mittel war, bebarf wohl ebenfo wenig ver Erwähnung, als daß ber 
Deweis von ven Rechtserfolg des Eintrags zeritörenden Thatfachen 
zuläffig ift, 3.8. Fälſchung, Verjchweigung. (Eine wefentlich andere 


280) Schon Balady, Über Kormelbücher IL. S. 11 citirt das Formular eines 
f. Machtbriefs aus der Zeit Wenzel IV. (1382— 1402) ded Inhalte: (rex) indulget 
quod quis possit donare bona sua ac si intabulata essent. Ein bei 
Krasnopolski XI. ©. 531. NR. 11 abgedrudtes Privileg der Rofenberger v. J. 
1325 dispenfirt diefelben fchon damals bei Beräußerungen von der gewohnheitsrecht- 
lichen Auflaffung coram rege vel beneficiariis. Ebenſo der mir von Eelatousty 
mitgetheilte k. Machtbrief von 1406 für Ptiznak: quacunque ipsorum donacio 
et disposicio perinde [robur et firmamentum obtineat, acsi juxta 
ritum et conguetudinem regni nostri Boemie tabulis ... forent 
inserta et notata. Ähnlich der Machtbrief K. Sigismund v. 1437 an feinen Hof 
meifter Ptacek v. Pirkftein: acsi pertabulas regni n. Bon. firmata fuisset, 
non obstante consuetudineregni B. etc.; ebenjo ein Machtbrief v. 1423 
im Arch. C. 1. p. 535 Rr. 219. (Eelatovaty, Pravnik 1890 ©. 153 flg., 159 
u. dgl. noch Brandl, a. O. ©. 31 fig, Celakovsty, Sbornik ddjep. pracf 
1888 ©. 1. 3. N. 2, u. desfelben: O registrech (1890) &. 5. N. 2. Zadraa.D. 
©. 88 flo. 

29) VBgl. z. B. Vſchehrd IV. 2. VI. 32 flg. Decl. Ee. V.: ordnen wir, daß 
gleihtwie von Alters Herkommen alfo aud hinfüro die Landgüter anderd nicht 
als mit der Landtafel afficiret, vergeben, ... . werben fönnen. Cf. Ee. X. XIV. 
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ift die Auffaffung ver deutſchen Stabtrechte, wie beſond. Heusler, 
Inſt. 8. 96 ausführt, da hier die gerichtliche Intervention das ding- 
liche Recht nicht Schafft, ſondern sc. gegenüber Erben und Gerichts- 
beren nur fichert (stabilire, iterare, confirmare). „Wenn das heut. 
Recht dem öffentlichen Glauben des Grundbuchs zu Liebe einen andern 
Weg eingefchlagen bat, fo ift pas eben unter dem Einfluffe eines 
Motivs gejchehen, das wir dem alten deutſchen echt doch Taum ſchon 
zufchreiben dürfen.“ (Heusler II. ©. 102; dazu aber no II. 
©. 116 flg., woſelbſt auf die bereit8 oben N. 19 und 23 gewürbigte 
materielfrechtliche Bebentung der alten Stabtbücher einzelner Stäbte, 
befonders von Köln u. a. bingewiefen wird.) 

Den Editein und Ausgangspunkt des böhmiſchen Immobiliar: 
rechtes, welches für die gefchichtliche Entwicklung des dfterr. Tabular⸗ 
rechtes maßgebend wurbe, bildet das altehrwürdige, in feiner Art ein- 
zige Imftitut der Landtafeln, das „Kleinod“ bes Landes. Im ben 
Landtafeln, welche nicht nur Privatrechtsatte enthalten, ſondern u. a. 
auch die Hauptergebniffe der vor Gericht mündlich geführten Prozefle 
firirten, und zugleich das Staatsarchiv bildeten, fpiegelt fich das ge- 
ſammte Privat- und öffentliche Rechtsleben ber Vergangenheit in über: 
rafchend ſcharfen Riffen ab. Die Entftehungszeit ver böhmiſchen Land- 
tafeln (in Prag) ift bisher nicht fichergeftellt.90 Die Uranfänge ber: 
felben dürften in ber altböhmifchen — (Gaugerichts⸗Verfaſſung zu 
ſuchen fein, indem bie Gerichte (cüdy, judicia) alle wichtigeren Ge⸗ 
richtsakte (von der Ladung bis zum Urtheil, auch Veräußerungsafte ıc.) 


30) Im J. 1541 wurde der größte Theil der alten böhmifchen Landtafel ein 
Raub der Flammen; nur Bruchftüde davon (insbeſ. die Citationdquaterne von 
1316—1320) find und durch Zufall erhalten. Diefelben Liegen gefammelt vor in den 
von Emler herausgegebenen: Reliquiae tabularum x. Vgl. R. 3. Die einzelnen 
Bände nannte man Quaterne ; diefe befanden aus mehreren Heften gewöhnlich zu 
30 Folien. Benannt wurden fie bald nach dem Vicelandfchreiber, bald nach der Farbe 
des Einbandes x. Urfprünglic wurden fie auf Pergament gefchrieben. Je nad 
der Verſchiedenheit der Einträge unterfcheidet man: Gitationdquaterne (tabulse 
citationum, desky pühonne), weldhe die Hauptftadien ded mündlichen Gerichte 
verfahrend, befonderd gerichtliche Ladungen u. Urtheiläfprüche verzeichnen, fodann 
Kauf-Schuldverfhreibungs-Gebenkquaterne (kurzweg tabulae genannt). Die Zahl 
der bücherlihen Einlagen vor dem Brande (1541) fhäpt Emler auf 66000, die 
Zahl der Quaterne auf mindeſtens 110. In den mährifchen Landtafeln wurden 
die Ladungen in eigene Bücher (libri offieii) eingetragen. Bgl. Demuth ©. 64, 
140. Erhalten find in Olmüp aus der Zeit v. 1405—1618 : 74 Citations⸗, 5 Spruch⸗ 
und 3 Gedenkbücher. 
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in den fog. tabulae terrae provinciales verzeichneten. In Böhmen 
und Mähren find bie fog. Libri citationum et sententiarum bie 
älteften Gerichtsbücher, erft ſpäter, als auch die Verbücherungen von 
Rechtögefchäften fich mehrten (in Böhmen unter König Iohann, in 
Mähren im J. 1348) wurden befondere Kaufguaterne (libri con- 
tractuum) angelegt.!* Geförbert wurde biefe Übung durch den mäch- 
tigen Einfluß der königlichen Hoffanzlei, welche in der zweiten 
Hälfte des 13. Jahrh. mit der Führung von Regiftern über alle 
wichtigeren Akte betraut war (Registrum regie curie). Es fcheint, 
baß biefes in dem nichtromanifchen Ländern zuerft in Böhmen auf- 
tauchende Regifter nach dem päpftlich-ficilifchen Muſter von dem königl. 
Pronotar Henricns Italicus (v. Ifernia) eingeführt wurde, — 
bemfelben, won welchem auch das fpäter zu erwähnende erfte Prager 
Stadtbuch (ca. 1279—1280) herrührt.31b 


31) Konftatirt ift der Beftand der tabulae zude Sacensis (Saaz 1381), 
Lutomericensis (teitmerig 1413), Plznensis (Pilfen 1389), der Tafeln in König⸗ 
gräg, Rimburg (1322), Melnit (1348) u. ſ. f. Desky (öloxos) bedeutet eine Holz. 
tafel; auf ſolchen Tafeln wurden urfprünglich die Geſetze verzeichnet. Auch in Mähren 
beftanden bei mehreren Zuden foldhe Gerichtätafeln, 3. B. in Brünn, Znaim, Iglau, 
Jamnig. So werden in einer Urkunde von 1303 (Bolet, Cod. Dipl. V. 166) die 
tabulae publicae cude Olomucensis erwähnt, f. dazu R. 27; fo heißt ed ferner 
in der Urkunde 8. Johann's von 1327: aquod abbatissa et conventus habeant 
dareet conferre notarium cude Brunnensisß, Qui notarius tabulas terrae 
habeat omni jure et utilitate, quo ab antiquo terrae sive cude 
notarii consueverunt, Cod. J.Boh. II. 2. p. 14, Brandl, Glossarium p. 33, 
Siretet, Prävo slov. I. p. 23. Zäklady z. zrizenf (1872) p. 160. Demuth 
S. 4, 6, Randa N. 12, 16. 27—31. Ruber, Bormundfhaftsr. in Mähren ©. 5 
u. Rot. Zeit. 1883. Nr. 49 flg., Tadra, a. O. ©. 88 fig. 96. Die Entftehung 
der ProvinzialsLandtafeln bringt Brandl ©. 35 mitdem Umſchwung in den Agrar- 
verhältniffen in Zuſammenhang, welcher etwa im elften Jahrhundert in Böhmen 
und Mähren fi vollzog, nämlich mit der Umwandlung des gemeinfhaftlichen 
Familienbeſitzes in Alleineigenthum; die freien Grundbefiger bildeten dann den 
Herm- und Wladitenftand. Die Eudentafeln dürften fpäter hie und da Stadtbücher 
geworden fein; Tadra a. O. 96, vgl. d. Brief Karl IV. v. 18. Aug. 1348 bezügl. 
der cuda Melnik ebenda. 

3la) Die Libri citat. et sentent. der Olmüger Cuda (1374—1494) u. der 
Brünner Cuda (1406—1466) edirt Brandl, Die Kaufquaterne von Olmütz 
(1348— 1464) und Brünn (1348—1466) edirte Demuth. 

31b) Die Anfänge der k. Hoflanzlei reichen allerdingd noch höher hinauf. Schon 
unter Ottofar I. wird die Hoflanzlerfhaft mit der Probftei v. Vyſchehrad ſtändig 
verbunden u. werden dem Stanzler notarii v. protonotarii curiae regiae beigefellt. 
Unter Ptemysl Ottakar II. wird neben der böhm. Hofkanzlei eine zweite für die öfterr. 
Länder errichtet. Die näheren Belege f. bei Celakov dty, O registrech ©. 26 fig. 
und Zadra, Kanceläte ©. 2 fig. Bom Hoflanzler ift zu unterfcheiden der Kanzler 
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Mit der Verbreitung bes Regiſterweſens und mit ber Gentrali- 
jation der Gerichtöpflege gelangte die Prager Landtafel zu immer 
größerer Bebentung, und wurde viefelbe im Laufe der Zeit, namentlich 
in Folge der Neuorganifation des Prager Landrechts und deſſen Er: 
hebung zum Obergerichte bes Landes unter Ottofar II. (1253 — 1278), 
zu einem Grundbuch für alle freien (jpäter nur für bie ftänbiichen) 
Güter des Landes.32 Die älteften bisher bekannten Einträge ftammen 
aus ber 2. Hälfte des 13. Jahrhunderts; ber Ältefte bekannte Neft ver 
Citationsquaterne ftammt aus dem $. 1316 (ſ. Dvorsiy-Emler, 
Abh. d. böhm. Gef. d. Wiffenfch. 1868. VI.); ber ältefte bekannte 


d. Königr. Böhmen (canc. regni B.). Vgl. noch das bei Celakovsky cit. Koöͤnigs⸗ 
berger Formelbuch d. k. Notars Henricus It., woſelbſt des Eintrags u. ſodann der 
Löſchun geines Schiedsſpruchs in registro regiecurie, ut moris est per cassat. 
lineas Erwähnung geſchieht. 

32) Schon f. d. 3. 1250. 1257. 1264. 1279 werden notarii generales regni 
B. genannt (Em ler's Regeften s. v. notarius). Der notarius tabularum (supr. 
notarius terrae) wird zuerft 1270 erwähnt; feine Aufgabe war, die Landtafel zu be 
forgen, weshalb er in Prag domiziliren mußte. Vgl. Maj. Car. 26. und Jiretet, 
ZHzenf zemsk& ©. 137. Der Oberftlandfchreiber hieß fpäter protonotarius 
tabularum terrae; ihm maren notarii tabul. terrae beigegeben. Bol. Tadra, 
©. 91, welcher S. 97flg. das Verzeichniß derfelben v. J. 1305 ab zufammenftellt. 
— Die Provinzialtafeln erhielten ſich bis in das 15. Jahrhundert, um dann (nament- 
lich in Folge der Hufitenkriege) zu verſchwinden. Die wichtigften Gerichte waren: 
das größere und dad kleinere Landrecht. (Damit hing zufammen bie ältere 
Unterfcheidung der großen und Meinen Landtafel.) Das größere Landrecht beftand 
aus den höchften andesbeamten und aus den Beifipern aus dem Herm- und Wla⸗ 
dikenſtande; den Vorfig führte der König, bez. der Oberftburggraf; feine privilegirte 
Kompetenz erftrectte fich namentlich in Rüdficht der freien Gründe über das ganze 
Land. Die Zuftändigkeit des kleiner en Landrechts befchräntte fich auf Streitjahen 
bie höchftend hundert Schod böhm. Grofchen. Beide Gerichtähöfe hielten mehrmal 
des Jahres ordentliche Sipungen. Einträge durften nur vom König oder dem Land⸗ 
tage oder von dem verfammelten Zandrechte bewilligt und von deſſen Organen voll» 
zogen werden; außer diefer Zeit waren die Gontractbücher der Landtafel in der Regel 
geſchloſſen. S. Vſchehrd V. 32. Die übrigen Quaterne, insbeſ. die Meinem 
Landtafeln, Citationsbücher ıc. verwahrte der Randfchreiber zum täglichen Gebraud) ; 
vgl. Celakovskh, Sbornfk, ©. 5, Tadra, ©. Mflg. Das Verfahren war bid 
zur Einführung der Bern. 8. DO. v. 1627 öffentlich und mündlich. Vgl. den Ordo 
judieii terrae in Jire teck's Codex juris boh. I. 2, So lange die Landtafeln 
bei den Zuden geführt wurden, wurden Verträge über Immobilien jeder Art in bie 
Bücher verzeichnet; erft nach der Gentralifirung der Landtafeln in den Hauptftädten, 
insbeſ. feit dem 15. Jahrh. befchränften fich die Einträge allmäplic auf die abeligen 
(fändifchen) Güter. Bol. Demuth ©. 39flg., Brandl, Kn. Drnow. ©. XII. 
Randa ©. 9, NR. 16, Maasburg ©. Sflg., das inhaltäreihe Buch Ott's: 
Rezeptiondgeich. des rom. fan. Proz. S. 114flg., 175 flg., 260 flg., Canſtein, 
Grünh. Ztſchr. 6. ©. 597 fig. 
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Ranf- Duatern (Primus Zdislai) umfaßt die Zeit von 1320— 1336.38 
Die Lanbtafeln waren, wie Andreas von Duba bezeugt, urfprüng- 
lich Jedermann zugänglich (dffentlich); Auszüge wurden gegen 
Tarerlag ertheilt, vgl. auch vie mähr. Landt.-Inftr. v. 1359 (Jired. 
Cod. Jur. B. II. 2. ©. 299). Allerdings trat, wie jüngft Cela⸗ 
tovsty, Sbornik (1888) ©. 5 flg. mit Bezug anf einen von ihm 
gefundenen Nachtrag bes Vſchehrd'ſchen Rechtsbuchs nachweift, durch 
ven Einfluß der Stände gegen Ende des 15. Jahrh. die Beſchränkung 
ber Öffentlichkeit ein, daß Auszüge nur mit Bewilligung des Königs 
oder bes Gerichtöhofes ertheilt werben follten (Rand.-D. von 1500); 
ans jenem Nachtrag Vſchehrd's (2. Recenſ. 1508) fcheint fich jedoch 
zu ergeben, daß dieſe Befchränfung feine dauernde war. 3% 

Was Mähren betrifft, jo bezeugt bie Urkunde König Johanns 
vom $. 1327 (Note 31) nicht nur die Eriftenz der Brünner Land⸗ 
tafel, fondern auch den alten Landesgebrauch, Gutsveräußerungen 
in die Landtafeln einzutragen. Desgleichen bezeichnen andere aus dem 


33) Bol. die Berfauföurfunde v. 3. 1287, Reliquiae tab. L 1: protestatus 
est coram judice R. notario regni Boh., quia vendidit....utinregistro 
plenius continetur, villam Przekacs. Undere Urkunden v. 1309 bei 
Sirelet, Cod. DI. 2, p. 4: in tabulis terrae procuravimus annotari; p. 13 
ab a. 1303: Haec acta tam legitime celebrata in tabulas publicas Olomu- 
censis cude, ad quam universae provinciae Moraviae se reclinant, rede- 
gimus. Andere Urkunden v. 13061320 und weitere Belege bei Jirelet II. 2. 
5flg., Randa ©. 6, Brandl ©. 32, Dtt, 3. Regeption d. röm. fan. Pr. S. 143 
Note, welcher die bei Emler, Reg. Nr. 2070 cit. Urk. v. 1306 anführt: praede- 
cessor . . obtinuit per sententiam et...ipsa intabulis terrae redacta 
fuit; terrae tabulas inspici fecimus et... . invenimus, (actoribus) nullum 
jus competere; ferner Palady, Formelb. I. 342 (1304), Urkundenb. Kloft. Gol⸗ 
denfron in d. fontes rer. austr. 37. ©. 56 (a. 1315). — Mit dem %. 1320 beginnt 
die lange Seried der oft befchriebenen Kaufr-Quaterne der Landtafel: I. Zdislai 
1320—1336, II. Zdislai 1337—1345 x. ſ. Codex II. ©. 6flg. Aus den Eita- 
tiondquaternen vergl. 3. B. die Citation (pühon) v. J. 1292: Codex II. ©. 4: 
Anka de Lubkowioz conqueritur super Ludek, quia raptam compressit. 
Schon Coſsmas (+ 1125) bezeichnet die formelle Ladung (pühon, citatio) als die 
Grundbedingung des gerichtlichen Verfahrens; der Gerichtöbote war mit dem Ge» 
richtöfiegel verſehen, und dies deutet darauf hin, daß vielleicht fchon zu jener Zeit die 
Sitationen eingetragen wurden. Siretef, Slov. prävo II. ©. 223. Die Eita- 
tiondquaterne find offenbar die älteften Infkriptionen. 

33a) Der cit. Nachtrag: Nov& kapitola: O vypisech z desk dürfte von 
Bichehrd ſelbſt Herrühren, wie Eelatonsts a. O. darthut. In ber erften Ausgabe 
(1499) feined Werkes vertritt Vſchehrd freilich eine andere Meinung, — vielleicht 
ex vinculis feiner damaligen Stellung bei der Landtafel. Die Macht der Stände 
zeigte fih hier in erdrückender Weiſe. 

Randa, Eigentbum n. öfter. Recht. 27 
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eriten Viertel des 14. Jahrh. herrührende böhmifche Rechtsdenkmäler 
bie Landtafeln als ein althergebrachtes, in höchftem Anfehen ftehenves 
Inſtitut des böhmiſch⸗mähriſchen Landrechtes.?* Auch die Majestas 
Carolina (1348—1355) fpricht von ber Landtafel als von einer alt- 
hergebrachten Einrichtung. (Art. 24. 26. 27: antiqua consuetudine 
regni nostri.)?®> In bie Lanbtafeln werben u. A. eingetragen: alle 
Rechtsgeſchäfte, welche fich auf unbewegliche Sachen beziehen, nament- 
lich VBeräußerungen, Verpfänbungen, letztwillige Anorbnungen.% 
Den Doppelcharakter eines öffentlichen und Privatinftituts be- 


34) So indbef. dad Rofenberger Rechtsbuch (1320—1330) 88. 81. 93. 94. 
102 (Cod. juris Boh. DI. p. 68 fig.) ; dazu vgl. Dad Rechtsbuch Andreas von Dubaͤ 
(ca. 1395, Codex J. Boh. II. 2. p. 356), dad Tobitſchauer (Towatower) Redtd- 
buh von Etibor von Cimburk (ca. 1480) (Edit. Brandl c. 88—108), ferner 
Bihehrd' 8 Neunbücherreht (VSehrd: Knihy devatery o prävich ete. ca. 1500. 
Editio 2. 1874 v. 9. Jire det) VI. 32, 34, das Rechtsbuch Ctibor von Drnow 
(ca. 1525, ed. Brandl), Man gewinnt hieraus den Eindrud‘, daß die Landtafeln ein 
Inſtitut des (flawifchen) Landrechtes waren. Ein charakteriftifches Merkmal des 
Lepteren ift übrigeng die Gleich heit des Rechtes für Alle; Munizipial- oder Patri» 
monialrecht ift demfelben urfprünglich fremd; die erften Eremtionen erlangten die 
Kirchen; weitaus wichtiger und folgenreicher waren aber die Eremtionen, welche dir 
deutfchen Stadtrechte fchufen. Vgl. Ehlumedy, Arc, f. öfter. Geſchichtsquellen 
8.17, ©. 11flg. 

35) Die Majestas Carolina ift befanntlih ein umfaflender mit Bewilligung 
der Stände unternommener Kodififationsverfuch des gefammten öffentlichen und Pri⸗ 
vatrechtes (Landrechtes) für Böhmen; zumeift ift (wie Karl IV. felbft jagt) älteres 
Geſetzes⸗ und Gewobnheitsrecht neu rebigirt. Das Geſetzeswerk fcheiterte (gleich wie 
ältere ähnliche Kodifitationsverfuche Premysl Otakar I. und Wenzel's IL) an dem 
Widerſtande des Herrenflandes, welcher die Stärkung der königlichen Macht fürchtete. 
Bon der Landtafel handeln die Art, 24—27, 59 flg., 71. Wahrfcheinlich wurde der 
Entw. ſchon während der Regierung Carl's IV. in Mähren 1333—1346 vorbereitet, 
Bol. Jiretet, Cod. Juris Boh. I. 2, p. 100flg., Ott, Reept. ©. 165 und 
jüngft Werunsky, Savigny — Zeitfchr. German. Abth. IX. 64 flg. und deffen: 
Geſchichte K. Karl IV. S. 77—99, wofelbft der Inhalt der Majestas Car. ziemlid 
eingehend mitgetheilt wird, 

36) In den mährifchen Landtafeln kommen bis zum 3. 1642 Berpfändumgen 
feltener (nur zur Sicherftellung des Heirathsgutes) vor; daraus fließt Demuth 
©. 51, 202 mit Unrecht, daß die mähr. 2. T. erft nach jener Zeit zum Hypotheken⸗ 
buche wurbe. Man vergl. aber fchon die 2. T. Inftruftion Carl's IV. von 1359, 
welcher den Eintrag aller donationes, obligaciones (Verpfändungen), ven- 
diciones ..... verorbnet. Naͤheres Randa, ©. 11. Kehrreiche formen für die 
gewöhnlichften Intabulationen aus dem 14. Ihdt. enthält d. Cod. J. B. IL 2, 
©. 285flg.: Formae literarum apud tabulas confici solitarum. über ein 
Mandat Carl’? IV., daß es vor Entfcheidung eines Streites über landt. Güter um 
auläffig fei: ipsa (bona) alioui intabulari, ſ. Ott a. O. S. 148, Rote. Die Ein- 
lage ded Mandats kann ald Urkeim der „Streitanmerkung” angefehen werden. Uber 
das böhm. mähr. dotalicium vgl. Czyhlarz, 3. Geſch. d. ehel. Güterr. (1883.) 
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wahrten bie Zanbtafeln bis gegen das Ende des 18. Jahrhunderts. 
Mit dem Erlahmen ber ftänbifchen Macht und des Einfluffes ver Land» 
tage verringert fich allmählich die Zahl der Einträge öffentlich⸗rechtl. 
Natur (Majeftätsbriefe, Lanbtagsichlüffe, Privilegien 2c.). Mit dem 
Lanbtafelpatent v. 22. März 1794 8. 42 wurden die Gedenkquaterne, 
welche derartige Einträge enthielten, von ter böhmischen Landtafel fe- 
parirt und fohin (1795) als Theil des ftändifchen Archivs weiter ge- 
führt, obwol die Eintragungen durch das Zandtafelamt beforgt wurben. 
Nunmehr beſchränkten fich die Einträge ausfchließlich auf Inſtriptionen 
von Brivatrechten an Immobilien, fo daß fich bie Landtafel erft 
ſeitdem als bloßes Grundbuch barftelit.37 

Die Entwidlung des Landtafelweſens ift in Böhmen und Mähren 
eine durchaus gleichmäßige. Auch in Mähren beſtanden urjprünglich 
bei verfchievenen Gangerichten Gerichtstafeln. (Vgl. vie Urkunden v. 
3. 1303 und 1327 in Note 31.) Den Gefchichtstenner kann hierin 
ber Umftand nicht irre machen, daß auf Befehl Carl's IV. 1348 in 
Olmütz und Brünn, und zwar wie ausdrücklich bemerkt wird, nach vem 
Dorbild der böhmischen Landtafel (sicut in Boemie tabulis fieri 
solet) neue Landtafeln errichtet werden 9%; denn abgefehen davon, daß 
ber frühere Beſtand ber Gaugerichtstafeln konſtatirt ift, legt auch der 
genannte Maj.⸗Brief (Landtafel-Inftruftion) Carl's IV. (datirt von 
Dreslau 9. Februar 1359) felbft Zeugniß hiefür ab, indem bafelbft 
bie altherfömmliche forrumpirte Eintragungsiweife der mähr. Land⸗ 
tafeln getabelt wirb.3% Die Errichtung der Brünner und Olmüger 


37) Im fog. kleineren fländ. Archiv werden aber bis in die neuefte Zeit Adels⸗ 
diplome zc. eingetragen. Bol. auch Hafner, ©. 35. 

38) Die Olmüßer und Brünner Landtafeln (feit 1642 in Brünn vereinigt) find 
und feit ihrer Gründung (1348) bis auf die Gegenwart vollftändig erhalten und pub» 
lizirt. (Auch fie Hatten eine fogen. kleine Landtafel) Darüber vgl. die Note 3 cit. 
Monographie Demuth's. Hervorzuheben ift nod) ein von Kamenföek, Üasop. 
Mat. Mor. 16 ©. 251 angeführtes Refeript Wladislav DI. vom 14. Sept. 1493 
(Ach. Cesk. X. ©. 314), welches befagt, daß die vielen ehemaligen Kreistafeln in 
den Olmützer und Brünner L. Tafeln concentrirt wurden; daß ed aber bei jener 
L. Tafel nicht üblich ift, Urtheile zu fällen, vielmehr zu diefem Behufe Aus- 
zuge daraus an dad Brünner Landrecht überfchicdt zu werden pflegen. Bei den 
mähr. 8. Zafeln waren urjprünglich beftellt: Zwei Kämmerer, zwei Richter, ein 
Zandfchreiber u. zwei Bicelandfchreiber (Kniha Tov. c. 28. 61.); fpäter (nach 1493) 
nur Ein Kämmerer und Ein Landrichter. Einträge konnte der Landfchreiber nur mit 
Bewilligung des Kämmerers vollziehen. Kniha Drnov. c. 42flg. 

39) Cod. J. Boh. II. 2. p. 395 (Demuth ©. 15): Hinc est, quod cum 


27% 
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Zandtafel durch Carl IV. erfcheint daher nur al8 eine Erneuerung, 
Fortbildung und Verbefferung ber alten Gerichtsbücher. 

Auch in Öfterr.-Schlefien finden wir bereits im 13. Jahrh. 
Gerichtstafeln, fo namentlih in Troppau und Jägerndorf. Die 
Troppauer Landtafel dürfte zur Zeit Ottokar's II. (c. 1262) errichtet 
worden fein; erhalten find indeß nur die nach dem Brande v. J. 1431 
nach dem „Denfter der böhmifchen u. mährifchen echte" neu angelegten 
Dücher.% Jägerndorf erhielt gegen das Ende des 14. Jahrh. 
(nach feiner Trennung von Troppan) ein felbftändiges Landgericht und 
eine eigene Landtafel. Die uns erhaltenen Bücher reichen in bas 
3. 1404 und erfcheinen als eine Fortſetzung älterer Einträge. t! 

Auch in Bolen finden wir feit der Mitte des 14. Iahrh. Spuren 
öffentlicher Bücher. Es wurden nämlich bei den Landesgerichten (jud. 
terrestre) und den Schloß- (Grod-) Gerichten (jud. castrense) Re 
gifter (tabulae judicii) geführt, in welche man bie verfchievenen Ges 
richtsakte entweder auszugsweife (per roborationem) oder vollinhalt- 


ab antiquis temporibus quedam consuetudo ydeo verius coruptela in 
March. Mor. observata fuisset, quod ... videlicet vendiciones, permuta- 
tiones, obligaciones ..... coram Camerario agebantur.... . Der Mißbrauch 
beftand wohl darin, daß die Rechtägefchäfte nicht vor dem (periodifch) verfammelten 
Zandgerichte, fondern außerhalb der Gerichtötage vor dem Kämmergr angezeigt wur⸗ 
den, und diefer die Eintragung nicht gehörig beforgte und deffen alleiniges Zeug- 
niß nicht genug verläßlich erfchien. (Die Erklärung vor der Landtafel mußte min 
deftend vor zwei 2. X. Beamten erfolgen! Väehrd VL 39.) 

40) Die Troppauer 2. T. wurde nach Art der Olmüger Landtafel geführt, 
was für die Provenienz derfelben von Bedeutung ift. (Troppau bildete in jener Zeit 
einen Beftandtheil Mährens.) Die älteren Einträge find böhmifch, die neueren (ca. 
v. 1747 ab) deutfch gefchrieben. Dal. Jiretet, Cod.J. Boh. U. 2. p. 17. Haan, 
©. 50. 56. 228, Lepar, Beiträge zur Gefchichte von Schlefien (1863) ©. 2 fig. 
Das Verhaͤltniß des polnifchen Rechtes zum deutſchen war in Schleſien bis zum 
15. Jahrh. ungefähr dasfelbe, wie jenes des böhmifchen zum deutichen in Böhmen 
und Mähren; der Adel und die Landbevölkerung lebten nach polniſchem Recht; die 
Gerichtsbarkeit übten die Zuden, an deren Spige der Kaftellan ftand; wichtigere 
Rechtsſachen waren den Randtagen vorbehalten, welche zugleich höchfte Landgerichte 
waren; die mit deutfchem Recht bewidmeten Städte waren von der Gerichtsbarkeit 
der Kaſtellane erimirt und richteten fich zumeift nad) Magdeburger Recht. (Breslauer 
Weisth. v. 1261. 1295.) Bal. G. U. Stenzel, Geſch. Schlefiend (1853) ©. 40, 
148, 210 flg. Auch Krakau und Lemberg erhielten Magdeburger Recht. ©. 
Bischoff, Ofterr. Stadtrechte S. 55 flg., 72 flg. Bol. dazu N. 42 a. E. 

41) Sembera, Böhm. Mufeumszeitfär. 1846, p. 697 fig., 712 flg., Codex 
J. B. 1. c. Uber das dem Böhmifchen verwandte Lauſitzer Landrecht vgl. 
Knothe, Rehtögefhichte der Oberlaufig (1877) S. 20 flg., dazu vgl. Röpler, 
II. ©. VII fig. 
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lich (per recognitionem) einfchrieb. Nach Romuald Hube's Mit. 
teil. (Ksiegi XIV. v. v Polsce, Abh. d. böhm. Geſellſch. d. Wiff. 
1884. VI. 3b. 12) werben als die älteften berartigen Gerichtsbücher 
erwähnt jene von Krakau vom J. 1322.41° Neueſtens jedoch ebirte 
E. Piekosinski, Leges, privil. et Statuta civ. Cracov. das ältefte 
Krakauer Buch: Liber actorum, resignacionum Cracov. etc. (Ver- 
träge ber Bürger, hauptſächlich über Immobilien), welches in bie 
Sabre 1300— 1312 herabreicht und erft veutfch, fpäter (1313) lateiniſch 
geführt wurde. — Vorhanden find überdieß Krakauer libri testium 
(1374—1381) und hıbri citat. (1376— 1435). Zu Enbe des 14. Jahrh. 
werben folche Bücher libri terrestres und libri castrenses genannt, 
jenachbem fie bei ven Land⸗ ober Stadtgerichten geführt wırden. Aus 
jenen Büchern, welche von Notaren gejchrieben wurden, entwidelten 
fih allmählich förmliche Prozeß- und Spruchbücher; gegen Schluß des 
14. Jahrh. werben in biefelben ziemlich allgemein verfchievene Nechts- 
geihäfte: Käufe, VBermächtniffe, Verpfändungen, Dotalbeftellungen zc. 
aufgenommen. Dergleichen Regifter erhielten fich in Galizien aus 
dem 3. 1384, in Krakau aus dem 3. 1358; fie enthalten: contractus, 
donaciones, obligationes, advitalitates, inscriptiones fundatio- 
nales, evictionales ꝛc. Auch bie fog. Acta metryki koronnej 
(Kronmatriken) enthalten Gutsinffriptionen, bie bis in das I. 1347 
hinabveichen.*2 Auf das dfterr. Tabularrecht blieb biefe Einrichtung 
ohne Einfluß. 


41a) Tabulae judieii Krak.: »Nos reperientes in tabulis judicii pr o- 
nunciamus, N. P. causam suam penitus perdidisse. Weiter erwähnt 
Hube, a. O. die Gerichtösücher von Sandomir 1393, Sierdsko 1395, Kujaw 1398, 
Pofen 1386 (ältere verbrannten), Gnefen 1392. Die Krakauer Akademie edirt 
ab a.. 1374 fig. (1884); Lublin etc. folgen. Dazu Bulletin de l’acad&mie de 
Cracovie 1890 ©. 80. 

42) Bol. darüber Haan, ©. 57, 168, Jurift, 15. Bd. ©. 177 flg., Dur» 
zynski, Prawo polskie p. 154, 230 fig. Eine Überfiht der Enwicklung des 
‚polnifchen Grundbuchsweſens giebt &gemeryndti in f. Kommentar: Powsz. prawo 
pryw. I. p. 250—340. Maciejomwsti, Historia pravodawstw Slow. (2. Aufl.) 
88. 108 fig., will in dem Jüdiſch. Statut v. 3. 1264 Belege dafür finden, daß der- 
‚gleichen Bücher ſchon im 13. Jahrh. vorfamen, da in demfelben: libri terrestres, 
.castrenses, praetoriales, scabinorum genannt werden. Einer gütigen Mittheilung 
des Prof. Zatorski verdanke ich nachftehende Notizen: Medrzedi, O prawie 
rzecz. polsk. x, (Warſch. 1828) findet die erften Spuren der öffentl. Bücher in 
Polen im 3. 1347 (Vol. Leg. I. 19) und in den Konſt. v. 1420 (V. L. L p. 76, 





422 Die gefichtl. Entwicklung d. Inftituts d. öffentl. Büchet. 5.18. 


Die böhm.-mähr. Lanbtafeln waren öffentl. ; Jeder onnte von ben 
Beamten über ben Inhalt ber Ianbtäflichen Einträge Aufklärung ver- 
langen.1? Alle auf unbewegliche Güter fich beziehenden Rechtsgejchäfte, 
insbef. Käufe, Schenkungen, Verpfändungen, Theilungen, Vermächt- 
niffe (Zeftamente) u. ſ. f. mußten, fofern ver Erwerber bes barin vers 
liehenen Rechtes an Immobilien rechtlich gefichert fein follte, in bie 
Zanbtafel eingetragen werben. 4 — (Die in der Note angeführte L.⸗T.⸗ 
Inſtruktion von 1348 fpricht fogar won der Nichtigkeit und Ungültig- 
feit des bezüglichen Rechtsgeſchäftes — womit indeß nur bie dingliche 
Wirkungslofigfeit desfelben gemeint ift; bazu vergl. noch das früher 
©. 412 flg. Öefagte.) Der Einwand Krasnopolski's Kr. V. Sch. 27. 
S. 495, daß fih König Carl auf bie böhmifche Obfervanz bloß für 
die Einführung des notarius terrae, die Verwahrung ber Landtafel, 
bie Zeit der Eintragungen und Einfichtnahme berufe, ift gewiß un⸗ 


de clausura actorum jud. sen. libri terrestris) und v. 1496 (V. L. I. p. 251: 
liber qualiter servandus sit.) Der befte Kenner des poln. Rechts: Dutkiew icz, 
Prawo hypot. w. Kräl. polskiem (Warſch. 1850), S. 1—31, fucht die Grund⸗ 
lagen des Inſtituts der öffentl. Bücher in der Konftit. v. 3. 1588 (V.L. II. p. 1219) 
ergänzt durch die Konft. v. 1768 und 1775. Auf diefe Gefepe fügt ſich das derzeit 
in Ruß.⸗Polen geltende Hypothefengef. v. 3. 1818 und 1825, welches an die Stelle 
der act. 2092 - 2203 des dort geltenden Code Nap. trat. Weitere Angaben bei 
Bandtkie, Prawo pryw. polskie (Warſch. 1851), p. 370 flg., 407. 431. 440. 
454 fig. Bol. noch neueft.: Puncta in jud. terrest. et castrens. observanda a. 
1544 conscripta. Ed. M. Bobrzynski 1882 (Cracov.), bei. Nr. 33. 259. 
(S. 216. 251) u. 276 (inscript. advitalitatis, S. 251), Till, Prawo pr. $. 152 
— Für Lemberg verordnet ein Privileg. Sigismund's v. 1550 den Eintrag der 
Derfäufe und Berpfändungen von Stabtgütern in dad Stadtregifter coram officio 
(econsulariP) seu judicio bannito. VBgl. Bifhoff, Ofterreih. Stadtrechte 
©. 79 flg. 

43) Auszüge aus der Landtafel durften gegen Schluß des 15. Ihdts. nur mit 
Bewilligung des Königs oder des verfammelten Landrechtes ertheiltwerben. V fehrd 
8 e. 29. Bol. Rote 33a. — Schon im 14. Jahrh. kommen notarielle Beurkundun⸗ 
gen über ldt. Einträge vor, vgl. Ott a. O. ©. 79. u. Ruber, Not. 3. 1883 
Nr. 49 fig. Das Rechtsbuch Ctibor's von Cimburk a. 108 fchreibt diefer Publi⸗ 
zität die hohe Bedeutung der Landtafel zu. Ueber die Stabtbücher vgl. N. 74a.) 

44) Die Inftruftion Carls IV. für die mähr. Landtafel, welche 1348 nad) dem 
Mufter der böhmifchen (sicut in Bohemia fieri est oonsuetum) reorganifirt wurde, 
laͤßt hierüber nicht den geringften Zweifel übrig: Abſ. 7 bei Jiredek, II ©. 400: 
Decrevisimus ... irritas et inanes omnes et singulas quorumcumque 
castrorum, praediorum, bonorum, villarum .. . donaciones, permutationes, 
resignationes, cessiones, vendiciones, obligaciones (Verpfändungen), colli- 
giones et alienaciones, ... divisiones et uniones ... . sub quacungue etiam 
verborum forma aut eolore. Dazu vgl. den Brünner Landt. Eintrag v. 1348 bei 
‚Siretet II. ©. 15., Wlad. 2. O. v. 1500 a. 150—160. 169. 185. 200. 
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haltbar. Denn abgejehen davon, daß wieberholt auf bie Böhm. Land⸗ 
tafel al8 Vorbild hingewieſen wirb („sicut in his omnibus et aliis 
circa haec dependentibus et connexis in Bohemiae tabulis 
fieri est consuetum‘), fo fonnte doch der ausgefprocdhene Zwed: 
ber in Mähren eingeriffenen Rechtsunficherheit durch Einführung 
bes in Böhmen hergebrachten Tandtäflichen Verfahrens Einhalt zu 
tbun, gewiß nur dann erreicht werden, wenn nicht bloß bie Form, 
fondern auch ber materielle Rechtsinhalt aboptirt wurde, eben darum 
hätte anbererfeits Carl IV. die maßgebende Rechtsnorm des 7. Ab- 
ſatzes (Note 44) gewiß auch in Böhmen eingeführt, wenn fie daſelbſt 
nicht Schon hHeimifch (consueta) gewefen wäre. Übrigens ftimmt 
jelbft 8. [S. 502] in ver Hauptjache foweit mit mir überein, daß ſeit 
ber Mitte des 14. Jahrh. die Eintragung jene rechtliche Stellung 
einnimmt, welche früher ver realen Übergabe zufam. — Die Ein- 
tragung hatte daher nicht (wie nach den meiften beutjchen Stadtrechten) 
bloß prozeſſuale Bedeutung, nämlich die eines folennen Beweiſes, 
ſondern — unbejtreitbar feit ver Mitte des 14. Jahrh. — einen eminent 
materiellsrechtlichen Charakter; fie war Vorausfegung ber ding⸗ 
lichen Wirkfamteit des Nechtsaftes. Niemand kann fich ferner mit 
ber Unfenntniß ver landtäflichen Inftriptionen entfchuldigen. 5° Was 
in die Landtafel eingetragen ift, gilt als unumftößliche Wahrheit; 
Zeugenbeweife werden — ben Fall der nachgewiefenen (mit Tobesitrafe 
bedrohten) Fälſchung ausgenommen — nicht zugelaffen. „Niemand 
vermag bie Landtafel zu überweifen.“4° (Publica fides.) Irrtbümliche 
Eintragungen können nur auf Grund eines GerichtSbefchluffes (pln&ho 
soudu) berichtigt werden. Indeß kann die materielle Ungültigfeit des 


45) Vfehrd VOL. 38, Ctibor v. Cimburf c. 108. 

46) Bol. dad Rofenberger Rechtsbuch SS. 70. u. 71., Andr. v. Dub a 88. T. 9. 
22.23, Spruch v. J. 1389 (Codex J. B. D, 2, p. 37), Sloffe zum Ordo jud. 
terrae 74. Maj. Car. 59. 60. 65. 71 u. a., Blad. Landesordn. (1500) art. 243, 
446. Blehrd IV. 2. VI. 32 sq.39, Tobitfh. R.B. e. 100flg. 108, dazu Brandt, 
Gloss. p. 31 flg., Auber, Rot. 3. 1883 Nr. 49. Nicht zutreffend find die Ein» 
wendungen Krasnopolski's, 27.©. 496. Denn dag der Entwurf: Maj. Carol. 
fogar noch ein Mehr als den Eintrag verlangt, nämlich dieinductio in poss. fpricht 
doch nicht gegen unfere Anfiht. Die Polemit K.'s a. a. D. berührt die Beweiskraft 
der cit. 88. 70. 72. des Rofenberg. Rechtsbuch nicht ; denn nur wenn der otpor recht⸗ 
zeitig erhoben wurde, wird der eingetragene Rechtsact anfechtbar. Vgl. noch den 
L. R. Spruch v. 1389: Quod nullae aliae memoriae praeter tabulas 
debent admitti. (Sir. II. 2. ©. 37); dazu Note 23. 
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Eintrags binnen 3 Jahren und 18 Wochen vom Zeitpunkt ver In⸗ 
ffription mittelft der ſog. Odpor⸗Klage nachgewiejen werden.“ Die 
Eintragung erfolgt in der Regel unter beſtimmter Angabe ver Grund⸗ 
ftüde (Spezialität) und der Nechtögefchäfte — gewöhnlich nach ber 
Zeitfolge, 49 und zwar urfprünglich nur auf Grund ber perſönlichen 
Erklärung der Parteien 50 vor dem verfammelten Landrecht, ſpäter vor 
den Lanbtafelbeamten 51 nach vorläufiger Prüfung des Dispofitions- 


47) Über diefen höchſt feptwierigen Prozeß vgl. Vlehrd VIL. c. 34, 35 u. a. 
Demuth ©. 43 fig. Ob der odpor nur eine mobifizirte Anwendung der deutfchen 
Oppugnationsklage fei, wie Czyhlarz, Ztſchr. X. ©. 293 N. 25, behauptet, laſſe 
ich an dieſem Orte dahingeſtellt. Indeß darf aus der Ähnlichkeit zweier Inſtitute bei 
verſchiedenen Völkern an ſich noch nicht auf Entlehnung des Einen geſchloſſen werden. 
Abgeſehen von der gemeinfamen Abftammung der indo-germanifch-flavifchen Race ift 
es erflärlich, dag analoge Einrichtungen, Verhältniffe u. Bebürfniffe auch ähnliche 
Rechtögeftaltungen hervorriefen. Sehr richtig bemerken Königemwarter, Etudes 
historiques sur le d&veloppement de la soci&t& h. u. Laveleye. de la pro- 
priété' S. 2: Nous avons souvent été frappe&s de ce fait, que constamment 
on pr&sente telle coutume, telle institution comme propre & telle race 
oü a tel peuple, tandis que cette coutume oü cette institution se retrouve 
chez un grand nombre d’autres nations et forme une de ces coutumes 
generales, phases necessaires, par lesquelles Pesppee humaine poursuit 
son travail de d&veloppement et de eivilisation.a Uber die Bedeutung der 
Berjährungsfrift ſ. Pland I. ©. 204 fig. ef. oben N.25. Die Frift von 3 Jahren 
18 Wochen ift die allgemeine böhmifche (landrechtliche) Verjährungsfrift. Sie wird 
in den landrechtlichen Rechtsbüchern dahin erläutert, daß den Beftreitenden bei ſechs 
Landtagen (Randrechten) Gelegenheit geboten werben foll, fein Recht geltend zu machen. 
Der Landtag (zugleich höchftes Landgericht) war zweimal des Jahres in Thätigkeit. 
Die reftlichen 18 Wochen werden dadurch erflärt, daß bei allen wichtigen Rechtöſachen 
(dahin gehören die Immobiliarklagen) eine dreimalige Borladung mit ſechswöchent⸗ 
lihem Termin erforderlih war. So Knih. Drnow. p. 44. Andere erflären die 
drei Jahre mit dem Syſtem der Dreifelderwirthfchaft. Roſenb. R. B. Cap. 67 flg., 
116 fig. und 196, dazu Jiredet, Slov. prävo I, p. 272, BrandI, Glossar. 
p. 124, Hanel, Prävnfk 1869, p. 153 flg. Die Frift von Jahr und Tag kommt 
hingegen in den mit deutfch. Recht bewidmeten Städten vor. Vgl. N. 15. 

48) Allerdings kommen auch Generalverpfändungen vor, vgl. Randa, Ent 
wickl. 5.21, N.50. Näheres bei Czyhlarz, Zifchr. X, ©. 278 und ehel. Güterr. 
©.58, Ktasnopoläfi VII. ©.471,R. 8. — Über die Abtheilung der Bücher 
nad Kreifen ſ. Demuth ©. 207. 

49) Uber die Rangordnung vgl. Maadburg ©. 27. 

50) 3 sehr dIV,6. Urkunden u. Stellvertreter find ausgeſchloſſen. Dazu Vlad. 
Landesordn. Art. 100,185. Die übliche Formel ift recognovit ante offieialesete. 
Zeftamente durften nur auf Grund eines königl. Machtbriefes — felbft nad dem 
Tode des Erblafferd — eingelegt werden. Diefe anfänglich feltenen Kongeffionen 
wurben fpäter häufiger; das Erfordemiß des Machtbriefes zur Teftirung entfiel 1575. 
Erft im 18. Jahrh. wurde der Eintrag auf Grund von Urkunden zur Regel und tritt 
die Intabulationsflaufel und die fchriftliche Verftändigung an die Stelle ber perjön. 
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rechtes und Titels 52 und kann nur in Gemäßheit des bisherigen bücher- 
lichen Rechtsſtandes 53 bewilligt werben (Legalität). Die Landtafel 
war baber fchon im 14. und 15. Jahrh. ein Grundbuch im beften 
Sinne des Wortes und bernhte damals — troß äußerer Mängel ber 
Bucheinrichtung — annähernd auf benfelben Grundpfeilern wie das 
heutige öfterr. und das moderne Grundbuchsrecht überhaupt — auf 
dem Grunbfage ber Offentlichleit, ber Vertranenswürbigfeit und ber 
Legalität.54 

Die bier bargeftellte Einrichtung der Landtafeln wurde im Laufe 
bes 15. und 16. Sahrh. wenig geändert. Auch bie „vernenerten“ 
Zandesorbnungen Ferdinand's II. vom J. 1627 (für Böhmen) und 
1628 (für Mähren) geben zumeift nur bie genauere Durchführung 
bereits früher anerkannter Prinzipien. Doch wirb bereits der Eintrag 
auf Grund von Urkunden bewilligt, wenn biejelben mit der Unter: 


lichen Intervention. Bol. Haan ©. 58, Demuth ©. 42, Randa ©. 21, Mand- 
burg ©. 25 fig. Über Heimfalld- und Teftirrecht vgl. 3. Celakov sky, Heim: 
fallsrecht in d. freivererbl. Vermögen in Böhmen (1882), dazu Krasnopolski 
a. O. ©. 430 fie. 

51) Näheres bei Maasburg ©. 17—22. Den Auftrag zur Inſtription 
(Relation) ertheilte nach Berfchiedenheit der Fälle der König, der Landtag, das größere 
oder kleinere Landreht. Maadburg S. 22. Die Landtafeln waren unter firengem 
Verſchluß der Landtafelbeamten. Die Einträge erfolgten mit der größten Genauigteit; 
eigenmächtige Einträge oder Berichtigungen war bei Leib» oder Todesſtrafe verboten. 
Bol. die Inſtruktion über die Führung der Landtafel aus der Mitte des 15. Jahrh. 
bei Jiretet, Cod. J. B. IL. 2, ©. 199. Das Landtafelamt war übrigend bis zur 
Gerihtöorganifation Joſef's II. nicht bloß eine Manipulationd«(Hilfd-)Behörde des 
Landrechted, fondern hatte auch einen felbfländigen Wirkungskreis. Demuth 
S. 33—38, Hadner©.5, Maa sburg ©. 18, 

52) Dol. Carl's IV. Landt. Inft.v. 1359: deereyimus..... contractus ... 
titulorite factos tabulis imponere, dazu VjehrdIV.4. Über die Ver⸗ 
antwortlichfeit der Beamten vgl. Czyhlarz, Beiträge z. böhm. ehel. Güterr. ©. 84. 

53) Der Bormann muß vorher in den Büchern eingetragen jein. V ; ehrd IV, 
4,8.4 flg. Die Einträge erfolgten urfprünglich faft nur Tateinifch , im 15. Jahrh. 
Lateinifch oder böhmifch, feit der Wende des 16. Jahrh. auf Grund des Landtagsbeſch. 
v. 1495 nur böhmifch, feit der erneuerten L. DO. (1627—28) in deutfcher oder böh⸗ 
mifcher Spradhe. Dazu Maasburg ©. 27. In Mähren wurde 1480 die Ein- 
tragung in böhm. Sprache vorgefchrieben, erft 1628 erſcheint die deutſche Sprache 
gleichberechtigt. . 

54) Daß an die innere Einrichtung der Bücher, was die UÜberſichtlichkeit und 
Bollftändigfeit betrifft, nicht der heutige Maßſtab gelegt werden darf, bedarf kaum 
der Erwähnung. Die „Spezialität“ leidet bef. durch dad Generalpfand Abbruch. 
Über die Rothiwendigkeit der Bublicität der Landtafel äußert fi nachdrüdlich 
ſchon das Rechtsbuch Vſchehrd's in dem von Celakowsky publicirten Rad. 
trage; vgl. Note 33a. 
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ſchrift (Siegel) von zwei oder drei Standesperjonen verfehen waren 
und überbies bie ausprüdliche Bewilligung bes Ausftellers enthielten, 
baß bie Urkunde ohne fein Beiſein einverleibt werben könne. (L. VI. 
vgl. K. XXIV. dazu Nov. decl. Ee. VI.)ss Noch fchärfer find bie 
Konfequenzen einzelner Grundſätze gezogen in ben Novellen und De- 
Haratorien Ferdinand's III. (1640), und in ber mäbrifchen Inftruftion 
für die vereinigte Landtafel Olmüt-Brünn.5e 

Sn der zweiten Hälfte bes 18. Sahrh. kam bie PBränotation in 
Aufnahme.57 Eine wefentliche Anderung in ber formellen (inneren) 
Einrichtung ber Landtafel trat nach mehreren unzulänglichen Anläufen 
ein: durch die Einführung des fog. Hauptbuches (Landt.⸗Patent vom 
22. April 1794). Während nämlich bis dahin nur jog. Inftrumenten- 
(Urkunden⸗) Bücher geführt wurben, welche die Überficht ſämmtlicher 
Laften eines Grundbuchskörpers fehr erfchwerten, wurde nunmehr durch 
Ertrahirung ber alten Quaterne in Anlehnung an ven jofefinifchen 
Steuerfatafter für jedes Ianbtäfl, Gut eine befondere Grundbuchs⸗ 
einlage (folium, Rubrik) gefchaffen, in welcher ver Eigenthums- und 
Loftenftand jeder Realität überfichtlich und georonet bargeftellt er- 
jcheint.5° Das böhm.-mährtiche Landtafelpatent vom 22. April 1794 


55) So auch das fpätere fteir. L. T. Pat. v. 1730, A. 10. Johanny, Prü 
notation x. ©. 60 flg. (Urfprung der fogen. Sntabulationdflaufel, dazu 
Krasnopolski, Legalifirungdzswang ©. 18.) 

56) Rur die mangelhafte Kenntniß der älteren Rechtöquellen erklärt es, daß 
Haan ©. 11 gewifle Orundfäge des Grundbuchrechtes zuerft in diefen Novellen zu 
finden vermeint, während fie fchon in den älteren Quellen anerfannt find. Namentlich 
das Rechtsbuch Vſehrd's enthält eine überrafchend Mare Darftellung derfelben. 
Bol. auch Maasburg ©. 6 flg., Nacdhweife bei Randa ©. 16—24, Dita. O. 
©. 285, N. 21. 

57) Davon fpäter, N. 66, f. darüber Johanny, Pfandrechtspränotation 
©. 10 fig., 165 flg., Randa ©. 25, N. 68, 

58) Die Tabularurkunden, auf Grund deren der Eintrag ind Hauptbuch erfolgte, 
wurden urfprünglich in die Inftrumentenbücher eingefhrieben. Anläufe zum Haupt 
buchſyſtem finden fich fchon in den Nov. et Decl. (1640) Ee. XI. (mähr. 2. 2. 
Snftr. v. 1642), wofelbft verorbnetwird, daß die Hypotheken zugleich an jener Stelle 
des Quaterns per juxtam furz zu vermerken find, wo das Eigenthum für den Be 
figer verzeichnet ift. Auch Carl VI. verfuchte 1733 die Einführung eines Hauptbuches 
in Böhmen und Mähren (Demuth S. 246). In einzelnen inner-öfterr. Bänden, 
namentlich Niederöfterreich (1758) wurde das Hauptbuch dem Werfen nach bereits ın 
der Mitte des 18. Jahrh. (gleich bei Anlegung der Randtafeln) eingeführt. Dazu 
Krasnopolsfi, Ztſchr. X. ©. 474 u. 27 ©. 496.) In Böhmen wurde bie Fůh⸗ 
rung der Haupt⸗ und Inſtrumentenbücher erſt 1794 verordnet. Das nächſte Vorbild 
des böhm. 2. T. Patent? waren die Landtafelpatente für den Breisgau (1783) u. für 
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ift (abgefehen von ber neneften Legislation) das legte wichtige und aus» 
führliche Grundbuchsgeſetz. Es erlangte, trogbem e8 zunächſt nur für 
bie Zanbtafeln in Böhmen und Mähren erlaffen wurde, dadurch eine 
fehr weitreichende Bedeutung, daß dasſelbe fubfipiär auch in andern 
Ländern zur Geltung gelangte, und in Ermangelung anberweitiger 
Geſetze auch in Anfehung der Stadt-, Grund» und Bergbücher zur 
Anwendung gebracht wurde. Leider enthalten die Hauptbücher nur 
das Eigenthums- und Laftenblatt, nicht aber das Gutsbeſtands⸗ 
blatt; die Beitimmung des 8. 2 des 2%. T. Bat., „daß unter ber be- 
züglichen Rubrik (landtäflichen Gutsbezeichnung) Alles begriffen ift, 
was unter eben biefer Rubrik in dem Katafter bezeichnet tft, dergeftalt, 
baß die Rubrik ver Landtafel und des ftändifchen Kataſters volllommen 
übereinftimmen” — wurde in Ermangelung entfprechender Durch» 
führung ganz tlluforifch.59 Durch die Einführung des A. B. G. 2. 
(von 1811) trat im Randtafel- und Grundbuchsweſen feine wefentliche 
Änderung ein; vielmehr verweiſt dasſelbe im 8. 446 auf bie über bie 
Landtafeln und Grundbücher beſtehenden befonveren Anordnungen. 
Auch durch die Faiferl. Verordnung vom 16. März 1851 3. 67 R. 
G. B. (dazu Verordn. vom 2. Mai 1851, 3. 107) wurde bie innere 
Einrichtung der Grundbücher nur in der Richtung geändert, daß ftatt 
ber bisher üblichen amtlichen Eintragung der Tabularurkunden und 
Beſcheide in eigene (nach Berfchievenheit der Rechtsgeſchäfte gefonverte) 
Inſtrumentenbücher — bie „Urfundenfammlung“ eingeführt und 
bie Berfaffung von „Grundbuchsauszügen“ nach ver Hauptbuchform 
verordnet wurde. 60 


das öfter. Innviertel (1791) und das oberöfterr. Grundb. Patent v. 2. Nov. 1792, 
©. Haan S. 26 flg. Die äußerſt mühfame, aber auch dankbare Arbeit der Ber 
faffung der Hauptbücher für mehr als 1700 felbftftändige landtäfliche Gutskörper 
in Böhmen nahm einen Zeitraum von 20 Sahren in Anſpruch. Randa ©. 24, 
Maasburg ©. 31. Die Hauptbücher geftatteten allerdingd den Tabularbeftand, 
„gleichſam mit einem Blicke” zu überfehen; leider fehlte ihnen aber dad Gutsſtandsblatt. 

59) Dies verfennt Haan, S. 210 fig. Darüber vol. Samep, Schuß bed 
Grundeigenthums (1861), Randa, ©. 25 flg., Meznit, Praͤvnik 1863, ©. 325, 
361, fowie die Gutachten des böhm. u. mähr. Landtags über den Entwurf eines 
Grundbuchsrechtes v. 1863, 1864 u. 1874. Erft die Geſetze über die Anlegung neuer 
Grundbücher halfen dem tiefgefühlten Mangel ab. 

60) Bei den galizifchen Landtafeln erhielten fi die alten Inftrumentbücher 
(Haan ©. 204. 205); mit den Gefegen über die Anlegung neuer Grundbücher 
(1873— 74) ift jedoch auch dort Die Urfundenfammlung an die Stelle der Inftrument- 
bücher getreten. 
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Neben der Landtafel wurden ganz nach Analogie verjelben zwei 
jelbftändige Lehentafeln geführt und zwar 1. bie eine über die jog. 
„eigentlich böhmischen Kronlehen“, d. i. über bie innerhalb ber alten 
Grenzen der Krone Böhmen (einfchließlih Mähren und Schlefien) 
liegenden Lehngüter, und 2. bie andere über bie außer den urfprüng- 
lichen Grenzen, namentlich im Egerlande, im Aſcher und Elbogner 
Gebiete gelegenen fog. veutich-böhmifchen Lehen (feuda extra 
curtem). Die erftere reicht in das Ende des 14. Jahrh. (1380) und 
erhielt fich bis heute vollinhaltlich.6 Die letttere wurde erft gegen 
Schluß des 16. Jahrh. (1576) angelegt.2 — Die Bergbüder, 
welche in bie Mitte des 16. Sahrh. reichen, bleiben hier außer Be⸗ 
tracht.63 

Eine höchſt intereffante Erſcheinung bilden die im 14. Jahrh. 
nach dem Mufter ver böhm. Landtafel errichteten libri erectionum 
ber Prager Erzdiözeſe, in welche alle Dotationen von kirchlichen In⸗ 
ftituten, ſowie alle mit ven kirchlichen Gütern eingetretenen Beſitzver⸗ 
änberumgen 2c, eingetragen wurben. Diefe „geiftliche Landtafel“ genoß 
Öffentlichen Glauben. Die Bücher beginnen mit dem I. 1358; fie 
geriethen aber in Folge ber Hufitenkriege in Verfall und verſchwanden 
gegen ven Schluß bes 16. Jahrh. vollftänbig.°* 

In den Übrigen Kronländern Ofterreichs wurde das Inſtitut ber 


61) Sie unterftand dem Hoflehenreht (jud. curiae, dvorskf soud), lad. 

L. D. Art. 305. Gefammtzahl der Bücher 156. Einträge böhmiſch und deutſch. 
In Folge der Iofefinifhen G.-Organifation wurde das Hoflehenrecht aufgehoben; 
die Bücher führte das Fiskalamt, feit 1835 der Hoflehnrichter. Im Jahre 1855 
gelangte die böhmifche und deutfche Lehntafel an das Prager Landesgericht. Nähere? 
bei Pftros, Die höhm. Kroniehen (1861), und Maasburg S. 33 fig. In dolge 
der nahezu durchgeführten Allobialifirung der Lehen (Gef. v. 12. Mai 1869, 
8. 103—112 R. ©. BI.) und ded Berbots der Einrichtung neuer hat das Lehninſtitut 
die praktifche Bedeutung eingebüßt. Bei Anlegung der neuen Grundbücher werden 
die Iehntäflichen Güter als landtäfliche behandelt und die Lehntafeln aufgelafien. 
Bol. 8. 3 des böhm. Gef. v. 5. Dezember 1874. Uber die Regifter ber kön. Kanzlei 
(canc. regia) u. a. Regifter vgl. Celakowsky u. Tadra in dem bereitd oben 
8.18 Note 3 citirten Iehrreichen Abhandlungen, 

62) Sie wurde von der deutfchen Lehnshauptmannfchaft, fpäter (1561) dom 
Appellationsgerichte geführt und 1855 mit dem Prager Landesgerichte vereint. Nähere? 
bei Maasburg ©. 39. Über die Allodialifirung vgl. die vor. Rote. 

63) Darüber ſ. Maadburg ©. 41 fig. 

64) Auf ihre Bedeutung machte Prof. Tomet aufmerffam. Sie find zum 
Theil bereit edirt von Prof. Borovy, (1875—1889) v. 3. 1858—1407. Bergl. 
noch Randa ©. 22, Ma asburg ©. 7Ofle. 
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Zandtafeln nach dem Vorbilde ver böhmischen, oft mit ausdrücklicher 
Bezugnahme auf biefelben, erft ſpät eingeführt, und zwar zuerft von 
Karl VI. mit dem Patent vom 15. März; 1730 in Steiermart.s 
Sn Anlehnung an letteres Patent erließ Maria Thereſia die Land- 
tafelpatente vom 25. Juni 1746 für Kärnten; vom 24. Juni 1747 
für Krain, vom 3. Oktober 1754 für Öfterreich ob ber Enns (dazu 
Batent v. 7. Auguft 1762 und 19. Januar 1791), Patent v. 24, No» 
vember 1758 für Öfterreich unter d. Enns es (dazu Patent v. 1. Sep» 
tember 1765)07; Batent vom 10. Ianuar 1769 für Görz und Gra⸗ 
diska (enthält alle zu jener Zeit im öffentlichen Steuerbuche ein- 
gelegten Güter und bie der Gerichtsbarkeit des consiglio provinciale 
unterworfenen Häufer); Patent vom 26. Dftober 1772 für Xrieft 
(enthält alle in Trieft und deſſen Gebiete gelegenen Güter) 6"; Patent 
vom 4. März 1780 für Galizien; Patent v. 27. September 1790 
für Bukowina; dazu kam zulegt das citirte Patent vom 22. April 
1794 für Böhmen und Mähren. Doch hatten die Lanbtafeln in 
einzelnen dieſer Kronländer ihre Vorläufer. Nach der Angabe Haan's 
©. 163 enthält das fog. Weißbottenamt in Nieberöfterreich An- 


65) Schäpendwerthe Nachrichten über die öfterr. L. T. Patente giebt Johanny, 
Pfandrechtspränotation (1870) S. 50—132. In dem Patente beißt ed: „daß gleich- 
wie im 8. Böheim zu Befeftigung ded gemeinen Kreditd, Zrauen und Glaubens die 
fog. Rand» Taffel nüplich in Brauch ift, alfo au im H. Steyer und auch in den 
übrigen J. D. Landen zu obbefagten Ende ein Weiß-Potten oder Vormerkungs⸗Amt 
eingeführt werden folle.” Das Patent f. Steiermark ſtimmt mit der böhm. Land» 
tafelgefeggebung jener Zeit überein und enthält eingehende Vorfchriften über die 
Hypotheken; es verlangt indbefondere zur Intabulation causam debendi und clau- 
sulam intabulandi und macht die Randtafel jedem Gläubiger zugänglih. (Im 
Böhmen mußten auch die Gläubiger zum „Lande Habilitirt“ fein.) Dazu Haan 
©. 123, der übrigend ©. 19 überfieht, was er felbft S. 8 und 11 richtig ausführt. 

66) Diefed Patent führt zuerft das Inftitut der Pränotation der Forde— 
tungen ein. 

67) Die öfterr. Landtafelpatente find im Cod. austr. abgedrudt. 

67a) Im Eingange wird gefagt: Noi M. Ther. qualmente abbiamo osser- 
vato, che nel nostro regno er. di Boemia fu gia da tempi antichi introdotto 
il cost detto »Uffizio d’Intavolazione« per il mantenimento del credito e 
della publica fede e in seguito per il gran vantaggio del ben publico, 
percidö abbiamo ordinato etc. 

68) Das fleier., färnt., ober» und niederöfterr. 2. T. Pat. ift neuerdings abge- 
drudt bei Johanny ©. 216flg. Erwähnenswerth ift, daß die Einführung der 
Landtafeln in Steiermark, Oberöfterreich und Görz troß der Remonftration der 
Stände erfolgte, welche fich für die Beibehaltung des bisherigen (angeblich genü- 
genden) Rechtes ausſprachen. Vgl. Kraſsnopolski, Legaliſirungszw. ©. 31flg. 
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fäße zu einem Grundbuch. Den Anlaf zur Entjtehung dieſes Inftituts 
fieht er theils in dem Einfluffe des böhmifch-mähr. Landtafelwefens, 
theil$ in einem Generalmandate Ferdinand's I. (vepublizirt 1522), 
welches bie Errichtung bes ftänbifchen Gültbuchs und eines Haupt- 
ſchuldenbuchs zunächft für Beftenerungszwede zur Folge hatte. Das 
Hauptſchuldenbuch (Iuhibitionsprotokoll) beginnt nah H. mit dem 
3. 1582 (?). Abweichende und richtigere Angaben macht aber Jo⸗ 
banny ©. 25—37. Derfelbe weift nach, daß Schulpobligationen 
zum beffern Beweiſe fchon im 16. Iahrh. in das fog. Landgedenk⸗ 
buch, welches das landmarſchall. Gericht führte, eingetragen wurben. 
Außerdem führte dasſelbe Gericht (für die höhern Stände) fog. Weiß: 
potten-Protofolle. Der Weißpott (GerichtSoollzieher) verzeichnete 
nämlich Gutserefutionen (Anſätze, Pfändungen) in die jog. Exekutions⸗ 
protofolle, welche ung aus den Jahren 1630 bis 1634 erhalten find, 
aber gewiß in das Ende des 16. Jahrh. hinaufreichen. In berfelben 
Zeit wurde e8 üblich, auch freiwillige, im Landgedenkbuche vorgemerkte 
Hypotheken über Anfuchen der Parteien dem Weißpotten mittelft 
Snhibitionsbefehls mitzutheilen, welcher biefelben in das Inhibi— 
tionsprotofolt einzutragen hatte. Dieſe Protokolle reichen vom 
3. 1596-1758. Die Inhibition hatte zunächit den Charakter ver 
prozefinalen protestatio pro conservando pignore. Erſt mit De 
ginn bes 18. Jahrh. gewann ver Eintrag ver Inhibition bie materiell« 
rechtliche Bedeutung, daß vermittelft desfelben vie Hypothek erworben 
wurde. Um biefelbe Zeit wurde auch noch ein Hauptbuch (Realinder) 
errichtet, welches jedem Reale ein befonveres Folium zumwies und in 
welchen alle Erefutionen und Inhibitionen kurz verzeichnet wurden, 
indeß biefelben per extensum in bie alten Protokolle gefchrieben 
wurden. 69 


69) Bergl. Sobanny a. a. D., der ©. 36 die Angaben Haan's beriätigt, 
dann Graf Chorinsky, Bormundfhaftsrecht in N.-Oft. (1878) ©. 337 fig.; mit 
befonderem Bezug auf die gefeplichen Generalhypotheken. Burkhard, ILS. 159. 
Die n.⸗ö. Landesordn. IL 16, Titel (1573) giebt dem im Grundbuch („Tonderbahten 
Buch“) eingefehriebenen „Sage“ nur den Borzug vor anderen (freiwilligen und ge 
feglichen) Hypotheken. Diefer Grundſatz Hatte fi in D.- und U.-Ofterreidh zur Reige 
des 17. Jahrh. fo allgemein verbreitet, daß die Refol. vom 9. Mai 1713 über bie 
„Satznoten“ (bei Johanny ©. 47) fowie die Wiener Wechſ. D. v. 1717 (Art. 47) 
den weiteren Rechtöfab ausſprechen Tonnte, daß Konventionalhypotheken ohne Inhibi- 
tion, Erefution oder Fürmerfung beim U. Marfchall- oder Fürbieter-Amte oder dem 
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Sn Tirol, Salzburg, Kralau, Iftrien und Dalmatien 
war das Landtafel- und Grunpbucheinftitut bis auf die jüngfte Zeit 
nicht eingeführt, obwohl, wie gezeigt werben foll, auch in biefen Län⸗ 
bern verfchievenartige Öffentliche Bücher in Gebrauch waren. 70 

Was zunächit Norbtirol betrifft, jo war durch die 2.-Drbn. v. 
1573 beftimmt, baß die Unadeligen ihre freien Güter nur vor Ge⸗ 
richt veräußern ſollen; dieſer Zwang wurde zwar durch die Gerichts. 
ordn. von 1781 aufgehoben, aber fchon mit dem Hofdk. vom 2. Dft. 
1788 3. 900 3. ©. ©. wurde den Notaren verorbnet, alle Ver⸗ 
äußerungs- und Pfanblontrafte bei fonftiger Nichtigkeit bei Gericht 
einzureichen, und zwar zu bem Ende, damit fie im Archiv regiftrirt 
werben könnten. ‘Diefe gerichtl. Regiftrirung Gerfachung) wurde 
mit Hofdk. v. 4. März 1803, 3. 597 9. ©. ©. auch Hinfichtlich der 
Adeligen verorpnet. (Ausgevehnt 1807 auf Südtirol.) ‘Dem 
trog Einführung des bürgerl. ©. DB. fortdauernden Mißbrauche ber 
Generalhypotheken wurde 1819 Einhalt gethan. Die für Tirol gel- 
tenden Vorfchriften wurden mit Hofdk. v. 24. Dit. 1816, 3. 1291 
(App. Circ. v. 2. April 1817) au in Borarlberg eingeführt. Mit 
Min. Erl. v. 22. April 1854, 3.101 R. ©. BI. wurde erflärt, daß 
ſchon nach den bisherigen Gejegen (Hoff. v. 24. Dit. 1816, 3. 1291) 
auch zur Erwerbung bes Eigenthums (nicht bloß der Hypothek) die 
Eintragung der Urkunden in das Verfachbuch erforberlich ſei. (Das 
Berfachbuch befteht nur aus Urkundenabfchriften, welche nach der Reihe 
bes Einlangens eingelegt werben; imbicirt wird nach dem Namen des 
Eigenthümers bezieh. Gläubigers.) Mit ven Gefegen vom 27. März 


Grundbuche hier im Lande fein jus reale geben. Bol. Chorindty ©. 339fle, 
Die Beftimmungen des Nied.-Ofterr. Landt. Patents von 1758 gingen auch über in 
das Nied.⸗Oſterr. Geſetz über Fürmerkbücher der Städte und Märkte v. 1. September 
1765. Chorindty ©. 344. Dazu vergl. Suttinger Observ. Pract. (1669) 
139, 142, der nad) Sail den „Nugen“ ded Landgedenkbuchs hervorhebt, Donner, 
Oſterr. Rechte 8. 223— 229. 

70) Über die Verfachbücher in Tirol und die Rotifitenbücher in Iſtrien 
f. das Folgende. In Salzburg und Iftrien wurden mit den Gef. v. 2. Juni 1874, 
bez. 11. März 1875 Grundbücher eingeführt; befondere „Kandtafeln” werden dort 
nicht beftehen. — Die fog. Landtafeln in Görz und Gradiska und in Trieft find faum 
mehr ald gewöhnliche Srundbücher, ©. Haan ©. 21. — In Krakau beftanden 
Hypothekenbũcher, welche während des Beftandes der franz. Herrſchaft nach franz. 
Mufter angelegt waren; diefelben wurden nach Einverleibung K.'s belaffen und erft 
jüngft durch die neuen Grundbücher erfept. Die Geſchichte derf. fchrieb Pr. Mori 
Fierich in der Warfchauer Ger. 3. 1888 Nr, 29. 
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1869, 3.42 R. ©. Bl. und vom 15. März 1886, 3.47 R. G. Bl. 
wurbe das Hypothekenweſen in Tirol und Vorarlberg nach Vorfchrift 
bes A. B. G. B's. fichergeftellt bezieh. ſpezialiſtrt, und erft dadurch 
find die Hypothekenbücher einigermaßen verläßlich geworben.’! Daß 
jeboch die Einführung des dfterreich. Grundbuchſyſtems daſelbſt ſehr 
wünfchenswerth fei, zeigt der Lanbtagsbericht Grabmayr's vom 
3. 1892; indeß beſchloß der Landtag noch weitere Erhebungen und 
DBorarbeiten. (Dazu vgl. Ger. Halle 1893 Nr. 1.) 

Verſchiedenen Urfprungs und Wejens find die in den ehem. vene- 
tianifchen Theilen von Görz und Iftrien beftehenden Notifilen- 
bücher. Sie wurzeln im alten Rechte der Republit Venedig. Nach 
bem Lib. Stat. et leg. venet. vom J. 1242 follten Verpfändungen 
und Beräußerungen von Immobilien nur dann gültig fein, wenn bie 
Urkunden nach gehöriger Publikation des Nechtsgefchäfts von ben zu- 
desi esaminadori unterfchrieben waren. Die Anlegung bes Notifilen- 
buchs, welches übrigens bloß eine Priorität des Erwerbers u. Bfand- 
gläubigers begründet, wurbe jeboch erft 1523 angeorbnet. Das Nähere 
über die gejchichtliche Geftaltung dieſer auf das öſterreichiſche Recht 
ohne Einfluß gebliebenen Inſtitution, welche burch die neu angelegten 
Grundbücher bald verbrängt fein wird, f. bei v. Haan ©. 96 flg. 


IH. Die Stadt- und Grundbücher in Ofterreich. 


Gegenüber dem althergebrachten, einfiußreichen und tonangeben- 
den Smftitut der Landtafeln haben zwar bie territorial beſchränkten 
Stadtbücher und bie erft Jahrhunderte fpäter angelegten Grund⸗ 
bücher über ben fog. unterthänigen ober Auftifal-Grunvbefig eine 
untergeorbnete Bedeutung, aber nichts befto weniger eine höchft inter- 
effante und belangreiche Geichichte. 


71) Dazu vergl. Benoni (über. v. Fiſcher): Über die Förmlichkeiten ber 
Pfand» u. a. dingl. R. in Tirol 1828, Haan ©, 79flg., dazu Jur. BI. 1875, 
Nr. 27 und 43, die bei Stubenraud I, ad $. 431 cit. Literatur und neueft. 
Bruno Leer, Das Berfahbuc in Tirol und Vorarlberg 1885. Rad der Praris 
werden verfacht alle Rechtögefchäfte, wodurch dingliche Rechte auf Immobilien 
begründet, übertragen oder aufgehoben werben. Das Verfachbuch ift nur eine geord⸗ 
nete Sammlung aller diesbezüglichen Gefuche fammt Urkundenfopien. Dazu vergl. 
nod Alois Freih. v. Mages von Kompillan: Die Juſtizverwaltung in Tirol und 
Vorarlberg ©. 185 fig. ' 
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Was Böhmen und Mähren betrifft, fo ift bereits erwähnt wor- 
ben, baß bei verjchiebenen Lanpgerichten (Zuden) Gerichtstafeln geführt 
wurden, von denen uns Zengnifje und Refte aus dem erften Anfang 
bes 14. Jahrh. erhalten blieben. Es ift gewiß, daß bie Anfänge dieſer 
Provinzialtafeln in das 13. Jahrh. hinabreichen.72 Zumeift in feinem 
erfichtlihen Zufammenhange mit benfelben ftehen bie Stabtbücher, 
denen wir im Laufe des 14. und 15. Jahrh. in vielen mit beutfchem 
Rechte bewidmeten böhmiſch⸗mähriſchen Städten begegnen. Das ältefte 
bisher bekannte erhaltene Stabtbuch von Bydſchow, welches Ein- 
träge vom 3. 1311—1470 enthält, ift höchftwahricheinlich nach dem 
Vorbild ver k. Regifter u. Zandtafel gegründet; denn es tritt uns gleich 
in feiner erften Anlage in jehr entwidelter Geftalt entgegen u. erinnert 
an bie k. Negifter, bez. ſpäter an jene lanbtäfl. Quaterne, welche für 
die Immobiliareinträge bejtimmt find.7° (Et duas habet distinccio- 
nes, prima pars de vendicione hereditatum et possessionum, 
secunda de excessibus. Cfr. Emler, Regesta III. ©. 21.) Be 
fonders beachtenswerth ift die Entftehung ter Stabtbücher jener 
Stäbtegruppen, in welchen das deutſche Stabtrecht in fichtbarem 
Gegenſatz zum Landesrecht auftrat.7* 


72) Bgl. Note 31 flg., dazu neuerlih Zadra, Kanceläre, Abh. der böhm. 
Akademie d. Wiſſenſch. (1892) ©. 153 flg. 160 flg., welcher nachweift, daß ſchon im 
13. Jahrh. die Beitellung von Stabdtfchreibern (notarius, oculus civitat.) in den 
böhm. Ländern üblich wurde und daß die Tönigl. Unterfämmerer deren Anftellung 
empfahlen. (Brief Wilh. v. Landflein’d ab a. 1340 an d, Stadt Kaurim.) 

173) Registrum de gratia principis Johannis .. ad honorem predicti 
regis Boh. et ad utilitatem ceivitatis Bydschoviensis est inventum ordina- 
tum et confirmatum in judicio a. 1311. Dafür fpricht auch der Umftand, dag 
der königl. Billitus aus Gradec, mo eine Provinzialtafel beftand, bei der Anlegung 
desjelben behilflich war. Näheres bei Emler, Sig. Ber. der königl. böhm. Gef. 
d. Wifjenfch. v. 10. Februar 1873. Die älteften Eintragungen enthalten freilich nur 
amtliche Abfchriften nach Art der Regifter, die fpäteren jedoch amtliche Einträge von 
Rechtsgeſchäften. Ganz allgemein heißt ed: Et quidquid ad registrum intitu- 
laturomnijureinperpetuum est duraturum. Vergl. noch Cela- 
kowsky, O registrech ©. 4. 29, Tadra, Kanceläre ©. 161flg. (Die 
Einwendungen Krasnopolekti's XI. S. 539 N. 27. 547. N. 40 haben mich nicht 
überzeugt; indbef. beweifen die folg. Aufzeichnungen ded Henricus Italicus, daß 
meine Behauptung über Einfluß der königl. Regifter auf die Entftehung und Führung 
der Stadtbücher vollberechtigt iſt; nicht entgegen fteht, daß die Älteren landtäfl. 
Quaterne nicht erhalten find (cf. S. 416 flg. Näheres demnächſt). Intereffant ift, daß 
im Jahre 1311 Gebäude, welche von den Befigern verlaffen oder nicht wiedergeftellt 
waren, nach dreimaliger Proflamation erpropriirt wurden. 

74) Die meift von deutfchen Anftedlern gegründeten Städte oder Stadttheile 

Randa, Eigenthum n. öfterr. Recht. 35 
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Tür die Gefchichte der Stabtbücher in Böhmen ift von Bedeu⸗ 
tung eine jüngft von Tadra in einer Münchner Hanpfchrift (Formel- 


in Böhmen, Mähren und Schlefien richteten ſich theild nah fahfifhem (vor. 
Magdeburger), theild nad ſüddeutſchem (vorz. Nürnberger) Rechte; einzelne Stadt: 
rechte beruhen urfprünglih auf flämiſchem, fpäter auf füddeutfchem (befonders 
fränfifhem) Rechte und meifen zum Theil einen ziemlich felbftändigen Entwidelungd- 
gang auf, Zu der erften Kategorie gehören die nördlichen Städte (Leitmerig, Jiein, 
Komotau, Brür, Teplitz, Schlan, Laun, Kleinfeite Prag [Oberhof im 14. Jahrh. 
Leitmeritz), Olmüg, Troppau, Braundberg u. a.), zur zweiten Kategorie gehören: 
Eger, Brünn (1243, erinnert an das Wiener St. R. v. 1221), Znaim und and.; zu 
der dritten: Altftadt Prag, Iglau, Leobſchütz, Göding und wieder Brünn, deſſen 
vom Stadtichreiber Johannes in der 2. Hälfte des 14. Jahrh. gefammelte Echöffen- 
fprüche (bei Rößler II) einen reihen Schatz von Rechtsſaätzen enthalten und den 
Einfluß des rom. R. (Kauf, Serwituten, Erbrecht) verrathen. — Auf den flaͤmiſchen 
Urfprung der älteften deutfchen Anfiedlungen macht ſchon Rößler, Das altprager 
Stötr. ©. CI, CX, CXIV aufmerffam; f. auch Tomaſchek, Deutſch. Recht in 
Dfterr., ©. 88; Emler, Praͤvnik 9, S. 43 flg.; Chlumecky, Arch. f. Kunde. 
öfterr. Geſchichtsquellen B. 17, S. 1flg., 7,N.8.20,N.1 5.88; Ziretet, Recht 
in Böhmen I. 175; Hanel ©. 22flg., welder ©. 31. 75 wahrfcheinlich macht, daß 
dad von Rößler fog. „Alt⸗Prager“ Stadtrecht das von Otakar II. (1269%) der 
Kleinfeite Prag verliehene Magdeburger Recht geweſen; (fo auch Emler ©. 46; 
dagegen Stobbe, Geſch. d. deutfch. Rechtöquellen I. S. 522) — daher ging auf 
der Rechtszug von der Kleinſeite P. noch im 15. Jahrh. nach Leitmerig (Rippert, 
Mitth. d. Vereins f. Geſch. VL ©. 169), obwohl Prag-Kleinfeite feit 1338 zum 
Oberhof f. einzelne böhm. Städte erhoben wurde Lelakovskf, Cod. jur. munic. 
I. ©. LVO. LXII. 728). Im 14. Jahrh. überwiegt in Prag der Einfluß des füb- 
deutfchen Rechts. (Daraus erflärt fich, daß der Rechtszug der mit füddeutfchem Recht 
bewidmeten böhm. Städte 1387 nach Prag geleitet werden konnte.) Die feit 1327 
in dad Stadtbuch verzeichneten Schöffenfprüdhe wurden ca. 1407 gefammelt und 
bilden (1.) einen Theil des fog. Liber vetust. privilegiorum ete., von Röpler 
das „Altprager Statutarrecht” genannt. Das (2.) fog. ‚Kechtsbuch“ (Röfler 1. 
S. 101 flg.) ift wohl das Wert eines Mitgliedes der mit Bewilligung K. Johann’? 
1341 eingefegten Kommiffion, welche ein Stadtrecht für alle böhm. Städte ,tichten 
follte EEm ler a. O.) Als Subfidiarrecht kam (3.) im 15. und 16. Jahrh. ein ſebr 
verbreiteter Auszug der Brünner Schöffenfprüche (f. oben): Cursus seu liber sen- 
tentiarum zur Anwendung, deffen Urfprung fo fehr in Bergeffenheit gerietb, daß 
Brikcius von Licsko (1536) feine böhmifche Bearbeitung desfelben urfprunglid 
als Altprager Stadtrecht bezeichnet. (Allerdings verarbeitet Brikcius nod andere 
Quellen: Prager Statutarrecht [nach der böhm. Überfepung) , IglausKuttenberger 
Recht tc. Näheres b. C elakovsky, O prävich möst. Brikcfho z Licska (1880), 
der zu dem Schluffe gelangt, daß das Rechtsbuch B.'s bloß eine neue Recenfion ber 
Brünn-Iglauer Schoͤffenſprüche auf Grund der böhm. Überfegung derfelben v. I. 
1468 und der erfte Verfuch zur Unificirung der böhm. Stadtrechte fei.) Die vom 
Prager Stadtlanzler Koldin (1579) abgefaßten Prager (fpäter Böhmifchen) Stadt. 
rechte entnchmen ihren Stoff dem Prager Statutarrecht (1.), der Brikcius'ſchen Uber⸗ 
febung, der böhm. Landesordnung und zum Theil dem Röm. R. (Die Rachweiſe 
vgl. bei Emlera.D., Jiredet, Präva möstskä (1876) ©. IVflg., Tomek, 
D£jepis m. Prahy (2.) II. ©. 309 flg., Gay hlarz, Mitth. d. D. Jur. 2. in Prag 
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buch des Henricus Italicus) entdeckte Beurkundung eben dieſes Hen- 
ricus Italicus, notarius gquondam domini regis (sc. Otakar II. 
baher p. a. 1278), welche derfelbe in das pamals (ca. 1278—1280) 
angelegte Brager Stadtbuch einfchrieb und ſpäter bezeichnender Weife 
in fein Sormularienbuch aufnahm; die Aufjchrift lautet: Engbertus 
civis et juratus Pragensis librum seu quaternos contrac- 
tuum civitatis Prag. per Henricum Italicum confici curat. 
Dann heißt es: Ergo... . profectum rei publice procuravi et istos 
quaternos contractuum seu obligacionum regalium registo- 
rumadinstar...in hoc congessi volumine, quod in eis ob- 
ligationes, pacta conventa, sponsalia nupcie empciones vendi- 
ciones locaciones conductiones et demum omnes contractus, 
quocungue nomine censeantur ..... fideliter conscribantur et 
recte in futurorum memoriam et testimonium veritatis..... 
que quidem omnia...ego s. Henricus rogatus a praefatis civi- 
bus in ipsa civitate Prag. propria manu scripsi et meo signo 
signavi. Vollinhaltlich bei Gelatonsty, O registrech ©. 29 ab» 
gebrudt. (Dazu Tadra ©. 155.) ‘Daß das fo angelegte, nach Titeln 
eingetheilte Stabtbuch wirklich geführt wurbe, bemeift u. a. bie bei 
Tadra ©. 156 und Celakovsky S. 29 angeführte Urkunde von 
1280, mit welcher Henricus Ital. betätigt: me rogaverunt, ut 


1878, S. 57 flg., Ott, Regept. ©. 174. Eelatovsty, Prävn. 1880, ©. 757 fig. 
(Separatabdrud, ©. 39 flg.) und O rukopisech Brna eto. [Handfchriften d. Stadt 
Brünn] 1882, Ruber, Not. 3. 1881, N. 11. Das Stadtrecht der Altftadt Prag, 
welches allmählich in fcharfen Gegenfag zum Magdeburger (Zeitmeriger) Stadtrecht 
trat, erlangte ſchon im 16. Jahrh. in den böhmifchen Städten das Übergewicht. Die 
feit Ferdinand L. wiederholt gemachten Verfuche, in ganz Böhmen ein einheitliches 
Stadtrecht (und zwar das der Altſtadt Prag) einzuführen und das Magdeburger Recht 
zu verdrängen (Landtagsſchlüſſe von 1567, 1569, 1575), fanden ihren Abflug in 
dem Beſchluß v. 1610, welcher dem (von Ehriftian von Koldin 1579) neuredigirten 
Prager Stadtrecht in allen Städten Böhmend Geltung verſchaffte. (Emler, Ott 
a. O., Hanèel ©. 79flg., dafelbft Beil. IL. die von den Pragern vorgelegte Verglei⸗ 
hung des Prager und Magdeburger Rechts.) Die böhmifchen Stadtrechte wurden 
1697 auch in allen Städten Mährend ald ausjchließliche Richtfchnur proflamirt, fo 
da feitdem in allen böhmiſch⸗mähriſchen Städten ein einheitliches Recht galt. — 
Uber dad in Leitmerig geltende (Magdeburger) Recht erhielten fich leider erſt ſpätere, 
aus dem 15. Jahrh. herrührende böhmifche Überfeßungen. Nah Lippert, Geſch. 
v. Reitmerig (1871) ©. 280 lg. fällt der ältefte handſchriftliche Goder in d. 3. 1469 
und 1470; der 4. Goder von 1485 enthält auch eine Überfeßung bed Liber senten- 
tiarum (f. Nr. 3) und ded Schwabenfpiegeld, welcher ald in Prag geltendes Recht 
bezeichnet wird. Genauere Ausfünfte bei Eelakovsky, Böhm. Muf. Ziſchr. 1879 
©. 143 fle. 


28* 
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hanc confessionem (bed emphyteut. Befiges) in quaternis con- 
tractuum d. civit. deberem conscribere.’%* 

Hieraus ergiebt fih, daß dies ältefte Prager Stadtbuch auf 
Erjuchen des Richters, ver Schöffen und ver ganzen Gemeinde ſchon 
ca. 1279— 1280 angelegt wurde und zwar nach dem Vorbilde 
ber königl. Regifter, jeboch fpäter (wahrjcheinlich beim Brande 
1399) in Verluft gerieth.”ı Die Fortfegung vesjelben, das älteite 
bis heute erhaltene Prager Staptbuch vom I. 1310 enthält faft feine 
Gutsveräußerungen oder Belaftungen, fondern Einträge ber verſchie⸗ 
benften Art: ftäntifche Rechnungen, Rathichlüffe, Gerichtöverhant- 
lungen, Bürgerrechtseinträge 20.75 Mit dem Jahre 1331 beginnen 
zunächft nur Bejtätigungen über die Ausfertigung von Briefen über 
bie vor Gericht abgefchloffenen Verkäufe und Verpfändungen.’® Erft 
um bie Mitte des 14. Jahrh. finden wir regelmäßige Einträge von 
Rechtsgeichäften über ftäbtifche Immobilien, zuerft in kurzen Ver⸗ 
merken, fpäter dem vollen Inhalte nach. (Die erfte Abtheilung des 
älteften Prager Grundbuchs enthält Einträge ans ber Zeit von 1351 


748) Henricus It,, in Iſernia im 8. Reapel geboren, wurde in j. Jugend aus 
feiner Heimath verbannt, bildete fih in Rom in der Rotariatepraris aus, kam 1270 
nad) Prag, wurde vom k. Kanzler und Probft Peter von Vyſchebrad freundlich cm» 
pfangen, gründete daſelbſt ein Inftitut zur Heranbildung von Rotaren, wurde 1273 
K. Pronotär, blieb es nach kurzer Haft auch nach dem Falle 8. Piemysl Otokars IL 
(1278), widmete ſich fpäter dem Dienfte der Prager Stadtgemeinde (ca. 1283) und 
ift der Berfaffer werthroller Formelbücher und in gewifler Beziehung Gründer bed 
Notariatsinftituts in Böhmen. ©. aud) Roztokil, Rot. Ziſchr. 1891 Rr. 52. 

74b) Daß auch die Etadtbücher öffentliche Regifter waren, beweift das aud 
dem 14. Jahrh. ftammende von Tadra, ©. 155flg.angeführte Formelbuch: »Cui 
N... .consules... ipsam scripturam libro dicto aperto per N. nota- 
rium eorumdem per me notarium publicum extrahi admiserunt eto. 

75) Ungenau find die Angaben Haan's S.42flg. Dom J. 1311—1322 
finden wir Gemeinderechnungen; v. 1327— 1371: Privilegien, Statuten, Schöffen 
irrühe im Liber vetustissimus privilegiorum etc., von Rößler: Prager 
Statutarrccht benannt; Näheres Tomek, Böhm. Mui. Zeitichr. 1844, ©. 566 fig. 
Randa 5.35, Maasburg ©. 57, Arasnopoldti, Gründ. Ztſchr. XL S. 539 
R.29. Zwei lib. vetustiss. beſchreibt Celakovsky, Cod.jur. mun.CLVIflg.; 
j. auch beiten Auffag im Prävnik 1879 über dad Et. 2. v. 1351, ferner Tadrs, 
Kanceläre €. 155 flg., 160 lg. Der Eintrag erfolgte über Auftrag der Schöffen. 

76; 501. 57: A. D. 1331 sabatto in die S. Ottomari sigillatae sunt 
haec ) literae: per N. Rok in domo ipsius Henslini. Item super domum 
G.... obligatio. Item Ditlino H. super domum Zuoymiri emptam per 
ipsum ete. Dergleihen mit dem Etattfiegel verjehene Briefe aus dem 13. Jahrb. 
befinden fih in der Prager Univ.-Bibliothel. Cf. Emier, Regesta B. et M. 
Mr. 2032, 
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bi8 1356.)77 Die erften Gerichtsfchreiber (Henricus Italicus 1288 ꝛc.) 
waren zugleich öffentl. Notare, daher die Bezeichnung: notaria pub- 
lica civitatis Pragensis, notarius publicus civitatis; daneben auch 
notarius judieis, judicii. (Dazu Tadra, a. O. S. 157 fig.) 
Auch in Prag — ebenfo wie in Olmütz und anderen Städten 
— wurde urfprünglich über die vor Gericht erfolgte Auflafjung nur 
Drief und Siegel ertheilt, und erft fpäter (ungefähr in der zweiten 
Hälfte des 14. Jahrh.) wurde es üblich, die Veräußerungen in bie 
Stabtbücher einzutragen.7° Die Einficht in die Prager Stabtbücher, 


— — 


17) »Primus liber de venditionibus« ete. fol. 1—107 Aba. 1351: ‚Item 
Jochlinus Suck publicavit, quod emit medium maccellum carnium, sitam« 
ete. Uber die and. fünf Abth. |. Krasnopolsti XI. ©. 539 N. 29. Das ältefte 
Kleinfeitner Stadtbuch von 1403 enthält fofort ordentliche Einträge: A. 1403 
» Ibidem Dom. W. recognovit et protestatus est, quod domunculam suam 

. vendidit et secundum jus civ. condescendit de eadem N . 
pauperi mulieri« ... . . etc. Bol. auch die bei Ott S. 206 angef. Urkunden. 

78) Die gewohnbeitsrechtliche Auflaffung vor Gericht betätigt die Urkunde v. 
1288 (Emicr, Reg. Nr. 1461): domum monasterio in Judicio Pragae Wolf- 
ramo existente judice atque praesente Judieio in praesentia jJuratorum et 
aliorum eivium, ut mori ‚juris et consuetudinis est, resignarunt. 
Damit ift im Einflange das fog. Prager Rechtsbuch Art. 39 (v. J. 1341), welches 
nur von der Auflaffung in „gehegetin Dingen“, nicht aber von der Infkription Tpricht. 
Rößler J. ©. 12. ) — Äühnlich war der Hergang in Olmütz. Bol. Biſchoff, 
Altefled Olmüper Stadtbuch (1877) ©. 37 flg. Diefed Stadibuch wurde auf An- 
regung (nutu) bed Reformatord der mährifchen Randtafel, ded Markgrafen, fpäter 
Kaifer Carl's IV. im Jahre 1343 (nicht 1348) angelegt ; in älterer Zeit wurden nur 
Stadtbriefe ertheilt; erft feit dem 15. Jahrh. werden Einträge üblich. Eigenthum 
ing urfprünglich nur durch Auflaffung über, fpäter alternativ durch diefe oder durch 
Eintrag, welcher vor Gericht oder vollem Rath gefcheben follte. Stobbe a. D. 
©. 206, R. 190 u. ©. 208,N. 193; Bifhoff S. 36 fig. und die Gründ. Urk. v. 
1343: »ingrossata .... pleno vigore tamquam scripta seu instrumenta 
lit. sub sigillo nostrae civitatis ..... potiri. — Erft fpäter, etwa im Laufe bes 
14. und 15. Jahrh. gewann unter dem Einfluß des Landtafelrechted ausſchließlich 
der Eintrag die Bedeutung des rechtsbegründenden Aktes u. zw. zunaͤchſt in der Weiſe, 
daß die Stadtbriefe, die nicht in Japresfrift ingroffirt waren, ihre Kraft verloren. 
Bol. Prager Stat. R. Art. 109 in fine Rößler ©. 67 aba. 1375 („fürbaß mer 
fein kraft haben follen“). Ähnlich der Brünner Schöffenfprud Nr. 327 (f. flg. N. 89). 
Die gegen dad Ende des 16. Jahrh. verfaßten böhm. Stadtrechte ſprechen hingegen 
ſchon beftimmt den Sap aus, daß Immobilien ohne Berbücherung nicht übertragen wer⸗ 
den. (F.24. G. 46) Die Übung, über die vor Gericht oder Rath vorgenommenen Auf⸗ 
laffungen Briefe audzuftellen, war befonders in der Magdeburgifchen Städtegruppe 
im 14. Jahrh. ziemlich verbreitet, aber auch in fühdeutfchen Städten nicht jelten. Bol. 
3. 2. für Snndbrud die Urk. v. 1371, welche die alte Satzung beftätigt, daß alle 
Käufe zc. über 10 Pfund Berner unter Stadtfiegel verfchrieben werden follen. 
Bifhoff, Ofterr. Stadtr. ©. 46. Auch die Regeftenfammlung v. Brür („Stadt 
bu“ v. Brür, 1876), her. v. 2. Schlefinger, enthält mehrere unter dem Stadts 
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jowie die Publikationen aus felben in Emler’8 Regesta ... . Boh. 
et Morav. III. Nr. 1852. 1854. 1869. 1883. 1900. 1920. 1939. 
1948. 1960. 1966. 1972. 1980. 2009. 2032 u. a., dazu Nr. 11 eod., 
Krasnopolski's XL. S. 544N. 38, Celakovsky's O registrech 
(1890) ©. 4 flg. ergiebt, daß in Prag die Auflaſſung urſprünglich 
jofort in den liber judicii (eivit.) eingetragen und auch die vier- 
malige Broflamation verfelben jedesmal von Neuem darin eingefchrie- 
ben wurbe; fpäter (1359) warb aber die wiederholte Proklamation 
nur beim erften Eintrag vermerkt; der gleich anfangs aufgeſetzte 
Stabdtbrief wurde erſt nach Ablauf ver Proflamationsfrift mit dem 
Stabtfiegel verſehen und ber Partei ausgefolgt, was and im Buch bes 
merkt wurbe.”? Diefer Buch-Eintrag ift maßgebend für den Rechts⸗ 
erwerb. Allerbings erwähnt vie Praxis cancellaria (v. 1430), daß 
in manden Städten die Eintragung in das Stabtbuch er ſt nach ber 
Disbrigationsfrift erfolgte. 79% 

Aber erft um bie Wende des 15. Jahrh. ſcheint der landrechtliche 
Rechtsſatz: daß Eigenthum nur durch Eintrag erworben wird, aud 
für das Prager Weichbilprecht volle Geltung erlangt zu haben. (Vgl. 
num auch bie jpäter zu erwähnenden, v. Krasnopolski XI. ©.540flg. 
angeführten neuen Belege; vgl. u. ©. 443.) Belehrend ift in biejer 
Beziehung die Vergleihung des Pr. St. R. Rößler c. 107. 109. 


fiegel ausgeftellte Urkunden über Verkäufe ıc. (fo Nr. 45. 53. 115. 259. v. J. 1311. 
1315. 1386. 1450; das Stadtbuch wird erft fpät und felten (fo Nr. 157. 252 ab 
a. 1416. 1479) erwähnt; viel häufiger die Landtafel (Rr. 47 ab a. 1297. Ar. 145. 
177. 207. 420. 433 u. a.) 

79) Inzwiſchen wurden wohldie Concepteder Briefe in einem Umſchlag geordnet 
aufbewahrt. Vgl. Note 84. Die bezüglichen Einträge lauten gewöhnlich in Prag 
Liber de vendit. hereditatum, domorum et censuum: Petrus publicarit, 
quod emit domum erga Wenceslaum, quam promisit disbrigare, ut jus ei- 
vitatis. Primo, secundo, tertio, quarto (jedesmal faft mit anderer Schrift). 
Mit diefem Borgange find wohl vereinbar die Schöffenfprüche Nr. 107. 109 dee 
Prager Statutarr. v. 1373, und Nr. 121 v. 1390 (Röfler I. ©. 66 flg.), denen 
zufolge Eigenthum vor Gericht aufgelaffen, aber der gefiegelte Stadtbrieferft nad 
Jahr u. Tag ausgefolgt werben foll: denn über den Zeitpunft der Eintragung der Auf- 
laffung in das Stadtbuch enthält der Spruch Nichts: Näheres hierüber und die Be- 
denfen Stobbe's XII. S.206 N. 190 f. beiKrasnopol sti XI. ©. 544 R. 38. 

798) In welchen Städten? — ift d. 3. allerdings fraglid. — In Pilfen 
(1407 —1411 ſ. Krasnopoldfi, X. S. 468 N. 6) erfolgte die Auflaſſung unter 
Leb. u. auf den Todesfall bei vier Terminen, wurde jedesmal proclamirt und ein. 
getragen; über den materiellrechtlichen Charakter der Intabulation kann bier fein 
Zweifel beftehen. 
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121. R. B. 39), ferner ver im Prager Stabtarchiv befindlichen zwei 
Handfchriften des Cursus civ. sententiarum (aus der 1. u. 2. Hälfte 
bes 15. Sahrh.), welche augenfcheinlich von den Schöffen ſtark benutzt 
wurben, mit ben Brikciusſchen Stabtrechten (1536). Letztere ent- 
halten nämlich (Cap. 1—71) eine zumeift nach örtlichen Rechte mobi: 
fizirte Überfegung des Cursus c. sent. (eines Exzerptes des Brünner 
Schöffenbuchs). Während nun jene Handfchriften (Fol. 192, bezieh. 
Cap. 27) gleich dem Brünner Sch. B. (Cap. 322. 325. 327) nur 
von ber Resignatio coram judice et juratis fprechen und die An- 
fehtungsfrift von der Auflaffung rechnen, erwähnt beutlich fchon 


das Brikcius'ſche Stadt-R. Cap. 27 a. 1. 2. 6. u. a. den Buchein- 


trag.50 Über die Entftehung des Stabtbuchs in Leitmeritz fehlen ung 
leider Nachrichten 81; ein liber documentorum civ. Lit. aba. 1341 
erwähnt TZadraa. O. ©. 161. 

Ähnlich — wie in Prag — war ver Entwidlungsgang in Iglau, 
Brünn und Olmütz. — Das Stabtrecht von Iglau verbreitete fich 
über einen großen Theil der böhm.⸗mähriſchen Stäbte.92? Die Ältere, 
aus der Mitte des 13. Jahrh. ſtammende Faſſung 83 desſelben ſpricht 
bloß von ver gehörigen Erklärung vor Gericht, erwähnt dabei auch bes 


80) Curs. sent. 27. I. a. 1: Intra autem dietum tempus, quod continet 
praescriptionem, quae in jure civili est annua et diurna, tenetur venditor 
emtori, hereditatem resignatam ab omnibus impetitionibus disbrigare. 
(Vgl. Brunner Sch. B. 322. Das Stadtrecht des Brikcius von Lido wurde jüngft 
nah dem Tert v. J. 1536 herausgegeben von Sof. und Hermenegild Sirelet: 
Brikcfho z Licka Präva mestskä 1880). Allerdingd wird bisweilen unter 
» zapsänf« praeseriptio verflanden, jedoch nicht immer; 3.98. nicht im 2. Sape des 
(cap. 27, art. 1: aniz jest nafcenim soud vedl pro zapsäni ulinene.... 
noch im art. 2: mistn& a dedicn& zapsäno nebude, nod) in dem Spruch ©. 472: 
zäpisov& dedicke ete. — ©. dazu aber auch art. 4. — Bol. dazu die Koldin- 
hen Stadtrechte (1579), F. 24. 33. G. 46. 47. ſherausg. von Joſ. Jiredet 1876), 
wofelbft fogar die Verſchweigung ausdrücklich vom Zeitpunkt ded Eintrags be 
rechnet wird. (F. 24.) 

81) Die Gefhichte von Leitmerig v. Lippert giebt feine Auskunft; dag ältefte 
erhaltene Stadtbuch fällt in dad Jahr 1591. 

82) Es diente dem Brünner, Kuttenberger, Koliner Stadtrecht (wohl auch dem 
Prager Rechtsbuch) zum Borbild. Vgl. die Monographie J. U. Tomaſcheck's 
Deutfch. Recht in Ofterr. im 13, Jahrh. (1859) ; dazu aber auch die Emendationen 
&elatovsty’3, O prävichm. Brikefho etc. 1880 ©. 26 flg. Der Tert des 
Iglauer St. R. ift in FJirelet’8 Cod. J. B. I. p. 82 flg. abgedrudt. 

83) Cod. J. Boh. p. 82, Tert A. XI— XI, dagegen fagt aber Tert B. 
0. 1300) XI. $.5. Nullus aliquam hereditatem obligari alteri vel resignari 
tenetur nisi coram judice et juratis. 


I 
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Schreibers — keineswegs aber bes Stadtbuchs.s Dagegen führt bie 
nenere, aus dem 14. Jahrh. herrührende Faſſung bereits ausdrüclich 
die tabulae jurati notarii civ. an; ob dieſelben zum Eintrage der 
Gutsübertragungen dienten, laſſe ich dahingeſtellt — m. E. kaum. ðb 
In der That wurde das erſte ordentliche Buch vom Stadtſchreiber o- 
hann von Humpolec angelegt,s wie es ſcheint nach dem Vorgange 
der Landtafeln und älterer Stadtbücher.s? Irrig wurde in ber 1. Aufl. 





84) Es jheint, daß auch in Iglau zu jener Zeit Stadtbriefe (literae) aus⸗ 
geftellt wurden. Dafür ſpricht, daß der Schreiber für jede Auflaffung zwei Denare 
erhielt, ferner die Bergleihung des dem Iglauer nahgebildeten Schemniper Et. 
R., welches ausdrücklich des Stadtbriefs erwähnt. S. T omaſchek S. 98 und 346, 
Randa,S. 39, N. 110. Diefe Vermuthung beftätigt die folg. Mittheilung Cela⸗ 
kovskü's: Die älteſten Iglauer Stadtbücher beſtehen: 1) aus den acta judiciaria 
a. 13591377 (notarii: Nicol. de Melnik 1359, Joh. de Gumpol 2136068 
Kolefuss 1369); 2) aus d. acta Judiciaria a. 1378—1408; die Einträge in die 
Regifter wurden in alphab. Ordnung erft nad; Jahresfrift aus den einzelnen Con⸗ 
cepten (Briefen) vorgenommen. — Ueber dag Priv. v. Deutfchbrod v. 1278 vgl. 
Soubet, O zaklädäni möst. 1878. ©. 54, 

85) S. Tomaſchet S. 312; Jiretet, Codex J. B. I.p. 97 B XXV,, 
welcher Abfag in der älteren Faſſung fehlt. Uber das Alter dieſes authentiichen 
Textes (ca. 1353—1360) vgl. Tom aſchek ©. 66. 92. 100; Randa a. D. Das 
Jus regale montanorum K. Wenzel's II. 1. 1300 verordnet im 1. Buch c. VII. 
8. 7: (3ireiet I. p. 288): Debet esse cautus judex, ut omnia, quae coram eo 
aguntur (bie böhm. Überfeßung aus dem Ende d. 14. Jahrh. fügt: vsecky pr& 
(causae) kter& se pred nim d&jf), in actis de verbo ad verbum sub bono 
testimonio juratorum praesentium per notarium, redigantur et praecipue 
sententias etc. conscribi faciant. Eelakovsky, Präv. 1879 p. 329, findet 
hier die erfte Erwähnung vom Eintrag von Auflaffungen in die Stadtbücher. 

86) Er felbft fagt: Haec prescripta in cartis laceratis negligenter 
conscripta ego Johannes prout ibi reperi et huic libro deligeneius anno- 
tavi etc. Tomaſchek, Iglauer Oberhof ©. 24. Johann von Humpolez war um 
d. 3. 1379 Subnotat der erzbifhöfl, Kammer in Prag (Tadra, ©. 123). Ber: 
ſchieden von ihm ift, wie bemerkt, Job. von Selnhaufen (Sohn des olim dieti 
Richmut de Geylnhusen) ; diefer war früher Stabtfchreiber in Kuttenberg (1366) 
und Brünn (1377), aud Regiftrator in der kaiſerl. und in der fönigl. böhm. Kanzlei 
(ca. 1367—1372). Vgl. dazu nun befonderd Ott, Rezeption ©. 72, ferner Cela⸗ 
kovsty, a. a. O. u. Tadra aD. ©. 38u. 124. Das erſte Iglauer Buch ent⸗ 
hält aus der Periode 1359—1378 Einträge von fehr verfehiedener Art. (Privatakte, 
Sprũche, Denkwürdigkeiten ıc.) 

87) Dafür ſpricht der Umftand, daß Johannes von Humpolez, welcher fpäter 
erzbifchöflicher Kammernotar in Prag gewefen, die Landtafel gewiß fannte, daß kurz 
borher auf Auftrag desfelben Monarchen das Olmüger Stadtbuch (1343) geſtiftet 
und bie mährifche Landtafel (1348) umgeſtaltet wurde; dafür ſpricht auch bie Ein- 
richtung des erften Iglauer Stadtbuchs und die fonft bei Stadtbüchern nicht übliche 
Dezeichnung des Buches als tabulae. Bol. noch art. 25 des vermehr. Iglauer Sr. 
R., Codex I. p. 97; Tomaſchet a. O. S. 23 flg. u. Bifhoff, Hferr. Etadt: 
tete ©. 16. Nr. 1. 


i1 22 
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nach Tomaſchek's Angaben diefer Stabtfchreiber ibentifizirt mit Jo⸗ 
hann von Gelnhauſen, welcher erft viel ſpäter (1330— 1382) Stadt- 
fchreiber in Iglau war, jene Annahme erweift ſich num nad) ber 
neueren Forſchung Celakovsky' 8, O prävich m. Brikciho (1880 
©. 28 flg.) als unbegründet; ſ. auh Tadra, Abhandl. d. böhm. Aka⸗ 
bemie d. Wiff. I. 2. Kancläfe ©. 38 fig. 

Auch nach dem Brünner Stadtrechte des 14. Jahrh. war zur 
Übertragung von Immobilien die Auflaffung vor Gericht erforber- 
lich.ss Es ift jedoch nicht zu bezweifeln, daß vergleichen Rechtsakte 
ihon im 14. Jahrh. in eigene Stabtbücher (tabulae, Libri) einge- 
jchrieben wurben; boch ift die Entftehungszeit derfelben nicht völlig 
fichergeftellt.9 | Das ältefte bisher erhaltene Brünner Stadtbuch 
enthält Veräußerungen; Verpfändungen, lettwillige Anorbnungen, 
Sprüche 2c. ans ber Beriode 1343— 1376, beruft ſich auf Ältere Stabt- 
regifter, und wurde vom genannten Stabtichreiber Johannes (dem Ver⸗ 
fafler ver Brünner Schöffenfprüche) angelegt. Die Bücher wurben 
urſprünglich in ähnlicher Weile wie die älteren Landtafeln geführt, 
indem in biefelben Rechtsakte verfchievener Art und Denkwürdigkeiten 
nach der Zeitorbnung eingetragen wurben (vgl. Note 86); erft fpäter 
erfolgte die Anlegung mehrerer Bücher.! — Auch das Olmüßer 


88) Das ältefte Stadtrecht: Jura originalia civ. Brunn. v. J. 1243, Cod. 
J.B. 1 p. 72. Rößler, Die Stadtrechte von Brünn (deutfche Reichsdenkmäler zc. 
II. p. 321 fig.) enthalten hierüber feine Beflimmung. Dagegen findet fich im Brünner 
Schöffenb. art. 325 ab a. 1343 der Sap: hereditatum traditio solum fieri 
debeat coram judice et juratis. 

89) Der Spruch 327 des Brünner Schöffenb. (ca. ab a. 1370—1386) lautet: 
quod quideumque coram judicio obtinetur et in tabulis judieiariis sig- 
natur, hoc ante proximum futurum peremtorium judieium vel per impig- 
noratonem vel modum alium, si expeditum non fuerit, de cetero caret 
robore firmitatis, nisi per scriptorem eivitatis inlibrum, ubi census et 
alia notantur acta, per obtentorem de seitu juratorum seribi fuerit pro- 
curatum. 

90) Diefe Mittheilungen verdante ich der Güte des Brünner Archivars Koller. 
Der Papiercoder, von einigen Pergamentblättern durchſchoſſen, hat 394 Folien; das 
erfte Blatt enthält die Auffchrift: In presenti libro notantur census et acta 
eivium Br. quantum ad hereditates, vendieiones, obligaciones etc. Die 
Form der Einträge nähert fich der ded Olmüger Stadtbuche. Näheres Celakovsky, 
O rukopisech m&sta Brna, ©. 5 flg. 

91) Ein ſolches fpezielled Buch fcheint der Sprud Nr. 327 (f. Note 89) in 
dem liber, ubi census. .. . notantur vor Augenzu haben. Auch hier bemerken wir 
zunächſt das Übergangäftadium, daß die rechtsübertragende Auflaffung ihre Geltung 
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Stabtbuch, welches im 3. 1343 über Anorbnung Carl's IV. angelegt 
wurde, enthält urfprünglich nach Art der Lanbtafeln Einträge mannig- 
faltiger Gattung (auch Teftamente und Legate). Die Ingroffation 
ſcheint vorerft nicht Bebingung ber Nechtsübertragung gewejen zu fein; 
noch lange Zeit nach Errichtung des Stabtbuch® war die Ausftellung 
von Briefen unter Stabtfiegel im Gebrauch; erft mit Beginn bes 
15. Jahrh. fcheint die Eintragung obligatoriſch und allein maßgebend 
geworben zu fein. — Das Koliner Stabtbuch, aus dem 13. Jahrh., 
beffen Refte ung aus ber Zeit von 1376 bis 1401 erhalten find und 
in welchen ältere Bücher berufen werben, weift nach Art der Landtafeln 
Inſkriptionen verfchiedener Art auf: Käufe, Rentenbezüge, letztwillige 
Anorbnungen u. f. f., und zwar in fehr prägnanter Form.9 Über 
bie Entftehungszeit anderer Stabtbücher find die wichtigeren Daten in 
ber Anmerkung zufammmengeftelit.9 


verliert, wenn fie nicht binnen Sahresfrift ingroffirt wird. Pal. Stobbe ©. 206, 
Nr. 188. 

92) Biſchoff S. 36 flg., vgl. z. B. den Eintrag S. 38, Nr. 6: »sicut literam 
... prius habere noseitur. Doch kommen Inſkriptionen von Auflafungen ver- 
einzelt fehon früher (v. 3. 1357 ab) vor. Das wichtigfte Olmüger Stadtbuch ift dad 
im J. 1430 auf Befchluß des Rathse und der Schöffen angelegte, aus vier Abtheilungen 
beftehende Buch, welches die aus der biäherigen unordentlichen Führung entftandenen 
Übelftände befeitigen ſollte. S. Bifhoff, Deutſch. R. in Olmütz (1855) ©. 18 fl. 
In Ofen bat der Eintrag in das Stadtbuch nur die Bedeutung eined dauernden Be 
weifede. Homeyer S. 29. 

93) Randa ©. 42; Maasburg ©. 57, Krasnopolski, Grünhut's Ztidr. 
8. ©. 466, N. 5. 

94) Der Prager Arhivar Prof. Celakovsky ift eben mit der mühfamen 
Durchforſchung der Stadtarchive befchäftigt. Der Bericht pro 1876 an den böhm. 
hiftor. Verein giebt Nachricht über die zahlreichen Bücher der Stadt Königgräg; fie 
find vom 3. 1532 ab erhalten ; die älteren, erweislich in's 14. Jahrh. hinaufreichenden 
(zum Theil ſchon genau befchriebenen) gingen jüngft verloren. Nefte find vorhanden 
in Zaun 1347, Eger 1352, &elakovic 1366, Saaz 1383, Mies 1387, 
Kuttenberg 1389, Deutſchbrod 1379, Böhm.-Trübau 1378, Königgräß 
1403, Koutim 1407, Weißwaffer 1417 (heraudgegeb, v. Kal ouſek, Abhpl. 
d. böhm. Gef. d. Wiſſ. 1889.) In Pilfen ftammt das ältefte erhaltene Stadtbuch 
aus d. J. 1407—1411, fpäter a. d. J. 1468 fig. ; befchrieben von Strnad i. ſ. 
Pilfener Stadtbudh: Listäf kr. m. Plzn&. (Krasnopolstfia.d. X.S.466- 169 
Nr. 5. 6) In Königinhof erhielten ſich Stadtbücher aus d. 3. 1417, in Kaſ⸗ 
ſeiowic aus d. J. 1417, in Tabor aus d. J. 1432 (Krasnopolsfia.d. X. 
S. 470 N. 6), in Chrudim aus d. J. 1439, in Wodnian aus d. J. 1420, in 
PBribram aus d. J. 1571, in Jaromet a. d. J. 1372, in Deutfhbrod a. 
J. 1379—1408, in Leitmeritz aus d. J. 1591. Über dieſe und andere Stäͤdte, 
deren Bücher in das 15. Jahrh. zurückreichen, vgl. noch Eclatovsty, Codex m. 
I. 240 fig, Tadra a. O. ©. 161 flg., Krasnopolski, X. ©. 530, Al. 
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Wenn auch nicht geläugnet werben foll, daß manche Stadtbücher 
urfprünglich ben Charakter [chriftlicher Gerichtszeugniſſe an 
fih tragen (f. dazu Krasnopolsti, Grünh. Ztſchr. X. ©. 468 flg., 
XI. ©. 540 fig.) ‚94 fo ift doch gewiß nicht zu beftreiten, daß bie Ein⸗ 
tragungen — wenn nicht früher — gewiß mit dem Beginn bes 
15. Jahrh. materielle Bedeutung gewannen und zur Erwerbungs- 
bezieb. Aufhebungsform von Rechten an Immobilien wurben, wobei 
ber lanbtäfl. Grundſatz der (beſchränkten) Bublicität u. Glaubwürbig- 
feit zur Geltung fam.°® Belege für diefen Umſchwung liefern nebft 
ben bisherigen Ausführungen auch die jüngft von Krasnopolsti XI. 
©. 546 flg. angeführten Auszüge aus einer ungebrudten Sammlung 
von Sprüchen der Schöffen der Neuſtadt Prag ab a. 1389—1418 
(Liber arbitriorum et exportacionum, ®rager Landtafel, Miscel- 
lanea 7), insbeſ. der Vorgang beim Verlauf konfiszirter Häufer in 
Prag vom‘. 1419; ferner die Stabtbücher von BydJow (v. 1395. 
1418), Bilfen (1411) u. a. Dies zeigt fich auch in der Form ber 
Übertragungserflärung: ber resignatio, bezieh. ver notitia. Wenn 
baher vie böhm. Stabtrechte v. 1579 F. 24. G. 46. $. 2 ten Grund⸗ 
fag aufftellen, daß Stabtgründe nicht anders vor Gericht mit dem 
Stapdtbuche weggegeben, verkauft oder verhaftet werben können, fo 
wurde damit nur ein althergebrachtes Gewohnheitsrecht für alle 
Städte Böhmens und fpäter (1697) auch für alle Städte Mährens 
geleglich anerfannt. Vgl. noch Note 95. 


©. 547 flg, Maasburg S. 69, NR. 185. — Dad Stadtbuch von Brür, ber. v. 
Schleſinger, giebt und über die dortigen Stabtbücher feinen Aufſchluß; fo häufig 
in dieſer reihen Urfundenfammlung die Land» und Rehntafel erwähnt wird, jo fpät 
und felten dad Stadtbuh. S. Note 74. Nicht befriedigender find die Nachrichten 
über Leitmerig, f. Gefchichte der Stadt 8. von Lippert. (N. 81.) Görlig hat 
Bücher v. 3. 1305, Bredlauv, 3.1377. Tadra ©. 164). 

94a) Dazu Eelatonsty, O registrech ©. 4 flg. — Die Bemerkung 8.3 
©. 541, daß dad mündliche Zeugniß des Gericht? dad Buch widerlegen (nicht 
blos erfegen konnte, bedarf der Richtigftellung. Die dafelbft cit. Sprüche der Prager 
Schöffen v. 1389—1418 betreffen Fälle, mo entweder fein Eintrag vorlag oder wo 
dieſer gefälfcht oder geſetzwidrig war; die Gleichftellung des Eintrags mit den lit. 
sigillatae hat nur für die Übergangszeit Geltung. Bei der Landtafel galt frühzeitig 
ber Grundſatz: Pamèt na samych dskäch a ne na üredniefch zälesf: Auf das 
Zeugniß ded Buchs — nicht der Beamtenfommt ed an. (Siretet II. 2. ©. 37 ab 
a. 1389.) 

94b) Für die materielle Bedeutung fpricht auch die Proclamation deöfelben u. 
das Erlöfchen des Unfechtungsrechtesnach Ablauf der Derfhweigungsfrift. Dal. auch 
ben bei 8. ©. 546 A. 38 cit. Schöffenfprud v. 1414. 
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Sm 15. und 16. Jahrh. ift bie Führung von Stabtbüchern in 
ben böhmijch-mährifchen Städten allgemein üblich. Die Einträge 
erfolgten wie bei ber Landtafel bis ins 17. Jahrh. auf Grund per- 
ſönlicher münblicher Erklärung Desjenigen, deſſen Recht über: 
tragen ober belaftet werben joll.0* Das Hauptbuch bilvete gewöhnlich 
das Kontraktenbuch, welches die Immobiliarveräußerungen vegiftrirte 
und per juxtam auf bie übrigen (Obligationen, Pfand⸗, Onittungs-, 
Teſtaments⸗ 2c.) Bücher werties. 96 

Übrigens finden wir in Prag nicht bloß Land- und Lehentafeln 
und Stabtbücher, ſondern auch noch bejondere Bücher über gewiffe 
Realitäten, welche von den fog. Realpartikularjurisdiktionen geführt 
wurden. 97 

In den diterr. Staptrechten des 13, und 14. Jahrh. begegnen 
wir zwar ſehr häufig ver Vorfchrift, daß Veräußerungen und Verpfän- 
bungen von Stabtgründen öffentlich vor Zeugen (auch bejonders dazu 
qualifizirten) vorgenommen werben folfen,®® aber die Übung, ber. 


95) Geführt wurden außer dem Manuale, dem registrum hereditatum, reg. 
censuum etc. ein Jiber judicialis (liber venditionum. impignor. ete.), aufer- 
dem Spruch⸗, Waiſen⸗, Zeftamentd-, Straf:Regifter. Bemerkenswerth ift die jhon 
von Tomek und Rößler erwähnte, von Ott in einer älteren Rezenfion in ber 
Prager Univ. Bibliothek entdeckte u. darnady um d. 3. 1430 verfaßte: Praxis et 
cursus cancellariae civilis (Bibl. d. Prager Metropolitanfapiteld ab a. 1451). 
Dazu Maadburg ©. 58. N. 151, welcher richtig bemerkt, daß auch in Anfehung 
der Art der Buchführung die Landtafeln den Stadtbüchern zum Vorbild dienten. Ind- 
befondere galt, wie aud dem mir von Prof. Stupecky auszugsweiſe mitgetheilten 
Prager Appellations⸗Spruchbuch — Spruch vom 3. 1558 an den Stadtrath von 
Zabor — deutlich hervorgeht, auch in der Praris der Iandtäflihe Grundfag: daß 
bie Einträge der Stadtbücher feinen Gegenbeweis zulaſſen. (Vgl. aud den App. 
Spruch v. 1561 an d. Städtchen Jeſſenie.) 

Ya) Nur felten flogen wir auf Ausnahmen, wie folhe von Krasnopolsfi 
XI. ©. 547 flg. angeführt werben. 

96) Dazu Maasburg ©. 59, u. Celakovsky's N. 86 cit. Bericht über 
mehrere böhmifche Stadtarchive. 

97) Sp 3. B. vom Hradſchiner Schloghauptmann, von mehreren Klöftern, vom 
Brüdenamte, von der Univerfität u. f. f. Auch über die zahlreichen im Umkreiſe von 
Prag von Carl IV. angelegten Weinberge wurden vom Weinbergamte vem 
3. 1398—1850 befondere Bücher geführt. Ja fogar über die emphyteutiſch ver- 
mietheten Prager Fudentandelmarkthäufer haben die Hauseigenthümer felbft eigene 
Bücher unter amtlicher Kontrole geführt. Näheres bei Maasburg ©. 60-65. 

98) So beftimmt das Wiener Stadtrecht v. 1221 u. 1244, dag hundert Männer 
zu beftellen und befannt zu machen find, damit alle Verkäufe, Berpfändungen 2c. von 
Stadtgründen in Gegenwart von mindeftend zwei ſolchen Gewährsmännern (‚Ge 
wiffen“, „Senannten“) vorgenommen werden könnten. Wiener Stadtt. v. 1221: 
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gleihen Rechtögejchäfte in befondere Stadtbücher einzutragen, fällt 
in Ofterveich zumeift in eine viel fpätere Periode als in Böhmen und 
Mähren. 

In Wien wurbe zuerft im Jahre 1368 befchloffen, daß ver Rath 
ver Stabt Wien Grundbücher über die unter feiner und des Bürger- 
meiſters Intervention vollzogenen Immobiliarverträge führen folle. 9 
Die Bücher über Verkäufe beginnen mit dem Jahre 1368, bie Satz⸗ 
bücher mit dem Jahre 1373.100 Eine jpäter im Tract. de jur. (1679) 
beftätigte Grundbuchsordnung und Inftrultion für bie Stabt Wien 
vom 3. 1566 ift bei Tomaſchek a. O. IL ©. 169 flg. wörtlich ab» 
gedruckt. — Übrigens bürften wenig inneröfterr. Städte noch im vori« 
gen Jahrhundert ein geordnetes Buchwejen gehabt baben.101 


»Centum viriin eivitate fideliores .. . . semper habeantur, ut omnis emptio 
et venditio (obligatio), pignoratio, donatio, prediorum, domorum, ..... 
coram duobus et pluribus illorum celebretur ..... Die gleiche Beftimmung findet 
NH im Stadtrecht v. Hainburg und Wr. Reuftadt. Bol. Meiler, Oſterr. 
Stadtrechte ©. 11. 50. 57. 59. 

99) Bol. H. M. Schufter, Wiener Stadtredhtd- oder Weichbildbuch (1873) 
S. 29. Bordem wurde, wie auch in dem gen. Wiener Stabtreht von 1278—1296 
art. 116.119. 120. 125 erwähnt wird, nur die Intervention des Burg⸗ oder Grund» 
herrn — nicht aber jene des Raths und Bürgermeifterd verlangt. Schon 1360 ver- 
ordnete aber Herzog Rudolf IV., daß Stadigründe nur vor dem Bürgermeifter und 
Rathe der Stadt Wien veräußert werden dürfen, u. werben diefeermächtigt, „die vor⸗ 
gejchriben vertigung zu tun... .. und mit der ftat priefen u. infigel zu bejtäten.“ 
Bol. Tom aſchek, Rechte und Freiheiten der Stadt Wien (1877) I. ©. LXXVIL,., 
Kraönopolsti, XI. S. 553. Freilich wurde das, was mit einer Hand gegeben 
war, mit der anderen wieder halb zerftört, nämlich durch fpätere zahlreiche Privi- 
legien, welche den Wiener Klöftern ald Grundherrn (indbef. dem Schottenflofter) er 
theilt wurden. 

100) Diefe Bücher find faft alle noch erhalten. Vgl. Schufter, S. 31,Rr. 5, 
Lusſchin v. Ebenreuth, Geſch. d. älteren Gerichtsweſens in Dfterr. S. 220, u. die 
ergänzenden und berichtigenden Zufäpe v. Ktrasnopolski 8. ©. 471, N. 9, XI 
©. 552 flg. Erwähnt wird ferner in einer Eintrag. v. 1381 ein „kleineres Satz⸗ 
buch“, ferner das JZudenrihterbud (1373), Judenbuch (1381), vgl. Krasno⸗ 
polsti a. O. Über die Entftehungszeit anderer öfterr. Stadtbücher aus der älteren 
Periode find mir verläßliche Daten leider nicht zur Hand. Der Mangel einer öſterr. 
Rechtsgeſchichte macht ſich auch Hier drückend fühlbar. 

101) Darauf deuten die bei Sohanny ©. 147 angeführten Verhandlungen, 
welche dem Erlaſſe des n.-öfterr. SFürmerfungspat. v. 1. September 1765 für die 
landesf. Städte und Märkte vorbergingen. (Die Abficht der Kaiferin ging dahin, die 
Grundbücher nach Art der Landtafeln einzurichten.) — Das von Biſchoff (1875) 
edirte, aus dem 14. Jahrh. ſtammende „Steiermärt. Landr.“ erwähnt zwar Briefe 
der Grazer Schranne, insbeſ. „Pruef über fürgetragene Gueter“ (art. 8, dazu Anh. 
I. Nr. 14 u. 22): allein diefe Briefe betreffen nicht die Übertragung der Güter, 
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Frühzeitiger als die Grundregifter über die adeligen Güter ent- 
widelten fich in Ober- und Nieveröfterreich vie Gewähr. und Sat: 
bücher, welche von ben Grunbobrigfeiten über vie unterthänigen 
Gründe (ver Bauern und ver unterthänigen Marktinfafien) geführt 
wurden.102 Es lag ſchon im eigenen Intereffe ber Grundherrſchaften, 
genaue Regifter über bie emphyteutiſchen und Ruſtikalgrundſtücke an- 
zulegen, insbeſondere Befitveränderungen und ſelbſt Verpfändungen 
in Evidenz zu halten. So wurden — ungeachtet des Verbotes Ru⸗ 
bolf’8 IV. von 1360 (N. 100) — zum Theil auf Grund fpäterer Privi- 
legien jelbft in Wien von bem Wiener Schottenklofter Grundbücher 
geführt, deren Refte nach ven Mittheilungen Krasnopolski's XL 
©. 556 in da8 J. 1405 Hinanfreichen. 10 (Das Grundbuch v. Perch- 
tol8borf beginnt mit dem J. 1431). Andererſeits brachte e8 auch das 
allgemein ftaatliche, fpäter auch das finanzielle Intereffe mit fich, daß 
bie Regierung dieſes den Beſitzſtand ver Unterthanen fichernde und das 
wechjelfeitige Verhaͤltniß zwifchen Grunbholven und Obrigkeit blof- 
legende Inſtitut nicht außer Acht ließ. Schon bie nieber-öfterr. Lan⸗ 
besorbn. von 1573 verorbnet, daß die Grundberren „alle drei Jahre 
bas Grundbuch befigen“ und die dahin gehörigen Handlungen (Ge 
währ- und Satverfchreibungen) vornehmen follen, fpäter ftand das 
Gewähr- und Satzbuch den Unterthanen alljährlich, ſchließlich alltäg- 
lich zur Verfügung. 10% Der nieber-öfterr. Tractatus de juribus in- 


fondern die Benennung der gefronten Güter vor Gericht durch den auf dieſelben an- 
gewiefenen Schulden. ©. Bifhoff S. 80, 176 fig., 218. 

102) Es beruht auf einem Irrthum, wenn Stubenraud I. 543, U. 2 be 
merkt, das ältefte in Ofterreich bekannte Saalbuch (Traditions⸗Grundbuch) fei der 
Codex traditionum Claustroneuburgensis. Denn diefer Koder, welcher ungefähr 
aus der Mitte ded 12. Jahrh. ſtammt und von Klofterbrübern gefhrieben ift, enthält 
bloß Brivataufzeihnungen über die das Klofter betreffenden Schenkungen, Stif⸗ 
tungen, Käufe zc. und hatte feine publica fides. Dergleichen Privatregifter wurden 
zu jener Seit von fehr vielen Klöftern geführt. Vgl. bei. Stobbe, D. Pr. R. 
8.67, 0.3. Sie find von den Grundbüchern wohl zu unterfcheiden. Bol. den Tert 
jened oder in den Fontes rerum Austriacarum IV. und die Einleitung dazu 
von M. Fifcher. — Eine ganz andere Bedeutung haben ſchon die von Erzbiſchof 
Ernft in der Prager Diözefe geftifteten, mit publ. fides auägeftatteten Libri erec- 
tionum. (Bgl. N. 64.) Über die vom feier. Stifte S. Lamprecht v. 1494 ab 
Ns eine Befigungen geführten Bücher vgl. Steierifhe u. Kärtneriſche Taidinge 

). 

1028) Irrig behauptete DOffenh uber, Der öfterr. Grundbuchsbeamte zc. (1883), 
daß die Reſte Diefer Bücher bis zum I. 1301 zurüdreihen; f. Krasnopolski, 
a. D. Rote 62, . 

103) Donner, Ofterr. Rechte 88. 223 flg, Johanny ©. Al, Burchard 


8.18. Die geichichtl. Entwicklung d. Inſtituts d. öffentl. Bücher. 447 


corporalibus vom 13. März 1679 (Tit. 4. 8. 9) verpflichtet bie 
Grundherren ausdrücklich, orventliche Grundbücher zu halten, in 
welchen bie Grundholden an bie Gewähr gefchrieben und alle vorfich- 
gehenden Veränderungen, wie auch die Satverfchreibuingen eingetragen 
werden follen. Wenn auch ver Eintrag urfprünglich nur zur Xegitima- 
tion der Grundholden, bez. zur Erlangung eines Vorzugsrechtes des 
Pfandglänbigers gedient haben mochte,1%% fo kam doch fchon gegen das 
Ende des 17. Jahrh. die Anfchauung zur Geltung, daß der Eintrag 
eine Bedingung des Rechtserwerbes fei. Klar ift dieſer Grundſatz be- 
reits in der Refol. vom 9. Mai 1713 und in ver Wiener W.-D. von 
1717 (art. 47) ausgefprochen.1%5 Über Tirol und Iftrien vgl. das 
oben Gefagte,106 


III. 8. 159. Urfprünglich wurden den Grundholden bei Befigveränderungen über 
die zu Nutzungseigenthum erworbenen Gründe Gewährbriefe („Sewähren“) und den 
Pfandgläudigern Sapverfhreibungen ausgeſtellt; Gewähr- und Sapbriefe wurben 
fpäter in befondere Bücher regiftrirt. Johanny ©. 42. — Einer brieflihen Mit. 
theilung des Grafen Chorinsky verdanke ich die Nachricht, daß fich in der Wiener 
Hofbibliothek ein Manuftript Walters aus dem 16. Jahrh. befinde, welches cine 
don der Regierung erlaffene Grundbuchsordnung oder den Entwurf einer folchen zu 
enthalten ſcheint. 

104) Vgl. N.-Ofterr. Landedordn. v. 1573, Titel 112. 115 (Chorindty 
©. 339). Belege dafür, daß die Gewährbücher in Ober» und Nieder-Öfterreich bie 
ind 17. Jahrh. bloß Beweisinftrumente waren, Tiefern Außerungen älterer Schrift- 
fteller, bei. Suttinger’d Consuetudines etc. (1718): Dominü Trad. S. 136, 
woſelbſt dad Gewicht auf die Einhändigung der Urkunde gelegt wird. Siehe aber 
auch J.H. Reutter, Viginti quinque tabulae, quib. accesserunt var. diff. 
juris comm. et austr. (1674) ©. 21: „Mit diefer „Gewöhr“ (sc. instrumentum) 
fann der Gotthold fein dom. utile probiren, jedoch nad) der Map und Weil, wie 
fein... Recht in der Gewöhr einverleibt“, Reutter, Diff. jur. comm. et 
autr. ad tab. 19, Nr. 51: „Wer nun auf diefe Weiß an der Gewöhr ... fteht, 
der wird... . für den rechten Herrn erkennt und kann es verpfänden, verkaufen“... .; 
ähnlich mitder Berufung auf Reutter u. Freisleben, delib.cens. acjudic. 
Jos. Greneck jun., Theatrum jurisdiet. austr. 1752 ©. 320 fig. Grened 
klagt, daß die wenigften Herrfchaften ordentliche Bücher führen. 

105) Bol. Rote 69. Die Refol. v. 1713 (abgedrudt bei Johanny ©. 48) 
fagt: „daß das Grundbuch gemeiner Stadt Wien, wie anch die übrigen Orundbücher 
der Stadt Wien ſowohl ald auf dem Lande ſich fünftig ... . . allen deren wirklichen 
Sägen und Realfürmerkungen .... gebrauchen (follen), (welche) eo ipso das jus 
reale bewirken.“ 

106) Über Steiermark ftehen mir leider feine Quellen zu Gebote. E3 fcheint, 
daß dafelbft wahre Grundbücher erft dur) das 8. T. Pat. v. 1730 und die Grunde. 
Ordn. v. 1736 eingeführt wurden. Vgl. die Außerung Beckmann's bei Cho- 
rinstky S. 339, Nr. 21, und den bei Johanny ©. 55, N. 1 cit. Vortrag der 
Hoflanzlei v. 13. März 1736. 
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In Böhmen und Mähren (Schlefien), wo das Imftitut ber 
Landtafeln und Stabtbücher auf altem Herkommen berubte, fehritten 
bie Grunbobrigfeiten frühzeitig (im 13. und 14. Jahrhundert) zur 
Berfaffung fogen. Urbarien (registra bonorum, censuum, con- 
scriptio bon., knihy purkrechtni), b. i. Berzeichniffe der Obrig- 
feiten über bie unterthänigen Gründe, ihre Befiter und deren Grund⸗ 
laften. ‘Das erfte Blatt oder die erſten Blätter enthalten auch die 
fucceffinen Änderungen in der Berfon ber Grundholden. (Bergl. 
Emler, Decem registra censuum bohem. 1881 S. IV fig.) Ob⸗ 
gleich urfprünglich Privatverzeichniffe entwidelten fich dieſelben fpäter 
— mit dem Entftehen und Erftarlen ver Patrimonialgerichtsbarfeit 
ber Obrigfeiten über ihre Untertbanen zu fürmlichen Grundbüchern.10% 
Wo Urbarien fehlten, fchritten vie Obrigfeiten, beſonders nach ben 
Huſitenkriegen im Laufe des 15. und 16. Jahrh. zur Anlegung von 
Grundbüchern über bie Ruſtikal- und emphätentifchen Gründe. 
Auch bier wurden den Grundholden über das überlaffene Nutzungs— 
eigenthum Urkunden, „Handfeften“, ausgeftelit.107° Im 17. Jahrh. 
waren bie Grundbücher in Böhmen fo allgemein verbreitet, daß bie 
Inftruttion vom 30. Juni 1653 verorbnen konnte, daß die obrigfeit- 
lichen Urbarien oder Grundbücher bei der Anlegung der Stenerrolle 
zu Grunde zu legen feien.108 Die von beeiveten Beamten (fpäter von 
ben ſog. Grundbuchsämtern) geführten Grundbücher find nach dem 


1062) Schon im 15. Jahrhdt. insbeſ. nad) den Hufitenfriegen laftete der guts⸗ 
herrliche Druck ſchwer auf den Unterthanen. — In Böhmen find uns ſchon aus dem 
13. u. 14. Jahrh. zahlreiche Urbarien d. h. zunächft Privatverzeichniffe der Obrig⸗ 
feiten (def. Klöſter 2c.) über die unterthänigen Gründe u. deren Zinspflicht befannt 
u. theilweife erhalten, vgl. bef. Emler, Decem regesta censuum bohemica 
(1881), enth. Urbarien aus der vorhufit. Zeit. Dazu fiehe noh Krasnopolski, 
XI. ©. 551 fig. 

107) Vgl. auch V. L. O. M. 25, 26. Die in Nr. 95 erwähnte Praxis can- 
cellariae eivilis (ca. 1430) erwähnt der libri civiles der unterthänigen Städte 
im Segenfaß zu jenen der kön. Städte. 

108) Maasburg S. 67. Urbar bedeutet im Altdeutfchen: Nutzen; Urbarbuch 
(Urbarium) war dad Verzeichnif der urbaren, zinspflichtigen Gründe (Lagerbuch,. 
Im engen Sinn bedeutet Urbarium das fogen. Dienftbud, d. i. ein Verzeichniß der 
untertbänigen Gründe unter Angabe der jeweiligen Befiger und ber davon zu enl- 
richtenden Zinfe, Roboten und fonftigen Giebigfeiten. Uber das Braunauer Urbar 
von 1502. 1654. 1677 berichtet auch Gelatovstyu. Rezek: Maasburg S. 67, 
Nr. 180. Über die diesbezüglichen Bücher und Negifter in Ofterreich vgl. noch 
Burdhard, III. ©. 186 bei. Note 39. 
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ſog. Drei⸗Buch⸗Syſtem eingerichtet. Außer dem Dienftbuch (f. N. 108) 
finden wir nämlich das Gewährbuch und das Sa buch; jenes enthielt 
amtliche Abichriften der Eigenthumsübertragungsurfunden mit Be⸗ 
ziehungen (per juxtam) anf das Satzbuch; in dieſem wurden bie ding⸗ 
lichen Belaftungen durch Eintrag ber bezüglichen Urkunden erfichtlich 
gemacht.109% Die VBerbücherung ber Rechtsgejchäfte erfolgte häufig auf 
Grund ber vor ber Obrigfeit mündlich zu Protokoll gegebenen Bartei- 
erflärungen — eine Übung, auf welche ver obfolete 8.433 A. B. G. B. 
binweift. 110 

Im Laufe des letzten Jahrhunderts wurben in verfchiebenen 
Ländern zahlreiche Geſetze und Verordnungen über bie Führung ber 
Stadt- und Grundbücher (über die ſtädtiſchen und Ruſtikalgrund⸗ 
ftüde) erlaffen, deren Anfänge in ven innerdfterr, Ländern in eine 
frühere Zeit fallen, als bie in eben dieſen Territorien erlaffenen Land⸗ 
tafelpatente. Vgl. rüdfichtlich der landesfürſtlichen Städte die Batente 
vom 31. Oktober 1736 für Steiermark, v. 1. September 1765 für 
Nieberöfterreich, vom 5. November 1768 für Kärnten, vom 28. Sep» 
tember 1771 für Krain, vom 20. Dezember 1771 für Oberöfterreich. 
Betreffend die unterthänigen Städte und Ortfchaften vgl. die Patente 
vom 19. November 1768 für Steiermark, vom 21. Juli 1769 für 
Krain, vom 24. Iuli 1772 für Kärnten, vom 2. November 1792 für 
Oberöfterreih; dazu Haan ©. 14, Iohanny ©. 147 flg., Burd- 
harb 8. 159, Krasnopolsfia. O. 

In Ungarn beftanden vor dem Jahre 1848 in jedem Komitat 
und in den kön. Städten fog. Intabulationsprotofolle, welche 
zur Inftription der auf avelige Güter aufgenommenen Schulden dien⸗ 
ten. Die Einträge gewährten aber fein Pfandrecht, fondern nur ein 
Dorzugsrecht im Konkurſe. Im Jahre 1850 begann die öſterr. Re- 
gierung in Ungarn, Kroatien und Slavonien Grundbücher nach einem 
guten Formular anzulegen; biefelben enthalten nicht bloß das Eigen- 
thums- und Laften-, fondern auch das Beſitzſtandsblatt. Näheres: 


109) Vgl. dazu Maadburg ©. 68. 

110) Die freien Gründe der unmittelbar dem König unterftehenden k. Frei» 
faffen (2. Ordn. I. V.) wurden urfprünglich in der Meinen Landtafel verzeichnet ; 
feit dem 17. Jahrh. wurben über die Freifaffengüter befondere Bücher beim Fiskal⸗ 
amt geführt, welche gegen Ende des 18. Jahrh. an die böhmifche Landtafel über- 
gingen. Im J. 1850 wurde die Tabulargerichtöbarkeit über diefelben den fompetenten 
Realbehörden zugewieten. Zahl der Quaterne 133. Bol. Maasburg ©. 65. 


Randa, Eigenthum n. öſterr. Redt. 29 
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Petrufta, Praͤvnik 1864. ©. 649flg. Über Preßburgs älteftes 
Grundbuch von 1400 vgl. Biſchoff, Öfterr. Stadtrechte ©. 133 fig. 

Die bisherige Darftellung ergiebt, daß das Inſtitut der Land⸗ 
(Lehn-) Tafeln in Böhmen und Mähren, welche ben übrigen öfterr. 
Landtafeln zum Vorbilde dienten, ein auf heimiſchem Boden entftan- 
benes, eigenthümlich geftaltetes landrechtliches Mechteinftitut ge- 
wejen ift. ‘Die Entftehung berfelben gehört einer Zeit an, wo das 
beutiche Necht in jenen Ländern noch nicht Wurzel gefaßt hatte. 11! 
Auch die fpätere Entfaltung bes für das Privat- und öffentliche Rechts: 
feben gleich wichtigen Inftituts ging Jahrhunderte hindurch im felb- 
ftändiger Weife vor fih. Was insbeſondere die Stabtbücher ber mit 
dentſchem Rechte bewidmeten Stäbte (Prag, Brünn, Olmüß, Iglau u.a.) 
betrifft, jo fällt die Gründung derſelben in eine Periode, wo bie Land- 
tafel bereits als althergebrachtes, mit Landesrecht und Landesſitte eng 
verfnüpftes Inftitut hochgehalten wurde, ja zahlreiche Momente deuten 
barauf hin, baß bie Eriftenz ver Landtafel nicht ohne Einfluß auf bie 
Entſtehung der Stabtbücher gewefen war.112 Auch ift nicht zu über- 
jehen, daß das von Carl IV. fcharf formulirte Landtafelrecht die 
Eintragung aller Immobiliarrechtögefchäfte bei fonftiger Unwirk— 
ſamkeit bereits zu einer Zeit gebietet, wo biefes Gebot und bieje 
Wirkung dem in den böhmifch-mährtfchen Stäbten rezipirten Magde⸗ 
burger, beziehgsw. Augsburg-Nürnberger Rechte unbelannt war.’ 


111) Der Einfluß des deutfchen Rechts macht fich erft im 13. Jahrh. namentlih 

tet Dtafar II. (1253—1278) geltend. Jiredet, Das Recht in Böhmen u. R. 
.©.175, 

112) Bemerkenswerth ift, daß der Anfang der Stabtbüdher in Brünn, DI- 
müg und Iglau in die Regierungsperiode des auf die Förderung der Landtafel eifrig 
bedachten Earl IV. fällt. Es ift übrigens begreiflich, daß der örtliche Kontakt des 
Land⸗ und Stadtrechted, namentlich in diefen Städten, zur Gründung von Büchern 
nach Art der bewährten Randtafel förmlich herausfordern mußte. Auch Biſchoff, 
Deutſch. R. in Olmüg ©. 16, R. 1 macht auf den Zufammenhang der gleichzeitigen 
Anlegung des Olmüter Stadtbuchs und der Brunn-Olmüter Landtafeln aufmerffan. 

113) Das Magdeburger Recht verlangt nur Auflaffung vor Gericht. Der Buch⸗ 
eintrag wird nicht erwähnt. Magdeb. W. R. aba. 1261, 88. 16. 23 bei Gaupp 
©. 233 fig. (sin hegeteme dinge vor den schephenen und vor dem rechiere), 
ebenfo nach Magdeb. Görliger R. v. 1304, 8. 22 (bei Kraut $. 78, R. 43), 
ferner nad) dem Magd. Breslauer fuftem. Schöffenrecht aus der Mitte des 14. Jahrh. 
(edirt v. Laband, 1863) IV. 1. 0.21.23: Kouf.... von hof adir erbe vor 
richter vor schepphin in gehegtem dinge.... ob ers mit schepphin adir 
mit eryn briffen bewisen mag ... . zo is der hof syn. Auch das ind Döb- 
mifche überfepte fächf. Weichbildrecht (aus dem Anfang des 14. Jahr.) ermähnt blop 
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Nichts kommt (von Fälſchung abgefehen) auf bie Parteienerklärung (cf. 
Urteile bei Jirekek IL. 2. ©. 37), nichts kommt, foweit der Eintrag 
porgefchrieben war, auf den faktiſchen Beſitz an — e8 wäre denn unvor- 
bentliche Verjährung nachweisbar; entſcheidend ift einzig u. allein 
ber Bucheintrag!13%; Daher wirb auch die Beftreitungsfrift v. 3 Jah⸗ 
ven und 18 Wochen vom Tage des Eintrags berechnet.1!4 Diefe Zu- 


die Übertragung vor Gericht, art. XX.: eyn gehegetding vor die vier bencke. 
Denkmäler d. Mittelalt., ber. v. Danield, Gruben, Kühne I., dazu Laband, 
©. 172 flg. Ebenfo der Berm. Sachſ. Sp. I. 45. Ähnlich dad Prager Stat. R. 
e. 70. 107. 109. 121. 136, Brünner Schöffenb. art. 322, Sglauer Stadtr. aus 
dem 13. Sahrh. (Codex J. B. I. ©. 82 flg., art. XI XI), dazu Note 83. 85, 
und Tomaſchek, Deutfh. R. p. 88. 225. — Auch das flämifche Recht, welches 
offenbar der älteren Redaktion ded Iglauer St. R. zur Grundlage diente und auch 
das Altprager Stdt. R. beeinflußte, verlangt nur die Auflaffung vor Gericht. ©. 
Tomaſchek ©. 86 flg., und Stobbe ©, 193, Die fühdeutfchen Städte (insbeſ. 
Augsburg) verlangen zumeift nicht einmal Auflaffung vor Geriht. Dal. Stob be 
©. 180 fig. — Erft fpäter wurde in der Magdeburger Städtegruppe der Bucheintrag 
üblich; er hatte aber (anders als nad) Landtafelrecht, |. N. 44) zunächſt nur die Bes 
deutung ded Beweiſes der Auflaffung; erft fpäter (ungefähr um die Wende des 
15. Jahrh.) erlangte in vielen Städten der Eintrag jene Bedeutung, welche früher 
der Auflaffung zufam, d. i. die Wirkung des Rechtserwerbes. (Vgl. Stobbe 
S. 211 fig, Pland I. ©. 204.) Nur in Lübek und m. E. au in Hamburg 
(m. Stade?) (f. oben Note 19) ift ſchon in Älterer Zeit der Bucheintrag eine Vor⸗ 
ausfegung für den Erwerb des dinglichen Nechted. Eine Berührung oder Beein» 
fluffung ded böhm. Landrechted durch diefe Stadtrechte ift derzeit unerfindlih — ganz 
abgefehen davon, daß felbft nach diefen Rechten der Eingetragene nach Jahr und Tag 
noch immer fein Recht beſchwoͤren mußte (Raband, Klagen u. fähl. R. ©. 330. 
340 flg.) und daß die böhmiſche Landtafel, die zugleih Staat und Prozeßarchiv 
war, anders eingerichtet war als die Stadtbücher in Lübel und Hamburg. (Das 
Hamb.»Lübeder St. R. verbreitet fih hauptfählich an den Küften der Rord- und 
Dftfe Bol. Stobbe, Geſch. der deutſch. Rechtsquellen, S. 541. 543.) Die Bes 
fimmung ded bayer. L. R. v. 1346 über den Eintrag des Pfandrechts in das 
Gerichtsbuch ift fpäteren Datums ald die übrigend auch viel weiter reichende Übung 
in Böhmen. 

113a) Sprucd bei Jirec. II. 2. ©. 37 ab a. 1389: Pamèt' na samych des- 
käch a ne na üfednfcich zäle&f (da3 Buchzeugniß — nicht das der Beamten ift 
entſcheidend.) 

114) Landrechtsſprüche v. 1220—1348. Cod. J. B. II. 2. pag. 19—23. 24. 
Vlad. L. O., Arch. V. art. 219 flg. (p. 124) und art. 525—529 (p. 249), 
Rechtsbuch VSehrd VII. 34. 39—41. (Mopdifitation bei Mündeln: Cimburt 
©. 44; dazu fpäter: B. 2. Ordn. J. 10. 20, O. 19, P. 21, Nov. Decl. Ll. 1; 
dazu Haan ©. 64 flg.; Böhm. St. R. lit. G. 51.) Anders nad) den Quellen des 
Magdeburger Et. R.; hier verlieh nur der auf Grund der (mimdlichen) gericht«- 
lichen Auflaffung erworbene, duch Jahr und Tag unangefochten gebliebene fat- 
tifche Befiß des Gutes die rechte Gewere. (Nach anderen Stadtredhten genügt der 
taktische Veſitz an ſich [ohne qualifizirten Anfang] und der Zeitablauf. Bol. Stobbe 
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rüdjtellung des factifchen Befiges gegenüber dem Buchſtande war tie 
nothwenbige Folge der in ber zweiten Hälfte bes 14. Iahrh. zur un- 
beftrittenen Geltung gelangten Nechtsanfchauung, welche ven beri- 
vativen Eigenthumsübergang unter Lebenden an ben lanbtäfl. Ein- 
trag Inüpft und diesbezüglich weder den Erwerb durch Tradition aner: 
fennt, noch felbft der Naturalerfigung Wirkung einräumt. So wird 
denn auch fpäter ausdrücklich und folgerichtig ausgefprochen: Contra 
tabulas nulla valet usurpatio. Vgl. die Bern. 2. Ordn. P. 21, 
dazu bie diefen Artikel „erklärende“ Nov. decl. LI. 1. 2: „daß ber 
possessor jelbige8 Gut in ber Landtafel erblich gehabt und damit 
befejfen haben müſſe.“ (Damit ſtimmten auch die oben 8. 17 N. 1 
angeführten Entwürfe des Cod. Ther. und Horten überein.) Nach 
Ablauf der Beftreitungsfrift ift das eingetragene Recht unumftöß- 
lich erworben. Es fchafft alfo der Eintrag gegen Jedermann abſo⸗ 
lutes, formelles Recht; der materielle Mangel wird durch bie Form 
und bie Verjährung tes Beftreitungsrechtes erjegt. Damit war das 
Prinzip ver Bublizität — der Verläßlichkeit u. Vertrauenswürbigfeit 
— ber Landtafel anerkannt; zum Überfluffe ift dasſelbe auch Har und 
nachbrüdlich ausgefprochen.115 Kurz ber Eintrag hatte ſchon in jener 
Zeit wefentlich diefelbe ma teriellrechtliche Bebentung wie nach heu⸗ 
tigem Grundbuchsrechte. Bemerkenswerth ift, daß für die Entwid- 
lung bes Grundbuchsweſens in Deutfchland das Stadtredt, in 
Böhmen und Ofterreich Hingegen das Landrecht den Ausgangspunkt 
bildet. 116 

Die gegen meine Auffaffung bezüglich der Bedeutungslofigkeit 
bes factiichen Befiges von Krasnopolsti, Grünh. Zeitichr. AL 


8. 74,9. 2, Laband ©. 158. 165. 295 flg. 303.) Nur in jenen Stäbten (bei. 
Lübeck, Hamburg), wo der Bucheintrag den Erwerb begründete, wird die rechte 
Gewere nach Ablauf von Jahr und Tag, von der Inftription gerechnet, erworben. 
Bol. Stobbe 8. 74, Abf. 3 und XII. S. 266, N. 189. Auch in diefem Punkte 
fteht das Hanfeatifche dem böhm. Landtafelrecht nahe. 

115) Bol. die in Nr. 44—47 cit. Stellen, dazu Note 23. Andere in der Regel 
nad) deutfch. Recht. Die „rechte Gewere“, welche durch Zeitablauf erworben wird, 
ift feine erwerbende Verjährung, fie macht nur den Befiß, bezieh. den Rechtserwerb 
unanfechtbar, und zwar nicht abſolut, ſondern nur relativ gegenüber denjenigen, 
deren Anſpruch präfludirt if. Berge. Stobbe 8. 74, A. 5 und über die Friſten 
8. 74,9. 2. — Die böhmifche Tandrechtliche Frift von 3 Jahren 18 Wochen iſt in 
Deutſchland nicht üblich; über den Sinn derfelben vgl. Note 47. 

116) Vol. N. 16—19 u. 29. 
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©. 530flg., Krit. V. Schr. 27. ©. 494 erhobenen, von mir genau 
erwogenen Bedenken Tonnten meine Überzeugung nicht erfchüttern. 
Ich laſſe vahingeftellt, ob die in die erfte Hälfte des 14. Jahrhunderts 
fallende Redaction des art. 71 des Ordo jud. terrae bloß oder auch 
ven phyſiſchen Triennalbefig im Auge hatte und erwähne nur, daß 
bie Gloſſe zu art. 74 ſchon vom Eintrag in die Landtafel fpricht: 
tabulae in omnibus causis loco testium producuntur eteisdem 
productis omnino statur, im böhm. Original heißt e8: Gegen 
ben, ber die Landtafel ... für fich hat, find Zeugen machtlo 8. 116 
Aber gewiß tft, daß feit der 2. Hälfte des 14. Jahrhunderts nur der 
bücher liche Triennal-Befit (Eintrag) unanfechtbares Recht ſchafft. 
Der Verſuch 8.’S, in den bezüglichen Stellen auch ven Naturalbefik 
zu jubintelligiren, wiberfpricht nicht nur dem oben nachgewielenen 
Grundgedanken des Landtafelvechtes, fondern auch dem anerkannten 
Sprachgebrauche der Landtafelſpruchpraxis (dr2eti = dskami drZeti, 
Befitz = Tabularbefig, vergl. 3. B. Vsehrd VII. 37 V. 5; vergl, 
Roſenb. R. 3.197, auch Czyhlarz, Grünh. Ztſchr. X. ©. 283) 
und berubt zum Theile auf einem fprachlichen Mißverſtändniſſe ber 
böhm. Rechtsquellen; wie jofort gezeigt werben foll: 

Der Landrechtsſpruch v. 17. März 1348 (Jiredek, II.2.©. 23) 
beftimmt: Ut nullum juris praejudicium .... oriatur.... ., siquis 
in hereditatibus suis per donationem, emptionem, unionem cum 
aliis vel alio seu testationem vel (recte sc. intabulatione) quo- 
vis modo seu titulo alio acquisitis — exceptis dumtaxat heredita- 
tibus in foro judicialiter obtentis (d. h. Exefutionen) — cum ca- 
merario a beneficiarlis Prag. dato infra tres annos et sex 
(recte: octodecim) septimanas a die assecutionis hereditatum 
earuımdem non fuerit dominatus, quorundam prava 
adinventione seu consuetudine dominationis praedictae 
quae potius corruptela dicenda est... non obstante. lUn- 
zweifelhaft hat aber diefer Spruch nicht den factifchen, fondern nur 
ven Tabularbefig im Sinn, denn das böhm. Original fagt: daß Nie: 
mand Schaden leiden folle an feinem Grunderbe oder an ven Rechten, 
welche ihm zuftelen nach Verwandten ober Erbverbrüberten (spolek) 


116.) Znamenaj (Beachte): Zädnf svödei proti dekäm moci nemaji! Bol 
3. B. Relig. tab. 83. 89. 93 u. a. 
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oder durch was immer für eine Eintragung, wenn er nach dem 
Anfall der Gründe binnen 3 Jahren 18 Wochen fich nicht durch ben 
Prager Kämmerer in ven Befik einführen ließ. Im ber lat. Über: 
ſetzung fehlt gerade das entfcheidende Wort: Eintragung : »zäpi- 
sem«! Einverſtanden bin ich aber mit K. S. 501 flg., baß unter ber 
prava adinventio etc. bie factifche gerichtliche Beſitzeinweiſuug bes 
Erwerbers zu verftehen fei und daß jener Spruch v. 3. 1348 dieſer 
»prava adinventio« etc., welche durch ben Entwurf Majestas Carol. 
(ca. 1333— 1346) für allen Gütererwerb zum Geſetz erhoben werben 
follte, Einhalt gebieten wollte und m. E. in der That Einhalt 
getban hat. — Eine weitere Beftätigung meiner Auffaffung liegt in ver 
Wiederholung des hergebrachten Rechtsſatzes durch die böhm. L. Ordn. 
v. 1549 lit. E. 36: Wer ein Erbgut vor dem Brande ber Lanbtafel 
(1541) mittelft derſelben durch 3 Jahre 18 Wochen unbeftritten 
befaß, ſoll dabei belafjen werben (zuostaven byti), konnte 
biefer Beweis nicht erbracht werben, fo konnte ver angemeldete Eintrag 
in bie nenangelegte Landtafel nur nach vorgängiger ff. Proclamation 
ber bücherlichen Anmelvung und nach Ablauf jener Verjährungsfrift 
erfolgen. — Irrthümlich ift die Berufung 8.8 ©. 498 auf das 
Rechtsbuch VSehrd’s VI. 42 — eine nicht genau gefaßte Stelle, die 
nur im Zuſammenhange mit ven vorhergehenden Kapiteln, insbeſ. 
VL 41 zu erklären ift) 110 — Endlich muß fehr beachtet werben, daß 


116b) Zum befferen Berftändnig fei bemerkt, dag bei Erbanfällen des unge 
theilten Gutes an dic nächften Verwandten nad; der Idee des Gefammteigenthumd 
urfprünglich ein neuer Eintrag der Lepteren und deren Einweifung nicht nöthig war; 
wenn jedoch dad eingetragene Familienhaupt — um den Heimfall an den König 
zu verhindern, für den Fall des Vorverfterbens feiner Berwandten einen Drütten zur 
Befignahme des Erbgutes (aby se uväzali, zäpis komornikem) berief, und 
diefer bedingt berufene — nicht intabulirte Dritte fein Recht durch Befigergreir 
fung mittelft des Kämmerers durch 3 Fahre 18 Wochen unterließ, fo verſchwieg er 
fein Recht. Auch bier wird fomit die bücherliche Vorfchreibung der Verwandten 
vorausgeſetzt, da ja V3ehrd ©. 297 3.22. 33 erwähnt, daß die Verſchweigung auch 
dann ftatthat, wenn der Dritte gegen fpätere Eintragungen keinen Einſpruch erhob 
— ja felbft, wenn der Dritte im fact. Beſitze wäre. (Dazu Czyhlarz, X. 6.277 flg.) 
Die Worte Vsehrd's „wer dad Erbe durch 3 3. 18 W. beſitzt, ſoll es behal⸗ 
ten” (m&toho u2iti heißt nicht: „hat deffen Genuß“, wie K. irrig überfept) koͤn⸗ 
nen hier — gleich wie die gleichlautenden Normen der Blad. 2. Ordn. von 1500 
Nr. 119 flg., cfr. 8, Ordn. v. 1530 Nr. 119. 120, 8. Ordn. 1549 ©, 35 flg. (dazu 
F. 26. E.43) — nur auf den bücherlichen Triennalbefig bezogen werden, zumal fonft 
ein Widerſpruch wit den fonftigen Grundlehren Vöehrd’s vorläge, indbef. mit dem 
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bie Verſchweigung des Beftreitungsrechts (odpor) nur gegen land- 
täfliche Eintragungen (nicht aber gegen die Ergreifung bes Natn- 
ralbeſitzes durch die Partei) möglich war, und daß ber „unbeftrittene 
Beſitz“ d. i. der in Friedenszeit ruhige Ablauf der landesüblichen Ver- 
ichweigungsfriftebenin ber Nicht beſtreitung des landtäflichen 
Eintrags mittelſt des Odpors beruhte. Belege hiefür bietet 
die ausführliche Darſtellung VSehrd’s VII. 34—49 in überreichem 
Maße.116° Vgl. dazu die Sententiae a judicio terrae latae bei 
Siredet III. 2. ©. 5flg. Als Stüge für die Anficht K.'s können 
aber nicht die von ihm ©. 501 angeführten Stellen ver Reliquiae 
tabul. I. ©, 118. 125 angejehen werben. Denn die lette angeführte 
Stelle (S. 125 Nr. 53) Spricht wie fo viele andere (Jiredek, III. 2. 
29. 30 flg.) vom althbergebrachten, unangefochtenen Befite, alſo 
von ber unvordenklichen Verjährung (ex quo citatus tak staro- 
davne& drzeniemä....na to niZädny nesahal: cfr. Ojif, bei 
Jiret. a. O. S. 30.) Die erftangeführte Stelle aber (Rel. I. ©. 118 
Nr. 21) ift wohl nicht korrekt gefaßt; es mußten fich wohl beide 
Theile auf die tabulae berufen haben, ta die Richter (theilweife eben 
biefelben) wörtlich nur denfelben alten lanbrechtlihen Grundſatz 
(Note 116°) anwenden, ben fie kurz vorher (Rel. tab. I. ©. 112) in 
einem Falle zur Geltung brachten, wo beibe Theile fich auf die Land⸗ 
tafel beriefen. (Spruch v. 3. 1438) .1164 


Gage: T&ch desk .. . Zädny phesvedeiti nemö2. (IV. 2.8. 13: Riemand fann 
die Landtafel überweifen!) Cfr. Reliquiae tab. I. ©. 133flg. Nr. 63. 65 u, a. 

1160) Qgl. VI. 34: Odpor jest... . vselik& spravedinosti lidsk&, kterä 
se dodesk jakym koli sp&üsobem... klade, obeen&ä obrana a närok 
eto. (Der „Einfpruch” ift die allgemeine Abwehr und Klage gegen jedwede Gerech⸗ 
tigkeit, welche auf welch’ immer Weiſe in die Landtafel eingetragen wurde.) Der 
Odpor muß bei der Landtafel eingefchrieben werden und die Verjährung wird von 
hier ab berechnet, 

116d) Der berufene Sprud lautet: Kdo% by koli za kräle Väcl, pokoj- 
n& kter& dödiny dr&al tfi leta a 18 ned&l bez närokuov vedle Fädu a präva 
zemsk,, aby pfitom zuostal. (Wer zu K. Wenzel's Zeiten Gründe ruhig durch 
3 Jahre 18 Wochen befaß ohne Einfpruh nad Landesrecht. ſoll dabei erhalten 
bleiben.) Nur Einen Spruch ohne Datum fand ich (Jirecek, a. a. O.), welcher 
ſchon dreijährigen Befip gegen die Landtafel ſchützt; allein dieſes vereinzelte — wie 
ed Scheint corrumpirte — Ercerpt ann gegen die Maffe der entgegenftehenden Sprüche 
nicht ind Gewicht fallen; vielleicht auch haben wir es hier mit jener prava ad- 
inventio, imo corruptela zu thun, welche in dem Spruch von 1348 fo energifch 
verworfen wird ? 
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8.19. Das allgemeine Grundbuchögefe vom 25. Zuli 1871. 
Die Nenanlegung der öffentlichen Bücher. 


Wir bemerkten bereits, daß weder durch bie Einführung des 4. 
D. ©. B.'s noch durch die Yaiferliche B, vom 16. März 1851 3. 67 
R. ©. B. in dem materiellen Grunbbuchsrechte eine Anderung be- 
wirkt wurbe.i Wieberholte Anläufe zur Erlaffung einer Grundbuchs— 
ordnung für alle ober doch bie fog. deutſchen Erbländer, welche wäh: 
rend ber erften Hälfte biefes Sahrhunderts gemacht wurben, blieben 
ohne praftifchen Erfolg.2 Nach ber Ausdehnung der Herrichaft bes 


1) Literatur. Dieältere, vor der Grundbuchsordn. v. 25. Zuli 1871 erſchie⸗ 
nene Literatur ift bei Stubenraud, Komm. zu 8. 431 angeführt. Die bedeuten- 
beren Schriften find, abgefehen von den tüchtigen Auffägen Kopezky's in der Zeit 
ſchrift f. öfterr. Rechtsg. 1830, 1834—1838, 1845— 1847: Schopf, Die Grund⸗ 
buchsverfaſſung i. d. deutſch, böhm. und galiz. Provinzen, Wien 1837, Hasner's 
und Benoni's ſchon (N. 13 u. 71) genannte Schriften; Auffez, Darftellung der 
Landtafel und Grundbuchsordnung 2c. 1846, M inafiewicz, Syſtematiſche Dar 
ftellung des Zabularbefiges 2c. (Remb. 1832), Klepſch, Das öfterr. Tabularredt 
(Prag 1862), Füger von Rechtborn, Syſtem. Darftellung der Rechtswirkungen der 
Einträge in die öffentl. Bücher (1865). Rechtögefchichtlichen Inhalts find die N. 3. 
28. 65 cit. Schriften von Demuth, Haan, Randa, Johanny, Maasburg, 
Krasnopolsti, Celakovsky, dazu deffen Ö. dejiny prävni (1892). Bon neuern 
Schriften vergl, bef. A. Erner, Das öfterr. Hnpothefenreht I. 1876, Schiffn er 
35. 90—113, Burdhard, III. 88. 159—192 mit fleiß. Titeratur- Angaben. (Für 
Danipulationdbeamte: Bol. Prefern, Komm. z. allg. Grundbuchsgeſche 1875, 
8. Dffenhuber, Handbuch über das Grundbuchsweſen (1880); Das öff. Bud 
(1891, 2. Aufl.), Bartſch, Das a. ö. Grundbuchsgeſ. ꝛc. (2. Aufl. 1891). Größere 
Abhandlungen über die Grundfragen: Unger, Ger. 3. 1868. Nr. 25.26, Krainz, 
Das Feitende Prinzip der bücherlichen Rechte, Ger. 3. 1868. Nr. Yöflg., 1869. 
Nr. 13, dazu Syſt. 88. 332, 333, Erner, Publizitätsprinzip 1870, und dazu die 
Erörterungen von Randa, Ger. 3. 1871. Nr. 36flg., 1872, Nr. 33 flg., Strohal, 
Zur Lehre vom Eigenthum 1876, Krasnopolski, Grünh. Zeitſch. 8, 516flg. — 
Handaudgabe der öfterreichifchen Reichs⸗ und Landes⸗Grundbuchgefetze im 18. Dir. 
der Manz'ſchen Tafchenausg. Die Vorarbeiten bei Kaferer (f. Rote 6). Don 
auperöfterr. partitularrechtlichen neueren Schriften find außer der rechtöftatiftifchen 
Monographie Maſcher's, Das deutfche Grundb.- und Hyp. Wefen (1869) ber 
borzuheben: Regelsberger, Das bayer. Hypothekenrecht (1874. 1877), Foͤrſter. 
Preuß. Grundbuchsrecht (1872), Bähr, Die preuß. Geſetzentwürfe in Ihering’d 
Jahrb. XL ©. iflg. Dernburg-Hinrich's, Preuß. Hypothekent. (1877), 
Bahlmann, Das preuß. Grundbuchsrecht (2. Aufl. 1872), Meibom, Das med- 
lenburg. Hypothekenrecht (1871), Blatner, Sachenrecht (kurheſſ. 1875), Römer, 
Württemberg. Unterpfandsrecht 1876), Puchelt, Rheiniſch⸗franz. Hypothelen⸗ 
recht (1876). — Der Aufſatz Celakoveky's: Desky in der böhm. Encyklopädie 
kam mir erft bei der Korrektur zu Geſicht. , 

2) Dahin gehört indhef. der von Konrad v. Gärtner abgefaßte u. motivirte 
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A. B. ©. B.'s über die Länder ber ungarifchen Krone wurde von 
ber öfterr. Regierung mit ver Min. Verorbn. v. 15. Dezember 1855 
3. 222 R. ©. DI. für Ungarn, Kroatien-Slavonien, die ferbifche 
Woiwodſchaft und das Temefer Banat? eine neue proviforifche, bie 
fog. ungarifhe Grundbuchsordnung eingeführt, welche ven 
erften annähernd gelungenen Kodifikationsverſuch des gefammten 
Öfterreichifchen materiellen und formellen Grundbuchsrechtes darftelft. 
Im Ganzen und Großen anf ben Grunbfägen bes in (Weft-)OÖfter- 
reich geltenden Rechtes beruhend, bietet dieſelbe nicht nur eine gefunbe 
Fortentwicklung derfelben, ſondern weift auch eine im Geift ber alt- 
öfterr, Gefetgebung gehaltene Ergänzung zahlreicher Lücken und eine 
fichtliche Verbeſſerung fühlbar geworbener Mängel auf.* Mit unend- 
licher Deühe und großen Opfern wurben von ben Taiferlichen Gerichten 
in Ungarn Grundbücder nach gutem Muſter angelegt. Raſch ſchlug 
das dafelbft bisher unbelannte Tabularinftitut Fräftige Wurzeln und 
fand fo allgemeinen Beifall, daß basfelbe von dem Sturme, welcher 
nach ber Wiebereinführung ber ungarifchen Adminiftration (1861) faft 
bie geſammte (feit 1850 bafelbft eingeführte) öſterr. Gejetgebung 
hinwegfegte, einzig und allein verſchont blieb.5 Auf Grundlage der 


Entwurf einer Grundb. Ordn. (159 88.), welcher 1823—1825 durchberathen und 
1847 zur a. h. Santtion vorgelegt wurde; ferner der Prager Entwurf (Refer. 
Taſchek v. J. 1848) Dad ungar. Grundb. Gef. ift bekanntlich von Profeſſor 
Weſſely ausgearbeitet worden. Vgl. hierüber Krasnopolski, Legalifirungdzw. 
S. 22 lg. Dal. Rote 5a. 

3) Für Bergwerte waren durch das allgem. Bergaefeb vom 23, Mai 1854 
Nr. 146,0. ©. 2. 8. 108—122, 253—268 für die ganze Monarchie angemefjene 
Normen über den Eintrag des Bergwerkseigenthums und anderer dinglicher Rechte 
an Bergwerken erlaffen worden. Dazu vgl. Min.-B. vom 24. Febr. 1850, 3. 73 u. 
dom 9. Septbr. 1859, 3.166 R. ©. BI. und Schneider, Die Berggerichtöbarfeit 
©. 29flg. Diefe Normen behielten neben dem Gr. ©. v. 25. Juli 1871 (art. IV.) 
ihre Geltung. Bereitd im 3. 1850 wurde die Führung der Dergbücher jenen Senaten 
der Gerichtshöfe erfter Inftang übertragen, welche mit der Ausübung der Berggerichte- 
barkeit betraut wurden. Die Zufammenftellung der bezüglichen Normen f. in der 
Manz. Ausgabe 18, ©. 86 fig. 

4) Für Siebenbürgen vgl. die Minift. V. v. 22. Degember 1852, N. 4,R. ©. 
BI, (v. 3. 1853.) 

5) Mit der Grundbuchsordnung v. 3. 1855 blieben auch die mit derfelben im 
Zuſammenhange ftehenden, auf den Erwerb und Berluft dinglicher Rechte fich bes 
ziehenden Beftimmungen des öfterr. X. B. ©. B. in Kraft. Beichlüffe der Judex- 
Curial-Ronferenz v. Juli 1861, 88. 21 u. 145—158. — Übrigens blieb das öfter. 
bürgerliche Gefebbud, in den fogen. ungar. Nebenländern: Groatien, Shavo⸗ 
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ungar. ©. B. Ordn. verfaßte bie Regierung den Entwurf eines 
für die ganze Monarchie (mit Ausnahme ver Militärgrenze) berech— 
neten einheitlichen Grundbuchsgeſetzes, welcher 1858 mit Motiven im 
Drud erfchien. ‘Diefer Entwurf wurde im I. 1863 neuerdings um: 
gearbeitet und in ven 3. 1863 und 1864 fammt einem Entwurf über 
bie Neuanlegung und Ergänzung von Grundbüchern ven Landtagen 
zur Begutachtung vorgelegt. Im Folge des Umſtandes, daß das 
Staatsgrundgeſetz v. 21. Dez. 1867 3.141 8. 11 lit. k. bie Geſetz⸗ 
gebung über bie „innere Einrichtung ber öff. Bücher“ der Kompetenz 
ber Landtage zuwies, ergab fich bie Nothwendigkeit ver Umarbeitung 
beider Entwürfe, insbe. ver Ausfcheidung ber auf ven lettgebachten 
Punkt fich beziehenden Vorfchriften. Nach biefer Umgeftaltung wurde 
ber neue Entwurf des Grundbuchsgeſetzes am 24. Dez. 1869 zuerit 
bem Herrnhaufe vorgelegt, von der juribifchen Kommiſſion desfelben 
in mehreren Punkten geändert, zum Theil auch neu rebigirt und mit 
einigen Mobifilationen vom Plenum bes Herrenhaufes (1870) ange- 
nommen. Die Regierung nahm ben fo modiflzirten Entwurf an und 
brachte benfelben 1871 im Abgeorbnetenhaufe als Regierungsoorlage 
ein. Letzteres acceptirte benfelben mit geringen Anberungen am 
28. Juni 1871, das Herrenhaus trat am 5. Juli d. J. den Bejchlüffen 
bes Abgeordnetenhauſes bei und ver Gefegentwurf erhielt am 25. Juli 
1871 die kaiſerliche Genehmigung. >® 

Das neue Grundbuchsgeſetz v. 25. Inli 1871 3. 95 R. 
G. DI. (kundgemacht am 15. Auguft d. 3.) trat am 15. Febr. 1872 
in Wirkffamkeit und gilt in ver ganzen weftliden Reichshälfte 
(den im dfterr. Reichsrath vertretenen Ländern) in Anfehung aller 
Öff. Bücher (Land⸗ und Lehentafeln, Grund-, Stabt-, Bergbücher), 


nienu. Siebenbürgen, fowie in der Militärgrenze bis heute in Kraft, da 
fich die Befchlüffe der I.C.-Konferenz bloß auf Ungarn im engern Sinne beziehen. 

5a) Nach der Relation v. Maasburg's Geſch. d. oberſt. G. Hofes. ©. 92 fig. 
und Krasnopolsti’s, Grünh. Ztſchr. 11. S. 564 flg. bildet der von Gärtner 
für Salzburg audgearbeitete (nicht publicirte) Entwurf v. 3. 1847, die Grundlage 
der gegenwärtigen Grundb. Ordn.; mit a. b. Entſchl. v. 7. März 1846 war vorher 
der Grundſatz aufgeftellt worden, daß das Grundbuch die Kataftralnummern u. Gultur- 
gattungen der eingetragenen Realitäten enthalten u. mit dem ftabilen Katafter in 
Einklang gebracht werden folle, 

6) Die Regierungsvorlagen, Kommiffionsberichte und Reichötagsverhandlungen, 
welche fi auf das neue Gr. G. B. beziehen, find forgfältig gefammelt und edirt v. 
Kaferer, Ofterr. Geſetz mit Materialien XV. 
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— allerdings unter ber Boransfegung, daß überhaupt über bie be- 
züglichen Immobilien, bez. über die „Erwerbung, Beſchränkung und 
Aufhebung dinglicher Rechte” an venjelben öffentliche Bücher geführt 
werben (art. DI. III. &r. G.).“ Diefe Vorausfegung trifft ſchon der⸗ 
zeit in Anfehung des größten Theiles ver Monarchie zu,® voliftändig 
realifirt wirb biefelbe erft fein nach Durchführung der Geſetze über 
bie Anlegung neuer Grundbücher in allen Kronländern.? (Nach dem 
öfterr. Muſter wurde das Inftitut der Grundbücher mit ver Gr. Ord. 
v. 13. Sept. 1884 au in Bosnien und ber Herzegowina ein- 
geführt und find bie Grundbücher bereits in 34 Bezirken in Wirkſam⸗ 
feit, während in 17 Bezirken die Vorarbeiten im Zuge find. Vergl. 
Eichler, das Yuftizwejen in Bosnien 2c. 1889 und Ger. Zeit. 1893 
Pr. 1.) 

Nebft dem allgemeinen Gr. ©. find nachjtehende neuere auf bie 


7) Bel. I. Min. Erl. v. 7. Fehr. 1872, K. 1438. Wo öffentliche Bücher erft 
neu errichtet werden, tritt das neue Br. ©. „für jedes neu errichtete Grundbuch“ 
mit dem Tage in Wirkſamkeit, an welchem die Führung deöfelben beginnt. (Art. 
II. Gr. ©.) , 

8) In Böhmen, Mähren, Schlefien, Dber- u. Nieder-Ofterreich, 
Salzburg, Steiermart, Kärnten, Krain, Görz, Iftrien, Trieſt, 
Bukowina beftehen derzeit (1893) durchwegs fchon neuangelegte öffentliche 
Bücher. In Galizien find nebit der Landtafel in Lemberg die neuen Grundbücher 
bis auf 88 Kataftralgemeinden gleichfalls bereit3 angelegt. — Ehedem beftanden 
in Görz und Iſtrien nur Rotifilenbücher, in Kratau und Dalmatien bloß 
Hypothekenbücher; derzeit find jedoch fehon die neuen Grund bücher überall fertig 
geftellt ; (dazu vgl. den Bericht d. Sur. Bl. 1892 Nr. 38); nur in Tirol und Bor« 
arlberg beiteben bloß Verfachbücher. Bol. Haan S.96, 97, Erner, Hyp. ©. 7, 
N. 16, Schiffner$.91, N. 13—16. Die Notifitenbücher können als „öffentliche 
Bücher nicht angefehen werden, wohl aber die Berfahbücher in Zirol u. Bor 
arlberg (f. oben ©. 431), da durch die J. M. V. v. 22. April 1854, 3.101 R. ©. 
Bl. ausdrücklich erflärt wurde, daß auch zur Erwerbung des Eigenthums einer 
Realität die Eintragung der Urkunde in das Verfachbucd erforderlich iſt; derſelbe 
Grundſatz galt ſchon früher in Anfehung der Hypotheken, vgl. dazu das Gef. v. 
27. März 1869 3.42 R. ©. BI. über die Umwandlung der ftillfehweigenden und 
Generalhypotheken in Spezialhypotheken. So auch d. Entf. d. D. ©. Hofs v. 
22. April 1875 3. 3133. (Sur. Bl. 1875 Nr, 27.) Auf die innere (wenn auch un« 
vollfommene) Einrichtung ded Buche kommt nichts an. (And. AU. Erner a. O. N. 16, 
dazu J. B. 1876 N. 43). (Bezüglich der Hypothekenbüſcher in Dalmatien wurde 
ſchon mit Gef. v. 20. März 1872 3.7IR. ©. Bl. die Inftription von Spezial« 
hypotheken verordnet.) 

9) Mängel derfelben: Nicht immer Mar erkannte und Tonfequent durchgeführte 
Prinzipien, Weitfchweifigfeit und Ungenauigkeit der Tertirung, übermäßiger For⸗ 
malismus. 
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Grundbuchsinſtitution Bezug nehmende wichtigere Spezialgefege an- 
zuführen: 

1. ©ef. v. 6. Fehr. 1869 3.18 R. ©. BL. über das Verfahren 
bei der bücherlichen Zertheilung von Liegenfchaften, dazu bie J. 
M. €. v. 16. April 1871 3. 3003. 

2. Gef. v. 25. Juli 1871 3.18 R. ©. DI. über das im Falle 
ber Anlegung, Ergänzung, Wieberherftellung oder Änderung ven 
Grund⸗ oder Bergbüchern zum Zwede ver Richtigftellung ber- 
felben einzuleitende Verfahren. 

3. Das Gef. v. 19. Mai 1874 3. TOR. G. DL, betreffent 
bie Anlegung von Eifenbahnbüchern, und d. Vollzugsv. vom 
31. Mai 1874 3. 87. 

4. Die Reichs- und Landesgeſetze betreffend die Anlegung 
neuer Grundbücher und bie innere Einrichtung derfelben.!° Von 
biefen Geſetzen wird fofort gehandelt werden. Nur fo viel fei bemerkt, 
baß weber durch das allg. Grundbuchsgeſetz noch durch die Geſetze über 
die Anlegung neuer Bücher die prinzipiellen Grundlagen tes 
älteren Nechtes geändert wurden; ber Fortſchritt Tiegt bei Feſthaltung 
bes Realfolien ſyſtems Hauptfächlich in der Ergänzung des Grund⸗ 
buch Durch das Gutsbeſtandsblatt, in der Ausfüllung mancher Lüden, 
in ber verftändigen Regelung mehrerer ehedem ftreitiger Fragen und 
in der Einheitlichleit der Grundauffaffung, welche durch bie Vielheit 
ber Landesgeſetze glücklicher Weife nicht berührt wurde.!! Obwohl in 
ben meiften Kronländern Öfterreichs Grundbücher (Randtafeln, Stadt, 
Grundbücher) beftanven, fo war doch zum Theile die Führung berfelden 
eine mangelhafte, indem biefelben ver Hauptbuchform entbehrten!? 


10) Derzeit find die neuen Grundbücher in allen Ländern (außer Tirol und Vor⸗ 
arlberg) bid auf einen kaum nennenswerthen Reft ſchon vollendet. 

11) Das Gef. v. 24. April 1874 3. 48 R. ©. Bl. über die Wahrung ber 
Rechte der Befiger von Pfandbriefen u. Gef. v. 24. April 1874 3. 498. ©. 
BI. über die bücherliche Behandlung der für Theilſchuld verſchreibungen einge: 
räumten Hypothekarrechte (dazu Gef. v. 5. Mai 1877 8. 111 R. ©. BL.) beiverfen 
das Hypothekarrecht. 

12) Es wurde ſchon oben bemerft, daß das „Hauptbuch, diefe Grundfeſte 
der Sandtafel” (8. 1.8, T. B.) bei der böhm. mähr. Landtafel erft mit dem L. T. Pat. 
v. 1794 eingeführt wurde. Vgl. S. 426. Bei den Stadt und Grundbüdjern finten 
wir 1850 faft ausfhließlih nur Inftrumentenbüder, in welhen die Einträge 
nad Gemeinden hronologifch, regelmäßig ohne Scheidung der einzelnen Realitäten 
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und fomit bie erforberliche Überfichtlichleit und Evidenz nicht gewährten, 
zum Theil — und dies war leider die Regel — vermißten wir auch 
bort, wo bie Führung (wie bet ven Randtafeln) eine mufterhafte war, 
die verläßliche Angabe ver einzelnen Beſtandtheile bes Grund» 
buchslörpers. Die Grundbücher enthielten nämlich zwar das Eigen- 
thums⸗ und Laſtenblatt, — aber felten das Gutsbeftanpsblatt. 

Um nun biefen Mängeln gründlich abzubelfen und überall 
Grunbbücher herzuſtellen, welche die genaue Überficht der Gutsbeſtand⸗ 
theile, der Eigenthumsverhältniffe und bes Laftenftandes gewähren, 
wurben über Antrag der Regierung von den LZanbtagen (bez. vom 
Reichsrathe)13 im Wefen gleichlautende Gefete über die Anlegung 
neuer Grundbücher und deren innere Einrichtung beichloffen u. a. 
h. Orts fanktionirt.!4 Diefe Gejege find: 


1. ©ef. v. 2. Juni 1874. 3. 88. R. ©. BI. für Niederöfterreidh dazu bie 


2... oo. 3.89. ⸗ . Dberöfterreidh in. 
3.» PP 8.90. . «e Salzburg a in 
4. » Pr 8.9. ⸗ .: Kärnten guli 1874 
5. 5 oo. 8.97. ⸗ . Mähren \ 

6.. er 3.8. + + Sälefien 3. 103. 


(ohne Realfolien) vorgenommen wurden. Eine nothdürftige Überficht des Eigenthums⸗ 
und Raftenbeftandes vermittelten einerfeitö die Gewährbücher, welche den jeweiligen 
Eigenthümer angeben, und anderfeits die Juxtirungen“ derfelben (d. i. Berufungen 
auf die Sagbücher), fowie die Indiced. Dad Gewährbuch enthält fomit einen An» 
fa zum Hauptbuch. Durd die faif. Verordn. v. 16. März 1851 3. 67 (88. 7. 11), 
dazu Min. Dekr. v. 24. Juli 1851 3. 6772 — (urfprüngli für Öfterr., Böhmen, 
Mähren, Schlefien, Steiermark, Kärnten, Krain, mit V. v. 2. Mai 1851 8. 107 
auf Trieft, Goͤrz, Gradiska, Sftrien u. mit V. dv. 26. Juni 1851 3. 157 auf Salz» 
burg ausgedehnt) — wurbe die Anlegung vollftändiger, die Stelle des Haupt⸗ 
buchs vertretender Ertrafte über alle Realitäten verordnet, deren Beſitz und Laften- 
ftand in folchen mangelhaften Büchern enthalten war. Doc war die hierdurch beab⸗ 
fihtigte Reform der Stadt« und Grundbücher (allgemeine Einführung des Hauptbuch» 
ſyſtems) auch in der neueften Zeit noch immer nicht vollftändig durchgeführt. Bel. 
Erner ©. 16, Maasburg ©. 56. In Salizien u. Bulowina erhielten fich felbft 
bei den Landtafeln die alten Urkundenbücher bis in die lehte Zeit. S. Schiffner 
8.91. Ar. 20. 

13) Mehrere Landtage haben nämlich auf Grund des 8. 12 des St. G. ©. v. 
27. Dez. 1867 Rr. 141 dem Reichstag die Beichlußfaffung über die bezüglichen Ge⸗ 
feßentwürfe überlaffen. Vgl. die unter Zahl 1—7 angeführten Gefepe. 

14) Wohl wäre es nicht ganz unmöglich gewefen, die beftehenden Bücher, foweit 
fie nach der Hauptbuchform richtig geführt wurden, durch die Einführung des Guts⸗ 
beſtandsblattes in die allenfalld neu angelegten Ertraßte zu ergänzen. (Ohne 
Grund leugnen diefe Möglichkeit die Regierungdmotive). Allein Die Hauptarbeit: 
die Feftftellung des Gutsbeſtandes wäre doch nimmer erfpart worden. Die höchft 


462 Das allg. Grundbuchsgeſetz v. 25. Juli 1871. Die Reuanlegung x. $. 19. 


7. Sef.v. 11. März 1875.3. 29 R. G. BL. für Iftrien, dazu bie 
J. M. V. v. 16. März 1875. 3. 30 R. G. Bl. — ferner 
die Landesgeſetze: 

8. L. Gef. für Bulowina v. 8. März 1873. 3.232. G. Bl. 
J. M. V. v. 8. Mai 1873. 3. 26. 

9. 8. Gef. für Salizienund Krakauv. 20. März 1874. 3.29. 
Juſt. M. V. v. 18. Mat 1874. 3.438. ©. DL 

10.28. ©. für Krain v. 25. März 1874. 2.6. DI. 12. J. M. 
V. v. 18. Mai 1874. 3. 13. 

11.8. ©. für Steiermartv. 25. März 1874. L. G. Bl. 28. 

M. V. v. 18. Mai 1874. 3. 33. 

für Görz und Grapista v. 6. Novbr. 1874. 3. 2. 

G. Bl. J. M. V. v. 26. Febr. 1875. 3.98. G. Bl. 

ür Böhmen v. 5. Dezember 1874. 3. 92 L. G. Bl. 

M. V. v. 8. Febr. 1875. 3. 13 L. ©. DI. 

für Dalmatien v. 10. Febr. 1881. 3. 15 L. G. Bl. 
u. M. V. v. 7. Juni 1881. 3. 29 L. ©. Bl.! 

Für die übrigen Länder, insbeſ. Tirol und Vorarlberg un 

Trieft, find bisher ähnliche Geſetze nicht erfchienen.15 (Zwei Trie- 

ftiner Geſetzesvorlagen erhielten bie kaiſ. Genehmigung nicht.) 


J. 
G. 
L. 
13. L. G. 
J. 
G. 


14. L. 


mühſame Neuanlegung der Grundbücher wurde daher binnen zwei Jahrzehnten 
vollendet. 

14a) Dazu Pappafava, Etude sur les r&gistres fonciero en Damatie 
(1883). 

15) Eine gute Überficht gewährt der Abdruck der Landesgeſetze und Vollzug‘ 
verordnungen in der Manz’fchen Ausgabe 18. B. — Trieft bedarf eines folden Gr 
ſetzes nicht, da die dortige Landtafel gut eingerichtet if. Bol. Stubenraud 
4. Aufl. ©. 521 fig. — Der Grund der Ablehnung der von der Regierung bean 
tragten Einführung des öfterr. Grundbuchsſyſtems Seitens der Landtage von Zirol 
u. Borarlberg liegt in den ungeheuren Schwierigkeiten u. Koften der eventuellen 
Anlegung neuer Grundbücher, welcher Umftand in der enormen Zerfplitterung bed 
Grund u. Bodens in Wälfchtirol u. mehreren Thälern Deutfehtirold feine Erflärung 
findet. Pol. Mages, inder S. 432 N. 71 cit. Schrift; Mages felbft (Prafident 
des Tir. D. 2. Gerichte) — der früher die Einführung ded Grundbuch empfohlen 
hatte, gewann fpäter die Überzeugung, daß mit derfelben der Bevölkerung u. ber Re 
gierung unverhältnigmäßige Opfer auferlegt würden ©. 93. 189 fig. (Schon 1811 
wurde diefe Frage von der Gentralregierung in Anregung gebracht u. 1821—1824 
erneuert, doch nur das Appellat.⸗Ger. erflärte fich zuftimmend, dad Gubernium und 
ber Zandtag ablehnend.) Die jüngft in Tirol beftellte Gommiffion „für die Reform 
der öff. Bücher“ erflärte fich am 5. April 1893 für die Einführung des Grund⸗ 
buchs, für die Aufnahme des äff. Guts in dasſelbe, für die Angabe des Fläden- 
ausmaßes, jedoch gegen den Legaliſtrungszwang. (Bol. Rot. 3. 1893 R. 16.) 


8.19. Dad allg. Grundbuchsgeſetz v. 25. Juli 1871. Die Neuanlegung c. 463 


Dei der von Amtswegen vorzunehmenden Anlegung des , Guts⸗ 
beſtandsblattes“ wird ver renibirte Steuerlatafter!‘ zu Grunde 
gelegt (88. 21flg. ©. Anl. G., 88. 10flg. ©. A. Inſt. Gef. vom 
23. Mai 1883. 3. 8ER. G. Bl., SS. 11. 40flg. und Fin. M. 
Bollz. Vdg. v. 11. Juni 1883. 3. 91 zu SS. 10. 11. AO jenes Gef.). 
Demzufolge find auch bie Kataftralmappen ergänzende Beſtand⸗ 
theile der neuen Grundbücher geworben (vergl. Juſt. Min. B. vom 


16) Nämlich der fog. ftabile Katafter, defien Errichtung, in Weft-Öfterreich 
auf Grund des k. Pat. v. 23. Dez. 1817 behufd Sicherftellung des Grunbdreinertrages 
in Angriff genommen, mehr ald ein halbes Jahrhundert in Anſpruch nahm u. deſſen 
Revifion mit Gef. v. 24. Mai 1869. 3. 8ER. G. BL verorbnet wurde. (In Oft 
galizien u. der Bukowina war der ftabile Katafter, fowie die Evidenzhaltung desſelben 
1879 noch nicht durchgeführt. Ger. 3. 1879. 3.3.) Die Bermeffung der einzelnen 
Parzellen ift nunmehr eine genaue; biefelben find in jeder Gemeinde mit fortlaufenden 
Rummern N. P. (Num. Parc.) bezeichnet. Die bezüglichen Mappen erliegen bei 
dem Steueramte des betreffenden Bezirks u. bei der betreffenden Gemeinde und ift 
Intereſſenten die Einfichtnahme geftattet ; die Mappen des ganzen Kronlandes befinden 
fih im Mappenarchiv der Landesfteuerbehörde. — Bom ftabilen Katafter ift wohl 
zu unterſcheiden der fog. jofefinifche oder ſtändiſche (Landes⸗) Katafter, defien 
Errihtung Kaifer Joſef IL. mit Pat. v. 20. April 1785 behufd einer gerechten Ver⸗ 
theilung der Srundfteuerlaft verordnete, deffen Angaben über Lage und Größe der 
Grundflude minder genau find (die Dermeflung erfolgte meift durch das Landvolk 
felbft unter Leitung der Obrigfeiten) ; die fortlaufende Bezeichnung der einzelnen Par- 
zellen in jeder Steuergemeinde ift: N. T. (Num. topograph.) Obwohl das jofe- 
finifche Grundſteuerſyſtem ſchon im 3. 1790 von K. Leopold IL wieder aufgehoben 
wurde, fo ift der fländige Katafter (abgefehen von der illujorifchen Bedeutung ded 
8. 2 des böhm. mähr. Landt. Pat. v. 1794) darum von Wichtigkeit, weil aud dem» 
felben entnommen werden fann, ob ein Grundſtück dominikal (alfo in die Landtafel 
gehörig), ruſtikal oder ftäntifch ift. Al der böhmifche Landtag 1875 die Auf« 
laffung der Evidenzhaltung des jofefin. Landeskataſters befchloß, wurden fämmtliche 
Akten (Faffiondbücher, Grundfteuerregulirungdclaborate 2c.) und Mappen dem Prager 
Landesgerichte übergeben. (Bol. Chlupp, Direkte Steuern 8. 20. $. 63, Maad:- 
burg ©. 13. 88.) Den Parteien ift die Einficht und die Erhebung von Amtszeug⸗ 
niffen geftattet. Die Steuer- und Gemeindeämter befigen leider nicht einmal Kopien 
der jofefinifhen Mappen und Katafter. Da einerfeitd der jofefinifche Katafter nie 
gehörig in Evidenz gehalten, auch bei der Unlegung des ftabilen Katafterd auf den 
jofefinifchen gar feine (1) Rüdficht genommen wurde, andrerfeit® die böhm. u. mähr. 
Landtafel fih nur mit dem jofefinifchen Katafter (Num. Top.) regulirten, während 
bei Veräußerungen (ebenfo bei Einträgen in den Stadt- und Grundbüchern) zur Bes 
zeihnung der einzelnen Grundftüde bald der N. Top. des joſef. Kataſters, bald der 
N. Parc. des ftabilen Katafterd benugt wurde, fo entfprangen hieraus für den Im⸗ 
mobiliarverkehr nicht felten unendliche Schwierigkeiten. Meift genügt allerdings 
fhon die Vergleichung der jofefin. u. ftabilen Kataftralmappen zur Konftatirung der 
Identität der hier u. dort anders bezeichneten Grundſtücke; bisweilen ift aber der 
Sachverſtändigenbeweis unvermeidlich. Hierüber vgl. Same, Schuß des Grund» 
eigenthums (Prag 1861). Diefe Schwierigkeiten werden, bez. find bereitd nach Ein- 
führung der neuen Orundbücher entfallen, 
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11. April 1878. 3. 3676), und mit Recht verorbnet baher die Fin. 
Min. Bollz. V. vom 11. Juni 1883. 3. 91 (zu 8. 10) die „genaue 
Darftellung der Bermeffungen auf ven Mappen, weil zur Anlegung 
neuer Örundbücher und bei Veränderungen in ber Eintragumg ber- 
jelben Kopien ver Kaftralmappen benutt werben.” Der Katafter 
wurbe übrigens fchon früher bei Ruſtikalgründen (ohne daß dies gefeß- 
[ich vorgefchrieben war) namentlich auf Grund des mit dem Mini- 
fterinlerlaß v. 16. April 1871 3. 3003 zur Berüdfichtigung empfoh- 
Ienen Plenarbefchluffes des oberften Gerichtshofs Judikat Ar. 70, 
Nr. 4056 Samml. GI. U. W. in der Praxis bei ver Durchführung 
bücherlicher Grunbabtrennungen und behufs Ergänzung des Guts⸗ 
beitanpsblattes benußt.17 Das cit. Judikat vom 21. Februar 1871. 
3. 456 erflärt nämlich: „In den Fällen ber nach dem Gefege vom 
6. Februar 1869 R. G. DL. Nr. 18 angefuchten Erdffuung einer 


17) Daß der Katafter, welcher bloß Steuerzweden bient, das Eigenthum des 
eingefehriebenen Beſitzers (Steuerträgers) nicht bemweife, ergiebt ſich aus 8. 111 
A. G. O., 8. 12. des cit. Pat. vom 20. April 1785 u. dem 8. 39 der Inftruftion 
v. 1. Mai 1819 über die Errichtung des Katafterd. (Hierin trat felbft durd das 
Geſ. v. 25. Mai 1883. 3. 83 (8. 1. 44) Leine Änderung ein, da ber Katafter auch 
in Zukunft „zum Zwecke der Steueranforderung an den jeweiligen fattifchen Be 
figer“ in Evidenz zu halten if.) Auch der Juſt. Min. Ertl. v. 16. April 1871. 
8. 3003 erfennt dies an, indem er — übereinftimmend mit der Judikatur des D. ©. 
Hofed — dem Kataſtralauszug u. der Beftätigung ded Gemeindeamtes bloß die Eigen- 
fchaft eines Beſcheinigungs mittels über die Zugehörigkeit einzelner Parzellen 
zur Stammwirthſchaft zuerkennt und hauptfädhlich darauf hinweift, daß die Durd- 
führung bücherliche Srundabtrennungen ($. 73 ©. ©.) geradezu unmöglid 
würde, wenn ſich die Gerichte nicht mit diefer Befheinigung begnügen würden. 
(Wie bemerkt, gaben die meiften Grundbücher über den Gutsbeftand feine Aud 
funft.) Daß die Beftimmung des 8. 2 des böhm. 2. Taf. Pat. v. 1794 unpraftiih 
war, wurde bereit (S. 427) nachgewieſen. Es liegt auf der Hand, daß man bie 
Schwierigkeit nicht durd; die Behauptung umgehen konnte, daß es fidh bei ber Er⸗ 
gänzung des Gutsbeſtandsblattes nicht (2) um einen Eigenthbumäbeweid.... 
fondern um die Zugehörigkeit der Parzelle zur Stammwirthſchaft handelt. (So 
die Entf. d. O. ©. H. v. 30. März 1871, Ser. 3. 1871. Ar. 37 u. E. v. 8. Rov. 
1878. 3. 3941, Ger, 3. 1878. Nr. 100). Denn die „Erſichtlichmachung“ der Par 
zellen im Grundbuch foll ja dad Eigenthum an denfelben konftatiren. (Vgl. and) 
die Erkenntniffe Nr. 5126 Samml. Gl. U. W. u. Not. 3. 1878. Ar. 7 u. 18.) Die 
Praris geht eben nur nicht fehl, wenn fie fih nad) der zwingenden Lage ber Um 
fände mit der hochgradigen Wahrfcheinlichkeit begnügt. Uber die Beweiskraft bed 
„Giltbuchs“ für die Zugehörigkeit von landtäfl. Realitäten (Hofd. v. 26. Januar 1781. 
8. 4) vgl. die oberftger. €. Ger. 3. 1882. Nr. 66. Nur gegen die abgefonbertt 
Auszeichnung einzelner Parzellen u. die Errichtung einer felbfländigen Einlage 
ohne eine intabulationgfähige Urkunde (8. 74. Gr. ©.) erklärt ſich die oberger. Entſch. 
v. 17. Juli 1872, (Rot. Zeit. 1878. Nr. 18.) 
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neuen bücherlihen Einlage für einen Theil von einem in ben äffent- 
lichen Büchern eingetragenen Gute, ober ber Zufchreibung besfelben 
zu einer bücherlichen Einlage genügt bie Vorlage des amtlich beglau- 
bigten, dieſe Zugehörtgleit ergebenden Auszugs aus dem Ratafter und 
nebftbei des vom Gemeindeamt des Bezirks ber Stammrealität aus⸗ 
geftellten Zeugniffes, daß das Trennftüd zur Zeit bei dem Stammgut 
bewirthfchaftet und beftenert wird." (Vgl. auch die Erf. Nr. 5126 und 
5863 Samml. Gl. U. W., welche mit Recht die Vorlage vollbewei- 
fender Urkunden bei ver Neuanlegung, bez. Ergänzung des Grund- 
buches auch darum nicht poftuliren, weil die Ediktalaufforderung bie 
Rechte Dritter wahrt. Vgl. dazu Note 5 a.17* 

Auch bei Streit darüber, ob eine Barzelle in das Grundbuch 
ober in das Verzeichniß des dffentlichen Guts einzutragen ift, findet 
das Richtigftellungsverfahren ftatt. (VBergl. Nr. 9349. 9684. 
9785 Samml.); außer biefem Falle hat basfelbe auf das öffentliche 
But keine Anwendung. 

Wo übrigens bie beftehenden Bücher die Eigenthumsverhältniſſe 
und ben Laftenftandb jever Realität vollftändig ausweifen, wird das 
Eigentbums- und Laſtenblatt ver bisher benutzten Bücher un⸗ 
verändert in die neuen Grundbücher aufgenommen, jedoch mit fol« 
genden Mobifilationen: 

1. Können die mit dem Befiß ber Liegenſchaft verbundenen 
Rechte (Realrechte), insbef. Realfervituten, welche bisher hücher- 
lich nicht eingetragen waren, mit Einwilligung beider Parteien in das 
neu angelegte Grundbuch aufgenommen werben (88. 21. 22. 23 ©. 
Anl. Gef.). Auf andere vingliche Rechte, insbefonvere Hypotheken, 
erſtrecken fich vergleichen Erhebungen nicht. 

2. Hat bie Übertragung aller bereits gelöfchten, fowie (auf 
Berlangen) jolcher alter Satpoften, bei welchen die Bedingungen ber 
Amortifirung (88. 118flg. G. ©.) bereit$ eingetreten find, zu 
unterbleiben ($. 32 ©. Anl. Gef.) Auch find bei der Umfchreibung 
alle Eintragungen zu befeitigen, welche bem allgem. Grundbuchsgeſetze 
nicht entfprechen ($. 32). 

3. Im Anfehung jener Liegenfchaften, welche bisher in einem 
dffentlichen Buche nicht eingetragen find, erftreden fich die Erhebungen 


17a) Bol. dazu Burckhard, III. $. 165. 
Randa, Eigentfum n. öſterr. Recht. 30 
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bet Neuanlegung ver Grundbücher auch auf die Eigenthumsrechte und 
bie Dispofitionsbefchränfungen ver Eigenthümer, ſowie auf die übliche 
Denennung ber Grunbbuchslörper und der einzelnen Beftanbtbeile 
berfelben (8. 22 ©. Anl. Gef.). 

Das Richtigftellungsverfahren tft durch das Gefek vom 
25. Juli 1871. 3. 96 in der Hauptfache wie folgt geregelt: Sobalt 
der Entwurf des neuen Grundbuchs für ven ganzen Gerichtsfprengel 
oder eine ober mehrere Kataftralgemeinben beendet ift, hat das Ober: 
Ianbesgericht den Tag der Eröffnung des neuen Grundbuch durch 
Edikt bekannt zu machen und das NRichtigftellungsverfahren einzu 
leiten. Dieſes erſte Edikt enthält die Belehrung, daß von jenem Tage 
an „bücherliche Rechte” nur burch die Eintragung in das neue Grund: 
buch erworben, geänbert ober aufgehoben werben können, und beftimmt 
zur Anmeldung jener Berfonen, welche auf Grund eines früher erwor⸗ 
benen Rechtes a. Änderungen ber „vie Eigenthums- ober (!) Befik- 
verhältniffe betreffenden Eintragungen“ in Anfpruch nehmen, ober b. 
welche fchon vordem Pfand⸗, Dienftbarkeits- oder fonftige verbüche⸗ 
rungsfähige Rechte erworben haben, fofern biefe Rechte (als zum alten 
Laſtenſtand gehörig) eingetragen werben follen und nicht ſchon in's 
nene Grundbuch eingetragen wurden — eine Frift von mindeſtens 
einem Jahre und zwar mit dem Beifage, daß bie Friftverfänumiß 
bie Verwirkung bes Rechts gegenüber denjenigen britten Berfonen zur 
Folge habe, welche bücherliche Nechte im guten Glauben auf Grund 
ber nicht bejtrittenen Eintragungen erwerben (Wiebereinfegung ift aus⸗ 
geihloffen. 88. 1—7).1% Die Anmeldungen von Rechten lit. a. 
find im neuen Grundbuch „anzumerken“.17° Wird ein Einvernehmen 
ber Parteien erzielt, fo ift Die Anderung vorzunehmen; wenn nicht, fo 
ift der Anmeldende unter Beftimmung einer Frift auf ven Rechtsweg 
zu weifen, nach deren fruchtlofem Ablauf die Anmerkung gelöfcht wird 
(88. 7—10). Die Rechte lit. b. find — wenn erwiefen — als „alte 
Laften“ nachträglich einzutragen. — In ähnlicher Weife ift nad 
Ablauf ver erften Frift ein zweites Edikt mit einer minbeftens ſechs⸗ 


17b) Auch Eigenthumsrechte u. Servituten werben gegenüber dritten red» 
lien Befigern (nicht gegenüber dem unmittelbaren Erwerber durch die unterlaffent 
Anmeldung verwirkt. Vgl. Rr. 11600. 11.609. 11808. 12199 u. a. 

170) Bei der Anmeldung alter Laften bedarf es der Beibringung der Urkunden: 
abſchriften nicht. Bal. Nr. 11706 Samml. Spruchrep. 137. 
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monatlichen Frift zu erlaffen. Später können vie unbeftrittenen Ein- 
tragungen nur in Gemäßheit der allgemeinen Gefege angefochten 
werben (SS. 14—18). 

Ganz analog ift das Verfahren bei Ergänzung bes Buches 
mittel8 Eintrags einer noch in feinem Grundbuche eingetragenen 
Liegenfchaft geregelt (8. 20). Mit ver Minift. Vog. v. 9. Jänner 
1889. 3. 621 (3. Min. BI. 1889 Nr. 4) wurbe in finngemäßer 
Anwenbnng des 8. 1. lit. b. des Gef. v. 25. Juli 1871. 3. 96 der 
Vorgang bei Ergänzung ber Grunbbücher durch Eintragung von 
Liegenſchaften, welche noch in feinem Grundbuch einge- 
tragen find, insbef. von Parzellen, welche früher öffentliches Gut 
waren, genauer und fürzer geregelt; ber Beibringung der Kopien ber 
Kotaftralmappen bedarf es nicht; e8 genügt die genaue Bezeichnung 
mittelft eines in Gemäßheit des Gef. v. 23. Mat 1883. 3. 82 (8.1) 
angefertigten Situationsplans, fofern berfelbe bei Theilungen über- 
haupt vorgefchrieben ift; die Verlautbarung in der Landeszeitung kann 
entfallen; bafür find die Erhebungen mit ven Interefjenten eingehend 
zu pflegen ſowie bie Berlautbarungen in ber betheiligten und in ben 
Nachbargemeinden zu veranlaffen. Das Obergericht Tann, wenn 
bie Liegenſchaft öffentliches Gut gewefen ift, von dem Richtigftellungs- 
verfahren im Sinn bes 8. 20 des cit. Gef. Umgang nehmen. 

Eine gewiffe Analogie zu dem Grunbbuche bietet das Waſſer— 
buch, welches von ber politischen Behörde geführt wird, um bie im 
Bezirke bereits beftehenden oder nen erworbenen Wafferbenugungs- 
rechte, foweit fie ber bebörblichen Bewilligung bebürfen, erficht- 
lich zu machen. (Im zweifelhaften Fällen ift ver ruhige Befigftand 
anzumerken.) Vgl. SS. 57 und 101 bez. 99 L. W. Gef., dazu mein 
Wafferreht S. 57. Das Wafferbuch hat jedoch nur ven Charakter 
einer amtlichen Statiftil. Auf ven Beftand und Umfang ver Waffer- 
benugungs- ober ber fonftigen auf Gewäffer fich beziehenven Privat- 
rechte haben vie Eintragungen weber als Beweismittel des faltifchen 
Beſitzſtandes noch in anderer Beziehung einen entfcheidenden Einfluß. 
(Sp ausdrücklich der 8. 99 des kärnth. 2. W. ©., f. auch 8. 99 des 
oberöfterr. L. W. ©.) — Außerdem könnte leicht ein unlösbarer 
Widerſpruch zwifchen Grundbuch und Wafferbuch zu Tage kommen. 
Die näheren Beitimmungen über die Führung des Wafferbuches mit 
Waſſerkarten⸗ und Urkundenfommlung enthalten die Ausführ. Min. 

30* 
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Berordnungen vom 20. September 1872 (bez. v. 1873) für bie ein- 
zelnen Länder. — Entferntere Segenftüde bilden: bie Hanbels- und 
Genoffenfhaftsregifter (Art. 12 9. ©. B., Gef. v. 9. April 
1873. 3. 70), die Brivilegien-, Marten- und Mufter- Kegifter 
(Pr. Bat. v. 15. Aug. 1852. 3. 184. $. 31, Gef. v. 7. Dez. 1856. 
3. 237, Gef. v. 6. Sänner 1890. 3.1IR. ©. Bl., dazu Schuloff, 
Gef. über Markenſchutz (1890). Über noch andere Negifter vergl 
Schiffner $. 90. 

Der Kürze wegen foll in ver Folge das allg. Grundbuchsgeſetz 
von 1871 mit „G. G.“, die Inftruftion zum Vollzug derſelben vom 
12. Januar 1872. 3.5 R. ©. DI. mit „G. Juſtr.“, die Landes⸗ 
Reichs⸗) geſetze über Anlegung neuer Grundbücher mit „G. Anl. ©.“ 
und die VBollzugsinftruftionen hiezu mit „G. Anl. Inſtr.“ bezeichnet 
werben. 


8. 20. Die fog. innere Einrihtung der Grundbücher. 


In die Grundbücher find alle unbeweglichen Güter und alle 
Rechte, welche venfelben (in btefer Beziehung) gleich zu achten find, ! 
aufzunehmen. (8. 2. G. Anl. ©.) Zu biefen Rechten gehören natür- 
lich nicht die mit dem Beſitz unbeweglicher Sachen verbundenen Rechte 
(fog. Realrechte, 8. 298 G. B.), welche vielmehr als juriftifche Ans 
nexe bes Reales im Gutsbeſtandsblatte des betreffenden Gutes erficht- 


1) Zu diefen Rechten gehörten in einigen Ländern die vom Dominium ab⸗ 
gefonderten, im fländifchen Giltenbuche verzeichneten, und im Grundbuche ein- 
getragenen Dominikalgewerberechte ohne Grundkomplex, Hofb. v. 12. Juni 1835 
3. 34, 3. G. S. u. Min. V. v. 30. Zuli 1850. 3.317 R. ©. (Michel Ar. 511 u. 
518.) Zwar entfland die Frage, ob diefe Rechte mit Rüdficht auf 88. 5 u. 21 ©. 
Anl. ©. („Liegenfhaft”) in die neuen Grundbücher aufzunehmen find. Wawel, 
Streitfragen bei Neuanlegung xc. S. 1 flg., verneint diefelbe; deögleichen ein Erk. 
d. O. G. H. v. 27. Nov. 1877. 3. 13603 (daf. S. 8). Allein m. €. ift died Erktß. 
nicht zu rechtfertigen, zumal das fragliche Propinationsrecht bereits eine Einlage 
hatte, Bol. auch die Erflärung des Yuftigminifterd im Herrenhaus bei Kaferer 
Mat. ©. 215. — Sonft ift der Begriff „unbewegliche“ Sachen in dem engern Sinne 
des 8. 293, Abf. 12. ©. DB. zu nehmen. Vgl. dazu Unger $. 48, Kaferer 
©. 215 flg., Schiffner 88.86. 94.— Die Bergbauberechtigung bildet den Gegen⸗ 
ftand bed Bergbuches; das vom Orunde abgefonderte Recht auf Napht ha⸗ 
gewinnung bildet in Galizien u. ind. Bulowina ben Gegenftand eine befon- 
deren Naphthabuches. Vgl. Gef. v. 11. Mai 1884. 9. 71. 
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lich zu machen find (8. 7 ©. Anl. Geſ.).? Ausgenommen ift von ber 
Eintragung nad) $. 2 desſ. ©.: 

1. Das fog. öffentliche Gut, d. i. die dem Gemeingebraud 
- dienenden Staats⸗ ober Gemeindegüter, insbeſ. öffentl. Pläte und 
Straßen und öff. Flüſſe (8. 287. 288 A. B. ©. B.). Vergl. Nr. 
7855 Samml. Gl. U. W. und 8.2 ©. 43 diefes B.? Diefelben 
find lebiglich in ein „Verzeichniß des dff. Gutes“ aufzunehmen, und 
biefes ift dem Grunpbuche beizulegen. — De lege ferenda ift aller- 
dings bie Eintragung auch des öffentl. Gutes in das allgemeine 
ober in ein befonderes Grundbuch (nach Analogie des Eifenbahn- 
buche) fchon darum bringend geboten, weil dff. Brücken, Quai⸗ 
anlagen zc. ſehr häufig im Beſitz von Privaten find und bingliche 
Rechte daran gewiß bes Charakters der Publicität nicht entbehren 
follen, weil ferner bei Beräußerungen bes öffentl. Gutes an 
Private z. B. anläßlic von Straßen- und Gaffenregulivungen das 
berzeit oft unerläßliche Richtigftellungsverfahren nach dem Gef. vom 
25. Yuli 1871. 3. 96 mit unverhältnigmäßigen Koften und Zeit- 
veriuft verbunden ift. Vergl. Näheres bei VySin, Prävnik 1886, 
S. 1flg. und in meiner Abh. im Öft. Centralblatt f. jur. Praxis 
1886, S. 1flg., auch Burckhard, W. Ztſchr. 15 ©. 611 fig. und 
Syſt. III. ©. 191, Tezner, Cent. BI. IV. ©. 153, Sedlaczel, 
Yur. DI. 1888 Nr. 4—6; dagegen unzutreffend Roztolil, ebenda 
Nr. 35. 36).* 

Detreffend die Frage, ob Gewäſſer (Flüſſe, Seen, Teiche :c.) 
einen Gegenſtand ber Eintragung in das Grundbuch bilden, fei hier 


2) Es find alfo die Gegenftände der öffentlihen Bücher von dem Gegen⸗ 

Dan ber Berbücherung wohl zu unterfcheiden. Bol. auch Schiffner $. 94, 
ote 1. 

3) Der Erl. d. böhm. O. L. G. v. 17, Oktober 1876 3. 27185 ignorirt den 
Unterfhied zwifchen Gemeinde⸗Gut und Gemeinde-Bermögen. 

3a) Mit Recht hat daher der böhm. Landtag 1887 den Antrag ded Prager 
Stadtrathes betreff. die Eintragung des dem öffentl. Gchrauche dienenden Gutes 
(88. 287. 288 ©. 3.) in da? Grundbuch bei der Regierung auf dad mwärmfte unter⸗ 
ftügt, — bisher freilich ohne Erfolg. Eine Erleichterung betreffs des Richtigſtellungs⸗ 
verfahrend bei Heineren Objecten wird in dem 1892 überreichten Regier. Entwurf in« 
tendirt. Die fhon mit dem Juſt. Min. Erl. v. 9. Jänner 1889 3. 621 (J. M. Bl. 
1879 Ar. 1) gewährten Erleichterungen find wohl faum mit dem Geſetz e in Ein- 
Mang zu bringen! Auch nah d. preuß. Gr. G. v. 1872 find dergleichen Grund» 
flüde auf Antrag des Eigenthümers oder fonft Berechtigter in dad Grundbuch einzu« 
tragen. Ahnlich nad fähf. u. bayr. R., dazu Dernburg, Hyp. R. ©. 158. 
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nur foviel bemerkt, daß Priva tgewäſſer mit bem von ihnen bebedften 
Boden (Bett) allerdings in das Grundbuch einzutragen find, nicht 
aber öffentliche Gewäfler. (Vgl. 8.40.38.) Im Zweifel hat 
ber Richter bie nöthigen Erhebungen zu pflegen und im eigenen 
Wirkungskreiſe darüber jchlüffig zu werten, ob die betreffende Wafler- 
parzelle in eine Grundbuchseinlage einzutragen ober in das „Verzeich- 
niß des dff. Guts“ aufzunehmen iſt. (Sp richtig das Judikatd. 
D. ©. H. Nr. 115 [Nr. 10023 Samml.]; Näheres in meinem 
Waſſerr. 8.2 ©. 43flg. und oben ©. 49.) Derſelbe Grundſatz gilt 
felbftverjtänblich bei Streit varüber, ob ein Weg ein öffentlicher over 
Privatweg fei. (VBgl. Nr. 10836. ©.) 

2. Diejenigen Liegenfchaften, welche ven Gegenftand eines Eijen- 
babnbuches oder eines Bergbuchess bilden. 

Hieraus ergiebt fich, daß fich die Begriffe „unbewegliches Gut“ 
(Liegenfchaft) und „Grundbuchskörper“ Teineswegs beden und zwar 
umfoweniger, als e8 auch heute Riegenfchaften giebt, welche von Rechts⸗ 
wegen eingetragen fein jollten, thatfächlich aber Teine Einlage befigen. 
Troß dieſer Divergenz kann man ſich — angeficht8 der überwiegenden 
Objekte des Grundbuchs — dem Sprachgebrauche (88. 444. 445 
G. B. ꝛc.) anfchließen, ver die Begriffe: Ltegenfchaft und Tabular⸗ 
objeft promiscue gebraucht, fofern man nur vor Augen hat, baf wir 
im Tabularrechte nur von Tabularobjelten fprechen.® 

Wir werben hier zunächft von ben Grunbbüchern, fodann kurz 
von ben Eifenbahn- und Bergbüchern handeln. 


A. Die Grunpbüder. 


Die Grundbücher beftehen I. aus Hauptbüchern und II. aus 
Urkundenfammlungen (Urkundenbücher) (8. 1. ©. ©.). 

I. Das Hauptbuch befteht ans Grunpbuchseinlagen, welche 
fortlaufende Nummern erhalten. Und zwar haben ſämmtliche Grund⸗ 
buchseinlagen ver Tanbtäflichen Güter je Eines Kronlandes je ein 


4) Die Eristung der Eifenbahnbücher if geregelt durch das Gefep v. 19. Mai 
1874. 8.70. R. ©. Bl. 
5) Über di Bergbüder vgl. Note 1 und vorigen $. Rote 3. 
6) Darum ift auch gegen den Ausdruck: „Kiegenfhafts"Prinzip nichts einzu 
wenden. Bol. Schiffner$. 108. 
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Hauptbuch zu bilden.” Hinfichtlich der nicht Tanbtäflichen Güter follen 
in der Regel die Grunpbuchseinlagen je einer Kataſtral⸗ (Stabt- 
ober Land⸗ gemeinde je Ein Hauptbuch bilden. (8.3 ©. Anl. ©.) 
Für größere Stadtgemeinven können Örtlich abgegrenzte Abtheilungen 
mit je einem Hauptbuch angeoronet werden. ($. 3.) 

Die „Grundbuchseinlagen“ find Realfolien über felbftändige 
Wirtbichaftsganze und beftehen in der Negel aus drei Blättern, 
von benen das erfte (A) ven Gutsbeſtand (Befikftand), das zweite (B) 
bie Eigenthumsverbältnifie, das britte (C) den Laſtenſtand barftellen 
ſoll (88. 28. 37. 42 ©. Anl. G.).“ Doc kann einerfeits der Inhalt 
bes Blattes A.® und B. auf ber Vorder⸗ bezieh. Rückſeite besfelben 
Foliums gefchrieben werben, wo fobann bie Einlage nur aus zwei 
Blättern beiteht. ($. 37 cit.) Anbrerfeits (und dies iſt häufiger der 
Ball) können nach Bedarf, um Raum für längere Zeit zu gewinnen, 
jedem Folium mehr ober neue Blätter beigelegt werben. ($. 42 cit.) 

Das Hauptbuch bezieh. die Grundbuchseinlage enthält: 

1. Die Angabe des betreffenden Grundbuchskörpers mit 
allen feinen Beitanbtbeilen. 10 


7) Wörtlich ift der Ausdrud „Buch“ nit zu nehmen; in größeren Ländern wäre 
dies undurdführbar. So 3. DB. befteben in Böhmen d. 3. 1727 landtäfliche Ein- 
lagn. Gemeint ift die Erhaltung der feparaten Hiftorifchen Landtafeln! — In 
Balizienund Krakau, fowie in Schlefien bilden jedoch die landtäflichen Ein« 
lagen je Eines Gerichtäfprengeld zufammen je Ein Hauptbuh. Dal. 8. 3 der be 
zügl. 2. ©. 

8) Die Orundbuchdeinlage befteht alfo aus drei Abtheilungen (Blättern): 

1. dem Gutsbeſtandsblatt A., welches alle Beftandtheile des Grund⸗ 
b uchskörpers und die mit demfelben verbundenen Rechte (Realrechte) enthält. 

2. dem Eigenthumsblatte B., welches die Eigenthumsrechte und die Dis⸗ 
pofitiondbefchräntungen des Eigenthümerd angiebt, und 

3. dem Laftenblatte O., welches alle auf dem Grundftüde haftenden din g⸗ 

ihen Rechte und Reallaſten, fowie die verbücherungsfähigen obligatorischen 
Rechte (Wiederkaufs⸗, Vorlauf, Beftandrechte) aufmweifet. (88. 7. 9. 10 ©. Anl. 
G.). — Auch in den meiften deutfchen Partitularrechten, insbeſ. in Preußen, ger 
langt nunmehr (wie dies hierlands Tängft üblich war) dad Realfolienfyftem und 
zwar regelmäßig nach Gemeindebezirken zur Durchführung. Dal. ſächſ. V. O. v. 
9. San. 1865. 88. 83 flg., preuß. Gr. Ordn. v. 1872. 88. 1 flg. ; dazu Dernburg 
8.193, Stobbe$. 95. Nur ausnahmsweiſe geftattet die preuß. Gr. DO. 8.13 fig. 
Perfonalfolien, d. i. Einlagen für verfhiedene Grundſtücke deöfelben Eigen» 
thümers innerhalb eines Steuerbezirks. 

9) Wie bemerkt fehlt dieſes Blatt in der Regel in den älteren Grundbüchern. 

10) Die Orundbuchseinfagen, welche fih alfo auf Realfolien (im Gegenjag 
zu den in einzelnen Ländern Deutfchlande noch befiehenden Perfonalfolien, 
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2. Die furzgefaßte Darftellung (den Aufriß) der auf ven Grund⸗ 
buchslörper fich beziehenden verbücherungsfähigen Rechte und Raften 
und beren buchfähigen Modalitäten ($. 2 ©. &.) — Eine Einlage 
bat in ber Regel nur Einen Grundbuchskörper zu enthalten. 1! Unter 
Grundbuchskoörper verfteht man ein Immobiltarobjelt, welches Gegen⸗ 
ftand felbftändiger bücherlicher Belaftungen ift (8.11 ©. Anl. ©.) 
Jede Liegenſchaft, welche ein phyſiſch zuſammenhängendes Ganzes 
ausmacht, kann einen Grundbuchskörper“ bilden (8. 5 ©. 
Anl. ©.) Wo bereits Bücher befteben, find die bisherigen — eine 
bücherliche Einheit bildenden — wirtbfchaftlichen Komplexe von 
phyſiſch felhftändigen Parzellen (bäuerlihe Wirtbichaften, ſtändiſche 
Güter 2c.) auch in Zukunft als einheitliche Grundbuchskörper zu behan⸗ 
bein. (8.23 ©. Anl. ©.) Die (derzeit ſchon beftehenven) phyfifchen 
Theile eines reell getheilten Haufes find in Böhmen bis zu ihrer 
Vereinigung (Bdg. vom 27. Dez. 1856. 3. 1 R. ©. Bl. ai 1857, 
dazu nun Gef. v. 30. März 1879. 3. 50) als abgefonberte Grund- 
buchskörper (mit ſelbſtändigen Einlagen) zu behandeln. ($. 5 
böhm. 2. ©.).1? (Durch das eben angef. Gef. v. 1879 ift in allen 


f. Maſcher ©. 718) darftellen, müffen nicht zu einem Buche gebunden fein. 
Statiftifche Uberfichten des Iandtäflichen Grundbeſitzes in Böhmen von Jechl (1874) 
und Sonaf (1878). 

11) Doch können (Rrain ausgenommen) mehrere demfelben Beſizer ge 
börende — nicht Tandtäflihe — Grundbuchhstörper von unbedentendem Werte 
(au wenn fie verſchieden belaftet find) in Eine Einlage eingetragen werben, 
wenn eine „Berwirrung nicht zu beforgen ift“. (8.4.1.2 u. 8. 11. Anl. G.) 
Bol, Formular V. Die Bereinigung in einer Einlage ift aber kein Hindemiß ber 
Gelbftändigkeit der bezüglihen Grundbudhstärper. Nur die Einträge ber 
erften Abtheilung (A) find dann räumlich abgefondert zu führen und mit fort 
laufenden Zahlen zu verfehen; in den beiden anderen Blättern (Eigenthums⸗ und 
Laftenblatt) find aber die Eintragungen promiscue in fortlaufender Reihenfolge 
(unter Berufung der Ziffer des bezuglichen Gutskörpers) vorzunehmen. (8. 11 ©. 
Anl. ©. u. 8.29. G. Anl. Infte.) Die Begriffe „Srundbuchstörper" und Gegenftand 
einer Grundbuchs einlage fallen daher zwar regelmäßig — aber nicht immer zufammen, 
da, wie eben gezeigt, augnahmamweife (9. 4 A. 2) mehrere Grundbuchskörper 
(unter eigenen fortlaufenden Nummern) in derfelben Einlage eingetragen fein 
können. 8.2. Blatt A: 1. Grundbuchskörper: N. P. 3. Haus Nr. 6.6; 
darunter: 2. Örundbuhstörper: N. P. 12. Garten x. Bol. auh Schiffner 
8. 92,R. 6. Die Nomenklatur ift eine althergebracdhte: Corpus, ens tabulare! 

12) In Salzburg und Zftrien Hingegen find die phyfiſchen Hausantheilt 
als Ein Grundbuchskörper zu behandeln. (8. 5. Salzb. u. Sfr. ©.) (Died über 
fieht Schiffner 8. 92, ©. 24 bezüglich diefer Länder.) Die abweichende Beftimmung 
des böhm. Gef. wurbe über Antrag des Landtags (1874) aus dem Grunde beſchloſſen, 
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Ländern, in denen das G. ©. v. 1871 gilt, vie Thetlung von Häufern 
nach materiellen Beftanbtheilen [Stodwerken] ꝛc. ausdrücklich verboten 
worben.) 

Übrigens kann bie Vereinigung mehrerer bemfelben Eigenthümer 
gehörigen felbftänbigen Liegenfchaften zu Einem Grundbuchskörper 
ftet8 erfolgen, fofern nur in Anfehung der Belaftung und bes Dis- 
pofittionsrechtes keine Verfchiebenheiten beftehen, bezieh. wenn biefe 
Hinderniſſe gleichzeitig mit der bücherlichen Vereinigung behoben 
werben. (88. 5 u. 23 d. ©.).13 

Jeder Grunbbuchslörper ift als ein Ganzes zu behandeln, deſſen 
Umfang nur durch bücherliche Ab- und Zufchreibungen geänbert werden 
kann. (88. 2.3 ©. ©., dazu $. 23 dief. Buches). Der Erwerb, 
bie Umänberung und Aufhebung der zu verbüchernven Rechte erfolgt 
(bei Alten unter Lebenden in ber Regel, |. 8. 17 d. 3.) nur durch 
ben Eintrag in das Hauptbuch. (8.4G. G.) In basielbe find 
nur bie wefentlichen Beftimmungen bes bewilligten Eintrags unter 
Beibehaltung der gefeglichen Bezeichnungen bes einzutragenden 
Rechtes und der Art ver Eintragung kurz einzutragen 1; laſſen biefelben 
eine kurze Faſſung nicht zu, fo find im Hauptbuch bie genau zu bezeich- 
nenden Stellen der Urkunde, welche ver Eintragung zu Grunde liegen, 
zu berufen; die bezogenen Stellen find als im Hauptbuch eingetragen 
anzufehen. (8.5 ©. ©.)15 Unter ven „Öffentlichen Büchern“ tft 
weil bei der fehr weit gehenden (aus älterer Zeit herrührenden) phufifchen Theilung 
einzelner Häufer in Prag (der Tandelmarkthäufer) die Bereinigung derfelben zu Einem 
Grundbuchstörper die größte Verwirrung zur Folge gehabt haben würde, Die Ver⸗ 
handlung f. bei Maadburg ©. 84. — Zwar kann nah dem Salzb. u. Iſtrian. 
6. Anl. ©. (88. 5. 6) in Anfehung je des phufifchen Hausantheiles die Eröffnung 
eined befonderen Eigenthums⸗ und Laftenblattes im Verordnungswege bewilligt 
werden und wurde dies in der That für die Städte Salzburg und Hallein mit 
Min. Erl. v. 20. September 1874 Ar. 12216 angeorbnet; allein trotzdem bleibt hier 
— anders ald in Böhmen — das Gutsbeſtandsblatt (A) ein einheitliches; nur 
da3 Eig.- und Laſtenblatt ift für die einzelnen phufifchen Theile abgefondert zu führen. 
Diefer Fall des 8.5 G. Anl. ©. darf alfo nicht mit jenem des 8. 4. Abf. 2 ©. Anl. 
©. (f. Rote 10) verwechſelt werben. (And. Anf. Schiffner 8. 92. N. 9.) 

13) Selbfiverfländlich ift, mad der 8. 5 d. Bukow. ©. Anl. ©. hinzufügt, 
daß „belaftete und Iaftenfreie Liegenfhaften“ vereinigt werden können, wenn der 
Eigenthümer die Laften auf den ganzen Grundbucdhökörper zu erſtrecken erflärt. Bol. 
Schiffner 8. 92, N. 7, wofelbft „oder“ ftatt „und“ gedruckt iſt. 

14) Bgl. 8.9 ©. Anl. Inftr. Offiziös find Formularien: „Beifpiele von Be- 
Heiden, Eintragungen ꝛc.“ 1875 in der Stantödruderei erfihienen, die aber nicht 


durchwegs richtig find. Bol. 3. B. Nr. 9 und dazu Erf. Ar. 4740 Gl. U. W. 
15) Formulare von Brundbuchseinlagen f. in der Beilage. Eine Bergleihung 
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2. Die kurzgefaßte Darftellung (den Aufriß) der auf ven Grund⸗ 
buchskörper fich beziehenden verbücherungsfähigen Rechte und Laften 
und deren buchfähigen Modalitäten (8. 2 ©. ©.) — Eine Einlage 
bat in der Regel nur Einen Grundbuchskörper zu enthalten.1! Unter 
Srundbuchslörper verfteht man ein Immobilinrobjelt, welches Gegen- 
ftand [elbftändiger bücherlicher Belaftungen ift (8.11 ©. Anl. ©.) 
Jede Liegenfchaft, welche ein phyſiſch zuſammenhängendes Ganzes 
ausmacht, Tann einen Grundbuchskörper“ bilden (8. 5 ©. 
Anl. ©.) Wo bereits Bücher beftehen, find die bisherigen — eine 
bücherliche Einheit bildenden — wirthichaftlichen Komplexe von 
phyſiſch felbftänbigen Parzellen (bäuerliche Wirthichaften, ftänbifche 
Güter zc.) auch in Zukunft als einheitliche Grundbuchskörper zu behan- 
deln. (8.23 ©. Anl. ©.) Die (derzeit ſchon beftehenven) phyſiſchen 
Theile eines reell getheilten Haufes find in Böhmen bis zu ihrer 
Vereinigung (Vdg. vom 27. Dez. 1856. 3. 1R. ©. DI. ai 1857, 
dazu num Gef. v. 30. März 1879. 3. 50) als abgeſonderte Grund⸗ 
buchskörper (mit ſelbſtändigen Einlagen) zu behandeln. ($. 5 
böhm. 2. ©.).1? (Durch das eben angef. Geſ. v. 1879 ift in allen 


ſ. Maſcher ©. 718) darftellen, müffen nicht zu einem Buche gebunden fein. 
Statiſtiſche Überfichten des Iandtäflichen Grundbefiges in Böhmen von Jechl (1874) 
und Jonak (1878). 

11) Doc, können (Rrain ausgenommen) mehrere demfelben Befiper ge 
börende — nicht Tandtäflihe — Grundbuchskörper von unbebeutendem Werthe 
(auch wenn fie verſchieden belaftet find) in Eine Einlage eingetragen werben, 
wenn eine „Berwirrung nicht zu beforgen if. (8.4.1. 2 u. 8. 11 ©. Anl. ©.) 
Bol Formular V. Die Vereinigung in einer Einlage ift aber kein Hindemiß ber 
Selbſtändigkeit der bezüglichen Grundbuch skörper. Nur die Einträge der 
erften Abtheilung (A) find dann räumlich abgefondert zu führen und mit fort« 
laufenden Zahlen zu verfehen; in den beiden anderen Blättern (Eigenthums⸗ und 
Laſtenblatt) find aber die Eintragungen promiscue in fortlaufender Reihenfolge 
(unter Berufung der Ziffer des bezüglichen Gutskörpers) vorzunehmen. ($ 11 ©. 
Anl. G. u. 8. 29. G. Anl. Inftr.) Die Begriffe „Srundbucdhstörper" und Gegenftand 
einer Grundbuchs einlage fallen daher zwar regelmäßig — aber nicht immer zufammen, 
ba, wie eben gezeigt, audnahmäömeife (8. 4 A. 2) mehrere Grundbuchskörper 
(unter eigenen fortlaufenden Nummern) in derfelben Einlage eingetragen fein 
können. 3.8. Blatt A: 1. Grundbuchskörper: N. P. 3. Haus Rr. 6.6; 
darunter: 2. Grundbuch Skörper: N. P. 12. Garten ꝛc. Vgl. auh Schiffner 
8.92, N. 6. Die Romenflatur ift eine althergebrachte: Corpus, ens tabulare! 

12) In Salzburg und Iſtrien hingegen find die phufifchen Hausantheile 
als Ein Grundbuchskörper zu behandeln. ($. 5. Salzb. u. Iſtt. ©.) (Died über 
ſieht Schiffner 8. 92, ©. 24 bezüglich diefer Länder.) Die abweichende Beftimmung 
des böhm. Gef. wurde über Antrag des Landtags (1874) aus dem Grunde beſchloſſen, 
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Ländern, in denen das G. G. v. 1871 gilt, die Theilung von Häufern 
nach materiellen Beftanbtheilen Stockwerken)] ꝛc. ausdrücklich verboten 
worden.) 

Übrigens kann die Vereinigung mehrerer bemfelben Eigenthümer 
gehörigen jelbftändigen Liegenfchaften zu Einem Grundbuchskörper 
ftet8 erfolgen, fofern nur in Anfehung ber Belaftung unb des Dis- 
pofitionsrechtes Teine Verſchiedenheiten beftehen, bezieh. wenn dieſe 
Hinberniffe gleichzeitig mit ber bücherlichen Vereinigung behoben 
werben. (88. 5 u. 23 d. &.).13 

Jeder Grundbuchslörper ift als ein Ganzes zu behandeln, deſſen 
Umfang nur durch bücherliche Ab- und Zuſchreibungen geändert werben 
kann. (88. 2.3 ©. G. bazu $. 23 bief. Buches). Der Erwerb, 
bie Umänderung und Aufhebung ber zu verbüchernpen Rechte erfolgt 
(bei Alten unter Lebenden in ver Regel, f. 8.17 d. B.) nur durch 
ven Eintrag in das Hauptbuch. (8.A4G.G.) Im basfelbe find 
nur die wefentlichen Beftimmungen bes bewilligten Eintrags unter 
Beibehaltung dev gefeßlichen Bezeichnungen des einzutragenden 
Rechtes und der Art der Eintragung kurz einzutragen 41; laſſen biefelben 
eine kurze Faſſung nicht zu, fo find im Hauptbuch bie genau zu bezeich- 
nenden Stellen der Urkunde, welche der Eintragung zu Grunde liegen, 
zu berufen; bie bezogenen Stellen find al8 im Hauptbuch eingetragen 

‚anzufehen. (8.5 ©. ©.)15 inter den „Öffentlichen Büchern“ ift 
weil bei der [ehr weit gehenden (aus älterer Zeit herrührenden) phufifchen Theilung 
einzelner Häufer in Prag (der Tandelmarkthäufer) die Bereinigung derfelben zu Einem 
Grundbuchstörper die größte Verwirrung zur Folge gehabt haben würde, Die Ver⸗ 
handlung f. bei Maasburg ©. 84. — Zwar kann nad dem Salzb. u. Iſtrian. 
G. Anl. ©. (88. 5. 6) in Anfehung je des phufifchen Hausantheiles die Eröffnung 
eines befonderen Eigenthumd- und Laftenblattes im Verordnungswege bewilligt 
werden und wurde dies in ber That für die Städte Salzburg und Hallein mit 
Min. Erl. v. 20. September 1874 Nr. 12216 angeorbnet; allein trogdem bleibt hier 
— anders ald in Böhmen — das Gutsbeſtandsblatt (A) ein einheitliches; nur 
das Eig.- und Laftenblatt ift für die einzelnen phnfifchen Theile abgefondert zu führen. 
Diefer Fall des 8.5 G. Anl. ©. darf alfo nicht mit jenem des 8. 4. Abf. 2. Anl. 
©. (f. Rote 10) verwechfelt werben. (And. Anf. Schiffner$. 92.0.9.) 

13) Selbfiverftändlich ift, mad der $. 5 d. Bukow. ©. Anl. G. hinzufügt, 
daß „belaftete und Taftenfreie Liegenfchaften” vereinigt werden tönnen, wenn ber 
Eigenthümer die Laſten auf den ganzen Grundbuchskörper zu erftredten erflärt. Bol. 
Schiffner 8. 92, N. 7, wofelbft „oder“ ftatt „und“ gedrudtt ift. 

14) Vgl. 8.9 ©. Anl. Inſtr. Offiziös find Formularien: „Beifpiele von Be- 
ſcheiden, Eintragungen 20.” 1875 in der Staatödruderei erfähienen, die aber nicht 


durchwegs richtig find. Bol. 3. B. Nr. 9 und dazu Erf. Nr. 4740 SI. U. W. 
15) Formulare von Grundbuchseinlagen ſ. in der Beilage. Eine Bergleichung 
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baber nach dem geltenden Hauptbuchſyſtem immer nur das Hauptbuch 
(im Gegenfage zur Urkundenfammlung) zu verftehen. Arg. 8. 4 
G. ©. und dazu Hofb. v. 4. Juni 1829. 3. 1567 J. ©. S., welches 
bies ausdrücklich erflärt.® 

Obgleich der auf Hiftorifchen Gründen beruhende Unterſchied 
zwifchen Dominikal⸗ (ftänbifchen), Ruſtikal⸗ (unterthänigen) und ftäb- 
tifchen Srunbftüden in Folge der Aufhebung des Unterthänigteits- 
verhältniffes (Pat. v. 7. Sept. 1848) feine wefentlichite Bedeutung 
(nämlich in ftaaterechtlicher Hinficht und in Anfehung der Steuer- 
behandlung) verlor, fomit auch der Unterſcheidung zwifchen Landtafeln, 
Stabt- und Grundbüchern ber gefchichtliche Boden entzogen war, 17 fo 
wurde dennoch den Landtafeln in jenen Ländern, in welchen fie 
bereits beftehen (Böhmen, Mähren, Schleften, Galizien, Bukowina, 
Oſterreich o. n. u. d. Enns, Steiermark, Kärnten, Krain) mit Rüd- 
ficht auf ihre hiſtoriſche und wirtbfchaftliche Bedeutung und das mit 
dem Beſitz berjelben verbundene bevorzugte (übrigens an ein gewiſſes 
Realftenerminimum gelnüpfte) Wahlrecht in ven Reichstag und bie 
Zandtage bie hergebrachte Sonderftellung gewahrt.13 So bilden 
denn auch, wie bemerkt, nach dem neuen ©. Anl. Gefeken ($. 4) 
fämmtliche Grundbuchseinlagen, welche bie lanbtäflichen (ehedem 
ftändifchen) innerhalb eines Kronlandes befindlichen Güter enthalten, 
zufammen ein einheitliches Ganze — Ein Hauptbuch, deſſen Führung 
bem GerichtShofe erfter Inftanz des Ortes, wo fich bie Landtafel be: 


der inneren Einrichtung ber öffentl. Bücher ſterreichs mit jenen der deutſchen 
Staaten würde bier zu weit führen und bei der beuorftehenden Umbilbung des Im 
mobiliarrechtes in Deutfchland von ephemerem Werthe fein. Später wird in der Bei- 
lage ein Formular ded m. E. relativ beften deutſchen Grundbuchs — des neuen 
Preußiſchen — der Bergleihung wegen aus Dernburg’d Hypoth. R. abgedruckt. 

16) So fhon das böhm. L. T. Pat. v. 17948. 1, deffen ſcheinbar einfchräntende 
Faffung, bezieh. Berufung auf die in den Quaternen eingetragenen Urkunden nur 
fagen will, daß der Eintrag nicht an fich (formelles) Recht ſchafft, vielmehr ber 
materiellrechtlichen Unterlage nicht entbehren darf. 

17) Doch behielt die Unterfcheidung ihre Bedeutung in Anfehung der Gerichte 
fompetenz (88. 14. lit. c. 78. 84 C. Jur. N.) Erſt durch die neuen Derfaffungd 
gefege v. 1861 u, 1867 erhielten die ftändifchen (landtäflichen) Güter durch das bes 
vorzugte Wahlrecht ihrer Beſitzer wieder eine hervorragende politifche Bebeutung. 
— Über das ältere Recht ſ. Haſsner ©. 191 fig, Chlupp 88. 13 fig, Mans 
burg ©.8 fie. 

18) Gegen die unnöthige Zerftüdtelung der Landtafel hat fich indbefondere ber 
böhmijhe Landtag entfchieden erflärt. 
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findet, zukommt. Als „Iandtäfliche” Güter find jene zu behandeln, bie 
zur Zeit des Beginnes ber Wirkfamfeit ver ©. Anl. Gefege in 
ber Land» ober Lehentafel eingetragen waren.19 Bezüglich der 
Frage, in wiefern die Übertragung ber Grunbbuchslörper aus ber 
Landtafel indie Stabt- oder Grundbücher ver bezüglichen Kata⸗ 
ſtralgemeinde zuläfftg fei, vgl. bie in $. 23 betreffs der Änderungen 
des Grundbuchskörpers gemachten Bemerkungen. 

Tür jedes Hauptbuch find Negifter über die darin enthaltenen 
Grundbuchskörper (Nealinder), jowie über die Berfonen, für 
und gegen welche Einträge ftattfinden, zu führen (Perſonalinder). 
(8. 12 ©. Anl. ©., 8. 46 Doll. V.) 

Bezüglich der einzelnen Blätter der Grunbbuchseinlage ift zu 
bemerfen: 

ad. A. Das Gutsbeſtandsblatt. Die Bezeichnung ber 
Beſtandtheile des Grundbuchskörpers im Gutsbeſtandsblatte Hat 
mit den Bezeichnungen bes ftabilen Katafters unb ber als Beilage 
bes Grundbuchs zu verwenteten Kataftralmappe übereinzuftimmen. 
Es find fomit die Parzellennummern des ftabilen (vektifizirten) Kata⸗ 
fter8 und die Konferiptionsnummern ber Häufer 2c. anzugeben. Nach 
88. 14. 29. 30 u. 35 der G. Anl. Inſtruktion und dem amtlichen 
Tormular IV. hat das Gutsbeſtandsblatt in Rubriken anzugeben: 
1. bie fortlaufende Poftzahl, 2. vie Kataftralzahl und 3. bie 
Dezeichnung ber Parzellenah Hausnummer oder Kulturgattung 
(nach der Terminologie des Gef. vom 24. Mai 1869. 3. 88 8. 16: 
Äder, Wiefen, Gärten, Hutweiden, Waldungen, Alpen, Seen, Bari» 
fifationsland, 20 unprobuktives Land.) Iſt der Grundbuchskörper unter 


19) Bisher beftanden in mehreren Aronländern (Böhmen, Mähren, Schiefien) 
neben der Zandtafel au Lehentafeln. Vgl. $. 18, ©. 428 flg. Gewiß ift derzeit 
fein Bebürfniß mehr vorhanden, über den Allodial- u. Fideilommißbefig einer 
ſeits und den Lehen beſitz andrerſeits befondere Bücher zu führen, zumal der bezüg- 
liche Unterfhied keinen Einfluß auf die Wahlberechtigung im Großgrundbefipe hat 
und die Lehen auf den Ausfterbe-Etat gefept find. — Nach den ©. Anl. ©. für 
Galizien (8. 3) werden jedoch (dem urfprünglichen Regierungsantrage gemäß) nur 
jene landtäflichen Güter in die neue Landtafel aufgenommen werben, welde im 
Sinne der Landtagswahlordnung ald Tandtäfliche anzufehen find, d. i. welche 
ein gewiſſes Minimum von Realfteuern (in Galizien 100 fl. ohne Kriegdzufchlag) ent- 
richten. 

20) Mit diefer Benennung find jene Flächen bezeichnet, welche durch andere Be⸗ 
nugung der Urproduftion entzogen find, 3.3. Kalle, Sandgruben, Privatwege, Privat» 
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einer beftimmten Benennung allgemein bekannt, fo ift auch dieſe 
in der Auffchrift anzugeben.?! ‘Der Flächeninhalt der Parzellen 
darf berzeit in das Grundbuch (leider!) nicht aufgenommen werben. 2? 


kanaͤle ꝛc. (8. 14 G. Anl. Inftr.) Der Kataſter iſt niht Supplement der Grund⸗ 
bücher; maßgebend ift einzig der Eintrag im Gutsbeſtandsblatt. — Nah Reuan- 
legung der Grundbücher werben (mie die Juſtizmin.V. v. 11. April 1878, 3. 3676 
hervorhebt) die ald Beilagen dienenden (amtlich berichtigten) Kopien der Kata- 
ſtralmappen (88. 16. 21. 26. G. Anl. ©.) zwar einen „integrirenden Beſtandtheil 
des Grundbuches“, — aber darum noch immer nicht des Haupt buches (8. 5 G. ©.) 
— bilden; fie dienen allerdings zur lokalen Drientirung und zur Fixirung der Grenz⸗ 
linien der im Grundbuch angegebenen Parzellennummern ; doch würde bei Differenzen 
das Hauptbuch entfcheiden, z. B. beinicht genauer Einzeichnung der Theilungspuntte. 
Bol. noch folg. R. 23. 

21) Dahin gehören die Lofalüblichen Benennungen, 3. B. Feld am Kreuzweg 2c. 

22) Dies ift praktifch bedauerlic und ganz ungerechtfertigt. Mehrere Landtage, 
insbeſ. der böhmifche und auch das Abgeordnetenhans des Reichstages — haben auf 
Grund zahlreicher Petitionen wiederholt die Aufnahme des Flaͤcheninhalts be 
fürwortet. Bon Seite der Regierung wurde aber gegen den Landtagdantrag ange 
führt: Das Grundbuch habe ed nur (?) mitden an Immobilien beftehenden dinglichen 
Rechten zu thun; wenn man den Flächenraum im Grundbuch, welches mit den phy⸗ 
fifchen Eigenschaften des Grundftücdes nichts zu thun habe, angeben wollte, fo würde 
man in das Rechtsinftitut ein ganz fremdartiges (?) Element einführen und die irrige 
Borftellung hervorrufen (2), daß das Grundbuch auch einen beftimmten Rauminhalt 
gewährleifte. Hiezu komme, daß das Gericht nicht in der Rage fei, bei den in der 
Folge vortommenden Veränderungen den von den Parteien angegebenen Flaͤchen⸗ 
inhalt zu kontrolliren. — Diefe Gründe find aber nicht zutreffend. Zunaͤchſt iſt es 
nicht richtig, daß das Grundbuch nur dingliche Nechtöverhältniffe ausweife. Gany 
abgefehen davon, daß auch gewiffe perfönlicdhe Zuftände des Beſitzers: Minder⸗ 
jährigfeit 2c. im Grundbuch erfichtlich zu machen find (8. 20 G. G.), muß doch nad 
den oben citirten Normen die höchftveränderliche Kulturgattung der Orundftüde 
angegeben werben, Und doch findet für die Richtigkeit der Angaben über perſoönliche 
Berbältniffe und über die Kulturgattuug feine Gewährleiſtung ftatt, weil eben dad 
Grundbuch beftimmungsgemäß nur über dingliche und Real-Rechtöverhälmife 
(bücherliche Rechte) verlaͤßliche Auskunft giebt; alle übrigen Angaben gehen über ben 
eigentlichen Zweck ded Grundbuches hinaus und dienen nur zur befferen Orientirung 
des Publitums. Und fürchtet man gerade bezüglich des Rauminhaltes eine migver- 
ländliche Auffaffung des Publitumd — nun fo erfläre man zum Überfluffe außdrüd« 
lich, daß das Grundbuch denfelben fo wenig als die Kulturgattung gewährleifte. (60 
8. 51 der Ung. G. O.) Was aber das zulept angegebene Bedenken betrifft, fo ift dad 
felbe feit dem Geſetze v. 23. Mai 1883 3. 82 entfallen, da bei Abfchreibungen von 
heilen einer Kataftralparzelle dem Gerichte in der Regel eine von einem beeide- 
ten Geometer beglaubigte Angabe über Form und Umfang bed abzutrennenden 
Theiles vorzulegen if. (So auch in Preußen: ſ. Dernburg, Hyp. R. J. S. 178. 
200.) Außerdem müßten ja die Mappen, welche doch eine wichtige Beilage bed 
Grundbuches bilden follen (88. 7. 21 ©. Anl. ©., dazu Regier. Motive und 88. 3. 
12 flg., bef. $. 26, [meldher fachkundige Berichtigung der Skizzen verlangt,) 
8. 34 fig. der ©. Ant. Inſtr.) in kurzer Zeit alle Bertrauendwürbigfeit verlieren! 
Die Umwandlung der alten Maße in das metrifche koͤnnte fpäter vorgenommen werden. 
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Um dieſem im Berlehre empfinblichen Mangel abzubelfen, wurbe fchon 
mit b. Erl. d. Finanzm. vom 17, Octbr. 1879. 3. 16340 (Ger. 3. 
1879. Nr. 91) geftattet, daß die Gerichte die aus ven neuen Grund⸗ 
büchern angefertigten Grundbuchs extrakte auf Wunfch ber Barteten 
und gegen Entrichtung der tarifmäßigen Gebühr dem Mappen» 
archive behufs Beiſetzung bes in den Grundſtenerregulirungsoperaten 
eingetragenen Fläheninhalts (nach dem bisherigen oder auf Ver⸗ 
langen auch nach vem Metermaße), fowie auch bes Reinertrages 
(nachdem Ergebniffe des Grundſtenerregulirungs⸗Operates) überſenden. 
Dei mangelndem Raum im G. Extrakte find für bie bezüglichen Be- 
ſcheinigungen bie üblichen Kataftralanszugsformulare zu benutzen. 
(3. Min. V. v. 30. Oktober 1879. 3. 16245, v. 6. Febr. 1884, 
3. 2130 und Berorbn. d. böhm. Fin. 2. Dir. vom 6. Sänner 1885 
L. G. B. Nr. 13.) Einen büherlihen Beleg für die Richtigkeit 
bes Ausmaßes liefern jedoch dieſe Beftätigungen ber Finanzbehörde 
feineswegs. — Da nun einerfeits dieſe Ergänzungsweije ber 
Grunbbuchsertrafte für die Barteien mit Zeitverkuft verbunden, anber- 
ſeits die hier gewünfchte amtliche Ergänzung des Grundbuch felbit 
ſchon wegen der bamit verbundenen technifchen Schwierigfeiten von 
ber Regierung d. 3. nicht zu erhoffen ift, jo würde es fich vorläufig 
empfehlen, beim Grundbuchsamte als Supplement des Grundbuches 
wenigftens ein befonberes Regifter über Flächeninhalt und 
Reinertrag nach bem Mufter ver Kataftralauszugsformulare nach 
Grundbuchskoörpern zu führen und in bemfelben alle bezüglichen Ände⸗ 
rungen von Zeit zu Zeit einzutragen, was bei richtiger Handhabung 
bes fofort anzuführenden Geſetzes betreffend die Übereinftimmung bes 
Grundbuchs und des Steuerkataſters unſchwer zu erreichen wäre. 2” 


— Ebenfewenig ift Triftiges gegen die Erſichtlichmachung des Kaufpreifes oder 
des Schaͤzungswerthes anzuführen. Dan ergänze alfo dieſe Mängel fobald ald 
möglich und die Rechtöficherheit fowie der Realkredit wird dadurch nur gewinnen. 
In diefem Sinne lautet auch der Befchluß des böhmischen Landstags v. 19. Ott. 
1878. — Mit Recht beftimmt daher die preuß. Cr. B. D. (8. 8) für dad For- 
mular I., daß die Größe (ja fogar der Grundfteuerreinertrag) in’d Grundbuch 
aufzunehmen fei (Dernburg ©. 163 fig.); ebenfo die meiften anderen deutfchen 
Hyp. D. Dal. Stobbe 8.95. Abf. 10. Freilich ift die Verbindung des Grund⸗ 
buchs mit der Kataſterkarte d. 3. nur in Weſtphalen, Neuvorpommern u. Rügen u. 
einigen kleineren Bezirken durchgeführt ; lebhaft tritt dafüreinKopperd, in Raſſow's 
Beiträgen z. Erläut. d. deutſch. R. 36. ©. 319 flg. 

228) So auh Motry, Pravnfk, 1885 ©. 217 fig., Voldan, ebenda 1886 
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Nach Vorſchrift des Gef. v. 23. Mai 1883. 3. 83 (dazu Vollz. 
Dog. bes Fin. M. vom 11. Iuni 1883. 3. 91) find ver Grund- 
ftenerlatafter einerfeitE und die auf Grund der Operate ber 
Örunpfteuerregelung angelegten neuen Grundbücher (Randtafeln), 
ferner die Eifenbahn- u. Bergbücher anbrerfeits ‘in fteter Überein- 
ftimmung zu erhalten. Darum find bie vorfallenven Änderungen 
rüdfichtlich bes Grundbuchskörpers, ver Bezeichnung ber ein- 
zelnen Objelte und deren Darftellung auf ver Mappe, im Katafter, 
jowie im Grundbuche burchzuführen. (8.11 Gef. v 1883.)2# Zu 
biefem Zwede haben einerſeits die Grunpbuchsgerichte ven Steuer 
ämtern vie bezüglichen Änberungen im Beſitzſtande mitzutheilen 
(8. 40 flg.), andrerjeits tft auch das Gericht durch die Steuerämter 
von den burch den Vermeſſungsbeamten neu Tonftatirten Verändes 
rungen unverweilt in Kenntniß zu fegen. Ergiebt fich darnach eine 
Nichtübereinftimmung des Katafters und des Grundbuches rückſichtlich 
jener Einträge des Gutsbeftandeblattes, welche fich auf den Umfang 
bes Grunpbuchslörpers, die Bezeichnung der Parzellen, ſowie bie 
Darftellung auf ber Mappe beziehen, fo bat das Gericht bie zur - 
Richtigftellung nöthige Verhandlung einzuleiten und das Steuer- 
amt von beren Ergebniffe zu verftändigen. Vgl. Näheres bei $. 23, 
insbef. im Falle von Theilungen.2° Die bücherlich richtig geftellten 


©. 649 ; femer Lo3an, ebenda 1887 ©. 361 fig. u. deſſen Schrift über die Grund⸗ 
buchömappe: O mapè knih. poz. (1885). Wenn Dffenhuber, Not. Fiir. 
1885 Nr. 49 behauptet, daß die Eintragung der Flächenmaße ind Gr. V. fon 
darum überflüffig ift, weil dad vom Katafter übergebene Parzellenprototoll 
die Flächenmaße enthält und (gleichwie [?] die Mappe) einen integrirenden De 
ftandtheil ded Grundbuchs bildet, fo ift dagegen zu bemerken, baß dies nur 
von der Mappe — aber nicht vom Parz. Protokoll — gilt und daß das Rachſuchen 
in Legterem eben auch zeitraubend ift. Zu einem Theil des Grundbuchs würde 
der Katafteraudzug nur durch Anlegung und Führung des oben vorgefchlagenen Re⸗ 
giſters nach Grundbuch skörpern erhoben werden. 

22b) Nicht dahin gehören theilweife Anderungen der biäherigen Gulturgat 
tung. Bei Ünderungen ded Grenzzuges zwiſchen Parzellen desfelben Grund 
beſitzers, welche die Rechte Dritter nicht berühren, hat der Bermeffungsbeamte 
die betreffende Änderung in der Grundbuchsmappe von Amtswegen erfichtlich zu 
machen. (Juſt. M. Vdg. v. 2. Juli 1889 3. 2927, J. M. Bl. 1889 Rr. 35.) 

23) Um die auf Grund der Gef. v. 24. Mai 1869 9. 88, v. 6. April 1879 
3.54 u. v. 28. März 1880, 3. 34 revidirten Kataftraloperate für Beftenerunge 
zwecke in genauer Evidenz der eintretenden Veränderungen zu erhalten, wurde die 
Wahrnehmung und Konftatirung derfelben mit dem Gef. v. 23. Mat 1883. 3. 83 
befonderen Organen (Bermeffungsdbeamten) unter Mitwirkung der öffentligen 
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Änderungen in der Form ober in den Gränzen ber Parzellen bat 
nunmehr der VBermefjungsbeamte, welcher jeden britten Monat 
wenigftens drei Tage — eventuell in ber Winterzeit länger — am 
Amtsfig jedes Steueramts zu verweilen hat, indie Grundbuchs⸗ 
mappe einzuzeichnen. (Bergl. bie Inftr. über d. Evidenzh. d. 
Rataft. v. 3. 1883 Nr. 91. 88. 11. 40—44; dazu LoSan a. a. O. 
©. 28.) 

Die bezwedtte Übereinftimmung wirb nunmehr um fo leichter 
herzuftellen fein, als das Verlaffenichaftsgericht nach dem Gejet vom 
23. Mai 1883. 3. 82 ($. 2) die Einträge aller verbücdherungs- 
fähigen Rechte (aljo nicht bloß des Eigenthums), foweit die Grund- 
lagen berjelben im Laufe ber Verlaßabhandlung linsbeſ. durch 
Einantwortung, Betätigung des Vermächtnifies, Veräußerung im 
Laufe der Nachlaßabhandlung, Erbtheilung, vgl. 88. 145 flg. 169. 
174.177. d. k. Pat. v. 1854, dazu Judik. Nr. 85) in einverleibungs- 
fähiger Form feftgeftellt wurben, (nach Ablauf von jechs Wochen 
nach Rechtskraft der Einantwortungsurkunde) von Amtswegen 
(alfo ohne Anfuchen der Parteien) zu bewirken bat, wenn bie hierzu 
erforderlichen Urkunden dem Gerichte im Originalkonzept oder in ber 
Originalausfertigung vorliegen. Wird das Grundbuch nicht vom 


Behörden übertragen. Dieſelben haben die bezüglichen Anderungen fowohl auf An⸗ 
zeige der Grundbeſitzer und der Gerichte, ald auch von Amtöwegen inäbefondere bei 
den jährlichen Nevifionen des Befipftandes zu erheben, im Katafter durchzuführen 
und behufs Herftellung ber Übereinftimmung ded Grundbuches mit dem Katafter die 
Anzeige (dur dad Steueramt) an dad Gericht zu leiten. Dazu vgl. Losen, 
O mapd knih. (1885). Die Jufl. Min. V. v. 14. Nov. 1886 8. 13879 (Mr. 48 
V. O. BL.) beftimmt fohin: daß, foweit eine Rihtübereinfliimmung des vom 
Steueramte übermittelten „Anmeldungsbogend” mit dem Grundbuche vorgefunden 
wird, eine Amtderinnerung ded Grundbuchdamtes unter Anführung der Nummer des 
betreff. Anmeldungsbogend oder einen Au dzug aus dem Lepteren anzufertigen u. im 
Einreihungsprotofolle einzutragen ift u. dag dasſelbe die Grundlage des weiteren 
gefeplichen Verfahrens bilden follen ; dazu f. ©. 478 d. B. Die Anmeldungdbogen 
follten bei Änderungen der Grenzen der Parzellen ſtets mit einem Situa- 
tionsplan belegt fein! (Vgl. Losan, ©. 29). Diefelben find, nachdem in dem⸗ 
felben die Ubereinftimmung oder Nichtüberſtimmung mit dem Grundbuch erfichtlich 
gemacht wurde, dem Steueramte rüdzuftellen. Dazu vgl. noh d. Juſt. M. V. v. 
26. Rov. 1886 3. 20 320. — Aud die Grundbefiker find verpflichtet, binnen 4 (6) 
Wochen alle Beränderungen in der Perfon des Befigerd oder im Objekte anzuzeigen ; 
Eifenbahnverwaltungen haben die enteigneten Parzellen in Tabellenform mitzutheilen, 
88. 16 u. 46 d. Geſ. 

24) Bol. dazu Loan, Ger. 3. 1884. Rr. 6. 7 u. O mapè (1985) ©. 9 fig. 
— Die für die Urfundenfammlung oder dad Steueramt erforderlichen Abfchriften 
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Verlaſſenſchaftsgericht geführt, fo hat dasſelbe das Grundbuchsgericht 
um ben Vollzug von Amtswegen zu erfuchen. 

Aus ben it. SS. 11. 40 und 43 des Gef. v. 1883, ferner aus 
den 88. 16. 21. 28 ber Geſetze über die Neuanlegung ber Bücher 
(S.463 flg.) ergibtfich, daß die vom Grundbuchsgerichte berich- 
tigte Copie ber Kataftralmappe nunmehr gefetlich ven Charakter 
einer gerichtliden Driginalmappe an fich trägt, einen inte- 
grirenden Beftandtheil des Grundbuchs bildet, (fo ausbrüdlich 
auch bie Juſt. Min. V. vom 4. April 1878. 3. 3676), daß daher 
biefe Mappe zur Firirung der Lage und Grenzlinien ver im 
Grundbuche angeführten Parzellennummern dient und daß nach dieſem 
bücherlichen Bilde die Lage und die Grenzen ber betreffenden Grund- 
ftüde zu beurtheilen find. Denn gemäß ven cit. 88. 16. 21. 28. Gr. 
Anl. ©. haben fich die gerichtlichen Erhebungen bei Neuanlegung ber 
G. Bücher auch auf die Prüfung der Richtigkeit ber beigejchafften 
amtlichen Copie ber Kataftralmappe zu erftreden, bie erforber- 
lichen Berichtigungen find darin vorzunehmen und nach Abjchluß der 
Erhebungen find die Beftgbögen mit ben Copien der Kat. Mappe, 
während der Rellamationsfrift zur allgemeinen Einficht aufzulegen, 
worauf erft das Nichtigftellungsverfahren im Sinn bes Gef. vom 
25. Juli 1874 (S. 466) durchgeführt wird. So auch bie Entſch. d. 
D. ©. H. vom 19. Dez.’ 1888 Samml. GI. U. Pf. Nr, 12489; ©. 
3.1889 Nr. 4; Loban, Not. Ztfchr. 1886 Nr. 9: (Bei Differenzen 
zwifchen Hauptbuch und Mappe würde allerdings das erftere maßgebend 
jein; vergl. N. 20.) Man erwirbt alfo Eigenthum an verbücherten 
Barzellen in jener Lage und in jenen Grenzen, welche die Grund— 
buchsmappe barftell. Änderungen in ver Mappe dürfen daher 
von Amtswegen nur mit Zuftimmung aller Barteien vor 
genommen werben; außer biefem Falle muß die benachtheiligte Partei 
ben Rechtsweg betreten und ift auf Grund ver bezüglichen Klage bie 
Streitanmerfung ($. 61flg. ©. ©.) zu bewilligen.?** 





Hat das Gericht von Amtöwegen anzufertigen, fofern diefelben nicht rechtzeitig von 
der Partei (allenfalls im kurzen Wege) vorgelegt worden find. 
248) Der Klage muß ein (von einem Bermeffungsbeamten oder autor. Ingenieur 
verfaßter) Situationsplan beigelegt werden ; vgl. eolan, S. 26 flg. Der Maßſtab 
der Grundbuchsmappe iſt: 1 Foll = 40° oder 1: 2880. — Auch das deutſche R. 
Gericht geht dort, mo die Grundbuchsmappe eingeführt iſt, von den im Texte ange⸗ 
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In der Auffchrift des Gutsbeſtandsblattes ift e8 auch „erficht- 
fich” zu machen, wenn das Gut „in einem von dem vollftändigen Eigen» 
thum verichiebenen Verhältniffe fteht“, d. t. wenn das Eigenthum am 
Grundbuchskörper ein getheiltes ift (8. 7. ©. Ant. ©.); daher ift 
insbeſondere die Fideikommiß⸗- over Xebenseigenfchaft25 ſowie die 
fuperfiziarifhe Qualität in der Auffchrift des Gutsbeſtands⸗ 
blattes „erfichtlich zu machen“.26 — Übrigens hat das Gutsbeftands- 
blatt aus zwei Abtbeilungen zu beftehen: 

a) Die erfte hat nebft der Auffchrift die Beſtandtheile ves 
Gutstörpers und die fpäter darin erfolgten Änderungen 27 zu enthalten. 
Die Ab- und Zufhreibungen der Beftanbtheile, fowie bie Eröff⸗ 
nung einer neuen Einlage für ein Trennftüd ift nur zuläffig, wenn 
ver abzutrennenbe Theil genau (in der Regel durch amtlich beglaubigte 
Pläne oder Mappen) bezeichnet ift, und wenn bie das Begehren be 
gründenden Urkunden ven zur Einverleibung bes Eigenthums vor- 
geichriebenen Erforderniſſen entfprechen (8. 74 ©. ©. u. Gefeß vom 
23. Mai 1883. 3. 82). Näheres über das Trennungsverfahren 
ſ. im 8. 23, 

b) In der zweiten Abtheilung find die mit vem Gut verbundenen 
(fog. Real) Rechte (insbef. Grunbpienftbarkeiten, rabtzirte Ge⸗ 


führten Grundſätzen aus. Vgl. Kopperd, in Raſſow's Beiträg. 36. ©. 319 flg., 
u. oben R. 22, 

25) Auch die Beftimmung: ald Benefizium zu dienen, infofern, ald man die 
Mechte des Benefiziard nad) Analogie des Nutzungseigenthümers behandelt. Bol. 
Unger, ®er. 3. 1875. Nr. 4. 

26) Diefe „Erſichtlichmachung“ ift aber feine „Anmerkung“ im Sinn des $. 20, 
lit. b des ©. G., fondern wie alle „Erſichtlichmachungen“ (88. 7. 8.9 ©. Anl. ©.) 
ein Eintrag eigenthümlicher Art, welcher ald Reflexwirkung eined anderen Ein- 
trags (Intabulation, Pränotation) bezeichnet werden kann. Hier wird durch ben- 
felben „getheiltes“ Eigentum büderlih fonftatirt. Auh Pfaff-Hofmann 
Komm. I. 3. ©. 218 fprechen hier von „Anmerkung“. Bei der fibeilomm. Sub- 
ftitution (8. 613) liegt fein getbeiltes, fondern bloß befchränktes Eigenthum vor, 
daher bie Erfichtlihmachung in der Auffchrift entfällt. Irrig Steinbach, Ser. 9. 
1877. N. 42, Prefern ©. 149. Bal. noch 8. 22. 

27) Diefe Änderungen (Zu- und Abfchreibungen) werden nad der Ungar. ©. 
D. (8. 52) im Eigenthumsblatt eingetragen. Mobiliarpertinenzen z. B. die 
Mafchinen einer Fabrik find nicht Gegenftand des Eintrags. Pol. Nr. 588. 2100. 
10812 Samml.; vgl. auch Erner, Hyp. R. ©. 281, Stubenrauuh (Schufter- 
Schreiben) I. ©. 384 (4. A.) Rote. 

28) Pränotationen find mit Recht in dem mitunter fehwierigen Abtrennung?» 
verfahren unzuläffig. 

Randa, Eigenthum n. öfterr. Recht. 31 
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werbe [Hofbf. vom 20. Februar 1795. 3. 210, Michel Nr. 510])29° 
„erfichtlich zu machen“ und alle für pas Gutsbeftanpeblatt beftimmten 
Eintragungen vorzunehmen, 88.29. 30 ©. Anl. Inftr., und For⸗ 
mular IV. lit. A).30 Dergleichen mit dem Beſitze bes Grundbuch 
körpers verbundene dingliche Rechte (Realrechte) find auch dann er- 
fihtlich zu machen, wenn fie dem Befiger an einem öffentlichen, 
pon ber Aufnahme in das Grundbuch ausgeſchloſſenen Gute zu- 
ſtehen, 3. B. Fifchereirechte in einem öffentlichen Fluſſe, Kellerrechte 
unter einem öffentl. Plage; ogl. Spruchrepert. Nr. 141 (Samml. 
SL. U. W. Nr. 12250; dazu Nr. 12508). (Über bie Frage, ob 
eine Flußparzelle Privateigenthum ſei, bezieh. ob Jemandem an ber- 
jelben ein Privatrecht, 3. B. die Nutzung der Fifcherei, Eis-, Sand: 
aushebung 2c. zuftehe, haben die Gerichte zu entfcheiden; vgl. Ju⸗ 
bifat Nr. 115 [Nr. 10023 Samml.), dazu 8.20 N. 3 d. B. und 
mein Wafferrecht [3. Aufl.] S. 43. 151. 160 flg., Prafat, Waſſer⸗ 
recht. Kompetenzfragen (1892) ©. 19.) Jede Änderung im Inhalte 
bes Gutsbeſtandsblattes, welche durch einen Eintrag auf einem andern 
Diatte31 herbeigeführt wird, ift in dem erfteren von Amtswegen „er- 
fichtlich* zu machen, 3. B. die Fiveilommißeigenfchaft. Wird eine 
Grundpienftbarteit im Laftenblatte ver dienenden Realität eingetragen, 
fo muß dieſelbe zugleich von Amtswegen im Gutsbeftandsblatt bes 
herrſchenden Grundes erfichtlich gemacht werden. ($. 8 Gr. Anl. ©.) 


29) Über die Eriftenz der Real eigenſchaft eined Gewerbes erfennt ohne Rüd- 
ficht auf den Beftand von Hypotheken die politifche Behörde; ber Cintrag it nicht 
weientliche Borausfegung derjelben. Min. V. v. 31. Oftober 1856. 3.204 R. ©. DI. 
30) Ohne diefe Eintragung kann das betreffende Recht 3. B. der Antheil an 
einem „Bräuberehtigten bürgerl. Bräuhaus“ nicht als Realrecht angejeben 
werben, wenn auch die „Befiper der betreffenden Häufer ala Miteigenthümer berfelben 
vorgefchrieben find. Das Form IV. lit. A. giebt den regelmäßigen Fall, wenn die 
Einlage nur einen Grundbuchskörper enthält, das Form. V. lit. A. berüdfichtigt den 
Fall, wenn diefelbe mehrere Grundbuchätörper enthält. 
302) Vgl. Nr. 10305 Samml.— Unders hatten früher der O. G. H. (z. 2. 
Nr. 9970) und insbeſ. die unteren Inſtanzen aus dem Grunde entfchieden, weil der 
Eintrag der Dienftbarfeit im Laftenblatt des dienenden nicht intabulirten Grunde 
nicht möglich fei; indeß ift der Ieptere Umftand feine Borausfepung für die An- 
wendbarkeit des Imperativd der 88. 29.30 cit. Damit fleht nicht im Widerſpruch die 
€. Rr. 9684 Samml., fofern diefelbe wohl bloß die Eintragung des Fiſchereirechtes 
im Berzeichniß des öffentl. Gutes (8. 2. ©. A. ©.) vorbehalten will. Richtig find 
die Entſch. Nr. 9785. 10244. 11 365. 11991 u. a. 
31) D. i. derſelben Einlage. Berftünde man darunter auch die Blätter anderer 
Einlagen, fo wäre der folgende Abſatz eine Konfequenz diefed Saped. 
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Wenn nach älterem Herlommen ober in Folge ver Grundlaften- 
regulirung, Kommaſſirung 2c. ein Grundſtück (Weide, Wald) den Be- 
figern mehrerer Realitäten zum gemeinfchaftlichen Eigenthume zu- 
gewiefenift, jo empfiehlt e8 fich, für eine folche Parzelle, foweit fie ein 
Zugehör ber Hauptrealitäten bildet, eine eigene Einlage zu eröffnen, 
und im Eigenthumsblatte biefes felbftändigen Grundbuchskörpers ledig⸗ 
(ich anzuführen, daß das Eigenthumsrecht zu dem beftintmten Antheile 
für die jeweiligen Eigenthümer ver genau bezeichneten Haupt- 
realitäten (ohne namentliche Anführung ver Erfteren) einverleibt 
werbe.2?_ Selbftverftändlich muß auch im Gutsbeſtandsblatte des 
Hauptgutes die Zugehörigkeit biefes Antheil$ an ber gemeinfamen 
Liegenfchaft unter Beziehung der betreffenden Einlage (nach Analogie 
ber Servituten) erfichtlich gemacht werben.33? Mit Recht wurbe baher 
mit ven Entſch. Nr. 11886 u. 11898 Samml. GI. U. Pf. diefe Zu- 
gehörigfeit in einem Falle nicht anerkannt, wo der Antheil des Mit- 
eigenthümers des Stamm- oder Hauptgutes an einer andern Realität 
als Realrecht im Grundbuch über jenes Gut nicht eingetragen war, — 
ein Fall, welcher für die Realberechtigung bräuberechtigter Bürger- 
häufer in Böhmen und Mähren, für die Alpen-, Wald⸗ und Wiefen- 
genoffenfchaften in Ofterreich zc. von befonverer Wichtigkeit ift.39* 
Sn folchen Fällen kann felbftverftänblich ver Antheil ver berechtigten 
Stammrealität nicht ſeparat veräußert ober verpfänbet werben, ba 
derfelbe einen integrirenden Beſtandtheil der Lebteren bildet; aber . 
auch bie gemeinfame Realität kann vor ber bücherlichen Abtrennung 
bes Theilrechtes nicht befonbers bücherlich übertragen werben; viel- 


32) Denn nach 88.4. 7.27 der G. Anl. ©. (v. 1874) darf diefelbe Parzelle 
nicht inmehreren Einlagen erjcheinen. Vgl. auch Rot. 3. 1878. Nr. 52 u. Ger. Zeit. 
1893 Nr. 7 (Amſchl), wofelbft die diesfällige verfchiedenartige, höchſt bedenkliche 
Praxis beflagt wird. 

33) Au kann fohin eine abgefonderte Belaftung der gemeinfamen Liegen- 
f&haften nicht eintreten, da jede Belaftung des Hauptgutes fi) auch auf den Antheil 
an ber Lepteren erſtreckt. Zweckmäßig ift durch eine Anmerkung im Laftenblatt diefer 
Parzelle auf die Belaftung der Hauptgüterzuvermeifen. Vgl. dazu den Auf- 
fab Not. 1886 Nr. 50; doch find die dafelbft gegen die hier vertretene und von der 
Prarid des böhm. O. L. Berichtes gebilligte Auffaffung erhobenen Bedenken nicht 
ftighaltig, da der Antheil einen integrirenden Beftandt heil der Stammrealität 
bildet. 

33a) Darüber f. mein böhm. Handelär. 8. 17. u. Boldan, Prävnik 1888 
©. 147 fig. 


31* 
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mehr haften alle bücherlichen Laſten ver Stammrealität 
von Rechtöwegen fimultan (ohne beſondere Auszeichnung) auf dem zu: 
gehörigen Antheile verfelben. 3b 

Das fog. Kellerrecht Tann eine verſchiedene juriftifche Natur 
haben. Es fann eine Servitut, ein fuperfiziarifches Recht ($. 1147, 
dazu Nr. 12508 Samml.) fein; e8 kann aber bisweilen auch ben 
Charakter bes Eigentums an einem phyſiſch getheilten Grundſtück 
baben (dom. pro diviso). Nach Verſchiedenheit des Falls richtet ſich 
bie Art des Bucheintrags. Die I. Minift. V. v. 11. Mat 1875, 
3.5111 fcheint ven leßteren Geſichtspunkt als maßgebend zu betrach⸗ 
ten, indem biejelbe beftimmt, daß für Kellerrechte eine ſelbſtändige 
Einlage zu eröffnen ift und bei demjenigen Grundbuchskoͤrper, in 
deſſen Beftanbsblatt das Grundſtück fich befindet, bei der betreffenben 
Parzelle der Beiſatz „Oberfläche* zu machen fei. (Vgl. and Entſch. d. 
D. ©. Hofs Ser. 3. 1878, Nr. 70 und Nr. 6704 u. 11940 Sanml. 
SL. U. W., wojelbft — nach Lage des Falls wohl richtig — für Keller 
jelbftänvige Einlagen bewilligt wurden. Vgl. dazu Hofdk. v. 2. Juli 
1832, P. G. ©. Nr. 151.)3%3° 

B. Das Eigentbumsblatt hat (nach $. 9) anzugeben: 

1. Die Eigenthum Srechte (unter Anführung des Namens oder 
ber Gefellichafteftrma, bezieh. beim Miteigenthum zugleich ver 
ziffermäßigen Antheile ver Mitbefiger) und bei getheiltem Eigen- 
thum (8. 359 ©. B.) das Nutzung seigenthum (insbe. bes Fidei⸗ 
kommiß⸗ ober Lehenshefiters). Sonberbarerweife beiwilligte der D. 
G. H. (gal. Sen.) in dem Falle Nr. 12521 Samml, auf Grund 


33b) Jede andere Auffaffung und Manipulation führt zu unlösbaren Wider. 
fprüchen und zur Verwirrung des Buchftandes, wie die Rote 32 angeführten Auffäpe 
der Praktiker darthun. Überflüffig und flörend ift insbeſ. die namentlidhe An 
führung ber jeweiligen Befiger der berechtigten Rüdfig- (Stamm-)Realitäten; geſeß⸗ 
wibrig ift diefeparate Berpfändung der Antheile durch deren Befiper. Die 
feparate Berpfändung der ganzen Realität durch die Sefammtheit der Theilhaber oder 
deren Bertretung ift rechtlich unzuläffig; die gegentheilige Ubung mancher Gerichte 
führt zu unlögbaren Schwierigkeiten. . 

330) Selbft Miteigenthum pro diviso am Keller wird ald hergebracht, für 
zuläffig anerfannt; ſ. Nr. 9409 SI. U. W. — Auch Kuntze, Kojengenoffenfhaft u. 
das Geſchoßeigenthum (1888) ©. 48, 57 fig. anerkennt die Nothwendigkeit, dieſe alt- 
hergebrachten Rechtözuftände entfprechend zu ſchützen. Vgl. auch bayr. Entw.s. 212 flg. 

34) Die Einzelfirma eined Kaufmannes ift nicht eintragsfähig. Arg. Art. 15 
a contr.art. 111. 213 H. G. 8. Vgl. Stobbel, ©. 323, Strohal, Jen. fit. 
Bl. 1877. Nr. 11 gegen ErnerS. 182, N. 32. 
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eines Urtheils, mit welchem ver Geffagte zur Beftig-Übergabe 
einer Liegenfchaft werurtheilt wurde, die Einverleibung des bloßen 
„Beſitz rechtes“. = 

2. Diejenigen Beſchränkungen, welchen ein Eigenthümer für 
feine Perſon (fubjektiv) in Beziehung auf die freie Vermögensverwal⸗ 
tung unterworfen tft, 3. B. wegen Minberjährigfeit, Brovigalitäts- 
erflärung, Konkurs (8. 20 lit. a. ©. ©., 8. 88 Konk. O.). Doc 
zieht die Unterlaffung folcher Anmerkungen feine Rechtenachtheile nach 
ih. ©. 8. 22 IIIa. 

3. Endlich find im Eig. Blatt „erfichtlich zu machen“ vie (in das 
Laftenblatt einzutragenben) jeden Eigenthümer betreffenben (ſog. ob» 
jettiven) Beſchränkungen in ver Verfügung über ven Grund- 
buchskörper oder einen Theil desfelben. (8.9 ©. Anl. ©.) Hierher 
gehören nach ver Tendenz des Geſetzes nicht nur die Fälle bes be- 
ſchränkten Eigentums: fideikommiſſariſche Subftitutionen, Be⸗ 
dingungen, Auflagen, zeitliche Beſchränkungen (88. 707 - 709 A. B. 
G. B., 8. 158 Verl. Pat.), ferner die Bälle des getheilten Eigen- 
thums) Fideikommiß⸗, Lehens⸗Band), ſondern wohl auch Vorkaufs⸗, 
Einſtands⸗ und Wiederkaufsrechte, obgleich letztere, wie 8. 8 dieſ. Buchs 
gezeigt wurde, das Dispoſitionsrecht des Eigenthümers in der That 
nicht befchränten.35 Über die Form vgl. 8. 22. 


34a) Richtig ift zwar, daß der Grundbuchdrichter fich nicht in die Auslegung 
des Sinnes jened unklaren Urtheild einzulaffen und ohne weiteres (mie die 2. In⸗ 
ſtanz that) dad „Eigenthum“ einzutragen hatte; allein alödann war dad Geſuch der- 
zeit abzumeifen. Entichieden falſch iſt die Motivirung: „dag auch dad Beſitz⸗ 
recht ein dingliches Recht (8. 308) u. als folched Gegenftand der Eintragung fer“ (!) 
Dagegen vgl. Note 36, ferner $. 21 Note 2 dief. 2. 

35) Bal. auch Schiffnerg. 92. S. 27 u. S. 43, der fie freilih ald Dispo⸗ 
ſitionsbeſchraͤnkungen auffaßt. Es ift bedauerlich, daß die ungenaue Faffung der 
neueren Geſetze zu ſolchen Streitfragen Anlap giebt! Ob nah 8.9 cit. auch Ver⸗ 
äußerung&verbote eingetragen werden bürfen? Darüber 8.89.28. Zweifelhaft 
ift bei der Höchft ungenauen Faffung der 88. 9 u. 10, ob das Fideikommiß band 
hierher zu rechnen ift, da dies vom allg. b. Geſetzbuche ald „getheiltes" Eigenthum 
bezeichnet wird, Allein vergleicht man diefe Faſſung mit jener der älteren Gefeke, 
bef. mit dem $. 174 des Pat. v. 1854 („ob der Erbe in der Berfügung durch ein Fidei⸗ 
tommiß-, Lehen» oder, Subftitutiondband . .. . beſchränkt ift”), fo ergiebt fich, daß 
auch die Falle des getheilten Eigenthums zu den „im Laftenblatte einzutragenden 
jeden Eigenthümer betreffenden Beichränfungen“ ($. 9) zu zählen find, zumal auch 
biefer „in der Verfügung“ über den Grundbuchskörper beſchränkt ift. Dies ſtimmt 
auch mit der bisherigen Übung. So auch Schiffner 8. 92, ©. 27, Prefern 
©. 163. Das offizielle Formular (1875) Nr. 3 fpricht bloß von der „Anmerkung der 


486 Die fog. innere Einrichtung der Grundbücher. 8. 20. 


Nach dem Geſetz vom 23. Mai 1883, 3. 83 (8. 11) ift, wie 
bereits früher (S. 478) ausgeführt worben ift, die Herftellung und 
Erhaltung der Übereinftimmung bes Kataſters und ber neuen 
Grunbbücher norgefchrieben und find zu dieſem Ende alle viesfälfigen 
Änderungen im Befitftanbe von den Gerichten den Steuerämtern und 
von biefen wieder jenen mitzutheilen. Gelangt das Gericht durch bie 
Mittheilung des Vermeffungsbeamten zur Kenntniß, daß bie grund- 
bücherliche Eintragung „eines die Grundlage ver perfönlichen Grund⸗ 
ftenterpflicht bildenden dinglichen Rechtes“, d. i. bes Eigenthums, 
unterlaffen wurbe,S® fo hat das Grundbuchsgericht das diesfalls mit 
bem Gefek von 23. Mai 1883, 3. 82 angeorbnete Verfahren ein- 
zuleiten — nämlich der ſäumigen Partei eine angemefjene Frift zur 
Heritellung ver bücherlichen Ordnung (d. i. zur Verbücherung bes ein- 
zutragenben Eigenthums) zu beftimmen unb ben Vollzug durch Gelb» 
bußen zu erzwingen.3® Das Ergebniß bes Verfahrens tft dem Stener- 
amte mitzutheilen, welches ben bücherlichen Eigenthümer im Katafter 
jelbft dann erfichtlich zu machen hat, wenn als faktiſcher Beſitzer — 
an welchen allein bie Steueranforberung zu richten ift — in dem 


Fipeitommißeigenfhaft" — wo? Pfaff-Hofmann a. O. verlangen mit Recht auch 
„eine Einverleibung" — wo? Vgl. 8.22, NR. 17. — And. A. Erner ©. 19, der bie 
Fälle des getheilten Eigenthums nicht hierher zieht. De leg. fer. ift die dreimalige 
Auszeichnung des getheilten und die zweimalige des befchränften Eigenthums (88. 7. 
9. 10 ©. Anl. ©.) fehr unnöthig. 

36) Daß unter dem „einen (1) die Grundfteuerpflicht begründenden dinglichen 
Mechte” (f. auch das Juſt. Gef. v. 23. Mat 1883. 3. 82) nur das Eigenthum zu ver 
ftehen fei, ergiebt fich aus der in der Fin. Bollz. Verordn. v. 11. Juni 1883. 3. 91 
zu 88. 11. 40-44 in der Klammer erlaffenen Erläuterung: „dingliches Recht (Befig- 
recht, Eigenthumdrecht”. Einvom Eigenthum verſchiedenes Beſitzrecht 
giebt es aber nicht! (Wieder irrig die fonderbare Entfch. Nr. 12521 Samml.! 
dagegen f. Note 34a.) Die Unführung deöfelben neben dem Eigenthum in der Jin. 
Min. B. erflärt fi wohl daraus, daß man einerfeitd nur an den bücherlichen Eigen⸗ 
thümer dachte, und daß andrerfeits die Steu er behörde die Grundfteueranforberung 
ſtets nur an ven fattifchen Beſitzer des Grundſtückes zu richten hat. (Vergl. 58. 1 
u. 44 des Gef. v.1883.3.83.) Die leichtlirreführende Faſſung hätteaber mindeftend in 
dem Juftiggefepe v. 1883. 3. 82 vermieden werben können. Die Apologie derfelben 
in Nr. 32 Not. Ztfchr. 1884 ift mir unverftändlich; nach derfelben müßte hier neben 
dem Eigenthümer auch der Fruchtnießer verftanden werben. 

362) Gewiß muß diefes Verfahren auch dann flattfinden, wenn Grundbuch und 
Katafter andere Perfonen ald Eigenthümer bezeichnen z. B. dort die „Befiger“ be 
flimmter Realitäten, hier die „Waldgenoffenfchaft" Vgl. Amſchl, Ger. 3. 1893 
Nr. 7. 
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Ratafter ein Anderer eingetragen wäre. (88. 40—44 Geſetz vom 
23. Mai 1883, dazu Vollz. V. zu 88. 11. 40 fig.) 

C. Das Laftenblatt hat 

1. alle auf der Liegenſchaft haftenten pinglichen Rechte (Ser- 
vituten, 3 Pfandrechte) und Reallaften,3° ferner Vor⸗ und 
Wiederlaufs- oder Beſtandsrechte ($.9 ©. ©.) zu enthalten, 
und jeve Veränderung, Belaftung und Aufhebung derſelben auszu- 
weijen. 

2. Auf vemjelben find ferner folche Verfügungsbeichräntungen 
„anzugeben“, d. i. einzuverleiben, welchen jener Eigenthümer unter- 
worfen ift (8. 10 ©. Anl. G.). Dahin gehören bie oben sub B. 
3. 3 angeführten Fälle. 

‚Einträge jeder Art find durch aufeinander folgende Einfchreibun- 
gen zu vollziehen und jede Eintragung ift durch einen Querftrich fo 
abzufchließen, daß Tein Kaum für Zuſätze bleibt ($. 11 ©. Inſtr.). 
Die Überficht der nach der Zeitfolge des Einlaufs erfolgenden Ein- 
tragumgen wird im Hauptbuch bezieh. in jevem Blatte (Folium) durch 
zortlanfende Orpnungs-(Poft-)zahlen und, wenn fich ein Eintrag 
auf einen früheren Eintrag bezieht, burch Beziehung der Orbnungss 
fahl berjelben unter ber Ordnungszahl bes neuen Eintrags (alfo als 


10. 
ã 1.) erhalten.°” (Diefe fog. 





Nenner in Brudform: 3. 2. 


36b) Auch Jagdrecht e fönnen (auf Grund eines übereinkommens) dieRatur 
einer privatrechtlichen Servitut haben u, find alddann Gegenftand des Eintrags. Vol. 
8.477, dazu Rr. 10623 Samml. 

36c) Die Intabulation des Vorbehalts des Verkäufers, eine Gedenktafel für 
ihn in das verfaufte Haus einzufegen, wird in Ar. 11343. Samml. mit Recht zurüd- 
gewiefen. 

37) Die Poftzahl des fpäteren, auf den früheren bezugnehmenden Eintrags iſt 


im letzteren unter Borfeßung eines v. (vide) erfichtli zu machen, 3. 2. 6 10 


(8. 12 der G. Inſtr. Alle fpäteren follen bei dem Grundeintrag fo erfichtlich 
gemacht; die Lokations zahl der fpäter gelöfchten ſollte roth unterftrichen werden.) 
Praktifcher und überſichtlicher war aber die frühere landtäfliheManipula- 
tion, welcheunfelbftändige Einträge (Supereinträge, Geffionen, Rechtfertigungen zc.) 
nur mit ad Num. — alfo nicht mit felbftändigen Poftzahlen bezeichnete, und in 
gewiſſem Maße gerechtfertigt ift daher m. E. das Anfuchen des böhmischen Landtags 
von 1879: 1) die bisher in der böhm. Landtafel übliche Priorität» oder Ferialzahlen 
(ad num., inter, post n.) wieder einzuführen, 2) Die Loͤſchungsbeſcheide wieder mit 
other Zinte einzutragen und mit einem doppelten Querftrich zur Beifegung der Ber 
zugszahlen zu verfehen. 3) Die Löfchung von Theilbeträgen der Hypothekarpoſten zu⸗ 
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„Drtnungszahlen“ find im Grunde nur Lokationsnummern, welche 
die Überſicht erleichtern follen, — keine „Prioritäts“ Anzeiger.) — 
Im Falle der Löſchung ift — abgefehen von ber Eintragung bes 
Löſchungsbeſcheides an der gehörigen Stelle — bei dem gelöfchten 
Eintrage das bie Art derſelben (Einverleibung, Vormerkung, An- 
merfung) bezeichnende Wort mit rother Tinte zu unterftreichen; bei 
nur theilweifer Löſchung find bei ber gelöfchten Eintragung Punkte 
mit rother Tinte zu machen ($. 13 ©. Inftr.).9 

DI. Urlundenfammlung. Bon den Urkunden und deren 
Beilagen (Mappen x. 8. 74 G. ©.), auf Grund beren Einträge 
erfolgen, find beglaubigte Abfchriften zurüdgzubehalten. Durch 
bie Einlegung berfelben wird die Urkundenſammlung, durch 
ihre Eintragung in ein Buch das Urkundenbuch gebilvet ($. 6 ©. G., 
vgl. 88. 90. 91 desſ. &.; 8. 17 &. Inftr.). Die Urkundenfamm- 
lung ift für alle Hauptbücher eines Gerichts gemeinfchaftlich zu 
führen; nur für die landtäflichen Güter find beſondere Sammlungen 


glei in margine der bezüglichen Pfandrechtseintragung erfichtlich zu machen. (Vgl. 
dazu 88.43. 44. 5456. 58, böhm. 2. Taf. Inftr.) Wer heut zu Tage einen größeren 
Laftenftand zu prüfen hat, bedarf hiezu einer unverhältnigmäßig langen Zeit, da er 
fi nicht mehr mit der Prüfung der Vorzugspoſten begnügen darf, fondern den 
ganzen Kaftenftand dem vollen Inhalte nach durchlefen und fich einen Privataudzug 
zufammenftellen muß. Die gegenwärtige Manipulation fand zwar in einem klaren 
Auffape Sohilta’d, Prävnfk 1879. ©. 253 flg. einen gemandten Vertheidiger, 
— und gewiß ift, daß die fog. Prioritätözahlen fein Uuntrügliches Merkmal der 
Rangordnung bilden, da fich diefe vielmehr nach dem Präfentatum, bez. nach Spezial« 
gefepen richten. Allein nicht darum — fondern um die rafche und doch thunlichſt 
verläßliche überſicht des Tabularftandes handelt es fih. Den Gebrauch rother 
Tinte bei Loͤſchungseinträgen und den rothen Unterftrich gelöfchter Poften billigt auch 
605. ©. 290; dies ift auch h. 3. T. in der Wiener L. T. üblich (vgl. die For 
mulare bei Erner, Hyp. R. II. Band, Beilage) und auch mit dem 8. 13 ©. Juſtt. 
nicht unverträglich. Gegen den Antrag 3) erklärt ſich Sobicka ©. 291. 

38) Mehrere deutfche Gr. Odgen, insbeſ. die preuß. v. 1872 unterſcheiden 
zwei Laftenblätter, nämlich die Rubrik für dauernde Laften, Realverbindlichkeiten, 
Realfervituten, dauernde Deräußerungsbefchräntungen (Fideikommiſſe ꝛc.) und die 
Rubrik für Grundfchulden und Hupotheten. Bol. Dernburg $. 196, Stobbe 
8.95. 


39) Die in der älteren Periode des Landtafelweſens übliche fimpie Durch⸗ 
ſtreichung des zu Löfchenden Eintrags iſt zwar eine ebenſo primitive als bedenkliche 
Manipulation (dazu Haan ©. 11. 27), allein zweckmaͤßiger als die gegenwärtige 
war bie in der böhm. Landtafel übliche Unterftreichung bed gelöfchten Eintrags mil 
rother Tinte, bez. die Erfichtlihmahung der Theilabfehreibung mit rother Tinte in 
marg. der Poft. Bal. 88. 55. 56. 58 2. Taf. Inſt. Vgl. N. 37. 


8.20. Die fog. innere Einrichtung der Orundhücher. 489 


amulegen (8.13 &. Anl. &.).t% Über bie rechtfiche Bebentung ber 
Mappen vgl. die Ausführungen ©. 480. 


B. Die Bergbücher und Eifenbahnbücer. 


Die innere Einrichtung ber Berg- und Eifenbahnbücher ift jener 
ver Grundbücher ähnlich. 

Das Bergbuch enthält A. ein Beſitzſtandsblatt, welches bie 
verliehenen Grubenmaße (Grubenfelver), Überfcharen, Hilfs- 
baue und Revierftollen mit allen zu Zage liegenden Beftanbtheilen: 
Zaggebänben, Werkftätten und zum Bergbetrieb erforderlichen und 
bemfelben gewidmeten Grunpftüden enthält. (88. 109-111 Berg- 
gefeh v. 23. Mat 1854, 3. 146.) Tagmaße, wenn fie Zugehör 
eines bergbücherlichen Objekts find, werden vemfelben zitgefchrieben; 
außerbem find fle nicht Gegenftand des Bergbuchs. B. Das Eigen- 
thumsblatt giebt die Perfon des fog. Eigenthümers des Bergwerkes 
an.tt C. Das Laftenblatt enthält alle pinglichen Belaſtungen, ins⸗ 
bejonvere Servituten und Pfandrechte. — Bezüglich ber Urtunben- 
fammlung gilt das oben Gefagte. Art.4 G. ©. 

Bon dem Bergbuch ift das Gewerkbuch wohl zu unterjcheiben, 
welches von ber Berghauptmannfchaft über bie Inhaber ver Kurze, d. i. 
ber Antheile ber Mitgewerlen an dem gewerkfchaftlichen Vermögen ger 
führt wird. $. 141 Berggef.*!* 

Die Eifenbahnbücer, welche nach dem Gefet vom 19. Mai 
1874, 3. TOR. ©. DI. für alle vem öffentlichen Verkehr dienen⸗ 


40) Schon d. B. v. 16. März 1851 88. 3.13. u. die ung. G. O. $. 169 fig. 
führten, um Berzögerungen zu vermeiden, die Urhmdenfammlung ein. Dringend 
nöthig wäre die obligatorifche Verwendung einer und derfelben behörblich vorgeſchrie⸗ 
benen BPapiergattung. Nach Anlegung derneuen Grundbücher hören überall 
die Urfundenbücher auf. — Abgefondert von der Urfundenfammlung find die Grund» 
buchseingaben und fonftige bei Bericht zurückbleibende Alten nach der Reihe der Ein- 
reihungdzahlen aufzubewahren, 3. B. Empfangäfcheine, Berichte, 8. 27 ©. Inftr. 
Bol. Schiffner 8. 92, N. 19. 

41) Das fog. Bergwerkseigenthum ift fein Eigenthumsrecht am Orubenfeld, 
das eben nur ein mathematischer Raum ift, fondern die Sefammtheit der in d. Berg⸗ 
baurecht enthaltenen Befugniffe (zumächft zur Okkupation vorbehaltenen Mineralien), 
welche nur nebenbei bisweilen auch Eigenthum im engern Sinne an Taggebaͤuden ꝛc. 
mibumfaßt. Über die Naphthabücher in Galizien u. Bukowina vgl. oben Rote 1. 

4la) Dazu vgl. Klepſch ©. 158 flg.; ferner Schneider, Die Berggerichts⸗ 
barkeit (1872) 8. 11 u.12. Die Kure gehören zum beweglichen Bermögen. Bol. 
noch 8.1, R. 27. 
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ben Eifenbahnen anzulegen find, enthalten die zum Betriebe ver Eifen- 
bahn dienenden Grundſtücke und beftehen aus Eifenbahneinlagen 
und ber Urkundenſammlung.? Für jede Eifenbahn, bez. jeden Theil 
berfelben, welcher ten Gläubigern gegenüber als Ganzes gilt, ift eine 
Einlage zu errichten. Der bücherlich einheitliche Eiſenbahnkörper 
umfaßt auch das ganze im „Befite“*3 der Unternehmung befinbliche, 
zur Inftandhaltung und zum Betriebe ver Bahn gehörige Materiale 
(88. 1-5). Die Einlage befteht auch hier 

A. aus dem Bahnbeſtandsblatt, welches in der Aufjchrift den 
Namen und bie Richtung der Bahn angiebt und in ber erften Abthei- 
lung alle Eifenbahngrundftüde, in ber zweiten alle mit dem Be⸗ 
fige der Dahn ober einzelner Bahngrundſtücke verbundenen Rechte 
(Realrechte) anzugeben bat, welche ver Unternehmung am fremden 
Grunde zuftehen (8. 8.) 

B. aus dem Eigenthumsblatt, welches enthält: „Firma und 
Sit ber Unternehmung und bie derſelben auf die bücherliche Ein- 
heit zuftehenden Rechte“, das fog. Bahneigenthum, ferner bie 
Beſchränkungen besfelben, insbeſ. durch Einlöſungs⸗ ober Heim- 
fallsrechte des Staates ($. 8). Das ſog. Bahneigenthum umfaßt 
alſo nicht bloß das Eigenthum an den Eiſenbahngrundſtücken 
(8. 2), ſondern auch an dem geſammten im Beſitze ber Unternehmung 
befinblichen Erhaltungs⸗ und Betriebsmaterial (8. 5). Nr in 
legterer Beziehung geht das Bahneigenthum (unnöthiger Weife) über 
bas gewöhnliche Grundbuchseigenthum hinaus; nichts befto weniger 
ift und bleibt e8 in Anfehung ver Hauptfache (des unbeweglichen Grund: 
buchstörpers) und bes (beweglichen) Zugehörs wahres Eigenthum — 
und biefes Eigenthum und nicht etiva die „aus ber Konzeſſion fließen. 
ben Rechte“ der Unternehmung find Gegenftand des Eintrags. * 


42) Doch find Trammaybaknen nicht ind Eifenbahnbuch einzutragen ($. 47 
Gef. v. 18. März 1878, Nr. 30.) Im der Frage der Eifenbahnbüder hat 
Ofterreih — wie überhaupt im Buchwefen — vor allen übrigen europäifchen Staaten 
einen großen Borfprung und ein fehr beachtenswerthes Verdienſt. (Ausgabe des 
Geſetzes mit Materialien ꝛc. v. Wittek.) Im Weſen übereinſtimmend Tezner im 
Centralarch. f. Bwalt. Prar. 1885 ©. 513—611. 

43) Darunter dürfte wo nicht Eigenthum, fo doch Ufufapiondbefig zu ver 
ſtehen fein. 

44) And. Anſ. Erner ©. 22. Schiff ner F. 96, ©. 41. Daß die Bahnen 
wahres Eigenthum an dem Eifenbahntörper haben, ift unzweifelhaft (vgl. $. 2 d. 
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C. aus dem Laſtenblatt, welches in ver erften Abthetlung 
alle Zaften, welche das bücherliche Ganze treffen, in der zweiten jene 
Laſten, welche fih auf einzelne Bahngrunbftüde beziehen, 3. B. 
Serpituten, fo wie die Dritten aus dem getheilten Eigenthum oder 
bem Miteigenthum45 zuftehenden Rechte enthält. Hypothekarrechte 
können fich nur auf bie ganze bücherliche Einheit beziehen (88. 6. 8). 

So lange des Bahnbeſtandsblatt (A.) nicht hergeftellt ift, wird 
bie Einlage als eine ,vorlänſige“ bezeichnet; allein nichts deſto weniger 
ift die Einlage vom Tage ihrer Eröffnung als Grunpbuchseinlage 
(Hauptbuch) im Sinne und mit der Rechtswirkung des allg. ©. Ge- 
ſetzes anzuſehen (8$. 8. 9) und finden hiermit Eintragungen in bie 
zwei anderen Blätter der Einlage ungefäumt ftatt.16 

Grundbuchsauszüge (Extrafte). 

Das Grundbuchsamt hat Jedermann über münbfiches oder jchrift- 
liches Anfuchen ($. 7 ©. G., $. 40 ©. Inftr.) amtliche Auszüge 
(Extrakte) aus dem Hauptbuche auszufolgen und zwar entweber all» 
gemeine (Total⸗) Extrakte, welche ven gefammten Buchftand bes 
Grundbuchskörpers barftellen, oder bejondere (Bartikular-) Aus- 
züge, welche über einen aliquoten Theil des Gutes over über eine 
„Hypothekarforderung“' und bie weiteren anf diefelbe bezüglichen 
Poſten ausgefertigt werben ($. 34 ©. Inftr.) Jeder Auszug kann als 
ein ausführlicher („umftändlicher) oder „[ummarifcher“ ver- 
faßt werben; in jenen find bie Einträge wörtlich aufzunehmen, in 


Buches.) Erſt die im Tert citirte ungenaue Faffung des 8.8 Eif. B. G. („Rechte”) 
gab zu Meinungsverfchiedenheiten in der Praxis Anlaß. Der Eintrag der „Rechte aus 
der Konzeſſionsurkunde“ ift nicht nur dem Wefen und der Beftimmung des Eifenbahn- 
grundbuchs zumider, fondern veranlagt geradezu Rechtöunficherheit, da doch das 
Eigenthum am Bahnkörper nicht „aus der Konzeffion fließt” und die höchſt verfchieden- 
artigen Konzeffionsrechte aus dem Hauptbuche gar nicht erfichtlich find. Mit Recht 
bat daher der zweite öfter. Advotatentag (1877) den Antrag Dr. Burian's 
angenommen, daß die dingliche Natur des Nechts der Unternehmung am Bahnkörper 
gejehlich klar zu ftellen fei. Im Wefen nicht anders Tezner a. O. 

45) Bezüglich dieſes Miteigenthums findet felbftverftändlich das Veraͤußerungs⸗ 
recht. bez. Theilungsreht nur infofern ftatt, als dadurch nicht die Beftimmung 
des bezüglichen Grundftüdes zu Eifenbahnzmweden beirrt wird. Zu weit geht Erner 
©. 56, wenn er Miteigenthum Teugnet. Durch Umlegung der Bahn kann die Be- 
fhräntung wegfallen. Schiffner $. 92, ©. 30 u. 41 will hinwieder ohne Grund 
unter Miteigentbum „getheilted Eigenthum“ verftehen; unpaffend ift nur das Blatt 
der Eintragung. 

46) Vgl. noch Schiffner 8. 92, ©. 30 fig. 
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biefem ift im Laftenftande nur eine kurze Bezeichnung bes binglichen 
Rechts und ver Höhe derLaft (ohne Angabe des Titels und bes Namens 
ber Gläubiger) anzugeben (8. 35 &. Inſtr.).“ Unerlepigte 
Grundbuchseingaben, welche bis zum letzten Abfchluffe des Ein- 
reichungsprotofolls, dem das Datum des Auszugs entiprechen foll, 
eingelangt find, werden unter Angabe ber Zahl und des Inhalts am 
Schluſſe des Auszugs angegeben (8. 37).s Der Auszug ift vom 
Grundbuchsführer (nicht vom Gerichtsvorſtand) zu unterzeichnen 
und mit dem Siegel bes Grundbuchsamtes (bez. Gerichte) zu ver⸗ 
ſehen ($. 37). Für die Richtigkeit vesfelben ift der Grundbuchs— 
führer als richterlicher Beamte auch civilrechtlich verantwortlich 
(8.76. G.).so Dazu das Gef. v. 12. Juli 1872. 3. 112 R. ©. 
DI. über die Haftung richterlicher Beamten. Die Auszüge find 
öffentliche Urkunden (8.7 ©. G., 8. 1119. © O.) 
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Gegenftand der Eintragung in die öffentlichen Bücher find ihrer 
Beitimmung gemäß zunächft nur dingliche Rechte (an unbeweglichen 
Sachen, bezieh. an eingetragenen Rechten), — ſodann Reallajten 
und ausnahmsweiſe gewiffe obligatorifche Rechte Gorkaufs⸗, Wie- 
berfaufs- und Beftandsrechte. 88. 1070. 1073. 1095. A. B. ©. 
B.)(8.9 G. ©.) Was die dinglichen Rechte betrifft, fo gehört hier⸗ 
ber das Eigentum (Miteigenthbum 8. 10 ©. ©.,! Ober und 
Nupungseigenthum), das Pfandrecht und bie perfänlichen und 
Grunddienſtbarkeiten. Nur vie eben genannten Rechte find 


47) Dazu Hofb. v. 6. Oktober 1785. 3. 478 J. G. S., Auffep ©. 407 fig. 
Klepſch ©. 157 fig, Haan S. 28. 218, Erner$. 32. 

48) Über diefelben giebt das „Tagebuch“ Aufſchluß. (8. 1.37 ©. Inf) 

49) Ein befondered Siegel des Grundbuchsamtes ift nicht nothwendig. (Min. 
V. v. 16. u. v. 21. Febr. 1872. 3.1880 u. 2043.) 

50) Rur der Grundbuchöführer: „unter deffen eigener Haftung” (8.7 ©. ©.). 
So ſchon 8. 152 ungar. Gr. O. welche übrigens in der erften Zeit nur die Heraus 
gabe ausführlicher, wortgetreuer Totalaudzüge geftattete. Außerdem kann Jedermann 
einfache oder beglaubigte Abſchrift en von Urkunden aus den Grundbüchern ober 
der Urfundenfammlung (Urkundenbuch) verlangen. (88. 32. 33 ©. Infe) 

1) Nach den offiziöfen Formularien (Nr. 2) wird das „Eigentfum zur Hälfte, 
zu einem Biertheil“ einverleibt oder pränotirt. 
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„dingliche*. (8. 308 ©. B.) — nicht aber der Beſitz (Befigrect) 
und das Erbrecht.? Allein auch das Pfanbrecht an ber Hypothek 
(Afterpfand $. 454 ©. B., 88. 13.51 ©. G., 8.10 G. Ant. 
G.) und bie ferwitutsähnlichen Genußrechte an verblicherten Rechten, 
z. B. Rapitalien ($. 10 ©. Anl. ©.), find im Sinn des Gefekes den 
binglichen beizuzählen und fomit Gegenftand ver Verbücherung.® 
Hieraus ergiebt fih, dag nur VBermögensrechte zur Verbücherung 
geeignet find, Teineswegs Rechte anderer Art, felbft wenn fie aktiv 
ober paffiv an ein Reale geknüpft wären, 3. B. Realpatronatsrechte.* 
— Andere Rechte als die hier angeführten dürfen in die öffentlichen 
Bücher nicht eingetragen werben (8.9 G. ©. „nur“).® Diefe Rechte 
werben , bücherliche“ genannt (88. A. 5.9 ©. ©.), beſſer würden fte 
als „verbücherungsfähige“ Rechte bezeichnet werden. ‘Der Eintrag ber 
binglichen Rechte tft eine Konſequenz bes allerbings nicht ausnahms- 
Iofen Grundſatzes, daß dieſelben nur durch Verbücherung erworben 
werben können. (88. 431.443. G. B.) Die Eintragung der Real- 
laften (insbef. des Ausgedinges ꝛc., ſ. 8. 12 ©. ©.) erfolgt zufolge 
ihres Wefens, ihrer naturgemäßen Beitimmung : eine Verpflichtung 


2) Daß der Befis und dad Erbrecht, obwohl fie der $. 308 ©. B. zu den 
dinglichen Rechten zählt, kein Objekt der öffentlichen Bücher ift, wird allgemein an- 
erfannt. Bezüglich des Befiped vgl. fpeziell d. Hofd. v. 1. Juni 1835, 8. 51 u. 
meinen Auffat in Grünhut's Zeitfchr. VOL. ©. 264 flg. (Bezüglich ded Beſitzes geht 
wieder irre die abfonderliche Entfch. Nr. 12521 Sammf. Gl. U. Pf. und Prefern 
©. 14; dagegen vgl. 8. 20 Note 34a d. B.) Über die nur hiſtoriſch zu erflärende 
Faflung des $. 1252 ©. B. vgl. Klepſch ©. 12, Randa, Beſitz 8. 5, R.26. Daß 
Befib und Erbrecht überhaupt nicht dDingliche Rechte find, Darüber f. Unger I. ©. 221. 
515 flg., Randa, Befitz 8.3, Schiffner 8. 26. 

3) Dazu vgl. Hanauſek, Uneig. Rießbrauh $. 18. — Das Pfandreiht, 
welches nicht Sachen, fondern Rechte zum Begenftande hat, iſt zwar ein unmittel- 
bares, aber fein dingliched Recht. Und dasfelbe gilt von dem fog. Nubgenuß an 
Rechten. M. E. bilden diefe gewöhnlich ale dinglich bezeichneten Rechte gleich 
den Autor», Marken und Mufterfchugrechten eine befondere Kategorie von Vermögens⸗ 
rechten. ©. dazu Stobbe$. 158, Schiffner$. 26. Daß die öfter. Hypothek 
feine pofitive Renlobligation zur Zahlung fchaffe, anerkennen mit Recht Erner 
©. 38, David, Ger. 3. 1870, R.11, Schiffner$. 96,0. 8. 

4) Warum aberRealpropinationglaften nicht Gegenftand der Eintragung 
fein ſollten Schiffner$. 96, N. 17), vermag ich nicht einzufehen; fie find ale 
NReallaften ($. 12) eintragungsfähig. ©. Nr. 3128 Samml.u.Randa, Befig 
8.24, N. 37. 

5) Bol. 88.21 u. 22 ©. Anl. G. u. Erl.d.6.D.8. G. v. 10. April 1877. 
8.9918. Dagegen find die Patronatölaften (ald Reallaften) allerdings Gegenftand 
des Eintrags. Pol. Nr. 8103 d. Samml. GI. U. W. 
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bes jeweiligen Beſitzers, eine bleibenbe Laſt des Grunpftüdes zu 
fein. — Der Eintrag noch anderer obligatorifcher Rechte Vor⸗, 
Wiederkaufs⸗, Beftandsrechte) erfolgt ausnahmsweiſe zu dem Zwecke, 
um biefen nach ihrer regelmäßigen Natur auf die Perjon der Kontra- 
henten und ihrer Univerfalnachfolger beſchränkten Forberungsrechten 
gemäß ber fingulären Tendenz ber Parteien eine weitere, gegen 
jeden Befiger ver Realität fich erftredende Wirkſamkeit zu fichern. 
Die Eintragung bildet das Mittel, vie Abficht der Kontrahenten, eine 
Realſchuld zu begründen, zu verwirklichen. ® 

Zabularbefig ift die Thatſache der bücherlichen Bor- 
Ihreibung, bes bücherlichen Eintrags eines Rechtes für Jemanden. 
Derjenige, auf deſſen Namen das Necht eingetragen ift, heißt Tabu⸗ 
larbejiger. $$. 321. 322. 350.7 DBgl. Näheres im $.17N. 1 
d. Buche, 

Die öffentlichen Bücher find alfo in Ofterreich — zumeift von 
ihrer Entftehung an (ſ. 8. S. 422flg.) — nicht bloß Hypotheken⸗ 
bücher“, fondern Grundbücher im wahren und vollen Sinne des 
Wortes. (Über die Notifiten-, Verfach- und Hypothekenbücher in ein- 
zelnen Ländern vgl. $. 18 ©. 431 fig.) 

Dezüglich des Eigenthums find noch folgende Fälle zu erwägen, 
welche in der Praxis — namentlich bei ver Neuanlegung der Bücher 
zu verjchiebenartiger Auffaſſung Anlaß geben. 

1. Wird eine unbewegliche Sache vom Manne ober einem Drit- 
ten ber Braut als Widerlage gegeben, fo gebührt ver (eingetragenen) 
Frau hieran das durch das Vorverfterben des Mannes (fuspenfio) 
bedingte Eigenthum ($. 1230.) Für biefe Auslegung |prechen: ber 
Wortlaut des $. 1230, ferner bie Hiftorifche Entwidlung und die Bor- 
länfer des B. ©. B., befonders der Abſ. 188 und 189 III. Cap. 
8. 3 des Cod. Theresianus (I. Thl.): „joll die Widerlage bem über: 


6) Über die Bedeutung diefed Eintrages vgl. Randa, Beſitz ©. 54, R. 2. 
Die Anfiht Haſenöhrl's, Oblig. R. ©. 19, N. 75, Geller's, Grün. Ziſchr. 
V. S. 337 flg., welche wieder zu der alten Behauptung, daß die genannten Rechte 
durch Eintrag dinglich werben, zurückkehren, thut dem hiſtoriſchen und dogmatiſchen 
Begriff der Dinglichkeit Gewalt an. u 

7) Bezüglich des Tabularbefiges vgl. Randa a. O. 8. 5. And. Anf. jüngft 
Ezyhlarz, Wiener Ztſchr. X. ©. 263 fig. ; felbft wenn deſſen Hiftor. Gefichtäpunft 
richtig wäre, wäre derfelbe für Interpretation des A. B. ©. B. belanglod. Vgl. die 
f.2. v. 27. Oftober 1849 8. 12, 
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lebenden Xheil zufallen..... .; ohne daß während ver Ehe das Weib 
beren Übergabe forbern könne, fondern folche bleibt für diefe Zeit in 
bem Eigenthum bes Mannes, welcher auch... . deren Verwaltung 
und Benutzung behält.” ©. Harrafowsty, Cod. Ther. I. 
©. 118 und deſſen Note 22; conform Horten Entw. I. 3. 88. 69 
—72. 97 fig. ; dazu Iofef. G. B. J. 8.118. Der 8. 1230 6.2. ſtellt 
fih nur als Auszug ber citirten 88. 188. 189 dar; aus den Worten 
„das freie Eigenthum“ ($. 1230) darf daher nicht durch eine Konklufton 
a contr. auf reſolutiv bebingtes E. ver Frau während ber Ehe ge- 
ichloffen werden.® Durch den bezüglichen Vertrag werven fohin ſofort 


8) Überlebt die Gattin den Gatten nicht, fo fällt die Widerlage nicht (mie das 
Heirathsgut) an die Erben der Gattin, fondern an den Mann, bez. an denjenigen 
zurüd, von dem fie herrührt. (Arg. 8. 1230 „wenn fie den Mann überlebt, 
. „gebührt ihr... auch das freie Eigenthbum“. ©. auch Krasnopolski, Grünh. 
Ztſcht. 15 ©. 72 flg. Bedenklicher war die Faſſung des Entwurf IL $. 333: 
„allein nach dem Tode ded Mannes“ zc.) So aud die Entfch. ded B. G. Hofes 
Nr. 1145 u. 5383 Samml. Glaſ. Ung. W., auch Ogonowski, Chegüterrecht 
©. 320 flg., Kirchſtetter zu $. 1230, Ullmann, in Grünhut's Ztſchr. IV. 
©. 104. Anders, Famil. R. 8. 29, wohl auch Krainz $. 444. Dafür fpricht 
— wie hier nicht näher gezeigt werden fann — auch die hiſtor. Entwidlung der Con- 
trados in den böhm. u. öfterr. Ländern; vgl. 3. B. Böhm. Land Orb. M. 33., 
Böhm. Stadir. C.4lu. a., Kyblin, Differentia ete. S. 204, Donner 8. 952, 
dazu (passim) Dgonomäti ©. 63. 81 fig. 315 flg.; vgl. au 8. 33 d. bähm. L. 
Zaf. Inftr. u. über die Entwicklung des vom Manne beftellten D otalictums nad 
älterem böhm.-mähr. Rechte Czy hlarz, Zur Gefch. des ehel. Güterrechts im böhm.⸗ 
mähr. 2. R. (1883), welcher dad Recht der Frau auf dieſe Widerlage (obv&ntni) 
nad Stadtr. ale fuspenfiv-, nach Landr. als refolutiv-bedingt auffaßt und badfelbe 
als Schöpling des hayer.-öfterr. N. (gelobte Morgengabe) betrachtet. Dazu Harra- 
fowsty R. 22 a.D. und Kradnopolsti, Mitth. d. d. J. 2%. 1882, S. 135 fig. 
u, Grünh. Zeitfehr. 9, S. 572 flg., Andersd,a. ©. — Daß Parteiwillfür der Rom 
des 8. 1230 derogiren könne, erfennt die Entſch. 8166 S. Gl. U. W. an (Unbedingtes 
R. auf die Widerlage). — Über die wie nach öfterr. fo nach deutfch. Rechte ſchwan⸗ 
tende Geſtalt der Contrados vgl., abgefehen von Schröder u. Martig, z. B. 
Gerber, D. P. R. 8. 239. Wiberfprechend äußert ih Stubenrauß II. ©. 359. 
Die mir duch Prof. Pfaff⸗Hofmann zugefommenen Protokollauszüge (vgl. nun⸗ 
mehr: Ofner, Prot. IL. 143. 572) geben über diefe fraglichen Puntte feine Aus- 
tunft. Zufolge der Monita der Insbrucker Fakultät 2c. und ded B.-Präfidenten wurde 
zwar in der Sitzung v. 26. Aug. 1805 befchloffen, daß die Widerlage der Frau nad 
dem Tode ded Mannes nur dann zufallen folle, wenn auch diefem nach ihrem Tode 
das Heirathsgut zugefallen wäre. (Of ner DI. ©. 143.) Allein auf Pfleger’ 8 
Antrag, welcher auf das Unpraktifche einer ſolchen Beftimmung hinwies, wurbe in ber 
Sigung v. 18. Dez. 1809 die Rorm des weftgal. ©. wieder hergeftellt. Über 
bie obengedachte Anderung der Faffung des $. 333 „allein nach dem Tode“ zc. 
“ findet ſich keine Aufklärung ; fie wurde fpäter (ald bloß redaktionelle?) in's Wert 
geiept. 
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Rechte unter Lebenden — wenn auch gefeglich bevingt und betagt 
— eingeräumt und kann von einem Legatsvertrag wicht gefprochen 
werben.® Da bie Gattin fohin das Recht hat, auf Grund ver Ehe⸗ 
pakte, jofern biefe ihrer Form nach eintragsfähig ſind,“ um bie Ein- 
verleibung des ihr auf bie Widerlage zuſtehenden bebingten Rechtes 
anzufuchen, 10 fo entfteht die Trage, in welcher Art der Eintrag zu 
erfolgen hat? Etwa durch „Anmerkung“ oder Eintrag bes „Nechts auf 
bie Widerlage“? M. €. ift die Frau als bedingte Eigenthümerin 
bes als Widerlage gegebenen Gutes einzutragen, 11 in der Eintragung 
ber Erwerbstitel zu bezeichnen, und gemäß 8. 5 ©. ©. vorſichtsweiſe 
auf die betreffende Stelle des Heirathsvertrages zu verweilen. Im 
ähnlicher Weile wird im Falle des 8. 1228 A. B. ©. B. der Frucht⸗ 
genuß des Mannes an ben im Eigenthum der Frau verbliebenen 
Gütern unter Hervorhebung des Titels und unter Beziehung ber be- 
treffenden Stelle des Heirathskontraktes eingetragen werben müfjen. 

2. Die Gütergemeinfhaft unter Ehegatten wird in ber 
Regel nur auf den Todesfall verftanven ($. 1234 ©. B.) und giebt 
"dem Gatten nur das Recht auf Vergemeinſchaftlichung und Thei- 
lung (zur Hälfte) deflen, was von den der Gemeinschaft unterzogenen 
Gütern nach Ableben tes andern Ehegatten noch vorhanden fein 


Sa) Mit Unrecht will daher Schiffner, Vermächt. Bertrag 8. 5 hier in der 
Regel einen Dermächtnißvertrag — und nur, wenn ausdrücklich Wirkungen unter 
Lebenden beabfichtigt werden, eine Schenkung (?) auf den Todesfall annehmen. Da 
gegen vgl. au Anders, 8. 29. Mit feiner Auffaſſung ſteht Sch. in der Literatur 
u. Praris ganz vereinzelt da. Übrigens halte ich die Beftellung der Widerlage durch 
den Mann für feine Schenkung, fondern (def. mit Rückſ. auf $. 796) für eine eausa 
lucr. sui generis. 

9) Wie bekannt, müffen feit dem Gef. v. 25. Yuli 1871, 3. 76 alle Ghepalte 
in Form eined Rotariatdaktes errichtet werben. 

10) And. Anficht aber Ogonowski a. D., deffen Meinung aber nit nur 
durch die in Note 8 citirten Quellen, fondern auch durch $. 1245 ©. B. widerlegt 
wird. Vgl. auch die Rechtsfälle Nr. 1145. 2020. 2362 der Samml. OL. U. W. und 
Winiwarter IV. ©. 446. 

11) Das ©. Gef. (88. 98. 103) verlangt „die Beziehung auf die der Bewilligung 
zu Grunde liegenden Urfunden“. Die übliche Art der Eintragung bezeichnet die 
legtern biweilen fo allgemein, daß daraus ber Erwerbätitel des Eigenthums xc. nicht 
entnommen werden kann, 3. B. „Auf Grund des Abtretungdvertrags dio.... wird 
das Eigenthumsrecht“. (S. Prefern ©. 159). Daraus ift aber der Erwerbötitel 
(Rauf, Schenkung xc.) nicht erfichtlich. Es liegt im Sinne des Geſetzes (8. 26 ©. &.), 
daß die rechtliche Kategorie der Urkunde genau firirt werde. Vgl. aud die amtlichen 
Formulare zur Kaiſ. B. v. 16. März 1851. 3. 67 R. ©. DI. 
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wird (8. 1234).12 Das Geſetz hat alfo einerſeits nur die Güter⸗ 
alfo Bermögensgemeinichaft (im Gegenſatze zur communio einzelner 
Sachen) im Auge, andererſeits beſchränkt e8 bie Wirkſamkeit derſelben 
auf das nachgelaffene (der Gemeinfchaft unterzogene) Vermögen. 13 
Befitzt aber ein Ehegatte ein unbewegliches Gut und wird (felbft- 
verftändlich nur mit der Einwilligung des Erfteren)14 das Hecht des 
anderen Ehegatten zur Gemeinfchaft in bie öffentlichen Bücher ein- 
getragen, fo erhält biefer auf die Hälfte ver Subftanz bes Gutes 
„ein dingliches Recht“, vermöge deſſen ber eine Ehegatte über biefe 
Hälfte (sc. der Subftanz) Feine Anordnung (Verfügung) machen 
kann; auf die Nutzungen aber während der Ehe erhält er Teinen An- 
ſpruch. Jedoch nach dem Tode des Ehegatten 15 gebührt dem überleben- 
ben ‘Theile fogleich das freie Eigenthum feines Antheiles (3. 1236). 
Aus diefen faft wörtlich citirten Stellen ergiebt fich, daß ber Ehegatte 
durch die Einverleibung der Gütergemeinfchaft jofort das — durch ben 
Fruchtgenuß des anderen Gatten beſchränkte — Miteigenthbum 
zu Hälfte des Gutes erwirbt.16 Diefe Auffaffung wird burch den 


12) So richtig Krasnopolsti, Grünh. Ztſchr. 9, ©. 575 fig. u. 15. 
S. 103 fig, Krainz 8.446. Died Recht begreift den Anfpruch auf Abzug der 
Schulden beider Theile aus der fo gebildeten Maffe und Theilung des ſonach ver. 
bleibenden Reſtes. Beide Rechte werden zugleich — in der Regel bei Auflöfung 
der Ehe wirkſam. 

13) Häufig werden obige Unterſchiede überfehen oder verwifäht. Der Bertrag 
zur Gemeinſchaft, deifen Objekt nur einzelne Sachen find oder deffen Wirkſamkeit 
fhon unter Lebenden eintreten foll, ift daher nach den 88. 1180 fig. zu beurtheilen. 
‘im Codex Theres. iſt diefe Unterſcheidung ſchaͤrfer audgefprochen als im A. B. G. B. 
Bol. I. Theil, Cap. II. Nr. 235: Nur Handels⸗ Gewerbs⸗ und Bauersleuten ſoll 
verftattet fein, „eine unwiderrufliche Semeinfchaft ihrer beiderfeitigen Güter über das 
ganze Vermögen ober einen Theil desſelben zu errichten.” Nr. 255. „Bon diefer Ge⸗ 
meinfchaft ded Vermögens ... ift alle andere Art der Gemeinſchaft unterfchieden, 
welche ih... . in einzelnen Sachen zufällig oder mit ihrem Willen ereignen kann”. 
©. auch Ogonowski ©. 390 fig. 

14) Das ergieht die Bergleichung mit 88. 1234 u. 1256 G. B. So auf die 
Spruchpraxis: Rr. 1175. 2335. 5372 Samml. Gl. U. W., Klepſch S. 41, Wint- 
warter IV. ©. 453 u. dazu 8. 37 ©. Geſ. 

15) Dasfelbe gilt im Falle des Konkurſes desfelben (8. 1262) — wogegen freilich 
Ulmann©. 114 ein Wahlrecht der Konkursmaſſe (8. 22 Konk. O.) ſtatuiren will, 
— und bei Trennung der Ehe alatholifcher Gatten (8. 1266). Bei der unfteiwilligen 
Scheidung kann der fhuldlofe Ehegatte wählen zwifchen der Fortdauer oder Aufs 
hebung der Ehepakte. ($. 1264). ' 

16) Richt bloß einen obligatorifchen Anſpruch: Arg. 8. 1236 dingliches Recht” 
— dies fann eben nur das Miteigenthum fein; ein allgemeines „bingliched Recht 
giebt es nicht; die einzelnen Arten der dinglichen Rechte führt $. 308 ©. 3. an. As 

Rande, Eigenthum n. öflerr. Ned. 32 
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Wortlaut des neueftens von Harraſowsky publizierten Cod. Theres. 
1. Th. Cap. DI. nr. III. 238 fig. beftätigt. Die Gemeinfchaft des 
Vermögens ändert „nichts an dem Eigenthume bes ein- ober ander⸗ 
feitigen Guts, folange Beide am Leben find, . . wenn nicht... . ein 
Ehegatte mit dem anderen an das Eigenthumt gefchrieben worben“. 
Damit ftimmt überein nr. 242 eod.: dem Überlebenben, welcher mit 
„an das Eigenthum gefchrieben ift“, gebührt vie Hälfte „mit vollem und 
freiem Eigenthumsrecht“. (Ähnlich Horten’s Entw. L 88. 85.86.) 10 
Bol. au Harrafowsty’s Note S. 129. 

Fraglich kann nur fein, ob dieſes Mitetgenthum bloß durch ben 
Fruchtgenuß des andern Gatten beſchränkt — eine nuda proprietas 
— ift ober ob hier nicht vielmehr ein jog. „ruhenbes“ Eigenthum (dom. 
dormiens) des eingetragenen Ehegatten in dem Sinne vorliegt, daß 
über das Miteigentum während der Ehe überhaupt nicht (durch Ber- 
änßerung, Verpfaͤndung 2c.) verfügt werben kann.17 Für bie legtere 


Miteigentbum faflen dad Recht aus 8. 1236 auf die Gerichte, vgl. Samml. OL 1. 
W. Nr. 3929. 5372, 5897 u. a., f. auch den Fall Ger. 3. 1878, Nr. 5, woſelbſt die 
erfte Inftanz die Eintragung des ‚Rechts zur Gemeinſchaft mit Bezug auf 8. 9 ©. G. 
für unzuläffig, dad O. L. ©. aber für zuläffig erklärt. Über andere irrige Formen 
des Eintrags vgl. Rote 20.21. Richtig: Zeiller, Nippel, Stubenraud ad 
8. 1236, Ullmann I. ©. 117 flg., Krainz, DL. 8. 446, Og onowski a. a. O. 
©. 392 fig., unflar Kirhftetter ad$. 1236. Unentfchieden läßt die Frage Kras⸗ 
nopoldti, Grünh. Ztſch. 9, ©. 574, 15.6. 102. (Miteigenthum oder dinglich 
wirtendes Recht auf Erwerb desſelben.) Unfere Anficht theilt nun auch Anders, 
Famil. R. 8. 34 ©. 144, obwohl er nur von einer „Anwartfchaft”, von einem fünf 
tigen, mit der Auflöfung der Ehe beginnenden Miteigenthum ſpricht, — eine 
m. €. widerſpruchsvolle Eonftruction. Der $. 1236 ſcheint eben nur ein ungenauer 
Auszug aud dem Cod. Ther. zu fein. Vgl. das folg. im Terte. 

16a) Im Entw. Martini fehlt der 8. 1236. Aus der Darftellung Harra- 
fowäty 5. S. 197 N. 8 geht hervor, daß die Mehrzahl der Stände die gefepliche 
Gütergemeinfchaft — wenigftend für den Bauernfland — befürwortete. Died dürfte 
Zeiller bewogen haben, in der Sitz. v. 19, Aug. 1805 — entfprechend dem Joſef. 
G. B. — die Normen, betreffend die Gemeinfhaft auf den Todesfall wieder auf 
zunehmen, womit die Commiffion einverftanden war. Ofner Prot. IL ©. 140 la, 

17) Die erftere Anficht findet allerdings in jener Stelle des $. 1236, die nur 
auf den Ausſchluß der Rukungen Bezug nimmt, einen Anhaltspunkt. Daß aber nad 
unferer Anficht die „andere Hälfte” ganz unveräußerlich wäre, ift nicht richtig; find 
beide Ehegatten einverftanden , fo kann diefelbe veräußert werden. Bol. dazu 
Pfaff- Hofmann IL ©. 13. Die Anfihten der Praxis divergiren. Für die Zu- 
läffigkeit der Veräußerung ded Antheild vgl. Nr. 6297 Samml. Gl. U. W., Kras— 
nopolsti, a. O. 15. ©. 102 flg., dag. gegen die erefutive Belaftung desſelben 
Nr. 7998, allerdings mit der fonderbaren Begründung, daß die Rechtsfolgen des 
8.1236 nur im Berhältnig zum anderen Theile begründet find. Die im Tert ver- 
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Anficht fpricht Die — allerdings nicht zum klaren Ausdruck gekom⸗ 
mene Abficht bes Geſetzgebers, welcher die Fortdauer des gemein- 
Ichaftlichen Beſitzes und des ausſchließlichen Nutungsrechtes bes an- 
beren Ehegatten während ber Ehe intenbirte und bie Möglichkeit be- 
tiebiger Aufhebung der Gemeinfchaft (durch Realtheilung bez. Feil⸗ 
bietung, 88. 830. 843. cf. 8. 826) fern halten wollte.is Vgl. oben 
©. 243 Note 49, und die Entfcheivungen bes oberften Gerichtshofes 
Nr. 5746. 7998 u. neueſtens die Entfcheidung Nr. 11783 Gl. U. W., 
welche legtere ans den bier angeführten Gründen die Aufhebung der 
Gemeinſchaft für unzuläffig erflärte, troßbem der Gatte zu der Hälfte 
bes E. intabulirt war. (Anders die Entich. Nr. 5897 u. 6297.) 

In diefer von mir ſchon anderwärts geäußerten Auffaffung wurde 
ich ſchon durch die Einficht in die (Hofmann-Pfaff’fchen) abjchriftlichen 
Kommiffionsprotofolle beſtärkt. Im weitgal. ©. B. (Urentwurf) 
fehlen belanntlich vie 88. 1235. 1236 G. B. (Vgl. Note 16a.) Im 
ber Situng vom 19. Auguft 1805 beantragte Zeiller in Anlehnung 
an die 88. 92—98 Hof. ©. B. zunächft die Norm, daß, wenn ber 
Gütergemeinfchaftsvertrag einverleibt fei, „ber eine Theil über bie 
dem andern SCheil vorbehaltene Hälfte keine eigenmächtige Verfügung 
treffen Tann“. In der jpäteren Sitzung (vom 26. Auguft 1805) wird 
beichloffen, daß ber Ehegatte durch die mit Einwilligung des An- 
beren vorgenommene Eintragung „ein Miteigenthum“ erlange; vem 
einfeitigen Eintrag wirb diefe Wirkung verfagt. Gegen lettere 


tretene Anfiht fept allerdings voraus, daß die Gütergemeinfhaft bücherlih ein- 
getragen ift. Bol. auch d. Entſch. d. O. G. H. v. 11. Mai 1886 Jur. BI. 1886. 
Nr. 42. 


18) Für leptere Auffaffung bei. Winiwarter IV.©.453, Stubenraud 
ad 8.1236, Abf. 2, Ellinger, H. B. zu $. 1236 u. PfaffeHofmann II. 
6.13, auch Andere, 8. 34 ©. 144, da diefer fogar nur eine „Anwartichaft" auf 
das künftige Miteigenthum anertennen will, — während befonderd Zeiller IL. 
©. 612, welchem Nippel VIL. p. 595, Ullmann ©. 118 u. Ogonowski 
©. 393 flg. beiftimmen, den Gefichtspunkt ded bloß befchräntten Eigenthums feft- 
halt. So aud) die Entf. d. D. ©. Hofes, Not. Zeit. 1877. Rr. 17 (ander? die erfte 
Inſtanz), während die Entfch. Ger. Seit. 1876. Nr. 19 wenigftend in erfter Inftanz 
die hier vertretene Anfchauung zum Ausdrud bringt. Ogonowski Hält den Ge- 
ſichtspunkt eines zeitlich und durch den Fruchtgenuß des anderen Ehegatten be- 
ſchränkten Miteigenthums für ausreichend. Allein lepteres wird fofort erworben, 
gegen D. fpricht auch Die Tendenz des Geſetzes; fiehe folg. Roten. — Bon einer bloßen 
„Anwartfhaft” (Anders) kann darum nicht gefprochen werden, weil das „dingliche 
Recht” fofort definitiv erworben if. 
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Norm Tehrte fich Zeiller in ver Sikung vom 16. November 1807 
und es wurde hierauf die gegenwärtige Faſſung des 8. 1236 be» 
ſchloſſen, jeboch mit ver Abweichung, daß es heißt: „fo erhält dieſer 
durch bie Eintragung auf bie Hälfte ver Subftanz ein Recht“; der 
Einfchub: „ein dingliches Recht“ (8. 1236) erfolgte fpäter, ohne daß 
erfichtlich tft — durch wen? (Ohne Zweifel in letzter Stunde durch 
Zeiller.)1? Die Kommiſſton beabfichtigte fomit wahrfcheinlich bloß 
einen obligatorifchen Anfpruch (Jus petendi) anzuerkennen (vgl. N.19); 
durch ben fpäteren Einfchub vollzog fich aber die Rückkehr zu der Auf⸗ 
faffung ber früheren Entwürfe, daß mit dem Eintrag das Miteigen- 
thum erworben werde. (Dazu f. N. 16.) 

Soll nun im all des $. 1236 G. B. — wie manche wollen: 
das „Recht zur Gemeinfchaft" oder das „vingliche Recht an der Guts⸗ 
hälfte“ eingetragen ober angemerkt werben,2% ober foll Eigenthum an 
ber Hälfte des Guts einverleibt (pränotirt) werden? — Gewiß tft nur 
bie legtere Anficht richtig; denn abgefehen davon, daß das ©. ©. 
(8. 20) eine folche „Anmerkung“ nicht Tennt, und daß nur ſpeziell 
benannte dingliche Rechte ven Gegenftand ver Einverleibung bilven 
tönnen (8. 9 ©. ©.), foll ja der Ehegatte im Falle des $. 1236 
wahres, (wenn auch nicht „freies") Miteigentum (Eigenthum auf 
bie Hälfte) erwerben.?! Dies lag auch in ber Intention der Geſetz⸗ 


19) Die bezüglichen Auseinanderfegungen in der Gig. v. 16. Nov. 1807 (Brot. 
©. 430) find ziemlich unbefriedigend: Theilung und Gemeinfchaft find zweierlei. 
Werde der Ehegatte an die Gewähr gefchrieben, fo fei feine Gemeinſchaft mehr (9), 
jeder Theil fei Eigenthümer. (Offenbar identifizirte man Real u. Idealtheilung.) 
Werbe aber nur das jus petendi (?) des Miteigenthums vorgemerkt, dann läge Ge⸗ 
meinfchaft vor und wirke erft nach dem Tode des Anderen. — Gegen die obige Anfiht 
fpricht wohl nicht Cod. Ther. 1. Thl., III. cap., ©. 239: „Solchemnach kann ein 
Ehegatt mit dem alfo behafteten unbeweglichen But ohne Einwilligung des anderen 
zum Rachtheil der mit diefem beftehenden . . . Gemeinfchaft nichts ordnen, obſchon es 
ihme für feinen Antheil unbenommen bleibt, mit ſolchem nach Gefallen zu fchalten“, 
da hier nur von der Hälfte de sjen i gen Gatten gefprochen wird, der den andern ind 
Miteigenthum aufnahm. 

20) So Kirchſtetter ad 8. 1236: Die Auszeichnung des „Rechts zur Ge⸗ 
meinſchaft ... kann erfolgen... durch „Aonotation“ oder Übertragung „der Hälfte 
des Rechte”. Dagegen Ullmann IV. ©. 117. 118 u. die Entſch. d. öfter. D. R. 
G. Not. Zeit, 1878. Nr. 25. 

21) So aud die Judikatur. Pol. Nr. 3929. 5372. 5746. 5897. 6297 Samml, 
Gl. U. W., die Entf. v. 29. Oft. 1875. 3. 8409 (Ger. Zeit. 1876. Ar. 19). In 
Nr. 6297 Samml. GL. U. W. (Rot. Zeit. 1877. Nr. 17) verweigerte die erſte Inflanz 
die Einverleibung ded Miteigenthums auf die von der Frau verkaufte Hälfte bed 
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gebung, wie ans bem Vorgeſagten beftimmt hervorgeht. Allerdings 
muß aber wegen ver befonderen Eigenthümlichkeit dieſes Miteigen- 
thums 22 bei dem Eintrag nicht nur der Titel des Miteigenthums 
(Bertrag über die Gütergemeinfchaft) hervorgehoben, fondern insbe- 
fondere gemäß $. 5 ©. ©. auf bie betreffende Stelle des in der Ur- 
fundenfammlung abjchriftlich erliegenden Heirathsvertrages Bezug 
genommen werben. So ganz richtig neneft. Nr. 11783 der Samml. 
Ob bie Beichräntung in der Verfügung über den Grundbuchskörper 
im Eigenthumsblatt erfichtlich zu machen und im Laftenblatt einzu- 
tragen ift (8. 9 u. 10 ©. Anl. ©.), ift zweifelhaft; m. €. ift dies 
unnöthig. 

3. Dur den fog. Abvitalitätsvertrag, mit welchem ein 
Ehegatte dem anderen bie Fruchtnieß ung feines ganzen Vermögens 
ober eines Theiles desſelben auf ven Todesfall zuwendet, wirb berfelbe 
in ber freien Verfügung durch Handlungen unter Lebenden nicht be 
ſchraͤnkt ($. 1255).23 Wirb aber bie Fruchtnießung eines unbeweg- 


gemeinfchaftlichen Guts mit Bezug auf 8. 1236, da die Frau erft nach dem Tode des 
Mannes das „freie Eigenthum“ erlange; dagegen bewilligte die zweite u. dritte Inft. 
die Smtabulation, weil die Battin „das freie (2) Eigenthum an der Hälfte 
bücherlich befige und nicht bloß „ihr Recht zur Gütergemeinfchaft” einzutragen fei. — 
In Rt. 3929 war „das dingliche Recht“ zur Gütergemeinfchaft nur im La ften blatte 
audgezeichnet; troßdem gab aber der ©. ©. Hof der Klage des einen Gatten auf Be 
ſchraͤnkung der Feilbietung des fpäter eingetragenen Hypothefargläubigerd auf die 
dem anderen Gatten gehörige Hälfte des Gutes flatt. Der Prozeß wäre bei rich» 
tigem Eintrag vermieden worden. Ebenfo wurde im Falle Nr. 7669 Eigenthum des 
Gatten anerfannt, obwohl deffen Rechte nur „zur Sicherftellung der @emeinfchaft” in- 
tabulirt waren. Im Falle Rr. 6436 war das „Pfandrecht” für die G. Gemeinſchaft 
eingetragen, blieb darum bei der Meiftbotvertheilung in erfter u, zweiter Inft. under 
rüdfidhtigt, und wurde erft in dritter Inſt. (vorbehaltlich des Rechtswegs über die 
Wirkung des Eintrags) gewahrt. Es verfteht fi, daß der Ehegatte im Fall der Feil- 
bietung auf die Nutzungen der ihm zufallenden Hälfte während des Beſtands der 
Ede teinen Anſpruch bat (8. 1236). Vgl. Nr. 6436. 7669 Samml. GI. U. W. 

22) Insbeſondere auch mit Rüdfiht auf den eventuell im Rechtswege zu ent- 
fcheidenden Meinungäftreit, ob beſchraͤnktes oder ruhendes Eigenthum vorliegt. 

23) Auf die polnische (galizifche) Provenienz des Advitalitätävertrages weiſen, 
wie ſchon Winiwarter IV. ©, 484. u. Ogonowski a. a. O. ©. 373. Rote her- 
vorgehoben, die Borläufer der 88.1255 flg. Hin. (Vgl. Reſol. v.31. O8.1785. 8. 489 
lit. d., Hofb. v. 7. De. 1790. 3. 90. u. a., dazu Weſtgal. G. B. II. 88. 513. 
515-519. III. $. 336; auch die Berathungsprotokolle v. 26. Nov. 1807 erwähnen, 
„das in Galizien übliche Advitalitätsrecht” u. der B. Präfident meinte, dag für diefe 
galiziſche Provinzialgewohnheit”, die in den übrigen Provinzen faum gekannt werbe, 
im „Provinzialrecht· Borforge getroffen werben folle. Ofner, Prot. U. ©. 432 fig,, 
398 flg., 548-551, 795.) Daß auch der Codex Max. u. bad preuß. L. R. (u. 
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lien Gutes mit Einwilligung des DBerleihers?! ven öffentlichen 
Büchern einverleibt, jo kann biefelbe in Hinficht dieſes Gutes nicht 
mehr verfürzt werben (8. 1256). Die Einverleibung kann hier gewiß 
nur durch Eintrag der Dienſtbarkeit des Fruchtgenuffes ($. 509 
G. 3.) auf den Überlebensfall — und zwar unter Anführung bes 
Erwerbstitel erfolgen. Warum ver Abvit.-Vertrag in biefem Falle 
ben Charakter einer lettwilligen Anordnung verlieren fol (Schiffner, 
A. Bert. ©. 32 u. a.), ift nicht einleuchtend, da das Recht ber Frucht⸗ 
nießung troß des fehlenden Verfügungsrechtes des Verleihers doc) 
nach dem rechtlichen Wefen biefes Inftituts vom Überleben 
bes Bebachten abhängig ift und nach ver Intention ber Parteien 
ohne Zweifel eine legtwillige Verfügung vorliegt. 24 

Sofern man ber Anficht beipflichtet, daß der Legatsvertrag auch 
über das Eigenthum eines unbeweglichen Gutes gefchloffen werben 
Tann, hätte ber Eintrag des Eigenthumsrechtes in analoger Weiſe ſtatt⸗ 





— — 


zw. in größerem Maße) den Legatverttag anerkennen, blieb unberückſichtigt. Gewiß 
iſt nämlich der Abvitalitätövertrag als Legatôvertrag zu konſtruiren. [Damad) 
ift auch die Frage nad) der Form deöfelben, die Winiwarter IV. ©.489 unrichtig 
(Schluß a minoril) löft, zu beurtheilen ; dazu jeßt das Gef. v. 25. Juli 1871, welches 
die Form des NRotariatdaktes vorfchreibt.] Bol. Arndts, Oſterr. B. I. Schr. VI. 
©. 288, Gefamm. Civil. Schriften II. ©. 184 fig. Schiffner, Vermächtnißbegtiff 
(1873) ©. 19 folg., Bermädtnißvertrag (1891) 88. 4. 15; Anders, Famil. R. 
8. 31.— dazuRanda, Grünb. Ztſchr. II. ©. 471, Krasnopoldfi, a, D. 15. 
©. 70. Anders Unger, Erbr. S. 270, welcher in dem $. 1255 ©. B. die Leibzucht 
findet, ebenfo Krainz IL. 8.445. (Dagegen fpricht dogmatifch, daß der Berleiher 
nach $. 1255 inter vivos frei verfügen kann, fodann die Befchräntung des Viduali⸗ 
tiums auf die Wittwe, und der Gegenfag der 88. 1244 u. 1257 4.2.9.2.) Ab⸗ 
weihend auh Dfner, Grünh. Ztihr. 19. S. 527, der den Bermädhtnifvertrag 
Täugnet. Unhaltbar ift die Anfiht Ogonow ski's ©. 367 flg., welcher den Ahr. 
B. ald „Schenkung von Todeswegen“ behandeln will; dageg. |. d. oben cit. Literatut. 

24) Diefe Einwilligung hält trog des Wortlautes und Geiſtes des Geſetzes für 
unnötbig Ogonomweti S. 370flg., Krainz II. 8. 445; dagegen ſ. Kradno- 
yoldtia.D., Shiffner, S. 33 NR. 3; nur durd diefe Einwilligung gibt der 
Berleiher zu verftehen, daß er auf das ihm fonft zuftehende Dispofitiondrecht unter 
Lebenden verzichte! Diefer Verzicht kann nicht durch die Pränotation einfeitig cr- 
zwungen werben. 

24a) Ebendarum werben die diesbezüglichen Geſetzesvorſchriften (insbeſ. Un 
fäbigfeit- und Unwürdigkeitsgründe) auch bier Anwendung haben. Durch einen 
Schenfungdvertrag auf den Todesfall mort. causa im Sinne d. Röm. R. 
fönnte — Angeſichts der Norm des 8.956 ©. 3. — ein ähnlicher Effekt nur durch 
ausdrückliche diesbezügliche Verabredung erzielt werden. Bol. auch Dfner, 
19. ©. 528. Daß auf die etwas naiven Rechtsausführungen Prot. IL. ©. 549 
(Penfionen ꝛc.) kein Gewicht zu legen ift, verfteht ſich wohl! 
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zufinden. Für die Zuläffigfeit eines ſolchen Vertrags erflärte fich 
-mittelft Schluß a majori aus ben 88. 535. u. 1249: Schiffner, 
Dermächtnißbegr. a. D., ja in ber jüngften, höchft fleißigen Umarbei- 
tung: Vermächtnißvertrag (1891) 8$.4—7 gelangt Schiffner mit 
Bezugnahme auf die Entjtehungsgefchichte der 88. 1255 flg. (Ofner, 
Protokolle a. D.) fogar zu dem Schluffe: daß die 88. 956. 1255 lg. 
bie Giltigkeit des Vermächtnißvertrags ganz allgemein (nicht 
bloß unter Ehegatten und nicht bLo rückſichtlich der Fruchtnießung) 
anerkennen. Sch halte (mit Ofner, 19. ©. 527flg.) dieſe Schluß» 
folgerung für unbegründet; bie jehr verwidelten, oft unklaren und 
theilweife ſich widerſprechenden Eommiffionsverhandlungen (Ofner, 
Brotololle II. S. 30. 398 flg., 549 flg., 795, dazu 406. 561 fig.) 
geben feinen genügenden Anhaltspunkt für eine jo weittragende, gegen 
ben Wortlaut des Geſetzes ftreitende Behauptung. Sicher ift nur, 
daß die hervorragendſten Comm. Mitgliever (Haan, Pfleger, Prato- 
bevera, theilw. ſelbſt Zeiller) fich grundſätzlich gegen bie Unwiberruf- 
lichkeit letztwilliger Anordnungen erflärten (Prot. ©. 398. 433. 549. 
550), daß man im $. 956 nur betagte Schenkungsverträge nor- 
miren wollte, daß bie Commiffion ven Abvit.-Vertrag als einen „theil- 
weifen Exbvertrag“ dachte und zw. nur als ususfructus am Der- 
mögen mort. c., beffen Geltung zunächft für Galizien als unerläßlich 
anerkannt wurde (S. 433. 549. 550 u. a.). Hiernach ſchloſſen auch 
von Haan und Bratobevera (S. 433. 550), daß diefer Adv.⸗Vertrag, 
insbeſ. bezüglich der Einfchränkungen auf Ehegatten, „immer mit den 
Vorſchriften über Erbverträge in Harmonie gebracht werben müßte.“ 
(S. auch Zeiller ©. 551.) Bei diefer Sachlage kann ich nur bei 
ber bereits in ver 1. Aufl. vertretenen Anficht (Note 25) verharren. 2° 


25) Mit Rüdfiht auf die Hiftorifhe Entwiclung und darauf, daß das Geſetz 
die Gültigkeit de3 vertraggmäßigen Vermächtniſſes nur in UAnfehung der Frucht⸗ 
nießung anerkennt und bei der erzeptionellen Anerkennung ded Erbvertrages im w. ©. 
— nur unter Ehegatten — ift eine Ausdehnung über die im Gefege geftedten Grenzen 
nicht wohl ftatthaft. (S. auch Arndts Il. ©. 207.) Dazu vergl. man noch die 
divergirende Fafjung des 8. 1217 ©. B. und des 8. 1205 des revid. Entw, (Prot. 
2. 792); erft zulegt wurde der dharakteriftifche Zufag: „die Erbfolge oder die auf 
den Todesfall beftimmte Iebendlängliche (lebenslange) Fruchtnießung des 
Bermögens” in den 8: 1205 = 1217 3. ©. B. aufgenommen. (Urſprünglich befanden 
fih nämlich die Hauptnormen im Kapitel von der Fruchtniegung und wurden erft 
zulegt in das Hauptftüd: „Bon den Ehepakten“ übertragen. Bgl. Prot. II. 551, 
Schiffner, S. 21.) — Auch die Kommiffiond-Prototolle erwähnen fletd nur den 
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Noch ſei bemerkt, daß fich die Commiſſion mit dem Advit.-Vertrag 
erft in zweiter Leſung (1807, Brot. II. 432.) zu befaffen begann. 
Nur beiläufig fei Hier angebentet, daß der Vermädtnif- 
vertrag (Jog. partiluläre Erbvertrag) in Deutſchland in vielen Par⸗ 
tikularrechten — und zwar meift ohne Beſchraͤnkung auf Ehegatten 
ober bloßen Fruchtgenug — anerkannt ift. So im Codex Maximil. 
bav. III. c. 1. 8. 1, dazu Roth, B. C. R. 8. 331, im preuß. 
L. R. J. 12. 8. 620, DI. 1. 88. 252—254 (Ehevermächtniß ber 
Gattin), im ſächſ. B. G. B. 8. 2542, im zürich. G. B. 88. 2126. 
2129), — ob derſelbe auch gemeinrechtlich gültig fei, ift ſtreitig. Vgl. 
dazu Hartmann, 3. Lehre v. Exrbverträgen ©. 74flg., Roth a. O. 
88. 331— 336, neuerl. bei. Kugelmann, Gemeinrechtliche Begrün- 
bung d. partiful. Erbvertrags (1877) 88. 8—11, Schiffner $. 1 
und bezüglich älterer deutſcher Partikularrechte ebendaſ. 88. 2-7. 


8.22. Arten der Einträge, 


Die Eintragungen verfolgen im Allgemeinen ben Zwed, ben 
Rechtszuſtand der betreffenden Grundbuchsobjekte in verläßlicher Weiſe 
zum Ausbrud, bezieh. zur Kenntniß ver Intereffenten zu bringen. 
Jedoch werben nicht nur „vingliche Nechte und Laften“ ſowie Real- 
ſchulden (8. 9 ©. ©.), fondern auch juriftifche Thatfachen anderer 
Art, foweit fie den Realkredit und vie Publizität des Immobiliarver⸗ 
kehrs zu fördern geeignet find, in die Grundbücher eingejchrieben. 
(Bgl. 8.20 ©. G.) Näher unterfcheiden wir a) einerjeits Einträge 
im engeren ©. (Einverleibungen, Vormerkungen), anvrerfeits b) An 
merkungen und Erfichtlichmachungen. 

ad a. Die Einträge im engeren Sinn haben im Allgemeinen 
ben Zwed, ven Erwerb, die Umänderung ober Aufhebung 
verbücherungsfähiger Rechte auf unbewegliche Sachen zu vermitteln 


Nupniegungdvertrag. Der fonderbare 8. 517 weſtgal. ©. B. und die 1804 vedigirte 
Erfagnorm, welche eher an die Schenkung „beftimmter Sachen” auf den Todesfall ( 
erinnern, fielen hinweg. Trog mancher merfwürdiger Außerungen 4. B. Zei ller'd 
Brot. IL S. 549!) find die hezüglichen Berathungen für bie Interpretation der 
88. 1255. 1256 nur in dem hier gegebenen Sinne mit Erfolg zn verwerthen. Dagegen 
flimme ih mit Ofner 19 ©. 527 flg. nicht überein, fofern diefer behauptet, daß bie 
„Statthaftigfeit des Bermächtnigvertragd an der Hand der Protokolle zu negiren ſei. 
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(8. 4 ©. G., dazu 8. 17 d. B.).! Da auch die Umänbernng relativ 
(jubjeftiv) einen Erwerb bez. eine Aufhebung (Beſchränkung) in fich 
ſchließt, tft e8 nicht mothwenbig, biefelbe befonbers anzuführen.? 

ad b. Die übrigen Einträge verfolgen fehr verfchiebenartige 
Zwede, welche der Verlauf der Darftellung ergeben wird; nur aus- 
nahmsweiſe wird durch folche Einträge der Erwerb und Verluft von 
Rechten bewirkt. (Bergl. 3.3. 88. 74. 106. 112 ©. ©., 8. 320 
Ger. O.) Sonach unterfcheiden wir nachftehenve Arten der Einträge 
(8. 8):? 

I. Einverleibungend.t. unbebingte, definitive (vollgültige) 
Einträge u. zw. entweber Nechtserwerbungen (Intabulationen)* oder 
Rechtsaufhebungen (Exrtabulationen, unbebingte Löſchungen 
(8. 8. Abſ. 1 ©. ©.). Der Eintrag Tann nur auf Grund einer in- 
tabulationsfähigen Urkunde 88. 31—34 Gr. ©.) bewilligt werben. 

DI. Bormertungen (Pränotationen) d. i. fog. bedingte, rich 
tiger vorläufige Einträge, bedingt nämlich durch nachfolgende Recht⸗ 
fertigung. Der Eintragungsakt wird hier gleichfam in zwei fich wech- 
feljeitig ergänzenve Akte gefpalten; bie Wirkung ift abhängig von ber 
fogen. Rechtfertigung (88. 40.49 ©. G.). Auch die Vormerkung 
bezweckt entweder ven (bedingten) Nechtserwerb ober bie (bebingte) 
Rechtsaufhebung (Löfchung) (8. 8. Abf. 2). Der Eintrag fett eine 


1). Diefe Regel ift ſelbſt bei Dinglichen Rechten nicht allgemein gültig; namentlich 
ift die Übertragung und Aufhebung nicht immer durch den Eintrag bedingt. ($. 469, 
1498 u. a.) , 

2) Erwerb und Berluft fönnen nämlich relativ (insbef. Übertragungen) oder 
abfolut fein. Necht mißlungen ift der 84 G. ©. (f. Strohal, 3. Eig. $1, 
Schiffner 8. 96.8.2.) Er ift überflüffig, foweit er auf „bücherliche” Rechte als 
— verbücherte — und nicht unbedingt richtig, ſoweit er auf buchfähige Rechte bezogen 
wird. Das Schwergewicht deöfelben liegt wohl in der Betonung, daß „die Erwerbung, 
Übertragung . . . bücherliher Rechte nur durch die Cintragung berfelben in das 
Hauptbuch erwirkt wird“. 

3) Das Grundbuchsgeſeß (8. 8) unterſcheidet zwar nur drei Arten der Einträge: 
Einverleibungen, Bormerkungen, Anmerkungen. So auch Erner ©. 27, Schiffner 
8.96. Es wird gezeigt werben, daß wir noch andere Einträge anerkennen müffen. Es 
ift ſeht zu bedauern, daß dad Grundbuchsgeſetz und die Grundbuchdanlegungsgefepe 
nit von einheitlichen Prinzipien ausgehen und dadurch der wiſſenſchaftlichen 
Konftruktion und der praktiſchen Durhführung große Schwierigkeiten bieten. Art 
ded Eintrags und Terminologie find mitunter recht willkürlich. Uber die verſchiedene 
Praxis vgl. Not. 3. 1878. Nr. 50, Ger. Halle 1878. Nr. 95. 

4) Die Löfchung von Einträgen im eng. Sinne kann fomit entweder einverleibt 
ober pränotirt werden, Über die Terminologie vgl. Schiffner 8. 94.0.3. 5. 7. 
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mit den Erforberniffen der 88. 26. 27 ©. ©. verjehene Urkunde 
voraus (88. 35. 39 G. ©.). Imtabulationen und Pränotationen 
heißen bisweilen Eintragungen im engeren Sinn. 

DI. Bloße „Anmertungen“($.86. ©.) und Löfchungen 
ber Anmerkungen.° Die Anmerkungen zerfallen nach ihrem Inhalte 
und ihrer Rechtswirkung 

a. in folche, welche zur Erfichtlihmachung „perfönlicher Ver— 
hältniſſe“, insbeſ. der beſchränkten Handlungsfähigkeit (Minderjährig⸗ 
keit, Kuratel, Verlängerung der väterlichen oder vormundſchaftlichen 
Gewalt 2c.), oder der allgemeinen Dispoſitionsbeſchränkung (durch 
Konkurseröffnung 8. 88 Konk. DO.) dienen. ($. 20 lit. a. ©. ©.) 
Wie bereits bemerkt, bezwecken biefe im Grunde gar nicht in das dffent- 
liche Buch gehörigen Auszeichnungen perſönlicher Zuftänbe die 
Sicherheit des Tabularverfehrs durch die Publizität des Eintrags zu 
fördern. Die „Anmerkung“ ift hier eben nicht Vorausſetzung — die 
Unterlaffung verfelben fein Hinderniß — ver Rechtswirkſamkeit des 
bezüglichen Zuftandes, Vgl. Nr. 4684 Samml. Gl. U. W. (Unter: 
laſſene Anmerkung ber verlängerten Vormundſchaft — beveutungslos). 
Ebenfo wenig hindert biefe Anmerkung bie pfanbrechtliche Stcheritellung 
von Verbinblichkeiten des Minderjährigen in Fällen, in welchen bie 
volle Hanblungsfähigkeit nicht erforbert wird. Vergl. Nr. 7941 
Samml. Gl. U. W. Intabulation eines zum Erſatz verurtheilenden 
Strafert.)® Der Eintrag erfolgt auf Anſuchen ver Betheiligten, ihrer 


5) Denn die Löfchung der „Anmerfung“ erfolgt mittelft Eintrags, welcher weder 
Einverleibung noch Pränotation iſt. Bol. 88. 52. 58. 65. 67 u.a. ©. ©., 58. 13. 
16 der ©. Inftr. Bel. Schiffner, Sur. BL. 1876. 6. 563 u. C. R. 8. 97, der un 
der Sauptfache richtig bemerkt, daß die Löfchung der Anmerkung auch feine „An 
merkung“ fei, fi) daher ald eigenthümlicher Eintrag darſtellt. — Ott, Rezepi. d. 
töm. tan. Proz. ©. 148 macht darauf aufmerkfam, daß fich bereits in ber Cancellaria 
Caroli IV. (M. Ser. Prag. cap. Si Viti Sign. L. 26) Rr. 184 ein Urkundenfor- 
mular findet, welches das Beifpiel einer Anmerkung in aller Form Rechtens enthält: 
Vos.: Grednikones (i. e. officiales) ... . volumus non latexe, quod inter 
nobiles .. .suborta fuit materia quaestionis . . . quapropter .. ei praedic- 
tus... cum eisdem bonis vellet coram nobis congredi ..., nullatenus 
adhibeatis assensum nec ipsa alieui intabulari quomodolibet permittatis, 
doneo dicta quaestio .. . fuerit diffinita ; si enim secus fieret, id volumus 
non valere. — Die Bergleichung der öfterr. Pränotationen und Anmerkungen mit 
den in Deutſchland vortommenden Proteftationen de non dispon. und pro conser- 
vando jure et loco wäre bei der Verſchiedenheit ber Behandlung unfruhtbar. 

6) ©. auch Schiffnerg. 112, Steinbach, Ger. 3. 1877. R. ‚42. Rich⸗ 
tiger iſt ſchon 8. 23. B. L. T. Inſtr. u. ber 8. 104 der ungar. G. O. textirt. Richt 
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Bertreter oder bes berufenen Gerichtes auf Grund beweiswirlen- 
ber Urkunden ($. 52 ©. ©.); Legalifirung der Unterfchrift wird nicht 
gefordert. 

b. infolche Anmerkungen, welche zur Begründung beftimmter, nach 
ven Vorfcehriften des Grundbuchsgeſetzes oder der Civilprozeßordnung 
damit verbundener Recht swirkungen vienen ($. 20 lit.b. ©. ©.). 
Im Allgemeinen jollen diefe Anmerkungen die Sicherheit bes red— 
lichen Immobiliarverkehrs fürbern. Aber Zwed und Rechtswirkungen 
ber einzelnen Arten von „Anmerkungen“ find ſehr verſchieden. Wir 
können, ohne bie einzelnen Fälle erichöpfend anführen zu wollen, nach- 
folgende Kategorien unterfcheiben: 

1. Anmerkungen, welche die Rangordnung des Eintrags be- 
ftimmen over zu wahren haben: A. ber Priorität ver beabfichtigten 
Veräußerung ober Verpfänvung, bezieh. ver Löſchung ber Hypothek, 
8. 53flg.”; A. der Priorität der Einträge, welche auf Grund von 
Eopien oder folcher Urkunden angefucht werben, welche nicht in ber 
Gerihtsfprache abgefaßt find, SS. 88. 89 ©. G.,s Anmerkungen ber 
„Anmelbungen’ und „Wibderjprüche” im NRichtigftellungswerfahren 
(88. 8flg. 15flg. des Gef. v. 25. Juli 1871. 3. 96.) 

2. Anmerkungen, welche zur Begründung der Wirkungen ber 
Simultanhaftung dienen (8. 15. 106flg. bei. 111 ©. ©.). 
Hierher gehört auch die Anmerkung der Widmung von Grunpbuchs- 
objelten zu Beftanptheilen eines Bergwerks (8. 117flg. Bergg.), 


bloß derjenige, der „eine Eintragung erwirft“ ($. 20. a. ©. ©.), fondern überhaupt 
Niemand „ann fich auf die Unkenntniß diefer Verhältniffe berufen“. Bom Vertrauen 
auf das öffentliche Buch kann hier nicht die Rede fein. 

7) Die Prioritätsahtretung (8. 30 ©. ©.) findet wohl nur im Wege der Ein- 
verleibung oder Vormerkung (nicht der Anmerkung) ftatt, da es fich hier um eine Be⸗ 
ſchräänkung des Recht? des Prioritätäzedenten und eine Anderung des urfprünglichen 
Eintrags ($.8 ©. ©.) Handelt. Die Analogie ded 8. 53 ($. 20), der einen bloß 
präparatorifchen Eintrag normirt, ift unanwendbar. Bol. Strohal, Prioritäte- 
abtretung (1880) ©. 34 flg., gegen die herfchende (namentl. von Krasnopolski 
vertretene), auch in dem öffiziöfen Formular acceptirte Anficht, welche die „Anmerkung“ 
für genügend erachtet. Bol. auch Erner, Hypoth. R. 8.64, R. 13 u. Gl. U. W. 
Nr. 6686. Näheres bei Krasnopolski, Wiener Beitfhr. VIII. ©. 466 fig. 
514 über diefe viel umftrittene Frage. 

8) Irrig fpricht in den lebtgenannten Fällen ($. 88.89) Erner ©. 202 von 
der Pränotation auf Örund von Kopien ꝛc.; theilweife anders ©. 167, N. 11. 
Richtig Schiffner 8.96, N. 33. Dal. über die abweichenden früheren Borfchriften 
Kleyfh ©. 63 fig. 
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ſofern nämlich die bergbücherlichen Laſten auch das Grunpbuchsobjelt 
ergreifen; konſequent hört vasjelbe während ver Widmungsdauer auf, 
ein Beſtandtheil des Grundbuchs zu fein, und hat baber im biefer Be⸗ 
ziehung die Anmerkung dieſelbe Wirkung wie bie bücherliche Abtren- 
nung (88. 117—120 Berggef.) Die Anmerkung muß der Eintra- 
gung der Widmung im Bergbuch entfprechen. 

3. Anmerkungen, durch welche die ſog. abfolute Wirkfamleit 
gewiffer auf den Tabularſtand fich beziehender Nechtsakte (insbeſ. 
gegen jeden folgenden Succeffor) bedingt ift. Dahin gehören a) die 
Anmerkung ver beglaubigten Aufkündigung einer Hppothelarfor- 
derung (88. 59. 60), b) die Anmerkung der überreichten Hypothe⸗ 
karklage (88. 59. 60), c) die Anmerkung des Urtheils im Falle bes 
8. 48 ©. G., d) bie Anmerkung ber beabfichtigten Abfchreibung 
eines Trennftüdes (88. 3 und 13 Gef. v. 6. Febr. 1869. 3. 18)%, 
e) Anmerkung ber Klage auf Zahlung rüdjtändiger Renten nad 
8.346. ©. 

4. Anmerkungen, welche beftimmt find, ven öffentlichen Olanben 
(publ. fides) in Anfehung beftrittener Einträge auszuſchließen. Dahin 
gehört die Streitanmerfung in ben Fällen einer Klage 1. aus 
bem Grunde ver (urfprünglichen) „Ungültigteit” (8. 61flg. ©. 
©.), 2. wegen Verjährung ($. 69), 3. ans dem Grunde ber Er- 
figung ($. 70flg.).10 Da dieſe Fälle tarativ angeführt find, Tann 


9) Dazu vgl. 8. 23 diefed Buches und Erner, Hyp. R. S. 417 über mehrere 
der obigen Fälle. 

10) Daß nur in diefen Fällen nicht auch wegen bloß obligatorifher An- 
fprüche des Klägers, 3. B. auf rund eines Verkaufs, Theilungävertrages, Taufhesxr. 
die Streitanmerfung flattfindet, ift nunmehr faft allgemein anerkannt. Pol. Spruch⸗ 
tep. Nr. 16, dazu bef. 4800. 5214. 5332, 5596. 5794. 5864. 5987. 6333. 6734, 
6789. 7094. 7714 (Unzuläffigkeit der Anm. perfönlicher Klagen aus Kauf, Tauſch x.), 
5648 (ded Verbote), 5800 (Reftitutiondklage), 5003. 5258 (ded Widerrufs ber 
Schenkung) — formal irrig Ar. 7767 (Anm. des Widerkaufs⸗R. unter Beruf. bed 
8.59 ©, ©.). Bol. noch die oberfiger. Entfch. Ger. Zeit. 1873 Nr. 4, 1873. R. 28, 
1874. Nr. 15, 1875. Nr. 41, unter wiederholter Betonung der tarativen An 
führung der Fälle durch das Geſetz (8. 20. 73 fg.) Klar geht diefe Tendenz aus ber 
Entſtehungsgeſchichte des G. ©. hewor. Darum erachte ich auch die Entſch. des 
Aderbauminift. v. 2. Rov. 1882. 9. 15230, welche die bücherliche Anmerkung der 
Aufforftungsverbindlichkeit verordnet, für inkorrelt. ©. Kaferer XV. ©. 370. 
Bol. auch Erner S. 163, N. 29, Schiffner $. 96, R. 31. Über die zuläffige 
Anmerkung der Theilungsflagen und Urtheile vgl. Spruchrep. Ar. 18 u. ©. 252, 
N. 71 dief. Buchs. — Soweit es fih um den ganzen Gutäförper handelt, genügt 
wohl die Streitanmerkung im Eig. Blatt, und in Anfehung einzelner Parzellen im 
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von einer analogen Anwendung in ähnlichen Fällen nicht die Rede 
fein. (Daher ift insbe]. die Frage: ob die Anmerkung der Klage auf 
Löſchung einer Hypothek auf Grund anderer Thatumftände als 
ber Ungältigfeit oder Verjährung, 3. B. wegen erfolgter Zahlung 
[$. 469], Novation ꝛc. zuläfftg jet, gewiß verneinend zu beantivorten. 
Die Praris ſchwankt; für unfere Anf. vgl. Nr. 5645. 8170. 12341 
Samml. Gl. U. W., Not. 3. 1881. Nr. 29. 44 (ftändige Praxis 
in Böhmen), auch Erner, H. R. ©. 613; dagegen aber Nr. 4870. 
6499.6672. 7361. 10666 (Spruchrep. 128).10937.12341 Gl. U. W., 
auch Boldan, Praͤv. 1880. ©. 474. Abgeſehen von den Regie 
rungsmotiven fpricht für erjtere Anficht auch bie Erwägung, daß ſich 
der Hypothekarſchuldner im Fall der Zahlung 2c. Leicht eintragsfähige 
Urkunden verfchaffen kann, — nicht wohl aber im Fall ver Verjährung 
ober Ungültigkeit). 1® 4, Hierzu trat zufolge bes Gef. v. 16. März 
1884 (8.46) über die Anfechtung ver Rechtshandlungen eines zahlungs⸗ 
unfähigen Schulpners: die Anmerkung der Anfehtungstlage eines 
ficherftellungsberechtigten Gläubigers.16 Vgl. Nr. 11021 Samml. 

5. Anmerkungen, welche die Vorausſetzung des Erwerbes oder 
Erlöfchens eines binglichen Rechtes (Pfandrechts an Früchten) bilven, 
($. 20. lit. b. ©. G. und 8. 3204. ©. DO. — Sequeftration) 1%; 
ber Simultanhypotheken und deren Löfchung in ven Nebeneinlagen 
(88. 106. 112 ©. ©.); f. auch 88. 8. 15 des Nichtigftellungsnerf. 

6. Anmerkungen, welche bloß zur Erſichtlichmachung eines 
tabularrechtlich wichtigen Altes dienen, ohne daß hieran wefentliche 
tabularrechtliche Wirkung gelnüpft wäre. Dahin gehört die Anmer- 
fung der Abweiſung eines Tabulargefuchs (SS. I9flg.), des Re⸗ 
Iurjes gegen einen bewilligten Eintrag (88. 129 u. 133 ©. &.),11 
Gutsbeſt. Blatt; überflüffig ift die wiederholte Anm. im Laſtenbl. — Sn den Fällen 
Nr. 10000 u. 12497 war $. 34 Gr. ©. anzuwenden. 

10a) Näheres in meiner Abhandl. Fur. 31.1885 Nr. 51; die dagegen erhobenen 
Einwendungen find belanglos; dazu 8.25 N. 16. 17. Gewöhnlich find die Obergerichte 
der richtigen Anficht. 

10b) Dazu Steinbach, Anfeht. ©. ©. 154, Menzel, Anfecht. G. ©. 300, 
Krasnopolsti, Anfeht. R. ©. 155. 156. 

100) Die eret. Sequeftration ift bei Neuerwerb des Pfandrechts an Früchten ein» 
zuverleiben; wenn jedoch der Hypothelargläubiger jequeftrirt, bloß anzumerken. 
Dot. Rr. 12068; Erner, Sup. R. I. ©. 333, Ullmann, Eiv. Pr. 8, 186 R. 15. 

11) Denn fo lange dad Tabulargefuch nicht rechtskräftig abgewiefen oder 


bewilligt ift, ift die Priorität vom Tage der Einreichung gewahrt ($. 29 ©. ©.), 
beziehentl. ift auch der Eintrag kein definitiver (8. 132 Gr. ©.). Vgl. Klepſch S. 89. 
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bie Anmerkung ber exefutiven Seilbietung (8. 72 ©. ©.),12 endlich 
bie Anmerkung des vechtöfräftigen Erpropriationserkenntnifjes 
(8. 20 Gef. v. 18. Febr. 1878. 3. 30)13 und des Erlages ber im 
Erpropriationsverfahren feftgeftellten Entichäbigungsfunme ($. 34 
desſ. Bef.).* Denn wenn auch in biefen Fällen die von Amts- 
wegen zu vollziehende Anmerkung unterblieben wäre, kann fich doch 
Niemand auf fein Vertrauen auf das Öffentliche Buch berufen. 15 Nur 
ber Anſpruch auf Erfat des aus der unterlaffenen Anmerkung eva 
entfpringenben Schadens gegen ven ſchuldtragenden Richter (Beamten) 
bleibt ihm vorbehalten. 

7. Zweifelhaft ift, ob die von den Meiften angeführten Fälle der 
„Anmerkung“ der Fideikommiß⸗ und Lehenseigenfchaft, dann ber fidei⸗ 


12) Weder die erefutive Veräußerung noch die „Anmerkung“ derfelben hindert 
fpätere Einträge gegen den bisherigen bücherlichen Befiger. Die Anmerkung hat nur 
die Wirkung, daß die fpäteren Einträge nach Nechtöfraft der fFeilbietung auf einfaches 
Geſuch gelöfcht werben (8. 72), während außerdem die Klage auf Köfchung einge» 
bracht werben muß. Pol. auch Strohal, 3. Eigenth. an Imm. ©. 118 flg., der 
m. R. auch auf den 8. 6 der Min. v. 19. Septbr. 1860 3. 218 Bezug nimmt. Die 
Unterlaffung der Anmerkung ypräjubizirt daher nicht dem Rechte des Grfteigerers. 
And. Nr. 7987 Samml. Gl. U. W.) Richtig au Geller, Eentralblatt I. ©. 527. 
Anders Erner, H. R. S. 159, N. 5 u. ©. 366, R. 38, weldyer hier von einer der 
Eigenthumspränotation weſentlich gleihen Wirkung ſpricht und im Zuſchlag nur 
einen Titel erblidt. — Die Anmerkung hat felbfiverftändlih im Eigenthumsblatte 
au erfolgen. Die Priorität richtet fich nach der Einreihungszahl Nr. 5871 Samml. 

13) Die angebliche „Wirkung, daß fih Niemand auf die Unkenntniß der Ent- 
eignung berufen kann“ (8. 20), ergiebt ſich aus dem 8. 35 deöf. Gef. und dem oͤffent⸗ 
lichrechtlichen Charakter der Erpropriation. Unzutreffend ift die Begründung Geller 
a. D., welcher den eigentlichen Übereignungdgrund wie bei Mobilien, fo bei Im 
mobilien in dem nudum pactum der Parteien erblickt; dazu überfieht G., daß die 
Erpropriation feine derivative Erwerbsart ift. 

14) Diefer Anmerkung kommen die mit der Anmerkung der erelutiven Ber 
fteigerung verbundenen Wirkungen zu ($. 34). 

15) Dies gilt ohne Zweifel auch in Anſehung der Enteignungsanmerkung, troß 
dem der 8. 20 cit. fagt: daß diefe Anmerkung die Wirkung hat, daß fi Niemand 
..... auf die Unkenntniß der Eintragung berufen könne. Was hier ausgeſprochen 
ift — verfteht fi (auch ohne Anmerkung) fo recht von felbft — und der Schluß a 
contr. gilt gewiß nit! 8. 35, Abſ. 3 desſelb. Gef. u. ©. 191 dieſ. D., dazu 
Gellera.D. ©. 527.533. Aus den Bemerkungen der vorigen Note ergiebt ſich 
au das Unpafiende der „Anmerkung ded Erlags der Entfhädigung“, welder die 
Wirkungen der Anmerkung der exekutiven Berfteigerung beigelegt werden ($. 34 bei. 
Geſ.). Sollen wir mit den Konfequenzen Ernft machen und die Löfhung fpäterer 
Einträge bei unterlaffener Anmerkung (8. 34) nur im Klagswege zulaffen, tropdem 
da8 Enteignungderfenntnig angemerft ift? 
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kommiſſariſchen Subſtitutionié und ber benjelben gleichgejtellten 
Beſchränkungen ($. 158 Berl. Pat. v. 1854) nach Einführung bes 
©. Geſetzes v. 1871 und der Grundbuchanlegungsgeſetze noch Geltung 
haben, da das ©. ©. dieſe Art der „Anmerkung“ nicht erwähnt und 
bie &. Anl. ©. (8. 9, vgl. 8. 10) von ber „Eintragung“ der jeden 
Eigenthümer betreffenden Verfügungsbeichränkungen fprechen. M. €. 
find diefe Beſchränkungen“ im Laftenblatte in Form der Einverleibung 
(Bränotation) einzutragen; dies entjpricht dem heutigen Stande ver 
Gefeßgebung. De lege ferenda könnte dieſer Eintrag im Laften- 
blatt ganz gut entbehrt werben, da diefe Beſchränkungen fchon aus dem 
Eigenthumsblatte erfichtlich ($. 9 G. Anl. G.) und im Grunde keine 
Belaſtungen bes Gutes find. 17 

8. Streitig ift, ob die Anmerkung der Vorauszahlung des Be⸗ 
ſtandzinſes noch h. 3. T. zuläffig if. M. E. ift die Frage mit 
Rüdficht auf 88. 20. 73 G. G. zu verneinen, da auch die G. Anl. 
Geſetze (SS. 7—10) diefen Eintrag nicht erwähnen. 18 

Die Anmerkung von Veräußerungsverboten findet überhaupt 
nicht ftatt,19 die ver Gegenforberung ($. 1443 4. B. ©. B.)? 


16) So namentlih Kleyfh S. 82—85 u. 91, neuerlich Erner ©. 161. 279, 
Schiffner 8. 96, N. 24,40. Die Lehend- und Fideitommißeigenfchaft ift auch in 
der Auffchrift des Gutsbeſtandsblattes „erfichtlich” zu machen ($. 7 ©. Anl. ©.). 
Bol. dazu 8. 20. Note 35. 

17) Die 88. 9 u. 10 ©, Anl. ©. fagen „eintragen, angeben”; dad Berl. Pat. 
v. 1854 fagt 88. 158, 230 „eintragen“; die Hofd. dv. 12. April 1785. 3. 407 iu. v. 
30. Januar 1843. 3. 679 fagen „vormerken“, das Pat. v. 2. Nov. 1792. 3. 66 „an« 
merken“, d. Hofd. v. 26. April 1819. 8. 1555 promiscue „bormerfen, einverleiben“. 
Auch in der böhm. 2. Tafel wird die Fideilommißeigenfhaft einverleibt. Die offi- 
ziöfen Formulare Nr. 3. 4 (au Prefern ©. 165) fprechen von „Anmerkungen“; 
Nr. 4 läßt die Subftitution fhon während der Abhandlung anmerken. (Dafür 8.158 
V. Pat). Alle Zweifel hätten durch eine korrekte Faffung ausgeſchloſſen werben 
fönnen. Daß feiner der Landtage diefe Fragen anregte, ift auffällig. 

18) So nun auch Sarl, Jur. BI. 1893 Nr. 3. Für die Zuläffigkeit der A. 
vgl. aber Entf. d. DO. ©. H. Ger. 3. 1878 Ar. 51. Die Vorauszahlung des Be⸗ 
ſtandzinſes ($. 1102 U. 2. ©. 3.) fann zwar gleichzeitig mit dem Beftandvertrag im 
Laſtenblatte einverleibt (pränotirt) werden. (Bol. dazu$.5u9G.G., Allein die 
„Anmerkung ift nad) der tarativen Aufzählung der Fälle in den 88. 20. 73 ©. ©. 
nicht mehr zuläffig.. And. U. Erner ©. 279, R. 26, da der Eintrag nur (2) als 
Anmerkung denkbar fei, u. Schiffner$. 96, N. 40. 

19) And. Anf. Erner ©. 161. 456. Dagegen vgl. aber 8. 8. 

20) And. Anf. aber Erner ©. 433, und nebenher auch Nr. 10326 Samml.; 
allein bei der tarativen Aufzählung der zuläffigen Fälle der „Anmerkung“ (88. 20. 
73 ©. &.) ift diefe Anmerkung nunmehr nicht ftatthaft. Bergl. noch folgende Note. 
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und des Schäkungswerthes2! erfcheint durch bie tarative Faſſung 
bes Grundb. Geſetzes (88. 20. 73) befeitigt.?? Daß bie Pertinenz 
qualität von Mobilien (Mafchinen von Fabriken zc.) auch nicht 
im Wege der „Anmerkung“ Objekt der Eintragung fei, ergiebt ſich 
aus ber Mobilinreigenfchaft verfelben. Vergl. Nr. 2100 und 7881 
Samml. GI. U. W. und über die irreführende Faſſung ber 
88. 293 fig. ©. 3. f. Unger, Soft. I. 8. 56 u. Schiffner a. O. 
N. 26. 

Was die Form des Geſuchs um Anmerkung und ver Beilagen 
besfelben betrifft, fo ift weder bie Anficht, daß felbe überhanpt feiner 
Form bebürfen,, noch die Meinung, daß die Gefuche (Urkunden) ſtets 
in legalifirter Form vorzulegen find, in diefer Allgemeinheit richtig, 
vielmehr find bie einzelnen Fälle zu unterfcheiven. In ven Fällen ber 
88. 53flg. 59 (1. Fall: Auflünbigung) wird bie Legalifirung ber 
Unterfchrift des Gefuchsftellers erforvert, in ben Fällen ber 88. 88. 
89. 109 G. ©. müffen die Urkunden in intabulations- ober prännte- 


21) WA. Schiffner 8.96, N. 41.42. Der Fall Nr. 4880 Samml. Öl. 
U. W., weldyer die Anmerkung der Kompenfation erwähnt, war nad den früheren 
G. Gefegen zu beurtheilen. Der $. 73 G. G. beruft fich nicht auf „andere gefeßliche 
Beftimmungen“, fondern nur auf die Konkurs⸗- und Civilprozeßordnung, und auf dad 
Gef. v. 6. Febr. 1869. 9. 18. Die G. Anl. Gef. find fpäteren Datums. — Daß 
der Schaͤtzungswerth nicht mehr einzutragen iſt, wird allgemein anerkannt (a. Ani. 
Schiffner a. Du. ©. 27); die bezüglichen Underungsanträge mehrerer Landtage 
blieben bisher leider erfolglos. 

22) Die neuere Spruchpraris (anderd noch Nr. 5140 Samml. Gl. U. B. u. 
Schiffner R. 26) bewilligt Die Anmerkung der Erequitbarkeit einer notariellen 
Schuldurkunde. (8. 3 Not. Ordn.) Bol. Not. Zeit. 1876. N. Al, 1877. N. 2. E. 
v. 24. Ottober 1876. 9. 12454 im a. o. Revif. Wege). Dazu vgl. Not. Zeit, 1875. 
N. 43. Richtiger wäre ed wohl, die Vollftredbarkeit in dem Intabulationd- 
eintrag felbft erfichtlich zu mahen. (8.5 ©. ©.) Bol. auch Nr. 7471 Samml. 
Gl. u. W. u. Erner, ©. 243, R,19. — Schiffner $. 96, R. 35 meint, daß 
auch die gleichzeitige überreichung von Grundbuchsgeſuchen ($. 103 ©. ©.) „an 
zumerten” fei; allein nach 8. 8 der Inftr. erfolgt diefe fog. Anmerkung durch Beil 
feßung der Nr. des „gleichzeitig überreichten" Geſuchs in jedem bezüglichen Ein- 
trage. — Die fog. „Anmerkung“ der geänderten Kündigung? oder Zahlungsmodali⸗ 
täten (Nr. 5827 Gl. U. W., Schiffner a. O. N. 43) oder von Theilzahlungen 
(Mr. 6972 ebend.) iſt ein wahrer Eintrag; desgleichen findet auch heute noch unzwed⸗ 
mäßiger Weife) nach ß. 322 ©. O. die exekutive Einverleibung (nicht bloß „An 
mertung“, wie Schiffner a. O. N. 39 meint) des bereitd eingetragen Pfandrechts 
flatt. Bol. die von Sch. irrig berufene Entſch. Nr. 4740, welche fi mit Recht auf 
8.20. b. ©. ©. flübt. Das offiziöfe Formular Ar. 9 ift daher ungenau. Bol. auf 
Nr. 5315 Gl. U. W. — Noch weniger kann von der Anmerkung des gerichtl. Berbois 
die Rede fein. Bol. Nr. 5648. 7265 Samml. Gl. U. W. — ander? Rr. 11602 2. ©. 
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tionsfähiger Form, im Falle des $. 13 des Gefekes vom 6. Februar 
1869, dazu 8. 74 ©. ©., fogar in Intabulationsform ausgeftelit fein; 
in ben Fällen, wo die Anmerkung auf Grund von Klagen erfolgt 
(88. 34. 59. 61— 71), genügt ber Nachweis der überreichten Klage, 2? 
in allen übrigen Fällen muß in Ermangelung einer anderweitigen Be⸗ 
ſtimmung des Grundbuchsgeſetzes die Vorlage beweisfräftiger Urkunden 
für genügend erachtet werden (8. 52 ©. ©.). 

IV. Die vierte Art von bücherlichen Einträgen bilden bie bücher- 
lichen Erſichtlichmachungen und deren Löſchungen, welche zwar 
nicht das Grundbuchsgeſetz, wohl aber die G. B. Anlegungsgefeke 
erwähnen, und welche ver Kategorie der „Anmerkungen“ um fo weniger 
untergeorbnet werden Finnen, als Inhalt und Bedeutung berfelben 
eine eigenthümliche ift und als das Gericht „bei ver Wahl ber Aus⸗ 
brüde von den gefetlichen Bezeichnungen ber einzutragenben Rechte 
und der Arten der Eintragungen in keiner Weife abzugehen hat“, 
und auch der Grunbbuchführer an die in dem richterlichen Beſcheide 
gebrauchten Worte gebunden ift. ($.9 G. Inftr.)2* 

Die G. Anl. Gefege verorbnen nämlich bie „Erfichtlichmachung 
1. de8 getheilten Eigenthums in ber Aufſchrift des Gutsbeſtands⸗ 
blattes, wenn ber Grundbuchskörper in einem von dem vollftänbigen 
Eigenthume verjchievenen Verhältniſſe“ ift ($. 7 G. Anl. G., dazu 
8. 359 A. B. G. B.). Val. oben ©. 482 fig. 

2. Im Gutsbeſtandsblatt find a) die Beſtandtheile u. b) bie 
Realrechte (und zwar von Amtswegen alle Grunddienſtbarkeiten) des 
Grundbuchstörpers erfichtlich zu machen ($. 7. Al. 1, vgl. mit 8. 8). 

3. Im Eigenthumsblatte find entlich bie objektiven, jeden 
Eigenthümer betreffenven (fog. objeltiven) Verfügungsbefchränkungen 
erfichtlich zu machen (8. 9 d. G.), 3. B. das Fipeilommißband, Sub⸗ 
ftitutionen, Reſolutivbedingungen (8. 158 B. Pat.). Die „Erfichtlich- 
machung“ erfolgt in der Regel in ver Weife, daß bei der Vorſchreibung 
bes Eigenthumsrechtes bie „Beichränkung” besjelben z. B. durch bie 
fideikommiſſariſche Subftitution für bie beftimmten Perfonen hinzu⸗ 


23) Im Falle der Sequeftration wird dad erefutiondfähige Inftrument vorgelegt. 
Die Fälle, wo die Anmerkung von Amtswegen erfolgt, bedürfen keiner Erläuterung. 
24) Auch Erner und Schiffner a. D. unterfcheiden nicht zwifchen „An⸗ 
merkung“ und „Erfihtlihmahung‘. Selbſt die offiziöfen Formulare fprechen hier 
von Unmerkungen. 
Randa, Eigentbum n. öſterr. Recht. 33 
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gefügt wird. (Beim Fideikommiß genügt zur Erfichtlihmachung bie 
übliche Eintragung bes bloßen „Nutungseigenthums“ für den Fidei⸗ 
fommißbefiter. 25) 

In allen diefen Fällen finden wir — anders als im Allgemeinen 
bei ven Anmerkungen des 8.20 ©. G. — Einträge fachenredt- 
licher Natur, die ſich aber von den Einträgen im engern Sinne (Ein- 
verleibungen und Vormerkungen) dadurch unterfcheiven, daß durch die⸗ 
felben das vingliche (bez. das Real⸗) Recht (außer dem Falle 2a) nicht 
erft begründet, ſondern in Übereinftimmung mit einem an einer an⸗ 
beren Stelle des Grundbuchs vorkommenden Eintrage an pafjentem 
Orte konſtatirt (in Evidenz gehalten) wird.?s Daher kann fich auch 
Niemand (außer d. Falle 2a) auf das Vertrauen auf b. öff. Buch berufen, 
wenn bie „Erfichtlichmachung”“ unterlaffen wurde, zumal zur Begrün- 
bung bes guten Glaubens die Einficht einzelner Birchftellen nicht hin- 
reicht, vielmehr der gefammte Buchftand eingefehen werben ſoll.“ 

Was die Form der Gefuhe um „Erfichtlichmachung“ betrifft, jo 
erfolgt die ungenau fog. „Anmerkung“ des Fideikommiß⸗, Lehens⸗ und 
Subjtitutionsbandes auf Grund einer intabulationsfähigen Urkunde 
(88. 222 flg., 230, cf. 158. 174 Taif. Bat. v. 9. Aug. 1854, 3. 208). 
Die Erfichtlihmachung ver Grunddienſtbarkeiten und ber jeden Eigen- 
thũmer betreffenden Dispofttionsbefchräntungen entſpricht einem Ein- 


25) Ungenau wieder das offiziöſe Formular A, welches lauten follte: „Wird das 
Eigenthum für... . einverleibt u. die Subftitution für ... erſichtlich gemacht'. 
— Auch Formul. 3 erwähnt nicht die „Erfichtl.” des Fideik. Bandes in der Aufſchrift. 
— Daß auch Bor» und Widerkaufs⸗ ſowie Einſtandsrechte unter dem 8. 9 zu ſub⸗ 
ſumiren find, darüber vgl. $. 8 d. Buche. 

26) Die Realfervituten werben durch Eintrag im Laftenblatte des dienen 
den Grundſtücks erworben; ja die Eriftenz der Renlgewerberechte ift von dem Ein- 
trag gar nicht abhängig. (M. B. v. 31. Oftober 1856. 3. 204, |. $. 20. R. 29), 
beögleichen nicht Realnugungsrechte am öffentl. Gute 3. B. öff. Flüffen, vgl. $. 20. 
Note 30a. — Das „getheilte" Eigenthum bei Fideitommiffen, Lehen wird begrünket 
durch die Eintragung des Fideikommiß⸗, Lehenbandes im Laftenblatt, welcher die Ein- 
tragung des Fideikommißbeſitzers und Lehenträgerd als bloßer Rupungdeigenthümer 
entfpriht. Bol. S. 414. (In Böhmen beftanden befanntlich befondere „Lehntafeln‘ 
und ift daher die bezügliche „Anmerkung“ nie nöthig geweſen. Hofd. v. 30. Jan. 1843. 
3. 679.) — Auch das Eigenthum an phufifch felbftändigen Theilen ded Grundbuchs⸗ 
koͤrpers befteht auch ohne Audzeichnung der einzelnen Parzellen im Gutäbeftanböblatt; 
nur bedarf es im Streitfalle des Beweiſes der Zugehörigkeit der Parzelle zum Grund» 
buchskörper. Dazu S.516flg. Die Erfihtlihmachung einlaufender Grundbuchs⸗ 
gefuche durch Plombirung ($. 3 G. Inftr.) gehört nicht Hieher. 

27) Ebenfowenig würde e8 genügen, wenn eine Realfervitut nur im Guts 
ftande des herrſchenden Grundes erfichtlich gemacht würde, ' 
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trag im Laftenblatt und fett alſo intabulations- oder pränntations- 
fähige Urkunden voraus. ‘Die Inflription der einzelnen Beſtandtheile 
eines Gutes jollte im Sinne des 8. 74 ©. ©., welcher für Ab- und 
Zuſchreibungen einverleibungsfähige Urkunden verlangt, nur auf 
Grund derartiger Inftrumente geftattet fein; boch kommen hierbei bie 
bereits oben ©. 464 flg. angeführten Normen in Betracht. 

Die Trage, ob es nicht beifer gewejen wäre, bie Arten ber Ein- 
träge zu vereinfachen, insbefonbere die Erfichtlichmachungen als „An- 
merlungen“ zu behandeln, manche verfelben zu ftreichen, und die Mani⸗ 
pulation bei Einträgen nicht überflüffiger Weife zu vervielfachen,, ift 
berzeit eine müßige. 


8. 23. Andernugen des Grundbuchskörpers. Zufchreibungen 
und Abfchreibungen. 


Entſprechend dem Wefen und Zwede bes Grunpbuchsinftitutes, 
welches an die Stelle ver von Natur aus einheitlihen Sache pas 
Grundbuchsobjekt jet, beftimmt ber $. 3 des ©. Gef., daß „jeder 
Grundbuchskörper al8 Ein Ganzes zu behandeln iſt.“ (Vgl. auch 
8. 5 des Eifenb. ©. ©. v. 19. Mai 1874. 3. 70.) Darım können 
Pfand⸗ und andere vingliche Laſten nur auf den ganzen Zabular- 
förper oder einen (bücherlich ausgezeichneten) ineellen Antheil eines 
Miteigenthümers, nicht aber auf einzelne körperliche (reelle) Theile 
bes Ganzen 3. B. auf einzelne Örunbparzellen eingetragen werben 
(8.13 ©. ©.). Eine durch die Natur der Sache gegebene fcheinbare 
Modifikation tritt bei Grunddienſtbarkeiten injoferne ein, als dieſelben 
auch einen phyſiſch beichränkten Theil des Grundbuchskörpers zum 
Gegenftanbe haben Finnen ($. 12 G. ©.); doch wird auch in biefem 
Valle die Servitut mit ber gedachten Beſchränkung auf der Realität 
als Ganzem eingetragen. 

Die Publizität würde nur gebieten, die rechtlichen Verände— 
rungen des Grundbuchsobjekts, insbef. ver Grenzen — bes räum— 
lichen Umfanges vesfelben im Grundbuche erfichtlich zu machen.? Um 


— — 


1) Vgl. meine Abhandl. Ger. Zeit. 1879. Nr. 50 fig. Denn Änderungen der 
wirthſchaftlichen Qualität z. B. der Felder in Wiefen, der Wiefen in Teiche, 
der Wälder in Felder, des Aufbaus oder Umbaus eined Gebäudes [8. 416] find nicht 
von felbftändiger rechtlich er Wichtigkeit. Selbft im Falle der Bauführung wird 
nur die wirthfchaftliche Qualität des Objekts geändert, — im Grunde fein neue? 

33* 
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jedoch bie volle Übereinftimmung bes Grundbuches und Kataſters zu 
erhalten, ift durch das Gef. vom 23. Mai 1883. 3. 83 (8. 2. 11. 
42—44) die gleichmäßige Durchführung aller Änderungen des 
Umfangs des Grundbuchskörpers, der Bezeichnung ber einzelnen 
Objekte und deren Darftellung auf ver Mappe fowohl beim Stener- 
amte als bei dem Grundbuchsgerichte vorgeſchrieben, — gleichviel ob 
biefe ober jene Behörde und zwar durch Anzeige ber Partei ober zufolge 
amtlicher Verhandlung Kenntniß von folchen Änderungen erhält. 
(Über die vechtliche Bedeutung der Mappe vergl. ©. 480 viel. 3.) 
Auf Änderungen des Umfanges, welche auf Natureigniffen beruben, 
wie: Anfpülungen, Avulſionen, Änderungen ber Flußufer ıc., hat 
biefes Gebot bei der Geringfügigfeit derfelben felten praktifche Anwend⸗ 
barfeit.? 

Bezüglich ver gewillkürten erheblichen Änderungen ber räum- 
lichen Grenzen (des Flächenmaßes) beftimmt fomit ver 8. 3 des ©. ©. 
mit Recht: daß ber Umfang des Grundbuchskörpers „nur durch bie 
grundbücherliche Ab- und Zufchreibung von einzelnen Liegenjchaften 
ober von Theilen besfelben geändert werden“ Yanı.® (Irrig ift daher 
bie Entich. Nr. 10933 Samml., dazu 8. 17 Note 34a; richtig ift 


Recht erworben. (Bol. Nr. 6203 Samml. Gl. U. W. u. auch Dernburg, Pr. R. 
8.19; anderd Strohal, Beitr. 3. Eigenth. ©. 162). Mit Recht wurden jedoch 
Schon früher Änderungen ſolcher Daten, welche die für die Bezeichnung der Parzellen 
beftimmte Rubrik ded Gutsbeſtandsblattes enthält (Hausnummer, Kataftralnummer, 
Kulturgattung), auf Grund einer von der berufenen Steuerbehörbe gemachten Mit- 
theilung im Grundbuche und in der Mappe erfichtlich gemacht. ($ 35 G. Anl. Inftr., 
dazu nun 88. 2.5. 10.11 d. Gef. v. 23. Mai 1883. 3. 83.) Bezüglih der De 
richtigung des unrichtigen Grenzzug& der Mappe, die nur auf Grund des Einver⸗ 
fländniffes der Parteien oder eines rechtskräftigen Erfenntniffes erfolgen kann, vgl. 
die Bollz. Bdg. d. Fin. M. v. 11. Juni 1883. 3. 91 zu 8. 10. 

4 2) Das Gef. v. 23. Mai 1883. 9.83.88. 5. u. 11 verordnet die Eoidenzhaltung 
im Katafter und Grundbuch, wenn durch Raturereigniffe neue produktive Grundflaͤchen 
entftehen, und bei Alluvionen nur, wenn felbe über den mittleren Wafferftand her⸗ 
bortreten. 

3) Werben alle Liegenfchaften abgefchrieben, fo ift die Einlage zu loͤſchen 
8.3 ©. G.). — Damit ift felbftverftändlich der originäre Erwerb von Trennſtücken 
(durch Erfigung, Erpropriation 2c.) nicht ausgefchloffen ; doch haften auf einem fol- 
chen Trennftüd alle bücherlihen Laften bis zur erfolgten Abfchreibung. Über bie 
eigenthümlichen Folgen der Erpropriation vgl. S. 192 flg. Die Rechtöwirkungen ber 
Publigität (8. 1500) treten zwar bei der Erfigung, nicht aber bei der Erpropriafton 
und Feilbietung ein. Die Anmerkung nad) $. 20 Gef. v. 18. Febr. 1878. 3.30 und 
nadh$. 72 ©. ©. hat bloß deffarative Bedeutung. — Und. U. Dernburg$. 244. 
Rote 7. 
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dagegen die entgegengef. Entſch. Nr. 10488; ebenjo bie Entſch. Nr. 
12182, der gemäß bie Verpfäntung bes Hanptobjelts auch jene ber 
im Grundbuchskörper begriffenen Parzellen in fich begreift.) ‘Die Ab- 
und Zufchreibungen erfolgen, fofern die Grundbuchseinlage ein Guts- 
beſtandsblatt hat, auf biefem ($$. 7. 8 ©. Anl. ©.), außerdem auf 
dem Eigenthumsblatt.4 Die Abfchreibung einer Gutsparzelle kann 
entiveber erfolgen behufs Bildung eines neuen Körpers durch Eröff⸗ 
nung einer neuen Einlage ober behufs Zufchreibung zu einem an⸗ 
beren Grunpbuchslörper, und zwar entweber auf den Namen des⸗ 
ſelben Eigenthümers over auf rund einer Veränßerung (legtwilfigen 
Zuwenbung) auf einen neuen Erwerber ($. 74 ©. ©.); es ift hierbei 
felbftverftänplich, daß, wenn ber Eigenthümer felbft feinen freitheil« 
baren Gutsbeſtand parzellixt und für dieſe Barzellen neue ſelbſtändige 
Einlagen auf feinen Namen eröffnen will, fein rechtsförmlich erklärter 
Wille den genügenden „Titel“ biefür abgiebt, (Iſt noch auch beim 
Vertrag und Teftament [$. 424] der Wille des Eigenthümers für 
ben Eigenthumswechſel das ausfchlaggebende Brincip!)5 Wofern nicht 


A) Daß die Abſchreibung von unbefannten Größen vom Übel ift, fiegt auf der 
Hand ; basfelbe ift nicht zu vermeiden, fo lange nicht das Gutsbeſtandsblatt in ver- 
läßlicher Weife hergeſtellt iſt. (Über ähnliche Übelftände der älteren Grundbücher in 
Preußen |. Dernburg 8.19.R. 2.) Leider enthalten auch die neuangelegten Grund⸗ 
bücher die Flächenmaße nicht, und wird fich daher jener Übelftand bei Zerftüdelung 
einzelner Parzellen infoweit geltend machen, ald der Umfang des Reftftüces nicht 
erfichtlich ift. 

5) So ausdrücklich 8.1 des Geſ.⸗Entw. v. 1893 bezügl. der Abtrennung zu öffentl. 
Wegen oder im öff. Intereffe unternommenen Anlagen behufs Leitung oder Abwehr 
eines Gewäflerd. — Weder das ©. ©. (88. 3. 74), noch das Gef. v. 6. Febr. 1869. 
3.18, noch die Regierung@motive beſchränken die Abtrennungdnormen auf den Fall 
der Veräußerung der Parzelle, wie irrthümlich die Entſcheidung des mähr.-fchlef. 
O. L. ©. v. 24. Juni 1872. Not. 3. 1878. Nr. 19. annimmt; vgl. nun auch das 
Gef. v. 23. Mai 1883. 8. 83. 88. 5. 11. Unrichtig ift daher Die Conformat⸗Entſch. 
d. böhm. O. L. ©. v. 27. Juli 1892 3. 17 996 (Prävnik 1893 ©. 103), welche 
das Geſuch ded Eigenthümerd mit der Begründung abwies, dag weder ein Rechte- 
noch ein wirthfchaftlicher Grund für die Eröffnung neuer Einlagen angeführt werde 
u. daß die gemäß 88. 21. 23. 27 des Gef. v. 5. Dzbr. 1874 3. 92 (über die Reuan⸗ 
legung d. G. B.) vorgenommene Bildung von Grundbuchskörpern nit „ohne einen 
Nechrögrund” behoben werden dürfe! Mit wem foll denn hier der Eigenthũmer einen 
Beräußerungsvertrag fchliegen? Wird nicht durch eine folche Prarid das Recht der 
Freitheilbarkeit zur Illuſion? Allerdings muß die Unterfehrift des Geſuchſtellers Tega- 
lifirt fein. Richtig bemerkt daher auch der Bericht des Herrenhaufed (Kaferer, 
Materialien XV. ©. 31), daß die Gefepe über die Freitheilbarkeit illuſoriſch fein 
würden, wenn man nicht die durch das Geſ. v. 1869 angeftrebten Erleichterungen 
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bie ganze Rataftralparzelle übertragen wird, ift bie Abfchreibung und 
bie Eröffnung einer neuen Einlage, bezieh. die Zuſchreibuug zu einer 
anberen nach dem Gef. v. 23. Mai 1883, 3.82 nur dann zuläffig, 
wenn ber abzutrennenbe Theil durch einen — von einem Vermeſſungs⸗ 
beamten bes Kataſters ober von einem autorifirten Privattechniler ver- 
faßten und beglaubigten geometrifchen — Situationsplan, von 
welchem eine Kopie in der Urkundenſammlung aufzubewahren und eine 
dem Steueramte zuzuftellen ift, genan bezeichnet erfcheint, und wenn 
bie das Begehren begründende Urkunde (bei Umfchreibungen auf 
benjelben Eigenthümer — das Geſuch) den zur Einverleibung bes 
Eigenthumsrechtes vorgefchriebenen Erforberniffen entipricht. (8. 74 
G. G.)s (Val. dazu die früheren Ausführungen ©. 478flg.) Der 
Beilegung eines beglanbigten Planes bedarf es jedoch nicht, und genügt 
eine genaue Befchreibung in der Urkunbe, „wenn bie (sc. urfprüngliche) 
Barzelle ein Quadrat oder Rechte von höchftens 20 Meter Breite 
bildet und die (sc. reale) Theilung derſelben nach aliquoten“ d. i. ver: 
hältnißmäßigen heilen (3. DB. 1/,, 1/a 2c.) erfolgt. Vgl. 8. 1 Oel. 
von 1883 und Vollz. Vog. vom 1. Juni 1883. 3. 86 betreffs der 
Bedingungen, unter welchen die Bermeffung durch Vermeſſungsbeamte 
bei Grunbtheilungen zu unterbleiben hat.” Die Ab- und Zuſchrei⸗ 
bungen find, wie dies die Sicherheit des Immobiliarverkehrs poſtulirt, 
burh Eintragung im Gutsbeſtandsblatt erfichtlich zu machen 
(88. 7.8 ©. Anl. Gef.) und ftellen fich in Wahrheit als In⸗ bezieh. 


geftatten würde. Die Frage, ob eine folche Zerlegung zuläffig fei, ift für beide gälle 
gleichmäßig unter Beobachtung der bezüuglichen Verordnungen zu beantworten. 

6) Daß das Geſuch die Stelle der Urkunde vertreten d. i. felbft Urkunde fein 
fönne, ergiebt fi aus 8. 32 lit. b. ©. ©. 

7) Zweckentſprechender wäre das aus nahms loſe Gebot der Vorlage von 
Plänen im Map ftabe der Kataftralmappe geweſen. — Mit Recht machte ſchon die 
Min. Vdg. v. 11. April 1878, 3, 3676 (Not. 3. 1878. Nr. 21. Ger. 3. 1879. Ar. 3) 
darauf aufmerffam, daß die Tragweite des $. 74 A. Gr. ©. ſich in Anfebung der 
neuen Grundbücher dadurch geändert hat, dag die Mappe zu einem integriren: 
den Beftandtheil des Grundbuchs geworden ift. (Bol. oben 8.20.R. 2224.) 
Sofern nun im obigen Falle ein Plan nicht beigelegt werden muß, ift die Lage ber 
Quoten im Rechtedte innerhalb der Stammparzelle und zu den Grenzparzelien anzu 
geben. Bei Plänen autorifirter Privattechniter (Maßftab 1:1440 in Ortſchaften, 
fonft 1: 2880 der natürlichen Lage) muß bemerkt fein, da die Fehlergrenze! / wo nicht 
überfchritten if. (Vdg. v. 1. Juni 1883. 3.86.) Über die ungenügende ältere Prarid 
in diefem Punkte vgl. Randa, Ger. 3. 1879. Nr. 50; dazu Lazar, Ger. 3. 1888. 
Nr. 8. 
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Ertabulationen von Eigenthumsrechten dar.s Wird die Urkunde 
oder das Gefuch nicht in einverleibungsfähiger Form vorgelegt ober 
find die Pläne oder Mappen nicht in der erforderlichen Form verfaßt, 
fo hat das Gericht das Begehren zurüczumeifen.® 

Obgleich behufs Herftellung und Erhaltung ber Übereinftimmung 
des Grundbuchs und Katafters zunächft die vom Grundbuchsgerichte 
an das Steueramt gelangenden Mittheilungen dienen, ift anbrerfeits 
nach dem Gef. v. 23. Mai 1883. 3. 83 (88. 41 - 44) das Gericht 
von den durch den Vermefjungsbeamten (hauptfächlich bei der perio- 
bifchen Revifion des Katafters) Tonftatirten Veränderungen unverweilt 
in Kenntniß zu feßen. Ergiebt fich aus der Vergleichung ber dies⸗ 
fälligen Mittheilungen eine Nich tübereinftimmung rüdfichtlich jener 
den Gegenftand bes Gutsbeftanbsblattes bildenden Einträge, welche 
fih auf ven Umfang bes. Grundbuchskörpers, Die Bezeichnung ber 
Parzellen, jowie die Darftelung auf ver Mappe beziehen, fo hat das 
Gericht in Gemäßheit der Gefete und Vollz. Verordn. Über die An- 
legung ber Grunbbücher vorzugehen (|. bei. 88. 21flg. des Gef. vom 
5. Dezbr. 1874 f. Böhmen 2c.), daher die bezüglichen Erhebungen 
unter Zuziehung ber Barteien zu pflegen und das Reſultat derſelben 
bem Steneramte behufs eventueller Durchführung in Katafter und 
Mappe mitzutheilen. — Beiunterlaffener bücherlicher Eintragung 
von Grundzerſtückungen hat das durch das Steueramt hievon benach- 
richtigte Gericht gemäß Gef. v. 23. Mai 1883. 3. 82 R. ©. Bl. 
ber fäumigen Partei eine angemefjene Frift zur Herftellung der bücher: 
lichen Orbnung zu beftimmen und dieſe vurch Geldbußen zu erziwingen.®* 


8) Daß das offiziöfe Formular Nr. 6 einfah von „Zu- und Abfchreibung“” 
fpricht, ändert an der Sache Nichte. Nicht ganz zutreffend ſpricht Schiffner$. 96 
von der Anmerkung der angefuchten oder der bewilligten Abfchreibung, da der $. 3 
cit. bloß die Vorbereitung des Trennungsverfahreng betrifft und 8. 13 nur in gewiſſen 
Fällen die Anmerkung der zu bewilligenden Abfchreibung verordnet. 

9) Die Pränotation ift fomit ausgefchloffen. (8. 74 G. ©.) Handelt es fi 
um Parzellen, welche auf rund der Baugefepe zc. gemäß behördlicher Verfügung 
von der Bauarea zum öffentlichen Gute (behufs Straßenregulirung zc.) abgetreten 
werden müffen, fo genügt die in Tabularform audgeftellte, jener Vorſchrift ent» 
ſprechende Abtretungderflärung bed bisherigen Bucheigenthümers, da es fi im 
runde nur um eine Ertabulation, bez. um Übertragung in ein bloßes Verzeichniß 
des öff. Gutes handelt, welch’ Ießtered dem Grundbuch nicht gleichzuadhten ift. Auch 
die Prarid verlangt in folchen Fällen keinen förmlichen Vertrag. Der Titel Tiegt hier 
in einer der Erpropriation Ähnlichen Abtretung. 

9a) Rur dann, wenn die Herftellung der Übereinſtimmung zwifchen Grundbuch 
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Auch hier ift das Nefultat des Verfahrens dem Steueramte mitzu- 
theilen, welches im Kataftraloperate den bücherlichen Eigenthümer 
(felbft wenn diefer vom jtenerpflichtigen faktifchen Befiger verſchieden 
märe) anzıtmerfen hat. (8. 44 Gef, v. 23. Mai 1883.) Vgl. dazu 
©. 478flg. d. Buche. 

Allerdings wird auch ber Nachweis erforbert, daß bie abzu⸗ 
trennende Parzelle zu jenem Gutslörper gehört, von bem fie abzu⸗ 
fchreiben ift. Enthält bie Einlage das Gutsbeftandsblatt, fo 
entfällt jeder weitere Nachweis. Wenn jeboch in der Grundbuch 
einlage des Stammgutes, von welchem die Abjchreibung erfolgt, das 
Gutsbeſtandsblatt Fehlt, jo kann (wie bereits S. 464 bemerft) bie 
Zugehörigkeit ber abzufchreibenden Parzellen zu dem Stammgut 
für genügend befcheinigt angefehen werben, wenn ein biefe Zugehörig- 
keit befcheinigenber fteneramtlicher Rataftralauszug und überdies 
ein vom Gemeindeamte ausgeftelltes Zeugniß vorgelegt wird, daß 
bas Trennftüc zur Zeit bei dem Stammgute bewirthichaftet und be- 
jtenert wird. (Min. Erf. v. 16. April 1871. 3. 3003.)10 

Es liegt auf der Hand, daß durch die Parzellirung weber bie 
Hypothekar⸗ noch andere dingliche Rechte und Laften bezüglich des 
Trennftüdes geändert werden können, fofern die Berechtigten hiezu 
nicht einwilligen.!! Um jedoch die Freitheilbarkeit des Grund und 
Bodens nicht ungerechtfertigter Weife von ver Willkür einzelner ding⸗ 
lich Berechtigter abhängig zu machen und in formeller Beziehung 


und Katafter zu fehwierig oder unthunlich ift, insbeſ. wenn diefelbe (nam. bei gering» 
werthigen Grundftüden) ohne unverbältnigmäfige Koften nicht zu erzielen 
ift, kann das Gericht im Sinn des 8. 44 Abf. 2 des Gef. v. 23. Mai 1883 3. 83 
von dem Zwange der Parteien zur Orbnungsherftellung (Strafen) Umgang nehmen; 
hierüber find aber befondere Bormerkungen zu führen. (5. Din, Vdg. v. 2. Juli 1889 
3. 2927, B. Bl. 1889 Nr. 35). 

10) Der Juſt. M. Erlaß erklärt ausdrüdlich, dem felbftftändigen Urtbeile der 
Gerichte im einzelnen Falle nicht vorgreifen, fondern durch die Belanntgebung und 
Motivirung des bezüglichen Judikats Nr. 70 des D. ©. Hofes v. 21. Februar 1871. 
3.458 (Nr. 4056 Samml. Gl. U. W.) die erwünſchte Gleichförmigkeit der Judilatut 
fördern zu wollen. Früher leiftete der ehedem vorgefchriebene politifhe Theilungs 
konſens gewiffermaßen Gewähr für die Zugehörigkeit gewiffer Parzellen. _ 

11) Daher beftimmte ſchon der 8.3 des Landt. Pat. v. 22. April 1794, daß 
Abſchreibungen von belafteten Iandtäflihen Realitäten „nie anders ald nah Verneh— 
mung der Theilnehmer und deren Einwilligung vorgenommen werden dürfen“. 
— Dagegen fann der Umftand allein, daß in Folge der Zerftüdelung Simultan- 
hypotheken entftehen und fohin eine Bervielfältigung der Hypothekareinlagen geboten 
erfcheint, als Verkürzung der Tabulargläubiger gewiß nicht angefehen werben. 
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thunlichſt zu erleichtern, wurde für die Durchführung ver Abtrennung 
burch d. Gef. vom 6. Febr. 1869. 3. 18 R. ©. DL. ein befonderes 
Berfahren vorgefchrieben, welches um jo wichtiger erfcheint, als durch 
neuere Landesgeſetze faft in allen Kronländern vie Freitheilbarkeit aller 
Gründe, mögen diefelben nun lanbtäfliche, ftäbtifche ober ruſtikale 
fein, ausgefprochen wurbe.1? (Bezüglich ver befonderen bie Zu— 
und Abichreibungen bei lanbtäflichen Gütern betreffenden Be— 
ſchränkungen ift das am Schluffe dieſes 8. Geſagte zu berückſichtigen.) 
Die Beſtimmungen des Geſetzes v. 6. Febr. 186913 beruhen auf ver 
ganz richtigen Grundauffaſſung, daß einerjeits bie eingetragenen bing- 
lichen Rechte und Laften alle phyſiſchen (reellen) Theile des einheit- 
lichen Grundbuchskörpers ungetheilt erfaflen (SS. 3.13 ©. ©. 
u. 8. 15 des Geſetzes v. 1869), daß diefelben ferner in Anfehung ver 
Trennſtücke durch die Abtrennung an fi ch noch nicht erlöfchen (SS. 307. 
443 ©. B.), — daß aber anbdrerfeits die Einheit des Grundbuchs⸗ 
törpers und bie wünfchenswerthe Überficht ber bücherlichen Belaftung 
erforbern, daß der Laſtenſtand ber zu Einem Ganzen vereinigten 
Gutsbeſtandtheile fein (wenn auch nur theilweife) verſchiedener — 
vielmehr nur ein einheitlicher fei. (Vgl. auch 8. 5 des G. Anl. ©.) 

Diefem Gedanken folgend unterfcheivet das genannte Geſetz zivei 
Tälle: 

I. Wird für das Trennftüd eine neme bücherliche Einlage er 
Öffnet und werben dafelbft alle auf dem Stammgute haftenven bing- 
lichen (bücherlichen) Rechte und Laſten ($. 9 ©. ©.) und zwar bie 


12) Bol. für Böhmen Gef. v. 20. Dezember 1869. 3. 152, dazu Nr. 4048 u. 
4102 Samml. Gl. U. W., wofelbft dad Geſuch um Abtrennung eines verfauften 
Meierhofd und Eröffnung einer neuen Einlage in der böhm. Landtafel bewilligt wurde, 
da die M. V. v. 30. Juni 1858. 3. 100 (welche den Konfend der Landesſtelle vor- 
fhrieb) aufgehoben fei; dazu aber nun $.3 &. Anl. ©.; ferner für Mähren vom 
24. September 1868. 3. 25, für Schlefien v. 16. Oftober 1868. Nr. 21, für Buko⸗ 
wina v. 24. April u. 13. Oktober 1868. Nr. 5 u. 15, für Galizien v. 1. Nov. 1868. 
3. 25, R.-Öfterr. v. 5. Dftober 1868. 3. 14, O.⸗Oſterr. 26. September 1868. 
3.15, Salzburg 22. Dftober 1868. 3. 28, Steiermarf 24. September 1868. 3. 17, 
Kärnten v. 1. November 1868. 3. 25, Vorarlberg v. 15. Oktober 1868. 3. 46. 
(j. Man; B. ©. B. zu 8. 356.) — Bezüglich der neuerlich fehr erfchwerten Theilung 
der landtäflichen Güter vgl. 8. 3 ©. Anl. G. und das Folgende; dazu Burd- 
hard, II. ©. 257 fig. 

13) Ahnliche Beftimmungen enthalt bezüglich der Veräußerung und des Aus 
taufches Fleiner Parzellen die preuß. Geſetzgebung. (Gef. v. 3. März 1850 u. v. 
27. Juni 1860. $. 71 Gr. B. O., dazu Dernburg, Pr. R. 8. 244 a. E.) 
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Pfandrechte in ver Eigenfchaft von Simultanhypotheken eingetragen, 
dann ift zu biefer Trennung bez. Eröffnung einer jelbftändigen Ein- 
lage bie Einwilligung derjenigen Perfonen, denen jene Rechte zu- 
fommen, nicht erforberlich; nur von dem Vollzuge derſelben find fie 
— ſowie die Behörde, welche ven Katafter führt, zu verftänbigen. 
(8. 1 ©ef. v. 1869, dazu $. 123 ©. ©.) 

I. Soll Hingegen dies Trenuftüd laftenfrei in bie nene 
Einlage übertragen ober einem anderen Grundbuchslörper zuge: 
ſchrie ben werden (— die Zuſchreibung ſetzt Laſtenfreiheit des Trenn- 
ftüdes voraus, vgl. au) 8. 5 ©. Anl. ©.14—), fo wirb hiezu erfor- 
dert entwweber bie in Tabularform ertheilte Einwilligung derjenigen, 
welchen bingliche (bücherliche) Nechte am Trennſtücke zuftehen, 15 oder 
bie Präkluſion berfelben auf Grund des gefelich geregelten Anf- 
forberungsverfahrens. (88. 2—12 besf. Gef. v. 1869). 

Auf Gefuch des Beſitzers des Gutes, 15° welcher einen Theil ab- 
trennen will, hat nämlich das Tabulargericht diejenigen Perfonen, für 
welche bücherliche Nechte (8.9 &. ©.) auf tem Gute eingetragen 


14) 8.5 ©. Anl. G.: „Die Bereinigung mehrerer... . Liegenfchaften zu Einem 
Grundbuchskörper fann nur dann erfolgen, wenn diefelben nicht verfehieden belaftet 
find“. Nurdann, wenn die Realität, mit welcher dad Trennftüc vereinigt wird, laſten⸗ 
frei wäre, könnte der 8. 1 des cit. Geſetzes analog zur Anwendung kommen, voraus⸗ 
geſetzt, daß der Eigenthümer die Ausdehnung der Laſten des Trennſtückes auf das 
Ganze geſtattet. Bol. 8. 5 Bukow., dazu Schiffner 8. 92, N. 7. 

15) Die Einwilligung bedeutet hier den Rechtsverzicht in Rückficht des Trem⸗ 
ſtückes für den Fall der Abfchreibung. (8. 3 Geſ. v. 1869.) 

15a) Die Entf. Nr. 11756 verweigert die Einleitung des Aufford.- Verfahrens 
in einem Falle, wo die Gemeinde Prag die Abtrennung einer Parzelle von einem But, 
auf welchem die „Widmung für Kirche, Pfarre und Schule” eingetragen War, 
ausgehend offenbar von der Auffaffung, daß es fich hier um einen „Auftrag“ im Sinne 
der S$. 709 flg., fohin um beſchränktes Eigenthum handelt. (Dazu vgl. $. 158 
t. Pat. v. 9. Aug. 1854.) Dal. S. 199 d. B. Die Präffufion darf nicht ald Ber- 
muthung ber ftillfehweigenden Einwilligung aufgefaßt werden! Sie tritt nad ber 
Tendenz des Geſetzes ein, auch wenn diefe offenbar nicht vorliegt, bez. nicht vorliegen 
kann, 3. B. bei Berfäumniß der Vertreter juriſtiſcher oder minderjähriger Perfonen. 
Bol. aud die Regier. Motive zu 8. 2 bei Kaferer, Mater. XV. S. 21: „Allein 
gerade folhen (obigen) Bläubigern gegenüber .. . ift Erfeichterung für ben Yutd- 
befiger am meiften nöthig. Die flaatl. Obforge hat ihre Grenzen darin, daß für berlei 
Dermögenfhaften Vertreter beftehen; .. . ed wird ihre Sache fein, zu erwägen, 
ob Grund zum Einfpruche beftehe oder zur Trennung ftillfchweigend (2) einzumwilligen 
fei, oder ob fie diefe Einwilligung unter eigener Verantwortung abgeben können oder 
dazu eine befondere Genehmigung für nöthig erachten“. Tendenz und Art der Moti- 
virung decken fich hier offenbar nicht! Pol. noch Rote 17. 


8.23. Anderungen d. Grundbuchskörpers. Zuſchreibungen u. Abfchreibungen. 523 


finb, 16 durch Edikt anfzufordern, ihren allfälligen Einſpruch gegen 
bie beabfichtigte Trennung (jchriftlich oder mündlich, 8. 6) innerhalb 
ber beftimmten (minbeftens 30tägigen Frift) bem Gerichte anzırzeigen, 
wibrigens angenommen würde, daß fte in bie Trennung willigen und 
ihr Recht in Anſehung des Trennftüces mit dem Zeitpunkte aufgeben, 
in welchem die bücherliche Abfchreibung erfolgt.17 ($. 3.) 

Die nach dem Gef. v. 6. Febr. 1869. 3. 18 zu überreichenben 
Geſuche des parzellivenden Grundbeſitzers um Einleitung des Auffor- 
derungsverfahrens müſſen nunmehr nach Vorjchrift des Gef. vom 
23. Mai 1883. 3. 82 verfaßt fein, da die Abtrennung von Parzellen 
nur mit Einwilligung der Tabulargläubiger, bez. nach durchgeführte 
Provokationsverfahren zuläffig erjcheint.1? Zwar forbert das Gefek 
v. 1869 im 8. 4 bloß: daß „bas Trennftüd genau, nöthigenfalls durch 
Pläne oder Mappen” bezeichnet fei. Allein man erwäge, daß biefe 
mit bem geänderten 8. 74 des ©. Gef. wörtlich übereinftim- 
mende Faſſung bes im 8. 74 bezogenen Gef. v. 6. Febr. 1869 durch 
die neue Faſſung bes $. 74 ©. ©. nothwendig beeinflußt tft und 
baber im Sinne des Gef. v. 1883 gedeutet werben muß, daß ferner 
bie wirfliche Ab» bez. Zufchreibung (8. 13flg.) in d. R. Teinesfalls 
ohne Vorlage eines beglaubigten Planes erfolgen darf und jomit das 
Gericht bei eventueller Verſchiedenheit des urfprünglichen unbeglan- 


16) Auch der Afterpfandglänbiger. Dafür die Regierungdmotive (Kaferer XV. 
©. 22) und die Analogie des Hofd. v. 16. März 1811. Nr. 935 3. ©. ©. 

17) Die Friſt läuft vom Tage nach der Zuftellung, welche zu eigenen Handen zu 
erfolgen hat (8. 4. 5); eine Reftitution wegen Friftverfäumniß findet nicht ftatt (8. 5). 
Zweifelhaft ifl, ob der unterlaffene Einſpruch der gefeplichen Vertreter der 
Minderjährigen, fofern derfelbe ohne gerichtliche Bewilligung erfolgte, den Rechten 
der Letzteren präjudizire? Die Bejahung der Frage ergiebt fi) wohl aus der die 
Trennung fördernden Tendenz des Gefepes und aus der vorbehaltölofen Faſſung des 
Präjudized: „widrigend angenommen würde‘, welchem gegenüber die überflüffige, 
in Form einer Bermuthung gehüllte Motivirung des Präjudizes faum in’d Gewicht 
fällt. Vgl. auch die Motive Note 15a). — Die laftenfreie Abtrennung eine Theiles 
der für die Befiger von Theil ſchuldv erfehreibungen beftellten Hypotheken kann 
jedoch nur mit ausdrücklicher turatelöbehörblich genehmigter Zuftimmung des „gemein- 
famen Kurators“ der Befiger der Xheilfchuldverfchreibungen erfolgen, diefe Zu- 
ſtimmung fann bei den unter flaatlicher Aufficht ftehenden Anſtalten erfeßt werben 
durch die Beftätigung des Iandesfürftlichen KRommiflärd ; eine Aufforderung der Be- 
* der Schuldverſchreibungen findet nicht ſtatt, Gef. v. 24. April 1874. 3. 49. 

. 14. 


18) Anderd das Erk. d. Prager O. 2. G. v. 16. Ditober 1883. 3.29535 gegen 
dad Erf. d. Prager. G., Prävnik 1884. ©. 104 fig. 
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bigten und des fpäteren beglaubigten Planes bie Ab⸗ und Zuſchrei⸗ 
bung nicht bewilligen Tönnte. Soll daher pas Provofationsverfahren 
mit Erfolg durchgeführt werben, fo muß fchon der dem Aufforberungs- 
gejuche beizulegende Blan nach Vorfchrift des Geſetzes verfaßt fein. 
Vgl. and den in Note 24a) angeführten Gefet-Entw. v. 1893. 

Das Trennungs- bezieh. richtiger Konvokationsgeſuch ift „anzu: 
merken“; bie Anerlennung hat die Wirkung, daß „Ipätere Eintragungen“ 
bücherlicher Rechte (richtiger: fpäter eingetragene Realberechtigte) „bie 
— laftenfreiet? — Abtretung nicht verhinvern können.“ ($: 3.) 
Diebei lönnen nun folgende Fälle eintreten: 

1. Die Aufgeforderten erheben innerhalb ver Präffufiofrift 
feinen Einſpruch. Im diefem Falle wird das Trennftüc dem Prä- 
judiz gemäß mit vem Zeitpunkte ver Abfchreibung laftenfrei (88. 3. 6. 
a contr. $. 7.) Darüber, daß innerhalb ver Friſt kein Einſpruch er- 
boben wurde, ift auf Verlangen ein Amtszengniß auszufertigen. 


($. 6.) 
2. Würbe aber von den Aufgeforberten Einfpruch erhoben, fo 


kann die laftenfreie20 Trennung nicht vollzogen werben, fo lange 
nicht der Einſpruch der Opponenten hinfällig geworben ift, entweder: 


19) Das Wort „laftenfrei“ muß im 8. 3 des Gef. v. 1869 fubintelligirt werden, 
da außerdem die Anmerkung gar eine Wirkung hätte; denn die Abtrennung über« 
haupt fönnen weder frühere noch fpätere Einträge verhindern. Die Wirkung der An 
merfung ift vielmehr die, daß fpätere Einträge in Anfehung des Trennftüdes nur für 
den Fall Geltung haben, ald die Abtrennung nicht erfolgt. (Bol. 9. 13 desſ. ©.) 
Bol. meinen Vortrag Ger. 3. 1872. Nr. 66 gegen die dafelbft bekämpfte Entſch. 
des O. ©. Hofes v. 11. Nov. 1871. ©. H. 1871. Nr. 94 (Rr. 4272 Samml. GL U. 
W.), welche annimmt, daß die späteren Eintragungen“ auf das Trennftüd über 
tragen werden müffen. Da hätten aber die fpäter eingetragenen Gläubiger mehr 
Rechte als die älteren, was der offenbaren Tendenz des Gefeped, die laftenfrete 
Abtretung (von der allein auch 8. 3 fpricht) zu fördern, ſchnurſtracs widerſpraͤche. 
S. auch Krasnopolski, Mitth. d. d. I. B. 1878. ©. 137 flg. Diefer giebt zwar 
zu, daß das Wort „Laftenfrei” im $. 3. al. 3 hinzuzudenken fei, meint aber, daß auch 
bie ſpaͤter Eingetragenen ein Einſpruchsrecht befipen, indem fie durch die „Anmerkung“ 
provozirt erſcheinen. Allein giebt man die Nothwendigfeit der Interpolation „laften- 
frei“ zu, dann ift e8 unmöglich, den fpäter Eingetragenen ein Einſpruchsrecht zu ge 
währen, denn fonft fönnten fie ja eben (durch ihren Einfprudh) verhindern, was 
fie nach Inhalt der (interpolirten) Stelle nicht hindern dürfen — nämlich die (laften- 
freie) Abtrennung. Gegen die Motivirung 8.3 vgl. meinen Aufſaß Ger. 3.1879. 
Ar. 51. Note 18. Unfere Auslegung hat endlich aud) in dem 8. 53 fig. ©. ©. (An- 
merfung der beabfichtigten Veräußerung zc.) eine naheliegende Stüpe. ©. noch die 
folg. Note. 

20) Abermald ungenau Heißt es im $. 7, daß der, Einſpruch die „Trennung 
hemmt”. Nur die laftenfreie Trennung wird gehindert. ©. $. 1 desſ. Geſ. 
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a) burch Bezahlung bes opponirenden Pfanpgläubigers; Lebterer 
muß hier bie Zahlung des Kapitals auch dann annehmen, wenn 
basjelbe noch nicht fällig geworben ift, vorbehaltlich des Erſatz⸗ 
anſpruches („ver Genugthuung“) wegen vorzeitiger Tilgung der 
Forderung. (88. 7. 8.)21 

b) oder durch ein gerichtliches Erkenntniß, welches den Ein- 
ſpruch für unwirtfam erflärt (SS. 7. 9—12). Ein jolches 
Erkenntniß Tann das Zabulargericht nur dann fchöpfen, wenn 
es fih um den Taufch von Grundftüden handelt, welche der 
Landwirthſchaft dienen, ſofern burch denſelben entweder eine 
Arrondirung oder eine beſſere Bewirthichaftung der Be- 
fißftände der Tauſchenden erzielt werben joll und wenn über- 
dies durch den Tauſch bie Sicherheit der Forderung, wegen 
welcher Einfpruch erhoben wurbe, nach Vorfchrift des $. 1374 
A. B. G. B. nicht geführbet erfcheint. ($. 9.)22 Zu diefem 
Erkenntniß ift bloß die Tabularbehörde und zwar auch in Fällen 
tompetent, in welchen zu Verfügungen über das Hypothekar⸗ 
tapital die Zuftimmung einer anderen Behörde (Fideikommiß⸗, 
Subftitutions-, Stiftungs⸗, Vormundfchaftsbehörbe zc.) noth- 
wenbig ift.23 Daß durch ven Taufch die Arronbirung bewirkt 
werbe, ift entweber burch eine Kataſtralmappe, bezieh. burch ein 
Amtszengnig des Gemeinbevorftandes ober in anderer glaub» 
würbiger Weife nachzumeifen. (8. 10 Abſ. 1.) Daß durch ben 
Tauſch die beffere Bewirthſchaftung gefördert werbe, ift durch 

ein Zengniß der Beirkshauptmannfchaft (bez. des Magiſtrats) 
zu befcheinigen. ($. 10 Abf. 2.) Das Erkenntniß ift auf 


21) Gewiß kann hier der Schuldner, welcher eine unverzingliche Kapital- 
ſchuld zahlt, das AImterufurium in Abſchlag bringen. Die gemeinrechtliche Kontro- 
verfe betreffend die Berechnung des Interuſuriums ift für das öfterr. R. (wenn auch 
nicht mathematifch genau) entfchieden durch den 8. 20 der Konkurs⸗Ordg. (Abzug der 
gefeglichen Zinfen für die Zwifchenzeit.) — Selbft die Stipulation der Unauflünd- 
barkeit des Kapitals ſchließt die Rüdzahlung nicht aus. Vgl. Bericht d. Herrend. 
bei Kaferer ©. 31. 

22) Das Gefep fordert alfo Pupillarficherheit (88. 230. 1374 ©. B.); Häufer 
binfen alfo nicht über die Hälfte, Grundſtücke nicht über zwei Drittel des Werthes 
belaftet erfcheinen. 

23) Diefe Bereinfachung der Kompetenz wurde getroffen, um weitläufige und 
foftfpielige Prozeduren zu erfparen. 

24) Bol. böhm.-mähr., ſchleſ., ober- u. n.=öfterr., falzburg., galiz., bufow., 
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Grund mündlicher oder fehriftlicher Verhandlung (8. 11) zu 
ſchöpfen, und hat das Gericht die geſetzl. Erforberniffe ($. 9), 
joweit bie Prüfung nicht anderen Organen zulommt ($. 10 
Abſ. 2), von Amtswegen zu unterfuchen und nöthigenfalls Er- 
hebungen und Schätungen zu veranlaffen. ($. 12.)24* 


görz., iftrian., kärnt. 2. ©. v. 5. April 1870,93. 3327 2c., fteier. L. G. v. 23. Mär; 
1873, Krain v. 15. Mat 1872, Trieft v. 9. April 1873. Der Lokalaugenſchein foll 
in der Regelmur auf Begehren der Parteien flattfinden. In einzelnen Ländern kommt 
jenes Parere der Bezirkövertretung zu; |. Man z'ſche Gef. Ausgabe. 18. ©. 68. 
24a) Ein modificirtes Verfahren wird mit Recht foeben beantragt in einer Ge⸗ 
ſetzesvorlage in Betreff folcher Trennftüde, deren Werth fünfzig GEulden nicht über- 
fteigt, wenn das Zrennftüd entweder a) zur Herftellung, Umlegung oder Erweiterung 
oder zur Erhaltung eined öffentlichen Weges oder b) zum Zwecke einer im 
dffentlihen Intereffe unternommenen Anlage behufs Leitung oder 
Abwehreines Gewäſſers einſchließlich der hiezu erforderlichen befonderen Werk⸗ 
anlagen verwendet wurde. Hier iſt in dem Geſuche nebſt der genauen Bezeichnung des 
Trennſtückes auch deſſen Culturgattung und das Fläche nmaß anzugeben und 
ſind die zum Nachweiſe der Erwerbung des Trennſtückes dienenden Urkunden 
ſammt zugehörigen Situationsplänen, ferner eine amtliche Beſtätigung über 
die Berwendung des Trennftüdes zu obigem Zwecke vorzulegen. Zur Ertheilung 
diefer flempelfreien Beftätigung ift in Anfehung der Weganlagen die zuftändige 
politifche Bezirkd-, beziehungsweife autonome Behörde, in Anfehung der Waſſer⸗ 
bauanlagen die nach den Waſſerrechtsgeſetzen zuftändige politifche Bezirksbehoͤrde 
berufen. Das Geſuch fann von dem Grundeigenthümer, oder von 
dem Erwerber der abzutrennenden Orundftüde überreicht werben. 
Das im Gef. v. 6. Februar 1860 Nr. 18 geregelte Berfahren kommt mit folg. 
Abweichungen zur Anwendung : das Gericht hat eine Tagfahrt anzuordnen u. 
zu dieſer den Gefuchfteller, den Eigenthümer und alle Zabulargläubiger 
durch Beſcheid unter genauer Belanntgabe des Gegenftandes der begehrten Ab- 
trennung zu laden. Die Berftändigung hat mit dem Beifage zu erfolgen, daß 
das Gefuch bei Gericht eingefehen werden kann, daß die Tabulargläubiger, welche 
glauben, daß der Wert ded Trennftüdes den Betrag von fünfzig Gulden über- 
fteigt, oder daß durch die Abtrennung ihr bücherliches Recht gefährdet wird, 
bei der Tagfahrt Einfpruch zu erheben haben, widrigenfalls angenommen würde, 
dag fie in die Abtrennung willigen, daß ihnen übrigens unbenommen bleibt, ihren 
Einſpruch ſchriftlich zu der Tagfahrt einzufenden, und daß bei der Einfpruchderhebung 
anzugeben fei, ob der Einſpruch aus diefem oder jenem Grunde erhoben wird. ($. 4) 
Der Einfprud) eines Tabulargläubigerd ſteht der angefuchten Abtrennung nicht im 
Wege, wenn das Gericht nach amtlich gepflogener Erhebung aller Umflände zu ber 
Überzeugung gekommen ift, daß der Werth des Trennſtückes fünfzig Gulden nit 
überfteigt und aus der Abtrennung dem betreffenden Tabulargläubiger mit Rüdfidh! 
auf den nad gefhehener Trennung und in Beachtung der Wirkungen 
derfelben fih ergebenden Wert des erübrigenden Grundbuchsköwers und 
auf den Stand der bücherlichen Laſten offenbar kein Nachtheil droht. Das Geticht 
erfennt durch Beicheid, ob und inwiefern erhobene Einſprüche im Sinne des vor⸗ 
ftehenden Abſatzes begründet find oder nicht. (8.6.) Ein Einfpruch, der ald begründet 
anerkannt wird, hemmt die Abtrennung. ($. 7.) Mehrere Grundabtrennungen, 
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Die Abfchreibung des Trennſtückes von ber bücherlichen Einlage 
und beffen (laftenfreie) Zufchreibung zu einer anberen, ober bie 
Eröffnung einer neuen (laftenfreien ober belafteten) Einlage für das- 
felbe ift in einem einzigen Gefuche zu begehren. — Sind bie Ver- 
fügungen darüber von zwei Tabularbehörden zu vollzieben, fo ift das 
Geſuch bei derjenigen zu überreichen, bei welcher die Abſchreibung er- 
folgen fol. ‘Diefes Gericht hat die (bewilligte) Abfchreibung im Buche 
zunächft nur „anzumerlen® und das Gefuch wegen Zu fchreibung bez. 
Eröffnung einer neuen Einlage an bie zweite Zabularbehörbe zu 
ſenden ($. 13); erft nach erfolgter Zufchreibung oder Eröffnung einer 
neuen Einlage ift die „angemerkte Abfchreibung” bei der erſten Buch- 
behörbe zu vollziehen ($. 14). Die „Anmerkung ver Abjchreibung“ 
ift allerbings eine überflüffige legislative Vorkehrung, dieſelbe foll 
nämlich nach 8. 13 Abf. 2 die Wirkung haben, daß jede fpätere Ein- 
tragung „in Anjehung des Trennftüds nur für den Fall Wirkfamteit 
erlangt, als der Eintragung besjelben in eine andere Einlage nicht 
ftattgegeben wurde". Allein abgefehen davon, daß diefe Wirkung (wie 
oben bemerft wurde) fchon mit der Anmerkung bes Trennungs- (Ron- 
vokations⸗) Geſuches ($. 3) eintritt, bebarf es zu dieſem Ende der An- 
merfung gar nicht, ba fich fchon aus dem Grundſatze ber 88. 438. 
445, bez. der 88.29.93 ©. ©. ergiebt, daß bie fpäter angejuchte 
Eintragung eines binglichen Rechtes die Wirkung der früher an- 
gefuchten, wenn auch fpäter vollzogenen Abfchreibung einer Par⸗ 
zelle nicht beeinträchtigen fann.2° Man bemerke übrigens, taß bieje 


welche zu derfelben Weganlage ($. 1a), beziehungsweife zu derfelben Wafjerbauanlage 
($. 1b) gehörige und in derfelben Kataftralgemeinde gelegene Trennſtücke betreffen, 
können bei dem zuftändigen Grundbuchsgerichte felbft dann mittelft eines einzigen 
Gefuches begehrt werden, wenn die Erwerbung diefer Trennftüde durch verfchiedene 
Urkunden begründet wird. ($. 12.) In diefem Falle ift außer der geometrifchen 
Darftellung auch noch eine weitere beglaubigte ftempelfreie Copie des Situation 
Planes beizubringen, welche bei dem Gemeindeamte jener Gemeinde, in deren Ge⸗ 
markung die Trennftüde gelegen find, zur Einfiht aufzufegen iſt. Die Derftän- 
digung der Tabulargläubiger von der Tagfahrt zur Erhebung allfälliger Einfprüche 
bat durch ein Edict zu gefchehen, welches auf der Amtstafel des Berichtes, dann 
in der Gemeinde, in welcher die Trennſtücke gelegen find, und in den benachbarten 
Gemeinden anzufäplagen und nad Umftänden auf die fonft ortsübliche Weife zu 
verlautbaren ifl. Darüber, ob der Werth der einzelnen Trennſtücke fünfzig Gulden 
überfteigt, hat das Gericht auch dann, wenn ein Einſpruch in diefer Hinficht nicht er- 
hoben worden ift, Erhebungen von amtswegen zu pflegen und zu entfcheiden. 

25) ©. Kaferer, Mater. 6.27. Allein um dies zu erreichen, hätte es nicht 
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Anmerkung nur in den (telativ nicht ſehr häufigen) Fällen vorgeichrie- 
ben ift, wenn die Ab» bezieh. Zufchreibung oder Neueinlage bei ver- 
ſchiedenen Tabularbehörven vorzunehmen ift, — eine Vorſchrift, 
welche die Regierungsvorlage eigenthümlicher Weife damit motivirt, 
daß eine Vorforge nöthig (2) ift, „daß das betreffende Stüd nicht zeit- 
weilig ganz aus ven öffentlichen Büchern verjchwinde”. 26 

Mit dem Vollzuge der Abſchreibung erlöfchen in bem oben 
3.1 und 2 genannten Fällen alle bücherlichen Laften in Anfehung des 
Trennftüdes. Durch die Zufchreibung erlangen hinwieder alle 
auf dem Stammgute haftenden bücherlichen Laſten volle Wirkſam⸗ 
feit auch in Anfehung des zugefchriebenen Trennitüdes (8. 15); — 
es iſt died eine unabweisliche Konfequenz der Einheit des Tabular⸗ 
körpers. 

Analog dem hier dargeſtellten Verfahren iſt jenes, das in An⸗ 
ſehung ber für Eiſenbahnzwecke nicht im Expropriationswege erwor⸗ 
benen, in die Eiſenbahnbücher einzutragenden Grundſtücke in den 
88. 20—33 des Geſetzes v. 19. Mai 1874 3. 70 vorgeſchrieben ift. 
Auch diefe Zufchreibung fegt im Allgemeinen Laftenfreiheit des Trenn- 
ftüdles voraus 27; übrigens wird das Letztere durch die Enteignung von 
Rechtswegen von allen Laſten befreit, welche mit dem Zwecke der Ent- 
eignung unvereinbar find, insbeſ. zur Veräußerung des Grumbftüdes 
führen könnten. (88. 4. 5 Gefeß vom 18. Februar 1878 3. 30, 
8. 20 des Gefeßes vom 19. Mat 1874, 3. 70.)28 


erft der Anmerkung, fondern eben nur der Vorſchrift bedurft: „daß bie Abfchreibung 
erft dann vollzogen werben kann, wenn die Eintragung ded Stücks in einem anderen 
Buche erfolgt ift”. (Motive S. 27.) Aus dem früher (f. Note 19) Gefagten ergiebt 
fi, daß zwar nad) Aufnahme der al. 3 des. 3 die Anmerkung bed $. 13 recht über 
flüffig geworden ift, daß aber hieraus Angeſichts der herrfchenden ſyſtemloſen Prarit 
parlamentarifcher Gefegesamendirungen kein Argument gegen bie Richtigkeit der oben 
gegebenen Auslegung des 8. 3 al. 3 entnommen werden fann. 

26) Diefe Gefahr wäre auch ohne „Anmerkung“ nicht zu fürchten. Allerdinge 
iſt es aber ſohin unvermeidlich, daß die zugeſchriebene Parzelle vorübergehend in 
zwei Einlagen eingetragen erfcheint. 

27) Auf die Eigenthümfichkeiten diefed Verfahrens einzugehen, ift hier nit 

der Dr. 
28) Wird die Entfhädigung für ein zu Eiſenbahnzwecen enteigneted Grundftüd 
burh Übereinkommen feftgefept, fo ift die Zuftimmung der daran binglid De 
rechtigten erforderlich ; doch entfällt dieſe Nothwendigkeit, wenn ungeachtet der Ab» 
trennung der Parzelle weder die Sicherheit der Hypothek (9. 1374 ©. 2.) vermindert 
wird, noch andere dingliche Rechte gefährdet werben; darüber erfennt das Grundbuchs⸗ 
gericht (8. 22 Gef. v. 18. Februar 1878). 
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Die Ab» und Zufchreibung landtäflicher Parzellen ift aus 
Gründen, bie mit der Landesverfaffung zufammenhängen, an beſondere 
Rautelen gebunden, von welchen nun bie Rebe fein joll. 

Die Übertragung der Grundbuchskörper aus ber Landtafel in die 
Stadt» und Grundbücher der bezüglichen Kataſtralgemeinde ift nämlich 
auf Anſuchen bes Befiters bei der Anlegung der neuen Grundbücher 
in Böhmen, Mähren, Schlefien, Ober- und Nieberdfterreich und 
Kärnten? mit Bewilligung der Landesftelle und bes Landesaus- 
ſchuſſes zuläffig (8. 3 ©. Anl. G.).» Dagegen kann — ber hiftori« 
ſchen Entwicklung, der politiichen Bedeutung und den Lanbtafelpatenten 
entiprechend (f. böhm. 8. X. Batent von 1794, 88. 1.2.3) troß ber 
Aufhebung des Unterthänigleitsverbandes und der Theilungsverbote 
auch in Zukunft (8.3 ©. Anl. ©.) fein nicht ftändifches (nicht do⸗ 
minifales), fomit kein ftäbtifches oder ruſtikales Grundſtück in ber 
Zandtafel eine felbftändige Einlage erhalten. (Vgl. auch den Juſt. 
Min. Erl. vom 13. Juli 1877, 3. 9177.)21 Die Prüfung der Vor- 
frage, ob das Gut ein dominikales fei, gehört gemäß Plenarbefchluffes 
des oberiten Gerichtshofes vom 12. Juni 1872, 3. 4862, auf welchen 
fih jener Min. Erl. ftügt, zur Kompetenz der politifchen Landes⸗ 
ſtelle; der Ausfpruch der letteren foll dem gerichtlichen Einfchreiten 
vorangehen.2 Tolgerichtig können nichtlandtäfliche (vuftikale, 


29) Die übrigen Landesgef. enthalten Feine ähnliche Beftimmung und ift daher 
in den bezüglichen Ländern eine derartige Übertragung der landtäflichen Güter in die 
Stadt⸗ und Grundbücher an die Bewilligung der politifchen Behörden nicht gebunden. 

30) Warum die Bewilligung diefer Behörden in obigen Ländern gefordert 
wird, ift nicht erfindlich ; denn das Pat. v. 1. Sept. 1798, 3. 432 3. ©. ©. und die 
Min. Berorbn. v. 30. Juni 1858. Nr. 100 haben diesbezüglich mit der Aufhebung 
der Theilungdverbote ihre Geltung verloren. ©. Rote 12. Politiſche Gründe von 
maßgebender Bedeutung find Hier nicht erfichtlih! Zu dem Folg. vgl. auch Burck⸗ 
hard, IIL $. 166. ©. 261 fig. 

31) Das Juſt iz miniſterium äußert in dieſem Erlag feine Meinung dahin: 
„DaB die gefeplichen Beftimmungen, welche das Gebiet der Lan dtafel gegenüber den 
übrigen Grundbücdhern abgrenzen, durch die Befeitigung der Theilungsbefchräntungen 
unberührt geblieben find; es könne demnach derzeit feine Liegenſchaft in die Landtafel 
aufgenommen werden, welche nicht den durch das Pat. v. 22. April 1794, 3. 171 
3.9. ©. aufgeftellten Borausfegungen entfpricht”. Der 8. 2 diefed Pat. beftimmt: 
daß in dad Hauptbuch einzutragen find die „ſtänd i ſch en unbeweglichen Güter, welche 
in dem Kataſter als wirkliche Dominitalgüter bezeichnet find und auch als 
ſolche dahin verfteuert werden“. Das legislative Motiv dieſes Grundfapes liegt 
heutzutage befonders in dem bevorzugten Wahlrechte der Befiper Iandtäflicher 
Güter in die Landtage und den Reichdrath. 

32) Bgl. die in voriger Note cit. Min. B. v. 1877. Auch gemäß den Älteren 


Rande, Eigenthum n. öſterr. Nedt- 34 
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ftäbtifche) Grundſtücke nicht einmal im Wege ver Infchreibung zu 
einem lanbtäflichen Gute in die Landtafel eingetragen werben? — es 
waͤre denn, daß es fich um bie gleichzeitige Ab- und Zufchreibung, alſo 
einen Austanfch ungefähr gleich großer landtäflicher und ruſtikaler 
(ſtãdtiſcher) Gründe handeln würbe, welcher ſchon nach ven älteren 
politifchen Verordnungen (Hofdekr. vom 2. April 1787, 10. Januar 
und 26. März 1790 bei Koſtetzky, Handb. d. Gef. in Unterthans⸗ 
ſachen 88. 203. 204, Roth VIII. S. 431—444) mit bebörblicher 
Bewilligung geitattet war. Daß auch zugekaufte ruitilale Grund 
ftüde zugefchrieben werben bürfen, ift mit dem 8.2 L. T. P. ſchwerlich 
zu vereinbaren.?5 Für bie Zukunft geftatten die nenen G. Anl. Geſetze 


Borfchriften hatte die Landesſtelle über die Landtafelfähigkeit eined Gutes auf Grund 
des Zeugniffes des Landeskatafteramtes ... über die Dominifaleigenfchaft und die 
Dominikalverfteuerung zu erfennen. Maßgebend ift der Therefianifche Katafter, das 
fog. exequatorium dominicale v. 3. 1756. Bol. Hafner $. 92, Chlupp $. 19. 


33) Der cit. Min. Erl. v. 13. Zuli 1877. 3. 9177 bemerkt entgegen der jahre . 


langen Prarid des Prager Lanbeögerichtes : „für die Anwendung der hier maßgeben- 
den Beftimmungen des Pat. v. 22. April 1794. 3. 171 ift ed ohne Belang, ob es 
ſich um die Bildung eined neuen oder um die Bergrößerung eines beftehenden 
Landtafelkörpers Handelt. Es kann demnach nicht beirten, daß fi der oberfte Ge⸗ 
richtshof in dem bereits citirten Plenarbeſchluſſe bloß über die Bildung n euer Land⸗ 
tafelförper audgefprochen hat“. In dem Abf. 6 des 8. 3 des böhm. ©. Anl. Gef. 
findet diefer Min. Erlaß eine Spezialbeftimmung, welche gleihwohl mit dem Grund⸗ 
fage, daß das Gebiet der Landtafel nicht durch Derfügungen der Gerichte einfeitig 
erweitert werden dürfe, in Ubereinftimmung ftebt. 

34) Bol. auch Burkhard, a. a. O., fowie den Rechtsfall im Prävnik 
1878. ©. 818 und Rugieka ebend. 1879. ©. 181 flg., der die älteren Vorſchriften 
ausführlich angiebt. Nachdem erft Statihalterei und Minifterium das Geſuch um 
Bewilligung ded Eintrages umgetaufchter Grundſtücke in bie Landtafel mit Dezug 
auf$.28. X. Pat. abgewiefen hatten, änderte fpäter dad Minift. des Inneren mil 
Erl. v. 25. Nov. 1878. 3. 15604 (mit Rüdficht auf die beim Verwaltungsgerichts⸗ 
hofe eingebrachte Beſchwerde) feinen früheren Befcheid, weil die um getauſchten 
Gründe von fat gleichem Ausmaße feien, daher in ſtaatsrechtlicher Beziehung kein 
Anftand obwalte, und dur 8.28. T. Bat. nicht audgefchloffen fei, daß einzelne 
nichtlandtäfliche Grundſtücke zu Landtafellörpern zugefchrieben werben, zumal [don 
früher der Austaufch Tandtäflicher und unterthäniger Gründe mit politifcher Der 
willigung geftattet war. Vgl. noch folgende Note. 

35) So auch die Entih. d. ©. ©. H. v. 20. Februar 1879. 3.10186 
(Prävnik 1879, ©. 302 flg.), welche aber grundlos felbft d. Verordn. v.30. Juni 
1858. 3. 100 für noch zu Recht beftehend hält. Dagegen hat neuerlich dad Mint» 
fterium des Innern in Abänderung feiner früheren Entſcheidungen mit Erlaß v. 
9, Dezember 1878. 3. 16270 entfchieden, daß auch zugefaufte Ruflifalgrimde 
zugefchrieben werben fönnen, weil dies feiner aus drückl ich en Beftimmung des $. 2 
2, T. P. widerfpricht und aus öffentlichen Rüdfichten Nichis entgegen ftebt (9). So 
auch die Minift. Entf. v. 24. Juli 1879. 3. 6916 (Ger. 3. 1879. Ar. 69, welde 
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für Böhmen, Mähren, Schlefien, Niever- u. Oberöfterreih, Kärnten 
bei oder nach Anlegung der neuen Grunbbücher wenigftens bie Zu⸗ 
ichreibung einzelner (auch zugekaufter) nichtlanbtäflicher Parzellen gegen 
Abſchreibung anderer bei ungefähr gleicher Stenerleiftung nach Ein- 
bolung des Gutachtens der Statthalteret und des Landesausſchuſſes 
(8. 3 desſ. Gefekes).?° In den übrigen Ländern fteben daher die 
früher (f. Note 33 u. 34) citirten älteren Normen aufreht. 

Die Zerjtüdelung landtäflicher Güter und bie Eröffnung einer 
neuen Einlage für folche (landtäfliche) Trennftüde in der Landtafel 
ift, joweit noch nicht die neuen Grundbücher hergeftellt fein werben, 
ftatthaft und bedarf nicht mehr der Bewilligung der Landesſtellen, da 
bie Min. V. vom 30. Iuni 1858 Nr. 100 R. ©. DI. in Folge ver 
Sreitheilbarkeit des Grundes und Bodens aufgehoben iſt. So auch 
Erf. de8 D. ©. Hofes Nr. 4048 u. 4102 Samml. SI. U. W.3T — 
Anders wird bies nach Eröffnung der neuen Lanbtafeln in Böhmen 
fein. Das böhm. ©. Anl. ©. ($. 3) beftimmt nämlich, daß, wenn 
für ein Trennftüd eines Landtafelguts eine ſelbſtändige Land— 
tafeleinlage errichtet werben fol, Hierzu bie Zuftimmung ber 
Statthalterei und bes Landesausſchuſſes erforberlich ift. Wird biefelbe 
nicht nachgewiefen, fo ift rückfichtlich der Eröffnung ver neuen Einlage 
„nach den Beftunmungen über die Verfafjung ver Grundbuchseinlagen 


darauf hinweift, daß ber 8. 3 Abf. 3 des ©. Anl. Gef. nur jolche Übertragungen be- 
treffe, die der Neuanlegung der Bücher nahfolgen. ©. Prävnik 1878.66. 849, 
Auch Rugieka, ebend. 1879. ©. 224 flg. vertritt die Anficht, daß die Zufchreibung 
zugefaufter, nichtlandtäflicher Parzellen jeit dem 3. 1848 ohne alle Befchränfung 
zuläffig fei, weil aller Unterſchied zwifchen Tandtäflichen und nichtlandtäflichen Grund⸗ 
ftüden wegefallen fei. Allein trotzdem blieb m. E. die cit. Norm, dag nur domini- 
fale Gründe in die Landtafel aufzunehmen find, unberührt; außerdem ftünde auch der 
felbftändigen Einlage nichtlandtäflicher Gründe Nichts entgegen. Allerdings ift 
ein ſolcher Zuftand ſchon wirthfchaftlich unerträglich; allein: dieſer Mißſtand 
poftulirt eine Anderung der Geſetzgebung. 

36) Nur die oben citirten ©. Anl. ©. enthalten diefe „Spezialbeftimmung“, 
welche dem praktifchen Bebürfniffe [ehr unvolllommen genügt und bei den ges 
ringften Anderungen einen weitläufigen und Loftfpieligen Gefchäftdgang inaugurirt ! 
Man erwäge, daß 3. 3. in Zukunft felbft die behufs Artondirung angelauften ruſti⸗ 
kalen Grundſtücke faft niemald werden zugefchrieben werben können, da der Guts⸗ 
befiger nicht leicht Luſt und Gelegenheit haben wird, gleichzeitig Parzellen gleicher 
Steuerleiftung vom Gute abzuverlaufen und abzufchreiben! Im Wefen zuftimmend 
Burckhard a. O. 

37) Anders das weiter folgende Judikat Nr. 113, welches die cit. Min. V. v. 
1858 noch ald geltend betrachtet. 


34* 
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für nichtlandtäfliche Riegenfchaften vorzugehen“. (8.3.99 — Bezüg- 
lich ber übrigen Länder enthalten die G. Anleg. Geſetze keine analoge 
Beitimmung und muß daher, ba die Min. Vdg. vom 30. Iuni 1858, 
3.100 in Folge der freien Theilbarkeit ver Gründe ihren rechtlichen 
Beitand verloren bat, die Zuläffigkeit ver Errichtung felbftändiger 
Zandtafeleinlagen für lanbtäfliche Trennftüde ohne politifchen Kon- 
ſens behauptet werben (vgl. Note 12). Zwar erklärte neueſtens der 
Oberfte &. Hof über die Anfrage des Iuftizminifteriums: ob berfelbe 
mit Rüdficht auf die neuen Landesgeſetze über die Anlegung neuer 
Grundbücher auf feiner entgegengefegten (in einem Erf. v. 11. Iuli 
1883, 3. 8311, Samml. Nr. 9519 ansgefprochenen) Anfchauung bes 
harre, mit dem Plenar-Erfenntniffe vom 11. Dezbr. 1883, 3. 468, 
daß er an ber legteren Anficht fefthalte, und befchloß folgendes Judi⸗ 
Tat Nr. 113 (Ger. 3. 1884, Nr.7 u. Samml. Nr. 9692): 1. Die 
Statthalterei und der Landesausfchuß find berufen, zu interveniren, 
wenn um bie Eröffnung einer neuen Landtafeleinlage für das 
Trennftüd von einem Landtafelkörper (oder für ein aus einem 
anderen Grundbuche in die Landtafel zu übertragendes Grundſtück?) 
angefucht wird. 2. Der Konfens ver polit. Landesſtellen ift dem Ge⸗ 
richte ſchon mit dem Tabulargefuche vorzulegen. Das Judikat gründet 
fich anf die Erwägung: daß für die Frage, ob die polit. Behörde bei 
Eröffnung einer neuen Landtafeleinlage für das Trennftüd von einem 
. Zandtafelkörper (over für ein aus einem Grundbuch in die Land⸗ 
tafel zu übertragendes Grundftüc 40) mitzuwirken habe, immer noch (?) 
bie Min. V. v. 30. Juni 1858, 3. 100 als maßgebend zu betrachten 
jet, weil diefelbe nur infoweit, als fie ven politifchen Konſens zur Zer⸗ 


38) Diefe eben fo dunkle ald unmotivirte Rorm foll wohl nur fagen, daß dad 
Zrennftüc bei Abgang jener Zuftimmung nur in die Grundbücher eingelegt werden 
fan. Denn die Freitheilbarkeit follte doch nicht gerade bei Randtafelgütern aufgehoben 
werden. Warum die Bewilligung der Landesftelle und des Landesausfhufied? 
Nur die Verquickung ölonomifcher und privatrechtlicher Fragen mit politifchen Rüd 
ſichten erklärt dieſen unerquicflichen Zuftand. Früher bewilligte der O. ©. H. an 
Ts dergleichen Zerftüctungen Iandtäflicher Körper. S. Nr. 4048 u. 4102 Samml. 


39) Diefer Fall ift anderer Art (vgl. Rote 34) und war daher nicht mit dem 
erften zu vermengen! Hier ift allerdingd in mehreren Ländern die Intervention bet 
politifchen Behörden ausdrücklich vorgefehrieben u. bei der politifchen Bedeutung bed 
Iandtäflichen Beſitzes begreiflich. 

40) Pol. Note 39. 
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theilung von Liegenichaften betrifft, vurch das Gef. v. 6. Februar 
1869, 3. 18 aufgehoben, dagegen in dem Theile, welcher vie Er» 
Öffnung einer neuen Einlage betrifft (mit Ausnahme von Böhmen) 
burch Tein ſpäteres Geſetz derogirt worben ift und die Zuläffigteit ver 
Eröffnung einer neuen 2. T. Einlage nicht bloß vom privatrechtlichen 
Stanbpuntte zu beurtbeilen ift, vielmehr auch Fragen bes öffentlichen 
Rechtes berührt. — Allein diefes Judikat und beffen Begründung 
(Ger. 3. 1884, Nr. 7) ift gewiß nicht zutreffend! Denn der Inhalt 
ber cit. Min. V. v. 30. Juni 1858 beſchränkt fich eben auf die 
Konftatirung des Poftulats des polit. Konjenfes zur Zertheilung 
Ianbtäflicher Güter; die Zuftimmung zur Ab» oder Zufchreibung ober 
zur Eröffnung einer neuen Einlage wird nur als Folge des Er- 
forberniffes bes polit. Konjenjes erwähnt‘!; als bloßes Korrelat 
entfiel fie aljo mit ver Aufhebung eben dieſes PBoftulates in Folge ber 
Geftattung der freien Theilbarkeit aller — auch lanbtäflicher 
Güter! 41° Der Vorbehalt ber Motive des Judikats („dagegen aber“ ıc.) 
entbehrt alfo ver thatfächlichen Begründung und ber logifchen Schlüf- 
figfeit. Auch der Umftand, daß einzig und allein das böhmifche 
G. Anl. Gef. (und zwar anläßlich der vorangegangenen beifpiellofen 
politifchen Wahllämpfe in Böhmen) die Bewilligung der abminiftra- 
tiven Landesbehörden zur Eröffnung felbjtändiger bücherlichen Ein- 
lagen fordert, — alle übrigen ©. Anl. Gefete eine folche Beſtim⸗ 
mung nicht enthalten, drängt a contrario zur Schlußfolgerung, daß 
in den übrigen Rändern ein folcher Konfens gejetlich nicht mehr er- 
forderlich ift.*2 

41) In dem Min. Erl. v. 30. Suni 1858. 3. 100 Heißt ed nämlich: „die Mini- 
fterien des Innern und der Juftiz finden zur Erzielung eines einheitlichen Vorganges 
bei Zerftüdung von Landtafeltörpern in Ofterreih ob u. unter d. E., Steiermark, 
Kaͤrnthen, Böhmen, Mähren, Schlefien, Galizien und der Bukowina im Grunde der 
hierüber beftehenden Geſetze ... zu erflären, daß zu jeder Zerftüdung eines 
Landtafellörpers der Konſens der politifchen Landesſtelle erforderlich fei, folglich 
ohne defien Beibringung eine Ab» oder Zufchreibung von Beftandtheilen landtäflicher 
Güter oder die Eröffnung neuer Einlagen für diefelben, fei es in der Landtafel ſelbſt 
oder in einem Grundbuche, nicht vorgenommen werden darf“. Die Prarid (au 
Burdhard II. 8.160 ©. 200 fig.) bezieht mit Rucficht aufdie politifche Bedeutung 
des Iandtäflihen Befiges das obige Judicat Nr. 113 felbft auf den Fall der Löſchung 
von Iandtäflichen Realitäten, bez. deren Übertragung in dad Grundbuch. Pal. 
Prävnfk 1884 ©. 23 fig. 

41a) So aud) die Judicatur ded Berwalt. Ger. H. Nr. 2102 Samml. Budiw. 


42) And. Unf. Burckhard a. D. 8$. 160. 166; dagegen f. aber dag N. 412 
cit. Judikat des Verw. ©. Hofes. 


x 
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Geringe praftifche Bedeutung haben bisher: 1. das Geſetz vom 
7. Juni 1883, 3. 92 über bie Kommaſſation landwirthichaftlicher 
Grundſtücke unter behörblicher Mitwirkung, ſowie 2. das Geſetz nom 
7. Juni 1883 Nr. 93 über die Bereinigung des Waldlandes 
von fremden Einlagen und die Arronbirung der Waldgrenzen, enblich 
3. das Gefek vom 7. Juni 1883 3.94 betreffend die Theilung 
gewiffer gemeinfchaftlicher Grundſtücke (der ehemaligen Obrig- 
feiten, Gemeinden und Unterthanen, dann der agrarifchen Gemein- 
ſchaften), weil die Wirkſamkeit Diefer Reichsgeſetze von dem Exlaffe der 
biesbezüglichen Landesgeſetze abhängt. Deshalb mögen hier nur einige 
furze Bemerkungen genügen. Die einem unmittelbar Betheiligten bei 
der Kommaffation zugewiefenen Abfindungsgrundftüde (und 
Geldausgleichungen) treten Hinfichtlich aller rechtlichen Be— 
ziehungen zu britten Berfonen infoweit an vie Stelle feiner, 
ber Zufammenlegung unferzogenen Grunbftüde, als bies- 
falls in diefem Geſetz nicht etwas anderes verfügt wirb ($. 13 Komm. 
Gef.) und tie auf letzterem fichergeftellten Rechte Dritter werben (in 
ber Regel gebührenfrei) auf die Abfindungsgrundſtücke bücherlich 
übertragen (8. 4).3 — Desgleichen erfolgt bei der Bereinigung und 


43) Bisher find folg. Landesgeſetze erlaffen und wirkſam: 

a) für Mähren dad Gef. v. 13. Febr. 1884 3. 30 L. G. BL. über Gom- 
majjation landwirt. Grundftüde, ferner Geſ. v. 14. Wehr. 1884 3. 31 
betreffend die Theilung und Regulirung gemeinfchaftlicher Srundftüde ıc., 
dazu die Min. Vdg. v. 5. Juli 1886 3.68 2. G. B. u. v. 11. Oftober 1892 
3. 77 L. G. 8. 

b) für Schleſien das Geſ. v. 28. Dzbr. 1887 3.122. G. BI. über Zuſammen⸗ 
legung landwirt. Grundſtücke, ferner dad Gef. v. 28. Dzbr. 1887 8. 13 8. 
G. Bl. v. J. 1888, betreffend die Theilung gemeinſchaftlicher Grundſtücke, 
dazu Min. Vdg. v. 20. Jaͤnner 1890. 3.25 L. G. Bl., endlich das Geſeß 
v. 28. Dzbr. 1887 3. 14 L. G. BI. v. J. 1888 betreffend die Zuſammen⸗ 
ſetzung der Landeskommiſſion zur Bereinigung des Waldlandes. 

o) für Niederöſterreich die Gef. v. 3. Juni 1886 Ar. 40. 39. 41.2. ©. Bl. 
über Zufammenlegung, Theilungd-Regulirung und Waldbereinigung. 

d) für Salzburg, die Gef. v. 11. October 1892 Nr. 31. 32 u. 33 2. 6. Bl. 
über Zufammenlegung, über Theilung-Negulirung und Wald- 
bereinigung. 

e) für Kärnten und Krain wurden biöher bloß Geſetze über Theilung und 
Regulirung gemeinfchaftlicher Grundftüde und über Waldbereinigung et 
laſſen u. zw. dto 5. Zuli 1885 Nr. 23 u. 22. Febr. 1890 Nr. 10 (für Kämten), 
vom 26. October 1887 Ar. 2u, 3%. ©. BI. (für Krain). 

Die biherigen praktifchen Erfolge diefer Geſetze find äußerft unbedeutend, in 

Mähren und Niederöfterreich ift die Kommaſſation (Anfangs 1893) erft in 
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Arrondirung des Waldlandes die Übertragung bücherlicher Rechte 
und Laſten von einem umgetaufchten Grunpftüde auf ein anderes 
auch ohne Zuftimmung ber Betheiligten (gebührenfrei), wenn 
die Landes⸗ bezieh. Meinifteriallommiffion — mit Rüdficht darauf, 
daß für biefelben kein Schaden entfteht oder für ben entftehenven un⸗ 
erheblichen Schaden Entſchädigung angeboten wird — hierzu bie Be- 
willigung ertbeilt. (88. 1. 3. 5. 6. des Walpbereinig. Gef.) — 
Ebenfo werden Rechte dritter Perfonen, welche auf den ver Theilung 
unterzogenen Grunbftüden eingetragen find, anf die aus dem Grund- 
ſtücke gebildeten Theile (gebührenfrei) übertragen, fofern fte nicht durch 
die Neuregulirung entbehrlich werben, Hüpothefarforderungen werben 
von den Theilgenoſſen nach Verhältniß der Antheilsrechte dem Gläu— 
biger zurüdgezahlt. (88. 5. 6 bes Theil. Gef.) 


8. 24. Die Buchbehörden. 


Die Führung der Bücher fteht ven Gerichten zu. Unmittelbar 
mit derjelben betraut und für biefelbe verantwortlich ift ber beeivete 
Grunbbuchsführer. Da das Verfahren ein nichtitreitiges ift, Tommt 
bem Gerichte nicht das Necht zu, über ftreitige Nechte im Tabular⸗ 
verfahren abzufprechen.1 — Das „Grundbuchsamt“, welches eine Ab⸗ 
theilung des Gerichtes bildet, darf Einträge nur über richterlichen 
(Schriftlichen) Auftrag (Grundbuchsbeſcheid) nornehmen.2 Das zu⸗ 
ftändige Gericht wird herkömmlich „Zabulargericht”“ (Grundbuchs⸗ 
gericht) genannt. Die Tabutlargerichtsbarkeit kommt (nach SS. 49. 
66. 90. Fur. Norm. v. 20. November 1852) zu in Anſehung: 


drei Dörfern durchgeführt, und nur in zwei bezieh. fieben weiteren Gemeinden im 
Zuge. Theilungen find bisher nur inN.»Ofterreich (31) durchgeführt. Das Miß⸗ 
trauen der bäuerlichen Bevölkerung, die Koſten des Verfahrens, wohl auch die geringe 
Erfahrung der Bermefiungsbeamten tragen Schuld an dieſem geringen Ergebnifje! 

1) Bol. die in R. 7 cit. Entf. 9.0.9.9. 

2) Der Ausdruck „Grundbuchsamt“' ift beſonders dort üblich, wo — wie regel- 
mäßig bei Gerihtähöfen — mehrere Grundbuchsführer unter einem befonderen Bor- 
fteher angeftellt find. Die Aufficht über die Amtshandlungen der Grundbuchsführer 
ſteht dem Gerichtsvorſteher — und wo ein befonderer Borfteher des Grundbuchdamtes 
beftelit ift, zunächft diefem zu ($. 42 G. Inſtr.) — In mehreren deutfchen Staaten 
find die Orundbuchbehörben in neuerer Zeit von den Gerichten wenigftend äußerlich 
abgeſondert worden. So z. B. meklenb. Stdt. G. O. 8.59, preuß. G. O. 88.20 flg. 
(Richter und Buchführer); vgl. Stobbe 8. 95 a. E. Dernburg $. 193. 
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1. der land» und lehentäflichen Güter dem Gerichts hofe 
eriter Inftanz an dem Ort, wo bie Land⸗ und Lehentafel geführt 
wird; 3 

2. der unbeweglichen Güter in bem Umkreiſe der Stäbte,* mo 
fich ein Gerichtshof erfter Inftanz befindet, dieſem; 

3. ber übrigen unbeweglichen Güter (fofern fie nicht in's Berg⸗ 
oder Eifenbahnbuch gehören) dem Bezirksgerichte, in deffen Sprengel 
biefelben liegen; 

4. ber Berg bücher dem mit ver Berggerichtsbarkeit betranten 
Gerichtshofe erfter Inſtanz, in deffen Sprengel das Montanwerk ge: 
legen tft; 

5. ber Eifenbahnbücher für Bahnen, welche nicht die Grenzen 
eines Landes überjchreiten, dem Gerichtshof erfter Inftanz ber Landes⸗ 
hauptftabt, und wenn die Bahn mehrere Länder burchichneibet, jenem 
Gerichtshof erfter Inftanz der Landeshauptſtadt, bei welchem um bie 
Errichtung der Einlage eingefchritten wird ($. 10 Geſetz v. 19. Mai 
1874, 2. 70). 

Die Beamten und Diener der Grunbbuchsgerichte find für ihre 
Amtsführung nach den über die Verantwortlichkeit der richterlichen 
Beamten überhaupt geltenden Gefeken (St. Gr. ©. v. 21. Dezember 
1867, 3. 144. art. 9 u. Gef. v. 12. Iuli 1872, 3. 112%. ©. Bl. 
civilrechtlich haftbar und dieſe Haftung gewinnt durch die ſolidariſche 
Mithaftung des Staates werthvolle Bedentung. Wenn nämlich ein 
richterlicher Beamter oder Diener in Ausübung feiner amtlichen Wirk⸗ 
ſamkeit durch Übertretung feiner Amtspflicht (alfo auch durch Vernach⸗ 
läffigung berfelben) einer Partei einen Schaben verurfacht, gegen 
welchen die in dem gerichtlichen Verfahren vorgezeichneten Rechtsmittel 
feine Abhilfe gewähren, fo haftet für den Erjat desſelben der ſchuld⸗ 
tragende Beamte oder Diener als Hanptfchuldner und der Staat gleih 
einem „Bürgen und Zahler“5 (88. 1357. 891 A. B. G. B.), d. i. 


3) In der Regel alfo dem Landesgericht der Landeshauptſtadt. Nach Reuan⸗ 
legung der Zandtafeln hören die Lehentafeln auf. Vgl. 8. 3 &. Anl. ©. für die böh⸗ 
mifchen Länder, dazu ©. 475. 

3 4) D. i. im Gebiete der Stadt und Vorſtädte, Min. V. v. 2. Oktober 1854. 
. 253. 

5) Bol. Exner S. 25, N. 66, derdarauf aufmerffam macht, daß für den Grund⸗ 
buchsverkehr die Haftung des Staates aus Amtöverfehen der Grundbuchs⸗Gerichts⸗ 
biener von befonderer Wichtigkeit ift, da diefelben die entfcheidende Zuftellung der 
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als folitarifcher Mitſchuldner ohne die Einrede der Vorausmahnung 
(Ben. ordinis).6 Zuftändig ift für die „Syndikatsklage“ in ver 
Regel der Gerichtshof zweiter Inftanz, in deſſen Sprengel das ſchuld⸗ 
tragende Gericht feinen Stk hat.? 


8.25. Das Bublizitätsprinzip der Grundbücher. 


Bon den materiellvechtlichen Prinzipien, auf denen das Inftitnt 
ber öffentlichen Bücher beruht, wird in der Folge eingehend gehandelt 
werben. DBorläufig will ich aus naheliegenden Anläffen auf vie Hifto- 
riſche Entwidlung und dogmatiſche Geltung des wichtigften berjelben: 
des Publizitätsprinzipes eingehen. Die Erwartung, daß uns 
bie Vorarbeiten zum A. B. ©. B. und insbeſ. die Nebaktionsproto- 
tolle, Aufklärung über die Hiftorifche Genefis und den leitenden Grund- 
gedanken der wenigen im A. B. G. B. enthaltenen, den Schuß bes 
Vertrauens auf das Öff. Buch normirenden Vorfchriften geben würben, 
ift leider nicht gerechtfertigt worden. ‘Die Vorläufer der den 88. 443. 
468. 469. 526. 527. 1500 A. B. G. 3. entfprechenden Normen 
bes Codex Theres. und des Entwurfs Horten’8 gehen — gleich dem 
älteren böhm. Landtafelrechte — von dem Grundſatze aus, daß Eigen» 
thum, Pfandrecht, Servituten und andere dingliche Rechte an Immo⸗ 


Tabutarkefjeie zu eigenen Handen zu beforgen haben (98. 123. 124. 125 ©. ©.) 
— Ähnlich ift in mehreren deutfchen Staaten die Haftung des Staates (mindeſtens 
als fubfidiäre)geregelt. So preuß. Gr. D. 8. 29, dazu Bablmann ©. 210 flg,, 
Stobbea.dD. 

6) 88. 1—4 des Gef. v. 1872. Der Borftand des Berichtes ift für die Amts⸗ 
bandlungen der untergeordneten Grundbuchsführer nur infoweit haftbar, al® ihm 
eine Übertretung (Bernachläffigung) der Amtöpflicht zur Laft fällt. Arg. 8. 7 Gef. 
v. 1872, dazu $. 42 ©. Inſtt. (f. Note 2) und bezüglich der Richtigkeit der Ertrafte 
8. 37 6. Inſtr. Erner ©. 25, N. 67. 

7) 8. 8 des Gef. v. 1872; für befondere Fälle delegirt der oberſte Gerichtshof 
ein unbefangened Obergericht. — Der Fall, daß durch unterlaffenen oder fehlerhaften 
Eintrag eine Erfagverbindlichkeit begründet wird, dürfte bei einiger Aufmerkfamfeit 
der Intereffenten felten eintreten. Vgl. den Rechtsfall Ger. 3. 1879. Nr. 26, in 
welchem ein früher zur Einverleibung bewilligted Pfandrecht erft nach Jahren (nad) 
dem inzwifchen erfolgten Eintrag einer anderen Laft) intabulirt wurde; der oberfte 
G. H. (Erf. v. 18. Dezember 1878. 3. 13 794) verweigerte zwar mit Recht im außer- 
ftreitigen Derfahren die Anmerkung der Priorität der erfteren Poft, allein er verordnete 
die Erfichtlichmachung des Präfentatum des Grundbuchägerichtes in der nachträglichen 
Einverleibung, 
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bilien berivativ nur burch Eintrag in bie dff. Bücher erworben, über- 
tragen und aufgehoben werben können; felbft die Erfikung ober Ber- 
jährung contra tabulas wirb nicht einmal bei dingl. Rechte an frem- 
ben Sachen anerkannt. (Vgl. den bei Harraſowsky II. ©. 152, 
N. 1 citirten Commiff.-Ber. v. 30. April 1771; dazu 8. 142: „Ohne 
bücherlihe Ankunft können folche grundbücherlich verfchriebene Rechte 
ebenfowenig als liegende Gründe verjährt werben.“) Die Natural 
erfigung eines ſolchen Rechtes „wirkt nicht gegen den dritten Beſitzer, 
wenn dasſelbe bei ber Übertragung bes Grundes darauf nicht gehaftet 
bat.“ (88. 144. 145 IH. c. Ther.).! Bon einer mala fides bes 
britten Beſitzers, der von der Erfitung bes binglichen Rechtes gegen 
feinen Beſitzvorgänger Kenntniß hatte, kann darum gar nicht bie Rebe 
fein, weil durch die Erfitung lediglich „eine perſönliche Verfäng- 
lichkeit· gegen ben betreffenden Befiter und deſſen Erben bewirkt wirb. 
($. 144 cit.) Das materielle Recht ift fomit durchwegs durch den 
formalen bücherlichen Erwerb bebingt. (Vgl. ©. 385 N. 1 dieſ. 3.) 

Diefer Gefichtspunkt erlitt allerdings eine latente Anderung, 
als im Entw. Martini (U. 9 8. 39 dazu $. 66 besf. T., TU. 18 
88. 23 und 36.) die Erfigung und Verjährung contra tabulas 
anerkannt wurde und im 8. 26 II. 8u. 8. 65 II. 9 (= II. SS. 247 u. 
318 Urentw,) der in die 88. 468 und 527 A. B. ©. B. übergegangene 
Grundſatz aufgeftellt wurde, daß: wenn das bloß zeitliche Recht 
besjenigen, der das Pfandrecht oder bie Servitut beftellte,..... 
dem Servitutserwerber aus ven öffentl. Büchern oder fon ft bekannt 
feintonnte, das Pfandrecht oder bie Servitut mit dem Zeitablauf 
von felbft aufhört — ein Grundſatz, welcher im Einflang und Zu- 
ſammenhang mit ver analogen bei Mobilien geltenden Norm (88.468. 
527) auf die Redlichkeit des Erwerbers (d. i. bie Unkenntniß bed- 
jelben von ber zeitlichen Beſchränkung des Nechtes des Autors) das 
Hauptgewicht legt. (Anders noch Horten III. 7 8. 72, ber im Ein- 
Hange mit dem Cod. Theres. biefen Grundfag nur bei Mobilien 
anerkannte.) 


1) Pal. zu 8.443 A. B. ©. B. den Cod. Ther. II. 30. 37. 54, zu 8.469 den 
Cod. Ther. III. 2 nr. 103, 7. nr. 7996, 159—163, zu 88. 526. 527, den Cod. 
Ther. U. 27 nr. 51-66, zu 8. 1500 den Cod. Ther. II. 9 nr. 141—145;, dazu 
in Entw. Horten: D. 5. 8.8, II. 7. 88. 22—39, II. 26 8. 12, III. 7. 88. 19. 
20—27. 56— 73, IH. 25. $. 120—126. 
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Unter dieſem neuen Gefichtspuntte erhielt auch Die fchon im Cod. 
Theres. und im Entw. Horten? enthaltene Beftimmung des 8. 66 
I. 9 de8 Martini’fchen Entw. (= 8. 319 UI. Urentwurf und Vor» 
läufer der SS. 1488 und 1500 A. B. ©. B.): daß der Beſitzer des 
bienenben rundes bei Verjährung der Sernitut nur ein „perfön- 
liches Recht“ auf Löſchung besfelben erlange und „baß damit bem 
inzwiichen (vor ber Löfchung) eingetretenen neuen Befiker fein Nach⸗ 
theil zugehe“, eine geänberte Bebeutung, da nunmehr in Konfeguenz 
bes in den citirten 88. 247 u. 318 II. Urentwurf enthaltenen Grund- 
fates auch hier darauf Gewicht gelegt werden müßte, ob ber neue Be- 
fiter von der Verjährung der Serpitut Kenntniß hatte oder nicht.? 

Und in der That widerſprach bie Redaktionskommiſſion nicht ber 
Auffaffung Zeiller's (Protof. I. ©. 266), als biefer in ver Sitzung 
v. 20. Oftober 1806 zu dem $. 319 II. (betreffs der qualificrten 
Verjährung ber Serpituten,, welcher inzwifchen aus dem Abfchnitte 
über Dienftbarkeiten in das Kapitel von der Verjährung eingerüdt 
worden war, bemerkte: „ein ſchuldloſer Übernehmer (folle) 
durch Zutrauen in die öffentlihen Bücher nit zu Schaden 
kommen, tbeils nach ber bisherigen Praxis (?), theils nach bem 
preußifchen Landrechte I. 22 8. 24.” (2) Ebenjo will auch Brato- 


2) Der Cod. Ther. II. 7. nr.60. 64 u. Entw. Horten III.7.8. 27 beftimmen 
nämlich, daß, wenn die Seritut in Folge des qualificirten Nichtgebrauchs (usucapio 
libertatis durch 3 Jahre 18 Wochen) erlofchen ift, zwar der Befitzer des herrſchenden 
Grundes um die Auslöfchung der vorgemerkten Dienftbarfeit belangt werden könne; 
allein wenn der herrfchende Grund vor der bewirkten Auslöfchung an einen Dritten 
veräußert worden wäre, „biefem die Berfänglichkeit des vor. Befiperd nicht ſchaden ſolle.“ 

3) Ahnlich muß wohl 8. 320 IL Urentw. = 8. 5269.82. ©. 2. in Anfehung 
der Eonfufion aufgefaßt werden. Anderer A. Strohal Grünh. Zeitſchr. IV. 
©. 485. 

4) Die Berufung Zeiller’d auf dad preuß. Landrecht ift falſch; denn die 
88. 18-27 L 22 handeln von der Erfikung (nit — wie der $. 319 II. — von 
der Verjährung) der Serpituten, daher ſpricht auch $. 24. I. 22 von der Erfikung 
gegen den Befiger des belafteten Grundftüdes und beftimmt ohne Rüdficht auf 
die Kenntniß oder Unkenntniß deö neuen Befiterd des letzteren, daß die erfefjene 
Srunddienftbarkeit nach Ablauf von zwei Jahren . . . „nicht anders erworben wird, 
ald wenn fie gegen denfelben Befiger des belafteten Grundftüded angefangen 
und vollendet wird.” Im Anfchluß hieran und in faft wörtlicher Ubereinſtimmung 
mit diefem $. 24 1. 22 ftellte weiter Jeiller (Brot. IL. S. 266) den Zuſatz antrag 
zu 8. 319 IL: dag „die Erfigung (recte Berjährung der Serpitut) gegen eben 
denfelben Befiger des belafteten (?!) Grundſtückes angefangen und vollbracht 
werben folle“, ohne zu bedenken, daß das preuß. Vorbild von der Erfigung — dagegen 
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bevera (Prot. I. ©. 617) gegenüber einem durch die Verjährungs- 
frift von 3 Jahren 18 Wochen einverleibten Schulpfchein die exceptio 
non num. pecuniae nıtr gegenüber dem britten redlichen Be- 
figer nicht zulaffen. (Die Löfung dieſer Frage wurde von ben übrigen 
Commifftionsmitgliedern ter Gerihtsorbnung vorbehalten.) Und 
in weiterer Conſequenz diefes von Zeiller und Pratobevera entwidelten 
Grundgedankens wurde in der Sigung vom 21. Dezember 1807 bei 
. Berathung des $. 616 Entw. 2. Lei. (= $. 622 Urentw. = 8. 36 
DI. 18 Martini), welcher den Anſpruch auf bie Löſchung des 
durch dreißigjährige Nichtausübung verjährten bücherlichen Nechtes 
(Satpoft) anerkennt, vom Referenten (Brot. IL. S. 452) beantragt, 
daß „man, was hier won ber Verjährung gefagt wurde, zur Deutlich 
feit wohl auch auf die Erfigung anwenden folle" und wurde hierauf 
ber Zufag angenommen: „Wer eine Sache erſeſſen hat, kann gegen 
ven bisherigen Eigenthümer bei dem Gerichte die Zuerkennung bes 
Eigenthums anfuchen und das zuerlannte Recht dem öffentlichen Buche 
einverleiben laſſen“ (cfr. 8. 1498); zugleich beantragte aber Zeiller 
jofort die weitere Einſchränkung: „Diejes Recht kann aber demjenigen, 
welcher im Vertrauen auf bie öffentlichen Bücher noch vor 
der Einverleibung der Erfikung oder Verjährung eine Sache oder ein 
Recht an fich gebracht bat, zu feinem Nachtheil gereichen.“ Mit 
biefem Antrag „war man durchgehend einverftanben“ und bie bezüg- 
liche ohne alle Debatte angenommene Norm erfcheint nunmehr im 
8. 1500 4.8. ©. 3,5 | 


8. 319 IL. von der Verjährung ſpricht! Glücklicher Weife wurde diefer mißverftänd- 
lid) formulirte Untrag Zeiler’ 3 abgelehnt, „weil man fich damit begnügen müſſe, daß 
die Berjährung von der nämlichen Perfon — aber nicht auch gegen die nämlide 
Perfon vollbracht werde.” Bei Zeil ler's Antrag lief alfo ein zweifaches Mißver⸗ 
ftändniß unter; einmal weil 3. voraugfept, daß der 8. 24 II. 22 2. R. auf die Un 
kenntniß des Beſitznachfolgers vor der Erſitzung Gewicht lege, ſodann weil er die von 
der Erfipung handelnde Norm des 8. 24 an ben von der Verjährung ſprechenden 
8.319 I. = 1489 A. B. ©. B. angliedern wollte. Übrigens ift der cit. 8. 24 
ſchon durch den 8. 58 Anhang zu $. 18. I. 22 des pr. L. R. aufgehoben worben und 
e3 bedarf zur Erwerbung von Grunddienſtbarkeiten auch nach dem heutigen preuß. 
Grundb. Gef. v. 1872 der bücherlichen Eintragung durchaus nicht. Bol, Dern- 
burg, 1.8. 275, Bahl mann, 8, preuß. Gr. B.R. und Willenbüder, bad 
preuß. Grundb. Recht, zu 8. 12. — Ob Zeiller die 88. 423 fig. I. 202. R. (An 
merfung der Einwendungen des Ceſſus) gegen Hypothekarforderungen im Sinne hatte, 
vermag ich nicht zu fagen. 

5) Auch die Einfchaltung des 8. 1443 B. ©. 2. begründet Zeil ler mit den 
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Sp entwidelte fih ver Grundgedanke, das Vertrauen auf 
bas öffentliche Buch bei Erlöfchung eines bücherlichen 
Rechtes durch außerbücherliche Thatſachen (indbef. Zeitablauf, 
Erſitzung, Verjährung) zu ſchüttzen, bei ven Redaktoren erſt bei der 
eriten und zweiten Leſung bes Entwurfs allmählig gelegentlich einzelner 
Fälle, vielleicht ohne Hare Erkenntniß der großen Tragweite besjelben 
und erhielt den gejeglichen Ausdruck in den oben citirten SS. 468. 
526. 527. 1500, wobei die veraltete Faſſung des $. 469 ©. 8. 
(welche von der Redlich keit des Erwerbers feine Erwähnung macht) 
durch Verſehen fteben blieb! An den Fall der urſprünglichen 
Ungiltigfeit des Eintrags dachte nur Bratobevera; feine Anregung 
blieb leider erfolglos, da die Löſung dieſer materiellrechtlichen Frage 
— ber ‚Gerichtsordnung“ vorbehalten wurde! 

Die befcheidenen Ergebniffe dieſes hiftorifchen Rückblickes be- 
ftärfen mich in ver folg. Auffaffung, welche ich in Rückſicht des Pub- 
licität8principes bereits früher in ber Ger. Zeit. 1871. Nr. 36—41, 
1872. Nr. 33—35, 1876. Nr. 94, Prävo vlast. 4. Aufl. S. 170flg., 
Dazu Befit 3. Aufl. S. 78 — aufgeftellt und näher motivirt habe®: 

I. Das von einem Singularfucceffor (Dritten) im Ver- 
tramen auf das Öffentliche Birch (entgeltlich oder unentgeltlich, durch 
freiwillige Beſtellung oder exekutiv) erlangte bücherliche Necht wird 
dann (u. nur dann) fofort unanfechtbar erworben, wenn das formell 
und materiell gültige verbücherte Recht durch nachträgliche, aus 
ben öffentlihen Büchern nicht erfichtliche Thatſachen geändert 
oder aufgehoben wirb (88. 468. 469. 526. 527. 15008. G. B. 
und 8. 71 ©. ©.7 Nur die nachgefolgte Exrpropriation und exekutive 


Worten: „Zur Sicherheit (2) der öffentlichen Bücher!” — Die Einfchaltung des 8.1446 
erfolgte ohne Debatte () (Sitzung v. 14. Dezember 1807. Protof. II. S. 448). So 
bieten und denn die Berathungsprotofolle gerade über die wichtigften Fragen des 
modernen Grundbuchsrechtes eine jehr fchmale Auskunft, indeß fle über untergeordnete 
Punkte oft breite Auseinanderfeßungen bringen. 

6) Die Entf. Nr. 10326 Samml, beftreitet die Geltung ded Publ. Principe 
in Zirolu. Borarlberg; dagegen f. aber doch 8.18 R. 70.8.19 N. 8. 

7) Daß auf die Entgeltlihfeit Nicht? anfommt, dafür fpricht die all- 
gemeine Fafjung nicht nur der bezüglichen 88. des B. ©. B., insbeſ. des 8. 1500, 
fondern neueft. auch des $. 71 des Gr. Geſ.: „welche im Vertrauen auf das Grund- 
buch bücherliche Einverleibungen ... erwirkt haben.” So auch die Plenarentfch. 
Nr. 4480 Samml. Ebenſo Erner, Publicitätäprinzip ©. 63 flg, Stubenraud 
Shufter-Schreiben, 4. A. J. S. 544, Heller, Prävnik 1873 ©. 39. — 

% 
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Veilbietung wirken unbebingt gegen jeben bücherlichen Beſitzer, gleich- 
viel, ob biefelben angemerkt ober bücherlich durchgeführt find oder 
nicht. (Vgl. 8.7. ©. 192 und $. 22. Abf. 6 dief. Buchs.s Mit 
bem Grundb. Gef. v. 1871 wurde diefer Schutz des Vertrauens auf 
das Öffentliche Buch in folgender Weife erweitert®: 

DO. Das urfprünglich ungültige, verbücherte Recht wird 
bon bem veblichen bücherlihen Singularnadfolger (Dritten) 
dann (nnd nur dann) unanfechtbar erworben, wenn ver durch ben Ein- 
trag in feinem bücherlichen Rechte verkürzte und zu eigenen Händen 
verftänbigte Intereffent nicht binnen der Rekursfriſt um die „Streit 
anmerfung“ angefucht und binnen weiteren fechzig Tagen vie Löſchungs⸗ 
Hage (be. „Klage anf Wieberherftellung bes vorigen bücherlichen 
Standes“) überreicht hat. (8. 61 ©. ©.) Bei nuterbliebener Ber- 
ftändigung bes verlegten Buchintereffenten kann der materielle Rechts⸗ 
mangel nur durch die breijährige bücherliche Verfchweigung behoben 
werden. (Arg. 8. 64 ©. ©., welcher nach ver hiftorifchen Entwid- 
lung bie Auffaffung als Präkluſivfriſt ausichließt. Vgl. N. 29 und 
dazu S. 415flg.10) 


Anderer Anſ. Unger, Ger. 8. 1868 ©. 91, Kirchſtetter, 8. 1500, Krainz, 
Ger. 3. 1869. Nr. 26 N. 186, Krasnopolski, Krit. V. Sch. 27 ©. 49. Lt 
tere mit Bezug auf 8. 953 und die Begründung des Anfechtungsgeſetzes. — Auch der 
gutgläubige eretutine Erwerb wird in der Praxis ftändig geſchuͤtzt; vgl. Rr. 8710. 
8981. 9232. 9475. 10252, 10379. 11813. 11823 und Spruchrep. 141 (Samml. 
Nr. 12259); falfch ift die Entfch. Ar. 11993 Samml. 

8) Diefe Einfhränkung erwähnt m. R. Kradnopoläfi in den weiter unten 
cit. Auffägen. Anders aber d. Erf. Nr. 7341 u. 7987 Samml. Gl. U. W. begüglid 
der Feilbietung. — Der von 8. X. ©. 475 fig. angeführte $. 418. Abſ. 3 2. 6.2. 
begründet feine Ausnahme. Bol. Nr. 5850 Gl. U. W., aber auch Rr. 6328. — Det 
Thatbeftand der 88. 469 u. 1500 ©. B. ift von jenem der 88.468 u. 527 6. 2. 
wefentlich nicht verfchieden. And. A. Krasnopoldfia.d. 

9) Die Unredlichkeit des Eingetragenen d. i. deffen Kenntniß von dem wahren dem 
Buchſtande widerftreitenden Rechtsſtande hat deſſen Gegnerzuerweifen. Arg.85.63-T1 
Gr. G.: ‚nicht im guten Glauben“ Vgl. Nr. 10681. 11394. 11813. 11823 
Samml. u. a. Wurde der Erfleigerer von Erefuten vor der Feilbietung verftändigt, daß 
der Grundbuchſtand mit dem wirklichen Rechtäftande nicht übereinftimmt, jo fan 
Gutglaͤubigkeit nicht angenommen werben, ſ. Rr. 12381 Samml., dazu 83. 326. 

10) Rur im Richtigſtellungsverfahren bei Anfegung oder Ergänzung oder Bieder- 
berftellung neuer Grundbücher (Gef. v. 25. Juli 1871 3. 96.88. 6. 14) hat der Ein- 
trag in das neue Grundbuch und die binnen der Edictalfrift (von mindeftend 13. 
bez. 6 Mon.) unterlaffene Reclamation die Verwirkung des Rechtsanſpruchs gegenüber 
denjenigen dritten Perfonen zur Folge, welche bücherliche Rechte auf Grundlage ber 
in dem neuen Grundbuche enthaltenen, nicht beftrittenen Eintragungen im guten 
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II. In beiden Fällen fchließt bie bücherliche „Anmerkung“ ver 
wann immer überreichten (nicht verjährten) Löſchungsklage das Ver- 
trauen Dritter auf das öffentliche Buch aus. (SS. 63. 69. 71G. G.) 

IV. Die materielle Rechtsitellung der Parteien felbft, welche 
unmittelbar durch den ungültigen Eintrag bücherliche Rechte er- 
werben, bezieh. von einer bücherlichen Laſt befreit werben, wirb durch 
ben bücherlichen Stand nicht berührt, bei ihnen kann felbjtverftändlich 
vom Bertrauen auf das äffentliche Buch nicht die Rede fein. ($. 62 
G. ©.) 

V. Ebenfo verjteht e8 fih, daß das Vertrauen auf ven Stand 
bes äffentlichen Buches keinen Schuß gewährt gegen die Nechtswir- 
tungen ver Handlungsunfähigkeit des Auftors, auch wenn dieſe 
aus öffentlichen Büchern nicht zu entnehmen wäre (vgl. 8. 20. lit. a. 
G. G., $. 88 Konk. D.), wie überhaupt nicht in Fällen, in denen 
ber bücherliche Eintrag lediglich Evibenzzweden bient. (Vgl. 8. 20. 
Note 20 und 8. 22 Nr. 6 dief. Buchs und Erf, Nr. 4684. 7941 
Samml. Gl. U. W.) 

VI. Kenntniß des bloß obligatoriſchen Anſpruchs des 
Dritten ſchließt die Redlichkeit des bücherlichen Erwerbers nicht ans 
(8.440, vergl. 88. 326. 430.) So au Nr. 59 Spruchrepert. In 
biefem Punkte find faft alle Neneren einig.1! Vergl. S. 366 N. 59 
und ©. 399. 

Die bier vertretene Auffaffung wird unterftüßt durch die hifto- 
riſche Rechtsentwiclung, durch die ungar. Gr. Orb. v. 1855 (f. auch 
die nachgefolgten Regierungsentwürfe), welche in ven 88. 148—155 
ansbrüdlich zwifchen „urfprünglicher Ungültigleit” und der „VBerjäh- 
rung und anderen Erldfchungsarten“ unterfcheidet; fie erhielt durch 
bie fchon von Harrafowsty, Not. 3. 1872 Nr. 47, veröffentl. Pro⸗ 
tofolle der Kompilationstommilfton, durch bie parlamentariiche Ent- 
ftehungsgefchichte der F. 61flg. ©. ©. (im Gegenfaß zu $. 31 des 


Glauben erworben haben. Auf die Erfteingetragenen 3. B. durch Irrthum des Ge⸗ 
richtes oder auf Grund einer Fälſchung Einverleibten bezieht fich dieſes Präjudiz eben- 
fomenig ale der Publicitätäfhug des $. 61 Gr. B. G. Bal. Samml. Nr. 6237. 
11609. 11808. 12181. 12199. Bgl. 8. 19 ©. 403 fig. 

11) Anderer U. wieder Burdhard IL ©. 321 flg.: „Es erſcheint (Died) ge⸗ 
radezu als ein Poftulat des gefunden Rechtlichkeitsſinnes.“ 
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Herrenh. Komm, Entw., Kaferer, Materialien XV. ©, 183) und 
burch den oben gefchilberten hiſtoriſchen Entwillungsgang. 12 

Dieſer Anfchauung fchloffen fih im Weſen an: Strobal, 3. 
Eigenth. S. 3. N. 2, Ienaer Lit. 3. 1877. Nr. 11, Prior. ©. 61 flg., 
Dgonowsti, Ger. 3. 1875. N. 90, Krasnopolstti, Grün. 
Ztſchr. VIII.S. 520. N. 158, X. S. 475 (mit Einſchränkung |. N. 28.), 
beſ. Schiffner 8. 109, ebenſo Stubenrauch (Schuſter⸗Schrei— 
ber) zu 8. 441 von ber 4. Aufl. beginnend; Till, IL. 8. 157 flg., 
Ofner, Sachenr. 8. 7. Von einigen älteren Schriftſtellern wird 
unfere Unterſcheidung zumeiſt bei Auslegung bes 8. 469 ©. B. aller⸗ 
dings oft unklar ober verſchwommen angebentet, am beften von Pra- 
tobevera, Materialien VIII. ©. 513, Kopetzky, Ztſchr. f. R. ©. 
1835. I. ©. 290—296, 1838. I. ©. 260flg., 284flg., 1845. 
1. ©. 47 fig.13 und nach viefem von Stubenrauh I. ©. 654, II. 
©. 580. 2. Aufl., ſ. noh Zeiller II. ©. 213. 


12) Der Cod. Ther. II. 8. Rr. 30—30 (ebenfo Entw. Horten) fleht noch auf 
dem Boden des älteren böhm. Landtafelrechtes: Nr. 30. „Dafür (d. i. ald unge 
zweifelter Eigenthümer) fol Jedermann angefehen werden, der dad Gut durch drei 
Sabre und achtzehn Wochen mit der Landtafel, Stadts oder Örundbüdern 
ohne Widerſpruch befeffen hat, und Sener, der ed von einem ſolchen mittelſt der 
Zandtafel 2c. überfommen, ber eigenthüml. Erwerbung dieſes Guts ohne weitere e 
volllommengefihert fein. 32. Es kann dahero ein Tandtäflicher x. Beſitzer 
binnen bemelter (!) Zeit von einem Anderen, der an dem Gute ein flärfered Recht hat, 
als nicht fein Vorfahrer gehabt, ... . mit der Eigenthumsklage annoch belangt werden 
..· 33. Che... dad But... . rechtäbehörigerjeffen wird, wirket bie Ianbtäfliche ac. 
Verſchreibung bloß die Übertragung des rechtlichen Beflpes, wo an Seiten des Über⸗ 
tragenden das Eigenthum mangelt”. Diefe Artikel enthalten einfach die Kodifikation 
des damals geltenden Landtafelrechtes; über Die Entwicklung des Regteren und die fol- 
genden Stadien vgl. meine oben angeführten Abhandlungen, Krasnopoletia.d, 
Schiffner 8. 109. 

13) Kopetzky, insbeſ. 1838. S. 260. 284 beſchränkt in feinen tüchtigen Auf⸗ 
ſätzen die Beſtreitung der eingetragenen Hypothek auf den Fall der Ungültigkeit ber 
Forderung im Gegenfag zum Rechtstitel der rechtfräftig eingetragenen Hupotbet 
vgl. Ztſchr. 1845. I. S. 49; auch legt derfelbe ©. 48 das Hauptgewicht auf bie 
Zurüdziehung der Ungültigkeit im Fall der „urfprünglich ungültigen" Hypotbef 
im Gegenſatz zur Erlöfchung nad) $. 469. 

14) Meine Ausführungen (Nr. L—IL) waren hauptfächlich gerichtet gegen Die 
abweichenden Anfihten Unger’ 3, Ger. 3. 1868. Nr. 25, u. Erner' 8 Publigitäte« 
prinzip, dazu Hyp. R. J. ©. 75 (der formelle Tabularbeftand iſt ... ver Recht s⸗ 
fand des betreff. Grundbuchätörperd”); fo auch Steinlechner, Krit. 8. J. Shr. 
24, ©. 341 flg. (mit geringen Abweichungen); ähnlich fhon Füger, Rechtswirk. 
bücherl. Einträge (1865) 88. 5—14, Klepſch, Tab. R. S. IV. NReueftend erkennt 
aber felbft Exner, Hyp. R. I. ©. 423, N. 19 die Richtigkeit des von mir veritee 
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Auch die Judikatur unferer Gerichte nimmt den bier vertheibigten 
Standpunkt ein. Vgl, die Erk. Nr. 4044. 4134. 4164. 4430. 4684. 
4690, A880 (unentgeltlicher Erwerb!). 5019. 5292. 5377 (durch bie 
Einverleibung ift das [ungültige] Recht nicht unbeftreitbar geworben, 
ſolange bie Verjährungsfrift nicht abgelaufen ift, und e8 kann nicht 
dadurch unanfechtbar werben, daß es inzwifchen auf einen Dritten 
übertragen wurde, welcher das Vertrauen auf pas öffentliche Buch für 
fich in Anfpruch nimmt; ver 8. 469 ©. B. bat hier Feine Anwen⸗ 
bung“), |. auch Nr. 11808 („nur das im Vertrauen auf das Grundbuch 
von Dritten erworbene Recht wird vom Geſetz geſchützt; zum Be⸗ 
weife des Eigenthums genügt die Berufung auf das Beſitzbeſtandsblatt 
[on fich] offenbar nicht“); ebenfo treffend Nr. 10589 („Im $. 1446 
kommt ber Gedanke [nicht Ausnahme zum Ausdruck, den fchon der 
$. 469 ftatnirt und welchem offenbar bie Rüdficht auf den Zweck 
.... ber öff. Bücher zu Grunde liegt, daß berjenige (sc. Dritte) 
gejchütt werbe, welcher im Vertrauen auf bie öff. Bücher... . ein 
barin eingetragenes Recht erworben hat; hieraus geht hervor, 
daß buch Eonfufion.... auch die Hypothek wirkungslos geworben, 
weil hier das Princip ber Öffentlichkeit des Hypothekenbuches, welches 
nur das Verhältniß zu dritten Perfonen im Auge hat, gar nicht in 
Betracht kommen könnte“; ähnlich 10455); ferner Nr. 5955 (Gel- 
tendmachung des urfprünglichen Scheingefchäfts gegen den reblichen 
Afterpfandgläubiger), 6237. 7644 (Unanwenbbarfeit des $. 469 auf 
ben Erwerb urfprünglich ungültiger Hypothekareinträge) und zahl- 
(ofe andere Entjcheibungen: Nr. 7891. 8750. 9318. 9669. 10252. 
10378. 10455. 10555. 10581. 10589. 10208. 10252. 11649. 
11394. 11808. 11813. 11823. Samml.'5 


tenen Standpunkt? an; feine Behauptung jedoch, daß die Differenz zwifchen unferen 
Anſichten (betreffs der Unterfcheidung der obigen Fälle Lu. IL) eine „bloß äußerliche” 
fet, ift aber nach mehr als einer Richtung nicht richtig. — Weder find Pränotation 
und Streitanmertung gleichartige und gleihwirkende Einträge (wie auch E. felbft 
anerkennt), noch auch ift die Streitanmerfung in allen Fällen ebenfo dem Belieben 
der Parteien anheimgegeben wie die Pränotation, lediglich in den abwehrenden, die 
b. f. ausſchließenden Rechtöwirkungen treffen Beide zufammen. Vgl. auch Schiff 
ner $. 109, N. 6. — Das Prinzip der Publizität gilt übrigend auch bezüglich 
der Berfachbücher in Tirol. Bol. M. PB v. 22. April 1854, N. 101 und dazu Erf. 
Nr. 5696 Samml. GL U. W., dagegen Nr. 10326 derſ. ©.; dazu S. 459 N. 8, 
15) Unrichtig’dagegen Nr. 8020. 10378. 10555. Samml. Im Falle der Er- 
löfhung des Pfandrechts u. der Sewituten durh Confuſion nimmt die Praris oft 
Randa, Eigenthum n. öſterr. Recht. 35 
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In legter Zeit macht fich indeß wieder eine unrichtige und um- 
Biftorifche Auslegung ber 88. 61 flg. des Gr. ©. in der Theorie umd 
Praris geltend. Manche Erfenntniffe wollen nämlich feinen Unter- 
ſchied machen zwifchen dem Fall ber urfprünglichen Ungiltigkeit 
und bem ber nachgefolgten Erlöfchung bes bücherlichen Rechts, weil 
angeblich der $. 61 einen folchen nicht Tenne; fo insbef. Nr. 7361. 
9032, Spruchrep. Nr. 128: „Der $. 61 unterfcheibet nicht (2), ob 
bie Einwenbung aus dem Grunde ber urfprünglichen Nichtigkeit bes 
Tabularaktes oder aber aus dem Grunde des nachträglichen Weg: 
falle des rechtlichen Titels, auf welchem derſelbe beruht, als ungiltig 
angefochten wird."16 Dagegen ift aber zu bemerken: ber $. 61 ©. ©. 
Spricht überhaupt nur von ber Ungiltigfeit, nicht aber von 
ber nachträglichen Erlöſchnug des bücher!. Nechtes; won ber le- 
teren handeln vielmehr bie fpäteren 88. 69— 71. Dies beweift auch 
bie Erwägung, daß der $. 64 bie dreijährige Verfchweigungsfrift von 
bem Zeitpunkte ver angefuchten Einverleibung des ange: 
fochtenen Rechtes rechnet! Auf die nachträgliche Erlöſchung 
bes bücherlichen Rechtes durch einen außerbücherlichen Umftand 
Erſitzung, Verjährung 2c.) kann daher $. 61 ſchon darum nicht be- 
zogen werben, weil die in den SS. 62—64 Gr. ©. gefetsten Friften 
porausfegen, daß bie verlegte Partei von dem ungiltigen Ein- 
trage burh Tabularbefcheid verftändigt wurde ober minbeftens 
verftändigt werben [ollte! Dazu kommt, daß bie SS. 61 flg. bes 
geltenden Gr. ©. ber ungar. Grundb. D. 88. 148—155, bezieh. 
dem WRegierungsentwurfe v. 1869. 88. 104—109 (Kaferer, Mat. 
15. ©. 138flg.) entnommen find, welche beibe fehon äußerlich in der 
Überschrift die Fälle ver Löſchungsklage 1. „wegen urfprünglicher Un- 
giltigfeit der Einverleibung“ und 2. „wegen Verjährung ober einer 
andern Erlöſchungsart“ (dev Regier. Entw. von 1869 nur wegen 
Verjährung) richtig auseinander halten. Ebenfo wird in den 88. 69 


Fortdauer und Erwerb des nicht geloöſchten Rechtes felbft bei Kenntniß der Con 
fufion an; vgl. 3. B. Nr. 11246. 11931. 11966 Samml.; dagegen vgl. die oben 
angeführten Entfch. Nr. 10589 und 10455 Samml. und das zum Schluffe diefed 8. 
Geſagte. 

16) Schon die Form der Begründung iſt juriſtiſch ganz unhaltbar; denn „dur 
den nachträglichen Wegfall des Titels”, recte: durch die nachträgliche Er» 
Löfchung des bücherlichen Rechtes wird doch der Eintrag nit „ungültig"? „Un 
giltigkeit" und „Erlöfchung” eines Rechts find total werjchiedene Begriffe. 
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— 71 des Gr. ©. v. 1871 die nachträgliche Erlöſchung durch Er- 
figung und Verjährung ganz richtig ber (urfprüngl.) Ungiltigkeit 
(88. 61—68) entgegengejegt und verſchieden normirt. Das 
Grundb. Gef. von 1871 ging aber allerdings noch weiter, als bie 
ungar. Gr. D. nnd der Regier. Entw. von 1869, wenn auch nicht 
foweit, al8 der Entw. der Herrenhaus-Commiffion v. 1870, welcher 
($. 31) beftimmte, daß Nechte, welche von Dritten im Vertrauen auf 
das öffentl. Buch erworben werden, ftet® und ſofort unanfechtbar 
find. Es wurde nämlich ein Mittelweg eingejchlagen; ber ſchon in 
ben 88. 468. 469. 526. 527. 1500 A. B. G. 3. (dazu nun $. 71 
Gr. G.) gewährte fofortige Schuß des gutgläubigen Erwerbs eines 
bücherlichen Rechtes, welches durch nachträgliche Bücherlich nicht 
erfichtliche Thatfachen aufgehoben ift, wurde 1871 dahin ergänzt, daß 
auch das urfprünglich ungiltig verbücherte Recht von dem reb- 
lichen Singularfucceffor unter den in den 88. 61—64 näher bezeich- 
neten (oben S. 544 angeführten) Vorausſetzungen (Unterlaffung 
ber Löfchungstage, bez. Verjährung) unanfechtbar erworben wird. 17 
Nach der entgegengefetten Auslegung (f. Note 17) würde das Geſetz 
v. 1871 den Rechtsſchutz des redlichen Bucherwerbes gegenüber dem 
A B. G. B. (88. 468. 469. 526. 527. 1500 ꝛc.) fogar wejentlich 
gefchmälert haben; denn gemäß ber citirt. SS. (vgl. bei. $. 69—71 
Gr. ©.) wird ter redliche Erwerber fofort nach dem Eintrage ge- 
ihügt, während dieſer fofortige Nechtsfchug nach SS. 61—67 
burchaus nicht gewährt wird! Und das foll „„wedmäßig“ fein? 


17) Der Antragfteller Freih. v. Lichtenfels ſpricht daher hier ganz richtig 
don der „urfprünglichen Ungültigkeit” ded Eintrags (Kaferer 15. ©. 246 flg. 260 fig.) 
Näheres in meinem Auffag Jur. DI. 1885 N. 51. — Auch Erner, Hyp. R. II. 
S. 423 Note 19 ift nunmehr im Weſen meiner Auffaffung beigetreten ; eine von Ener 
aufgegebene Meinung wird nun von Burckhard, III. $. 180 ©. 318 fig. 329 fg. 
vertheidigt, welcher meint, ed fomme nad) 8. 61 bloß darauf an, ob der bücherliche 
Eintrag „nermalen (?) ungültig” if z. B. wenn die Hypothek durch Tilgung ber 
Schuld erlofh. Auch B. überfieht fomit den Unterfchied zwifchen „Ungiltigkeit” und 
„Erlöſchung“ des giltigen Rechtes. Burdhard (S. 330 N. 45) erfennt an, daß feine 
Auslegung der Abficht „der gefepgebenden Factoren“ widerſtreite; allein dies beirrt 
B. durchaus nicht: „Die Praris habe fich hierdurch umfoweniger beirren laffen, ale 
fich die Gerichte mit dem Studium der Geſetzesmaterialien 2e. nur ſehr wenig befaffen. 
... Bo die Materialien nur dazu dienen, etwas Unzwedmäßiged, welches aus dem 
MWortlaute des Geſetzes allein ſich nicht (2) ergibt, in felbes hineinzupretiren, mag 
man fie... [hlummern lafjen.”! Wo bleibt da die logiſche Interpretation? Übrigens 
fpricht felbft der Wortlaut ded Geſetzes gegen B.! 


35* 
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In Rüdficht der zufammmenhängenven, neuerlich viel umftrittenen 
Trage, ob das dfterr. Recht die ſogen. Eigenthümerhypothek“ 
Ienne, ſtehe ich folgerichtig auf Dem verneinenden Standpunkte, welchen 
ſ. 3. intüchtiger Weife bereits Kopetzky, Ztichr. f. 8. R. ©. 1835.11. 
©. 307flg. vertrat, welchen (wenigftens in der Hauptfache) auch 
Erner, 9. R. $. 89 einnimmt, und den nenerl. Krasnopolsti, 
Wien. Ztſchr. VIIL. ©. 516flg. u. XI. ©. 45 flg. namentl. mit Rüd- 
ficht auf das durchaus nicht „zweideutige“ Hofdekr. v. 22. April 1825, 
3. 2090 überzeugend gegen Strobal, Prioritätsabtret. ©. 49, 
Steinlehner, Mit. V. Schr. 24. ©. 337flg. 349 fig. wahrt.1s 
Näheres muß einem andern Orte vorbehalten bleiben. 

Über den Einfluß des in der Faſſung verunglüdten Gef. v. 23. 
Mai 1883. 3. 82 betreffend die tiefgreifende Änderung ber 88. 74 u. 
76 des Grundb. Gef. vergl. die Bemerkungen $. 19. N. 17, $. 20. 
S. 512flg. dieſes Buche. 


18) Auch der Berfuh Exner's 8. 89, die Eigenthümerhypothek durch das 
Hinterpförtchen der Ceſſion an den Hypothekar in's öfterr. Necht einzufchieben, ift 
wegen der im Wege ftehenden Konfuſion, da diefe nicht unter dem Schutz des Publi- 
zitätöprinzips ſteht, undurhführbar. Der 8.22 ©. G. ift bloß der Ausdrud einer 
gefürgten bücherlichen Manipulation. 

















A. 


Kataftralgemeinde: Glaſenau. 


Zahl der Brundbuchdeinlage: 15. Serihtöbesiet: Wlanip. 


Slafenau. Gut. 


Poftenzahl | Kataftralzapl | Bezeichnung der Parzelle, Hausnummer, Gulturgattung. 


Bauparzellen. 










1 1 Wohn: und Wirthfchaftdgebäude, Schloß. Ar. 1. 
2 12 Flußfiederei. Ar. 32. 
_3_ _38_ Keller. 
4 44 Schafſtall. 
5 45 Glashaus. 
Grundparzellen. 
6 1/1 Hutweide. 
7 1/2 Garten. 
8 8 Garten. 
9 21 Garten. 
10 22 Garten. 
11 56 Hutweide. 
12 65 Hutweide. 
13 68 Huweide. 
14 80 Huweide. 
15 81/1 Hutweide. 
16 81/2 Ader. 
17 82 Hutweibe. 
18 83 Dede. 
19 84 Wieſe. 
20 85 Wald. 
21 86 Huweide. 
22 87 Acker. 
23 88 Acker. 
24 89 Dede. 
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EEE ———— — — — 
Poſtenzahl Kataſtralzahl Bezeichnung der Parzelle, Hausnummer, Culturgattung. 


25 97 Sutweide. 
26 98 | Hutweide. 
27 103 Miele. 
28 104 | Miele. 
29 125 | Hutweibe. 
30 145 Ä Wieſe. 
31 146 Wieſe. 
32 147 Wald. 
33 184 Hutweide. 
34 295/1Hutweide. 
35 294,2 Wald. 
36 295 Hutweide. 
37 304 Adler. 
38 355 Ader. 
39 365 ,| Teich. 
40 366 Ader. 
41 368 Hutweibde. 
42 370 Adır. 
43 480 Hutweide. 
44 481 Acker. 
45 482 Dede. 
46 483 Hutweide. 
47 484 Teich. 
48 505: Yder. 
49 506 : Hutweibe. 


Boftenzast! Eintragung 


1 | Präj. 4. Dezember 1880. Nr. Erb. 40044. 


v.2 Die beabfichtigte Taftenfreie Abtrennung ded Grundſtückes Parzelle 
Nr. 482 und der Bauparzelle Nr. 3 wird angemerkt. 











2 Präf. 15. Auguft 1883. Nr. Erb, 31706. 
ad Auf Grund des Kaufvertrages d. dto. Kichtenftein 20. Juli 1880 
wird das unter DO, 3. 1 bezeichnete Grundftüd Parzell-Rr. 482 und 
die Bauparzelle Nr. 3 abgefchrieben und die Anmerlung D. 3. 1 
gelöicht. 
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B. 


Boftenzaßt] Eintragung 


1 Bräf. 5. Februar 1872. Nr. €. 1691. 


Auf Grund des Kaufvertrages d. dto. Prag am 24. März 1871 
wird dad Eigenthumdrecht für Maria von Kleift, geborene von Neu- 
pauer, auf eine Hälfte einverleibt. 





2 Präf. 24. Februar 1872, Mr. 5322. 


Auf Grund der Einantwortungsurtunde des k. k. Kreisgerichtes 
zu Pilfen vom 9. November 1869 3. 7822 wird das Eigenthumd- 
recht für: 

1. Friedrih von Kleift auf ein Sechſtel, 

2. TIherefia von Kleift auf ein Sechftel, 

3. Marie von Kleift auf ein Sechftel 
einverleibt. 
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C 











Poſtenzahl 


Eintragung 








1 Präſ. 4. Januar 1709 sine Rr. Erb. 
Auf Srund des im Inftrumentenbuche 412 lit. E 10 
eingetragenen Kommiffiondkontrafted vom 23. Juli 1708 
wird dad Pfandrecht für die Forderung der Mlaſover 
Kirche im Betrage von drei hundert Gulden mit fechd | 300 — 
Perzent Zinfen einverleibt. | 


| 


2 Präſ. 26. Februar sine Ar. Erb. 

Auf Grund ded im Inſtrumentenbuche Nr. 325 
lit. H. 17 eingetragenen Erbvergleiched vom 31. Of: 
tober 1772 und des dafelbft lit. I 1 eingetragenen 
Stiftähriefed vom 2. Mai 1773 wird dad Pfandrecht 
für das Stiftungskapital im Betrage von drei taufend || 3000 | — 
Gulden mit ſechs Perzent Zinfen für die Pfarre Mlaſov 
einverleibt. 





3 Präf. 22. Dezember 1849. Nr. Erb. 24827. 
v.4 Auf Grund der im Imftrumentenbude Nr. 876 
lit. O 24 eingetragenen Schuldverfhreibung vom 
1. Jänner 1848 wird das Pfandrecht für die Forderung | 
des Joſef Ko im Betrage von acht Hundert Gulden || 800 


Konventiondmünge mit fünf Perzent Zinfen einverleibt. 











4 Präf. 11. April 1859. Nr. Erb. 9076. 

ad 3 Auf Grund der im Inftrumentenbuche 1076 lit. L 17 
eingetragenen Geffion vom 23. Juli 1848 und der in der 
Urkundenfammlung des Jahres 1859 unter Rr. Erb. 9076 
erliegenden Eeffion vom 21. März 1859 wird die Über 
tragung der unter ©. 3.3 für Joſef Kock haftenden Hypo⸗ 
thefarforderung von 800 fl. EM. mit 5% Zinfen an 


Anna Eiſenſtein einverleibt. 





Auf Grund der Rote der k. k. Statthalterei d. dto. 
Prag am 29. Dezember 1862 3. 69822 und des vor ber 
Pilfner Grundlaftenablöfungd- und NRegulirungslofal- 
tommiffion am 20. November 1861 abgeſchloſſenen Ber- 
gleiches wird die Dienfibarkeit de Fahrweges, Yuß- 


5 Präj. 16. Jänner 1863. Nr. 1167. 
fleiged und Biehtriebes für Horn- und Schafvieh über | | 
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— 2* Eintragung IT 


die Grundparzellen Ar. 81/1 und 104 für die jeweiligen 











Gigenthümer der Realitäten Ar. 2, 27, 20, 25, 28, 7 
und 9 in Slafenau, und für den jeweiligen Eigenthümer 
der Grundparzelle Nr, 442 in der Kataftralgemeinde 
Glaſenau nad Maßgabe der Urkunde einverleibt. j 


6 Präf. 23. Ottober 1872. Nr. Erb. 15199. 
v.7 Auf Grund der Schuldverſchreibung d. dto. Prag 
am 23. Oktober 1872 wird das Pfandrecht für die For⸗ 
derung der böhmiſchen Sparkaſſe in Prag im Betrage 
von zwei und dreißig taufend Gulden öfterr. Währung mit || 32000 | — 
fünf | MinfPerzent Zinfen einverleblt. Zinfen einverleibt. 





ad 6 Auf Grund der Ceſſion d. dto. Prag am 26. Juni 
1880 3. 5529 wird die Übertragung der unter D. 3. 6 
für die böhmifche Sparkaffe in Prag haftenden Hypo⸗ 
thefarforderung von 32000 fl. öft. W. mit 5% Zinfen 
an die minderjährige Sofefine Rimay de Gidofalva ein- 


7 7 [ger 10. Minis r. crh ꝛooö 16. Mär; 1881. Rr. Erb. 9703. 
En a BE 


. 
u 





Alphabetiiches Regiſter. 


— Ü — 


Abflige zu Gewäffern 77, 90fig., 
ask N Früdte 263 flg. 87 2flg., 


Actio ad exhib. 10916, 
aquae pluviae arc. 9172, 
communi div. 2445, 
negatoria 9278, 1046, 11730, 129, 
239 flg. 
Publiciana 3851, 391, 39218, 
Adpitalitätdvertrag 501 flo. 
Aktien 357, 3586, 360, 
Allmenden 50, 2252, 23214, 
Alluvion 8806, 9784 264, 38810, 
Amortifationägefepe 324 da, 3488. 
Amortifiving ren Wertüpapiere 33716, 


änberunat. Srundbusets ers 515 
Anefangoͤklage 332 fig. ” ns 
Anmerkung 485, 506 2 

der Aöfreibung, 5 — 

der Abtrennung 5 

der —— 509. 

der Auffündigung 308. 

des „adieges Der "Entfcädigung 192, 


der Eevropriation 191. 

der Zeilbietung 191, 894, 510. 
der fideikommiſſ. Subftitution 511. 
der Hypothekarklage 508. 

der perſönl. Verbältniffe 506. 

der Priorität 507. 

der Rangordnung 23, 507, 5077, 
des Streited 23, 2972, 308, 508, 


der ultanhaftung 507 flg. 
der Theilungsklage 25171, 
d. aräußerungäverboted 214, 21441, 


ver Berjährung 508. 
Apprehensio 306, 3062, 328. 
ficta 3062, 
Auflaffung 406 fig. 


— — — CC —— —— —— —— — ———— — — — 


Aufforberungöverfahren 622 fig. 
Ausländer 3 

Ausw Anderer 30, 3018, 
Autorrehte 54 flg. 

Avulsio 97%, 265, 38810, 


Beneficium 15%, 18, 21. 
Bereiherungaftagt 196119, 291, 2945%e, 
297, 3130, 333, 3758. 
Bergbücher 57, 193, 428, 486, 536. 
Bergwerke 15, 25, 33, 127, 132, 157, 
193118, 2252, 232%, 
Bergwerföbahnen 155 N. * 1558, 1665. 
seigenthbum 57, 5746, 
stenal 57, 75, 78. 
Beſchr äntungen d. Eigenthumers 102flg., 


Befipreit (Berbücherung?) 4863, 

Beſtandnehmer Entſchaͤdigung desſelben 
bei der Erpropriation 180 flg., 
185. 


ee 86 flg., 1048, 118 flg., 


8 
Betrug bei der Tradition 276. 
Beweggrund der Tradition 288 fig. 
Bienenfhmarm 108, 110. 
Bodenzind 16, 18 fig, 21. 
Bosnien —— 459. 
Bräuberehtigung (Eintrag) 483. 
Brüden 46, 96, 156. 
Brünn (Recht, Sladibuch) 43474 441. 
Brunnen 38, 385, 76 fl fg. 19, 8356, 237. 
Duden, — T ntwidlung der 
öffentl. 
Bußbeisrien 6 6 
swefen in Deutfhland 403 flg. 
Bydzow (Stadtbuch) 433. 


Causa traditionis 192, 282 flg., 303. 
cautio damni infecti 128%, 137 flg. 
Geffion 357, 363. 

Communio 223, 226, 241 fig. 


Alphabetifches Regifter. 


Gompeteng FERN Enteignungdverf. 166 fig., 


Gongregatioten 32, 
Constitutum possess.268,27013,28087, 
305, 308, 824 flg., 336 fig. 3427 
Cudy 414. 
Cura bonorum 31, 312, 
personae 31, 312. 


Derelicetio 1356, 140, 25067, 39116, 
Deferteure 29, 301. 
Desky 401 flg. 
Deutſche Ordendritter 31. 
Deutfched Stadtrecht 43374, 450113, 
Dominitalgüter 474. 

stechte 468. 


Edition 247. 
Eigenthum, AR 1 lg. 
an Gewäflern 59 Ar 
an Rechten 5140, 52 fig. 
artiftifchee 54 fig. 
Semein- 12, 26 En. 4113, 
Gemeinde 13, 13%. 
Geſammt⸗ 22, 2237, 2252, 2298, 
23317, 
getheiltes 15 ne. 1983, 2262, 2298. 
literarifches 54 fl — 5443. 
Natural⸗1423, 886 fl 
Nutzungs⸗ 15 fg., 68 2190, 
Dber- 15 fig., 20, 68. 
öffentliches 25, 618. 
ſchwebendes 22. 
Sonder 27. 
Zabular» 142, 885 fla. 
widerrufliches 22, 228 
Eigenthumsblatt 21, 1948, 484 flg., 


heorfen 28°. 
Einantwortung, eret. 351. 
d. Erbſchaft 882 flg., 39015, 
a a 213 flg. 
Einſpruch u 
Einſtandsrechte 2 wi 
Eintragung, bücherl. 886 flg., 469 flg. 
Arten der BO4fI 
Eijenbahn 46, 49, 10% 11120,126, 132, 
150, 155 flg., 166, 176, 390. 
«bücher 4930, 1673, 187, 192111, 
193, 193111, 112, 196118, 48fig. 
528, 536. 
Emphyſeufis 16, 1730, 1933, 
Enteignung 25, 97, 48, 58, 74, 8968/10, 
92, 186flg., 258, 265, 388, 510, 
528, 541. 
Fälle der 158 


fl 
Segenftand der "as flag. 
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Enteignung, Ratur der 194 fig. 
Subjekt der 162 fig. 
Verfahren 166 fig. 

Zwed der 158flg. 

Erbpaßt 15, 18 flg., 21849, 378, 

Anz jung ber Srundbücher 467. 
—* des Schadens 56, 11930e, 124 flg., 
12738, 137 ffg., 174, 338, 
Srfopleitung b. d. nteignung 168 fig., 

174 fig., 184. 


Erfihtlihmahungen im Grundbucde 
48176, 485, 509, 513. 

Erfitzung 1983, 201, 259, 265, 300, 
389, 452. 

Ermerbsarten des Eigenthumg 256 fig. 

Ermerbägele llſchaft 2476 

Exceptio doli 27115, 2005, 392, 39319, 


Fabriken 7688, 128, 1324. 

Fakturen 319. 

Teilbietung 340, 343, 34318, 

Feilbietungsurtheil 251 flg. 

drttegt 13, 113. 

ibeifommiß 716, 15, 20, 213, 179, 
196120, 201108, t. 203,210, 2144, 
217, 233%, 510, 513 flg. 

Fiduciar 201, 203. 

Fiſchereirecht 45%, 47,639, 6518, 66 flg., 
6619, 7027,7842, 80,8151,82 fig., 
85508, 89, 95, 99, 100101, 1057, 
10641, 127, 16491, 482 fig. 

gachenendait (Verbücherung?) 476 flg., 


glämilhee Recht 43475, 451. 
Slußbeit 396, 47, Gl flg., 80, 8661, 88, 
06 fig., 99, 102706 15988, 257, 


inenipum 60 fig., SOffg., 101165, 


gtüffet. Zewaſſ er. 

Formen der Übergabe 804 fig. 

SFrachtbriefe 317, 31812, 319. 

Freiſaſſen 449110 

Friedhöfe 159. 

Früchte 9, 12, 2239, 241, 258, 26415, 
372, 875, 38019, 

Fund 257, 259, 265, 301, 


Gebaͤude, baufällige 188 fig. 


Geld 351. 
Gemeinbegut 40 flo. 43, 508, 193, 
20420, 206. 


Vermögen 40flg., 43. 
Gemeingebrauch Alftg,, 4Afig., 151. 
gemein haftlihee Gut (büch. Eintrag), 


Benofenfä Em 232, 23214, 
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Gejammtjassen 10, 35 flg., 362, 310, 

1 

Gewäſſer, eingeſchloſſene 58, 76, 79, 
Klee I j 


fließende 60 ng. 9482, 
öffentliche 47, 62 flg., 
Privat» 75 flg.. 159 flg 
ſtehende 60, 7027, 89, 
Eintragung der 469. 

Gewaͤhrbuch 446, 449. 

Gewerbsanlage 110, 119, 12939. 

Gewerbsmann 844 fig. 

Gewere 404, 40614, 

Gletſcher 7438, 3887, 

Grenzen 135 flg., 1369, 211 ffg., 241, 


Grüfte 52%, 246. 
Srundbücher- Einrichtung 470flg., 
Asiflg. 


Ergänzung 467 flg- 

Neuanlegung 460 fig. 
Grundbuchsauszug 91 fig. 

störper 472flg. 

»Mappe, ſ. Mappe. 
Orunddienftbarfeiten 513flg. 
Orundentlaftung 4, 147, 1476, 359. 
Orunditüde, verwahrlofte 137. 
Grundwaͤſſer 38, 385, 78, 784, 796, 

HoTi, 9278, 
Gültbuch 430. 
Sütergemeinfhaft 496 fig. 
Gutsbeſtandblatt 427, 475, 518, 
616 fig., 520. 


1 fg. 


Hamburger Recht 451113, 
Hammerſchlagsrecht 112. 
Sandelögefelichaft 21761, 

Hand wahre Hand 334, 348 fig. 
hereditas jacens 213, 383, 3831, 390. 
Herzegovina, ſ. Bosnien. 

Boltrift 956, 99 fig, 107, 127, 157, 


Hypothekenbücher 4598, 


Iglauer Recht 439, 
Immissio 928, 1148 116%, 11730, 
120, 122%, 125, 1357, 
Indoſſament 856 fig., 363. 
Inhaberpapiere 310, 3126, 818, 322, 
3359, 11, 886 flg., 34114e, 35289, 
353, 35341, 355, 
Snbibitiondprototoll 430. 
Infel 626, 88, 96, 9692, 97%, 257 fig., 
264 fig., 387. 
interdictum, de arb. ced. 10916, 
de glande leg 10918, 
Sinterimfcheine 360. 


Alphabetifches Regifter. 


Inveftitura 404 fig. 
Irrthum beid. Tradition 272flg., 34891. 
Sfraeliten 35, 359, 205. 


Jactus missilium 27832, 
Jagdrecht 13, 1057, 110, 126, 16491, 
Judenrecht 146, 339, 346M, 


Kanäle 76, 76%, 80, 158. 
Katafter 463. 
Gonformität mit dem Grundbuche 
478 fig., 516 fig., 519. 
Kehrrecht 112. 
Kellerrecht 16%, 484. 
Kirchen 46, 51, 51%, 159. 
Hüter 204. 
⸗Stühle 52, 246. 
Kirchhöfe 51, 159. 
Kolin (Stadtbuch) 442. 
Kommaffation 4, 142, 584 fig. 
Kommiffionär 281, 349%, 
Konditionen 291 flg. 
Konnofjement 319, 32216, 328, 34317, 
328, 357, 364%, 
Kridatar 1997, 207, 272, 393, 


Lagerſcheine 3166, 819 flg., 34317, 
357, 3604, 868 fig. 
Landtafeln, in Defterreih 10 fig. 
Wirkung des Eintrags 450 fig. 
Raftenblatt 21, 487. 
Legalſervituten 11, 108 flg., 1578. 
Regitimationdpapiere 31 918 0,2530 
Beben 15 flg., 21441, 217,40615, 511,536. 
sTafeln 4238, 536. 
Reinpfad 46, 105. 1058, 112, 156. 
Reiterrecht 112. 
Libri oastrenses 421. 
citationum 415. 
contractuum 415. 
erectionum 428. 
officii 414%. 
terrestres 421. 
Rocalfapläne 31. 
Löſchungsklage 23, 543. 
Lotterieloſe 39, 397, 359. 
Lübecker⸗Recht 451118, 


Magdeburger Stadtbud 450113, 

Machtbriefe 411 fg. 

Majestas Carolina 418, 4183, 

Maltheferritter 31, 313, 

Mappen 463, 478 fig., 480, 516, 5187, 
519, 523. 

Markenſchutz 56, 56%. 

Marktvertauf 846 fig. 

Mineralien, vorbehaltene 56, 57, 264. 


Alphabetiſches Regifter. 


Mineralquellen 89 fig., 9071. 
Minoritenorden 33. 
Miteigenthbum 7037, 225 fig. 
Modus 209, 20931, 242. 

acquirendi 259 fl np 2606. 
Montenegriner, 33, 33 
Mühlregal 67, 678, 
Müllerrecht 87. 


RNachbarrechte 104 fig. 

Napbthabücher 4681. 

Naͤherecht 220 fig. 

Namenspapiere 359 fig. 
Raturalerfigung 386. 

Negotiorum gestio 369 flg. 
Reuanlegung der Srundbücker 459 fig. 
Rotariatsaft bei Schenkungen 829 fig. 
notarius terrae 4168, 422. 

Nothweg 111. 

Rotiftenbücher 432, 

Nugßungsrechte 9 flg., 12 flg., 4118. 


Object ded Cigentpumes 85 flo. 

Decupation 14, 24%, 57, 114, 
137, 13710, 1390 1403, 19713, 
258, 264, 28139, 39015, 

en or 455 g. 

oͤffentliches ae Rn flg., 68 

Nichtwerbũcherung 46 ng 

Dlmüger Stadtbuch 4. 

operis novi nuntiatio 13711, 

Ordensgeiſtliche 29, 31 flg., 324, 272. 

Orderpapiere 3120, 320, 322, 856 flg. 


Pactum reservati dom. 277, 277%, 
Perception der Früchte 872 fl. 
Pfandhriefe 359, 362. 

Pflugrecht 112. 

Pfründengüter 204, 

Prager Recht (Stadtbuch) 43474, 435. 
Prioritätobligationen 35949, 
Proteftationen 430, 

PBublicität 400 fig., 425, 5162,58 7 fig. 


Quaterne 416 fig. 


Realarreſt 206, 2082. 
ewerberechte 5143. 

Pfienft em 402, 4713, 

rechte ( Cintra ai, 488flg. 304 513. 
Rectapapiere 85 59 fig. 
Redemptoriften 31. 
Nedlichkeit des Erwerbers 334 flg., 338, 

flg., 588 flg- 

Regifter 436, 468, 
Registrum regie curie 415. 
Reliquien 52, 206%, 
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Res extra commerc. 85 flg., 373, 
52%, 60°, 
in comm. usu 40, 42, 63, 68 flg. 
incorporales 8, 53 fe; 
litigiosae 202, 20212, 15, 
omnium comm. 385, 6, 60°, 76. 
publicae 372, 40 fly. 
sacrae 373, 52, 
Retraktrech t 220 fl 
Riötigfelungeveriähren tor. ‚54210, 
Nuftifalgemeindegründe 411 


Sachen, anvertraute 348 fl fg; 
eftoblene 887 flg., 341827, 35083, 
Bertenlofe 388, 
verlorene 337 fig., 34877, 3508, 
ala 404. 


Sapbus 446, 449. 
—— e 329. 
Schifflapit Fa 615, 639, 73 flg., 73%, 


Shöpimirte 79, 796, 
Säulen 50 fig., 5082, 
Secularflerus 32. 
Separation 57, 372 fig. 
Sequeftration 17, 201108, 207 flg., 
215, 235, 238, 3733, 395%, 509. 
Servituten 10, 4418, 49, 937, "1048, 
12431b, 1310, 179, 398. 
an öff. Sachen 44. 
Sorialidmus 26 flg. 
Sparkaſſabücher 254. 
Staatögut 42 fl No. 
·nothrecht 147 N. 1477, 1488, 9, 
.papiere 30848, 62. 


‘ Stabtbüder 408 fig., 432 flg., 4429, 


Stammrcalitäten 5838. 

Ständifche Güter 474, 

Stauanlagen 83, 8559, 95, 160 fg. 

Gtellvertretung bei der Trad. 278 fig. 
325, 326%, 868 fig. 

Stiftungen 283%. 

Etraßen 397, 42, 4417, 68, 141, 156. 

Subject ded Gi enthumsrechted 29 fig. 

Subftitution, fideitomm. 201, 203, 
203%, 210 flg., 21082 fig., 513. 

Superficies 10, 16, 1938, 245, 378. 

Syndikatsklage 337. 


Tabulae citationum 414%, 
terre provincialeg 415. 
Tabularbeſitz 494. 
Teiche ee „e Re flg., 79, 8457, 8908, 


LHeifgulbefgrisungen 357, 359, 
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Zheilung d. Orundftüde 142 fly.,520flg. 
Theilungstlage 201, 242 %: 
verbot 21338, 21747, 2455557, 2468, 
Thiere 108. 
Zhierjungen 376. 
titulus aquirendi 259 flg., 2606, 39219, 
traditionis 289 flg. 
traditio f. Übergabe. 
brevi manu 268, 28782, 30060, 
305, 824 flo. 
longa man en 
ica 36, ., 34217, 
Zradifionöpapiere 319. ns 
Zrammways 15527, 16685, 
Treppelweg 18, 105, 112, 
Triebwerke 63, 83, 6356, 8559, 91 flg., 
95, 160. 
Trift, f. le 
Türkiſche Untertbanen 338. 


Üsereinftimmung des Grundbuchs und 
Katafterd 478 flg., 486, 516, 
519. 


Übergabe 258, 263, 265 flg., 34217, 
durch Erklärung 305, 824 flg., 34217, 
fittive 305, 827 fig. 
törperliche 805 nd vgl. traditio. 
u Zeihen 805 fig., 327 fig, 


Ungarn Srundbücher) 449 flg., 457 flg. 
Univerfaffucceffion 264, 26418, 882 fig. 


Ungiltigteit des bücherl. Rechte 546 flo. 
Urbarien 448. 
Urheberrecht 54 fly. 
Urkunden 305 flg. 3062, 
Urkundenbuch 438. 

sfammlung 427. 
Urproduzenten 846 fig., 3472, 
Usucapio, f. Erfigung. 
Ususfructus 223%, 173, 378 flg., 37814, 
Usus publicus 45 flg., 639, 81. 


Beräußerungsverbote 197 flg., 208flg., 
272, 352%, 366, 510. 

Verfachbuch 431, 43170, 4598, 46815, 
54514, 

Berjäbrung 451 flg., 540. 

Vermächtnis 22, 390, 502, 5033, 

Bermengung 855. 


Alphabetiſches Regiſter. 


Vermiſchung 258, 852 flg. 
Verpflichtungen d. Eigenthuͤmers 1883flg. 
Verſchweigung 265. 

Verſchwender 207. 

Verſteigerung exekut. 389 flg., 393 flg. 
Derträge Ah Gunſten dritter 218 fig., 


Bertrauen auf die öff. Bücher 589 fiy. 
Verwaltung der gemein]. Sache 285 fig. 
Berzeichnid des off. Gutes 469. 
Binculirung 35289, 
Vindieatio 1938, 36, 4217,21318, 29156, 
292 flg., 332 flg., 354 fe. 
von Werthpapieren 337, 3371, 
von Geld 852 flo. 
Vorfluth 90, 1044, 10610, 
Borkauf 186%, 21441, 216, 220 fig., 
2218, 230. 
Bormertung 22, 506. 


Waarenpapiere 319, 3371. 
Waffen, verbotene 33, 523, 
Warrant, |. Lagerjcheine. 
MWafferanlage 83 flg., 9276, 95, 97, 107, 
156, 160 flo. 
buch 86, 8662, 467. 
sgenofienfchaft 107, 141, 232. 
sleitung 80, 83, 9277, 100, 158, 
1616. 
⸗nutzungsrechte 89, 99, 110 flg. 
⸗rechte (Verbuͤcherung) |. Fiſchereirecht. 
‚regel 64 flg. 
Wechſel 857 flg., 35747a,b, 
Wege, öffentliche 48 flg., 155, 193118, 
526248, 


MWegfervituten 483, 49. 
MWerkpottenprotofoll 430. 
MWertbpapiere 810 fig., 350 flg., 359. 
MWiderlage 494. 

Wiener Stadtbuch 445. 

Windbrühe 38017. 


Zueignung 372, 387. 

Sugehörige Realitäten 483 ng. 

Zuſchlag. gerichtl. 264, 34416, 381 fig. 
3 


Zuſchreibungen 515 flg., 529 flg. 

Juwachs 257 flg., 300, 376. 

Iwang beid. Tradition 275 flg., 3484 
351350, 35289, 


Sachregiſter. 


Allg. bürgerliches Geſetzbuch. 


8. 18 = 29 , 
8. 21 = 271 

8. 33 — 33, 

8.147 = 368. 

8, 151 = 1997, 271%. 
8.152 = 1998. 

8.187 = 368 

8. 230 = 525. 

8. 231 = 197, 199. 

8. 232 = 197, 1998, 206. 
8.233 = 197, 1998, 23538, 
8,24 = 197, 1997, 368. 
$. 246 = 27115, 

8. 269 = 368, 

$. 273 = 207, 271. 
8.279 = 271. 

8. 282 = 1998, 


8. 286 = 42, 47%, 
8.287 — 4033, Alflg., 47, 472, 5387 
68, 81 flg.. 19% 193113, 469. 
8.288 — 408, 42fig., 47, 473, 193, 

193113, 469. 


' 


8.289 — 50, 5337, 

8.290 = 42 fig. 485, 

8. 292 — 8, 53. 

8.294 = 376. 

8. 295 = 372, 376, 38017, 

8. 297 = 15, 1528, 396, 57flg., 60, 
121%, 

8. 298 = 468, 

8. 302 = 10, 35 ffg. 

8.305 = 181, 182%, 183, 1849, 

8. 308 — 485%a, 493, 49716, 

8.309 = 396%, 

8.311 = 362, 37, 75. 

8. 312 = 196, 305. 

8. 315 = 305, 329. 

8. 316 = 300, 39117, 

8.319 — 308, 324 fig. 

8. 320 — 39117, 

8. 321 = 3851, 494, 


8. 322 mu 385, 3851, 39818, 494. 
8, 326 == 301, 366flg., 36659, 36761, 
371, 3811, 543. 

8. 328 = 366, 366%, 37178, 

8. 329 — 296568, 391. 

8. 330 = 264, 372, 376 flg. 

8. 332 = 127% 

8. 335 —= 368, 37178, 378. 

8. 337 = 369, 369%) 381 lg. 

8. 338 — 378, 381flg., 39. 

8. 339 == 90, 391, 393. 

88, 340342 — 122, 

8. 343 — 187 fig, 140 fig. 

8.350 — 

8. 353 — s, 9, 

8. 354 = 1, 7, 9, 914, 17, 47, 53, 60 
100, 108, 115, 117, 1213, 192, 
372. 

. 355 = 29, 35, 37, 210. 

356 — 18, 29, 35, 37, 


’ 


$ 

S. 210, 2176, 

8.357 = 15, 18, 188, 13142, 20419, 

2178. 

8. 358 — 15, 188, 2170. 

8. 359 — 15, 18, 18%, 2176, 484, 513. 

8. 360 — 15, 188, 22, 210, 21748. 

8. 361 = 149, 226, 2262, 229, 231, 
239, 24145, 

8. 362 = 1, 17,60, 103,115 flg., 11730, 
12134, 140, 239. 

8. 363 = 103, 117, 218, 

8.364 — 5, 115flg., 11720, 118908, 
12134, 1243, 130flg., 144. 

8. 365 = 74, 100, 105, 1616, 163, 
168, 16800, 181, 18185, 18495, 
265, 388. 

8. 366 — 109, 239, 29356, 340, 392, 
39219, 


8. 367 = 2009, 21441,248, 2561, 295588, 
300%, 311, 316, 320, 338, 340144, 
841 fig., 359 flg., 365, 37173, 381, 
397 


$. 368 == 349, 35239, 367, 36761, 371. 
8. 370 = 2945%e, 355. 
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8. 371 = 2009,312,3139,341, 852flg., 


366, 36791, 


8. 372 = 14021, 391, 39218, 396%. 

8. 373 = 303, 391, 392%, 

8. 374 = 391, 39218, 

8.378 = 202, 329. 

8. 380 — 258, 25918, 2935%b, 297,311. 

8.381 — 14%, 60, 258 flg., 264. 

8. 382 = 82. 

8. 384 = 108, 10835, 111. 

8. 386 — 388. 

$. 387 = — 1343, 388. 

8. 398 = 258, 264. 

8.403 — 29456. 

8,404 = 96, 99. 

8.4 405 = 257, 264, 372, 376, 38017, 

8.407 = 69, 88, 93, 96flg., 97%, 
257 7 flg., 264 fg, 387 lg. 

8, 408 = 96, 205, 264. 

8. 409 = 88. 

6.410 = 88, 97, 264, 1, 38711. 


8.412 == 138) 257 
8.413 = 87, '8864,'98, 106, 257. 
88, 414416 = 264, 319, 356, 5151. 
88. 417—419 = 58, 245, 24658, 258, 
264, 319, 388. 
88.420u.421 = 58,10814,258,264,372. 

8.422 = 57, 109, 10916, 110, 258 

8.423 — 258, 271, 399. 

8. 424 = 258, 25918, 26314, 287, 289, 
28953,291,293, 293566, 297, 29857, 
30086, 301, 39117, 517 

8.425 = 258, 266, 27018, 297, 381, 
385, 38914, 395. 

8.426 = 36,258,263,305,309,324,395. 

8. 427 == 813, 36, 362, 258, 2591a, 268, 
303, 306 fig, 3062, 329, 331, 
34217, 395. 

8. 428 — 258, 268, 305, 308, 3088, 
309, S24flg., 326%, 327%, 329, 
331, 34217. 

8.429 = 268, 305, 32216, 827 flg., 
329, 331. 

8, 430 = 301, 329, 399, 543. 

8.431 = 329, 885 flg. 

8.432 == 39219, 398, 

8.433 — 258, 264. 

8. 434 == 29756h, 3160, 

8.435 = 289, 28958, 291, 29756h, 527, 

8. 436 — 258, 300, 385flg., 389. 

8.437 == 258. 372. 

$. 438 = 29756h, 3169. 

8.440 = 316, 3851, 399flg., 543. 

8.442 = 211, 332. 

8.443 — 15, 248, 255, 2557, 340, 

493, 521. 


—_— — — — — — — 





Sachregiſter. 


8.441 = 470. 
8. 445 = 248, 398, 470, 527. 
8. 446 = 421. 
449 = 259, 25918, 311. 
451 = 311, 329. 
452 = 36%, 308, 


341, 350, 35125e, 366, 

457 = 3721, 3738. 

460 — 126. 

468 — 2038, 20110, 20928, 248, 
341, 537 fig., 541, 547. 


mm menu 
5 
© 
or 
l 
mb 
[er] 
® 


i 8,469 = 397, 5051, 509, 537, 541, 


544, 547. 
8. 472 = 15, 1056, 1357. 
8. 473 = 1056, 164. 
8. 474 = 171, 179. 
"475 = 4418, 57, 121%, 1249, 1318, 
135%, 171. 
‚476 = 57, 121%, 1357,%, 171. 
. 480 = 25912, 399. 
„481 = 259%, 311. 
483 = 11, 98, 140. 
. 487497 = 98. 
‚504 = 1056, 179, 378, 37814, 
509 — 171,173,179, 235%, 378 lg, 
3781, 
.510 = 171, 204. 
511 — 380, 38017. 


a 
— 
—2 
u 
n 
© 
* 
8” 


51138, 
519 = 235%, 378%, 37916, 3819, 
‚522 — 1058, 

‚523 = 90, 391, 395%, 

526 = 537, 541, 547. 

527 —= 203%, 338, 341,537ffg.,541. 
.529 = 1058, 

‚539 — 3240 

‚547 —W 384%, 397. 
‚550 = 3838, 


on 
De 
= 
Bus 
ww 
ut OD 

= 


. 603 = 171. 

"608 — 710, 2180, 

"610 — 204, 210flg., 21038, 21138, 
91227, 21788, 

‚611 = 210, 21287, 21748, 2190. 

"612 = 210, 21297, 2178, 2180. 

"613 — 710, 201, 203flg., 209flg-, 
21287, 215, 21748, 481%, 

614 = 210, 2178, 


MER WR UNE OR U CO CO U OR CR CR E03 LI “OR CR OR CR CR CR RER Ru 


, 618 = 203. 
‚624 = 455 
628 — 218 
"629 = 15, 20. 


Sachregiſter. 


31 = 7%, 171. 

32 = 20110 11, 

22 Mi, 

5 = 20. 

52 — 2108, 

53 = 37, 215. 

84 — 300, 3008. 

07 = 210, 217, 485. 

08 — 2091g., 217, 485. 

09 = 209flg., 485. 

11 = 210, 2176. 

97 = 382, 3831, 384 4, 

07 = 382, 3831, 3841. 
10 == 382. 

11 = 201, 383, 

12 = 3832, 
13 — 382 fl 

19 = 316, N, 3844, 389 lg. 

20 = 201, 3832, 389 fig. 

21 = 389g. 

24 = 2009, 364, 36454, 365 lg. 

25 = 24165, 250. 

26 — 499. 

28 — 2262, 229 flg., 240, 24247, 

29 = 230, 236%, 239, 24907, 2470, 

30 — 242 {lg , 24247, 2430, 24700, 
25171, 253, 499, 

8. 831 u. 832 = 210, 217@, 247. 


2° 2 270 
F 


OD OD GO OD GO OD OD A A EC I 


DD CR 00 CR 09 OR 02 U LO AR CR 802 CR 09 00 CR A 00 LIE &0% &3 ER CR LS 
aD OD OD QD QD OD OD 


8. 833 — 226,233 flg., 23730f[g., 23886, 
A16 

88, 834 u. 835 — 233, 236, 2368, 

8. 836 —= 233, 2353, 238, 250. 

8. 837 = 233, 237, 23731, 

8. 838 — 233. 

8. 839 — 234, 238. 

8. 840 = 238%, 

8. 841 = 248, 2488, 24964, 300. 

8. 842 = 246, UM, 

8. 843 = 201, 242, 43, 244fig., 


2496, 250, 25174, 253 flg., 499. 
8.844 — 2342, 246, 2468" 247508, 
316. 


8. 846 = 250. 
8. 847 —=233U. 
8. 850 —= 242. 


8. 854 = 7077, 728, 93, 96, 1122, 
226, 23418, 240. 

9.855 — 93, 96, 11890, 226, 23488, 
240 flg. 

8. 856 — 96, 226, 23418, 238, 240. 

8. 857 = 23418, 

8. 858 = 135, 136, 1369. 

8. 865 — 1997, 206%, 271, 2935%e. 

8. 869 = 272, 27421, 

8. 871 = 273, 27421, 275. 

5 

$. 


$. 872875 = 273, 275, 304, 34831, 


876 = 273, 275, Jag8ı, 359. 
Randa, Eigentbum n. öſterr. Redt. 
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. 877 = 273, 27524, 291. 
. 878 = 37, 3910, 188101, 291 fig. 
.879 = 291. 

.880 = 37. 

.901 = 287. 
. 916 = 276. 
. 922 = 2309, 250, 313. 
.923= = 2309. 


* 
— 
on 
Du 


‚991 = 291. 
996 — 211, 
1002 = 200. 
1008 = 197. 
. 1016 = 371. 
8. 1019 = 219, 21951, 
8. 1020 = 12738, 
8. 1021 = 12738, 
$. 1034 = 200, 368, 
SS. 1040 u. 1041 = 16860, 238. 
8. 1048 = 194, 291. 
8. 1051 = 393. 
8. 1053 = 289. 
8. 1059 = 291. 
8. 1063 = 28852, 
8. 1064 = 393, 
8. 1070 = 492. 
88. 1072—1078 = 224, 2248,94, 492, 
88. 1080 u. 1081 = 2778, 
8. 1089 — 194115, 255, 3811. 
8. 1095 — 18081,’ 492, 
8. 1096 — 3811. 
$. 1097 = 180. 
$. 1101 = 3738, 
8. 1102 = 51138, 
8.1111 = 126, 
8. 1112 = 1808, 
8. 1121 = 172, 18081, 1278, 
8, 1122 = 378, 
8. 1123 = 15 flg. 
8, 1125 = 16, 378, 
88. 1127 u. 1128 = 21848, 


88, 1140 u. 1141 222flg., 2225, 271. 
8. 1143 — 1314, 
8. 1147 = 1314, 378, 
8, 1149 = 18. 

8, 1174 = 1686, 201, 291 fig. 
8. 1175 = 232. 

8. 1180 = 49718, 

8. 1208 = 210, 217, 24781, 
8. 1217 — 503%, 

8. 1226 = 300, 

8. 1228 = 496. 

8. 1230 = 494 flo. 

8, 1234 — 49610, 497. 

8. 1235 = 499, 
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562 Sadıregifter. 


8. 1236 = 497, 49716, 49817, 499 flg. 

8.1247 = 1680, 291. 

8. 1248 = 21850. 

8. 1252 — 4933, 

8. 1255 = 501, 5018, 

8. 1256 = 49714, 502. 

8. 1262 = 49715, 

8. 1265 = 281. 

8. 1266 = 49715, 

8. 1271 = 276, 

8. 1276 = 38017, 

8. 1287 — 2191, 

8. 1291 = 276, 

8. 1293 — 184 fig., 18598, 296568, 

8.1295 = 125,138, 13917, 16860, 28988, 
353, 375. 

8. 1305 — 584, 103%, 117, 1212, 125, 
128, 12940 130, 13148, 13917, 

8. 1306 — 125, 13917, 16800, 

8. 1311 = 125, 1690, 393”, 

8. 1315 = 13917, 

88. 1323 u. 1324 — 184, 375, 

8, 1330 — 1868, 

8. 1331 = 184, 3717, 375, 

$. 1332 = 1984, 

8. 1336 — 168%, 

8. 1357 = 536, 

8 


8. 1373 u. 1374 = 137, 13716, 139, 


17878, 525. 
. 1387 = 276, 
. 1392 = 310 fflg., 330. 
. 1393 = 310 flg., 3139, 
.1397 = 363. 
„1413 = 171%, 
. 1421 = 27115, 29356, 
.1425 = 169. 


. 1431 = 198, 259, 290 fig., 291%, 


293 flg., 296 flg., 355. 
. 1432 = 291, 29156, 29857, 
. 1433 = 27115, 291, 29356, 29857, 
. 1434 = 291, 29857. 


. 1435 = 168%, 291 flg., 29136, 29857, 


. 1436 = 291, 29156, 29857, 


1443 = 511. 
1447 = 291, 29658, 
1456 u, 1457 — 4214, 
1458 = 24352, 
1459 = 92, 9276, 
1460 — 3717, 
1461 = 289, 28958, 300, 39117, 
1468 = 389. 
1474 = 201. 
1477 = 3717, 
1481 = 243, 24352, 
. 1487 = 2754, 
1488 = 539, 


8 
$ 
$ 
$ 
$ 
$ 
8 
$ 
5 
8 
8 
8. 1437 = 291, 29436, 296flg., 29658. 
3. 
$. 
88. 
8. 
8. 
8. 
8. 
$. 
3 
- 
8. 
$ 
ß. 


8. 1494 = 366%, 367. 

8, 1498 — 143, 3863, 389, 393, 397, 
5051, 

8, 1500 = 389, 38911, 397 fig., 5162, 
537 fig. 


Allgem. Grundbuchsgeſetz 
vom 25. Juli 1871 3.95 R. G. Bl. 


8. 2= 3%. 

8. 3 — 226, 38810, 515 fig. 

8, 4 == 386, 386°, 489, 493, 505, 
5052, 522, 

g. 5 = 21441, 21748, 3868, 493, 496, 
501, 512. 

8. 7 = 491 fig., 492%, 

8. 8 = 505 file. 

8. 9 = 194118, 21441, 216, 486, 3869, 
494 fig. 

8.10 —= 226, 2262, 234, 492. 

8,12 = 493, 515. 

8.123 = 226, 234, 395%, 493. 

8. 15 = 507. 

8.20 — 208, 2144, 21647, 25171, 
25271, 485, 504, 506 flg., 543. 

8.21 = 207%, 398, 

8.22 = 387, 396, 398. 

8.23 — 384, 3844, 3881. 

8.26 — 289, 2975%h, 399, 506. 

8.27 = 506. 

8.29 = 399,.509, 527. 

8.390 = 5077 

8. 31 = 505. 

8. 32 — 29756h, 

$. 33 = 505. 

8.34 = 505, 513. 

8.35 = 29756h, 399, 506. 

8. 39 = 506. 

8.40 — 505. 

8.41 = 399. 

8, 42 = 289, 29756b, 

8.49 = 23, 505. 

8.50 = 23. 

8.51 = 493. 

8. 52 — 513. 

8.53 = 23, 507, 5077. 

8.57 = 23. 

8.59 = 252, 508, 512, 513. 

8.60 = 2517, 252, 2527, 508. 

8.61 = 23, 208, 2975%h, 3969, 399, 
480, 513, 542 fig, 546. 

8.62 = 37172, 508, 543. 

8.6 = 37178, 543. 

8. 64 = 265, 542, 546. 

8. 65 = 208. 

8,69 — 23, 208, 508, 543, 546 fig. 

8. 70 = 208, 389, 398, 308, 546 


Sachregiſter. 


8.71 = 208, 398,513, 541,543,546flg. 

8.72 = 191, 252, 381, 3821, 394, 
3943, 51012, 5168, 

8, 73 = 21441, 21747, 25271, 511 flg.., 
511% 

5. 74 = 481, 488, 505, 513, 517 flg., 


523. 
8. 78 = 387, 389, 396. 
‚85 = 3733, 
88 = 507, 5078, 512. 
8.89 = 507, 5078, 512. 
.90 u. 91 = 488. 


7.270 
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99 — 509. 

103 = 399, 49611, 
106 = 505, 507, 509. 
109 = 512. 

111 = 507. 

112 = 505, 512. 
118 = 397, 465. 
123 = 522. 

129 = 509. 

‚132 = 23%, 50911, 
„133 = 509. 


En en RER mn Un 


Gejeh über die Anlegung der 
Grundbüder Do 23 Sat 1871 
3. 98 R. G 


6.468—513, beſ. asiſg— 
Gejeg, betr. die Durchführung 


bühberliher Abtrennungen vom 
6. Februar 1869 Nr. 18R. G. Bl. 


©. 171%, 460, 508, 513, 521 fig. 


Reihamatiergeie vom 30. Mai 
1869 3. 93 no Bl. 


2 = 47, 80, 8050, 

3 = 47, 75,753, 78, 80, 8050, 88, 

4 = 47, 608, 75, 778, 78. 

5 == 47, 602, 74, 77@, 93, 101, 
10118, 241. 

647. 
= 47, 83, 958. 

8 = 4827, 105, 1058. 

9 = 7,105, 


. 10 = 79, 8457, 9175, 94, 9482, 958, 
101, 106, 132. 

11= 79, 90, 912flg., 92, 106, 
13247 


12 = 94, 948, 101, 106. 
13 = 94, 9483, 101. 
14 = 948, 101, 241. 
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8.15 = 79, 89, 8967, 100, 10611, 
161, 1614, "1626, '163, 168, 181, 
192111, 

8.16 79, 89, 8967 fig., 101, 163, 
192111, 

8. 17 = 101, 168, 17678, 

8.18 = 100. 

8.19 = 8151, 84, 9587, 100101, 101, 
10611, 127, 12940, 17672, 

8. 20 = 107, 141, 23218, 

8.21 = 107. 

8. 22 = 107, 10712, 

8.23 = 107, 10712, 141, 3874, 

8. 26 = 17672. 

F 


orſtgeſetz vom 3. Dezember 1852 
8. 250 R. ©. 2 


6 — 464, A887, 9585, 100, 107, 
110. 


8 
81 
8.2 
8. 24 = 69, 107, 110, 111%, 112, 142. 
8.2 
8. 39 — 108%, 

8 


Eifenbahnenteignungs ege bom 
18. Februar 1878 3. 30 — 


8. = 1693. 

8. 3 = 182, 

8 eig. 170, 17367, 174, 181, 
1848, 5 8. 

8 — 165. 170 fig. 1718, 173 flg., 
180 fg, 18200 "184 fig. 1348, 
528. 

88.6 u. 1= 182 fig., 184%. 

8. 8 = 167, 169 . 181, 1838, 
192, 

88.9 u. 10 — 167, 170, 192. 

8.14 = 17817, 

16 = 167, 179, 187. 

17 = 16655, 167, 187. 

18 = 163, 167, 178. 

19 = 388. 

20 = 192. 

2 == 163, 165, 168, 178, 17877, 


3 
8. 
5 
8. 
8. 
8.2 
184, 187, 187101, 193. 
8.23 = 186, 
8. 24 = 178, 17877, 
8.25 = 165, 170 flg., 173 flg., 177, 
177%, 182, 184. 
8. 26 = 167, 179, 187, 187100, 
8.27 = 163. 
8. 29 = 178. 
8. 30 = 165, 173, 175, 177, 177798, 
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8.31 = 177 flo. 

8.33 = 170, 181, 192. 

8. 34 = 169 fig., 175, 17570, 179 fig., 
190106, 193, 388, 5101, 

8.35 = 163, 165, 167, 169, 174, 
190106, 191 fig, 19718, 5103, 

8.36 = 181. 

8, 37 —= 186, 189 

8.38 — 12886, 

8.42 = 126, 132 

8.46 = 191, 197 

8.47 = 163. 

8,55 — 18710, 


Eifenbahnpumgefeh vom 19. Mai 


74 3. 70 R. G. Bl. 


88. 1—3 = 19211, 490. 
88.4u.5 = 490, 515. 
88.69 = 192111, 194118, 490 flg., 


8. 1 

8. 17 = 191, 19618, 

8.20 = 165, 16758, 17068, 17980, 187, 
193112, 510, 528. 

8. 29 = 165, 1706, 187, 193112, 

SS. 34 u. 35 = 51013-15, 

8. 39 = 165, 193112, 

8. 46 = 205. 


Handelsgeſetzbuch. 


Art. 56 = 2818, 

„. 59 = 2819, 
67 = 361%, 
„69 = 2819, 
„ % = 2819. 
„ 97 = 2818, 
„ 181 = 3584, 360494, 
„ 183 = 357, 35747, 363. 
„223= 358, 358%, 36049. 
271 = 361%, 
273 = 347, 361%, 
301 = 312, 3136, 357, 359. 
302 = 312, 3136, 319, 357, 359, 
36049, 


363. 

304 = 312, 3136, 357. 

305 = 312, 3138, 319 flg., 338, 
34317, 356, 363, 365, 36701 

306 — 312, 3136,320,341, 34317, 
345, 347, 34932, 350flg., B59Rg., 
365, 36865, 


858 flo. 


303 — 312, 3136, 35646, 47, 359, 


307 = 312, 3156, 338, 35188, 


Sachregiſter. 


Art. 308 = 312, 3136. 


„ 309 = 361%, 

„ 313 = 323, 361%, 
„ 360 = 2811, 281%, 
„ 368 = 281. 

„ 374 = 323. 

„ 382 = 323. 

„ 402 = 31812, 3282, 
„ 413 = 319. 

„ 415 flg. = 322, 


Kaiſerl. Patent vom 9. Auguft 1854 
3. 208 R. ©. 31. 


88, 11.2 = 178, 17877. 
8. 43 = 382. 
8, 46 = 382. 
$. 73 = 301. 
8, 122 = 382. 


479. 
8. 158 = 179, 20419, 209 flg., 214, 
485, 511, 513 fg, 522158, 
8.1699 = 479. 


8.174 — 21, 20419, 21748, 479, 4858, 
514. 
8. 177 = 479. 
8, 182 = 29, 3239, 1997, 
8.189 — 235%, 
8. 222 = 514 
230 — 514. 


3. 
88. 269 u. 270 = 300. 


Andermweitige Geſetze. 
Sanbtafefpatent v. 22. April 1794 3.171 
J. G. S. S. 6 


8. 1= a7am 529, 
8. 2 = 427, 529, 
ur 5 — 52112, 529, 
8. 7 = 384. 
gg. 12, 18, 32 — 29750h. 
8.33 = 207%, 
8, 42 — 419. 
Kaiſerl. ern vom 16. März 1851 
1a Sy ber 1854 9. 238 
eje vom 14, tember 
® £r G. Bl.: &, 4900 163, 166, 169, 
17979, 190 fig, 197, 205, 388 fg, 
Geſetz vom 5. Deyember 1874 3. 928. 
©. BI. für Böhmen: ©. 20, 193, 
ans 214, 217, 5175, 519, 
Geſetz vom 93. Mai 1883 3. 82: S. 467, 
4762, 478, 481, 486, 5318flg. 
Geſetz vom 23. Mai 1883 8.83: ©. 478, 
480, 486 flg., 516, 519 fig. 
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